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Uenn und dreißigſte 
Sitzung des Vereinigten Landtags 


am 14. Juni. 





Kurie der drei Stände. 
Inhalt: 
Schreiben des Landtags⸗Kommiſſars in Betreff der Rechnungs⸗Ablegung fiber 
bie Staatsfchulden-Berwaltung; bie Petition auf Errihtung eines Krebil-In- 
ftituts für. die bäuerlichen Grunpbefiper ber ganzen Monarchie; Entwurf einer 
Bitte an Se. Majeftät ven König wegen Bertagung bed Vereinigten Landtags; 
Bemerkungen darüber; Allerhöchſter Eniwurf einer Verorbnung, bie Verhältniſſe 
der Juden betreffend, nebſt minifterieller Denkſchrift; Gutachten ber Abtbeilung 
über den Entwurf und Verhandlungen barüber. 


Die Sigung beginnt unter dem Vorſitze des Landtags⸗Marſchalls 
von Rochow nah 10 Uhr mit Berlefung des Protokolls über die 
legte Sigung, weldes von der Verſammlung genehmigt wird. 

Als Seeretaire fungiren die Abgeordneten von Leipziger und 
Dittrich. 

Hierauf eröffnet der Marfhall ber Kurie, daß der Gcheime- 
Rath Brüggemann auf Allerhöchften Befehl Sr. Majeflät des 
Könige den abweienden Minifter des Kultus erfeben werde. Es 
wird ferner ein Schreiben des Landtags⸗Komiſſars an die Marfchälle 
der beiden Kurien in Betreff der Rehnungs-Ablegung über 
die Staatsfehulden-Berwaltung von dem Gecretair von 


Leipziger verlefen und nach dem darin enthaltenen Verlangen von 
1% 
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dem Marſchall die ſiebente Abtheilung an Stelle der Staatsſchulden⸗ 
Deputation, deren Wahl zu erlaſſen der Landtag gebeten hat, mit 
Prüfung der Rechnung beauftragt, auch die Rechnung ſelbſt zum 
Drucke überwieſen. 


„Da die Kurie der drei Stände in der Sitzung vom 5. d. M. beſchloſſen 


hat, eine Bitte an des Königs Majeſtät dahin zu richten, daß in Erwartung 
der Wiedervereinigung des Vereinigten Landtags innerhalb eines vierjährigen 
Zeitraumes die Wahlen der Vereinigten Ausſchüſſe und der Deputation für 
das Staaisſchuldenweſen einſtweilen erlaſſen werden mögen, ſo wird auch die 
Wahl der letzteren ſo lange ausgeſetzt bleiben müſſen, bis ſich herausgeſtellt 
bat, ob die Herren⸗-Kurie jener Bitte ſich anſchließen, eventualiter bis des 
Königs Majeſtät darüber entfchieven haben wird. 

Bei dem nahe bevorftehenden Schluffe des Vereinigten Landtages wirb 
aber die demfelben nach S. 8 der erften Verordnung vom 3, Februar d. 9, 


obliegende Abnahme der Rechnung der Haupt-Verwaltung der Staatsfchulden, 


welche ich unter dem 26. v. M. mitzutheilen die Ehre hatte, nicht füglich 
länger ausgefept werben können, weshalb ich ergebenft anheimftelle, für die- 
ſesmal die fragliche Rechnung ohne bie worbereitende Prüfung ber Landes- 
fchulden-Deputation nach Vorfchrift des 6. 27 der Geſchäfts⸗Ordnung zunächſt 
an bie Abtheilungen und demnächſt an das Plenum ber beiden Kurien ge- 
fälligft gelangen zu laffen. 

Berlin, den 11. Juni 1847, 

von Bobelfdwingh.“ 

Hierauf erhebt fich der Abgeordnete Milde mit der Behauptung, 
daß die Prüfung einer Abtheilung der Vereinigten Kurie zuzuweifen 
fei, wird jedoch von dem Landtags-Kommiſſar mit der Bemerfung 
widerlegt, daß 8. 8 der Verordnung vom 3. Bebruar d. I. Diefes 
Verfahren und fomit die Ueberweiſung des Gegenftandes an Abtheis 
lungen der gefonderten Kurien vorfchreibe, worauf der Abgeordnete 
Stark das erbetene Wort erhält. 

Abg. Stark: Meine Herren! Ich habe mir das Wort erbeten, 
um den Herrn Marſchall zu bitten, die Güte zu Haben, die Petition, 
die von und Vertretern der Landgemeinden aus der Provinz Poſen 
eingebracht wurde, zur Berathung zu bringen. Sie betrifft Die Er» 
richtung eines Kredit⸗Inſtitutes für die bäuerlichen Grundbeſitzer in 
der ganzen Monarchie. Diefe Petition würde mwahrfcheinlich liegen 
„bleiben, da noch fo viele andere Sachen liegen bleiben werden; weil 
"fe aber von einer großen Wichtigkeit ift, To möchte ich bitten, daß 


a 
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ſie noch im Laufe dieſer Woche berathen und zur Verhandlung ge⸗ 
bracht werden moͤchte, weil, wie wir hoffen, der Landtag mit Ende 
dieſer Woche aufgehoben werden wird. Da nun dieſe Sache von 
der höchſten Wichtigkeit iſt und von allen Seiten gewüuͤnſcht wird, 
daß jenes Inſtitut ins Leben treten möge, fo müffen wir ſogar be⸗ 
fürchten, wenn die Sache nicht zur Berathung kommt, von unferen 
Kommittenten die bitterften Vorwürfe zu befommen, daß wir fie nicht 
befürwortet hätten, und ich muß alfo um fo dringender bitten, daß 
dieſer Gegenftand vorzugsweife vor anderen zur Berathung gezogen 
werde. Dies ift ebenfalls der Wunſch meiner übrigen Kollegen und 
der fänımtlichen Landgemeinden. 

Abg. von Sancken: Ich erlaube mir, den geftellten Antrag zu 
unterflüßen, denn er greift fo tief in das Wohl vieler taufend Fa⸗ 
milien des Daterlandes ein, daß auch ich mich diefer Bitte völlig 
anſchließe, daß jener Antrag vorzugsweife zur Berathung komme. 

Fandtags-Marſchall: In den nächften Tagen wird uns das 
Gutachten über die Allerhöchfte Propofition, die Berhältniffe der 
Juden betreffend, befchäftigen; fobald wir damit zu Ende find, werbe 
ich zunächft befannt machen, welche Gutachten, der chronologifchen 
Folge nah, an der Tagesordnung find, wo dann die hohe Vers 
fammlung ſich zu erklären haben wird, ob fle einige derſelben vor« 
zugsweife berüdfichtigen will. 

Abg. Neumann: Ich wünfchte nicht, daß die Furz gemeffene 
Zeit der hohen Verfammlung irgendwie verloren gehe, weshalb ich 
mein Bedenken Außere, welches dahin geht, daß diefe Angelegenheit 
nicht vor den Vereinigten Landtag, fondern vor die einzelnen Pro- 
vinzial-Randtage gehöre. 

(Bon mehreren Selten Zeichen der Nichtbeiftimmung.) 

Sandtags-Slarfhal: Der Herr Abgeordnete von Platen Hat 
. die Güte gehabt, den Entwurf, beireffend die Vertagung des Land⸗ 
tags, auszuarbeiten. ch erfuche denfelben, ihn vorzutragen. 

Referent von Ylaten verlieft dieſen Entwurf: 
Allerunterthänigſte Bitte der Kurie der drei Stände, wegen 

Vertagung des Vereinigten Landtags. 
Wenn die durch Se. Koͤnigliche Majeſtät zum erſten Vereinigten Landtage 
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zufammenberufenen Abgeordneten der brei Stande mit regem Eifer fih ben Ge⸗ 
fchäften gewidmet haben, welche ihnen zur Erledigung vorgelegt waren, fo iſt es 
ihnen, trog der Allerhöchſt befohlenen Verlängerung ber bereits abgelaufenen 
Friſt, nicht gelungen, ihre Aufgabe vollſtändig zu löſen. 

Es iſt nicht füglich abzufehen, daß über die Allerhöchften Propofitionen bis 
zum anberaumten Schluffe des Landtags, in Nüdficht ber Mitbetheiligung ber 
Herren-Rurie, wirb bejchloflen werben Fünnen, noch weniger wirb es möglich 
werben, bie fo zahlreich eingegangenen, alle Verhältniffe des Landes berührenden 
Bitten und Anträge einer erfchöpfenden Berathung zu unterwerfen. 

Vertrauensvoll erwartet aber dag Land, erwarten unfere Sommtittenten, 
baß der Landtag die in den Petitionen ausgefprochenen Wünfche reiflich prüfen 
und, wenn fie Dazu geeignet befunden, Sr, Königlichen Majeftät zur Allerhöch⸗ 
ften Entſcheidung vorlegen werde. 

Bon den 453 Übergebenen Petitionen find erft wenige erledigt worben; um 
fie alle zu prüfen, würbe annoc eine geraume Friſt erforberlich fein. 

Wenn nun aber nicht allein die Privat- und heimatlichen Berhaltniffe, 
fondern auch amtliche Pflichten einem großen Theile ber Abgeordneten, die nicht 
daranf gerechnet haben, fo lange Zeit aus ihren Wirkungskreiſen entfernt zu 
bleiben, die Rückkehr zur Heimat wichtig und dringend erfcheinen laffen, fo 
dürfte eine abermalige unmittelbare Verlängerung des Landtags nicht gllein aus 
biefen Gründen von nachtheiligen Folgen, fondern überhaupt mit Rüdbli auf 
die vorher angebeuteten Nerhältniffe zur Förderung der Gefchäfte mit Schwie- 
sigfeiten verbunden fein. 

Die Kurie der drei Stände bat es für ihre Pflicht gehalten, dieſe Lage 
der Sache ehrfurchtsvoll zum Allerhöchften Ermeffen vorzutragen. 

Zur Vermeidung der Nachtheile, welche gegenwärtig durch eine Derlänge- 
rung bes Landtags entfichen würden, und anbererfeits in Erwägung bes brin- 
genden Wunfches, daß die eingebrachten Petitionen nicht unberüdfichtigt liegen 
bleiben, fondern To bald als möglich und mit ber erforderlichen Gründlichkeit 
erlepigt werden, befchließt die Kurie der drei Stände, Sr. Königlichen Maje- 
ſtät die unterthänigfte Bitte vorzutragen 

Allerhöchſtderſelbe wolle, behufs Erledigung ver vielen dem Landtage noch vor⸗ 
liegenden Gefchäfte, nach Verlauf ber für die Dauer beſtimmten Friſt benfel- 
ben zu vertagen und zur geeigneten Zeit wieder einzuberufen Allergnäbigft 
geruhen, 
Berlin, den 14. Sunt 1847. 
Die Kurie der drei Stände bes Bereinigten Landiags. 
(gez.) von Rochew. von Platen. von Leipziger. Dittrich. 


Abg. Freiherr von Vinche: Ich finde gegen das Materielle 
des Entwurfs nicht das Mindefte zu erinnern, vielmehr die Gründe 
vohftändig ausgeführt. Das. Bedenken, welches ich bei der Faſſung 
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habe, iſt rein formell. Inſofern der Eingang lautet: Allerdurch⸗ 
lauchtigſter u. fr w., fo iſt der Antrag an die Perſon Sr. Majeftät 
gerichtet worden, während die Geſchaͤftsordnung für alle Fälle aus⸗ 
drücklich vorfchreibt, daß die Beichlüffe der Kurie nur in Form einer 
Erflärung abgefaßt werden follen; daß diefe demnaͤchſt an die Herren- 
Kurie gelangen fol, um den Beitritt zu unferen Befchlüflen zu er- 
halten, und daß endlich Seitens der Herren Marfchälle mit einem 
Begleitungsfchreiben diefe beiden Erklärungen an den Herrn Land⸗ 
tags⸗Kommiſſar befördert werden follen. Die Kurie der drei Stände 
befindet fich daher niemals in der Lage, direft mit Sr. Majeftät zu 
fommuniziren, und wenn bei Gelegenheit des Bortrag:s des Ent« 
wurfes der Erklärung über die Propofition wegen der Eifenbahnen 
ber entgegengefeßte Grundſatz unterftübt worden ift, fo kann ich Dies 
in dem Gefchäfts-Reglement nicht begründet finden. Ich hatte mich 
zum Wort damald gemeldet, um diefelbe Bemerfung zu machen; es 
wurde aber durch Beichluß der hohen Verfammlung ber Schluß der 
Diskuſſion beliebt, und dadurch wurde es mir unmöglich, es zu ers 
wähnen. Ich bin mit dem damaligen Referenten darin vollkommen 
einverflanden gewefen, daß eine Antwort an Se. Majeftät in diefer 
Form nicht gefaßt werden dürfe. Es liegt zudem auf der Hand, 
daß eine Erklärung, die nur von dem Marfchall, dem Referenten 
und den Secretairen unterzeichnet wird und nicht von ber ganzen 
hohen Verfammlung, nicht mit einer Anrede an bes Könige Majeftät 
beginnen fann. Das damals angeführte Beifpiel von den Provinzial 
Landtagen, wo bie entgegengefeste Faſſung befteht, dürfte daher fchon 
deshalb nicht paſſen. Daher glaube ich, daß die Form fo zu faflen 
if, wie fie die Gefchäftsorbnung vorfchreibt, namentlidh bier, wo es 
fih nicht um eine Bropofition handelt, fondern lediglich um eine 
Petition. Die Faſſung der Erklärung wegen der Rentenbanfen ift 
die einzige, wo die Form: Allerburchlauchtigfter u. ſ. w. gewählt 
worben ift. 

Sandtegs- Marſchall: Die Bemerkung ift ganz richtig und 
gründet ſich auf das frühere Verfahren, wie es immer beobachtet 
worden ifl. Sch würbe es felbft bemerkt haben, wenn mir nicht ber 
Enimurf fo eben erft überreicht worden wäre, 
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Referent von Platen: Ich werde es ſogleich Ändern, da nur 
im Titel und der Anſprache eine Aenderung einzutreten braucht. 

Sandtags-Marfhall: Die hohe Verſammlung wird wohl nicht 
verlangen, daß deshalb der ganze Entivurf nochmals vorgelefen wird. 

Abg. von Mantenffel IL: In Beziehung auf die Form will 
ich nicht fprechen; allein es ift im Cingange gelagt worden: es fei 
dem Landtage nicht möglich, die Allerhöchften Propofitionen zu erle- 
digen. Die einzige Propofition, welche uns noch zur Berathung 
vorliegt, ift die, welche heute auf der Tagesordnung fteht, und ich 
glaube, daß fie jedenfalls noch erledigt werden wird, und ich möchte 
nicht, daß wir uns nach einem Zufammenfein von 10 Wochen dahin 
ausfprechen, daß wir nicht dazu Zeit gefunden hätten. 

Referent von Platen: Es fteht bier nur: „es ift nicht füglich 
abzufehen.” Ich mache darauf aufmerffam, daß Heute erft einer 
Deputation der Auftrag ertheilt worden, die Rechnungen der Staate- 
Schulden-Penvaltung zu revidiren, fchwerlih wird fie bis zum 
Sonnabend ihr Gefchäft beendigen. Ich glaube daher, daß eine 
Erledigung aller Gegenftände ohne Verlängerung von einigen Tagen 
nicht abzufehen ift. 

Abg. von SMantenffel IL: Ich meinerfeits glaube, daß fie 
erledigt werden fönnen. 

Abg. Ansblanh: Ich Habe nur eine kurze Bemerkung gegen 
ein einziges Wort zu machen. Es heißt: „daß erſt wenige Petitionen 
erledigt waren.“ Sollte es nicht angemeſſener ſein, die Zahl der 
bereits erledigten und der noch zu erledigenden Petitionen genau 
auszudrücken? denn wenn ich nicht irre, ſo iſt mehr als der vierte 
Theil bereits berathen. 

(Einige Stimmen: Nein! Nein!) 

Sandtags- Marfhall: Die Zahl weiß ich nicht genau, aber 
daß mehr als der vierte Theil erledigt fei, dem muß ich widerfprechen. 

Eine Stimme (vom Platze): Es find über 100 Petitionen 
erledigt, und das Gutachten über 70 und einige liegt vor. 

Abg. von Auerswald: Ich muß gegen das, was der geehrte 
Abgeordnete der Niederlaufig bemerfte, erinnern, daß, wenn in dem 
Antrage nicht gefagt iſt: „es wäre nicht möglich”, fondern nur „ed 
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wäre eine Erledigung der Allerhöchften Petitionen zc. nicht füglich 
abzufehen”, dies wohl um fo mehr der Zal fein dürfte, als ich 
meinerfeits, eben fo wie bei der Berathung der Allerhöchften Propo⸗ 
fition, die in der legten Sitzung der Vereinigten Kurie ftattfand, erneuert 
darauf antragen würde, daß hier Paragraph für Paragraph mit 
derjenigen Genauigfeit und Aufmerkſamkeit durchgegangen werde, welche 
wir einer Königlichen Propofition fchuldig find, und fie nicht wie 
jene durch einen generellen Beichluß Beleitigung fände. 

Abg. Pimmermann: Ich habe mich nur der Erflärung des 
Abgeordneten der Provinz Preußen anſchließen wollen, infofern, als 
es auch mir angemeflen erfcheint, die vorliegende Propofition para» 
graphenweife durchgehen zu laffen. 

Sandtags-Marfhal: Es fragt fih, ob die Bemerkung nod) 
Unterflügung finde, daß nicht gefagt werben möge: die Allerhöchften 
PBropofitionen fönnten nicht erledigt werben. 

Eine Stimme (vom Plage): Ich kann mich diefer Anficht nicht 
anfchließen. 

Sandtags-Marfhall: Da weiter Niemand der Bemerkung beitritt, 
jo Hat fie nicht die gehörige Unterftügung gefunden, und da etwas Weis 
tere8 gegen den Entwurf nicht erinnert wird, fo ift er mit Vorbehalt der 
Veränderung, welche die Form betrifft, al8 angenommen zu betrachten. 

Der Herr Abgeordnete Wächter wünfcht über eine allgemeine 
Angelegenheit dad Wort. 

Abg. Wädhter: In dem ftenographifchen Zeitungsberichte über 
die Mahl» und Schlachifteuer iſt ſtatt meines Namens, nämlich 
„Wächter”, gefept: „Becker.“ Ich bitte, daß dies abgeändert wird. 

Sandtags- Mlarfhall: Es wird dies in den heutigen ſtenogra⸗ 
phifchen Bericht aufzunehmen fein. *) 

Wir fommen nunmehr zur Tagesordnung, nämlich zur Bera- 
thung des Gutachtens über die Allerhöchfte Bropofition, die Berhält- 
niffe der Juden betreffend. Sch erfuche den Herrn Abgeordneten 
Sperling, als Referenten, biefen Vortrag zu halten. *) 


*) Iſt bereits in der betreffenden Sitzung ber Vereinigten Sipung vom 
10, Suni gefchehen. (Bd. VIE) 
*#) Bevor diefer Vortrag beginnt, ſchalten wir auch bier bie Allerhöchſte 
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Entwurf einer Verordnung, 
bie Berbälintiffe der Juden betreffend. 


Bir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen sc, 

Nachdem Wir zur Herftellung einer allgemeinen und gleichmäßigen Ge- 
feßgebung über die BVerhältniffe der Juden die beftebenden Vorfchriften ſowohl 
fiber die jünifchen Kultus- und Unterrichte-Angelegenheiten, als auch hinfichtlich 
bes bürgerliden und Rechts-Zuftandes, insbeſondere vie für das Großherzog⸗ 
thum Pofen ergangene Berorbnung vom 1. Juni 1833 einer Revifion haben 
unterwerfen laffen, und in Betracht, daß bie eigenthümlichen Verhältniſſe ber 
jüdiſchen Bevölkerung in ber Provinz Pofen eine gänzliche Aufhebung der dort 
geſetzlich beſtehenden Verfaſſung bes Judenweſens zur Zeit noch nicht geftatten, 
verordnen Wir auf den Antrag Unferes Staatsminifterlums und nach Anhörung 
Unferer getreuen Stände bes Vereinigten Landtags, wie folgt, 

Abſchnitt I. 
Veber die Berhältniffe der Juden in allen Landestheilen Linferer 
Monarchie, mit Ausfchluß des Großherzogthums Bofen. 
d. 1. 

Die Juden, welche in ben vorbezeichneten Landestheilen ihren Wohnſitzz 
haben, genießen, fo weit dieſes Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, neben gleichen 
Pflichten gleiche bürgerliche Rechte mit Unferen chriftlichen Unterthanen, und 
follen nach den für dieſe daſelbſt geltenden gefeplichen Vorfchriften behandelt 
werden, 

$, 2, 
Bildung von Judenſchaften. 

Die Juden follen nah Maaßgabe der Orts⸗ und Bevölferungs-Verhält- 
niffe dergeftalt in Supenfchaften vereinigt werben, daß alle Innerhalb eines Ju⸗ 
denſchafts⸗Bezirkes wohnenden Juden bemfelben angehören. 

8. 3. 

Die Bildung dieſer Judenſchaften erfolgt durch die Regierungen nach An⸗ 
hörung der Betheiligten in der Art, daß jede Judenſchaft eine Stadt zum Mit- 
telpunkt erhält, nach welcher fie benannt wird, und mit der bie jübifchen Ein- 
wohner der umliegenden Städte und Dörfer oder anderer ländlichen Befipungen 
verbunden werben, 

In gleicher Weife find die Regierungen ermächtigt, nach dem Bebürfniß 





Propoſition mit der minifteriellen Denkfchrift ein. Leptere wird von zwei fehr 
umfangreichen Beilagen begleitet (I und II), welche wir ber Ausbehnung un» 
geachtet doch fogleich nachfolgen Iaffen zu müſſen glauben, ba fie ein auch für 
das größere Publikum wichtiges fatiftifches Material enthalten. Einige Punkte 
aus biefen Beilagen haben wir außerdem als Anmerkungen zu ber minifteriellen 
Denkfchrift mit aufgenommen, Anm, des Herausgeb, 
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Abanderungen ber Indenſchafto⸗Bezirke vorzunchmen und bie hierauf beyg- 
lichen Berhältniffe unter Zuziehung ber Betheiligten, einfihließlich der eiwa vor⸗ 
handenen Gläubiger, zu orbnen. 

4. 4. 

Die einzelnen Iupenfchaften erhalten in Bezug auf ihre Vermbgensver⸗ 
bältniffe bie Rechte juriſtiſcher Perſonen. Der Berband der Iubenfchaften be- 
zieht fich lediglich auf die ihnen durch biefe Verordnung ausdrücklich überwiefenen 
Angelegenheiten. \ 


9. 5. 
Jede Iubenfhaft erhält einen Vorſtand und eine angemeflene Zahl von 
Repräfentanten. 


8.6, 

Der Borkand beſteht aus mindeſtens 3, hoͤchſtens 7 Mitgliedern, welche 
ihr Amt unentgelblich verwalten. 

8.7. 

Die Zahl der Repräfentanten ber Iubenfchaft fol mindeſtens DB unb böd- 
ſtens 21 beizagen. 

$. 8, 

Sämmtliche männliche, volljährige, unbeſcholtene Mitglieder ber Iupenfchaft, 
welche entweder ein Grundſtück befipen, ober ein Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, 
ober ſich fonft ohne fremde Unterkügung ſelbſtſtändig ernähren und mit Ent⸗ 
richtung ber Abgaben für die JIudenſchaft währenn ber lebten 3 Jahre nicht in 
Kückſtand geblieben find, wählen bie Repräfentanten und biefe ben Borfland ber 
Judenſchaft auf 6 Jahre. Die Wahl ik überall zugleich auf eine entſprechende 
Zahl von Stellvertretern zu richten. 

9 

Das Bahlgefhäft wird burch einen Abgeorhneien ber Regierung geleitet, 
Nach Ablanf ber erfien 3 Jahre fcheidet die Hälfte der Vorſtands⸗Mitglieder 
und ber MRepräfentanten nach dem Looſe, demnächſt jebesmal die ältere Hälfte aus. 

8, 10, 

Die Wahlen ver Borficher unterliegen ber Genehmigung ber Regierung, 
welde die ganze Wirkſamkeit des Vorſtandes zu beauffichtigen bat unb befugt 
if, einzelne Mitglieder wegen vorfäglicher Pflichiwibrigleit oben wieberholier 
Dienfisernachläffigungen durch Beſchluß zu entlaſſen. 

§. 11. 

Der Vorſtand bat die gemeinſamen Angelegenheiten ber Judenſchaft zu 
leiten und bie Beſchlüſſe ber Repräfentanten zur Ausführung zu bringen. Er 
vertritt die Judenſchaft überall gegen dritte Perſonen, insbeſondere in allen 
Rechtögefchäften, fie mögen bie Erwerbung von Rechten ober bie Eingehung von 
Berbindlichleiten betreffen. Das Berbältuiß ber Vorſteher und Repräfentanten 
gegen einander und gegen die Judenſchaft if, fo lange und fo weit nicht das 
Statut (5. 13.) ein Anderes fefent, nach ven Beſtimmungen ber renibirien 
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Stäbdteordnung vom 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten des Ma⸗ 
giſtrats und der Stadiverordneten zu beurtheilen. 
5. 12. 

Ueber die Verwaltung des Vermögens der Judenſchaften ſteht den Regie⸗ 
rungen das Recht der Ober⸗Aufſicht in demſelben Maaße zu, wie nach der re⸗ 
vidirten Städteordnung vom 17. März 1831 über die Vermögens⸗Verwaltung 
ber Stabtgemeinden. 

$. 13, 

Meber die Wahl des Vorfigenden in dem Borftande und bes Vorſtehers 
der Repräfentanten-Verfammlung, fo wie über deren Befugniffe, ferner über bie 
Zahl der Mitglieder des Vorſtandes und der Repräfentanten-Verfammlung, ber 
Stellvertreter derfelben, fo wie barüber, ob die Wahl in den Vorſtand auf jü- 
bifche Einwohner ber, zum Mittelpunkt der Judenſchaft beftimmten, Stabt be- 
ſchränkt bleiben, und welche Reifekoſten⸗Entſchädigung im anderen Galle den Ge⸗ 
wählten gewährt werben fol, endlich über das Verhältniß der Vorfteher und 
Repräfentanten gegen einander und gegen die Subenfchaft find bie erforderlichen 
Beftimmungen in ein befonberes, ber Beftätigung des Ober-Präfipenten unter⸗ 
liegendes, Statut aufzunehmen, 

Die erſte Wahl des Vorſtandes und der Repräfentanten erfolgt nach Vor⸗ 
fhrift der Regierungen. Diefe haben auch nach flattgefundener Wahl wegen 
Abfaffung ber Statuten binnen einer feflzufegenven Friſt das Erforderliche an⸗ 
zuorbnen. Sofern die Abfaflung Innerhalb ber geſetzten Friſt nicht erfolgt, iſt 
von ben Regierungen über bie dem Statute vorbehaltenen Beſtimmungen ein, 
die Judenſchaft bindendes, Reglement zu erlaffen, . 

$. 14, 

Der Vorſtand ift das Organ, durch welches Anträge oder Vefchwerben der 
Iudenſchaft an die Staatshehörbe gelangen. Er hat über alle, bie Judenſchaft 
betreffenden Angelegenheiten und über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder ben 
Staats- und Kommunalbehörben auf Erforbern pflichtmäßig und unter eigener 
Berantwortlichkeit Auskunft zu ertheilen. 
$. 19, . 

Bertretung ber Judenſchaften in Stadigemeinden. 

Wenn in einer Stabi, in welcher eine ber beiden Städte⸗Ordnungen gilt, 
fih fo viele wahlberechtigte Bürger jübifchen Glaubens befinden, daß fie 
minbeftens diejenige Zahl der ſtädtiſchen wahlberechtigten Bürgerfchaft erreichen, 
welche eine Theilung ber Gefammizahl ber letztern durch bie Zahl der Stabt- 
verordneten ergiebt, fo kann auf den Grund einer zwiſchen ben ftäbtifchen Be⸗ 
hörden und dem Vorſtande ber Subenfchaft unter Zuftimmung der Repräfen- 
tanten Statt findenden Einigung ben jüdischen wahlberechtigten Bürgern ge- 
finttet werben, einen oder nach bem angegebenen Verhältniſſe auch mehrere Ver⸗ 
vrdnete nebft Stellvertretern aus ihrer Mitte zu wählen, welde in der Stabi« 
veroroneten-Berfammlung in allen, nicht das chriftliche Kirchen⸗ und Schulweſen 
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betreffenden Angelegenheiten Sie und Stimme haben; bagegen ſchelden alsbant 
die Juden bei ben Wahlen ber übrigen Stabiversrhueten, beren Zahl ih nad 
Manfgabe der eintretenden jübifchen Berorbnneten vermindert, als Wähler unb 
Wahl⸗Kandidaten aus. 

Das Ergebniß einer ſolchen Vereinbarung unterliegt ber WBeRätigung ber 
Regierung, und ift in das ftäbtifche Ortsſtatut aufzunehmen. 

Bei der Seitens der Juden Ratifindenden Wahl von Bersroneten aus ihrer 
Mitte finden die Borfchriften und Bedingungen Anwenbung, welche für bie 
Stabtverorbneten- Wahlen überhaupt an dem betreffenden Orte manßgebend find. 

$. 16, 
Kultuswefen. 

Die anf ben Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben ber Ver⸗ 
einbarung jeder einzelnen Judenſchaft, zefp. deren Vorſtehern und Repräſen⸗ 
tanten überlaffen. Die Regierung bat von biefen Einrichtungen nur in foweit 
Kenninig zu nehmen und Entſcheidung zu treffen, als bie öffentliche Orbnung 
ihr Einfchreiten erfordert. 

17. 

Dem Statute einer jeden Iubenfchaft bleibt die Beſtimmung barüber vor⸗ 
behalten, ob Kultusbeamie angeftellt und wie biefelben gewählt werben follen. 
Bis dahin behält es wegen biefer Wahlen bei demjenigen, was in ben ein» 
zelnen Subenfchaften herkömmlich if, und in Ermangelung eines feſten Her⸗ 
kommens bei den allgemeinen gefehlichen Worfchriften wegen ber Wahl von Ge⸗ 
fellfchaftebeamten fein Bewenbden, Die gewählten Aultusbeamten bürfen in ihre 
Amt nicht eher eingewiefen werben, bis bie Regierung erllärt hat, daß gegen 
ihre Annahme nichts zu erinnern if. Die Regierung bat bei dieſer Erflärung 
außer ben Förmlichleiten der Wahl nur darauf Rüdficht zu nehmen, baß bie ge⸗ 
wählten Kultusbeamten unbefcholtene Männer find, 

$. 18, 

Eniftehen innerhalb einer Judenſchaft Streitigkeiten über bie innern Kul⸗ 
tus-Einrichtungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge abzielen, fo find 
die DMinifter der geiftlichen a0, Angelegenheiten und bes Innern ermächtigt, auf 
ben Antrag ber Intereflenten eine Begutachtung ber obwaltenden Differenzen 
hurch eine, zu dieſem Zweck einzufepende Kommiffion eintreten zu laffen. Kann 
burch den Ausfpruch ber Kommiſſion ber Konflikt nicht ausgeglichen werben, fs 
haben bie Minifter unter Benupung des von ber Kommiffion abgegebenen Gut⸗ 
achtens darüber Ansrdnung zu treffen, ob und mit welcher Maaßgabe bie Ein- 
richtung eines abgefonderten Gottesbienfles ober bie Bilpung einer neuen Sy- 
nagoge zu geflatten is zugleich haben biefelben mit Ausſchluß des Rechtsweges 
zu beftimmen, welcher Theil im Bey ber vorhandenen Kulins-Einrichtungen 
verbleibt. 

4. 19. 
Dieſe Kommiſſion fol, fo oft das Beduͤrfniß es erfsrbert, unter ber Auf⸗ 
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ſicht eines Regierungs-Kbgeorbuelen in Berlin zuſammentreien, und aus neun 
Kultusbeamten ober andern Männern jübifchen Glaubens befteben, die das Ber» 
trauen der Subdenfchaft, welcher fie angehören, beſißen. 

$. 20, 

Die Mitglieber ver Kommiſſion mit einer angemeflenen Zahl ven Stell- 
berivetern werben von den Miniftern ber geiſtlichen 2c. Angelegenheiten und bes 
Innern auf den Vorſchlag ber Ober-Präfidenten, welche babei die Anträge der 
Supenfchaften ihres Berwaltungsbezirks beſonders zu berückſichtigen haben, auf 
die Dauer von ſechs Jahren ernannt. 

6. 21, 

Die durch den Zufammentritt ber KKommiffion ertwachfenben Koſten werben 
son ben ſämmtlichen Jubenfchaften des Staats nah Verhältniß des Koſtenbe⸗ 
trages ihrer gefammien Bedürfniſſe ($. 23.) aufgebracht, 

8. 22, 

Die Kommiffion befchließt über die, ihr zur Begutachtung vorgelegten Ge⸗ 
genflände nach abfolnter Stimmenmehrheit, und bat bie zu erſtattenden Gut⸗ 
achten unter Beifügung von Gründen vollſtändig auszuarbeiten. 

8. 23, 

Die Koften des Kultus und ber übrigen, bie Indenſchaft beireffenden Be⸗ 
bürfniffe, zu welchen auch bie Einrichtung unb Unterhaltung ver Begräbnißpläbe 
gehört, werben nach ben, durch das Statut einer jeden Judenſchaft näher zu 
beftimmenden Grundſaͤßen auf bie einzelnen Beitragspflichtigen umgelegt, und 
nachdem bie Heberollen son der Regierung für vollſtreckbar erklärt worben find, 
im VBerwaltungswege eingezogen, Der Rechtsweg ift wegen folder Abgaben 
und Leiftungen nur in ſoweit zuläffig, als Jemand aus beſondern Rechtstiteln 
die gänzliche Befrelung von Beiträgen geltenb machen will, obes in ber Be⸗ 
fiimmung feines Antheils über bie Gebühr belaſtet zu fein behauptet. 

Ob und in wieweit einzelne, zerfireut und von dem Mittelpunkte ber Ju⸗ 
benfchaft entfernt wohnende Juden zu den von ber Judenſchaft aufzubringenden 
Koften, insbefondere zu ben Kultns-Bebürfniffen beizutragen haben, iR von den 
Regierungen nah Maaßgabe der Voribeile feſtzuſetzen, welche jenen Juden durch 
bie Verbindung mit der Judenſchaft zu Theil werben. 

Don nen anziebenden Suben darf ein fogenanntes Eintritisgeld von ber 
Judenſchaft auch an benjenigen Orten, wo folches bisher üblich geweſen, Künftig 
nicht mehr geforbert werben, 

$. 24. 
Armen- und Rranlenpflege | 

Ueber die, ber befonderen Armen» und Krankenpflege jühticher Glanbens⸗ 
genoffen gewidmeten Fonds und Auſtalten ſteht dem Vorfkaube-ber Subenfchaft, 
ſofern ihm nicht die Verwaltung bereits ſtifmngsmäßig übertragen if, die Auf⸗ 
ſicht zu, vorbehaltlich jedoch des Oberaufſichtsrechts der Regierungen. 
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9 25, 
Unterrichteweſen. 

In Bezug auf den bͤffentlichen Unterricht gehbren bie ſchulpflichtigen Kinder 
ber jüdifchen Glanbensgenofien ben ordentlichen Elementarfhulen ihres Wohn⸗ 
arts an, 

4. 26, 

Die jüũdiſchen Glaubensgensffen find ſchuldig, ihre Kinder zur regelmäßigen 
Theilnahme an dem Unterrichte in der Ortsfchule währenp bes gefehlih vorge» 
fchriebenen Alters anzubalten, fofern fie wicht vor der Schulbehörbe ih aus⸗ 
weifen, daß ihre Kinder anderweitig durch häusliche Unterwelfung sber durch 
orbentlichen Beſuch einer andern vorfchriftsmäßig eingerichteten Öffentlichen ober 
Privat⸗Lehranſtalt einen regelmäßigen und genügenden Unterricht in den Ele⸗ 
mentarlenntniffen erhalten, 

5. 27, 

Befinden ſich an einem Drte mehrere chriftliche Elementarſchulen, fo bleibt 
den Regierungen überlaffen, bie fübifchen Einwohner nöthigenfalls nah Maaß⸗ 
gabe ber Orisverhaäliniſſe entweber einer von biefen Schulen ansfchließlich zu- 
zumeifen, oder unter biefelben nach einer befimmten Bezirko⸗Abgrenzung zu 
vertheilen. 

6. 28, 

Zur Theilnahme an dem chriſtlichen Religiens-Unterrichte find bie fühifchen 
Kinder nicht verpflichtet; eine jede Dubenfchaft ift aber yerbunden, ſolche Ein- 
richtungen zu treffen, daß es keinem jüdiſchen Kinde während bes ſchulpflich⸗ 
tigen Alters an dem erforberlihen Religions⸗Unterrichte fehlt. 

Als befondere Religionglehrer können nur ſolche Perfonen zugelaflen werben, 
welche zus Ausübung eines Lehramtes vom Staate bie Erlaubniß erhalten haben, 
8. 29, 

Zur Unterhaltung ver Orieſchulen haben bis jübifchen Glaubensgenoſſen in 
gleicher Weife und in gleichem Verhältniſſe mit den chriſtlichen Gemeindegliedern 
ben Geſetzen und beſtehenden Verfaſſungen gemäß beizutragen. 

8. 

Eine NAbfonderung von ben orbentlicden Orisſchulen Tonnen bie jüblfchen 
Blaubensgenoffen der Regel nach nicht serlangens doch IR ben Inden geflattet, 
in eigenem Intereffe auf Grund biesfälliger Vereinbarungen unter fih mit Ge⸗ 
nebmigung ver Schulbehörben Privat-Lehranftalten nach ben darüber beſtehenden 
allgemeinen Beflimmungen einzurichten. Iſt in einem Orte oder Schulbezirke 
eine an Zahl und Vermögensmitteln hinreichende chriſtliche nnd fübifche Bendl- 
kernng vorhanden, um auch für die jünifchen Einwohner ohne beren Ueberbür⸗ 
bung eine befondere öffentliche Schule anlegen zu Können, fs Tan, wenn fon 
im allgemeinen Schulinterefie Gründe dazu vorhanden find, bie Abfonberung 
ber jübifchen Blauhensgensfien zu einem eigenen Schulverbaubde auf ben Antrag 
des Borſtandes bes Inbenfchaft angerrdnet werben, 
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6. 31, 

Die Regierung bat in ſolchem alle über die beabfichtigte Schultrennung 
und ben bazu entworfenen Einrichtungsplan bie Kommunalbehörde des Orts 
und die übrigen Sntereffenten mit: ihren ErHlärungen und Anträgen zu vernehmen. 

§. 32, 

Ergiebt fih hierbei ein allfeitiges Einverſtändniß über die Zweckmäßigkeit 
ber Schulabtrennung und über die Bedingungen ber Ausführung, fo ift bie 
Regierung befugt, die entfprechennen Feſtſetzungen und Einrichtungen unmittelbar 
zu treffen. 

Im Falle obwaltender Differenzen bleibt die Entfcheipung dem Dinifter ber 
seitlichen ꝛc. Angelegenheiten vorbehalten. 

6. 33, 

Eine ſolche nach 65. 30—32, errichtete juüdiſche Schule, in welcher die Un⸗ 
terrichtsſprache bie teutfche fein muß, bat bie Eigenfchaften und Rechte einer 
Öffentlichen Ortsfchule. Insbeſondere gelten dabei folgende nähere Beftimmungen : 

a) Die Errichtung und Unterhaltung dieſer Schule liegt in Ermangelung einer 
anderweitigen Vereinbarung den jüdifhen Einwohnern des Schulbezirks 
allein ob. Die Aufbringung der erforberlichen Koften wirb nah Manf- 
gabe ber Beftimmung bes $. 23, bewirkt. 

b) Wo die Unterhaltung der Orisſchulen eine Laft der bürgerlichen Gemeinde 
it, haben die jüdiſchen Glaubensgenoſſen im Falle ver Errichtung einer 
eigenen Öffentlichen Schule eine Beihülfe aus Kommunalmitteln zu forbern, 
beren Höhe, unter Berüdfichtigung des Betrages der Kommunalabgaben 
ber jüdiſchen Einwohner, der aus den Kommunalfaffen für das Ortsfchul- 
weien ſonſt gemachten Verwendungen und ber Erleichterung, welche bem 
Kommunalfchulmefen aus ber Vereinigung ber jüdiſchen Kinder in eine 
beſondere jüdiſche Schule erwächft, zu bemeffen, und in Ermangelung einer 
gütlichen Vereinbarung von ben Miniftern ber geiftlichen ꝛc. Angelegen⸗ 
heiten und des Innern feitzufeben iſt. 

e) Die jüpifchen Glaubensgenoffen werben, wenn fie eine öffentliche jüdiſche 
Schule unterhalten, fowohl son der Entrichtung des Schulgelves, ala auch 
son allen unmittelbaren, perjänlichen Leiftungen zur Unterhaltung ber or⸗ 
dentlichen Ortsfchulen frei. 

d) Der Befuch der öffentlichen jüdiſchen Schulen bleibt auf bie ſudiſchen 
Kinder beſchränkt. 

6. 34. 
Einwirfung auf den Lebensheruf jädifger Knaben. 

Nach vollendeter Schulbildung der jüdiſchen Knaben haben die Vorſteher 
der Judenſchaft unter eigener Verantwortlichkeit dafür zu ſorgen, daß jeder 
Knabe ein nüpliches Gewerbe erlerne, oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehran⸗ 
ſtalten einem hoͤheren Berufe widme, und daß keiner derſelben zum Handel ober 
Gewerbebeiriebe im Umherziehen gebraucht werde. Sie haben ſich deshalb zu⸗ 
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nächſt mit den Vätern ober Vormündern zu vernehmen; wenn aber auf biefem 
Wege ber Zweck nit erreicht wird, fo haben fie ihre Anträge an den beiref- 
fenden Magiftrat reſp. an den Kreis⸗Landrath zu richten, welcher bie Bäter ober 
Vormünder, Iehtere unter Bernehmung mit ber oberen sormunbfchaftlichen Be- 
börbe, anzuhalten hat, daß den Knaben bie erforderliche Vorbereitung für einen 
wiffenfchaftlichen oder Fünflerifchen Beruf, ober für ben Betrieb bes Landbaues 
oder eines anderen ftehenden Gewerbes zu Theil werbe, 
8. 85, 
Zulaffung zu dffentlihen Aemtern. 

Zu unmittelbaren Staatsämtern follen bie Juden in foweit zugelaffen wer» 
ben, als fie fi durch den Dien im ſtehenden Heere verfafungemäßig Civil⸗ 
verforgungs-Anfprüche erworben haben und mit ben ihnen zu überiragenben 
Eisil- und Militairdienften nicht die Ausübung einer obrigkeitlichen Autorität 
verbunden if. 

Inwiefern die Iuben mittelbare Staats» und KRommumalämter befleiben 
Tonnen, ift nach ben barüber ergangenen befonberen geſetzlichen Worfchriften zu 
beurtheilen., Es findet jeboch deren Eintritt auch in folche Aemter nur bann 
Ratt, wenn mit benfelben bie Ausfübung einer obrigkeitlichen Autorität wit 
verbunden ift. 

Behufs Schlichtung fireitiger Angelegenheiten unter ihren Glaubensgenoſſen 
innen Juden zu Schliebemännern gewählt werben. 

An denjenigen Univerfitäten, auf denen nicht bie Ausübung bes Lehramts 
ſtatutenmäßig an das Belenntniß einer beſtimmten chriklichen Konfeſſion geknüpft 
it, köͤnnen Juden als Privat⸗Docenten und außerordentliche Profeſſoren ber ma⸗ 
thematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen Lehrfächer zugelaſſen werden. 

Außerdem bleibt die Anſtellung der Juden als Lehrer auf jübifche Unter⸗ 
richtsanſtalten befchräntt. 

6. 36. 
Ständifhe Rechte, Patronat ꝛc. 

In Betreff der ſtaäͤndiſchen Rechte verbleibt es bei ber beſtehenden Ver⸗ 
faffung, und foweit deren Ausübung mit dem Grundbeſitz, zu deſſen Erwerbung 
die Juden nah $. 1. überall berechtigt find, verbunden if, ruhen biefelben 
während ihrer Beſitzzeit. Die Verwaltung ber Gerichtsbarkeit, wie bes Patro⸗ 
nats, desgleichen die Aufficht über die Eommunal-Verwaltung unb über bas 
Kirchenvermögen wird, wo eine foldhe Auflicht ver Gutsherrſchaft zuſteht, von 
ber beireffenden Staats- und Firchlichen Behörde ausgeübt. Die Staatsbehörbe 
bat den Gerichtshalter und ben Verwalier ber Polizei⸗Gerichtobarkeit zn er⸗ 
nennen. Der Befiper bleibt zur Tragung der damit verbunbenen Koflen nub 
fonftigen Laften verpflichtet. 

Wo das Patronat einer Commune zuſteht, konnen bie jüdiſchen Mitglieder 
derſelben an deſſen Ausübung keinen Theil nehmen; fie müſſen aber die damit 
verfnüpften Reallaften von ihren Beſitzungen gleich andern Nitaludera der Com⸗ 

VIII. 
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$. 43, 
Schuldverhältniſſe und befondere Abgaben, 

Die über die Schuldverhältniſſe einzelner jühifcher Korporationen ergattge- 
nen Vorſchriften und befonders getroffenen Anorbnungen bleiben bis zur Tilgung 
biefer Schulden in Kraft. Weber die Aufhebung und Ablöfung ber noch befte- 
henden perfönlichen Abgaben und Leiftungen ber Juden an Rämmereien, Grund⸗ 
herren, Inſtitnte ac., bei denen es zur Zeit fein Bewenden behält, wirb weitere 
Beſtimmung vorbehalten, 


Abfhnitt 
betreffend die Verhältniffe der Juden im Groherzogthum Poſen. 
$, 44, 
Judenſchaften. 

Die Vorſchriften bes Abſchnitts I. 8. 2. bis 14. wegen Bildung von Ju⸗ 
denfchaften finden auf bad Großherzogthum Poſen, wofelbft ben Suben bereits 
Gorporationsrechte gejeplich beigelegt find, mit folgender Maaßgabe Anwenbung : 

1) Die Regierungen find ermächtigt, Ortfchaften, welche bisher zu Feiner be- 
fimmten Judenſchaft gehört haben, nach näherer Vorſchrift des 8. 2. ei- 
ner ſolchen einzuverleiben. 

2) Die nad $$. 5. bis T. der Verorbnung som 1. Juni 1833 eingefehte Ver⸗ 
waltungs-Behörbe bildet ben Vorſtand der Judenſchaft. 

3) Zur Aufnahme son Schulden, zur Anftelung son Prozeflen und zur Ab- 
ſchließung von Vergleichen über Gerechtfame der Corporationen ober über 
bie Subftanz bes Vermögens ber Jubenfchaft, wie zur Aufſtellung bes Ber- 
waltungs-Etats und zu auferetatsmäßigen Ausgaben ift bie Genehmigung 
ber Regierung erforderlich. 

$. 45, 

Kultus- und Schulwefen. Armen- und Kranlenpflege ⁊c. 

Desgleichen finden die Vorfchriften ver SS. 16. bis 34. Abfchnitt I. über 
das Nultuswefen, über die Armen- und Krankenpflege, fo wie über bie Schul⸗ 
Angelegenheiten und wegen bes Vorbereitung jühifcher Anaben zu einem nüsli- 
hen Berufe auch hier Anwendung. Diejenigen jüdifchen Schulen, welche nad 
6. 10. des Verordnung vom 1. Juni 1833 als Öffentliche jüdiſche Schulen er- 
richtet worben find, bleiben als ſolche beftehen, fo lange nicht eine anderweitige 
Einrichtung von den Regierungen für nothwendig erachtet wird, 

$. 46, 

Die bisherige Unterfcheibung ber jühifchen Bevölkerung bes Großherzog⸗ 
thums Pofen in naturalifirte und nicht naturalifirte Suden, fo wie bie daraus 
herrorge hende Verſchiedenheit der Rechte beider Klaſſen bleibt zur Zeit noch beſtehen. 

8. 47. 
Naturalijirte Juden. 
Zu ben allgemeinen Erforderniſſen der Naturalifation gehört: 
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1) ein feſter Wohnfig innerhalb bes Großherzogthums Pofen, 4 

2) vbllige Unbefcholtenheit des Lebenswandels, 

3) die Fähigleit und Verpflichtung, fich in allen Bffentlichen Angelegenheiten, 
Willenserklaͤrungen, Rechnungen und bergleichen ausfchlichlich der beutfchen 
Sprache zu bebienen. Bon biefem Erforbernig kann ber Ober - Präfibent 
auf den Antrag ber Regierung bispenfiren, 

4) die Annahme eines beftimmten Familien⸗Ramens. 

6. 48, 

Unter dieſen Vorausſetzungen follen in bie Klaffe ber naturalifirten Juben 
nur diefenigen aufgenommen werben, welche ben Nachweis führen, daß fie ent- 
weder 

einer Wiffenfchaft oder Kunft ſich gewidmet haben, unb folche dergeſtalt be⸗ 
treiben, daß fie von ihrem Ertrage ſich erhalten können; 

ober ein ländliches Grunpftüd von dem Umfange befipen und felbft bewirth⸗ 
haften, daß daſſelbe ihnen und ihrer Familie ben binreichenden Unterhalt 
ſichert, 

oder in einer Stadt ein nahrhaftes ſtehendes Gewerbe mit einiger Anszeich- 
nung betreiben, 

ber in einer Stadt ein Grundſtück son wenigſtens 2000 Rthlr. an Werth 
ſchuldenfrei und eigentbümlich befigen, 

ober daß ihnen ein Kapitalvermögen von wenigftens 5000 Rihlr. eigenthüm⸗ 
Ich gehört, 

ober daß fie ihrer Heerespflicht als einjährige Freiwillige refp. burch breijäh- 
rigen Dienft wirklich genügt und gute Yührungs-Attefle erhalten, 

oder durch patriotifche Handlungen ein befonderes Verbienft um ben Staat 
fih erworben haben, 

ober enblich diejenigen, welche aus anderen Provinzen Unferer Monardie ih⸗ 
ren Wohnfis in dad Großherzogthum Pofen verlegen. 

$. 49, 

Die Juden, welche ben im 6. 48, verlangten Nachweis führen, follen von 
der Regierung bed Bezirks, in welchem fie wohnen, mit Naturalifations-Paten- 
ien serfehen werben, 

8. 50. 

Ehefrauen nehmen an ben Rechten, welche ihre Ehemänner durch bie Ra- 
turalifation erlangt haben, Theil. Diefe Rechte verbleiben ihnen auch nach Aufe 
Iöfung der Ehe bie zur etwa eintretenden Verheirathung mit einem nicht natu⸗ 
ralifirten Suden. Gefchievene, für den fchuldigen Theil erflärte Ehefrauen ver- 
lieren die lediglich durch ihre Verbeirathung erworbenen Rechte ver Raturalifation, 

6. 31. 
Nicht naturalifirte Juden, 

Die mit der Naturalifation verbundenen Rechte geben ohne Weiteres ver- 
Ioren, wenn der Richter gegen einen naturaliſirten Juden auf Verluft ber Na- 
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tional-Rofarbe erkanmt hat. Außerdem können fette Rechte der Naturaliſation 
durch Plenarbeſchluß der Regierung entzogen werben, ſobald has Naturaliſations⸗ 
Patent auf Grund wider beſſeres Wiſſen gemachter unrichtiger Angaben erlangt 
tft, desgleichen in allen benjenigen Fällen, in welchen nad 88. 19. und 20. ber 
revidirten Städte-Orbnung vom 17. März 8831 das Bürgerrecht entzogen wer- 
den muß, ober von ben Stadtbehörben entzogen werben kann. Gegen das, bie 
Entziehung feftfepende Reſelut der Regierung iſt ver Rekurs an den Miniſter 
des Innern zuläffig, derfelbe muß jedoch binnen einer zehntägigen präffufivifchen 
Friſt nach Eroffnang bes Reſoluts bei der Reglerung angemeldet werben. 
8. 52, 

Meber diejenigen jübifchen Einwohner der Provinz Pofen, welche fih zur 
Aufnahme tr die Klaſſe ber Raturalifirten noch nicht eignen, find wie bisher voll- 
fländige Verzeichniffe zu führen, 

8. 53, 

Auf den Grund berfelben if von ber Oris⸗Polizeibehörde Jedem Familien⸗ 
vater ober einzelnen volljährigen und felbfiftändigen Juden ein mit der Nummer 
des Verzeichniſſes verjehenes Certiſitat zu ertheiten, welches, infofern «8 Fami⸗ 
lien umfaßt, bie Namen ber fämmtlichen Mitglieder verfelben enthalten muß, 
und nach der fährlihen Reviſton mit einem Viſa verfehen oder berichtigt wird, 

$. 54, 

Alle noch nicht naturaliſirien mit Eertificaten verfehmen Juden find folgen- 
den befonderen Beſchränkungen unterworfen: 

4) Bor zurüdgelegtem 2aſten Sabre ifb ihnen die Schließung einer Ehe, wenn 
nicht der Ober -Präfdent In dringenden Fällen dazu beſondere Erlanbniß 
ertheilt bat, wicht zu geftatten, 

db) Sie follen ihren Wohnfig in der Regel und, mit Ausnahme ber weiter un- 
ten anter e. angegebenen Faͤlle, nur in Stäbten nehmen, In Gewinnung 
bes ſtädtiſchen Bürgerrechts find fie nicht fähig. 

c) Auf dem Lande bürfen fie nur dann ihren Wohnfis nehmen, wenn fie ent- 
weder einen Bauerhof erwerben oder pachten und venfelben ſelbſt bewirth- 
ſchaften, ober wenn fie fich bei laͤnblichen Grundbeſitzern als Dienfiboten, 
ber zum Betriebe einzelner Zweige bes Ianbwirthfchaftlihen Gewerbes, 3. 
B. als Brenner ober Brauer vermiethen; 

8) das Schankgewerbe darf ihnen tur auf den Grund eines beſonderen Gut- 
achtens ber Orispolizeibehorde hinſichto ihrer perfänlichen Qualification von 
ber Regierung, jedoch niemals auf dem Lande, geflattet werben, Der Ein- 
fauf und Verkauf im Umherziehen iſt ihnen unbebingt unterſagt. 

0) Darishnögefchäfte dürfen fie nur gegen gerichtlich aufgenommene Schuld- 
Urkunden, bei Strafe der Ungültigfeis, abfchließen. 

H Schuldanfprüce derſelben für verlaufte beramfihende Getränfe haben keine 
rechtliche Guͤltigkeit. 
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$. 55, 

Zu ihrer Verheirathung bebärfen nit naturaliſirie Inden eines Trau⸗ 
ſcheins, der Ihnen von Seiten bes Landraths ſtempel⸗ und Eoftenfrei ertheilt wer 
ten fol, fobald fie ſich darüber ausmweifen, daß fie das 24fte Lebensjahr erreicht 
haben, ober die Dispenfation des Ober-Präfidenten von biefer Beſchränkung bei- 
bringen, 

$. 56, 

Bon ven im Abfchnitt I. in Betreff der bürgerlichen Verbältniffe der Juden 

getroffenen Beftimmungen finden biejenigen bes 

8. 35. wegen Zulaffung zu unmittelbaren und mittelbaren Staats-, Kommunal- 
und alademifchen Lehrämtern ꝛc. und bee 

6, 37. wegen bes Gewerbebetriebes 

auf die naturalifirten Iuden bes Großherzogthums Pofen, bagegen bie Beſtim⸗ 

mungen ber 

5. 36, wegen ber RRändifchen Rechte, des Patronats ıc., 

$. 38. wegen ber Familiennamen, Yührung ber Handelsbücher ıc. 

$, 39. wegen ber jübifchen Zeugeneibe, 

6. 40, wegen ber bei Trauungen unter den Iuben zu beobachtenden Borfchriften, 

6. 41. wegen der Ehen zwiſchen inländifchen und fremben Juden, 

6. 42, wegen ver Rieverlaffung und des Aufenthalte fremder Juden, 

auf alle dortigen Juden Anwendung. 
| 4. 57. 

Die naturalifirtien Juden bebürfen Behufs ihrer Weberficbelung ans bem 
Großherzogthum Polen in eine andere Provinz Unſerer Monarchie Fünftig nicht 
mehr einer befonderen Genehmigung Unferes Miniftere des Innern. Dagegen 
bleiben die bisherigen Beichränfungen in Betreff bes Umzugs ber nicht natura 
Hirten Inden in andere Provinzen unb ihres zeitweifen Wufenthalts daſelbß 
befteben. 

$. 58 


In Betreff der Schulden ber jüdiſchen Corporationen und deren Tilgung, 
wie hinficgtlich der Berbinblichkeit zur Ablöfung ber Corporations⸗Verpflichtungen 
verbleibt es überall bei ben beſtehenden Borfchriften und Anordnungen. Das 
feRgeftellte Abloſungskapital kann von den Regierungen im Wege ber apminl« 
ſtrativen Exekutlon beigetrieben werben. 

6. 59, 
Allgemeine Beſtimmungen. 

In Betreff der Perſonenſtands⸗Kegiſter find die beſtehenden Verordnungen 
in Anwendung zu bringen. 

6. 60, 

Ale von den vorſtehenden im Abfchnitt 1. u. IE, enthaltenen WBelimmungen 
abweichenden allgemeinen und befonberen Gefepe werben hiermit außer Kraft 
sefeht. 
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8. 61. 
Unſere Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten und bes Innern haben 
wegen Ausführung dieſer Verordnung das Erforderliche zu veranlaſſen. 
Gegeben den 


Denkſchrift 
zu 
dem Entwurf einer Verordnung, 
die 
Verhältniſſe der Juden betreffend. 


Bereits im vorigen Jahrhundert wurden bie Verhältniſſe der Juden im 
Preußifchen Staate durch allgemeine Geſetze geregelt. Die General-Iudenre- 
glements vom 17, April 1750 für bie damaligen Landestheile ver Monarchie 
und vom 17. April 1797 für Süb- und Neu-Oft-Preußen, beflimmien in um- 
faffender Weife über den, den Juden zu gewährenden Schub, die von ihnen zu 
entrichtenden Abgaben, ihren Gewerbebetrieb 2c. wie über bie Religiong- und 
Kitual-Berfaffung derſelben. 

Nach dem Tilſiter Frieden ordnete das Edikt som 11. März 1812 die bür- 
gerlihen Verhältniffe ber Juden in ben bei der Monarchie verbliebenen Provin- 
zen, bebielt jeboch bie Veftimmungen wegen bes Eultus und ber Verbeſſerung 
des Unterrichts noch vor, bei deren Erwägung Vertrauen geniefenne Männer 
jüdiſchen Glaubens zugezogen werben follten. Dur die Erweiterung, welche 
ber Preußiſche Staat durch die Friedensfchlüffe der Jahre 1814 und 1815 in 
Bolge der Befreiungsfriege erfuhr, trat an die Stelle der durch das Edikt vom 
Sabre 1812 erzielten Einheit eine Mannigfaltigfeit der verfchiebenartigften Ge- 
fepgebungen über das Judenweſen. 

In einzelnen ber neuerworbenen Lanbestheile, wie in der Laufig, in einem 
Theile der Provinz Sachen, in Neu-Borpommern, befanden fich wenige Juden, 
und gegen bie Ueberfiedelung berfelben aus anderen Provinzen bortbin warb 
anf Grund ber früheren Berfaffung vielfach proteftirt. Einzelne Stäbte fuch- 
ten befondere, ihnen zuftehende Befreiungen gegen ben Zuzug der Juden bar- 
zutbun. Borzugsweife warb ein unverhältnifmäßiges Zubringen aus ber Pro- 
vinz Pofen gefürchtet. In der Rheinprovinz und Weftphalen warb über bie 
Bedrüdungen, namentlich ber ländlichen Bevölkerung durch jüdiſchen Wucher 
lebhaft geflagt. Trat einerfeits diefe fich mehrfach Fund gebende Abneigung ge- 
gen die Ueberſiedelung ber Juden einer allgemeinen Regulirung ihrer Verbält- 
niffe entgegen, fo bot anbrerfeits ber verſchiedenartige Bildungs- und Cultur⸗ 
Zuftand der jünifchen Vevölferung nicht geringe Schwierigkeiten. Durch Aller- 
höchſte Ordre vom 29, April 1824 warb beftimmt, daß bevor im Wege ber 








— 25 — 


Allgemeinen Geſetzgebung weiter vorgegangen werde, zuvoörderſt bie Prosinzial- 

fände mit ihren Anträgen gehört werben follten. Demgemäß wurben im Jahre 

1824 die Landtags⸗Commiſſarien durch das Diinifterium bes Innern veranlaßt, 

son ben zu berufenden Provinzialſtänden eine Erklärung darüber zu erforbern 
ob und welche Vorſchläge und Wünfche ſie binfichtlich der beſtehenden Gefep- 
gebung über die bürgerlichen Berbältniffe ber Juden In ihrer Provinz vorzu⸗ 
bringen hätten. 

Es warb den Ständen bierbei in den Lanbesiheilen, wo bas Edikt vom 
11. März 1812 nicht gilt, zugleich eine Zufammenflellung über den Zuſtand und 
die Rechtsverhältniffe der dortigen Juden vorgelegt. 

. Rah den i. 3. 1824— 28 abgegebenen Erklärungen erachteten bie Provin⸗ 
zialftände mehr oder weniger übereinſtimmend Beichränfungen in ben Rechten 
der Juden zum Schuß der chriftlihen Bevölkerung für erforberli. 

Der preußifche Landtag ſchlug neben dem Antrage auf fcharfe Prüfung ber 
Stantsangebörigfeit ber vorhandenen Iuben und Fortfchaffung ber Bremben vor, 
tag Epik dom 11. März 1812, deſſen Zweck, 

die Suben zu andern Gewerben als ben Handel binzuleiten, 
verfehlt fei, nur mit wefentlichen Befchränfungen beizubehalten, und mit biefen in 
bie neu- und wiebereroberten Provinzen einzuführen, 

Der erfte Pommerſche Landtag erachtete dafür, daß die beim Erlaß bes 
Edikts vom 11. März 1812 gebegte Abficht, die Iıden von dem für ihre Mo⸗ 
salität fo verberblichen Schacherhandel abzuziehen, ihren Charakter zu verebeln 
und fie zum Ehriftenthum binzuführen, nicht erreicht worden, daß bei der Fort» 
bauer des Geſetzes und bei der wachfenden Zahl der Juden die Wohlfahrt der 
chriſtlichen Unterthanen gefährbet werbe, weshalb neben ber Einwirkung auf re- 
ligiöfe und fittliche Ausbildung der Juden, Beichränfungen ihrer Rechte noth⸗ 
wendig feien. Demgemäß wurde für Alt-Pommern eine Deklaration bes Ebifts 
vom Jahre 1812 in biefem Sinne, für Neu-Borpommern aber im wefentlichen 
bie Beibehaltung ber dortigen Verfaſſung beantragt, indem man bie nicht nach⸗ 
theilige Einwirkung der Juden auf die Moralität und bie Gewerbfamleit ber 
übrigen Bevölferung neben ber geringen Anzahl und der guten Führung ber 
dortigen Juden auch ben beſtehenden Beichränfungen ihrer Rechte und Breiheiten 
beimaß. 

Die Brandenburgiſchen Stände wünſchten, da das Edikt vom Jahre 1812 
von denjenigen Landestheilen ausgefchloffen bleibe, wo baffelbe noch nicht beſtehe, 
und daß ſolches da, wo es bereits eingeführt fei, Abänderungen erfahren möge, 
meil die bisherige Erfahrung gelehrt habe, daß bie ven Juden zu einer höhern 
Ausbildung und nüglichen Verufsarten reichlich dargebotene Gelegenheit unbe- 
nupt, ihre Neigung zum Schacherhandel vorherrſchend geblieben fei. 

Der fächfifche Landtag bielt mit Nüdficht auf die gemachten Erfahrungen, 
wonach bie Juden in die Eigenthbums-, Gewerbs- und fonftigen Rebensverhält- 
niffe ber Ehriften flörend und zerrüttend eingriffen, Maaßregeln erforberlich, wo⸗ 
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durch der Verbreitung ber Inben und ihrem gewerblichen Verlahr insbefonbere 
geſetzliche Grenzen geſetzt würden. 

Die ſchleſiſchen Provinztalſtände, under denen bie Abgeordneten der Ober⸗ 
laufitz wünſchten, daß es bei ber dafelbſt beſtehenden Juden⸗Verfaſſang unver⸗ 
andert belaſſen werben möge, gingen davon aus, daß bie bei Erlaß bes Ebilts 
vom Jahre 1812 gehegte Hoffnung, in den Juden Bingerim und Gemeingeiſt 
zu erweden, bis dahin größtentheils unerfült geblieben, die Ertheilung ber ben 
Juden eingeräumten Rechte zu sorellig folgt ſei, und das dieſelben ausſpre⸗ 
chende Geſetz einer Beſchränkung bebürfe, 

Der weſtphäliſche Landtag hielt es bei der fortdauernden meralifchen Ver⸗ 
berbtheit der Juden und bei dem unglädlichen Einfluſſe, welchen biefelben auf 
bie hriftlichen Untertbanen in mehr als einem Theile ber Provinz übten, für 
eine dringende Pflicht, dieſer verberblichen Einwirfung Schranken zu fegen, Die 
Stände waren baber ber Anficht, daß ben Juden wor allen Dingen bas ihnen 
unter der Fremdherrſchaft voreilig ertheilte Staatsbürgerrecht zu entziehen fei 
und diefelben vorläufig nur als Schubgenoffen behandelt werben müßten, 

Auch ber rheinifhe Landtag war ver Anficht, daß den Suben unter Aus- 
fhließung von dem Staats⸗ und Grmeinde-Bürgersecht als Schupverwarbten 
bie Webernahme von Staats- und Gemeinde⸗Aemtern zu verfagen ſei. Die 
Stände wünſchten insbeſondere, daß das auf der linken Seite des Rheins be- 
ſtehende befchräntenbe franzöfifehe Dekret vom 17, März 1808, mit Ausſchluß 
ber auf die alljährliche Löfung ber Moralitäts-Patente bezüglichen Beſtinmun⸗ 
gen (Art, 7, 8.) als verbindlich für die Inden ber ganzen Provinz erllärt wer⸗ 
ben möchte, 

Der pofenfche Landtag endlich hielt mit Rückſicht auf hie unverbälmigmäßig 
große Anzahl ber Juden in bortiger Provinz, und ba die Allerhöchſte Abſicht 
bei der Geſetzgebung über bie Inden in ben übrigen Provinzen nidt erreicht 
worden, indem biefelben vielmehr nad wie var dem Schacher und Handel nach⸗ 
gingen, und ihre Abneigung gegen alle mit Anftvengung phyſiſcher Kräfte ver- 
bundene Befchäftigungen und Handarbeiten fortbauernd an ven Tag legten, bei 
Terftellung ihrer Rechte bie babin, wo bie Juden insgefanmt zum Gtaatsbür- 
gerrecht zugelaffen fein würden, folde Anordnungen für nothwendig, wodurch 
die Chriften gegen bie Ungebühr der Juden gefichert würben, wogegen den Ju⸗ 
ben jene Rechte in Ausficht zu ftellen und ihnen die Mittel zu gewähren ferien, 
ſich ſolche ſobald als möglich erwerben zu Fönnen, *) 





*) Die oben (S. 9 Note**)) erwähnte Beilage 1. enthalt unter D. zu- 
gleich eine Zuſammenſtellung der fränpifchen Gutachten som Sabre 1845, aus 
denen wir ebenfalls nach ven einzelnen Provinzen bier Folgendes entnebtuen : 

1) Die Stänbe ber Provinz Preußen, wenngleich ber Ueberzeu⸗ 
gung, daß den zahlreich bei ihnen eingegangenen Petitionen um gänzliche Eman- 
ripation ber Juden zur Zeit nicht nachgegeben werben könne, beantragen boch 
im Iniereſſe des Stante und ber in bemfelben wohnenden Juden, unter Auf⸗ 
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Die ſpeciellen Borfchlage ber acht Provinzial⸗Landtage in Vezug auf die 
erforderlich geachteten Befchränhıngen waren ſehr mamnigfacher Art, und zum 


hebung fämmtlicher, in einzelnen Landestheilen beftebenden Juden-Verfaſſungen, 
mit Ausnahme der rheinifchen, welche den Juden ausgebehntere Rechte bewillige, 
neben mehreren fpezieflen Beftimmungen, allgemeine Einführung des Edikts vom 
11, Rn 1812, 

2) Der pommerfhe Lanptag bat fi nach tem Eipungs-Protofoll 
vom 11. März 1845 mit 28 gegen 16 Etimmen für bie Petition bes Bor- 
ſtanbes und der NRepräfentanten der jüdiſchen Gemeinde zu Stettin wegen Re- 
aulirung der Kulins- und Unterrichte-Berhältniffe der jüdiſchen Unterthanen nad 
Maßgabe des Edikts vom Jahre 1812 erklärt. 

3) Die Stände ber Provinz Brandenburg geben nad ber Tenl- 
fchrift som 15. April 1845 davon aus, daß für den Umfang ihres Provinzial- 
Berbandes die Juden fich überall in einer Rage beſinden, welche fie ber Theil⸗ 
nahme an ven Bortheilen bed Edilts vom 11. März 1812 würdig erfcheinen 
laſſe; fie glauben, daß die in biefem Geſetz vorbehaltenene Entſcheidung einzelner 
wichtigen Fragen und bie bei ber Anwendung beffeiben getroffenen Mobifica- 
tionen gegenwärtig einer Erörterung und gefeplicher Feſtſtellung bebürften; daß 
die im Sabre 1826 abgegebenen Erflärungen der Stände nicht mehr unbebingt 
als ven Berhältniffen der Gegenwart entiprechend angefeben werbeu könnten, 
und haben baber mit 48 gegen 17 Stimmen beantragt: 

Die Einheit der Gelepgebung für die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden 
im ber Provinz auf den Grundlagen bes Erifts von 1812 herbeizuführen, dabei 
die Beſtimmungen dieſes Geſetzes, mit Rüdfiht auf den fortgefchrittenenen Kal⸗ 
tur» Zuftand ber Juden, einer burchgreifenden NRevifion zu unterwerfen und ben 
daraus hervorgehenden Gefep-Entwurf ihnen zur Begniachtung vorlegen zu laffen. 

Eine Stimme erhob fih für völlige Emancipation der Juden: da fie gleiche 
Pflichten mit den Ehriften hätten, müſſe man ihnen auch gleiche Rechte einräu- 
men. Die völlige Emancipation warb aber mit 42 Stimmen gegen 20 abgelehnt. 

4) Die Stände der Provinz Schlefien haben nach der Dentirift 
som 26. März 1846 zwar bie Ueberzeugung getvonnen, daß bie Emancipation 
ber Juden vorzugsmweile von biefen felbft ausgehen mülfe und die Regierung 
ſolche Beſtrebungen nur Schritt vor Schritt unterflügen koönne; fie glauben aber 
Daß Beſchränkungen ber den Juden bereits gewährten Rechte biefer weiteren 
Entwidelung hemmend entgegenträten und von dem einft zu erreichenben Ziele 
zurüdzuführen drohten. Sie beantragen daher bie vollſtändige Wiederherſtellung 
Des Ebilis vom 11. März 1812. 

5) Die Stände der Provinz Pofen glauben nad ber Dentfärift 
vom 5, April 1845, daß bie Berorbnung vom 1. Juni 1833 ihren Zwed: bie 
Hebung ber Juden vorzubereiten, bereits größtentheils erfüllt babe und es daher 
an ber Zeit fei, auf dem Wege ber allmäligen Emancipation weiter fortzugehen. 
Zur Befeitigung ber am fchmerzlichften bioher empfundenen Uebelſtäude, ber be- 
ſchränkten Freizügigkeit und ber Ausſchließung vom Militairbienfle, beantragen 
fie, und zwar für ten ganzen Staat, pie Einführung des Edikts von 1812, 
nad Befeitigung aller fpäteren Zuſätze. Um aber bem immer lebendiger wer- 
denden edlen Drange eines Theils der füdifchen Bevällerung enigegenzufemmen 
und mit Rückſicht darauf, daß die wefentlichke Bedingung ihrer völligen Eman⸗ 
cipation bie Aufpebung ihres Separatismus fei, twünfchen bie Stände, daß Ein- 
zeine, welche entweber drei Jahre lang ehrenhaft im Militair gebient ober ein 
Gymnafium oder eine böbere Realfchule bejucht und daſelbſt ein gutes Sitten⸗ 
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Theil tief eingreiſend in bie bürgerlichen Verbältmiffe der Juden, namentlich in 
Bezug auf Breizügigleit und Gewerbebetrieb, Es konnte kaum gehofft werben, 
daß es ber Geſetzgebung gelingen werbe, den Wünfchen ber Stände zu entipre- 
hen, ohne der bunbeögefeglichen Vereinbarung zu nahe zu treten, und ben Ju⸗ 





und Moralitätszeugniß erlangt, oder wenigftend 6 Jahre lang mit jübifchem 
Gefinde auf eigenem Beſitzthum Landbau getrieben haben, oder durch überein- 
Rimmenden Beichluß der Magiftrate und Stabtverorbneten für qualifigirt erachtet 
. werben: in jeder Beziehung gleiche Rechte mit ben Chriſten erhalten. 

Endlih wird um baldigen Erlaß eines Gefepes über bag jüdiſche Kultus⸗ 
un osulwefen zur Ausführung bes 6. 39 des Edikts vom 11. März 1812 
gebeten. 

6) Der fähfifhe Landtag bat fih nah dem Sigungsprotofoll vom 
19, März 1845, mit Ausnahme von 4 Stimmen, gegen die Anträge ber fäbti- 
ſchen Behörden zu Magdeburg, auf bürgerliche Gleichitellung ber Juden mit ben 
Chriften, event. auf Revifion der bisherigen Geſetzgebung und Herbeiführung 
einer möglichiien Webereinftimmung berfelben in allen Provinzen, erklärt, weil 
die Juden ihrer Religion nach zu ben meilten Staatsämtern nicht qualifizirt 
feien, insbefondere Feine Eide abnehmen könnten ꝛc., weil in praftifcher Hinficht 
bie erbeblichiten Bedenken entgegenftänden, fofern namentlich biejenigen Pro- 
vinzen, in welchen die Juden fich nicht nieberlaffen dürften, ſich in dieſer Hinficht 
weit beffer befanden ala die anderen, in welchen eine folche Beſchränkung nicht 
fattfinde und bie daher nichts weniger als eine Gleichftellung der Juden mit 
den Chriften wünfchen, weil der Separatismus der Juden, welche gleichfam 
einen Staat im Stante bildeten, fernere Zugeftändniffe unmöglich mache, weil 
eine ſolche Maßregel die nicht wünfchenswerthe Weberfiedelung ber Juden aus 
bem benachbarten Auslande zur Folge haben würde und weil enblich auch ber 
event. Antrag eine mehrere oder mindere Gleichftellung der Juden mit ben Ehri- 
ften herbeiführen möchte. 

7) Die Stände ber Provinz Wefphalen balten fi nach ber 
Denkſchrift vom 5. April 1845 überzeugt, daß mit dem Steigen bes Preifes ber 
Bobenerzeugniffe und burch bie Wohltbaten ber paberborner Tilgungskaſſe ein 
Hauptgrund der Allerhöchften Ordre vom 20. September 1836 wegen Bejei- 
tigung ber in den SKreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter aus ber 
Anfiedelung der Juden auf dem platten Rande und beren Verkehr mit ben Land⸗ 
bewohnern bäuerliden Standes entfprungenen Mißverhältniſſe aufgehört babe, 
dag ein Fortibeſtehen biefes Geſetzes auf den SKrebit und das Ehrgefühl ber 
Juden nachtheilig wirfe und nur ben chriftlichen Wucherern mehr Gelegenheit zu 
ihrem mwucherlichen Verkehr darbiete. Sie geben deshalb der Erwägung anheim, 
ob nicht die Gründe jener Allerhöchſten Ordre dergeftalt aufgehört haben möch⸗ 
ten, daß die Aufhebung berfelben gerechtfertigt erfcheine. 

8) Die Stände der Rheinprovinz beantragen nach ver Denkfchrift 
vom 28, März 1845 mit Rüdficht auf die günftigen Erfolge, welche die Ber- 
leihung gleicher politifcher und bürgerlicher Rechte mit den übrigen Unterihanen 
für die Juden in Frankreich, Belgien, ben Niederlanden und Norbamerifa ge- 
habt, mit Rüdfiht ferner auf die Hemmungen, welche burch bie jebigen Be⸗ 
fchränfungen ihrer geiftigen und fittlichen Vervollkommnung anf gejebliche Weiſe 
entgegenſtehen, und auf bas chriftliche Gebot allgemeiner Nächftenliebe: bie be- 
finitive Aufhebung bed Napoleonifchen Dekrets vom 17, März; 1808 und bie 
kung ber Juden mit den Ehriften in ben bürgerlichen und politifche 

echten, 


‘ 
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den durch Entziehung ber ihnen eingeräumten Rechte zugleich die Mittel einer 
BDerbefierung ihres Zuſtandes anf eine bebeuflide Welle zu verlürzen. 

Es erging bierauf zunächſt bie Allerhöcfte Orbre vom 30. Auguft 1830, 
(8. ©. ©. 116), welche den Zweifel, ob das Edikt v. 9.1812 mit bem Allg. 
Landrecht und dir Allg. Gerichtsorbnung in bie neuen unb wiedererworbenen 
Provinzen eingeführt worben fei, verneinend dahin entſchied, daß es in jenen 
Landestheilen binfichtlich ber Juden bei ben zur Zeit ber Befignahme vorgefun- 
denen gejeplichen Vorſchriften bewende. 

Die DBerorbnung vom 1. Iunt 1830 (9. ©. ©. 66) regelte, theilweiſe 
ben beſchränkenden ſtändiſchen Anträgen folgend, vollftändig die Verhältniſſe ver 
Juden im Großherzogthum Pofen, wofelbft bei der ſtarken jũdiſchen Bevölkerung 
und ihrer zum großen Theil niebrigen Bildungsfiufe ein dringendes Bedürfniß 
dazu vorlag, 

Die son ben Juden ausgeübten wucherifchen Bedrücknngen der ländlichen 
Besälferung in der Provinz Wefphalen, insbefonbere in ben vier Paberbornfchen 
Kreifen, woburd ber Wohlftand ber Bauern auf fehr bebrohliche Weife zerrüt- 
tet wurde, machten bas Einfchreiten der Geſetzgebung nothwendig. 

Die Allerhöchſte Ordre vom 20. September 1836 (G. S. ©. 248.) War 
beftimmt, jenen Uebelftänden abzuhelfen. Die zum fünften Provinzial-Ranbiage 
verfammelten weftphälifchen Stände beantragten demnächſt, jene Verordnung, 
wenigftens beren erfien Paragraphen wegen Belchränfung ber Juben im Erwerbe 
ländlicher Grunpftüde auf die ganze Provinz auszudehnen, ein Antrag, welcher 
abgelehnt wurbe, da Thatfachen fo bringender Art, wie in jenen reifen, für 
die ganze Provinz nicht vorlagen. 

Inzwifchen warb ein allgemeineres Geſetz vorbereitet, welches beftimmt war, 
in einem Theil ber neu- und wiebererworbeuen Provinzen, in welchen das Be⸗ 
bürfniß befonders hervortrat, die Berbältniffe ber Juden zu orbnen, 

Bei der Iegislativen Berathung fand ber Königliche Staatsrath eine vor⸗ 
gängige genaue Ermittelung ber faktiſchen Zuflände in ben einzelnen Landes⸗ 
theilen und demnächſt eine Borlage bes danach anterweit auszuarbeitenden Ge⸗ 
feb-Entwurfs nothwendig. 

Des Königs Majeftät befahlen auf ben Bericht bes Königlichen Staats- 
raths durch Allerhöchſte Ordre vom 13. Dezember 1841, daß bie vorgedachte 
faftifche Ermittelung und auf Grund berfelben unter Berüdfichtigung der Vor⸗ 
fhläge und Beichlüffe des Staatsrathe anderweite Erwägung erfolgen follte, 

Das Ergebniß der erfolgten Ermittelungen iſt unter Beifügung auch eini- 
ger anderen, ben Gegenſtand betreffenden Weberfichten in zwei biefer Denkſchriſt 
angefchloffenen Beilagen zufammengefaßt. Die gefammelien Materialien find 
zunächſt bei Berathung ber Gewerbe Ordnung benupt worden, *) 





*) Aus biefen bereits mehrfah (S. 9 und ©. 26) erwähnten Beilagen 
entnehmen wir, und zwar zunächſt aus I, B. noch folgende Daten : 
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Nach den Anträgen bes Miniſteriums des Innern, welche bie Zuſtimmung 
bes Königlihen Staats⸗Minißeriums erhielten, ſind durch 5. 190 jenes Geſetzes 


Nach der am Schluffe des Jahres 1843 ftattgehabten Zählung beitrug bie 
Gefammtzahl der tm preußifchen Staat vorhandenen Juden 206,050, 
In den einzelnen Provinzen find die Juden fehr ungleich vertheiltz es le⸗ 
ben nämlich in den Provinzen: 
1 Poſen . er 41.» 719,575 
2) Schleflen. .... 28,606 
3) Rhein-Provinz . . 27,510 
4) Preußen... .. 27,540 
5) Brandenburg. . . 16,116 
6) Weftphalen. . . . 14,405. 
7) Pommern „2... TTL6 
8) Sadfen ..... 4922 
alfo wie vor angegeben: 206,050 
Das Berhältniß ver jüdiſchen zur chriftlichen Bevölkerung in ben einzelnen 
Provinzen anlangend, fo befanden firh annähernd ein Jude in ben Provinzen: 
1) Poſen........ unter 16 Einwohnern, 
2) Preußen. 2.40. 87 


3) Rhein⸗Provinz . . j „ 96 , 
4) Weſtphalen 0 >» 7) 98 [Ad 
5) Schleſien 24 ”„ 102 „ 


6) Brandenburg von 317 n 

7) Pommern . . u Mal n 

8) Sadin . 2.2.0 u 367 „ 
im genzen Staat durchſchnitilich einer unter 74 Einwohnern. 

Die Bertbeilung der Inden, je nachdem fie in den Städten ober auf dem 
platten Lande wohnen, ift ebenfalls fehr ungleid. Es wurden nämlich gezählt 
in 836 Städten 166,332 und auf dem platten Lande 39,718, 

Aus diefen Zahlen ergiebt fih, daß im Allgemeinen die Neigung ber Ju⸗ 
den, fih anf dem platten Lande niederzulaſſen, ſehr gering iſt; noch nicht voll 
ein Fünftel des geſammten jübifchen Benölferung hält ſich daſelbſt auf. 
bier ift wieber bie Vertheilung auf bie einzelnen Provinzen fehr verſchieden; es 
wohnten nämlich im Jahre 1843 auf dem platten Lande: 

1) in ber Rhein - Provinz 16,867 

2) in Schlefien. . .... 6,959 

3) in Weftphalen .... 
4) in Polen . 22... 

5) in Preußen . 2... 3,196 


. + ;, + 


% 
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+ 
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6) in Brandenburg 
N in Pommern .. 
8) in Sadfen ... 2... 58 
Don den in ben Städten wohnenden Juden lebten 145,800 in Gemeinben 
von hundert Mitgliedern und barüber, und zwar in 325 Städten zufamnten. 
Nach den einzelnen Provinzen ftellte fih das Verhältniß derjenigen Städte, bie 
unter ihrer Bevölkerung mehr als 100 Juden zählten, folgenbermaßen: 


1) Die Provinz Preußen hatte 60 Stätte mit 21,818 Juden 
2) „ Poſen „1009, „ 14,316 
3) , Brandenburg, 14 „ „ 11,09 „ 
4) „ Pommern „2 u un 1 5 


5) „ Schleſien „ 48 „ „ 19,526 „ 
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bie mannisfaden, zum Theil ſehr weſentlichen, gewerblichen Beſchräͤnkungen, 
welche in vielen Landestheilen für die Zuden befiauben, im Bezug auf ben DBe- 





6) „ Sachſen 8 8 „ ” 1,985 „ 
7) 2 Weſtphalen 7 29 ” ” 4,209 ” 
8) r Rhein-Proviy „ MO , „ 1147 „ 

Was bie Erwerbsmittel ber Juden betrifft, fo ergiebt fich nach bem Ge- 
fammtverhöltniffe in der ganzen Monarchie folgende Reihenfolge der Erwerbs⸗ 
zweige, je nachdem fie am meiften von den Juden beiricben werben, Bon 1000 
Juden im ganzen Staate befchäftigen ſich: 

1) mit dem Handel. , oo. 2% 
2) Hantwerfr ..2o 200000 
3) Gefinvebienft. .v ı 1 0 2 oo % 
4) ohne beſtimmten Erwerb. . . . 
5) ale Gaf- und Schankwirthe 
6) als Zagelöbner . oo 00% 
7) mit Wiſſenſchaften....... 
8) als Rentiers Ichen oo 0 core en. . ‘ 
9) von ſelbſtſtändigen Gewerben, abgefehen von Handel 
und Dantwerl. 2 0 2 00 00er er ee rn 0 22 
10) son Kommunal- und Gemeindebienfen . ...... 13 
11) vom Landbau vo 0 m ever rn en 10 


2 ® [2 . . « “ 
“ “ “ “ +. o. [ } 
.». 0 % 9. oe. + 
.o r oo ve. vv 9, 


.e. 
eo 
eos 
d00 
d00 
0 0 
06 


00 00 

so, vv oe vv » 
.v»r. u. u +» 4. + 
+ » “ ® [2 . “ « 


Der Haufier-Handel ift überwiegend die Haupt-Befchäftigung ber Juden. 
Wie fehr Re ſich hierin von den Chriften unterſcheiden, gebt daraus hervor, daß 
nah den flatiftifchen Ermittelungen vom Jahre 1843 ſchon der SOfte Iube ben 
Haufier⸗Handel trieb, während ſich erfi der 1034e von ber übrigen Bevölkerung 
mit demfelben befchäftigte. 

In der Beilage F. wirb eine Weberfiht der Anzahl ber in ben einzelnen 
enropãiſchen Staaten befindlichen Juden und three Verbälniffes zur Zahl ber 
übrigen Bewohner biefer Staaten gegeben. Wir entnehmen baraus folgende, 
nach den WVerhältniffen bes Jahres 1643 beſtimme Daten: 


Mithin 
Staat. Zahl der Ein⸗Darunter ein Jude 
wohner. Juden. auf... Einw, 

1) Oeſterreich 36,120,000 641,000 57 
2) Preußen 15,267,326 206,050 74 
3) Bayern 4,440,327 62,830 71 
4) Sachſen 1,757,800 882 1,909 
5) Hannover 1,158,119 11,127 158 
6) Würtemberg 1,725,167 11564 148 
7) Baden 1,385,200 21,368 62 
8) Kurheſſen 732,073 8,300 88 
Y) Belgien 4,213,863 1,954 2,157 
19) Niederlande 3,168,056 52,245 PT 
11) Dünemart 2,193,500 6,000 366 
12) Schweden und Norwegen 4,260,000 850 5,012 
13) England 26,991,517 13,000 2,076 
14) Frankreich 34,136,000 710000 487 
15) Rußland 62,838,453 1,120,000 56 


16) Arafon 1500 1800 1 


F 
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trieb ſtehender Gewerbe, mit alleiniger Ausnahme ber in ben 66. 51 — 55 be⸗ 
zeichneten, aufgehoben. Demnächſt iſt durch die Allerhoͤchſte Ordre vom 31. Ol⸗ 
tober 1845 (G.⸗S. ©. 682) die Annahme feſter erblicher Familiennamen Sei⸗ 
tens der Juden überall, wo diesfällige geſetzliche Beſtimmungen noch fehlten, 
vorgeſchrieben worden. 

Ein bedeutender Theil der jüdiſchen Bevölkerung war davon ausgeſchloſſen. 
Dies fand inshefondere in ben ehemals Herzoglich Warfchauifchen Landestheilen 
ftatt, wofelo über 3 der Geſammtheit ber Juden bes Preupifchen Staates 
wohnen. 

Die Allerhöchfte Orbre vom 21, Dezember 1845 (G.⸗S. de 1846, ©. 22,) 
ftellte die Militairpflicht allgemein ber. 

In Verbindung damit iſt in her fernerweiten, an das Königliche Staats- 
Minifterium ergangenen Allerhöchften Orbre vom 31. Dezember 1845 geneh⸗ 
migt, daß ben zu Unteroffizieren beförberten jüdiſchen Soldaten, welche burch 
bie vorgefchriebene Dienftzeit fich Civilverſorgung-Anſprüche erworben, gleich ben 
übrigen anftellungsberechtigten Unteroffizieren der Eintritt in ſolche Subaltern- 
ftellen geftattet werben fol, mit denen bie Ausübung einer obrigfeitlichen Auto- 
rität nicht verbunden ift, wobei zugleich beſtimmt worben, baß bie Vereidigung 
beim Antritt des Civildienſtes nach den für jübifche Zeugeneide beftimmten Vor⸗ 
fohriften zu bewirken if, Diefe Allerhöchſte Ordre ift den Departements-Chefs 
mitgetheilt, welche danach das Erforderliche angeoronet und bie Behörben mit 
Anweiſung verſehen haben. 

Inzwiſchen iſt der Entwurf eines allgemeinen Geſetzes in den Miniſterien 
der geiſtlichen Angelegenheiten und des Innern ausgearbeitet. Ueber die hin— 
ſichtlich des Cultusweſens zu treffenden Anordnungen find geeignete Männer 
aus ber fjübifchen Bevölkerung gehört worden. Der hierauf im Königlichen 
Staats-Minifterium fattgefundenen Berathung gemäß ift ber dem Vereinigten 
Landtage vorgelegte Gefebentwurf rebigirt worden. | 


Menige Gegenſtände in ber Geſetzgebung unterliegen fo verfchiebenartiger 
- Auffaffung, als die Ordnung der Verhältniſſe der Juden. Auf diefem Gebiete 
begegnen und durchkreuzen fich die politifchen und religiöfen Gegenfäpe, welche 
zur Zeit das Volksleben bewegen; bei ber darauf bezüglichen Gefebgebung will 
borzugsweife ein Jeder ben Ausbrud ber Ueberzeugung wiederfinden, unter de⸗ 
ren Einfluß er von feinem Standpunkte aus bie Aufgabe gelöft ſehen möchte, 
Neben theoretifchen Anfichten machen fih überall reichlich zu gewinnende praf- 
tifche Erfahrungen geltend, welche mit jenen nicht felten in beftimmten Wiber- 
fpruch treten. Es ift baher erflärlih, wenn von bem Rufe nach völliger foge- 
nannter Emanzipation bis herab zur Aufrehthaltung und Erweiterung ber ber 
ſtehenden Befchränfungen ganz entgegengeſetzte Stimmen vernommen erben, 
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Wahrend man son einer Seite eine Bethaͤligung bes Chriſtenthums durch mög⸗ 
lichſte Sleihellung der Juden mit den Chriſten bei Bebanplung ber Sache 
zur Richtſchnur verlangt, indem behauptet wirb, baß bie Juden bem Staate 
gegenüber ihre Befonderheit nach und nach großentheils aufgegeben hätten unb 
unter bem Einfluß einer milden Gefebgebung völlig verlieren würden, wirb an 
bererfeitö von ben Chriften ein Schng ihrer Blaubensgenoffen gegen bas, ben 
Juden wegen ihres engen Zufammenhanges beigelegte liebergewicht unter ber 
Behauptung in Anfpruch genommen, baß nach bem innern Weſen des Juden⸗ 
thums eine völlige Verſchmelzung mit ver Bevöllerung, unter welcher die Juden 
leben, unmöglich fei. 

Schon die bisherige Preupifche Gefeggebung bat inmitten biefer entgegen- 
geliebten Richtungen, fern bleibend von jebem ben Juden als religiöfer Genof- 
fenfchaft aufgelegten Zwange das Ziel feitgehalten, vie ihrer focialen Entwicke⸗ 
lung entgegenſtehenden Hinberniffe zu befeitigen, ihnen gleich den übrigen Un- 
teribanen alle Erwerböquellen zu Öffnen und bie mannigfachen Berufsarten bes 
bürgerlichen Lebens zugänglich zu machen. Mit Ausnahme-Gefepen if nur bei 
klar erfanntem Bebürfniffe ober im Intereſſe der Juden ſelbſt zu ihrer morali- 
ſchen Hebung und forialen Berbefferung vorgegangen. In biefem Wege wirb 
in Erwägung ber erzielten Erfolge auch weiter fortzufchreiten, vie bierbet zu 
ziebenbe Grenze aber nach ver Eigenthümlichkeit des Judenthums, nach ven in 
ber Besölferung beftebenden beſonderen Berhältniffen unb nach ben für bas 
preußifche Stantsleben vorhandenen Grundlagen feftzuftellen fein. Es wirb hier⸗ 
bei neben dem Anerkenntniß, welches ber entfchienenen Ehrenhaftigkeit vieler 
jübifhen Blaubensgenofien nicht verfagt werben kann, bie Stufe fitt:icher und 
religiöfer Bildung Beachtung finden müffen, auf welcher fi zur Zeit noch im⸗ 
mer ein erheblicher Theil der jüdiſchen Benälferung befindet. Gegen das Be⸗ 
fieben eines jüdiſchen Volles inmitten der Rationen, unter benen bafjelbe ver⸗ 
breitet ift, wird lebhafte Verwahrung eingelegt; bie Juden erflären vielfeitig 
dem Staate als ihrem alleinigen Baterlande anzugebören, in welchem fie ge- 
boren find oder fich niebergelaffen haben. An ber Wahrhaftigkeit biefer ausge- 
fprochenen Ueberzeugung barf nicht entfernt gezweifelt werben, Wenn ber Be⸗ 
griff eines „Volks“ ober einer „Nation” eine gemeinjame, burch äußere Begren- 
zung, Geſetzgebung, Sprache und Religion von andern Völferfchaften gefchlebene 
Stammesgenofienfchaft umfaßt, kann felcher auf die Juden feine Anwendung 
finden. Allein dennoch bleibt den Juden eine im gewiffen Maaße bewahrte 
Nationalität eigenthümlich, welche auf ihre Stellung im Staate von Bebentung 
iR. Zuvorderſt beſteht eine Religionsverfchiedenbeit, welche nicht blos auf be= 
fondere Glaubens-Normen gegründet, fondern auch in mannigfahen Aufßeren 
in die bürgerliche Gemeinfchaft eingreifenden Geboten ausgeprägt if, außerbem 
aber eine Stammesverfchiebenheit, welche in Verbindung mit ihrer Religion ben 
Juden unter den mannigfachſten Schiefalen die Eigenthümlichkeit erhalten bat, 
wodurch fie inmitten ber verfchiedenen Völler, unter benen fie ſich niedergelaſſen 

VIII. 3 


— 34 — 


haben, erkennbar ſind. Die Stammgenoſſenſchaft iſt den Juden nicht durch bie 
Geſetzgebungen aufgedrungen, ſondern folgt weſentlich aus der religibſen Grund⸗ 
lage des Judenthums. Der von Napoleon berufene jüdiſche Sanhedrin, deſſen 
Entſcheidungen im Allgemeinen geeignet waren, bie ben jüdiſchen Religions- 
fagungen beigemeffenen Hinderniffe einer völligen Gleichſtellung ber jüdiſchen 
mit der chriftlichen Vevölkerung zu befeitigen, bat fich über bie Zuläffigkeit der 
Ehen zwiſchen Iuden und Ehriften bahin ausgelaſſen: 

Das jüdifche Gefeb verbiete unbebingt nur bie Ehen der Juden mit den 
fieben cananitiſchen Völferfchaften, mit den Ammonitern, Moabitern und Ae⸗ 
gyptern. Dieſes Verbot fei daher nur auf abgöttifche VBölfer anwenbbar, 
und ber Talmud erkläre ausbrüdlich, daß als foldhe die Chriften nicht zu be- 
trachten feien, weil fie den wahren Gott anbeten. Die Meinung ver Rab- 
biner fei inbeffen allerdings dagegen, da zur Eingehung ber Ehe nah bem 
Talmud gewilfe religiöfe Ceremonieen erforderlich feien, welche nur die Glau⸗ 

bensgenoſſen verbinden können. Die Heirath fei fonach bürgerlich zwar gültig, 
werbe jedoch von ben Rabbinern nicht anerlannt, und es würben bie Eheleute 
fih ohne eine fürmliche Eheſcheidung trennen dürfen. 

Aus diefer Antwort gebt fo viel Far hervor, daß nach ben jübifchen Sat⸗ 
zungen bie Ehe zwifchen Suben und Chriften in ber That nicht als gültig be⸗ 
trachtet wird. Da biernach eine Vermiſchung ber Juden mit ber fie umgebenden 
Bevölkerung ausgeſchloſſen bleibt, fo iſt es erllärlih und bie Erfahrung be- 
ſtäätigt es, daß eine völlige bürgerliche Gleichftelung die Stammesfonderung 
zwifchen Ehriften und Juden nicht aufhebt. 

Eingezogenen zuverläffigen Erfundigungen zufolge tritt in Sranfreich neben 
erkennbaren forinlen Sortichritten ber jübifchen Bevölkerung nach Berlauf von 
mehr als einem halben Jahrhundert die frühere Trennung, wenngleich in mans 
nigfachen Abſtufungen noch jest in faft ungelchwächter Stärke hervor, Am 
Dberrbein, dem an Deuiſchland grenzenden Lanbestheile, befteht noch jest, mit 
Ausnahme einiger Veränderung in gefelligen Berührungen, die frühere Gefdie- 
denheit. In den mittleren und unteren Klaffen zu Paris findet eine Abnliche 
Wahrnehmung Statt, 

Der vorgelegte Geſetz - Entwurf ift, hievon ausgehend, darauf gerichtet, bie 
Juden in allen Landestheilen mit geringer Ausnahme durch gemeinfane Normen 
zu verbinden, ihnen bie zum Beftehen und zur Verbefferuug ihres Kultus noth⸗ 
wenbigen äußeren Grundlagen zu gewähren, bie bazu Befähigten zu höheren 
Lehrämtern zu berufen, benjenigen von ihnen, welche im Heere gedient haben, 
gewiffe Vorzüge zu fichern, burch bie Aufhebung ber zum großen Theil noch 
beftebenben Befchränfung in ber Glaubmwürbigfeit eidlicher Zeugniffe die Beran- 
laflung zu einem hieraus hervorgehenden Mißtrauen gegen ihre Moralität im 
Allgemeinen zu befeitigen, bie für ihre Sreizügigfeit und Gewerbihätigfeit noch 
beßehenden Schranfen aufzuheben und an Stelle ber auf ben Schuß ber chriſt⸗ 
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lichen Unterthanen wie auf Verbeſſerung ber Juden gerichteten Ausnahmegeſetze 
eine thätige Einwirkung der Juden ſelbſt zur Hebung ihrer Glaubensgenoſſen 
treten zu laſſen. In dem Verbande von Judenſchaften ſollen neben ber Befrie⸗ 
bigung ihrer religibſen Bedürfniſſe, ohne ſoziale Trennung von ber übrigen Be- 
sölferung, bie beſten Kräfte geſammelt und zur foriſchreitenden Entwickelung 
wirffam gemacht werben. 

Bei der Redaktion des Gefeh - Entwurfs iſt von einer Beibehaltung ber 
beftebenben befondern Gefebgebung fiber das Judenweſen nach einer vorgängigen 
Revifion berfelben, wie folche bei des frübern Berathung im Königlichen Stante- 
raih von einer Seite zur Erwägung geftellt worden, ganz abgeflanven, ba bie 
Verſchiedenheit berfelben zu mannigfach I, um auf einigen praftifchen und be⸗ 
friedigenden Erfolg rechnen zu Finnen, und provinzielle Eigenthümlichkeiten, um 
eine foldhe Behandlung zu rechifertigen, außer in der Provinz Pofen nicht be- 
ſtehen. Bielmehr iR das Bedürfniß zur Regulirung der Berhältniffe der Juden 
burch ein möglichft allgemeines Gefeh erkannt. 

Der erfte Abfchnitt des Gefeg- Entwurfs umfaßt alle Provinzen mit Aus⸗ 
ſchluß des Großherzogthums Pefen, in Betreff deſſen aus ven weiterhin ange» 
gebenen Gründen bie Borfehriften bes erften Abſchnitts mit den fih als noth- 
wenbig ergebenden Abänderungen zur Anwenbung gebracht worben. Auf biefe 
MWeife wird mit einer geringen Mobififation der Bortbeil einer allgemeinen 
Gefepgebung erreicht. Der erſte Abfchnitt betrifft auch bie nicht zum Großher⸗ 
zogthum Pofen gefchlagenen, ehemals Warfchauifchen Landestheile, für melche 
bei der früheren Berathung die Anwendung ber Berorbnung vom 1. Juni 1833 
für geeignet erachtet wurde. Es gehören dahin einige Kreiſe bes Marienwer- 
derſchen und die Ortfchaften Schermeiffel und Grochau des Branffurter Regie- 
rungsbezirks mit "einer Bevölkerung von etwa 5000 Juden. Die leptgebachten 
unbebeutenden Ortfchaften ben abweichenden Vorfchriften für bie Provinz Pofen 
zu unterwerfen, kann Feinenfalls für zweckmäßig erachtet werben. Ein Bedürfniß 
dazu kann ebenfowenig für das ehemals Warfchauifche Gebiet des Regierungs- 
bezirfs Marienwerber anerkannt werben, ba nach dem Ergebnif ber angeftellten 
Ermittelungen angenommen werben darf, daß die dortigen Juden benen ber 
benachbarten Lanbestheile, wofelbft dag Edikt som Jahre 1812 gilt, in Sitte, 
Lebensart und Bildung gleichftehen, weshalb fie für die Einführung des letzteren 
Geſetzes ſtimmt. 

Die Anwendung des erſten Abſchnittes des Geſetzentwurfs auf alle neu⸗ 
und wiedererworbenen Provinzen kann eben ſo wenig Bedenken finden. Die 
Beſtimmungen entſprechen im Weſentlichen der Geſetzgebung derjenigen Landes⸗ 
theile, woſelbſt ſie für die Juden am günſtigſten iſt; auf der linken Seite des 
Rheins wird überdies das Dekret vom 17. März 1808, deſſen Beſchränkungen 
in die Rechtsverhältniſſe und den ganzen ſocialen Zuſtand der Juden tief ein⸗ 
greifen (Beil, 1. A. Anh. e.), aufgehoben. 
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Bu 86, 1-60. Hier if zunächſt der burch das Geſet bergeftellten 
Freizügigkeit 
zu gebenfen. 

Nach der bisherigen Verfallung beburfte es beim Ueberziehen ber Juden 
ans einem Lanbestheile in einen anderen mit abweichender Geſetzgebung einer 
befonderen Genehmigung bes Minifteriums des Innern. Es wurden bie Ge⸗ 
meinben des Fünftigen Nieverlaffungs-Ortes zuvor gehört, ohne benfelben jedoch 
ein Widerſpruchs recht einzuräumen. Einzelnen Stäbten war, wenn auch nicht 
in ber Form eines dauernden Privilegiums eine noch weiter gehende Verwahrung 
gegen ben Zug ber Juden gewährt. 

Der $. 13, bes Geſetzes vom 31. Dftober 1842. (G. ©. 1843, ©, 6.) 
über die Aufnahme neu anziehender Perfonen beläßt es bei jenen Beſchränkungen. 
Sinfofern dieſelben im Allgemeinen eine Folge der Verſchiedenheit der Geſetz⸗ 
gebungen über das Judenweſen find, bedarf es, fobald eine allgemeine Verord⸗ 
nung an deren Stelle tritt, jener befonderen Genehmigung nicht mehr. 

Bei den früheren legislativen Beratbungen find insbefondere mit Rüdficht 
anf bie son den Ständen früher abgegebenen Erklärungen gewille Befchränfungen 
bei der MWohnfignahme ber Juden auf dem Rande und in den Städten für er- 
forderlich erachtet worden, weil fie ein heterogenes Element in ben ländlichen 
Gemeinden bildeten, und erfahrungsmäßig dem Landmanne verderblich feien, 
und auch für die Stäbte namentlich in ben Lanbestheilen, wo fich zur Zeit noch 
wenig Iuben befinden, einiger Schub gegen bag Ueberziehen aus anderen mit 
Juden mehr bevölferten Gegenden räthlich ſchien. Ihre Nieverlaffung follte, fo 
fchlug man vor, auf dem Lande an den Erwerb eines Ritterguts, fonft an ben 
Betrieb der Landwirthichaft mit eigenem Gefinbe oder an die Errichtung größerer 
gewerblicher Anlagen gefnüpft werben, für andere Fälle von ber Genehmigung 
bes Minifteriumg bes Innern abhängen, und bie Wohnfisnahme in ben Stäbten 
einer Genehmigung der Regierung nah Anhörung ber Gemeinde» Behörbe 
bebürfen. 

Bon derartigen Befchränfungen iſt jebt abgeſehen. 

Die Zahl der auf dem Lande lebenden Juden ift verhaltnigmäßig nicht 
groß und in ben einzelnen Tanbestheilen fehr verſchieden. (Beil, I. B.) 

Die Regierungen, in deren Bezirk die meilten Juden auf dem Lande woh- 
nen, erfennen ein Bedürfniß zu ſolchen Beichränfungen nicht, 

Es würde ben Juden ber Webergang zum Lanbbau, welcher andrerfeits 
gewünfcht werben muß, baburch wefentlich erfchwert fein, Bebrüdungen aber des 
Landmanns feitens der Juden, wie fie früher in den Paderbornifchen Kreifen 
vorgefommen, Finnen von ben Stäbten aus ebenfowohl ausgeübt werben, und 
überdies bat bie Erfahrung In jenen SKreifen ergeben, daß bem Landmann ein 
Schup gegen wucherliche Bedrückungen burch Berbefferung feiner Lage auf an- 
berem Wege ficherer und nachhaltiger gewährt werben lann. 

Die Einführung einer Genehmigung ber Regierung bei Nieberlaffung ber 
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Juden in ben Stäbten würde inſofern eine erhebliche neue Beſchränkung fein, 
als den Juden jept innerhalb bes Bereichs berfelben Geſetzgebung bie allgemeine 
Sreizügigfeit zuſteht. Allerbings haben, ben früher geäußerten Anfichten ber 
Stände mehrerer Provinzen und auch ber auf bem legten Sächſiſchen Provinzial⸗ 
Landtage von der Mehrheit ausgefprochenen Anficht gemäß, mehrere Regierungen 
ber Landestheile, in denen ſich eine geringere jübifche Bevölkeruug befinbet, für 
eine Befchränfung ber gebachten. Art geftimmt, bie übrigen Regierungen theilen 
biefe Anficht aber nicht, und namentlich bat fih in ven Provinzen, wo ſelbſt das 
Edict vom 32. März 1812 gilt, mithin volle Freizügigkeit beſteht, das Bedürf⸗ 
niß zu befchränfenden Maßregeln nicht ergeben. 

Die Freiheit in der Bewegung ber Gewerbe und bie wechſelnde Conkurrenz 
verändert bie Einträglichleit gewerblicher Unternehmungen jest bäufig fo raſch 
und entſchieden, baß die Gewerbtreibenden weit mehr als fonft genötbigt werben, 
ihr Gefchäft son bem einen Orte fort nach einem andern, für ihre Beziehungen 
günfigeren zu verlegen, wenn fie beffen Beſtehen und Ihre Eriftenz fichern wollen. 
Öierbei wirkt außerbem noch der mächtige Einfluß mit, welche neu entſtehende 
Kommunikations - Mittel, insbefondere bie Anlegung von Eifenbahnen, auf das 
Einfen oder bie Hebung gewerblicher Erfolge in ben einzelnen Oriſchaften aus⸗ 
üben, jenahbem ihnen ber frühere Verkehr entzogen ober ein folder neu zuge» 
wendet wird. 

Die bierburch entſtehende Umgeflaltung ber Gewerbe - Verhältmiffe bepingen 
baber bie freie Bewegung ber Gewerbireibenden nach allen Richtungen, unb 
wenn ben Juden biefe verfchränft würbe, fo bliebe ihnen damit bem Erfolge nach 
ein bedeutender Theil der ihnen burch bie Gewerbe⸗Ordnung ertheilten Rechte 
wiederum entzogen. 

Dazu kommt enblich, daß für bie Bälle des Widerſpruchs ber Gemeinden 
allgemein leitende Grunbfäge für bie von ben Berwaliungsbehösben zu treffenbe 
Entscheidung ſich ſchwer feſtſtellen laſſen. 

Aus dieſen Gründen iſt im Entwurfe von jeder Maßregel der gedachten 
Art Abſtand genommen. 

Durch bie Beſtimmungen bes 8. 1. und 60, werden ferner bie Juden in 
allen den Lanbestheilen, in welchen fie noch ale Schupgenoflen anzufehen waren, 
und deshalb das Bürgerrecht nicht erwerben konnten, namentlich in ber Fähigkeit 
zum Erwerbe son Grunbeigentbum, ven übrigen Untertbanen gleichgeſtellt. Eine 
weitere Aufhebung wichtiger Befchränkungen liegt in ber 


Aufhebung bed Franzöſiſchen Decreis vom 17, März 1808, 
Die biftorifche Entfichung dieſes aus den Klagen über ben jüdiſchen Wucher 
bersorgegangenen Geſetzes, deſſen bei ben früheren legislativen Berathungen 
in Frage gefteflte Aufhebung auf erhebliche Bedenken gefloßen if, kann theile 
als bekannt vorausgeſetzt, ihrils darf auf bas in bes Beilage I, A, Bemerlte 
Bezug genommen werden. \ 
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Urſpruͤnglich ſollte daſſelbe, wie im Art. 18 in Ausſicht geſtellt iſt, nur auf 
10 Jahre gelten, indem die Hoffnung ausgeſprochen wurde, daß mit Ablauf 
biefes Zeitraumes durch die getroffenen Maßregeln jede Verſchiedenheit zwifchen 
den Juden und den übrigen Bewohnern des Reichs verfchwunden fein werde. — 
Eine weitere Verlängerung ber Gültigkeit bes Geſetzes wurbe jedoch vorbehalten, 
wenn jene Hoffnung nicht in Erfüllung gebe, Bon dem Inhalte des Decrets 
fommen gegenwärtig bauptfächlih nur noch die Art, 3-6 und 13—15 in Be⸗ 
tracht, da die Beflimmungen bes Art, T—12 über die von ben Juden zu lö⸗ 
fenden und alljährlich zu erneuernden Patente zum Betrieb ſtehender Gewerbe 
burch die Allg. Gew.Ordn. bereitd außer Anwendung gelebt find. 

Bon den Rheinischen Regierungen hat nur eine für Beibehaltung biefer 
Patente geftimmt, indem fie beren Aufhebung lediglich für Suben, welche mit 
faufmännifchen Rechten Handlung treiben, befürwortet. Dagegen erachten die 
übrigen ganz allgemein die jetzt nur für ben Gewerbebetrieb im Umherziehen 
beſtehenden Befchränfungen bes Decrets weder burch bie Erfahrung bewährt, 
noch für nothwendig. Es find nämlich fehr felten Fälle ver Verweigerung ber 
der Ausftelung der Patente zum Grunbe liegenden Moralitäts - Attefte feiteng 
ber nach Art. 7 biejelben ertheilenden Schöffenräthe vorgelommen, bei zwei Re- 
gierungen feit einer Reihe von Jahren nur zwei refp. einmal, bei ver Regierung 
zu Düffeldorf etwa jährlich einmal, Letztere bemerkt zugleich, daß in 8 Jahren 
bei 4307 Handelspatenten, welche dort ausgeftellt worden, auch nicht ein ein- 
ziges auf Grund bed Art. 9 von ben Gerichten widerrufen worden if. Auch 
bie General-Procuratur zu Köln bemerkte, daß, foviel fie erfahren, beim 
Rheinischen Appellationg - Gerichtshofe Fein Fall eines folchen Widerrufs vorge» 
- Tommen fei. Die Ertheilung der Patente ift fonach zu einer bloßen Formalität 
ohne erfennbaren Nuben geworben. 

Es. wird daher um fu weniger Bedenken haben, die Aufhebung jener Bor- 
fohriften Art. 1-12 auch für den Gewerbebetrieb im Umherziehen eintreten zu 
Iaffen, als das Regulativ vom 28, April 1824 eine befonbere Prüfung ber 
Dualification des bie Eonceffion Nachfuchenden allgemein vorfchreibt. 

Der bie Fortdauer des Decreis anorbnenden Beftimmung ber Allerhöchſten 
Ordre vom 3. März 1818 lag wefentlich der Bericht der Immediat⸗Juſtiz⸗Kom⸗ 
miſſion zu Köln vom 30. Januar 1818 zum Grunde, worin nachgewiefen wurbe, 
daß die Juden demſelben Schachergeift wie früher ergeben feien, und durch ihren 
Wucher den Wohlftand der ländlichen Benölferung auf's Außerfle gefährdeten. 

Auch von den im Sabre 1826 verfammelten Stänben ber Rhein - Provinz 
war nicht nur bie fernere Beibehaltung bes Decrets, ſondern fogar deſſen Aus- 
Dehnung auf bie ganze Provinz beantragt worden. 

Mit Rüdficht hierauf hatte der Königliche Staatsrat bei ber früheren 
Berathung eine Ermittelung ber gegenwärtigen Berhältniffe und zur Begründung 
her Aufhebung bes Derreis den Nachweis für erforberlich erachtet, daß eine 
Berbefferung ber früheren Zuſtände eingeireien fei, . 
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Das Ergebniß der bemgemäß angepellten Ermitielungen inobefonbere nach 
den Heußerungen ber Proruratoren ift in ber Anlage 1. B. zuſammengeſtellt. 
Danach Täßt fih wefentliche Beſſerung in bem Berhalten ber Juden kaum be- 
baupten, vielmehr fcheint ber Zuſtand noch jept dem abhnlih, wie er von ber 
Immebiat-Jufiz-Rommiffton zu Köln früher gefchildert worden. 

Bei vielen Landräthen und Friebensrichtern, welche mit ben Juden felbft 
und ben niederen, ihrem verberblichen Einfluß hauptſächlich ausgefegten Klaſſen 
ber Bevölkerung in unmittelbare Berührung kommen, ik eine nachtheilige Met- 
nung über ven Schacher und Wucher der bortigen Juden überwiegend, und fie 
haben fih baber auch für bie Aufrechtbaltung bes Deeretd ausgefprochen. Es 
wird bemerkt, daß die Juden nichts mehr fürchteten, als wenn auf Grund bes 
Decrets der Einwand ber nicht erhaltenen Baluta in Prozeſſen geltend gemacht 
würde, inbem fie fih auf den von ihnen alsdann zu führenden Beweis nur in 
ſolchen Fällen einließen, two fie ihrer Sade ganz gewiß feien, font aber fi 
lieber mit ihren Schuldnern verglichen; daß überhaupt die Furcht vor bem 
Deeret und beifen Anwendung ihrem Zreiben noch einigermaßen wirkfam ent. 
gegentrete, und bie bebauerlihen Folgen ber Aufhebung beffelben ſich gar nicht 
abfeben ließen. Auch die im Jahre 1845 befragten Ober-Profuratoren haben 
für die Beibehaltung bed Decreis geftimmt, nur ber Prokurator zu Düſſeldorf 
bat für die Aufhebung bes Art. 4, welcher ben Tuben allemal den Nachweis 
ber vollſtändig und ohne Betrug bezahlten Valuta auflegt, geſtimmt. 

Don den Regierungen bat fih nur eine unbebingt für bie Beibehaltung 
des Decreis ausgeſprochen. Sie bemerkt, baß baffelbe wenigſtens in einzelnen 
Beſtimmungen feinen präfautiven Nubpen bewährt, namentlih ber Art. 4 fehr 
anf Berminderung ber Prozeffe gewirkt, der Art. 3 über Darlehne an Minder⸗ 
jährige ꝛc. die Art, 14—15 über ten Pfandverkehr fi zwedmäßig erwiefen 
hätten, und beantragt baher nur bie Aufhebung bes Art. 4 für diejenigen 
Juden, welche mit Taufmännifchen Rechten Handlung treiben, weil folchen faſt 
nie unter erfchwerenden Umftänden ber Einwand ber nicht erhaltenen Valuta 
enigegengefeßt worben ſei. Cine zweite Regierung erklärt fih nur bebingt für 
die Aufhebung des Decreis, bie drei übrigen find bagegen unbebingt für eine 
folche, theils weil fie die Zwede bed Decrets auf gerigneterem Wege erreichbar 
finden, theils weil die Beftimmungen bes Geſetzes ber Hebung ber Juden ent- 
gegenflänben. 

Der Anficht für die Aufhebung muB man fih in ber That anfchließen. 

Folgt man den Angaben derer, welche für bie Aufrechterhaltung bes Decrets 
flimmen, fo ift ber Zwed, welchen das Gefep bauptfächlich im Auge hatte, bie 
moralifche Beilerung der Juden, in ber beabfichtigten Weife nicht erreicht, fon- 
dern nachdem das Derret fat 40 Jahre hindurch in Wirkſamkeit geſtanden, 
dauert vielfach ber jüdiſche Wucher noch jest fort, und eben fo wenig hat das 
Decret die chriftliche Bevölkerung gegen ben Wucher ber Juden zu fchügen 
vermocht. 
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Der mehrſeitigen Behauptung, daß bad Derret noch das einzige Mittel 
fei, welches dem jübifhen Wucher, namentlich ben unerfahrenen Laudleuten ge- 
genüber, einigermaßen Schranken zu fegen vermöge, und daß, wenn es auch 
nicht oft direct zur Anwenbung komme, barin jebenfalls ein Schub gegen Betrug 
und Wucher liege, fteht die Erfahrung entgegen, daß, obſchon im Ganzen bie 
Zahl der von Juden angeftellten Civil⸗Prozeſſe verhältnigmäßig fehr bebeutend 
ift und biefelben faft nur Waaren-Üorberungen und Darlehne betreffen, dennoch 
von dem Derret nur Außerft felten Gebrauch gemacht wird, wofür mehrfache 
Beifpiele angeführt werben. 

Der Jude behält, wie aus den Berichten vieler Sriedensrichter erhellt, noch 
immer Mittel genug, das Deeret zu umgeben, wofür ebenfalls evidenie Beiſpiele 
angeführt werben.. 

Redliche Iuden werben am wenigſten ängſtlich auf Beobachtung ber be- 
läftigennen Formen bes Geſetzes halten, und können alsdann von einem unreb- 
lichen chriftlichen Schuldner beeinträchtigt werben, wie benn auch son einem 
Sriedensrichter bemerkt wird’, daß es felten bie fchlechteiten Juden feien, gegen 
welche das Decret geltend gemacht worden, Darf man fi auch bei einer Auf- 
hehung dieſes Gefeges nicht der Erwartung überlaffen, daß die Beprüdungen 
des Landmannes durch die Juden fichibar abnehmen werben; ift es vielmehr, 
wie eine Regierung beforgt, fogar wahrfcheinlich, daß die einem folchen wucher⸗ 
lichen Verfehre einmal bingegebenen Juden benfelben noch ungebinverter betreiben 
‚werben, fo ift doch von der Aufhebung des bie jüdiſche Bevölkerung im Allge- 
meinen als demoraliſirt vorausſetzenden Decreis infofern ein günftiger Erfolg 
wohl zu hoffen, ala dadurch das Ehrgefühl angeregt und ber beffere Theil‘ der . 
jüdiſchen Bevölkerung zur Einwirfing auf bie fittlihe Hebung feiner Glaubens⸗ 
genoffen aufgerufen wird, 

Muß eine  Berbefferung ber beftehenden Zuſtände einerſeits weſentlich von 
ber Erziehung und dem Unterricht der jüdiſchen Jugend gehufft werben, fo ift 
anbererfeits anzunehmen, daß eine gründliche Abhülfe der jüdischen Bedrückungen, 
benen ber Landmann in ber Rheinprovinz ausgefest ift, bier nicht ſowohl durch 
befchränfenbe Vorſchriften, fondern durch DVerbefferung der Lage des Landmanns 
begründet werben kann. Die Ermittelungen ergeben, daß ba, wo der Landmann 
fich in georbneten Verhälmiſſen befindet, und feine Tage mehr gefichert ift, eine 
nachtheilige Einwirkung der Juden Feinen leichten Boden: findet, wogegen ber 
ärmere Landbauer, dem es mit ben nöthigen Hülfsmitteln auch an ber erforber- 
liche Borficht fehlt, wie den Bewohnern ber Mofel- und Eifel-Gegenven, bem 
Wucher leicht Preis gegeben iſt. 

Dies ſtimmt mit den Erfcheinungen in ben vier Paperbornfchen Streifen 
sollfommen überein, Auch vor dem Erlaffe der Allerhächften Ordre vom 20. Sep- 
tember 1836 haben bort bie wohlbabenderen Dörfer ſich gegen ben nachtheiligen 
Einfluß der Juden zu fichern gewußt, 

Die Bedrückungen, welche bie bortigen Bauern in ben Armeren Gemeinben 
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in fo hohem Grabe durch bie Juden erlitten, find nach den angeftellten Ermitte- 
Inngen nicht durch die befchränfenden Vorfchriften jener Verordnung gehoben, 
gielmehr iſt Fein Ball befannt geworben, in welchem ber Richter ber ibm im 
Geſetz beigelegten Befugniß gemäß bie Aufnahme eines Kontraftes wegen Ber- 
dacht des Wuchers verfagt hätte. Die Lanpleute fanden fih ſtets bereit, bie 
nöthige gerishtliche Erflärung abzugeben; die Juden wußten fjeberzeit das Gefeh 
zu umgeben. Dagegen find die bebrüdten Landleute durch die wohlthätige Wirk⸗ 
famkeit der Tilgungskaſſe und mit ben anbermweit auch ohne Zutritt bes Staats 
hervorgerufenen Hülfsquellen dem jüntfchen Wucher enthoben, indem fie mit 
jener Hülfe zugleich die Einficht Über die richtigen Mittel zur Befeitigung ein- 
tretender Berlegenbeiten gewannen. Indem man boffen darf, daß in ähnlicher 
Weife dem bäuerlichen Stande in der Rheinproning wirb geholfen werten, if 
bie Aufhebung bes Defrets räthlich, worauf auch neuerlich die Anträge ber 
rbeinifchen Stänbe gerichtet find. 

In Betreff der durch die SS. 1 und 60 außerdem aufgebobenen in einzel» 
nen Landestheilen beftehenden Befchranfungen darf auf die den Beilagen bei- 
gefügte Darftellung (1. A.) Iebiglich Bezug genommen werben, in fo weit nicht 
zu ben 66. 35 ff. ohnehin barauf eingegangen wird. 

Noch iſt des Anfpruchs zu gedenten, welchen einige Städte, Danzig, Thorn 
und Bromberg darauf machen, Juden von ber Niederlaffung auszufchließen. 
Auch die Stadt Greifswalb ſtützt fich in dieſer Hinficht auf ein ihr im Sabre 
1264 verliehenes Privilegium. 

Aus den oben für die allgemeine Freizügigkeit aufgeſtellten Gründen bedarf 
es einer beſonderen Ausführung nicht, daß hinfort auch dieſe, den erſtgedachten 
drei Städten überdies nur unter Hinweiſung auf bie künftige Geſetzgebung zu⸗ 
geftandenen Befugniſſe wegfallen müffen. 


Bilbung von Judenſchaften. 


Für eine weitere erfolgreiche Entwicklung der Verbältniffe ber Juden im 
Staat und in der bürgerlichen Gefellfehaft hat die Geſetzgebung bie Aufgabe, 
mit Vermeidung alles deſſen, was ber bie burch ihre religidfe und in ge⸗ 
wiffem Maße auch nationell bewahrte Gefchiebenheit von ber übrigen Bevbl⸗ 
ferung hinaus eine dem bürgerlichen Leben und deshalb auch den Juden ſelbſt 
nachtheilige Trennung beförbern ober verftärfen Fönnte, 
den Juden eine Organifation zu gewähren, 
welche ihnen einestheils Die erforderliche Selbſtſtäändigkeit giebt, nach Innen 
ihre eigenthümlichen unb infoweit auch ftets abgefondert zu behandelnden 
Sntereffen zu ordnen, anbererfeits aber ihnen eine ehrenhafte Stellung fichert, 
und zugleich eine weitere Annäherung mit ber chriftlichen Bevblkerung durch 
vermehrte Theilnahme der Juden am Gemeindeleben und durch Eröffnung 
einer geregelten Mitwirkung bei ben Angelegenheiten des Tebtern vermittelt, 
Allerdings vermag die Gefebgebung allein dies Ziel nicht zu erreichen, 
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Sie kann nur bie Grundlagen und Formen dafür gewähren, giebt aber damit 
fo viel, daß die Hoffnung begründet erfcheint, es werde aus ben dargebotenen 
Mitteln, wenn biefelben mit entgegenfommenbem Bertrauen richtig benußt Werben, 
eine für bie Inden im Staats- und im Gemeindeleben nad allen Seiten bin 
befriedigende Stellung hervorgehen. 

Die Nothwendigkeit der Bildung Forporativer Verbände für dag jübifche 
Kultusweſen bat fi mit der Zeit unabweisbar herausgeftellt. Im 8. 39 des 
Edikts vom 11. März 1812 über die bürgerlichen VBerhältniffe ber Juden in 
ben damals zum Preußifchen Staate gehörigen Landestheilen wurbe auch bie 
Ordnung des jüdifchen Kulıs- und Schulweſens dahin vorbehalten, 

baß die deshalb erforverlichen Beftimmungen unter Juziehung von Männern 
des jüdischen Glaubensbefenniniffes, die wegen ihrer Kenniniffe und ihrer 
Rechtfchaffenheit das Hffentliche Vertrauen genießen, getroffen werben follten, 

Die bisherigen Verwaltungs⸗Maßregeln haben nicht befriedigen Finnen. 
In einigen der neuen und wiedererworbenen Provinzen, auf welche bie Beftim- 
‚ mungen bes Edikts vom 11, März 1812 feine Anwendung finden, hatte eine 
vollſtändig organifirte Synagogen - Verfaffung beftanden , welche fpäter in Folge 
ber Bereinigung jener Lanbestheile mit ber Krone Preußen ihre eigentliche 
Grundlage verlor. Bei den früheren Verhandlungen über die Regulirung bes 
Judenweſens ift son einer Einwirkung, auch nur auf die Außeren jübifchen 
Kultus⸗Verhältniſſe, abgeftanden, weil man annahm, daß eine Verbeſſerung fich 
aus ber jübifchen Religions - Gejellfchaft felbft herausbilden müffe, und biefe 
Erfolge ebenfo wie eine weitere Erfahrung darüber abzuwarten fei, in welcher 
Weiſe eine nähere Anfchließung der Juden an die bürgerliche Gefellfchaft, zu 
welcher in ben älteren Provinzen durch das Edikt vom 11, März 1812 bie 
Bahn gebrochen worden, fich geitalten werde. 

Auch im Großherzogthum Pofen haben fich die Behörden von jeber Ein- 
miſchung In die Angelegenheiten des jübifchen Kultus, infofern eine folche nicht 
im polizeilichen Intereſſe nothwendig erfchien, ftets fern gehalten. Die Aller- 
höchſte Ordre vom 13, Dezember 1841, wodurch die Vorbereitung eines ander- 
weiten Gefeb-Entwurfs angeorbnet warb, beftimmte zugleich, daß in Betreff ver 
Ordnung des jüdiſchen Kultus⸗ und Unterrichtswefens neben Ermittelung ber 
betreffenden faltiſchen Zuflände in ben einzelnen Landestheilen bie eigenen Vor⸗ 
Schläge der Juden gehört werben follten. — Das Ergebniß ift in der Beil, IE. 
zufammengeftellt, auf beren Inhalt Bezug genommen wird. 


Jüdiſches Kultuswefen. 


Aus dem gegenwärtigen Zuſtande deſſelben in ben einzelnen Lanbestheilen 
(Beil. II. A.) ergiebt ſich, daß es faſt überall an Einrichtungen fehlt, welche, 
auch wenn man das Verhältmiß zunächft nur rein Außerlich auffaßt, eine gehörige 
Ordnung in ben jünifchen Gemeinden herbeizuführen geeignet find. Sämmtliche 
Regierungen, in beren Verwaltungsbezirke das Edit vom 11. März 18123 zur 
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Anwendung Fommt, haben in ben auf die Verfügung vom 8. Mär) 1843 (Beil, 
1. A, b.) erftatieten Berichten übereinftimmenn dahin angeiragen, 

baß ber Berheißung des $. 39. des Edikts wegen bes Erlaſſes der nöthigen 

Beſtimmungen in Betreff ber Kultusverhältniſſe entfprochen werben möge. 
Die Regellofigkeit, in welche bas fünifche Kultusweſen durch den Mangel folder 
Beſtimmungen gerathen ift, hat durch das Auseinanbergeben ber religiäfen An- 
fihten unter ben Juden und durch bie in ben einzelnen Gemeinden immer mehr 
hervortretenden Partheiungen eine noch größere Bebentung gewonnen. Es Tann 
zwar bie innere religiöfe Ueberzeugung einem Gefege nicht unterliegen, es be- 
dingt aber ber aufßere Verband, ber auch für bie Bekenner des fühifchen Glau⸗ 
bens zur Erhaltung ihrer Firchlichen Einrichtungen erforderlich it, mehr Aner⸗ 
fennung, Schup und Aufficht des Staates, als ihm feit der durch das Edilt 
vom 11, März 1812 in der Gefepgebung verbliebenen Lüde zu Theil gewor⸗ 
ben iſt. 

Die Behandlung ber Iubengemeinben als religiöfe Privat-Gefellfchaften, 
benen Korporationgrechte nicht zufteben, 3. B. in denjenigen Landestheilen, we 
das Edikt vom 11, März 1812 gilt, in den vormals Sächſiſchen Territorien, 
in Neu-Borpommern und Rügen ꝛc., — bat fowohl im Allgemeinen, als auch 
insbejondere bei der Bertretung ihrer gemeinfchaftlichen Bermögens - Angelegen- 
heiten nach außen, 3. B. in Betreff der Erwerbung von Grundeigenthum, Ein⸗ 
ziebung ber Gemeindebeiträge, Anftelung von Klagen u. ſ. w., viele Hebel- 
Rände zur Folge. 

Um den Nachtheilen vorzubeugen, welche bie biöherige Stellung ber Iuben 
als bloß erlaubte Privat- Gefellfchaften mit ſich führt, erfcheint es nothwendig, 
ben Juden in ber Beforgung ihrer eigenen, befonders ber Kultus⸗Angelegenhei⸗ 
ten, durch Bildung von Judenſchafts⸗Verbänden mit Forporatisen Rechten eine 
größere Selbfiftändigfeit und Autorität einzuräumen. Es bleibt daher unerläß- 
lich, eine äußere Einrichtung zu treffen, woburd bie Juden in den Stand ge- 
fept werben, über ihre Kultus-Angelegenheiten auf gefeglichem Wege zu befchlie- 
hen, dergleichen Befchlüffe zur Ausführung zu bringen und bie zum Gottesbienfte, 
fowie zur Erhaltung bes gottesbienftlihen Verbandes erforberlichen Mittel von 
ben faumigen Mitgliedern im Wege ber Erefution einzuziehen, ohne den Weg 
Rechtens befchreiten zu müffen, welcher faft einer Rechtsloſigkeit gleichſteht. 

Die Bildung von Judenſchaften mit Forporativen Rechten flieht auch mit dem 
Berhältniffen der Juden als einer bloß geduldeten Religions-Gefellfehaft nicht in 
Miderforuch, fo wenig wie daraus weiter greifende Anorbnungen und insbefon- 
dere eine Einmifchung auch in bie Innern Kultus» Angelegenheiten nothwendig 
zu folgern find, 

Wird die Bildung von Indenfchaften als ein Bedürfniß anerkannt, fo un- 
terliegt es auch keinem Bebenfen, eine folche Einrichtung für alle jünifchen Ge⸗ 
meinden im ganzen Umfauge der Monarchie ins Leben treten zu laſſen. 

In ben ehemals Franzöſiſchen und Weſtphäliſchen Lanbesiheilen war bush 


bie Dekrete vom 17. März und 31. Dezember 1908 eine fürmlich organifirte 
Synagogen⸗Verfaſſung eingerichtet; dieſelbe bat jedoch in Folge ver Vereinigung 
jener Landestheile mit der Krone Preußen und in Folge ber Lostrennung ber 
dortigen Synagogen» Gemeinden von ben Central⸗Konſiſtorien zu Paris und 
Kaflel zu beftehen anfgebört. Es wirb baher auch für die Juden in ben ehe⸗ 
mals Franzöffchen und Weſtphäliſchen Landestheilen unter Aufhebung bes übri- 
gen auf bie jegigen Berhältniffe nicht mehr anwendbaren Inhalts jener Dekrete 
die Bildung von Iupenfchaften in der beabfichtigten Art anzuordnen fein. Im 
Betreff ver Juden im Großherzogthum Pofen ift bei dem Inhalte der Verord⸗ 
nung vom 1, uni 1833 dem beabfichtigten Zwecke int Wefentlihen bereits ge- 
nügt worden, und in den übrigen Landestheilen find die jüdiſchen Gemeinden 
bisher nur als Privat-Gefellfihaften behandelt worben, fo daß bie Verbefferung 
ihres Zuftandes durch Bildung von Judenſchaften, welchen die Rechte juriftifcher 
Perſonen beigelegt worben, ihnen nur erwünjcht fein kann. 

Es bleibt bier nur noch Furz zu erwähnen, in welcher Weiſe dem Allerhöch⸗ 
ſten Befehl Sr. Majeftät des Könige, daß über die Orbnung ber jübifchen 
Kultusverhälmiſſe zunächft die Juden felbft mit ihren Vorfchlägen gehört werben 
follen, genügt worben if. 

Infofern jener Beſtimmung die Deutung zu geben jein möchte, daß bie 
jüdifehen Gemeinden durch ihre Organe mit ihrem Gutachten vernommen 
werben follten, bat bie Ausführung berfelben nur unvollftändig bewirkt werben 
Können, ba bie Juden In ben meiften Landestheilen fich zur Zeit nicht in abge- 
orenzten Verbindungen befinden, welche durch beſtimmte Organe fih zu Außern 
im Stande find, und bie jetzt fungirenden Rabbiner überall nur als Privat- 
beamte der jünifchen Gemeinden in Betracht Tommen, von weldhen überbies, mit 
etwaiger Ausnahme ver bei größeren Gemeinden fungirenden Rabbiner, cine 
beſondere wiflenfchaftliche Befähigung nicht erwartet werben darf. Es bat mit- 
hin nur angenommen werben Tönnen, baß jene Allerhöcfte Anordnung nichts 
anderes bezwede, als was bereits ber 6. 39. des Edikts vom 11. März 1812 
in Ausficht geftellt hatte, daß nämlich bei der Erwägung der nöthigen Beitim- 
mungen wegen ber Kultusverhältniffe und wegen ber Verbefferung bed Unter- 
richts der Juden nicht die Vertreter ber jüpifchen Gemeinden als folche, ſondern 
einzelne Männer bes jüdiſchen Glanbensbefenntniffes, die wegen ihrer Kenntniſſe 
und Rechtfchaffenheit das Öffentliche Vertrauen genießen, zugezogen und mit ih⸗ 
sem Guiachten vernommen werben follen. 

Ben diefem Geſichtspunkte ausgehend find Die Regierungen beauftragt wor- 
ben, in ven anf die Verfügung vom 8, März 1843 zu erflattenben Berichten 
auf die bei ihnen etwa gemachten Vorfchläge der Juden befondere Nüdficht zu 
nehmen, Sm biefer Beziehung ergeben inbeffen bie Berichte nur wenig. Außer- 
bem find fowohl von Seiten der bebeutendften Judenſchaften, als auch sun ein- 
zelnen jüdiſchen Gelehrten verſchiedene Gutachten bei dem Miniſterium ver geift- 
lichen 30, Angelegenheiten eingegangen, welchen aber ebenfalls nur sin geringer 
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praftifher Werth beigelegt werben Tann, ba fie ſich meiſtentheils nur auf in⸗ 
nere Kulms⸗Einrichtungen beziehen. Unter folgen Umfänben hat es zwedmä- 
fig gefchienen, um der Allerhoͤchſten Abſicht Sr. Majekät des Königs möglich 
zu entiprechen, noch einige biefige Juden, von benen eine möglich genaue Keunt- 
niß der jüdifchen Zuſtände und ein ficheres Urtheil über bie zur Abhülfe ber 
jesigen Uebelſtände dienenden Maßregeln erwartet werben barf, mit ihrem But- 
achten zu vernehmen. Mit diefen Männern find biefenigen Berhandlungen aufe 
genommen und es iſt bemnähft von ihnen noch befonbers ein Gutachten abge» 
geben worden, wovon ein Abruf in der Beilage IL e. f. g. unten enthalten if. 

Später find auch noch durch Bermittelung ber Ober - Präfidenten andere 
Männer jüdifchen Glaubens in den verfchiedenen Provinzen bes Staats "gehört 
werben, welche faft übereinfimmenb ihr völliges Einverſtändniß mit den Grund⸗ 
zügen bes vorliegenden Gefeb-Entwurfs, ſoweit derfelbe die Kultus⸗ und Unter⸗ 
richtsverhältniſſe betrifft, erklärt haben, Nachdem in bem Borfebenben bie all- 
gemeinen Grundſätze bargelegt worben find, von welchen bei ber im $. 2. bes 
Entwurfs angenommenen Bildung von Iubenfchaften ausgegangen if, bleibt zu 
biefem Paragraphen und ben einzelnen fpäteren Beſtimmungen noch Bolgenbes 
zu bemerken: 

Der S. 2, fchreibt vor, daß die Inden nach Maßgabe der Oris⸗ und Be⸗ 
völlerungs⸗Verhältniſſe dergeftalt in Iubenfchaften vereinigt werben ſollen, daß 
alle innerhalb eines Judenſchafts⸗Bezirks wohnenden Juden bemfelben angehören. 
Der Zwei des vorliegenden Gefep-Entwurfs, Ordnung in die Äußeren jübiichen 
Kultus-Angelegenheiten zu bringen, würbe nach ben bisherigen Erfahrungen ver» 
eitelt werben, wenn es lediglich von ber freien Einigung unter ben Zuden ab- 
bangig gemacht werben follte, ob fie der Wohlthat eines Torporativen Verbandes 
theilhaftig werben wollen ober nicht, vielmehr IR es nothweundig, 

bie allgemeine Berpflichtung ber Suben zur Bildung folder Judenſchaften 
burh das Geſetz feſtzuſtellen, 
wobei diefelben jedoch allerdings mit ihren eigenen Wuͤnſchen und Vorfchlägen 
über die Art der Ausführung zu hören find, 

Es iſt daher bie Bildung von Subenfchaften in dem Maße für notbwen- 
big zu erachten, daß biefelben allgemein eingerichtei werben müſſen, und baß, 
wenn ein Iubenfchafts-Bezirk abgegrenzt worden, auch jeder innerhalb bes Be⸗ 
zirls wohnende Jude ber Judenſchaft und ber innerhalb berfelben beſtehenden 
Synagoge angehören muß. Denn da bie jüdiſche Synagoge in ber Regel aus- 
Ihlieglich durch die Beiträge ber Bemeindeglieber unterhalten wirb, und bie 
Bildung von Berbänben gerade bie WBefeitigung bes Uebelſtandes hezwedt, daß 
bie Berfagung der Beiträge von Selten eines Theile ber Mitglieder das Beſte⸗ 
ben ber vorhandenen Kultus-Einrichtungen gefährden Tann, fo erfcheint es un⸗ 
umgänglich nothwendig, auch bie Frage: 

welcher Synagoge ein Jude angehören und zu welcher er beitsagen muͤſſe, 
Tediglich von dem Wohnfis abhängig zu machen, Wollte man es ben Bethei⸗ 
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ligten ſelbſt überlaſſen, ob ſie ſich der innerhalb der Judenſchaft, zu welcher ſie 
gehören, beſtehenden Synagoge anſchließen wollen, fo würden bei ben völlig 
enigegengeſetzten religiöfen Anfichten unter ben Juden, durch die Losfagung eines 
Theils der Mitglieder von der beſtehenden Synagoge einzelne Verbaͤnde in ih- 
sen Kräften leicht fo gefchwärht werden, daß ihnen bie Mittel zur Beſtreitung 
ihrer Bedürfniffe mangeln könnten. Bel der Freiheit der Wahl eines Synago⸗ 
gen⸗Verbandes würbe es auch immer im Iniereſſe ber einzelnen Mitglieder lie- 
gen, fich dem reichten und in Betreff der Zahl feiner Mitgliever ſtärkſten Ver⸗ 
bande anzufchließen, mwoburd andere Verbände leicht ganz serarmen Tonnten, 
ober die Lat der einzelnen Mitglieber doch serhältnißmäßig fehr groß werden 
würde. 

Unter dieſen Umſtaͤnden erfcheint es auch nicht zwedmäßig, von dem 
Grundſatze: 

daß jeder innerhalb eines Judenſchafts⸗Bezirks wohnende Jude derſelben als 

Mitglied angehören muß, 
Ausnahmen mit der Wirkung zu geftatten, daß burch die Anfchliefung an einen 
anderen Verband bie Beitragspflichtigfeit zum Verbande des Wohnorts aufhört. 
Es können allerdings in einzelnen Fällen befondere Gründe vorliegen, welche 
einem Juden ben Anfhluß an eine andere als an die Synagoge feines Bezirks 
wünfchenswertb machen, und es unterliegt an fich keinem Bedenken, daß in fol- 
chen Fällen unter einzuholender befonderer Genehmigung ber betreffenden Regie- 
ung der Eintritt in eine andere Synagoge nachgelaffen werben kann; auf ber 
einen Seite wirb inbeß ber Webertretende die zuſtimmende Erflärung derjenigen 
Judenſchaſt, welcher er außer dem Verbande feines Wohnorts angehören will, 
beizubringen haben, und auf der andern Seite darf die Beitragspflicht zur Sy⸗ 
nagoge bes Wohnorts nicht aufhören, 

Sind innerhalb eines Indenfchafts - Bezirks mit Genehmigung des Staats 
mehrere, aus Verſchiedenheit ver religiöfen Anfichten hervorgegangene Synago⸗ 
gen entftanden, fo kann nen anziehenden Juden die Wahl der Synagoge, wel- 
her fie fich anfchließen wollen, überlaffen bleibenz jedoch werben fie fich über bie 
getroffene Wahl innerhalb einer beftimmten Frift zu erflären haben. Crfolgt 
diefe Erflärung nicht, fo müſſen die Regierungen folche Juden alsdann einer 
ver beſtehenden Synagogen zuweiſen. 

Der $. 3, beitimmt näher, wie bei Bildung der Supenfchaften zu verfahren 
it. Daß eine jebe Subenfchaft eine Stadt zum Mittelpunfte erhält, rechtfertigt 
fih dadurch, daß mit feltenen Ausnahmen nur in ben Stäbten bie zu einem 
geordneten Kultus erforberlihen Anftalten anzutreffen find. Die Bezeichnung 
der Judenſchaften nad dieſen Stäbten bietet fih zur Außeren Unterfcheibung 
berfelben von felbft dar. Ergiebt ſich die in Folge ber Freizügigkeit für ein- 
zelne Landestheile vielleicht bald eintretende Nothwendigkeit, die gebildeten Ju⸗ 
vdenfchafts-Bezirfe abzuändern, fo find bie Regierungen in gleicher Weife er- 
mächtigt, bie bezüglichen Verhältniſſe zu ordnen. 


— 47 — 


Die Gründe für bie in 8. 4. erfolgte Verleihung ber Rechte juriſtiſcher 
Perfonen an bie Judenſchaft find bereits erörtert. Der Verband ber Juden⸗ 
Ihaften, welcher auf bie ihnen beſonders überwiefenen Angelegenheiten gerichtet 
if, wird nach 8, 5, burch Vorſtand und Repräfenianten vertreien. 

Zu 8.6. Die für erfteren befimmte Zahl feiner Mitglieder von minbe- 
ſtens brei bis höchſtens fieben ift auf die Erfahrung gegrünbet, daß einerfeits 
felbft bei den größten jüdiichen Gemeinden 3. B. bei derjenigen in Berlin, bie» 
ber die Zahl von 7 Vorſtands⸗Mitgliedern nicht überfchritten worden if, an- 
bererfeitö aber auch bei ben Fleinen Gemeinden nicht unter bie Zahl von 3 
Mitglievern bherabgegangen werben Tanu, wenn eine kollegialiſche Berathung 
Rattfinden und bie Möglichkeit einer Bertretung in Behinderungsfällen einzelner 
Mitglieder gefichert fein fol, Die Anorbnung ber unenigeltlichen Amtsverwal⸗ 
tung fol dazu beitragen, bie Vorſteherſchaft zu einem Ehrenamte zu erheben, 
deſſen Verwaltung fi in ben Händen ber angeſehenſten Ditgliever ber Ge⸗ 
meinbe befinden wird, . 

Der Beftimmung bes $. 8. liegt bie Erfahrung in der Provinz Poſen zum 
Grunde, welche es nothwendig gemacht bat, durch die Allerhoͤchſſte Orbre vom 
10, Schruar 1841 (Gefebfammlung ©. 52.) die im 6. 4. ber Berorbnung vom 
1, Mär, 1833 feſtgeſetzte Stimmfähigkeit in der bier vorgeſehenen Weife zu 
beichränfen, 

Die ferner im $. 8, wie in ben $6. 9—13, enthaltenen Beflimmungen 
über bie Wahl, die Dauer ber Amtsverwallung ar. entiprechen ben Norfchriften 
ber Verordnung vom 1. Juni 1833, 

Auf die in Betreff der Auffichts- und Entlaffungsbefugniß des Regierung 
begügliche Anordnung führt die Erwägung, daß bei dem Zuſtande der jübifchen 
Ölaubensgenoffen in manden Landestheilen eine nähere Aufficht über die Ver⸗ 
waltung des Vorſtandes erforberlich iR, und daß die Organifation für mehrere 
Landestheile erfolgt, in denen es ben Iubenfchaften bisher an einer geregelten 
Verwaltung noch gänzlich gefehlt bat. Im Uebrigen ift ben Betheiligten bin- 
fihtlih der Ordnung ihrer eigenen Angelegenheiten alle zuläffige Freiheit ge- 
währt, In diefem Sinne find in Verbindung mit $. 10, bie $$. 12, und 13, 
tedigirt, indem ben Vereinbarungen ber Mitglieder über bie innere Organi⸗ 
fation der Judenſchaft möglich freier Spielsaum gelaffen worben. 

Die den Regierungen für den Kal, daß innerhalb ber gefehten Friſt ein 
Statut nicht zu Stande kommen follte, im $. 13, beigelegte Befugniß if um 
fo mehr erforberlich, als ſich ber Fall vielleicht öfter ereignen wird, daß bie Ju⸗ 
benfchaften es zu einer Vereinbarung über ein Stahıt gar nicht bringen, es 
vielmehr bei ben reglementarifchen Beftimmungen belaffen, wie dies bei den jü- 
diſchen Rorporationen des Regierungsbezirks Pofen der Hall if, währenn die⸗ 
jenigen des Bromberger Departements mit Statuten verfehen find. 

Zu $. 14, Es hat den Juden feither dem Staate gegenüber an einem 
Organe gefehlt, durch welches fie ihre Intereflen geltend zu machen vermochten, 
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an welches die Behörden ſich wenden konnten, um über allgemeine Angelegen⸗ 
heiten und einzelne Perſonen Auskunft zu ertheilen. Hierzu wird künftig der 
Vorſtand der Judenſchaften beſtimmt ſein. Ihm ſoll die Pflicht obliegen, über 
alle Gegenſtaͤnde, ſie mögen die Geſammtheit oder einzelne Mitglieder der Ju⸗ 
denſchaft betreffen, den Behörden die erforderliche Auslunft unter eigener Ver⸗ 
antwortlichkeit zu ertheilen. Dies und bie Befugniß, durch Anträge und im 
Wege der Beſchwerde die Intereſſen der Juden bei den Behörden zu vertreten, 
wird dem Vorſtande das gebührende Anſehen ſichern. 

Zu $. 15. In den Städten, wo eine ber beiden Städte⸗Ordnungen gilt, 
fonnen überall auch jetzt Bürger aus ber jübifchen Bevölkerung des Drts in bie 
Stabiverorbneten-Berfammlung gewählt werden. Da wo die Juden einen we⸗ 
fentlichen ober überwiegenden Beſtandtheil der Stabtbewohner bilden, wie im 
Großherzogthum Poſen, ift ihnen eine regelmäßige und genügende Vertretung 
auch der Bürger jübifchen Glaubens gefithert. Auch in andern Städten fallen 
die Wahlen zu Stadiverordneten auf Bürger aus der Zahl der Suden, und es 
fehlt nicht an Beifpielen einer von biefen an folder Stelle anerkannten bewährten 
Tüchtigkeitz allein die Wahlen fallen bei ben beftehenden Wahlnormen Feines- 
wegs im Verhältniß der Zahl der jüdiſchen zu ben chriftlihen Bürgern auf 
erſtere. Wie die Theilnahme an Erfüllung der Dienftpflicht im ſtehenden Heere 
als wichtig und ehrenhaft für die jüdiſche Bevölkerung betrachtet werben muß, 
eben jo wichtig und ehrenhaft iſt es für fie, daß die dazu befähigten Bürger 
aus ihrer Mitte zur Mitwirkung in ben flähtifchen Gemeinde ⸗Angelegenheiten 
berufen werden. 

Wenn der Entwurf, 

unter Vorausſetzung einer diesfälligen Vereinbarung mit der Bürgerſchaft, 
für die Städte, wo eine zahlreiche Judenſchaft vorhanden iſt, eine ſtatutariſche 
Drganifation vorbereitet, welche jene in ben Stand fept, 
durch die Wahl von Stabiverorbneten aus ihrer Mitte fih an ber Verwaltung 
ber fäbtifchen Angelegenheiten nach einer gewiſſen Norm fortbauernd zu 
betheiligen, 
fo ift davon ausgegangen, 
daß durch eine folche regelmäßige Theilnahme der Gemeinfinn ber Juden für 
bürgerliche allgemeine Zwecke in weit erheblicherem Maße als bisher geweckt 
und befeftigt werben muß. 

Diefe Befugniß ift nur für diefenigen Stäbte in Ausficht genommen, wo 
eine ber beiden Stäpte-Orbnungen gilt, weil bie ftähtifche Verfaſſung nur bort 
einen angemeffenen Maßſtab für die Zulaffung einer entfprechenden Anzahl jü- 
bifcher Vertreter in der ſtädtiſchen Gemeinde darbietet. Sofern der Erfolg fich 
günſtig erweift, würde damit auf gefeplichem Wege nach Befinden weiter vorzu⸗ 
geben fein. Gegen eine derartige Organifation laßt fih geltend machen, daß 
eine Rüdfiht auf Religions-Verfchiepenheit den Grundſätzen der Städte-Orbnung 
über die Wahl ver Stabiverorbneten fremd, und wo bas Vertrauen ber wäh⸗ 
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Inden Bürgerfchaft nicht einen jübifchen Dritbürger in bie Verſammlung berufe, 
taum auf eine gebeibliche Wirkſamkeit zu rechnen fei. 

Es iſt indeffen bei ben Juden eine ſtärkere Sonberung von ber übrigen 
Bevölferung als bei andern Glaubensgenoſſenſchaften vorhanden, wodurch ber 
Eintritt in die Stadtverordneten⸗Verſammlungen mittel ber Wahlen, wie fie 
jest Ratifinden, erſchwert und zu felteneren Ausnahmen wird, fofern nicht, wie 
im Großherzogtum Pofen und in einigen Städten Weſtpreußens, bie jüdiſche 
Bevölferung ber Zahl nach eine bebeutende iſt ober bie chriftliche überwiegt. 
Der Entwurf greift in bie beſtehende ſtädtiſche Verfaſſung wicht unmittelbar ein, 
fondern überläßt es der Erwägung ber fläbtifchen Behörden und dem Vorſtande 
der Judenſchaft des Orts, in welcher Weife den jüdiſchen Bürgern eine geord⸗ 
nete Mitwirkung in ber ſtädtiſchen Vertretung ber Bürgerfchaft einzuräumen ſei. 

Es wirb daher vorzugsmeife auf die Stellung anlommen, welde die Ju⸗ 
benfchaft am Orte inmitten ber übrigen Bürgerfchaft einnimmt, ob fie dasjenige 
Vertrauen zu gewinnen vermoct bat, welches jebe biesfällige ſtatutariſche Ver⸗ 
einbarung voransſetzt. Erkennt die Judenſchaft das Gewicht einer folchen Ber- 
einbarung als die Grundlage für ein neues Feld ehrenhafter Wirkfamkeit und 
einer Quelle bürgerlichen Gemeinfinns, fo darf man hoffen, daß die fäptifchen 
Bebörben auch ihrerfeits die Hand bazu bieten werben. Wenn den Juden⸗ 
fchaften auf dieſe Weiſe zugleich Raum gewährt wirb, ihre innerhalb bes bür- 
gerlihen Gemeindeweſens beftebenten und fehr wohl ohne Gefährbung beifelben 
einer weiteren Entwidelung fähigen, eigenthümlichen Intereffen auf organifche 
Weife zur Sprache zu bringen und zu vertreten, fo darf bei einer auf gegen- 
feitiged Vertrauen gegründeten Bereinbarung um fo weniger beforgt werben, daß 
bie Suben bei ber ihnen eröffneten Mitwirkung an dem gemeinfamen fäbtifchen 
Berufe irgendwie privative Zwede verfolgen möchten, woburd bie gemeinfame 
Thätigleit gelahmt oder beeinträchtigt würbe. 

Nach den Bebingungen, welche ver 6. 15. für eine ſolche fRatutarifche Ein- 
richtung in ber ftäbtifchen Vertretung fefgefeht, iſt vorgeſehen, daß unter Be- 
wahrung der allgemeinen Borfchriften niemals ein bedenkliches Uebergewicht auf 
Seiten der jüdiſchen Stiadtverordneten in ber Berfammlung eintreten Tann. 

Die Beflimmung bes 6. 16, findet in ber Stellung bes Staats ben Ju⸗ 
denfchaften gegenüber und in dem Verhältniſſe ber jüdiſchen Religion als einer 
bloß gebuldeten ihre Begründung. 

Der $. 17. handelt von den jübifchen Kultus⸗Beamten. 

Es if dabei in Erwägung zu ziehen: 

a) ob die Judenſchaſten angehalten werben follen, beftimmte Kultusbeamte 
anzuftellen und event. welche? 

b) welde Qualifitation von biefen Beamten gefordert werben muß? und 

e) in welcher Weife diefelben beitellt oder reſp. gewählt werben follen ? 

Die jüdische Religionsgemeinfchaft erkennt eben fo wenig ein geiftliches 
Oberhaupt, wie einen Unterfchien zwilchen Geiflichen und Laien im Sinne ber 
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chriſtlichen Kirche an. Insbeſondere ſteht den Rabbinern eine potestas ecele- 
siasltiea im geſetzlichen Sinne bes Wortes nicht zu, und ſie haben in ihren 
Funktionen mit den chriſtlichen Geiftlichen in Feiner Beziehung irgend eine Aehn⸗ 
lichkeit. Sie find fogar nad jübifchen Religionsbegriffen zur Begehung von 
Feiner Art gottesdienſtlicher Handlungen erforderlich, vielmehr Fönnen biefelben 
mit gleicher Wirkung von jebem beliebigen Mitgliede der Gemeinde vorgenom- 
men werben. Wo Rabbiner vorhanden find, wirb beren Autorität nur in foweit 
anerfannt, als das ihnen geichenfte Vertrauen ber jübifchen Glaubensgenoffen 
folches zulaßt, und ihre Entſcheidungen über Gegenſtände bes Ceremonialgeſetzes 
haben nur infoforn Gültigfeit, ald man im Vertrauen auf ihre Geſetzkunde an- 
eriennen will. Noch weniger erfordert 28 ber Zweck ber jüdiſchen Religiong- 
geſellſchaften, daß außer dem Rabbiner noch andere Aultusbeamte beftellt werben. 

Unter diefen Umftänden kann den Judenſchaften die Anftelung von Aultus- 
beamten überhaupt nicht zur Pflicht gemacht werben und es wirb ingbefonbere 
lediglich ihrem eigenen Gutbefinden zu -überlaffen fein, ob fie für bie Beier ih⸗ 
res Gottesdienſtes und zur Ertbeilung erforberlicher Belehrungen in Ritualfachen 
einen ber Geſetze Fundigen Beamten annehmen wollen, Hierburd finden auch 
bie unter b, und c. aufgeftellten Fragen ihre Erledigung dahin, daß barüber 
allgemeine geſetzliche Vorfchriften nicht ertbeilt werben Fünnen. Der übrige In- 
balt des $. 17 bedarf Feiner Erläuterung, 

Zur Motivirung ber in ben 88. 18— 22 gemachten Borfchläge ift bagegen 
Folgendes zu bemerken: 

Es ift oben bereits darauf aufmerkfam gemacht worden, daß im Laufe ber 
Zeit unter ven Juden eine Richtung bervorgetreien ift, deren Anhänger ben Bo⸗ 
ben bed pofitiven und traditionellen Glaubens⸗Inhaltes mehr und mehr verlaf- 
fen, und das Beharsen in ber Sonberung von den Chriften, welche bie Eigen- 
thümlichfeit ihrer religiöfen und nationalen Stellung verlangen würbe, aufgeben. 
Reben diefem Theile der jübifchen Bevölkerung bat fi durch alle Jahrhunderte 
hindurch auch ein in der Zahl nach vieleicht nicht geringerer Theil ber Iuben 
erhalten, welcher jenen gegenüber der orthodoxe genannt wird. 

Ungeachtet aber ber Grundſatz der Nicht-Einmifchung in bie inneren Ange- 
legenbeiten bes jürifchen Kultus und Glaubens von jeher feitgehalten worben 
it, fo hat fih doch zu verfchiebenen Zeiten eine wefentlich verfehiebene Auffaf- 
fung bes DVerhältniffes geltend gemacht, und es haben fich bemgemäß auch bie 
außeren Folgen ber Anwendung jenes Prinzips abweichend und einander fogar 
wiberfprechenb geitaltet, 

Dei der Anficht, daß bie Ober-Aufficht des Staats fih darauf zu befchrän- 
fen habe, zu verhüten, daß bie jüdiſche Synagoge nicht eine für das Staats- 
Intereſſe bedenkliche Richtung nehme, wurbe früher der Grundſatz feſtgehalten, 
daß, wenn auch im Allgemeinen bie religidfen Einrichtungen ver Juden einer 
näheren Beaufſichtigung ber Staatsbehörben nicht unterliegen, dieſe doch Darüber 
zu warden habe, daß nicht eine foldhe Aenderung in ber religiöfen Verfaſſung 
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ber Iuden eintrete, welche die Baſis verrücken würde, auf welcher bie Juden im 
Sreußifchen Staate gebulbet find, und des hochfeligen Königs Majeſtät haben 
deshalb wiederholt zu befehlen gerubt, daß ber Gottespienft ber Juden nur nach 
dem bergebrachten Ritus ohne bie geringfte Einmifchung von willführlichen Neue⸗ 
rungen in den Ceremonien, Gebeten und Gefängen nad dem alten Herlommen 
gehalten werben folle, und daß auch ter Religions-Interricht nad ben Glau⸗ 
bensichren der Juden ohne folde Abweichungen, durch welche ſich eine neue 
Sekte bilden Finne, zu ertbeilen fei. 

Dem entfprechend ift diefe Angelegenheit mehrere Sabrzehnte hindurch be⸗ 
handelt worden. Erſt in neuerer Zeit ik man in Kolge der Verſuche einzelner 
Judengemeinden, ihren Gottesbienft zu reformiren, darauf aufmerffam gewor- 
den, daß, wenn eine Einmifchung ber Staatsbehörbe In die Inneren jüdiſchen 
Kultus-Angelegenbeiten überhaupt nicht Statt finden folle, und dieſe nicht im 
Stande fei zu.beurtheilen, ob etwaige Veränderungen in dem Kultus ber Alte- 
ren Sitte entfprechen ober als unerlaubte Neuerungen zu betrachten find, als⸗ 
dann auch bie Feithaltung des Hergebradhten in dem jüdifchen Aultus in ber 
Ausführung fehr fchwierig oder doch nur fo durchzuführen fei, daß ver jürifche 
Kultus in jeder einzelnen Synagoge unverändert in ber Verfaffung erhalten 
werde, in welcher er erweislich jeit dem Beſtehen ber Synagoge gemwefen ift. 
Hierdurch würde aber der jübifche Kultus in eine folche abfolute Unveränterlich- 
feit gebannt werben, daß berfelbe nothwendig in ſtets grelleren Widerfpruch zu 
der auf andere Weiſe geförberten und offenbar wachſenden Bildung ber Juden 
treten würbe. 

Es iſt deshalb in neuerer Zeit in verfchlebenen Ballen der Grundſatz In 
Anwendung gebracht worben, 

daß eine Einmifchung der Stants-Behörben in die Differenzen, welche unter 
den Juden Aber ihren Kultus entfiehen mögen, zwar nicht flatthaft und es 
Vediglich ihre eigene Sache fei, fich darüber zu einigen, was dem Geifte ihrer 
Religions-Sapungen angemeffen {fl oder nicht, daß aber auch, wo es zu einer 
folchen Einigung nicht Fomme, einer Trennung in verfchiebene Gemeinden 
nicht hindernd entgegen zu treten ſei. 

Dies if die gegenwärtige Lage der Sache. Es ergiebt fich hieraus, daß, 
während auch jet noch ber Grundſatz der Richt- Einmifchung in die inneren 
Kultus-Angelegenheiten ber Juden fetgehalten wird, fih die praftifchen Folgen 
mwefentlich anders gefaltet haben, Denn während früher jede Rostrennung von 
ber beftebenden Gemeinde und jebe Abänderung in ben hergebrachten Kultus⸗ 
Einrichtungen fireng unterfagt war, wird jebt ben Judenſchaften die Anordnung 
ihres Kultus und die Abfonderung in verſchiedenen Synagogen freigeftellt. 

Es bevarf Feiner Ausführung, daß fowohl die eine als die andere der bis- 
Ihregen Behandlungsweiſen nicht völlig befriedigt. Wird, wie es früher geſchah, 
fede Aenderung in dem Religionswefen ftreng ausgefchloffen und jede Entwide- 
Yung verboten, fo halt die Anwendung biefes Orunbfapes bie niebere, ungebil- 
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dete Klaſſe der Juden in ber überlieferten Kultus⸗Einrichung feſt, entfernt bie 
auf Bildung Anfpruch machenden Juden immer mehr aus ber Synagoge und 
führt diefelben entweber dem Deismus oder dem Indifferentismus entgegen, 
während bie Durchführung bes in neuerer Zeit befolgten Grundſatzes bie befte- 
benden Gemeinen nothwendig in verfchiedene Selten theilen wird, welche, in 
vielen Fällen wenigſtens, wegen ber geringen Zahl ihrer Mitglieder nicht im 
Stande fein werben, ein eigenes Kultuswelen einzurichten und zu unterhalten, 
fo daß die Folge alsdann ein völliges Zerfallen aller gemeinfchaftlichen Kultus⸗ 
Einrichtungen unter ben Juden fein würde. 
Es verdient baher in näherer Erwägung gezogen zu werben: 
ob nicht auf einem anderen Wege ein Mittel gefunden werden Tann, durch 
welches es möglich wird, in angemeflener Weiſe Konflitten über innere Kul- 
tns-Angelegenbeiten, welche auf Bildung neuer Synagogen abzielen, vorzu- 
beugen, und wo folche vorhanden find, biefelben beizulegen, und ohne daß ben 
Diffentirenden ein Gewiſſenszwang auferlegt wird, einen befriepigenberen Ab- 
ſchluß folcher Differenzen herbeizuführen. 
Einzelne Deutfche Bunbesftaaten, 3. B. Würtemberg und Baden haben (ſ. Beil. 
II. B. IV. VI.) zur Entfcheidung über äußere wie innere Kultus-Angelegenbeiten befon- 
dere jüdiſche Kirchenbehörden eingelegt, deren Mitglieder, aus jüdifchen Gelehrten be- 
ſtehend, unter Zuziehung eines Miniftertal-Rommiffartus, welcher bie Iandesherrlichen 
Rechte wahrnimmt, ihr Amt verwalten und deren Entfcheidungen mit der Wir- 
fung in Bollzug gefebt werben, daß ihren Ausfprüden die Intereſſenten fich 
unweigerlich zu unterwerfen haben, In andern Bundesflanten dagegen, 3. B. 
in Meflenburg-Strelis und Weimar, ſteht dem von der Staatsregierung einge- 
fepten Ober-Rabbiner oder Lanbes-Rabbiner die ſelbſtſtändige Entſcheidung in 
allen Kultus-Angelegenheiten zu. Keine biefer beiden im Auslanbe beſtehenden 
Einrichtungen wird für ben bier vorliegenden Zweck nubbar gemacht werben 
Tonnen, Denn das Judenthum erfennt ebenfo wenig in feinen Rabbinern eine 
geiftliche Autorität, wie überhaupt einen Unterſchied zwifchen Geiftlichen und 
Laien im Sinne der hriftlichen Kirche an, Es läßt ſich daher auch nicht recht- 
fertigen, die Juden einem geiftlichen Oberhaupte unterzuordnen, deſſen Autorität 
fie nicht anerfennen. Ebenſo wenig fcheint es zuläffig zu fein, wenn man bie 
Entfcheidung über Angelegenheiten der bezeichneten Art einer jünifchen Bebörbe 
in der Weife übertragen wollte, daß man beren Ausſprüche ale eine Eniſchei⸗ 
dungsnorm anzufehen hätte, welcher fich die Intereſſenten auch wiber ihren Wil⸗ 
Ven unterwerfen müßten. Man wird vielmehr den Grundſatz, den Parteiungen 
unter den Juden in Betreff ihrer Religiond- und Kultusverhältniffe auf Außer- 
lihem Wege nicht entgegenzutreten, auch Tünftig feithalten müflen. Den Su- 
denſchaften muß daher zunächſt überlaffen bleiben, fich barüber zu einigen, was 
dem Geifte ihrer Religion angemeffen ift ober nicht, und wie es im Falle ber 
BVerfchiedenheit in ben religisfen Richtungen mit dem Gottespienfte gehalten 
werben fol, Wo aber eine Bereinigung hierüber innerhalb ber Judenſchaft nicht 
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herbeizuführen iſt, und es ſich vielmehr um bie Bildung neuer Kuliuo⸗Einrich 
tungen in befonberen Synagogen hanbelt, ba muß zwar, weil über Glaubens⸗ 
Angelegenheiten bie Meinung ber Majorität nicht entfcheidend fein kann, um 
Gewiſſenszwang zu vermeiden, bie Abfonderung ber Diffentirenden und ihre 
Bereinigung zu einer eigenen Kultusverbindung geſtattet fein, es wird aber von 
Seiten des Staats barauf gehalten werden müflen, bag burch die Abtrennung 
das Beſtehen ber bisherigen Synagoge nicht gefährbet wird, und taß mithin 
bis dahin, wo bie Genehmigung zur Bildung einer neuen Synagoge ertheilt 
fein wird, die Beitragspflichtigfeit ber von jener ſich getrennt haltenden Mitglie- 
ber nicht aufhört, 

Hierauf beziehen fidh die in den 88. 18 bis 22 enthaltenen Beftimmungen, 
nach welchen bie Einfebung einer Kommilfion zur Abgabe von Gutachten über 
Streitigkeiten, wilde innere Kultıs-Angelegenbeiten und bie Bildung neuer 
Sypnagogen betreffen, erfolgen fol. 

Es muß bier wiederholt darauf aufmerffam gemacht werben, baß eine 
Einmifchung bes Staats in bie inneren Kultus-Angelegenbeiten im $. 16 be- 
ſtimmt ausgefchloffen iR. Der Staat kann fi aber von einer Kenntnißnahme 
deſſen, was rüdfichtlich neuer Reformen vorgeht, nicht ganz losſagen, ba er 
minbeftens wiflen muß, ob die beabfichtigten Umgeftaltungen nicht ganz und gar 
die weientliche Grundlage bes Judenthums verlaffen, auf welcher daſſelbe allein 
Anfpruch auf Duldung im Staate bat, und ba es eben fo fehr in feinem In⸗ 
terefle liegt, vernünftige Reformen innerhalb bes Judensthums nicht zu erſchwe⸗ 
sen, als einer Zerfplitterung befielben in fo viele Secten vorzubeugen, baß ein 
Beftchen einzelner Supenfchaften und mit biefen eine religiöfe Erziehung und 
Erbauung unter ben Juden ganz unmöglih wird. Nur dieſen Reformbeftrebun- 
gen gegenüber wirb die Anorbnung einer folchen begutachtenden Kommiffion be- 
abfichtigt, welche fich den einzelnen Judenſchaften und dem Staate gegenüber in 
ihrem rein Außerlichen Verbältniffe zu denſelben barüber ausfpreche, welche An- 
fiihten und Reformen ben Stanbpunft bes Judenthums verlaffen, welche benfel- 
ben fetbalten, um danach beuriheilen zu können, welcher Theil ber diſſentirenden 
Judenfchaft als die eigentlich jüdiſche Gemeinde anzuſehen ift und daher zunächſt 
ein Recht auf die beftehenden Kultus⸗Inſtitute und beren Vermögen bat. 

Dem Gewiſſen ber Einzelnen fol und barf Fein Zwang angethan, auch 
Niemand gezwungen werben, bei der beftebenden Synagoge zu bleiben; aber 
über das Verhältniß ber Beitrags-Pflichtigleit bis zur Zulaflung einer neuen 
Gemeinde bat der Staat im Intereffe ber Sicherung bes äußeren Beftebens 
jüdifcher Kultus⸗Verbände zu befimmen und dazu foll das Gutachten der Kom- 
milfion einen Anhalt bieten. 

Die Modalitäten, unter welchen die Kommiſſion ins Leben treten und ihre 
Wirkſamkeit äußern fol, ergeben fih aus dem Entwurfe felbf, Es bedarf Fei- 
ner Erwähnung, daß bie Begutachtung ber obmwaltenden Differenzen nur in 
folchen Fällen eintritt, wo son ben Intereſſenten ausbrüdlich darauf angetragen 
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wird, Die diesfälligen Anträge werden bei ven Ober⸗Präſidenten anzubringen 
und durch den Minifter der geiftlichen ꝛe. Angelegenbeiten ber Kommiſſion vor⸗ 
zulegen fein, unb bie lebtere wird niemals mit den einzelnen Synagogen-Ge- 
meinden, fondern immer nur mit ber Siaatsbehörde verhandeln. Werben 
burh den Inhalt des Gutachtens die Konflikte ausgeglichen, jo bat es dabei 
fein Bewenden. Fühlt fih dagegen ein Theil der Gemeinden durch den Aus- 
fpruch ber Kommiffion befehwert, jo werben die Miniſter der geiftlichen Angele- 
genheiten und bes Innern darüber Anordnung treffen, ob und mit welder 
Maaßgabe bie Einrichtung eines abgefonderten Gottespienftes oder die Bildung 
einer neuen Synagoge zu geftatten ift. Ueber die Frage, welcher Theil ber Ju⸗ 
benfchaft bei erfolgender Bildung einer neuen Kultus-Einrichtung im Befite bes 
Bermögens ber feitherigen Synagoge zu belaffen iſt, Tann eine Entfcheidung im 
Rechtswege nicht vorbehalten werden. Das vorhandene Vermögen gehört une 
zweifelhaft der fortbauernd beſtehenden juriftifchen Perfonz es kommt alfo nur 
darauf an, dieſe zu ermitteln und als ſolche zu bezeichnen, Iſt hierüber Be- 
ftimmung erfolgt, fo ift mit derfelben auch der Beſiztzſtand feftgeftellt. Dem fich 
abtrennenden Theile muß es überlaffen bleiben, neue Kultus-Einrichtungen zu 
treffen, wenn dazu die Erlaubniß der Staatsbehörde ertheilt worden ift, 

Die Mitglieder der Kommilfion werden unzweifelhaft Reifekoften uud Diä⸗ 
ten für die Zeit bes Zufammentretend erhalten müffen, welche von ſämmilichen 
Judenſchaften aufzubringen fein werden, Weber die Höhe ber Diäten und Rei- 
fefoften wird ein angemeffener Tarif feſtgeſetzt werben. 

Der $. 23 handelt von der Aufbringung der die Subenfchaft betreffenden 
Bepürfniffe, 

Es ift aber nothwendig, daß ein Zwang ber Einziehung ber Beiträge 
und zwar nicht burch die Gerichte, fondern im Wege der abminiftrativen Exe⸗ 
fution ftatt findet, Die einzelnen Beitragspflichtigen werben gegen eine foldhe 
Einrichtung eine gegründete Befchwerbe nicht erheben fünnen, wenn nur Sorge 
bafür getragen wird, daß die aufgeftellten Vertheilungsliften eine beſtimmte Zeit 
hindurch öffentlih ausgelegt werben und ben Sntereffenten dadurch Gelegenheit 
geboten wird, ihre Einwendungen gegen eiwaige zu hohe Beſteuerung geltend 
zu machen und ihre Reklamation auf georbnetem Wege zur Erledigung zu brin- 
gen. Die Auffiht und Direktion der Regierungen binfichtlich ver Aufbringung 
bes laufenden Koftenbedürfniffes für bie Zwecke ver Judenſchaften wird ſich mit- 
hin darauf erſtrecken müffen, die Aufftellung orbnungsmäßiger Etats zu veran- 
laffen, diefe zu prüfen und zu beftätigen, die Beitragsrepartitionen bei nicht er- 
hobenem Widerſpruch, oder nachdem bie Dagegen erhobenen Neflamationen erle- 
digt worden find, feflzufepen und für erefutorifch zu erlären, und bie Beiträge 
felbft nach Erforvernig als öffentliche Beiſteuern und nach ben für folche gel- 
tenden Beſtimmungen beitreiben zu laſſen. Dabei ift es jeboch nicht ausge» 
ſchloſſen, daß dag rechtliche Gehör nad der Vorſchrift bes F. 79, Tit. 11. Th. 
14, A. L. R. und ber Verordnung som 26, Dezember 1808 88, 41, 42, den- 
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jenigen geſtatiet ſein muß, bie aus beſonderen Rechtstiteln bie Befreiung von 
Alaben und Leitungen zur Unterhaltung bes gemeinfchaftlihen Kultuoweſens 
geltend machen wollen, ober in ber Befimmung ihres Antbeils über bie Ge⸗ 
bühr belaftet zu fein behaupten. 

Es verſteht fh, Daß durch die Befchreitung bes Rechtoweges von Seiten 
berjenigen, welche eine ſolche Befreiung ober Prägravation behaupten, bie ere- 
kutiviſche Einziehung ber laufenden Beiträge, wenn fie deren Zahlung nicht ver- 
weigern, nicht gehemmt wird. 

Da es fich lediglich um die Aufbringung derjenigen Koften handelt, welche 
ur Erreichung ber eigenen Zwecke ber Jubenfchaften erforberlich find, fo kann 
benfelben bie Beſtimmung über bie Art der Aufbringung vorbehaltlich ber Ge⸗ 
nehmigung ber Regierung füglich überlaffen bleiben. 

Es bat übrigens für zwechmäßig erachtet werben müflen, unter den bie Ju⸗ 
benfehaft betreffenden Bebürfniffen auch die Laften für ben jüdiſchen Begräbniß- 
platz austrüdiich zu erwähnen. Die Aufbringung ber Koften für die Erwerbung 
und Unterhaltung ber Begräbnißpläbe wird zwar nicht auf biefelbe Weife er- 
folgen können, wie bie ber übrigen Hultusbebürfniffe, weil für die Juden jebes 
Drts ein folcher Play erforderlich iſt; da indeſſen die Art der Mepartition ber 
Bedürfniſſe durch das Statut jeder Judenſchaft fefigefept werben foll, fo fünnen 
in biefes auch füglich die befonderen Beſtimmungen über ben Tarif unb bie 
Aufbringung ber Laften für bie Begräbnißplätze in ben einzelnen zu jeder Sy⸗ 
nagoge gehörigen Ortfchaften aufgenommen werben, 

Werben alle Juden einem beftimmten Jupenfchafts - Bezirke zugewieſen, fo 
erfordert es bie Billigfeit, daß über bie Weitragspflichtigfeit einzelner zerftreut 
und son bem Mittelpunfte der Zudenfchaft entfernt wohnenber Juden befonbere 
Befimmung erfolge, ba manche berfelben aus der Verbindung mit ber Juden⸗ 
haft nur geringe ober feine Vortheile ziehen Können. 

Zur Erläuterung der am Schluffe bes 6. 23 vorgefchlagenen Beftimmung 
findet ſich Folgendes zu bemerken: 

Da nach bem vorliegenden Entwurfe jeder neu anziehende Jude in, Folge 
feiner Nieberlaffung innerhalb ber Grenzen eines Judenſchafts⸗Bezirks Mitglied 
ber daſelbſt beſtehenden Synagoge wird, und ben Judenſchaften ſelbſt Storpora- 
tionsrechte beigelegt werben, fo ift die Erhebung eines Gintrittögeldes, auch 
wenn es in der Gemeinde hergebracht fein follte, ferner nicht zu geftatten. 
Denn durch den Eintritt neuer Mitglieder in die Sudenfchaft werden bie Rechte 
ber bisherigen Mitglieder nicht gefchmälert, da dem Einzelnen nirgends mehr 
ein privatives Eigentum an einem aliquoten Theile, fondern dad Gefammt- 
Eigenthum dem Verbande als jurififcher Perfon zuſteht. 

Zu $. 24, Erfabrungsmäßig beihätigen die Juden bei ber Armen- unb 
Krankenpflege ihrer Glaubensgenoffen bie Vorſchriften ihrer Religion in um- 
faſſender Weiſe. 

Wo ſich eine hinreichende Zahl bemittelter Mitglieder in ben Judenſchaften 
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findet, pflegt — abgeſehen von ber den bürgerlichen Gemeinden obliegenden 
biesfälligen Verpflichtung für alle Orts-Einwohner — theils durch Stiftungen 
bauernd, theils durch Aufbringung jährlicher Beiträge fortlaufend für bie jü- 
diſchen Hülfsbebärftigen und Kranken befondere Fürſorge getroffen zu werben, 
Unbefchavet der den Juden in ben bazu geeigneten Fällen nach ben allgemei- 
nen Grundfägen der Armenpflege zuftebenden Anfprüche an bie Orts-Armenkaffe, 
wird den bürgerlichen Gemeinden bierburch in ähnlicher Weife faktifch eine mit- 
unter erhebliche Erleichterung gewährt, wie dies an manchen Orten auch hin- 
ſichtlich einzelner chriftlicher Eonfeffionen ber Sal ift, welche fih neben ber öf- 
fentlichen Armenpflege noch einer befonberen Fürſorge für ihre hülfsbedürftigen 
Gemeindeglieder unterziehen, Der Borftand wird durch die bier getroffene 
Beſtimmung, unter Vorbehalt des Oberauffichtsrechts der Regierungen in ben 
Stand gefest, Einheit und Zuſammenhang in der Wirkſamkeit folcher wohltha- 
tiger Einrichtungen herbeizuführen und eine möglichſt gleichmäßige Verwendung 
zu gewinnen. 


Jüdiſches Schulweſen. 

Durch geſchärfte Handhabung der allgemeinen geſetzlichen Verordnungen für 
daß Unterrichtsweſen iſt bereits ſeit laͤngerer Zeit zunächſt dahin gewirkt worden, 
den von den jüdiſchen Gemeinden, oder auf eigne Rechnung von einzelnen 
Privatlehrern unterhaltenen Schul- Anftalten, ſoweit fie für den wirklichen Ele- 
mentar-Unterricht dienen follten, die erforberlihe Einrichtung geben zu laffen, 
damit fie entweder mit Erfolg für den Unterricht der jübifchen Kinder benutzt, 
oder diefe, wo Feine dergleichen orbentlich eingerichtete Anftalt fich vorfand, mit 
vorfchriftsmäßiger Strenge zum Befuch ber chriftlichen Ortsſchulen angehalten 
werben konnten. In biefem Sinne find die Regierungen durch bie in ben Bei- 
lagen abgedrudten Eirkular-Referipte vom 15. Mai 1824 und 29, April 1827 
darauf aufmerkffam gemacht worden, dem Schulunterrichte für die Kinder füdiſcher 
Unterthbanen, fowie ber fortfchreitenden Berbefferung ber jübifchen Unterrichte- 
Anftalten und der geficherten Stellung ber von jühifchen Gemeinden angenom- 
menen Lehrer ihre befondere Sorgfalt zu widmen, Im Einzelnen befchränten 
fih die Vorfohriften dieſer Neferipte, wodurch jener Zweck wenigſtens annähe- 
rungsweiſe erreicht wurbe, hauptfächlich auf drei Punfte, namlich darauf: 

1. daß die Juden, welche ben nöthigen Unterricht für ihre Kinder durch 
Privatlehrer oder in einer jübifchen Privatfchule nicht beforgen laſſen Tonnen, 
gehalten fein follen, biefelben während des fchulpflichtigen Alters in bie öffentliche 
Orts⸗Schule zu fchiden; 

2. daß auch jünifche Privat- und Gemeinde - Schullehrer Teinen Unterricht 
ertheilen dürfen, wenn fie nicht zuvor in einer von ber Staatshbehörbe zu ver- 
anftaltenden Prüfung über ihre Qualifikation fich ausgewieſen haben, und endlich 

3, daß die Provinzial» Schulbehörben angemwiefen worden find, bei Erthei- 
Inng der Konzeffion für jüdiſche Schulen und als Bedingung derſelben für eine 


« 


— 57 — 


zwedmäßige Einrichtung und genfigende Dotation berfelben und für Sicher⸗ 
ſtellung dieſer Bedingungen durch vollſtaͤndige und bündige Kontrakte zu forgen, 
und die jüdiſchen Schulen einer fortwährenden Beaufſichtigung, in der nämlichen 
Art wie alle übrigen Privat-Schulanftalten, unterwerfen zu laſſen. 

Es zeigte fih aber bald, bag man auf Kieſem Wege, wo die Anlage ober 
bie verbeflerte Einrichtung eigener jübifcher Schulen dem freien Entfchluffe ber 
Gemeinden überlaſſen blieb, haufig wegen ber nicht zu Stande lommenden Ver⸗ 
einigungen eben zu dem obigen Auswege geführt wurbe, bie jübifchen Kinder 
zur chriftlichen Schule anzuhalten. Hiebei fonnte es indeß rückſichtlich derjenigen 
Provinzen, wo befonders in den Städten fich jübifche Einwohner in bebeutender 
Zahl vorfinden, nicht unbeachtet bleiben, daß die dort vorhandenen chriftlichen 
Schulen häufig zur Mitaufnahme ber jübifchen Kinder zu befchränkt waren, ober 
deren Aufnahme in biefelben aus anderen Gründen nicht ſtatifinden Fonnte, und 
daß deshalb mit bloßer Befoͤrderung fjübifcher Privatfchulen nicht auszureichen 
fei, e8 vielmehr, wo folche Verhältniſſe obwalten, nothwendig einer Abtrennung 
der jüdifchen Einwohner zu befonderen Bffentlichen jũdiſchen Schulen bebürfe. 

Um baber für die Verbeſſerung des jübifchen Schulmefens zu wirken, {ft 
die in den Beilagen enthaltene Eirfular-Verfügung vom 14. März 1842 erlaffen. 

In Folge derſelben find nur wenige Öffentliche Schulen in der Weiſe Ins 
Leben getreten, welche die in den Beilagen enthaltene Allerhöcfte Orbre vom 
12. Juni 1845 ergiebt, während bie Verordnung vom 1. Juni 1833 ſolche 
Schulen für die Provinz Pofen bereits eingeführt hatte, 

Als Grundfag foll auch ferner feftgehalten werben, 

daß bie jünifchen Glaubensgenoflen in der Regel der Angehoörigkeit zur chriſt⸗ 
lichen Sffentlichen Elementarfchule unterworfen find, 
Auf der anderen Seite ift aber auch die Errichtung eigener jüdiſcher Schulan- 
flalten mit den Rechten und der Eigenfchaft öffentlicher Schulen nicht allein 
als zweckmäßig, fondern im Intereffe der betheiligten chriftlichen und jüdiſchen 
Drts- Eingefeffenen felbft als nothwendig und als ein wefentlicher Schritt zur 
Verbeſſerung des jüdiſchen Schulweſens anzufeben. 

Die Beſtimmungen ber 88. 25 und 26 finden in ben beſtehenden geſetzlichen 
Borfchriften über die Verpflichtung der Eltern, ihre Kinder zur Schule zu halten, 
ihre Begründung, 

Die Beftimmung bes 6. 10 ber PVerorbnung som 1. Suni 1833, nad 
welcher der Privat - Unterricht der Kinder ben Eltern nur ausnahmsmeife, 
mit ausdrüdlicher Genehmigung der Regierung überlaffen werben darf, wider⸗ 
fpricht ber allgemeinen geſetzlichen Befugniß der Eltern, ihre Kinder auch in 
ihrem Haufe unterrichten zu laffen und wirb daher um fo weniger feftzubalten 
fein, als dieſe Befugniß auch den chriftlichen Eltern unzweifelhaft zuftebt und 
fein ausreichender Grund vorzuliegen feheint, bie jüdiſchen Glaubensgenoſſen in 
diefer Beziehung anders als die Ehriften zu behandeln. 

Es iſt hierbei noch zu bemerken, daß bie Verorbnung über das Judenweſen 
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im Großherzogthum Poſen die Verbindlichkeit, für den regelmäßigen Beſuch der 
öffentlichen Schulen feitens der fchuipflichtigen jüdiſchen Kinder zu forgen, nicht 
ben Eltern, fondern ben jübifchen Korporationen und insbefondere ihren Ver⸗ 
waltungsbehörben auflegt. Hierzu if eine genügende Veranlaſſung nicht vor- 
handen, ba ber beabfichtigte Zweck ficherer erreicht wird, wenn man, tie bies 
auch den Beſtimmungen bes Allgemeinen Landrechts entipricht, bie Eltern refp. 
Pfleger für den regelmiäßigen Schulbefuch ihrer Kinder und refp. Pfleglinge ver- 
anttortlich macht. In bdiefer Weiſe hat fih, ungeachtet jener Beftimmung ber 
Verordnung vom 1. Juni 1833 auch im Großherzogthum Pofen die Sache 
praftifch geftaltet, indem bie Schulverfaumniß-Strafen nicht gegen bie Korpo⸗ 
ration, fondern gegen die nachläffigen Eltern vollſtreckt werben. 

Zur Erläuterung bes 6. 27 ift Folgendes zu bemerken: 

Es könnte fraglich fein, ob in einem folchen alle, wo an einem Orte ſich 
mehrere chriftliche Elementarfchulen befinden, es überhaupt erforderlich fei, eine 
Beitimmung über bie Zutbeilung ber jübifchen Glaubensgenoffen zu einer be- 
flimmten Schule zu treffen, ba die Zutheilung der Einwohnerfchaft eines gewiſſen 
Bezirks zu einer Elementarfchule als deren Schule geſetzlich niemals zur Folge 
bat, daß die Kinder nur in biefe Schule geſchickt werden bürfen, es vielmehr 
ben Eltern, fobalo fie nur überhaupt ihre Pflicht wegen eines ordentlichen Unter⸗ 
richte ihrer Kinder erfüllen, frei geftellt bleibt, ob fie fich dazu bes Mittels bed 
bauglichen Unterrichts oder des Schulbeſuchs und im letzteren Falle, welcher ber 
orbnungsmäßig beſtehenden Schulen fie fich bedienen wollen, Nach der Mahl, 
welche die Eltern zwifchen den Schulen in oder außerhalb ihres Wohnorts 
treffen, richtet fih auch die Zahlung des Schulgeldes, ſoweit auf foldhes bie 
Schulen überhaupt oder in Betreff der nicht zu ihnen gehörigen Kinder ange- 
wiefen find. Erfteres, die Zahlung von Schulgeld aus der Gemeinde feldft, 
fol aber nach der Beftimmung ver 88.29, 32, Th. 11. Tit. 12 Allg. Landrechts 
eigentlich gar nicht Statt finden, fondern die Schule durch firirte Beiträge aller 
Hausväter unterhalten werben, und auch wo bie Einrichtung des Schulgelbes 
noch befteht, müffen die Hausväter doch mit jenen allgemeinen Beiträgen in 
foweit hinzutreten, als der Schulgelbertrag für dag Bebürfnig ver Schule nicht 
ausreicht, In biefer Beziehung bleibt es daher allerdings nothwendig, den Re- 
gierungen die Befugniß beizulegen, erforberlihenfalls die jüdiſchen Eltern einer 
beſtimmten Schule zuzuweiſen ober unter mehrere zu vertheilen, da bie jübifchen 
Einwohner fih font, wenn an einem Orte mehrere Schulen zunächft für ver⸗ 
ſchiedene chriftliche Konfeffionen und infofern ohne Territorial⸗Abgrenzung errichtet 
find, den Interhaltungsbeiträgen zum Nachtheil der chriftlichen Einwohner ganz 
würben entziehen koͤnnen, oft aber auch eine einzelne Schule allein bie Kinder 
der Juden aufzunehmen nicht vermag. 

Wenn die jüpifchen Kinder die chriftlichen Schulen befucken, fo müſſen fie, 
damit bie nöthige Ordnung und Vollſtändigkeit des Unterrichts nicht geſtört wird, 
in der Regel an dem Unterrichte in allen in ber beiveffenden Schule vorkom⸗ 
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menden Lehrgegenſtaͤnben Theil nehmen. Nur dazu Finnen fie wider ihren 
Willen nicht angehalten werben, daß fie dem Unterrichte in ben eigentlich chrif- 
lihen Religionswahrbetten beiwohnen, vielmehr muß bie Theilnahme an bem 
chriſtlichen Religions - Unterrichte überhaupt ber freien Wahl ber Eltern ober 
Bormünber ber jübifchen Kinder anheimgeftellt bleiben. Dies beftimmi ber erfle 
Gab des 8, 28, Hierauf wird man fich jedoch nicht befchränten dürfen. 

Denn Maaßregeln in Vorſchlag zu bringen find, durch welche ven jübifchen 
Kindern eine vollſt Andige Elementarbildung gewährt wirb, fo Tann babei 
bie Fürſorge des Staats für einen wefentlichen Theil bes Elementar-Unterrichts, 
ben Unterricht in ber Religion, infoweit dies mit der Stellung ber Juden, ale 
einer blos geduldeten Religionsparthei, vereinbar ift, nicht ausgefchloffen bleiben. 
Bisher bat man es ben jübifchen Eltern überlaffen, für die Unterweifung ihrer 
Kinder in der Religion zu forgen, und auch bie Verorbnung vom 1. Juni 1833 
enthalt nur bie allgemeine Beftimmung, 

daß es jeder Gemeinde vorbehalten bleibe, für ben befonderen Religiong- 
Unterricht der jüdischen Kinder zu forgen. 

Denn es indeß im Interefle des Staats liegt, barüber zu wachen, daß 
feine Untertbanen ohne Ausnahme in der Religion, zu welcher fie ſich beiennen, 
auch erzogen werben, nach ber jetzigen Lage ber Sache es aber lediglich dem 
Beihluffe und dem eigenen Gutbefinden ber jüdiſchen Gemeinden anheimgeſtellt 
it, ob fie ihren Kindern Religions - Unterricht ertheilen laſſen wollen ober nicht, 
jo werden nicht felten einzelne jüdiſche Kinder überhaupt ohne allen Religtong- 
Unterricht aufwachfen, Es wird daher nothwendig Veranſtaltung getroffen werben 
mäffen, daß folche Fälle Fünftig nicht vorlommen, 

In verfchiebenen Deutichen Bundesſtaaten, 3. B. in Braunfchweig, Olden⸗ 
burg und Weimar bat man ben Ausweg gewählt, die jübifchen Gemeinden zur 
Errihtung und Unterhaltung beſonderer jüdiſcher Religionsfchulen zu verpflichten, 
an welchen jüdiſche Religionslehrer durch die Schulbehörbe des Staats nach der 
von diefer Bebörbe unter Zuziehung eines Rabbiners erfolgten Prüfung ihrer 
Dualififation angeftellt werben und morin fämmtliche jüdiſche Kinder während 
bes ſchulpflichtigen Alters unterrichtet werden müſſen. Wenn es inbeß ben Ver⸗ 
baltniffen der Juden als einer geduldeten Religionsfelte entfpricht, daß ber 
Staat Iediglich den Iubengemeinden die Entfcheipung über das Maaß von Re⸗ 
ligionskenntniſſen, welches fie von ihren Religionglehrern verlangen wollen, und 
über deren Rechtgläubigkeit überläßt, und daß er auch von dem materiellen In« 
halte des ven jüdiſchen Kindern zu ertheilenden Religiond-Unterrichts Feine nähere 
Kenntniß nehmen kann, fo läßt fich auch bie zwangsweife Anhaltung der Juden 
zur Errichtung beſonderer Religionsfchulen für ihre Kinder, abgefehen bavon, 
daß die Ausführung der Manfiregel da, wo bie Juden nur zerftreut wohnen, 
auf vielfache Schwierigkeiten floßen würbe, nicht wohl rechtfertigen. Dem beab« 
ſichtigten Zwecke wirb auch ſchon dadurch bebeutenb näher getreten werben, wenn 
nur bie Verfügung getroffen wird, daß jebem Kinde währenb bes fchulpflichtigen 
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Alters noihwendig Unterricht in der Religion eribeilt werben muß, und bie 
Fuͤrſorge biefür nicht in das Belieben der Eltern, ſondern bie biesfällige Ber- 
binblichfeit ven Judenſchaften auferlegt wirb, ohne ihnen jedoch bie Mittel, welcher 
fie fich zu dieſem Behufe zu bedienen haben, fpeziell vorzufchreiben, Von biefem 
Geſichtspunkte aus iſt ber zweite Theil bes 5. 28 entworfen, 

Don einzelnen Regierungen und auch in den Fommiffarifchen Berbanblungen 
wirb eine Beſtimmung dahin gewünfcht, 

daß eine jede jüdiſche Gemeinde verbunden fein folle, wenigſtens einen Re- 

ligionslehrer anzuftellen und zu befolden, welchem ber Iinterricht der Kinder 

in den jüpifchen Rellgionswahrheiten zu übertragen jel. 
Gegen ein folches direktes Einfchreiten mit pofitiven Beftimmungen find die oben 
gegen bie Errichtung beſonderer Religionsfchulen angeführten Gründe ebenfalls 
geltenn zu machen. Der Staat wirb lebiglich darüber zu wachen haben, daß 
wenn bie jünifchen Gemeinden befondere Religionslehrer annehmen wollen, bazu 
nur ſolche Perfonen zugelaffen werben, weldhe zur Ausübung eines: Lehramts 
von der Schulbebhörbe die Erlaubniß erhalten haben, wie dies auch bisher fchon 
geſchehen ift und ber Schlußſatz bes 6. 28 ausfpricht. Die eigentlichen jüdiſchen 
Religions-Kenniniffe können jeboch bei den für ben jübifchen Religions-Unter- 
richt zu beftellenden Lehrern nicht Gegenftand ber Prüfung fein und eben bes- 
halb Tann auch auf ben in ven kommiſſariſchen Verhandlungen ausgefprochenen 
Wunſch, 

daß beſondere jũdiſche Seminarlen zur Vorbildung für jüdiſche Religionslehrer 

errichtet werben möchten, 
von Seiten der Stantsbehörbe in ber Weiſe, daß dieſelbe die Errichtung folcher 
Seminarien anordnet, nicht Eingegangen werben. ine ſolche Veranſtaltung 
wird vielmehr unter Zuſtimmung bes Staats lediglich den Juden ſelbſt zu über- 
laffen fein, wenn fie ſich davon einen Erfolg verfprechen, 

Die Beftimmung bes $. 29 ift eine Folge der im 6. 25 ausgeſprochenen 
Angebörigleit der jüdiſchen Blaubensgenoflen zur DOrts- Schulgemeinde., Die 
allgemeine Faſſung biefes Paragraphen ift deshalb nothwendig, weil in den ver- 
ſchiedenen Lanbestheilen die Bau⸗ und Unterbaltungslaft auf verfchiebenen 
Grundlagen beruht, 

MWenngleih die Errichtung Öffentlicher jüdiſcher Schulen nicht von bem allei- 
nigen Beſchluſſe der Judenſchaften oder der jübifchen Ortseinwohner abhängig 
gemacht werben barf, und bie Juden eine Abfonberung von ben orbentlichen 
Ortsfchulen aus ihrem einfeitigen, namentlich veligiöfen Intereffe nicht verlangen 
Tonnen, fo wird es ihnen doch unbedenklich zu geftatten fein, in eigenem In⸗ 
texeffe, auf Grund biesfälliger Vereinbarungen unter fi und mit Genehmigung 
ber Schulbebörben, Privat-Lehranftalten nach den darüber beſtehenden allgemei- 
nen Beitimmungen einzurichten. Einer weiteren Ausführung über bie rechtliche 
Dualität einer folchen beſonderen jüdiſchen Elementarfchule bedarf es nicht, fo- 
bald fie nur als Privatſchulen bezeichnet und baburch ber Gegenfab gegen bie 
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allgemeinen boffentlichen Ortsfchulen feſtgehalten wird. Die Unterhallung der⸗ 
felben beruht daher lediglich anf den zwifchen den beibeiligten Inden unter ſich 
und mit dem Lehrer gefchloffenen Kontralten, und biefe Schulen unterliegen 
nach der Allgemeinen Vorſchrift ber 58. 3. 4. Tit. 12. Ih. IT. A. 2 R. ben 
in Betreff der orbnungsmäßigen Einrichtung und Beauffichtigung ber konzeſſi⸗ 
onirten Privat-Lehranftalten ergangenen Beſtimmungen. 

5. 30, Zu Errichtung einer Öffentlichen jübifchen Schule werben folgende 
Grunde ausreichende Beranlaffung bieten: 

1. Mangel an Raum in der hriftlicden Schule zur Mitaufnahme ber fjü- 
bifchen Kinder bei regelmäßigem Schulbefuch 5 

2. Unausführbarteit einer abbelfenden Erweiterung überhaupt unb unver- 
haãltnißmãßige Schwierigkeit und Koftfpieligleit berfelben nach ben Lokal⸗Um⸗ 
fanden; 

3, Unbillige Belaftung insbeſondere ber chriftlicden Einwohner bei Mit- 
beranziehung zu ben für das vorzugsweife Bebürfniffe bes jühifchen Theils er- 
forberlicden neuen Anlagen ; 

4. Beforgliche Rechtsverwidelung in Beireff vorhandener, das Religions⸗ 
Bedürfniß mit berührenden Schul-Stiftungen 5 

5. Obwaltendes Bedenken in päbagogifcher Beziehung gegen bie gemein- 
fehaftliche Schul-Erziehbung ber jüdiſchen unb der chriftlichen Kinder, 

Die 66. 31, und 32, beftimmen das Verfahren, weldes bei befunbener 
Zwedmäßigfeit oder Nothwendigkeit der Sonderung bes chriftlichen und jüdiſchen 
Schulwefens zum Zmwed ber Errichtung eigener jübifcher Schulen zu besbach⸗ 
ten if, 

Ueber die rechtliche Qualität ber im allgemeinen Schul-Iutereffe errichteten 
jüdiſchen Schulen enthält der 5. 33, die näheren Beſtimmungeun. 

Hiernach beſtimmen ſich die Rechtöverhältniffe, in welche die öffentlichen jü⸗ 
diſchen Schulen treten, von ſelbſt, und es if barüber nur noch zu bemerken: 

a) daß bie Beiträge zur Unterhaltung öffentlicher jübifcher Schulen und 
zur Befoldung ber an benfelben angeftellten Lehrer als eine Bffentliche La an⸗ 
gefeben werben müſſen, welche ber Feſtſetzung und Einziehung im adminiſtra⸗ 
tiven Wege nah Maßgabe der Beſtimmung bes $. 23, unterliegen, iſt eine 
Bolge ber Gleichſtellung der Öffentlichen chriftlichen und jübifchen Schulen. 

b) Schon nad jebiger Lage ber Saden if von ben Verwaltungsbehörben 
wieberhult angenommen worben, baß, wenn bie Anordnung ber jübifchen Schule 
als einer Hffentlichen Anftali des Orts von ber Regierung ſelbſt ausgegangen 
ift, der jübiichen Gemeinde alsbann bie Beſtimmungen ber 55. 30. 34. Tit. 12, 
Th. 11. A. L. R. zu Statten kommen, wonach bei Exiſtenz mehrerer gemeinen 
Schulen für bie Einwohner verfchiebenen Glaubensbekenntuiſſes an einem Orte 
jeder Einwohner nur zur Unterhaltung ber Schule feiner Religionspartel bei- 
zutragen bat, und baß in ſolchem Balle die jübifchen Einwohner von ber Mit⸗ 
verpflichtung zur Unterhaltung der chriftlichen Schulen bie dahin befreit bleiben 


— 62 — 


möüffen, wo fie durch die Wiederaufhebung ihrer Schulen in ben allgemeinen 
Schulverband bes Oris werben zurückgetreten fein. Hiergegen iſt zwar in ein- 
zelnen zur richterlichen Entfcheibung gelommenen Bällen von ben Gerichtsbe- 
börben geltend gemacht worben, daß bie erwähnten Beftimmungen bes Allge- 
meinen Landrechts nur auf Hriftliche Schulen zu beziehen find, und es läßt 
fih allerdings nicht verfennen, daß dieſer Anficht nicht unerbebliche Gründe zur 
Seite ſtehen; dieſe Deinungsverfchiebenheit wird nber ihre Erledigung finden, 
wenn, wie in bem 6. 33, des Entwurfs vorgefchlagen worben if, allgemein 
beftimmt wird, 
baß folche jüdische Schulen die Eigenfchaften und Rechte einer öffentlichen 
Orisſchule haben, 
indem «8 alddann keinem Bedenken unterliegt, 
daß im Falle der Errichtung einer befonderen öffentlichen jünifchen Schule 
die zu dieſer Schule gehörenden fſüdiſchen Einwohner von der Leiſtung ber- 
jenigen Beiträge, welche nad 568. 29. bis 32, Tit. 12. Th. II. WUR. von 
ben zur Schule gewiefenen Hausvätern entrichtet werben, befreit bleiben. 
Daß diejenigen Beiträge, welche nur beim wirklichen Schulbefuche jũüdiſcher Kin⸗ 
ber zu entrichten find, 3. B. Schulgeld, durch Ueberweifung der jüdiſchen Kinder 
in eine eigene jüdiſche Schule von felbft fortfallen, bedarf Feiner Erwähnung. 

An ſolchen Orten, wo, wie ſchon jetzt in den weftlichen Provinzen, die Un⸗ 
terhaltung ber beftehenben chriftlichen Schule eine Verpflichtung ber Ortsgemeinde 
ift, wird fich Diefe, da die Suben unter den Rommunallaften mit zu deren Un⸗ 
terhaltung beifteuern, nicht entziehen Tönnen, ben Iuben aus dem Kommunal⸗ 
Schulfonds auf angemeffene Weife zu Hülfe zu kommen, wenn biefelben auf 
Anordnung ber Schulbehörbe durch Errichtung eines eigenen jübifchen Schul- 
fpftems ihre Kinder aus ber chriftlichen Schule ausfondern und dadurch die Un⸗ 
terbhaltungslaft ber letztern verringert wird. 

e) Der Beſuch der öffentlichen jüdiſchen Schulen an auf bie jübifchen 
. Kinder befchranft bleiben, denn dem Elementar-Unterrichte der chriftlichen Kinder 
Viegt überall eine dem Chriftentbum entfprechende Auffaffung der Lebensver- 
bältmiffe zum Grunde, und bie Schule fol zugleich im chriftlichen Geifte bilden 
und erzichen. 

Im Uebrigen darf noch auf Folgendes aufmerffan gemacht werben, wo⸗ 
rüber es jeboch einer befondern gefeßlichen Beftimmung nicht bedarf: 

Die Gleichſtellung der Bffentlichen jüdiſchen Schulen mit den chriftlichen 
Tann nur fo weit reichen, als babei die Qualität der Juden als einer blos ge- 
duldeten Religionspartei nicht in Betracht kommt. Es folgt hieraus, daß bie 
an Bffentlihen Schulen fungirenden jüdiſchen Lehrer auf diejenigen Vorrechte, 
welche ben chriftlichen Lehrern zuſtehen, wie auf die Befreiung von ber Zahlung 
der Klaffenfteuer und son den Kommunallaften, Teinen Anfpruch zu machen ba- 
ben. Eines befonderen Vorbehalts bedarf es indeß in diefer Beziehung nicht, 
weil die jürifchen Lehrer, auch wenn fie an Bffentlichen jüdiſchen Schulen an⸗ 
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geſtellt find, nicht den Charakter als mittelbare Staatebeamte haben. Dagegen 
verſteht es fich von ſelbſt, daß die an öffentlichen jüdiſchen Schulen angeftellten 
Lehrer nicht willfürlich entlaffen werben dürfen, fondern fo lange ale Bffent- 
liche Elementarlehrer anzufehen find, bis bie Regierung fich veranlaßt fieht, 
ihre Entlaffung im verfaffungsmäßigen Disziplinarwege auszufprechen. 

Es fragt fich, 

ob der jüdiſche Religions-Unterricht in den Lehrplan ber öffentlichen jüpifchen 

Schulen aufgenommen werben darf, ober ob berfelbe den jühifchen Gemeinden 

zur befondern Beranftaltung überlaffen bleiben foll ? 
Streng genommen ift bie Ausfchliegung bes Religions-Unterrichts von bem Lehr- 
plan ber für jüdiſche Glaubensgenoſſen beftimmten Sffentlichen Ortsfchulen le⸗ 
biglich eine Folge des allgemeinen Grundſatzes über das Verhälmiß der Juden 
als einer blos gebuldeten Religionggefellfchaft, von welchem Grundſatze es abzu⸗ 
weichen fcheint, wenn in ber Elementarfchule, als einer zu Öffentlichen Rechten 
beſtehenden Anftalt, auch der jüpifche Religions-Unterricht ertheilt wird, Es 
war hierbei indeß fchon immer vorausgefeht, baß bie Juden ſich des Lokals und 
bes Lehrerperſonals der Elementarſchule auch zu ben Privatlehrſtunden in ber 
Religion, in einer praktifch fonach ziemlich auf daſſelbe hinausgebenden Art, be» 
dienen Fönnten und würben. Um fo weniger fcheint es einem Bedenken zu un- 
terliegen, daß, nachdem inmittelft auch in einem Spezialfalle mit einer Abweichung 
son jenem Grundſatze vorgegangen ift, die Aufnahme des Religtong-Unterrichte 
in den Lehrplan einer bffentlichen jüdiſchen Schule, obne ausdrückliche Beſtim⸗ 
mung hierüber in dem zu erlaffenben Geſetze, nachgegeben werde, 

Endlich ift noch zu bemerken, daß die befonderen jüdiſchen Schulen, na- 
mentlich auch in Betreff bes Schulzwanges, diefelbe Behandlung wie bie chrif- 
lichen Schulen werben zu erwarten baben. 

Es verſteht fich jedoch hierbei non ſelbſt, daß, auch wenn eine befonbere 
jüdiſche Schule beſteht, die Mitglieder der jüdiſchen Gemeinde dennoch nicht ver- 
pflichtet find, die jüdiſche Schule zu benupen, ſondern daß fie berechtigt bleiben, 
ihre Kinder auch in bie hriftliche Elementarfchule zu ſchicken und daß fie alsdann 
das Schulgeld nur an denjenigen Lehrer zu bezahlen haben, welcher ihre Kin⸗ 
der unterrichtet, 


Zu $. 34, Der Entwurf überträgt bier ben Vorſtehern der Subenfchaften 
eine Fürſorge dafür, daß bie heranwachſende männliche Jugend ber jüdifchen 
Bevöllerung überall zu einem nüplichen Lebensberufe herangebildet, insbeſondere 
son bem Handel im Umberziehen abgehalten werde, 

Der 5, 13, ber Verordnung vom 1. Juni 1833 enthält für das Großher- 
zugibum Pofen eine ähnliche Beſtimmung und legt in Verbindung bamit im 
6. 9, neben ver Verantwortlichfeit für den regelmäßigen Beinch ber öffentlichen 
Schulen feitens aller jüdiſchen Kinder währenb des Tten bis 14ten Lebensjahres 
der Corporation und beren Berwaltungs-Wehörben befonbers noch die Pflicht 
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auf, ganz duͤrſtigen Kindern bie nöthigen Kleidungsſtücke, das Schulgeld und 
bie fonftigen Schulbebürfniffe aus den dafür beſtehenden beſonderen Fonds, in 
deren Ermangelung aber aus bem Corporationd - Bermögen zu gewähren. Die 
letztgedachte Verpflichtung, ſoweit fie nicht fehon in der des 8. 13. enthalten, bat 
in dem früheren Zuftande ber jüdiſchen Bevölkerung bes Großherzogthums Po- 
fen ihre genügende Begründung gefunden und gute Früchte getragen, Die da⸗ 
rin liegende Abweichung von den allgemeinen gefeplichen Borfchriften über Be- 
auffichtigung des Schulbefuhs und über Orts - Armenpflege ift jeboh als eine 
Ausnahme-Maßregel zu befeitigen, fobald die erzielten Erfolge e8 irgend geftat- 
ten, Die Behörben erachten dies für das Großherzogthum Pofen für zuläſſig, 
und wie bie biesfällige Vorſchrift daher nunmehr für die Provinz Pofen aufge- 
hoben wird, fo ift von einer fo weit gehenden Verpflichtung auch überall Abftand 
zu nehmen. Dagegen ift bie im $. 34, angeorbnete Fürforge durchaus rathlich, 
Die in der Provinz Pofen erzielten Erfolge fprechen unverkennbar dafür. Wenn 
in dem Zuftand ber unteren Klaffen der jüdischen Vevölferung bes Großherzog- 
thums Pofen unter dem mwohlthätigen Einfluß ber Verordnung vom 1. Duni 
1833 in einem verhältnißmäßig Furzen Zeitraume eine erkennbare Beſſerung ein- 
getreten ift, fo darf jener den Corporationen auferlegten vorforglichen Pflicht ein 
wefentliher Einfluß darauf beigemeflen werben. Die Provinz ift nicht mehr, 
wie früher, von haufirenden Handelsjuden überſchwemmt, vielmehr ift unter Ver⸗ 
minberung ber Handel treibenden jübifchen Haufirer die Zahl jüdiſcher Dand- 
werfer fichtlich gewachſen. Erft ver 113te Jude betreibt jetzt bafelbfi den Han- 
bel im Umberzieben, während dies in Schlefien fchon beim YHften ber Fall if, 
big herab in die Provinz Sachſen, wo bereits der 25fte Jude biefes Gewerbe 
gewählt hat. 

Die größte Zahl jüdifcher mechanifcher Künftler und Handwerker befindet 
ih im Großherzogthum Pofen, Unter 1000 ſelbſtſtändigen Juden finden fich 
bafelbft 207 vergleichen Gewerbtreibende, in ber Rheinprovinz 147, bis auf 
Sachſen herab, wo nur 58 auf 1000 ſelbſtſtändige Juden vorkommen. Es kann 
bies bei dem Verhältniß bes Culturzuſtandes ber jühifchen Bevölkerung jener 
Provinzen wefentlich als ein Nefultat ber Verordnung vom 1. Juni 1833 be⸗ 
trachtet werben. (S. bie näheren Angaben in Beilage I. B.) 

Sp nüglich auch der Handelsbetrieb im Umherziehen fein kann und fo un⸗ 
zweifelhaft unter biefen Gewerbtreibenden, bei den über bie Zulaffung zu bent- 
felben beſtehenden geſetzlichen Anordnungen ſich überwiegenn Leute von tabelfreier 
Führung befinden, fo wird dennoch ber sorberrfchende Hang ber Juden zum 
Haufiren von ben Verwaltungs- und Landes⸗Juſtiz⸗Behörden vorzugsweiſe als 
ihrer fittlichen Hebung entgegenftehend angeſehen. (S. Beilage I. B.) 

Indem die Vorftände der Judenſchaften in diefer Weife zu einer burch bie 

Erfahrung bewährten Mitwirkung für die foriale Hebung und fittliche Verbeſſe⸗ 
rung ihrer Slaubensgenoffen berufen werben, dürfen biefelben barin eine ihnen 
auferlegte TAftige Pflicht nicht erkennen, vielmehr ſteht zu erwarten, daß fie über- 
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al die günftigen Erfolge herbeizuführen fich beftreben werben, welche das Geſetz 
herbei in Ausficht nimmt, 





Zu 8, 35. Stantsämter haben die Inden feither nicht bekleidet. Sie fol- 
len fünftig dazu verftattet werben, fofern fie fich Eivil-Verforgungs-Anfprüche im 
ſtehenden Heere erworben haben, Durch die an das König. Staatsminifterium 
ergangene Allerh. Orbre vom 31. Dezember 1845, wodurch ben Juden das 
Anancement zum Unteroffizier geftattet iR, find fie in Stand geſetzt, ſich jene 
Anfprühe zu erwerben. In Betreff der mittelbaren Staats⸗ und Communal⸗ 
Aemter dagegen bewendet es bei den beſtehenden Borfchriften. (S. Beilage 1. A.) 
Ueberall aber wird beim Eintritt in dieſe Aemter die Grenze feſtgehalten, daß 
mit deren Ausübung eine obrigfeitliche Autorität nicht verbunden if. Diele 
Örenze iſt durch die Rüdkficht auf die chriftliche Bevölkerung bes Staats bebingt. 
Es kann nicht für zuläffig erachtet werben, den Juden eine obrigfeitliche Gewalt 
über chriſtliche Unterthanen einzuräumen. Die bereits im Eingange berührte, 
von den Juden in gewiffen Maaße bewahrte Rationalität, die mit ihrer Reli⸗ 
sion eng verbundene Sonberung und Stammesverfchiedenheit muß als ein Hin⸗ 
berniß für den Eintritt in einen Beruf betrachtet werben, beffen Wirkfamfeit in 
feiner Weife durch ein Mißtrauen ober Vorurtheil beinträcdtigt werden barf. 
Eine längere Dienftzeit im ſtehenden Heere barf indeſſen erfahrungsmäßig als 
ein Mittel angefeben werden, wodurch die nationelle Sonderung, foweit ſolche 
bier zur Berüdfichtigung kommt, in dem Maaße befeitigt wird, um den Juden 
innerhalb der gezogenen Grenze Gtaatsämter unbebenflich übertragen zu dürfen. 
Die eigenthümliche Berfaffung bes Preußifchen Staats in Bezug auf die Vor- 
bereitung in den Staats⸗Aemtern und bie Berufung in biefelben geftattet bei 
ber wefentlichen Verſchiedenheit hierin, den übrigen Europäifchen Staaten gegen- 
über, eine Vergleichung nicht. Aber auch abgefehen davon, in welcher Weiſe 
bort Beamte in die Staatsämter gelangen und daraus entlaffen werben, bietet 
auch noch die fehr erhebliche Abweichung in dem Verhältniß der jüdiſchen Ein⸗ 
wohner zu den chriftlichen ganz verfchiedene Geſichtspunkte. Außer in den Nie- 
derlanden iſt das Verhältniß (S. Beilage I. F.) in der Zahl der jüdiſchen zu 
ben ehriftlichen Einwohnern in Preußen bedeutend ſtärker. In Englanb und 
Frankreich gehört erſt der 2076ſte refp. 487ſte, in Preußen bereits ber T4fte Ein- 
wohner den jüdifchen Glaubensgenoffen an. 

Dagegen fteht nichts im Wege, den Juden bie Schlichtung fireitiger Ange- 
Iegenheiten, wenn fie von ihren Glaubensgenoffen zu Schiensmännern gewählt 
Werden, zu übertragen, 

In ben 66. 7. und 8, des Edilts vom 11. März 1812 iR die Beſtimmung 
mithalten, daß es akademiſche Lehr- und Schulämter giebt oder geben foll, welche 
jüdifchen Gelehrten anvertraut werben bürfen; eine unbebingte Befähigung 
ber Juden zu allen akademiſchen Lehrämtern ik aber nicht darin enthalten. 
Es darf, um eine ſolche Dennung auszufhlisgen, nur an bie theologiſchen Fa⸗ 
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eultäten überhaupt und an ſolche Univerfitäten erinnert werben, welche fatnien- 
mäßig von allen Lehrenden das Bekenntniß einer beſtimmien chriſtlichen Confeſ⸗ 
fion fordern, Diefe Beftimmung des Gefepes Tieß daher, um ihre Anwendbar⸗ 
fett innerhalb des aus der Natur der Sache abznleitenden Umfangs fefzuftellen, 
eine nähere Erläuterung erwarten, In bem Zeitraum son 1812 bis 1820 wa- 
ren auf Preußiſchen Untverfitäten als feltene Ausnahme nur drei jübifche Do⸗ 
centen für mediciniſche und naturwillenfchaftliche Bücher aufgetreten, von denen 
zwei jeboch bald nachher zum Chriſtenthum übertraten, Im Jahre 1820 meldete 
fih zum erften Dale ein Jude zur Privat» Doction in der juriſtiſchen Faculiät 
und biefer Fall gab Veranlaffung, den Umfang der Zuläffigkeit jüdiſcher Gelehr⸗ 
ten für alabemifche Lehr- und Schulämter in nähere Erwägung zu ziehen. Das 
Refultat verfelben wurde von dem Koͤnigl. Stants-Minifterium des Hochſeligen 
Könige Majekät vorgetragen, welche bie im $. 8, bes Edikts som 11, Mär 
1812 enthaltene Befimmung in ber Allerh. Ordre vom 18, Auguft 1822 wieber 
aufhoben, weil fie, ohne große Mißverhältniffe zu veranlaffen, nicht burchaufüh- 
ren fei. Die dem Königl, Staats - Miniferium anheim gegebene Bekanntma⸗ 
hung diefer Abänderung erfolgte unter bem 4. Dezember 1822, (G. S. ©. 221.) 

Sm Jahre 1845 haben die Preupifchen und Schleflfchen Stände die Wie- 
berberitelung des $. 8. bes Edilts von 1812 beantragt, und bie Pofenfchen 
Provinzial-Stänbe haben ſich biefem Antrage dadurch angefchloffen, daß fie bie 
Einführung jenes Gefepes in bortiger Provinz, jeboch nach „Beſeitigung aller 
fpäteren Zuſätze“ erbaten, 

Wenn nun ber vorliegende Entwurf auf bie in dem Edikt vom Sabre 1812 
wegen Zulaffung ber Juden zu alademijchen Lehr⸗ und Schulämtern enthaltene 
Beftimmung zurüdzugeben beabfichtigt, fo Fonnte es nicht räthlich erfcheinen, biefe 
Zuläffigfeit in jenem allgemeinen und eben beshalb für einzelne Fälle einen 
fiiheren Anhalt nicht bietenden Ausprude zu wiederholen, ſondern es ergab fi 
die Nothwendigkeit, auch zugleich den Umfang beffimmt auszufprechen, in wel- 
chem die Anftellung jübifher Gelehrten zuläffig fein ſollte. Bei Feſtſtellung die⸗ 
-fes Umfanges ift von folgenden Gefichtspunften ausgegangen worden. 

Wenngleich bie in Deutfcher Nationalität begründete Eigenthümlichkeit und 
das Chriſtenthum auf die Geftaltung aller derjenigen Verhältniſſe, auf benen 
unfere Geſammibildung und die gefellfchaftliche Drbnung beruhen, vorzugsweiſe 
eingewirkt haben, fo find doch in den lebten Jahrhunderten zu ben vorhandenen 
Bildungsmitteln neue hinzugefommen, bei beren Förderung und weiterem Anbau 
der Einfluß bes chriftlichen Religionsbekenntniſſes zurücktritt. Hierauf ift bei der 
Ermittelung, in welchen Bafultäten, für welche Fächer und für welche Stufen des 
Lehramts die Anftehung der Juden zuläffig erfcheine, vorzüglich Nückficht zu 
nehmen, Die theologifchen Bakultäten dürfen nur genannt werben, um fofort bie 
Neberzeugung bersorzurufen, daß bie in benfelben beftebenden Lehrämter ohne 
Ausnahme nur Chriften übertragen werben Tonnen, Das öffentliche und Pri- 
vatrecht geht in bem Grade aus her gefammien Staats⸗ und Familien⸗Dednung 
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bervor und wirft auf biefelbe erhaltend, fortentwickelnd und ſichernd ein, daß 
chriftliche Lebensanfchauung in Beziehung auf Recht und Berfaffung, fo wie be» 
ren Fortbildung Reis ein entfcheibendes und niemald auszuſchließendes Moment 
bleiben wird, Muß ſchon biefe Erwägung auf eine Ansfchliefung ber Juden 
von den Lehrämtern ber jurikifchen Fakultät führen, fo ftellt es fich auch als un- 
vereinbar bar, den Juden den Eintritt in das Richteramt und in obrigfeitliche 
Aemter nicht zu geftatten, und fie doch ald Rechts - und Geſetzeslehrer auftreten 
zu Iaffen und ihnen die Bildung derjenigen anzuvertrauen, welche fünft'g bag 
Kichteramt und bie Wollgiehung ber Geſetze übertragen werden fol. Da bie 
Medizin fich vorzugsweiſe mit den leiblichen Juftänden des Menfchen unb der 
Herftelung und Erhaltung feiner Geſundheit befchäftigt, die Affentliihe Eitte 
auch ſchon längſt jüdiſche Aerzte zugelaffen bat, fo kann den Juden auch ber 
Bortrag der mebizinifchen Wiflenfchaften geftattet werben, wenngleich fie für den 
Vortrag der Seelenheilkunde minder geeignet erſcheinen. In der philofophifchen 
Fakultät werden diejenigen Disziplinen chriftlichen Lehrern vorzubehalten fein, de⸗ 
en Auffaffung und Darftellung mehr ober weniger burch bie religiöfe Anficht 
beftimmt wird, und welche insbefondere auf die ganze geiftige Richtung derjeni⸗ 
gen Zuhörer entfcheidenden Einfluß äußert, die Künftig als Richter oder Verwal⸗ 
tngsbeamte ober ald Diener ber Kirche und an chriftliden Schulen nicht blos 
ale Lehrer, fondern auch als Erzieher im Geiſte des Ehriftenthums wirken Tollen. 
Es ergiebt fich von felbft, daß hiernach nur die mathematifchen und naturwillen- 
fhaftlichen Disziplinen als folche übrig bleiben, welche auch von jüdiſchen Ge⸗ 
lehrien vorgetragen werben können. Bei ber Frage, für welche Stufen des Lehr- 
amts Juden angeftellt werden Tönnen, kommt weniger die wiffenfchaftlihe Thä⸗ 
tigkeit der Dozenten, als bie bisziplinarifche und obrigfeitliche Einwirkung ber- 
felben auf die Stupirenden in Betracht. Können Juden überhaupt nicht in 
Aemier eintreten, mit welchen bie Ausübung einer obrigfeltlichen Autorität ver⸗ 
bunden ift, fo find fie auch nicht als alabemifche Obere zuzulaſſen, und fchon 
beshalk vor dem Rektorate und akademiſchen Senate auszufchließen, welche in 
Derbindung mit dem Univerfitätsrichter die Sittenpoligei und akademiſche Juris⸗ 
biltion ausüben. Aber auch der Fakultät als Gefammtheit liegt es ob, Rektor 
und Senat in der disziplinariſchen Thätigfeit zu unterflügen; aus ihrer Mitte 
geht der Dekan hervor, welcher die Promotionen vollzieht und dabei dem Pro«- 
movenbus den Eid nach chriſtlichem Formulare abnimmt; Fahıltätsmitglieder 
treten in verfchiedene Prüfungslommilfionen, welche bei Abhaltung der Eramina 
von der ehriftlichen Lebensanſchauung und chriftlichen Denfungsart der Eramini- 
renden in vielen Fällen weder abfehen koͤnnen noch bürfen, übernehmen mithin 
Funktionen, welche von Juden nicht ausgeibt werben Können, Grfcheint es aber 
biernach nicht zuläffig, Juden den Eintritt in die Fakultäten zw geftatten, weil 
diefer Eintritt die Waählbarkeit zu ben bezeichneten Bunktionen, zum Dekan und 
zum Senatsmitgliede in fich ſchließt, To können fie überhaupt zu orbentlichen 
Profefforen, welche als ſolche auch Ditglieber der Falultäten find, nicht ernannt 
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werben, ba es nicht angemefien if, fie zwar zu orbentlichen Profeſſoren zu er- 
nennen, dagegen an ben fatuienmäßigen Rechten berfelben nicht Theil nehmen 
zu laffen. Der Umfang ber ben Juden einzuräumenben afabemilchen Lebrer- 
thätigfeit wird daher auf bie Privatdoction und bie außerorbentliche Profeſſur 
für die mathematifchen, naturwiffenfchaftlihen und mebizinifchen Lehrfächer 
zu beſchränken fein, in fofern nicht an einzelnen Univerfitäten flatutenmäßig bie 
Ausübung bes Lehramts an das Belenniniß einer beſtimmten chriftlichen Kon⸗ 
feſſion gefnüpft it, und Juden baber in Folge einer folchen fpeziellen Beftim- 
mung ausgefchloffen find. So feben 3. B. tie Statuten ber Univerfität zw 
Königsberg $. 105 fehl, daß, ber urfprünglichen Stiftung gemäß, bei verfelben 
nur Lehrer evangelifcher Konfeflion zuzulaffen und anzuftellen find. Bei ben 
übrigen Unterrichts-Anftalten, Gymuafien, höheren Bürgerfchulen, Glementar- 
ſchulen u. f. w. ift das ganze Wirken ber Lehrer pädagogifcher Natur, ſo daß 
ber Unterricht niemals’ ausschließlich fich geltend madt, fondern flets in Verbin- 
bung mit bes Erziehung den ganzen Menſchen erfaßt, jedes Lehramt an Diefen 
Scdulanftalten daher auch an ber Ausübung ber Dieeiplin Antheil dat, Das 
erziehende Element Tann aber in allen dieſen Schulen nur auf chriftlicher Grund⸗ 
lage beruhen, und bie religiöfe Seite berfelben mit ben erforberlichen gottes- 
dienſtlichen Anordnungen nur bem Geifte der chriftlichen Kirche entfprechen,, fo 
daß alle diefe Schulen, abgefehen von einer ftiftungsmäßigen Feſtſtellung ihres 
Fonfeffionellen Charakters, nur als chriftliche Schulanftalten betrachtet und be⸗ 
zeichnet werben koͤnnen, welche als folche die Anftellung jübifcher Lehrer unbe- 
dingt ausfchließen. Es bat baber auch die Anftelung ver Juden als Lehrer, 
außer der ihnen eingeräumten Theilnahme an einigen akademiſchen Lehrämtern, 
auf jüdiſche Unterrichts-Anſtalten beſchränkt werden müſſen. 

Zu 6. 36. Die in dieſem 8. aufgeführten Beſchränkungen beruhen theils 
in den ſtändiſchen Geſetzen, theils ſind ſie in der Allerh. O. vom 30. Auguſt 
1016 gegründet. Die Beilage I. A. enthält darüber das Nähere. Die Be— 
flimmungen folgen theils aus der Natur ber chriftlichen Kirchengemeinfchaft und 
ber den hriftlihen Stirchengemeinden im Staate gebührenden Stellung, theils 
aus bem Grundſatze, daß den Juden bie Ausübung obrigfeitlicher Rechte nicht 
eingeräumt werben kann. Eben deshalb müffen auch die aus bem gutsberr-- 
lichen Auffichtsrechte über das Kommunalvermögen bergeleiteten Befugniffe, welche 
bie 88. 33. u, fgg. Tit. 7. Th. IE A. L. R. einräumen, während bes Befißes 
eines Rittergutes feitens eines Juden ruhen, 

Zu 6. 37. Die in einigen Lanbestheilen in Bezug auf ben Gewerbebetrieb: 
ber Juden im Umberziehben noch vorhandenen Befchränfungen, worüber die Ge— 
werbe-Orbnung 8. 14. weitere Beſtimmung vorbehalten bat, follen, mit Aus- 
ſchluß ber in ber Provinz Pofen Hinfichtlich ber nicht naturalifirien Juden bei- 
bebaltenen ($. 54. d, bes Entw,) aufgehoben werben, Sole find an fih von 
feinem erheblichen Umfange. (S. B. 1. A.) 

Der Hang. zum Hauſiren iſt son jeher als ein wejentliches Hinderniß für 
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die Hebung ber jühifchen Bevölkerung betrachtet werben. In ben Denifchen 
Bundesſtaaten befteben daher bie mannigfachkten Borfchriften, um biefer Neigung 
ber Juden entgegenzumwirfen und fie zu ſtehenden Gewerben überzuführen. (S. 
3. I. E.) Die ftatiftifchen Ermittelungen ergeben (S. 3. J. B.), daß die Zahl 
ber Juden, welde ben Handel im Umherziehen betreiben, noch jetzt verbhältniß- 
mäßig fehr überwiegend if. Auch von ben Provinzialſtänden it früher jener 
Hang ber Juden als ein Hemmniß ihrer BVerbefferung hervorgehoben, wobei 
verfchiebenartige Vorfchläge gemacht wurben, demſelben wirffam enigegenzutreten. 
Die Landes-⸗Juſtizbehörden haben bei Gelegenheit der im Jahre 1840 erfolgten 
Ermittelung des Berhältniffes der Angefchuldigten jübifhen Glaubens zu ber 
übrigen Bevölferung, welches ein erhebliches Uebergewicht auf Seiten der Juden 
ergab (S. auch hierüber Beil. I. B), unter den Grünben biefer Erfcheinung 
mehrfeitig neben der ungenügenden Schulbildung und der mangelhaften religiö- 
fen Erziehung auch die vorherrſchende Neigung zu ben gebachten Erwerbsguellen 
angeführt. Mehrere Regierungen haben fich in ähnlicher Weife geäußert. Wenn- 
gleich in bem überwiegenden Hange ber Juden zum Handel im Umberziehen ein 
erheblicher Uebelftand zu erkennen und bie Meberleitung zu ſtehenden Gewerben, 
zum Handwerk und zum Landbau für bie Hebung namentlich der unteren Klaſſen 
von Wichtigkeit if, fo muß doch Anftand genommen werben, neben ben befte- 
benden geſetzlichen Vorfchrifien, woburd bereits vorgefeben ift, daß das Ge⸗ 
werbe im Umberziehen nur von Perfonen in reiferen Jahren bei vorwurfsfseier 
Führung betrieben werden barf, ven Juden befondere Beſchränkungen aufzulegen, 
mit Ausnahme jeboch der Provinz Pofen, mo zu folchen ein fortdauerndes Be⸗ 
dürfniß vorliegt. 

Durch die den Juden jebt verliehene Organifation iſt die Verbefferung bes 
Kultus und Neligionsunterrichts erleichtert und vermöge ber nad 6. 34. den 
Borftehern der Judenſchaften obliegenden Ueberwachung bei ver Vorbildung fü- 
diſcher Knaben kann eine günftige Einwirkung, wie fie in ber Provinz Poſen 
Staat gefunden, überall erwartet werben. Es feheint hienach denn auch nicht 
bebenflich, die in Betreff des Gewerbebetriebes im Umberziehen nur noch in 
einzelnen Lanbestheilen beftehenden Beſchränkungen aufzuheben, 

Die Gewerbe-Drbnung bat, fo weit bisher bie Zulaffung zu ben in ben 
68. 51-55. bezeichneten ſtehenden Gewerben die Gemeinfchaft mit einer ber 
hriftlichen Kirchen erforberlich war, es vorläufig babei belaſſen. Diefe Gewerbe 
werben ben Juden fortan freigegeben, fo weit fie davon noch ausgefchloffen ge⸗ 
weſen find. Nur ift auch bier die im 6. 35. aufgeftellte Norm feftgebalten, 
fofern mit dem Betriebe des betreffenden Gewerbes ein Staats- oder Kommunal«- 
Amt verbunden if. 

Den Juden wird hiernach namentlich das Apotbelergewerbe offen ſtehen. 
Ihre bisherige Ausfchliefung beruhte mwejentlih auf ber ihnen als Zeugen in 
erheblichen Kriminal-Unterfuchungen mangelnden Glaubwürbigfeit, während in 
manchen Gattungen von Verbrechen bie Unterfuchungen ber Apotheker von ent⸗ 
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ſcheldender Wichtigkeit find. Dies OHinderniß fällt nach 6. 39. jeht hlnweg. 
Schwierigkeiten bei Ausuübung bes Apothekergewerbes durch bie Ceremonial⸗ 
Vorſchriften der Juden ſind dadurch zu beſeitigen, daß auf eine Stellveriretung 
gehalten werben kaun. 

Außerbem verdient das Schankgewerbe befonbere Erwähnung. Es ift mehr- 
fach zur Sprache gebracht worben, daß ber Betrieb der Schanfwiribichaft be- 
fonders auf dem platten Lande fih als ſchädlich erwiefen habe, 

Allerdings ik der Zubrang ber Juden zum Schanfgewerbe in manchen Pro⸗ 
sinzen, namentlich in Schlefien, Preußen, Pofen und Pommern erheblih, da⸗ 
gegen finder fich dies in andern Provinzen nicht, (S. Beil, J. B.) Mehrere 
Regierungen halten den Schanfbetrieb ber Juden auf dem Lande wegen Ber- 
leitung zum Trunk, ausgebehnten Kreditirens, Webersortheilung ber Schuldner 
bei Annahme von Lanbesprobuften oder wegen Beherbergung lieberlihen Ge⸗ 
findels für nachtheilig. Die Provinzialſtände haben früher mehrfeitig dieſe An- 
ſicht getheilt. (S. Beil I. D.) Nach der über ben Gegenftand im Königlichen 
Staatsminifterium veranlaßten Berathung ift jedoch in Berüdfichtigung, daß bie 
Borfepriften der. Berosbnungen vom 7. Bebruar 1835 und 21. Juni 184L den 
Berwaltungsbehörben genügende Mittel gewähren, alle nicht zuverläffige Per- 
fonen von biefem Gewerbe auszufchließen, für hinreichend erachtet, die Provin- 
zialbebörben, in deren Bezirk fich eine nachtheilige Einwirkung auf die Bevöl⸗ 
ferung feitens jübifcher Schänfer gezeigt, auf ein möglichſt firenges Verfahren 
bei Ertheilung berartiger Konzeflionen hinzumelfen. Bei dieſen allgemeinen ge⸗ 
feplichen Borichriften über das Schanfgewerbe it bie Aufhebung ber biesfälligen 
in manchen Landestheilen für die Juden noch beftehenven fpeziellen Beſchränkun⸗ 
gen unbedenklich. Im Großherzogthum Pofen müflen folche jedoch, in Ueber⸗ 
einftimmung mit ben Anträgen ber Stände und ber Regierungen biefer Prowinz, 
beibehalten werben. 

Zu 6. 38. Die Führung feft beftimmter Hamiliennamen tft ben tnländtfchen 
Juden durch ben 8.2. des Edikts vom 11. März 1812 für bie alten Provinzen, 
durch die Allerhöchſte Ordre vom 22, Dezember 1833 für das Großherzogthum 
Poſen, burch das Dekret som 20. Juli 1808 für die ehemals franzöfifchen unb 
weſtphäliſchen Landestheile, endlich durch die Allerhöchfte Orbre vom 31. Oftober 
1845 (©. ©. ©, 682,) für alle übrigen vorgefchrieben. Räthlich ericheint 
es, im Geſetz auszudrücken, daß ed auch in Zukunft bierbei verbleiben fol, da⸗ 
mit fein Zweifel über die Anwendung der biesfälligen Borfchriften auch auf bie 
erſt fünftig fi in den Königlichen Staaten niederlaſſenden Juden entftehen kann. 

Der Borfhrift wegen Führung ber Hanbelsbücher in landüblicher Sprache 
und Schriftzeichen liegt die Beftimmung bes $. 2 bes Edikts vom 11. März 
1812 zum Grunde. Die angebrobte Strafe ber Ungültigkeit exfcheint als das. 
einfache und wirkſamſe Mittel, bie Juden auf den Gebrauch der in dem be- 
ireffenden Landesiheile üblichen Sprachen binzuleiten. Bei Abfaffung von Ver⸗ 
trägen und verhilichen Willenserflärungen, wie bei fonfligen ſchrifilichen Ber⸗ 


hanblungen if nur ber Gebrauch ber Deuifchen ober einer andern lebenden 
Sprade und Deutfcher oder Latelnifcher Schriftzüge geftattel. Da bier derfe- 
nige, welder ben Beweis aus dergleichen Urkunden zu erbringen bat, in ber 
Regel nicht der verpflichtete Ausfteller if, fo muß an Statt der angebrobten 
Richtigkeit bier eine Geld⸗ oder Freibeitsfirafe treten, Die Strafe bes $. 6 
des Ebilis son 1812, wonach die, welche gegen jene Berfchrift fehlen, als 
fremde Juden behandelt und bemgemäß aus bem Lande geſchafft werben follen 
($. 35), ſteht theils außer allem VBerbälinig mit der Uebertretung, theils if fie 
in fofern unausführbar, als fremde Staaten zur Aufnahme folcher Juden nicht 
gezwungen werben Fönnen, 

Zu $. 39. Ueber die Glaubwürdigkeit jüdiſcher Zengniſſe gelten für bie 
Civilprozeſſe und Strafſachen verfchledene Vorſchriften. (S. Beil. I. A.). Daß 
den Zeugniffen der Juden in Eivilprozeffen in allen Lanbesiheilen, wo zur Zeit 
hierin Beichräntungen noch befteben, in lebereinffimmung mit bem Ebift vom 
Sabre 1812 und der Verordnung vom 1. Juni 1833 eine gleihe Glaubwür⸗ 
digkeit mit den Zengniſſen ber Chriften beigelegt wird, ift eine Folge ihrer im 
Allgemeinen ausgefprochenen Gleichſtellung mit ben chriftlichen Unterthanen 
($. 2), vergl. 9. 88. des Anh. zur Allg. Ger.O. zu 8. 230. Tit. 10. Tb, I. 

Der Mangel an voller Glaubwürdigktit jünifcher Zeugniffe in Kriminal- 
fachen if in den Landestheilen, wo gemeines Recht zur Anwendung fommt, auf 
deſſen Borfchriften gegründet; in ben Provinzen, wo bas Edikt vom Jahre 1812 
gilt, und im Großherzogthum Pofen beruht jene Ausnahme auf ben Beftim- 
mungen ber Allgemeinen Gerichtsorbnung 5. 351 fg. a. a. DO. und ber Kris 
minal-Orbnung 55. 335 und 357, wonach Juden nicht gezwungen werben Fün- 
nen, in Unterfuhungen einen Zeugeneid abzulegen, wenn bie Strafe eine Gelb⸗ 
buße bis 50 Thaler oder GBefängnißftrafe bie 6 Wochen überſteigt, unb bie 
volle Beweistraft auch ihren in folden Fällen freiwillig abgelegten eiblichen 
Zeugniffen entzogen bleibt. 

Aus den, ber Redaktion biefer gefehlichen Vorfchriften vorangegangenen 
Berbanblungen (S. v. Kampt Jahrbücher für die Preuß. Geſetzgebung Wh. 38, 
©. 401 fgb.) ergiebt ih, daß jenen Beſchränkungen wefentlich bie gutachtlihen 
Aeußerungen Moſee Menpdelsfohng zum Grunde liegen. Derfelbe bemerkte 
auf die ihm vorgelegten Fragen in Betreff der Eibesleiftungen der Juden, 

daß Zeugen durch ben Eib in Kriminalfachen allerbings zu binben felen, in 

foweit nicht die Lebensſtrafe ober eine unausfebliche Lelbesftrafe daraus 

eniſtehe. 
Unter ber hiernach angenommenen Vorausſetzung, daß ben Juden nach ihren 
Blanbensgrundfägen die Ablegung eines eidlichen Zeugniffes in Kriminalſachen 
nicht erlaubt ſei, wurden die gedachten geſetzlichen Beſtimmungen getroffen, und 
erſchien es auch nicht zuläſſig, den Juden ſelbſt bei freiwillig abgelegten eidlichen 
Zeugniſſen volle Glaubwürdigkeit beizulegen, weil, wie man annahm, dieſe 
Eidesleiſtung mit Verlegung einer Religions⸗Vorſchrift verbunden war, Die 
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NRichtigkeit jener Vorausſetzung iſt in neuerer Zeit son ben Juden beſtritten. 
Zwei Mitglieder ber jüdiſchen Gemeinde in Berlin, welchen eine genaue Kennt⸗ 
niß der jüdiſchen Religions⸗Vorſchriften zugetraut werben barf, haben fich dahin 
ertlärt, 
Daß nach jüdiſchen Sapungen bie eibliche Bekräftigung eines Zeugniſſes nur 
deshalb nicht für erforderlich erachtet werde, weil den Zeugenausfagen ber 
Iuden auch ohne eidliche Beſtärkung voller Glauben beigemeffen worden, baf 
es jedoch nicht als den Juden verboten anzuſehen fei, auf Erforvern des 
Richters ein eidliches Zeugniß abzugeben. 

Diefe Anſicht haben neuerlich mehrere jübifche Gelehrte ausgeſprochen, 
amentlih bat der Ober-Rabbiner Fränkel zu Drespen folhe in dem im 
Sabre 1846 erfchienenen Werke: „der gerichtliche Beweis nach mofatfch - talmu- 
diſchem Rechte” ausgeführt. 

Geht man auf die Ausführung in dem Gutachten Mendelsſohn's som 
4. Suni 1782 (©. Kamptz Jahrb. a. a. O. ©. 411) zurüd, fo ergiebt fich, 
daß folches infomweit mit ber vorſtehend gedachten Anſicht übereinſtimmt, als auch 
sr darin wörtlich bemerkt: 

den Zeugen wird Fein Eid aufgelegt, denn das Geſetz, ſprechen die Rabbiner, 
iſt hierüber deutlich und beſtimmt genug, und alſo jeder durch das Geſetz 
Moſis hinlänglich beeidigt, vor Gericht die Wahrheit auszuſagen. 
Dagegen fehlt eine Begründung aus ber jüblfchen Lehre dafür, daß die eibliche 
Bekräftigung eines in Kriminal-Sacen abgegebenen Zeugniffes den Juden ver- 
boten und unerlaubt fei, worauf die weitere Folge zu gründen wäre, daß einem 
folchen eiblichen Zeugniffe wegen ber damit verbundenen Uebertretung beftimmter 
Religionsvorfchriften die volle Glaubwürdigkeit enizogen bleiben müſſe. Wird 
durch dieſen Mangel genligender Begründung das Gewicht ber Mendels⸗ 
fohn’fchen Aeußerung über die Unzuläffigfeit eiplicher Zeugniffe ber Juden in 
Sriminal- Sachen erheblich gefchwächt, fo berechtigt die in ver Frän kel'ſchen 
Schrift enthaltene, auf den Gegenftand in umfallender Weife eingehende Er- 
Örterung um fo mehr dazu, bie mehrfeitig von jüdifchen Gelehrten und andern 
ber jübifchen Religionslehre Fundigen Männern ausgefprochene Uebergeugung, 
daß den Juden nach ihren Religionsbegriffen geftattet ift, auch in Kriminal⸗ 
Sachen auf Erfordern des Richters ein eibliches Zeugniß abzulegen, 
als begründet anzufehen. 

Erwägt man, bag im Bereich des Ober- Appellationd - Gerichts zu Coln, 
woſelbſt in Gemäßheit ber dort beftehenden Gefepgebung bie Vereidigung jü- 
bifcher Zeugen erfolgt, ohne daß in ber jübifchen Besölferung wegen entgegen- 
ſtehender Vorfohriften ihrer Religion Beſchwerden erhoben find, fo rechtfertigt 
ſich die, binfichtlih der Verpflichtung ber Juden zur Ablegung eiblicher Zeng- 
niffe und ber biefer beizulegenden Glaubwürdigkeit, im Entwurfe allgemein, 
mithin auch in Kriminal-Sacen erfolgte Gleichftellung mit: den n qriſtichen Un⸗ 
terihanen. 
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In den Vorſchriſten über dic bei Ableiftung Jübiſcher Zeugeneide zu beob⸗ 
achtenden Formlichkeiten wirb bierburch nichts geändert, 

Zu 5. 40, Das Edikt vom 11. März 1812 im S. 25 und bie Berord- 
nung vom 1. Suni 1833 im 6. 15 fepen bei ben Eben der Juden bie Zufam- 
menfunft unter dem Trauhimmel und das feierliche Anfteden ber Ringe an bie 
Stelle der chriſtlichen Trauungs - Hanblung, und bie Belannimachung in ber 
ESpynagoge an bie Stelle des kirchlichen Aufgebots. 

Dei dieſen Vorſchriften, welche zufolge Allerhöchfter Orbre vom 29, März 
1836 auch in Neu⸗Vorpommern und im Oftrbeinifchen Theile des Megierungs- 
Bezirkes Koblenz zur Anwendung gebracht find, wird es überall, wo fie bereits 
befteben, zu belaffen, und deren Anwendung auch da unbebenflich fein, wo nicht, 
wie in der Rhein⸗Provinz, eine befondere Gefepgebung anderweite Yörmlic- 
keiten und beftimmte abweichende Anorbnungen enthält. Jene Vorſchriften be- 
suben auf ben Grundfägen jübifcher Lehre und Geremonial- Verfaffung. Da 
biernach jeder Jude eine Trauung vornehmen Tann, fo bebarf es indeſſen zu⸗ 
gleich einer Sicherftelung, daß bie einer Ehe entgegenfiebenden gefeplichen Hin- 
berniffe beachtet und von ben die Trauung vollziebenden Inden ebenfo geprüft 
worden, wie bies den chriftlichen Pfarrern 6. 440 Tit. 11 Th. II A. L. R. 
unter Berweifung auf die Abfchnitte 1 und 2 Tit. I. daſelbſt geſetzlich zur 
licht gemacht if. Die zu diefem Zwech in ben Entwurf aufgenommene Be- 
fimmung beruht auf der an das Königlihe Staats-Minifterium ergangenen 
Allerhoͤchſten Orbre vom 29, März 1836, worin in biefer Beziehung verorbnet 
it, daß bie im 8. 440 Tit. 11. Th. 11. des A. L. R. vorgefhriebene Ver⸗ 
pflichung der Pfarrer in Gemäßheit des 6. 28 a, a. DO, auf den bie Trauung 
sollziehenden Juden übergeht. 

In ber Eircular - Berfügung ber Minifter ber geiftlihen Angelegenheiten, 
des Innern und ber Juſtiz vom 12. Ianuar 1837 if hierauf den Regierungen 
und ben Landes⸗Juſtiz⸗Behörden eröffnet, mie die Nichtbeachtung jener gefeh- 
lien Vorſchriften gegen die, eine Trauung ihrer Glaubensgenoſſen vollzichen- 
ben Juden benfelben Strafbefiimmungen unterliege, nach denen dergleichen 
Pflichtverletzungen chrifllicher Pfarrer zu beurtbeilen ſeien. Die bierauf bezüg- 
lihen in den 88. 149 Tit. 1. in Verbintung mit $. 33. 503, Tit. 20. TH. IL, 
NL N, enthaltenen Strafanbrohungen find in ben Entwurf mit ver Maaß⸗ 
gabe übernommen, baß bei einer „wiſſentlichen“ Uebertretung flatt der in ber 
legigebachten Geſetzesſtelle vorgefihriebenen Amis - Entfepung eine Verboppelung 
ber für eine fahrläffige Pflichtverlegung angeordneten Strafe ausgefprocen if. 
Juden, welche nicht befähigt find, zu beurtheilen, ob ber Ehe geſetzliche Hinder- 
niffe nicht entgegenfteben, mögen fih ber Trauung überhaupt enthalten. Es 
barf bier inbeffen auf das zu F. 59 Bemerkte Bezug genommen werben, wo⸗ 
nah Uebelſtände aus biefer Weberlaffung ber Trauungs- Handlung an Juden 
nicht leicht zu beſorgen ſind. 

Zu 6. 41. Daß den inländifhen Juden geſtattet ſei, auolandiſche Jüdin⸗ 
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nen zu heiralhen, iſt bereits im Edikt vom 11. März 1812 $. 18 beſtimmi. 
Hierbei wird es allgemein zu belaſſen ſein; jedoch erſcheint es zwedmäßig, den⸗ 
jenigen Staaten gegenüber, welche ihren jüdiſchen Unterthanen eine gleiche Be⸗ 
fugniß nicht gewähren, die Bedingung der Reciprocität hinzuzufügen. So 
lange der diesfällige Beweis nicht geführt iſt, bleibt die Trauung verboten. 
Da letziere in der Regel im Auslande vollzogen werden wird, woſelbſt die 
Braut wohnt, ſo iſt durch die dem Miniſter des Innern ertheilte Ermächtigung 
por Führung jenes Nachweiſes ber Frau den Aufenthalt im Inlande zu geftat- 
ten, vorgeſehen, daß in Fällen, wo biefer Nachweis nicht fofort formell zu be 
Schaffen wäre, doch die Begründung bes Hausitandes vorläufig Fein Hinberniß 
finde. Es wirb überall die Pflicht des bie Trauung vollzichenden Juden fein, 
fich zuvor Uebergengung bavon zu verfchaffen, daß in dem auswärtigen Staate, 
dem bie beireffende Jüdin angehört, die Ehe der Juden mit bieffeltigen Jüdin⸗ 
nen ebenfalls geſetzlich zugelaſſen ift. 

Die weitere Beſtimmung, wonach ber bie Trauung zwifchen ansländifchen 
Juden und bieffeitigen Jüdinnen vollziehende Jude biefe Handlung nicht eher 
vornehmen foll, bevor feſtſteht, daß dem fremben Suben mit feiner Frau und 
mit ben etwa in ber Ehe erzeugten Kindern die Rückkehr in fein Vaterland ge 
fichert it, beruht auf ber Allerhöchften Orbre som 28, April 1841 (G.⸗S. S. 
121). Wenn biernach ben chriftlichen Pfarrern jene Prüfung obliegt, und von 
biefen erwartet werben kann, daß fie zu ermeflen wohl im Stande find, ob bie 
beigebrachte Erklärung der heimathlichen Orts-Obrigfeit bes Auslaͤnders gemüge, 
um beifen Befugniß zur Rückkehr außer Zweifel zu feben, eine ſolche Beurthei⸗ 
Jung aber einem jeden Juden nicht zuzutrauen ift, fo fehreibt der Entwurf vor, 
daß das betreffende Atteft zuvor bei der Polizei-ÖObrigfeit des Wohnorts ber 
Braut niebergelegt werben fol. Wenn gleich der Jude hierdurch von ber ihm 
aufgelegten Verantwortlichleit bafür, daß ber Inhalt den gefeglichen Erforber- 
niffen genüge, nicht entbunden wirb, fo ift bennoch ben Poltzei-Behörben Gele 
genheit gegeben, ben betreffenden Juden vorfommenden Falls auf bag Ungenü- 
gende ber obrigkeitlichen Befcheinigung aufmerffam zu machen, und vor ber 
Vollziehung der Ehe zu verwarnen. Eine Strafandrohung gegen Uebertretung 
dieſer Vorſchrift ift jedenfalls erforberlih, damit letztere überhaupt von Wirl- 
famfeit fei, da bei ben Juden biefenige Gewähr für Befolgung des Gefepes 
fehlt, welche bei chriftlichen Pfarrern durch ihre Amtspfliht und bie Disciplinar- 
Berbältniffe geboten ift, und eine befondere Strafbeftimmung entbehrlich macht. 
Die im Entwurf getroffene Anordnung fcheint einer Vorfchrift vorzuziehen, wo⸗ 
nah etwa in jedem Kalle zuvörberft polizeiliche Genehmigung zu ber Traing 
einzubolen wäre, indem fi) annehmen läßt, daß meiftenstbeild bie Zulänglich⸗ 
feit bes Atteſtes außer Zweifel und dies von bem bie Zrauung vollgiehenben 
Juden in der Regel auch genügend zu beurtheilen fein wird. 

In ben meiften Fällen erfcheint die Einholung einer ausdrücdllichen polizei⸗ 
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lichen Genehmigung daher nicht nothwendig und es kann der damit verbundene 
Verzug füglich vermieden werden. 

Zu $. 42. Der Entwurf beläßt es in Bezug auf die Niederlaſſung frem⸗ 
ber Iuben bei ber Beftimmung bes $. 5 des Geſetzes vom 31. Dezember 1842 
(G.S. 1843, ©. 15.) über die Erwerbung und ven Verluſt der Eigenfchaft 
alo Preußifcher Untertban. &s if nothwendig, daß hierbei nach möglichſt alel- 
den Grundfägen verfahren werbe, und fofern der Zubrang frember Tuben gu 
groß wird, nach Befinden durch anderweite Normirung ber Bebiugungen bie 
Aufnahme beſchränkt werben könne, 

Dies würde nicht wohl ausführbar fein, wenn bie Aufnahme leviglich den 
Regierungen überlaflen wäre. 

Die fernere Borfchrift wegen bes vorübergehenden Aufenthalts frember 
Juden it ben Beſtimmungen ber 88, 34. 35 bes Grikis vom 11. März 1812 
gemäß, die auf Uiebertretungen gefepte Strafe aber erforberlih, um das Ein⸗ 
fchleichen fremder Juden, worüber in manchen Lanbestheilen Klage geführt wird, 
zu verhüten. Die Strafe, welde das Edikt nur gegen bie inländischen Inden 
fetfent, iſt jebt auch gegen die ausländifchen gerichtet, fofern fie über 6 Wochen 
im Lande find ($. 11. Tit. 20, Th. 11. Allg. 8. R.), und Fein Grund obwal⸗ 
tet, weshalb dergleichen fremde Juden, welche von ben Landbesgefepen Kenntniß 
zu nehmen fchulbig find, mit Strafe verfehont werben follen. Läßt fich gleich 
aus den allgemeinen Rechtsgrundfäben über Theilnahme Mebrerer an benfelben 
Bergebungen ſchon die Strafbarleit der ſich einfchleichenden fremden Juden auch 
nad der Vorſchrift des Edikts herleiten ($. 64. Tit. 20. Th. II. Allg. 2. R.), 
fo ift es jebenfalld angemefiener, dies Har auszuſprechen. 

Zu 6. 43, Der in diefem $. gemachte Vorbehalt ift erforberlih, damit 
nicht durch Die Beſtimmungen ber 66. 1. und 60, diejenigen Anorbnungen als 
aufgehoben angefeben werben, welche binfichtlich einzelner Judenſchaften befte- 
ben, wie namentlich in Betreff der Juden bed ehemaligen Fürſtenthums Paper- 
born der Kal if, weldhe in Bezug auf bie aus älterer Zeit herrührenden 
Schulden als ein noch fortbauernder corporativer Verband betrachtet werben, 
deren Schuldentilgung erſt neuerlich durch ein Allerhöchſt genehmigtes Regulativ 
georbnet iſt. 

Das dagegen bie fonft noch beftehenden perfünlicden Abgaben und Leiftun, 
gen der Inden betrifft, fo beftimmt 6. 14 des Edikts vom Jahre 1812, daß in- 
laändiſche Juden mit befonderen Abgaben nicht beſchwert werben bürfen. 

Rad den Berichten der Provinzial-Behörben follen vergleichen perfönliche 
Abgaben an Grundherrfchaften ac. nur an zwei Orten zu entrichten fein. Im 
Laufe der Verhandlungen ift es jeboch zweifelhaft geworden, ob bies nicht an 
noch mehreren Orten ſtattfindet. Es fchweben hierüber noch Grörterungen unb 
bie Erwägung über eine etwaige Ablöfung bleibt vorbehalten. 

Die Gleichſtellung mit den Übrigen Untertbanen (6. 1.) ohne Vorbehalt in 
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Betreff ber eiwa an den Fiscus zu entrichtenden Abgaben hebt ſolche, wo fie 
befteben, für die Juden auf. 


Die für bie Provinz Polen ergangene Berorbnung vom 1. Suni 1833, 
welche im $. 20 bis auf die im Gefebe bezeichneten Befchränfungen bie Juden 
in ihren Rechten den chriſtlichen Einwohnern gleichfteltt, hat fih im Allgemeinen 
als mohlthätig bewährt, Dies erfennen namentlich die Stände ber Provinz 
Dofen an (fe Beilage 1. D.). Die Regierung zu Pofen bat ſich in ihrem all- 
gemeinen Berichte barliber ausführlicher verbreitet. Die Zahl der Juden, welche 
ſich nützlichen Handwerken, ver Babrifation und dem ſtehenden Handel zugemwen- 
bet, bat fich erheblich vergrößert. Die äußere Sitte ift unter ben bortigen Su- 
den um vieles würbiger, bie weltliche Erziehung ber Kinder beffer, das Beftre- 
ben, die nationalen Eigenthümlichkeiten abzulegen, fichtbarer geworben. Gleich 
wohl wird, namentlich von ber Regierung zu Polen, bie fünifche Bevölkerung 
anberjeitd als noch vielfach in religiöfer und fittlicher Verwahrlofung befangen 
gefchildert, indem ber Gottesdienſt weber erbaulich noch belehrend fei, den Rab- 
binern vielfach die nöthige Bildung fehle, und für den NReligiongunterricht ber 
Kinder nichts Genügenbes geichehe, Tepterer vielmehr beim Mangel qualificirter 
Lehrer und ohne obere Leitung bes Erziehungsweſens fih auf das Erlernen von 
Ritualien befchränte, fo daß der fittlich-veligiöfe und fociale Zuſtand der bor- 
tigen Juden ſich zu deren Nachtheil noch wefentlich von dem ber Juden in ben 
benachbarten Provinzen unterfcheibe, 

Diefe niedrige Stufe des Kulturzuſtandes, auf welcher ſich der überwiegende 
Theil der jübifchen Bevölkerung des Großherzogthums Pofen noch befindet, ift 
in den anberen Provinzen nicht unbekannt und hieraus ift es erflärlich, daß bie 
Regierungen bei ihren gutachtlichen Aeußerungen über bie Sreizügigfeit, wenn⸗ 
gleich fie im Allgemeinen dafür flimmen, dennoch mehrfach eine Ausnahme in 
Betreff ber Pojener Inden beantragen. 

Wenn biernach die Juden des Großherzogthums Pofen, deren weit über- 
wiegende Mehrzahl fich zur vorläufigen Naturalifation nach der Verorbnung vom 
1. Suni 1833 noch nicht befähigt hat — von ungefähr 80,000 Juden find etwa 
14,500 naturalifirt — zu einer völligen Gleichftellung mit benen der übrigen 
Provinzen noch nicht für geeignet erachtet find, fo erfcheint ein Fortſchreiten auf 
dem eingefchlagenen Wege durchaus räthlich. 

Ein mwefentlihes Mittel zur Hebung der zjübifchen Bevölkerung ifk in ber, 
ben Wünfchen der Inden felbft und ben Anträgen ber Regierungen wie ber 
Prosinztalftände gemäß erfolgten, Einführung ber allgemeinen Dienftpflicht im 
ſtehenden Heere bereits hinzugetreten. 

Um feftzuftellen, durch welche Abänderungen der Verordnung vom 1. Juni 
1833 ber Zuſtand ber Juden zu verbeffern und eine völlige Gleichſtellung mit 
benen der übrigen Provinzen weiter vorzubereiten fet, ift unters dem Vorſitze bes 
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Ober⸗Praſidenten eine Kommiſſion zuſammengetreten. Oierbei find insbeſondere 
bie von ben Ständen ausgeſprochenen Wünſche und bie von der Regierung zu 
Pofen gemachten Vorſchläge einer forgfältigen Prüfung unterzogen, 

Die Vorſchläge ber Kommiſſion gehen dahin, unter Beibehaltung ber we⸗ 
fentlihten Beflimmungen der Verordnung vom 1. Iuni 1833 mehrfache Ahän- 
derungen und Ergänzungen berfelben einireten zu laffen, Unter Berkdfichtigung 
biefer Vorſchläge werben in ben 656. 44 bis 58. bie Beſtimmungen bes, bie 
übrigen Provinzen ber Monarchie umfaffenden erften Abfchnittes bes Geſetzes 
mit einigen Ausnahmen auf die Provinz Pofen zur Anwendung gebracht. 

Im $. 44 entfpricht die unter Nr. 1 ben Regierungen ertheilte Ermächti⸗ 
gung dem 8, 2 des erften Abſchnitts. 

Durch die Befimmungen in den 65. 1— 3, ber Berorbnung vom 1. Juni 
1833, welche es bei dem früheren faktiſchen Zuftande bewenden ließen, tft bie 
Regulisung beftimmter Korporationsbezirke nicht angeorbuet. Es hat deshalb 
bisher nur darauf gehalten werben können, baß bie beim Erlaß jenes Geſetzes 
foktifch zu Feiner Synagoge gehörigen Juden fich irgend einer Korporation nach 
ihrer Wahl anſchließen mußten. Hierburch find aber theils fehr ausgebehnte 
Synagogenbezirke entſtanden, welche anfangen, ſich zn durchkreunzen, theils Tommi 
ed vor, daß ſich die Einwohner einzelner Oriſchaften zu verſchiedenen Synago⸗ 
gen halten, auch manche auf dem platten Lande zerſtreut wohnende Juden, in⸗ 
dem ſie ſich der über ſie zu führenden Kontrolle ganz zu entziehen wiſſen, keiner 
beſtimmten Spnagoge angehören. Dieſem Uebelſtande ſoll nunmehr abgeholfen 
werden. Die Beſtimmung unter Nr. 2 bezweckt nur eine Uebereinſtimmung in 
ber Bezeichnung bes Vorſtandes ber Judenſchaften in Poſen mit dem in ben 
übrigen Provinzen. Unter Nr. 3 wird bie Einwirkung ber Regierung auf bie 
Verwaltung der Korporationen über bie Vorfehriften der revidirten Stäbte-Drb- 
nung binfichtlich ber der Regierung übertragenen Auflicht hinaus ausgedehnt, fo 
daß in mehreren Fällen, wo nach bem gebachten Geſetz bie Beſchlußnahme bes 
Magiſtrats und ber Stadtverordneten — bier des Vorſtandes und per Reprä- 
fentanten — genügt, die Genehmigung ber Regierungen vorbehalten if. Die 
Erfahrung hat eine ſolche weiter gehende Einwirkung erforberlich erfcheinen laſſen, 
auch iſt dieſelbe bisher ſchon eingetreten, um bie Korporationen gegen Nachiheile 
ſicher zu fielen, welche aus einer minder beauffichtigten Verwaltung hervorgetreten 
find. Die Beflimmung des 6.15 wegen Bertretung der jüdiſchen Drtseinwohner 
durch Bürger aus ihrer Mitte in den Stabtverorbneten- Berfammlungen ift für 
das Großherzogthum Pofen nicht übernommen, weil bort, wie bereits oben be⸗ 
mer, mit fehr geringen Ausnahmen eine beträchtliche Zahl Juden in ben 
Städten vorhanden ift, fo baß eine genügende Mitwirkung jüdifcher Bürger bei 
ben Wahlen nicht fehlen Tann, um ficher zu flellen, daß Stadtverordnete auch 
aus ihrer Mitte in bie Verfammlung gewählt werben. Weberbies it von ben 
bostigen Regierungen bemerkt worben, taß die Juden babin neigen, vermöge 
ihres lorporativen Verfaſſung ſich als ein geſondertes Ganze innerhalb bes 
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bürgerlichen Gemeinden anzufehen, und bei ihrer Mitwirkung in ber fäbtifchen 
Berwaltung privative Iniereſſen zu verfolgen, eine Wahrnehmung, welche in dem 
Zuftande der dortigen jüdiſchen Bevöllerung ihre Erklärung findet. 

6. 45 bebarf Feiner Erläuterung, 

Wenn im $. 46 die bisherige, den Vorſchlägen der Provinzialftände im 
Sabre 1828 entiprechende Unterſcheidung ber Juden ber Provinz Poſen in nahı- 
ralifirte und nicht natmralifirte aus der Verordnung vom 1. Juni 1833 beibe- 
halten worben, fo if im 

$, 47 an Stelle der Beltimmung jener Verordnung, wonach zur Nahıra- 
lifation der Nachweis bed beffänbigen. Wohnfiges in der Provinz Poſen feit dem 
1. Juni 1815 30. erfordert wird, bei ber inzwifchen überall erfolgten Ordnung 
der perfönlicken Werhältniffe der Juden jebt die Bedingung eines feſten Wohn- 
fipes innerhalb ber Provinz getreten. 

Zu 6. 48, Durch bie mit dem Dienfte im fiebenden Heere verbundene 
Ausſicht auf Naturalifation wird die Neigung zur Erfüllung der Dienfipflicht 
gefördert werben, und mwährenb bei ben freiwillig Eintretenben, beren Dienſtzeit 
eine Fürzere ift, ein gewifler Grab son Schulbildung erworben fein muß, ver⸗ 
bürgt bei den übrigen die längere Dienftzeit einen durchgreifenderen wohltbätigen 
Einfiuß auf ihre foziale Verbeflerung. 

Im Sabre 1845 ſchlugen die Pofenfchen Provinzial» Stände vor, auch bie 
Inden, welche ein Gymnaſium oder eine höhere Realfchule befucht und daſelbſt 
ein gutes Sittenzeugniß erlangt, oder welche wenigftens 6 Jahr lang mit jüdi⸗ 
fihem Gefinde auf eignem Beſitzthum Landbau getrieben ober burch überein⸗ 
flimmenden Beichluß der Magifträte und Stadiverordneten für qualifizirt erachtet 
würben, den Chriſten gleichzuftellen. Die Regierung zu Pofen beantragt, auch 
denjenigen Juden, welche nur bie Qualififation zur Berechtigung für den ein- 
jährigen Weilitairbienft erlangt baben, die Naturalifation zu eriheilen. Die 
Kommiffion will dieſelbe allen denen beiilligen, welche die zweite Klaſſe eines 
Gpmnaſii oder die erſte Klaſſe einer ſolchen Real- oder höhern Bürgerfchule 
befucht haben, auf welche das Reglement som 8. März 1832 Anwendung findet. 
Auf diefe Borfchläge, welchen die Abficht zum Grunde liegt, daß bie nicht natu⸗ 
ralifirten Juden fih mehr und mehr einer geiftigen Bildung, höheren Gefittung 
und dem Landbau zuwenden möchten, ift im Entwurfe nicht eingegangen, ba 
das Maaß ber geforderten Qualififation zu gering ift, um eine fichere Gewähr 
dafür zu bieten, daß die Abſicht bes Gefehes wirklich erreicht werde, für den 
Betrieb ber Landwirthſchaft aber der 9.48 bereits eine ausreichende Beſtimmung 
enthält, die Moralitätsattefte ftäntifcher Behörden dagegen, zumal bei einer ſtarken 
jũdiſchen Bevölkerung, erhebliche Bedenken darbieten. Auch kommt hierbei in 
Betracht, daß der Anreiz zur wirklichen Ableiſtung ber Heerespflicht, worauf ein 
vorzügliches Gewicht gelegt werben muß, baburcd gemindert und ber Werth bes 
Dienftes im ſtehenden Heere für die nicht naturaliſirten Juden wefentlih an 
feiner Bedeutung verlieren würde. 
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Außerdem iſt im 6. 48 noch beiten, daß auch die aus anderen Provinzen 
in das Großherzogihum Poſen überfiedelnden Iuden tn die Klaſſe der natura⸗ 
Iifirten eintreten. Bisher warb bei der bertigen Riederlaffung ſowohl auslän- 
bifcher, als ans anberen Provinzen einziehender Juden nach den Borfchriften ber 
Verordnung vom 1. Juni 1833 jebesmal geprüft, ob bei benfelben die gefch- 
lichen Bebingungen ber Raturalifation zutrafen oder nicht, und dem Ausfall 
biefer Prüfung gemäß wurden folche Juden in bie Kaffe ver Raturalifirten oder 
ber nicht Naturaliſirten aufgenommen. Daß Juden, namentlih wohlhabendere 
Gewerbtreibende, Aderbauer und Handwerker aus ben übrigen Provinzen nach 
Polen überfiedeln, darf im Allgemeinen für wünſchenowerth erachtet werben. 
Denn aber fchon die Schuldverbinblichkeiten ber Korporationen bes Großherzog⸗ 
thums Pofen, in welche die dorthin überziehenden Juden eintreten, von Ueber⸗ 
hedelungen in jene Provinz abhalten, fo muß die nach ber bisherigen Berfaffung 
vorhandene Möglichkeit, dort in die Klaffe der nicht Raturalifirten verfebt zu 
werden, und fomit bei einem Fünftigen Entfchluffe, in andre Provinzen überzu⸗ 
gehen, Schwierigkeiten zu finden, vollends davon abfchreden. 

Die Beſtimmung bes $. 40 entiprict dem $. 19 der Verordnung vom 
1, Sant 1833, 

Zu 6. 50, Die Berwaltungsbebörben haben fchon bisher den, den allge» 
meinen geſetzlichen Borfchriften enifprechennen Brundfag, daß Ehefrauen und 
Wittwen nahmalifirtee Juden bis zu ihrer Wiederverheirathung an einen nicht 
naturalifirten Juden an ben Rechten ihrer Ehemänner Theil nehmen, befolgt, 
Dies wird jept im 6. 50 ausgeſprochen. Daß gefihledene, für den ſchuldigen 
Theil erklärte Ehefrauen die Naturaliſationsrechte verliesen, fofern bei ihnen 
nicht perfünlich bie Bebingungen ber Raturalifation zutzeffen, entfprit ebenfalls 
ben allgemeinen Rectsgrunpfägen. 

Zu 8. 51. Ueber ben Berluft ber durch die Naturalifation verliehenen 
Rechte enthalt der Entwurf eine neue Beſtimmung. ˖ Daß die Rechte der Rate 
ralifation, welche nur bei vorhandener völliger Unbefcholtenheit ertheilt werben, 
einem naturalifirten Juden bei Verübung ſelbſt fchwerer Werbrechen nicht wieber 
follten entzogen werben, kann in ber Abficht der Verordnung vom 1. Juni 1833 
nicht gelegen haben, vielmehr enifpricht es berfelben durchaus, daß die Klaſſe 
ver Naturalifirten, als eine bevorzugte, von unwärbigen Mitgliedern freige- 
Balten werbe, 

Die analoge Anwendung ber Vorſchriften der revidirien Städte - Orbnung 
ſcheint keinem Bedenken zu unterliegen, ba bie Erhaltung ber Ehre in ber Klaſſe 
ber naturaliſtrien Juben nicht minder wichtig wie in ber Bürgerfchaft If. 

Die Entſcheidung iſt ben Regierungen Abertragen, ba die Raturalifationg- 
rechte von ihr mittel Ertheilung bes Raturalifationspatentes verliehen werben, 
und ihr als vorgeſetzter Inſtanz die Organe ber Verwaltung zu Gebote fliehen, 
burch welde ein begründetes Urtheil zu gewinnen if. Wenn nach Analogie ber 
Allgemeinen Gewerbe⸗Ordnung $. 11 bie Entfcheibung über den Verluſt ber 
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Naturalifation dem Plenum ber Regierung übertragen wird, fo wird baburd 
eine ber Wichtigkeit des Gegenftandes enifprechenne Gewähr für forgfältige 
Prüfung und gründliche Erwägung der Sache geleiftet. 

Daß die Einlegung des Rekurſes, welcher gegen bie Entfcheibung ber Re- 
sierung an das Miniſterium bes Innern zugelaflen ift, an eine präkluſiviſche 
Friſt gebunden wird, entfpricht dem in ähnlichen Ballen Iandespolizeilicher Ent- 
ſcheidungen beſtehenden Berfahren. 

Die 66. 52 und 53 entſprechen ben $6. 22—24 ber Verordnung vom 
1. Juni 1833, 

Im $. 54 find im Wefentlichen die Beftimmungen bes $. 25 ber Verord⸗ 
nung vom 1, Juni 1833 übernommen. Die daſelbſt sub c. enthaltene Aud- 
ſchließung ber nicht naturalifirten Iuden vom Handel und son kaufmänniſchen 
Rechten: iR ausgeſchieden, nachdem bie allgemeine Gewerbe⸗Ordnung bie Br- 
fchränfung ber Juden bei ſtehenden Gewerben aufgehoben hat. 

Sodann ift die Beſchränkung ber nicht naturalifirten Juden, wonach ihnen 
das Halten chriſtlichen Geſindes verfagt ift, weggefallen. 

Die Provinzialbehörben haben fih dafür ausgefprochen, nachdem durch bie 
allgemeine Gewerbe⸗Ordnung bas Verbot, chriftliche Lehrlinge und Gefellen zu 
halten, aufgehoben worden. Allerdings tft bag Verhältniß des Lehrlings zu 
dem Meilter ein noch engeres, als das bes Geſindes zur Herrfchaft, und ment 
gleich namentlich das ländliche Gefinde in einen abgefchloffenen Hausftand eintritt 
und dem Einfluß der Herrfchaft mehr hingegeben tft, als das ftäbtifche, fo ſcheint 
doch bei der damaligen Stellung des Gefinbes zu ben Herrfchaften überhaupt 
die Aufhebung jener Befchränfung auch mit NRüdficht auf das ländliche Gefinde 
um fo weniger bebenflich, als bie Zahl des letztern im Ganzen gering if. Rach 
den im Jahre 1843 aufgenommenen ftatiftifchen Tabellen Ichen von ber beinahe 
80,000 Serlen betragenben Bevölkerung im Großherzogthum nur 1944 nicht 
neturalifirte Juden auf dem platten Lande, und ben Aderbau mit Hilfe chriftlichen 
Gefindes oder Tagelöhner trieben überhaupt nur 32 Juden. Welche Schwierig: 
feiten ven Juden enigegenfteben, wenn fie mit jübifchem Gefinde Ackerbau treiben 
wollen, if in ber Beilage 1. B. hervorgehoben, und wenn, wie zu wünſchen iſt, 
eine Weberleitung ber Suben zum Aderbau ftattfinden fol, fo wird ihnen auch 
das Halten chriſtlichen Geſindes nicht zu verſagen fein. Die Regierung zu 
ofen bemerkt übrigens, daß von dem Halten chriftlichen Geſindes, welches 
bisher bei ben naturalifirten Iuben ftatt gefunden bat, Nachtheile nicht bemerkbar 
geworden find. 

Berner beantragt die Regierung zu Pofen, die Iuben allgemein vom Klein. 
handel mit Getränken und ber Gafl- und Schanfwirthfchaft auszufchliegen, bie 
Kommiffion befürwortet eine ſolche Beſchränkung wenigſtens für bie nicht naht 
salifirten Juden. 

Hierauf iſt indeffen mit Rüchſſicht auf das oben zu $. 37 Bemerfte nicht 
einzugehen, vielmehr Darf bie unter d des 8. 57 ansgeipsochene Beſchraͤnkung 
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neben ben über das Schankgewerbe beſtehenden allgemeinen Berfihriften als 
ausreichend angeleben werben, 

Der $. 55 ift dem $. 26 ber Verordnung vom 1. Juni 1838 entfprechend. 

Sm 8.56 werben die Borfchriften ber 66.35 und 37 des erfien Abfchnittes 
auf die naturaliſirten Juden, ber $$. 36, 30 — 42 auf alle Inden ber Provinz 
anwendbar erflärt. 

Die erftere Beftimmung verleiht den naturalifirten Juden neue Rechte. Im 
Uebrigen ift hierin, bis auf bie Vorfchrift wegen ber Glaubwürdigkeit jüdiſcher 
Zeugen⸗Ausſagen in ſchweren Kriminalfachen, gegen ben Inhalt ber Bersrbnung 
som 1. Juni 1833 etwas weientli Neues nicht enthalten. 

Zu $. 57. Da bie naturalifirten Juden ber Provinz ofen denen ber 
übrigen Provinzen nunmehr gleichgeftellt find, fo fehlt es an Beranlaffung, ihren 
Umzug in einen andern Landestheil auch ferner, wie im $. 20d. ber Verorbnung 
som 1, Juni 1833 gefcheben, von ber Genehmigung bes Miniſters des Innern 
abhängig zu machen. Dagegen iſt diefes in Beireff ber nicht naturalifirten 
Juden, ebenfo wie das bisherige Erforberniß einer beſondern Erlaubnig für den 
zeitweifen Aufenthalt berfelben in andern Provinzen beibehalten, Ichteres na⸗ 
mentlich deshalb, bamit ein folder vorübergehender Aufenthalt wicht zur Um⸗ 
gehung ber gefeplichen Vorſchriſt gemißbraucht werde, 

Zu $. 58. Daß bei der ben naturalifirten Juden zuſtehenden Freizügigkeit 
zugleich die beftchenden Vorſchriften wegen ber Verbindlichkeit zur Ablöfung ber 
Korporationd » Verpflichtungen aufrecht erhalten und die Regierungen zur Be⸗ 
treibung bes feftgeftellten Ablöfungs- Kapitals ermächtigt werben, ift in ben eigen- 
thümlichen Berhältniffen der Provinz begründet. Die gebachten Borfchriften, 
welche theils im $. 20 d, der Verorduung vom 1. Juni 1833, theils in ber 
Allerhöchften DOrbre vom 24, Juni 1844 (G.⸗S. ©. 250) enthalten find, geben 
dahin, daß der aus ber Korporation Wegziehende fowohl beim Berlaffen ber 
Provinz, als beim erſten Umzuge innerhalb derſelben fi mit ber Iudenfchaft, 
welcher er angehört, wegen her Storporationg-Verpflichtungen abzufinben hat. 

Die Schulden ber jübifchen Korporationen im Großherzogthum Pofen find 
nicht unerheblich. Solche betragen zur Zeit noch ungefähr 300,000 Rthlr., und 
die Zilgungszeiträume find zum Theil weit hinausgeſetzt, für Frauſtadt 3. B. 
bis zum Jahre 1895 (Siche Beilage I. B, Anhang). 

Sol die Befeitigung der Schulden, deren möglichſt baldige Abtragung 
wünfchenswerth if, nicht noch fehr viel weiter als fchon jetzt gefchiebt, hinaus» 
geſchoben werben, fo wirb es bei ven bisherigen Normen bewenben müſſen. 

Gerade die wohlhabenderen Juden aus ber Klaffe ber Naturalifirten find 
es, welche bie Provinz in nicht geringer Zahl verlaffen, während ein Zuzug 
gleich bemitteltex Perfonen aus anderen Landestheilen fehr gering if. 

Es iſt daher geratben, an jenen BVorfchriften zur Zeit nichts zu Anbern. 
Die den Regierungen beigelegte Befugniß ‚wegen Beitreibung ber Abfindungs- 
ſummen wird dadurch bedingt, daß benfelben bie Feſtſtellung bes Betrages des 
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Kalöfungs » Subitals bereits übertragen if, eine Einziehung im Nechiswege ben 
Korporationen mannigfache Weiterungen verurfacht, Ginreden aber gegen ben 
Anfpruch der Korborationen, welche eine richterliche Kognition räthlich machen 
möchten, nicht füglich workommen Tinnen. Das Intereffe der Korporations- 
Berwaltung erheiſcht wine fchleunige MBetreibung ber Tchuldigen Mbfinbungs- 
Summe, und es ift eine baranf gerichtete Anordnung Fünftig um fo mehr er- 
forderlih, ale bie Meberfiebelung ber naturalifieten Juden in andere Provinzen 
nicht mehr yon ber Genehmigung des Minifters des Innern, wie früher, ab- 
hangig bleibt, wobei den Iupenfchaften bisher ein genügender Schub dadurch 
gefichert war, daß jene Genehmigung erft auf vorgängig geführtem Nachweis 
der erfolgten Abfindung mit ber betreffenden Korporation ertheilt warb, 


Bu $. 39. In Betreff ber Führung der Perfonenftanbs-Regifter beläßt es 
ber Entwurf bei den bisherigen Beſtimmungen. Diefe Regifter find mit Aus- 
nahme ter Rheinprovinz, wofelbft bie allgemeinen gefeblichen Borfchriften tiber 
biefen Gegenſtand auch auf die Juden Anwendung finden, überall von ben 
Pollzeibehoörden geführt worben, indem bie bierüber erlaffene und gunächft nur 
für die alten Provinzen beftimmte Suftrultion bes Staatskanzlers vom 23. Juni 
1812 durch die Bekanntmachung der Minifterten bes Innern und ber Juſtiz 
vom 16. April 3825 auf die ganze Monarchie ausgebehnt worben iſt. In bem 
Smmediats Berichte bes Königlichen Stante-Minifteriume vom 2. Oftober 1839 
find als Webelftände, welche mit diefer Führung der Riten durch die Polizei- 
behorden, befonders hinfichts der jübifchen Aufgebote und Irauungen verbunden 
feien, bervorgeboben, einmal, bag viele Juden fich zu gar Feiner Shnagoge 
hielten, und es beshalb an einem Anhalt fehle, in welcher Synagoge bie das 
chriſtliche Aufgebot vertretende Bekanntmachung erfolgen müfles zweitens, daß 
es zweifelhaft fei, ob die Synagogen- Beamten behufs Prüfung ter zur Nach⸗ 
fuhung bes Aufgebots erforderlichen Legitimation bie nöthigen Kenntniſſe be» 
fäßen; daß ferner nach jüdiſchem Ritus jeber jüdiſche Hausvater eine Trauung 
vornehmen könne, und von biefem noch weniger zu erwarten fei, daß er im 
Stande fein würde, gu prüfen, ob ben gefeplichen Bedingungen zur Eingehung 
einer Ehe genügt fei. 

Der erftere ber bier angebenteten Uebelſtände findet feine Erledigung durch 
die nunmehr über die Organifation des Kultusweſens getroffenen Beſtimmungen. 
Es werben fonach Fünftig für jeden Bezirk gewiffe Synagogen beitimmt werben 
Tonnen, in welchen die Belanntmachungen erfolgen müffen, welche bie Stelle des 
Aufgebotes vertreten. Mas den zweiten Uebelſtand betrifft, fo tft bemfelben 
durch Webertragung ber Führung ber Perfonenftands -Regifter anf bie jünifchen 
Kultusbeamten nicht abzuhelfen, da das Judenthum pie Stellung einer gebulbeten 
Keligionsgeſellſchaft behält, und ben Beamten ber Judengemeinden ber Charakter 
Bifentlicher Beamten ermangelt, Bei ber Stellung der jünifchen Kultus⸗ und 








Berwaltungebeamten, welche ſtets nur als Privatbeamte beirachtet werben, berem 
Auswahl ganz den jübifhen Gemeinden überlaffen werben fol, Tann nicht nad 
ber Analogie ber hinſichts ber Perfonenftands-Regifter bei ben Chriſten geltenden 
Vorſchrift verfahren werben, wenach der Kircht bie Synagoge, dem Prediger 
der Rabbiner ober ein anderer Beamter ber ſüdiſchen Religionsgefellfchaft zu 
fubflituisen wäre. 

Indeffen ift auch ein Bedürfniß zur Abänderung ber bisher befolgten Vor⸗ 
fehriften nicht hervorgetreten, ba biefelben fh im Ganzen ale zwedmäßig be» 
währt haben, Namentlich barf die bisherige Einrichtung bei Bührung der Ge⸗ 
burts- und Sterbeliften nach ber Inſtruktion vom 25, Iunt 1812 für ausreichend 
erachtet werben. 

Hinfichts der Aufgebote und Trauungen fcheint bie Möglichkeit vorfommenber 
Mißgriffe näher zu liegen. Allein es find Klagen über wirklich eingetretene 
derartige Uebelſtände dem Miniſterium des Innern Im Laufe vieler Sabre nicht 
befannt geworben, während bie Regierungen in ben erflatieten allgemeinen 
Berichten hinreichende Veranlaffung gehabt hätten, ſolche ausführlich zur Sprache 
zu bringen, 

Es darf bierbei nicht unbenchtet bleiben, daß Eheſcheidungen und demnächſt 
wieder erfolgende Verheirathungen, welche der praftifchen Behaudlung bie meiſten 
Schwierigkeiten barbieten, bei ben Juden nur als vereinzelte Ausnahmen vor⸗ 
fommen, Der Entwurf beläßt es baher bei dem bisherigen Verfahren. 

Zu 6. 60 barf auf dasjenige verwwiefen werben, was bereits oben in Ver⸗ 
Bindung mit $. 1 des Entwurfs bemerkt werben. 

Im 8. 61 werben die Miniſter der geiftlichen 20. Angelegenheiten und bes 
Innern ermächtigt, das Erforderliche zur Ausführung der Verordnung zu veran- 
laſſen. Insbeſondere find in Betreff der Organifation ber Judenſchaften nähere 
Anweifungen nothwendig, bamit überall im Wefentlichen nach benfsihen Grund⸗ 
fügen verfahren werde. 


Der Minifter der geiftlihen ꝛc. Der Minifter des Innern, 
Angelegenheiten. Im Auftrage 
Im Auftrage (94.) Mathis, 


(gez.) v. Ladenberg. 
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I. 
Beilagen der Denkſchrift 


zu dem 
Entwurfe einer Verordnung 
über 


die Berbältniffe ber Juden, foweit folge bie bürgerligen 
Verhältniſſe berfelben betreffen. 


A. 


Darftellung 
des 
gegenwärtigen Zuſtandes ver Geſetzgebung 
fiber das 
Judenweſen in der Preufifchen Monarchie. 


Das Edikt vom 11. März 1812 begründete für den damaligen Umfang ber 
Preußiſchen Monarchie eine nee allgemeine und gleichmäßige bürgerliche Ver⸗ 
faffung der Juden. Dur die Allerhöchfte Ordre vom 8, Auguſt 1830 (Geſetzſ. 
©, 116) warb demnächſt beftimmt: 
bag das Edikt nur in denjenigen Provinzen, in welchen es bei feiner Er- 

laſſung publiziert worben, gelten, in ben neuen und wiebererworbenen Pro⸗ 
vinzen bagegen, als mit dem Allgemeinen Landrecht und der Gerichts⸗Ord⸗ 
nung eingeführt, nicht betrachtet, vielmehr in lebteren bis zur weiteren ge- 
feglichen Beftimmung fih in Hinfiht der Verhältniſſe der Juden Iediglich nach 
denjenigen Borfchriften geachtet werden foll, welche bei der Befisnahme biefer 
Provinzen als darin geſetzlich beftebend vorgefunden worben find. 

Ein allgemeines Gefeg über das Judenweſen tft ſeitdem nicht ergangen. 
Nur befondere Verordnungen haben theild für den ganzen Umfang der Mo⸗ 
narchie neue allgemeinere Beftimmungen getroffen, theild bie bürgerlichen Ver⸗ 
bhältniffe der Suden, wie im Großherzogthum Pofen, provinziell georbnet, Der 
Rechtszuſtand der Juden beruht fonach auf ben allerverfchiedenften Grundlagen, 
und gebt von einer fait völligen Gleichfielung mit den chriftlichen Einwohnern 
bis zu den erheblichften Befchränkungen berfelben herab, 

Die politifche Eintheilung des Staats in acht Provinzen ſtimmt mit jener 
Berfchiebenheit nicht überein, da nach Inhalt ver gedachten Allerhöchften Orbre 
som 8. Auguſt 1830 auf bie frühere Werfaffung nach ben Grenzen ber durch 
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die Friedensſchlüſſe vom Jahre 1814 und 1815 erworbenen Landestheile zurüd⸗ 
gegangen werden muß. 

In ber nachfolgenden Ueberſicht, deren faktiſches Material großentheils aus 
den von den Regierungen erſtatteten Generalberichten entnommen worden, iſt 
daher zuvörderſt der gemeinſamen bürgerlichen Rechte und über das Judenweſen 
beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen gedacht, worauf dann die Darſtellung der 
verſchiedenen Geſetzgebungen in den einzelnen Landestheilen folgt. Der zer⸗ 
riſſene Zuſtand der Geſetzgebung hat indeſſen auf die Form der Darſtellung 
nicht ohne Einfluß bleiben Finnen. 


I... Allgemeine Beftimmungen über das Judenweſen. 


Gef beſtimmte Samilien-Namen, 


Bereits früher beſtand burch befonbere Verordnungen für einzelne Bantes- 
theile, namentlich durch das Edikt vom 11. März 1812, die Poſenſche Verorb- 
nung vom 1. Juni 1833 und bie Allerböchfte Ordre vom 22, Dezember 1833, 
durch das Branzöfifche Dekret vom 20, Juli 1808 (Bulleiin des lois, Ber. IV, 
Tom. 9. pag. 27.) und durch das Weftphälifche Dekret vom 31. März 1808 
(Bulletin des lois, I. No. 28. pag. 520 ff.) die Verpflichtung ber Juden, feſt 
beſtimmte und erbliche Familiennamen anzunehmen. 

Durch die Allerh. Ordre vom 31. Oktober 1845 (Geſetzſ. S. 682.) iſt 
dieſe Verpflichtung auf den ganzen Umfang der Monarchie ausgedehnt. Die 
Genehmigung des von dem Familienhaupte gewählten Namens ſteht den Re—⸗ 
gierungen zu, 


Majsrennitäts-Termin. 

Der Maforennitätstermin ber Juden iſt durch die Deklaration vom 24, 
Sanuar 1844 (Geſttzſ. S. 51.) in denjenigen neu und wiebererworbenen Pro- 
singen, in welchen das Allg. Landrecht Geſetzeskraft hat, aber weber das Edilt 
som Sabre 1812 noch die Poſenſche Verordnung vom Jahre 1833 eingeführt 
if, auf das vollendete 24, Lebensjahr feftgefept worden. Der 6. 20. bee 
Edikts vom 11, März 1812 und bie 66. 20, 27. der Verordnung vom 1. Juni 
1833 haben in biefer Beziehung bereits bie Juden ben chriftlichen Einwohnern 


gleichgeftellt, 


Ständiſche Rechte. 
gur Ausübung der ſtändiſchen Rechte ſind die Juden nicht zugelaſſen, in⸗ 
dem bie für bie einzelnen Provinzen ergangenen Verordnungen ſämmilich darin 
übereinſtimmen, daß für die Wählbarkeit zum Deputirten auf ben Provinzial- 
oder Kommmnal-Landtagen, wie für die Berechtigung zur altiven Wahl, unb 
für die perfönliche Ausübung des Stimmrechts auf ben Kreistagen bie Gemein- 
ſchaft mit einer der chriſtlichen Kirchen⸗Bedingung iſt. 
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Beſchränkungen: 
a) beim Verlegen des Wohnorts. 


Als Folge der Verſchiedenheit des rechtlichen Zuſtandes der Juden in den 
einzelnen Provinzen wird nach dem durch die Allerhöchſte Ordre vom 18. Februar 
1818 aufgeſtellten Grundſatze den Juden das Ueberziehen aus einem Landestheil 
in einen andern, woſelbſt eine abweichende Juden⸗Verfaſſung beſteht, nicht ohne 
Weiteres geftattet, fondern es bedarf ver Genehmigung des Minifters des Innern. 
Das Geſetz vom 31. Dezember 1842 (Geſetzſ. 1843 ©. 7.) 8. 13, beläßt es 
bei den diesfälligen Beſchränkungen. 

b) beim Reifen. 

Ferner müffen nach $. 12. bes allgemeinen Paß⸗Edikts vom 22, Suni 1817 
Anden ausnahmsweiſe auch zu Reifen innerhalb der Monarchie ftets einen Paß 
haben, (Geſttzſ. ©. 152.) 


Gewerbsverhältniſſe. 


Die Gewerbe⸗Oroͤnung vom 17. Januar 1845 (Geſetzſ. S. 41.) fept im 
8. 190, für den Umfang ber geſammten Monarchie mit Aufhebung aller bis⸗ 
berigen befondern und allgemeinen Beitimmungen über Gegenflänbe, worüber 
fie felbft verfügt, namentlich auch diejenigen außer Kraft, durch welche in ein⸗ 
zelnen Landestheilen bie Juden in der Betreibung ſtehender Gewerbe feither 
noch beichrankt waren. 

Für ben Gewerbebetrieb im Umberzieben bleiben zwar nach 8. 14. bes Ge⸗ 
ſetzes die bisherigen Vorfchriften manßgebend, jedoch ift die Befugniß ber Ge⸗ 
werbireibenden mit Faufmännifchen Rechten zum Auffuchen von Waarenbeftellun- 
gen und beren Auffauf Im Umberreifen nicht mehr davon abhängig, baß ber 
Gewerbireibende oder ber Gehülfe einer der schriftlichen Kirchen angehört; $. 60, 

Bei den fiehenden Bewerben find bie Suben ben chriftlichen Einwohnern 
gleichgeftellt, namentlich if ihnen, ba bie Zulaffung zum Gewerbebetriebe in 
feiner Stabt und bei feinem Gewerbe mehr von bem Beſitz bed Bürgerrechte 
abhängig if (5. 20.), der Zuiritt zu ben Innungen geflattetz ihnen ſteht das 
Recht zu, Geſellen und Lehrlinge, ach hriftlicher Religion, zu halten, und ber 
Marktiverkehr it ihnen freigegeben, 

Die früheren Befchränfungen find nur geblieben für die Gefchäfte ber Apo- 
theker, Baukondukteure, Feldmeſſer, Nivellirer, Markſcheider, Auktionatoren, 
See⸗ und Binnenlootſen, Mäller, Dispacheurs und Geſindevermiether, derer, 
die den Feingehalt edler Metalle oder die Beſchaffenheit, Menge oder richtige 
Berpadung von Waaren irgend einer Art feſtſtellen, ſowie derjenigen, welche ein 
Gewerbe daraus machen, Leichen zu reinigen und anzulleiben, ober bie zur Bes 
Rattung von Leichen erforderlichen Geräthfchaften und Wagen zu halten, endlich 
für den Kleinhaudel mit Getränken, bie Gaſt⸗ und Schankwirkbftpaft. ($$. 58, 
81 bis 55.) 
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Militasirdienk. 


Nach ber Allerh. Drbre vom 31, Dezember 1845 (Befehf. de 1846, ©, 
22.) find bie Juden jetzt in allen Lanbestheilen ber allgemeinen Militairpflicht 
unterworfen, wogegen das von ihnen in ben ehemals Herzoglich Warſchauiſchen 
Landestheilen bisher gezahlte Rekrutengeld aufgehoben ifl. 


Erwerbung von Örunbflüden gu gottesdienſtlichem Gebrauch 
und zur Erridtung jüdiſcher Schulen. 

Durh die Allerh. Orbres vom 25. Januar und 9, Auguft 1845 find bie 
Minikterien ber geiftlichen Angelegenheiten und des Innern ermächtigt worben, 
bie Staatsgenchmigung zur Errichtung ber für die Ausübung ber ben jäpifchen 
Religionsgrunpfäpen gemäßen Gebräuche erforberlichen Gebäude, und zur Gr- 
werbung bes dazu benötbigten Grundeigenthums zu ertbeilen. Cine gleiche Be⸗ 
fugnig iſt den Minifterien durch bie Allerh. Orbre vom 13, März 1846 auch 
für diejenigen Bälle übertragen, wo es ſich um ben Erwerb von Grundeigen⸗ 
thum zur Errichtung von fübifchen Schulen handelt; es fol jedoch die Bench- 
migung nur dann ertbeilt werben, wenn ein geeignetes Schullokal nicht mieth⸗ 
weile befchafft werben Tann, 


II. Gefeßgebung in ben einzelnen Lanbestheilen. 


A. Die altländifchen Provinzen. 


Unter dieſer Bezeichnung werben diejenigen Provinzen verfianden, welche 
nach bem ZTilfiter Brieben bei ber Preußifchen Monarchie verblieben find, in ber 
nen mithin das Ebift vom 11. März 1812, deſſen Abprud im Anhange beige 
fügt if, als Geſetz beſteht. Es find dies nach ber jetzigen Eintheilung des 
Stanis 

1, bie Provinz Brandenburg mit Ausfchluß der Laufig, bes Kotibuffer Kreis 
ſes, der Stabt Schermeifel und bes Dorfes Grochow; 

2, son ber Provinz Sachſen bie beiden Jerichowſchen Kreiſe mit Ausnahme 
bes Amtes Gommern; 

3. die Provinz Preußen mit Ausnahme ber Kreife Culm, Thorn, Straßburg, 
hau, des größten Theils des Graudenzer, mehrerer Drtfchaften bes Fla⸗ 
tower Krelfes und der Stadt Danzig mit ihrem Gebiete; 

4. Pommern mit Ausfchluß von Neu-Borpommern. 

5, Schlefien mit Ausnahme bes dazu gehörigen Theils ber Ober⸗Lauſiß. 


Naturaliſation. 

Das Edilt erklärt im 5. 1. alle im Staate zur Zeit wohnhaften, mit Ger 
neral-Privilegien, Raturalifationg- Patenten, Schupbriefen unb Stonzeffionen ver⸗ 
fehenen Yuben und deren Familien für Inländer und Staatsbürger, und if 
dieſe Beſtimmung durch das Cirkular⸗ Reſcript des Minikeriume des Innern 


0 


vom 12, Mat 1812 und die Infruftion vom 25, Suni 1812 auch auf bie ohne 
Konzeſſion des Staats im Lande fih aufbaltenden Juden ausgedehnt worben, 
wenn fie nachweilen, daß fie bereits vor Publication des Edilts fi im Lande 
befunden und fich durch erlaubte Nahrungszweige redlich erhalten haben. Die 
Fortdauer des ihnen beigelegten Indigenats wird aber nur unter ber Berpflich- 
tung geftattet, daß fie 

1. feſt beftimmte Kamilien-Namen führen, - 

2, nicht nur bei Führung ihrer Handelsbücher, fonbern auch bei Abfaflung 
ihrer Berträge und rechtlichen Willenderflärungen ber beutfchen ober einer 
andern lebenden Sprache, und bei ihren Namensunterfchriften Feiner ande⸗ 
ren als beuticher oder lateiniſcher Schriftzüge fich bedienen. 


Perſonenſtands⸗Regiſter. 

Binnen 6 Monaten ſollte ſich jeder konzeſſionirte Jude bei der Orts⸗Obrig⸗ 
feit erklären, welchen Bamilien-Namen er befländig führen wolle, worauf er 
son der Regierung in Stelle des früheren Schupbriefes für fich und feine Rad. 
fommen ein Zeugniß barüber erhält, daß er Inländer fei und bie Rechte aus 
dem Edikte von 1812 erlangt babe, 

Mer diefen Beftimmungen zuwider hanbelte, follte als ein fremder Tube 
angefehen und behandelt werden; 88. 2-6. Die im $. 5. vorbebaltene nähere 
Anweifung ber Polizeibebörden ift demnächſt durch die Inftruftion vom 235, Juni 
1812 erfolgt. 

Die Beftimmungen berfelben find, foweit fie Vorſchriften über bie Civil⸗ 
ftands-Regifter enthalten, noch jetzt von Intereffe. Es fol nämlich durch bie 
barin angeordneten Liſten binfichtlich der nach dem 24. September 1812 gebo- 
renen Suben und ber fpäter eingeheiratheten jübifchen Frauen der Beweis für 
die ihnen zuſtehenden Rechte aus dem Edikt von 1812 geführt werben, indem 
zur Sicherftellung des Nachweifes der Abftammung ein jeber felbitftändige Jude 
von allen in feiner Familie vorfallenden Geburten, Zrauungen, Scheidungen und 
Zobesfällen in Städten der örtlichen Poligei-Obrigfeit binnen 24 Stunden, auf 
dem Lande dem Kreislandrathb binnen 3 Lagen Anzeige machen fol. Diele 
Behörden führen über bie ihnen mitgetheilten Bamilienveränberungen genaue 
Berzeichniffe und find dafür verantwortlich, daß bie Juden, deren Geburt u. |. w. 
eingetragen wird, bie Rechte aus dem Edikt wirklich befigen oder durch Geburt 
refp. Verheirathung erlangt haben, und daß das Eingetragene thatfächlich rich- 
tig if. 

Das Berzeichniß wird doppelt geführt, das Duplifat am Schluß bed Jah- 
red dem Gerichte eingereicht, Die auf Grund biefer Verzeichniffe audgeftellten 
amtlichen Attefte vertreten bie Stelle von Geburts, Zrauungs- und Todten⸗ 
feinen, 

Diefe Vorfchriften find durch die Bekannimachung der Minifterlen bes In⸗ 
nern und ber Juſtiz som 16, April 1825 (Ann, IX. ©. 407.) auf die ganze 
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Monarchie, ſoweit nicht bie frembherrliche Gefepgebung über Führnng ber Per⸗ 
fonenftands-Regifter beftebt, ausgebehnt werben. 


Bürgerlihe Gleichſtellung mit ben übrigen Einwohnern, 


Den für Inländer zu achtenden Juden ertheilt ſodann ber 6. T. bes Edilts 
im Allgemeinen gleiche bürgerliche Rechte und Freiheiten mit ben Chriſten. 
Beſchränkungen: 
Sn folgenden Beziehnngen aber finden Beſchränkungen ſtatt: 
, Bei Staatsämtern. 

1. Sie werben zu öffentlichen Bebiennngen und Staatsämtern nicht zuge⸗ 
Iaffen. Im 8.9. ift hierüber nur Beflimmung vorbehalten. Der durch ben 
8.8. bewilligte Zutritt zu den alabemifchen Lehr- und Schulämtern iſt durch bie 
Belanntmahung bes Königlichen Staatsminifteriumd vom 4. Dezember 1822 
(Gefepf. de 1822, ©. 224,) gurädgenommen. Nach diefem Grunbfage find 
bie Juden denn auch zu dem Amte eines Schiebsmannes (Allerh. Orbre vom 
29, April 1835, Ann. XIX. ©, 339), eines Feldmeſſers (Refeript vom 26, 
Dftober 1820, ib. IV, ©. 700.), Auktions⸗Kommiſſarius (Reſcript vom 17. 
Auguft 1827, ib. XI. S. 150.) und Scharfrihters (Refrript vom 24. Novem- 
ber 1820, ib, IV. ©. 788.) nicht zugelaflen worben. 

Bei obrigkeitlichen und Gemeindeämtern, 

Das Gemeinde-Bürgerrecht fteht ihnen nach 8. 7. cit. zu, und fie find nad 
8. 8, zu Gemeinbeämtern fähig. Sie find indeffen nach dem bemerfien Grund⸗ 
fage von allen ſolchen Stellen und obrigfeitlihen Gemeinbeämtern ausgeſchloſſen, 
mit welchen bie perfönliche und direkte Ausübung ber Polizei verbunden if. 
Der $. 89, der revibirten Stäbteorbnung vom 17, März 1831 beflimmt, daß 
zu ben Stellen des Bürgermeifter und Oberbürgermeifter das Bekenntniß der 
chriſtlichen Religion erforderlich fei. Der Zutritt zu den Magiftrats - Kollegien, 
auch wo von benfelben bie Polizeiverwaltung ausgeübt wirb, if ihnen überall 
seftattet worden, 


Patronat. 


2. In ber Ausübung bes mit dem Befis ber Rittergüter verbundenen Pa⸗ 
tronats find die Juden befchränkt. Bereits das Allg. Landrecht verorbnet Th. II. 
Zit, 11. $. 581—583., daß das Patronat bei ber Veräußerung eines Gutes 
zwar auf jeden Befiser ohne Unterſchied bes Religionsbekenntniſſes übergebe, 
daß jeboch Perfonen nicht chriftlicher Religion das Patronatsrecht über eine 
Kirche nicht ausüben follen. 

Dusch die, biefe Borfchriften beflarivende Verordnung vom 30, Auguſt 
1816 (Gefepf. S. 207.) ward jedoch für diejenigen Provinzen, in welchen nad 
bem Edilt ven Juden Grundeigenthum zu erwerben geftatiet ift, fowie ba, wo 
ihnen diefe Befugniß Fünftig ertbeilt werden würde, verorbnet, baß das auf 
Grundſtücken, die ſich im Bein jüdiſcher Glaubensgenoffen befinden, haftende 


- 9% — 


Patronatrecht über chriſtliche Kirchen während der Dauer dieſes Befiges gänzlich 
ruben fol. Es werden ber Pfarrer, bie Kirchenbebienten und ber Schullebrer 
in evangelifchen Gemeinden von ver Provinzialbehörde, in Fatholifchen von ben 
Bifchöfen ganz in derſelben Art beftellt, als wenn Fein Patron vorhanden, ober 
befien Recht auf fie übergegangen wäre; ebenfo wird ed auch mit ber Auflict 
über das Kirchenvermögen und mit ber Abnahme der Kirchenrechnungen gehalten, 
Die Patronatglaften werden aus ben Butseinfünften beftritten, und wenn bad 
Patronat einer Kommune zuſteht, Fönnen bie jübifchen Mitglieder berfelben an 
beifen Ausübung nicht Theil nehmen, müffen aber die damit verknüpften Real. 
laften von ihren Befigungen gleich andern Mitgliedern der Kommune tragen, 


Patrimonial-Gerichtsbarkeit und Polizei-Verwaltung bei 
Rittergütern, 


Für die Patrimonialgerichtsbarfeit, welche nach dem Allg, Landrecht Tb. IL 
zit. 17. $. 24. mit dem Gigenthbum bes Grundſtücks, dem fie zuftebt, auf jeben 
folgenden Beſitzer übergeht, fehlt es an einer ausdrücklichen Beſtimmung, wegen 
ber Befugniß jübifher Beſiger, einen Sufitiariug zu ernennen, In Betreff ber 
Ausübung ber mit ben Rittergütern verbundenen Polizeigewalt, nimmt das Re 
feript som 25, April 1831 (Ann, XV, ©.357,) als Folge ihrer Nichtzulaffung 
zu Stantsämtern an, daß Suben biefelben nicht ausüben können. 


Verhältniſſe ver jüdiſchen Religions⸗Geſellſchaften. 


Die im $. 1. 9. Tit. 11. Th. IT. Allg. Landrechts allgemein ausgeſpro⸗ 
chene Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit bezieht ſich auch auf die jüdiſche Reli⸗ 
gions⸗Geſellſchaft, welche nach dem Edikt vom 9. Juli 1788 (N.C.C. Th. VIEL 
S. 2175.) zu ben geduldeten gehbrt, denen nach $. 20. cit. bie Rechte ber er⸗ 
laubten Privatgefellfchaften zufteben. Die Juden bilden daher in ihren religid- 
fen Bereinigungen Feine juriftifche Perfon, $. 13. Tit. 6. Th. II. Allg. Land- 
rechts, haben auch Feinen privilegirten Gerichtsftand, dan $. 103. Tit. 2. Th. 1. 
Allg. Gerichts⸗Ordnung nur gewiſſe juriftifche Perfonen bezeichnet, denen berfelbe 
ausnahmsmeife beigelegt ift; eine fpeztelle Ausnahme in Betreff der Judenge⸗ 
meinden in ben Mebiatfläbten macht der Anb. $. 31. zur A. ©. O., indem 
berfelbe diefe den Dorfgemeinben gleichfielt, welche nach $. 105. cit, zwar im 
Allgemeinen bei ihren Patrimonialgerichten belangt werben müſſen, aber im alle 
pie Gutsherrſchaft Kläger if, Has Recht haben, bie Einlaffung ver dem Gerichte, 
halter abzulehnen, wonächſt dann das Obergericht bie Inſtruction und Entidei- 
bung ber Sache ſchon in erfter Inftanz an fich ziehen muß. 

Die Ober - Anfficht des Staates, welcher bie Privat- und öffentliche Reli- 
gions⸗Uebung einer jeden Kirchen⸗Geſellſchaft na 6. 32. Tit. 11. Th. IE. Allg. 
Landrechts unterworfen if, wird burch die Negieruugen und Provinzial Konfifto- 
rien ausgeübt und tn höherer Inkanz durch die Miniſterien der geiftlichen Ans 
gelegenheilen und bed Innern, inbem bie Berorbnung vom 27. Oltober 1810 
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über bie veränderte Berfaffung ber oberen Staatöbehörben, bem erſteren bie 
Aufficht über die Juden in Betreff ihres Gottesbienftes, dem legteren bie Iuben 
und Sertirer in Betreff ihrer Verfaſſung, des Kantonweſens und ihres peliti- 
fhen Zuſtandes zugewiefen bat, Demgemäß if in ber gegenwärtigen Darfel- 
hung auf bie religiäfen Berhältniffe ber Juden nur in fo weit eingegangen, ale 
babei die polttifchen und polizeilichen Rüdfichten in Beirat kommen. 

Was zunächſt die Ausübung bes Gottesdienſtes betrifft, fo ſtellt das Allg. 
Landrecht Th. 11. Tit. 11. 8. 22-25, folgende Grundſaͤtze auf: 

Einer gebuldeten Kirchengefellichaft ift die freie Ausübung Ihres Privatgoi⸗ 
tesdienſtes geftattetz zu biefer gehört die Anftellung gottespienftlicher Zufammen- 
fünfte in gewilfen, dazu beſtimmten Gebäuden, und bie Ausübung ber ihren Re- 
Iigionsgrundfägen gemiäßen Gebräuche, fowohl in biefen Zuſammenkünften, als 
in den Privatwohnungen ber Mitglieder, wogegen ihr verfagt ift, ich der Glok⸗ 
len zu bebienen, ober Bffentliche Feierlichkeiten anßerhalb ber Mauern ihres Ber- 
famminngshanfes, anzuftellen, Bei ber von ben Juden nachzufuchennen Geneh⸗ 
migung des Staates zum Erwerbe von Grundſtücken zu gottesdienſtlichen Zwel- 
ken iſt bisher darauf gehalten worden, daß es ber Regel nach bei ber an jedem 
Orte beſtandenen Eiurichtung für ben fühifchen Kultus verbleibt, die Genehmi⸗ 
gung zur Erwerbung neuer gottespienfliher Gebäube aber nur im Falle eines 
näher nachgetwiefenen Bebürfniffes eriheilt wird, bei deſſen Nichtberüdfichtigung 
bie beireffende jüdiſche Gemeinde in die Lage gelommen fein würbe, überhaupt 
fein Lokal für ihren Gottesdienſt finnen gu können. Reſtript vom 6, April 1838, 
(Ann. XXI. ©, 616.) 

Eine Berückſichtigung der jübifhen Feiertage findet barin ſtatt, daß gericht- 
lihe Termine, bei welchen Juden betheiligt find, am Sabbath nicht anberaumt 
werben ſollen. (Reftript des Juſtizminiſterlums vom 9, Mai 1823 und 30, 
März 1835.) Auch iſt den Juden ferner durch die Allerh. Orbre vom 25. Re- 
vember 1835 geftattet, in offenen Städten zur Darftellung der nach ihrem MRi- 
mal⸗Geſetzbuch am Sabbath erforberligen ſymboliſchen Mauer, Schnüre unb 
Dräthe zu ziehen, nur daß durch biefelben kein Aufſehen erregt, oder bie Paſ⸗ 
fage gehindert werde. 

Die Ferm der von Juden dem Staat zu leitenden Eide iR ber weiter un- 
ten gu erwähnenden Norm ber gerichtlichen Eide nachgebildets es gebärt hierher 
ber Homagial⸗ und Bürger-, fo wie ber Eib füdiſcher Medizinal- Perfonen. 
-Disfe Eine brauchen nicht in der Synagoge ober vor bem Richter abgeleiſtet zu 
werben, vielmehr if es Sade ber Bebörbe, zu beſtimmen, wie bei Abnahme 
berjelben verfahren werben fol. 

Die Rorm des Fahneneides If durch die Allerh. Ordre vom SO, Oltober 
1819 für bie Juben dahin beftimmt: 

Ich ſchwbre ohne die mindeſte Hinterliß und Nebengedanken, auch nit nad 
meinem einigen Sinn und Auslegung ber Werte, fordern na bem Einne 
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des Allmaͤchtigen und deſſen Geſalbten, unferes theuren Kbnigs bei dem Na⸗ 
men bes heiligen allmächtigen Gottes, daß ich treu ꝛc. 

zugleich auch, daß die Schlußworte ver bei Ehriften üblichen Form; 
„burch Sefum Chriſtum“ fortzulaffen feien. 

Die 66. 36 — 38. Tit. 11. TH. IE. Allg. Landrechts verordnen im Allge- 
meinen, baß alle Schmähungen und Erbitterung erregenden Belchulbigungen 
zwifchen ben verfchlebenen Religions - Gefelfchaften durchaus vermieden werben 
müffen, 

In Betreff der Kultusverhäliniſſe beftcht keine allgemeine äußere DVereini- 
gung mehr, Es iſt zwar burch gefenliche Beflimmungen, namentlich burch das 
General-Iudenreglement vom 17. April 1750 verorbnet, daß an jebem Orte 
nur Eine Synagoge beftehen, unb Trennungen der Suben durchaus vermieden 
werben follen. Hieraus folgt inbeffen noch Fein Parochialzwang, wie er bei ben 
chriſtlichen Kirchen ſtattfindet, da bie Juden nicht verpflichtet find, fich überhaupt 
zu irgend einer Synagoge zu halten. Es beruht die Konftituirung ihrer Ge- 
meinden im Allgemeinen auf freier Vereinigung. Der Staat beauffichtigt biefe 
Gemeinden nur polizeilich, überläßt fie aber fonft ihrer eigenen Entwidelung. 
Don einzelnen Beftimmungen ber erfteren Art ift zu erwähnen das Reſcript vom 
25, Juni 1842 (DB, M, Bl. ©. 259.), wonad das son jedem neu zutretenden 
Mitgliede zu entrichtenne Eintrittögeld tarifmäßig und unter höherer Genehmi⸗ 
gung feſtgeſetzt werben foll, ferner die Allerh. Ordre vom 30. April 1837, wo⸗ 
nach die Judenſchaft jedes Orts fchulbig ift, bei Eivesleiftungen ihrer Glaubens⸗ 
genoffen, wenn fie auch nicht zur Synagoge tes Orts gehören, den Gebrauch 
berfelben und die Zuziehung ihrer Rabbiner und Gelehrten gegen eine, von ber 
Polizeibehörde feſtzuſetzende Bergütigung zu geftatten. 

Die Einführung befonderer Spnagsgen-Orbnungen über die äußere Form 
und Beier bes Gottesdienſtes fteht, nach den allgemeinen Beftimmungen, Allg. 
Landrecht Th. II. Tit. 11. 55. 46—49,, jeder Gemeinde zu, es bleibt jedoch 
bie Prüfung und Betätigung berfelben den Regierungen überlaſſen. Reſer. 
som 11. März 1822, (Ann, VI. ©. 116,) 

Was die Aufbringung der Koften für die religiöfe Verbindung anlangt, 
fo gehören zu ben Gemeinbebebürfniffen außer den aufzubringenden Koften für 
die Synagoge, bie Gemeindebeamten, namentlich auch das gemeinfame Bade⸗ 
haus für bie jünifche Frauen, die Beſoldung bes Lehrers zum Religionsunter- 
sicht der Kinder, und ber Aufwand für ben Brgräbnißplatz. Es wird das Be- 
graäbnißweſen in ben jübiichen Gemeinden meift getrennt von bem übrigen 
Gemeindeweſen verwaltet, indem an ben Orten, wo fich zablreichere Gemeinden 
befinden, Beerbigungsgefelfchaften aus Gemeindemitgliedern zuſammentreten, 
welche nach befonderen Statuten eine eigene Kaffe führen und ihre Gefchäfte 
unentgeltlich verrichten. Es iſt jeboch polizeilich darauf gehalten, daß bie jü- 
bifchen Gemeinden alle jübifchen Leichen auf dem Begräbnißplatze beerbigen 
müffen, auch wenn ber Verſtorbene nicht zu folchen Gefellfchaften gehört hat; 


baß ferner bie Gemeinden, mögen dergleichen Gefellfchaften in ihr beſtehen ober 
nicht, zur Beſeitigung vielfach vorgelommener Erpreffungen einen yon ber Re- 
sierung zu genehmigenden Tarif aufzuftellen haben, und ihnen nur überlaffen 
it, wenn fie aus dem Eigenthumsrechte an dem Begräbnißplage höhere Fordernn⸗ 
gen für bie Grabſtelle flellen zu dürfen glauben, dieſe demnächſt im Wege 
Rechtens auszuführen. 

Die Art und Weife ber Repartition der Gemeindebedürfniſſe unter bie 
Grmeinbeglieber {ft Iediglich deren Vereinbarung überlaffen. Es folgt dies aus 
ber Stellung der jüdiſchen Gemeinde als einer blos gebulbeten Kirchengeſellſchaft. 
Aus bemfelben Grunde gewährt auch der Staat bei Einziehung rückſtändiger 
Beiträge von ben Mitgliedern Fein abminifiratives Erekutiongrecht, überläßt es 
vielmehr ber Gemeinde, bie Beiträge im Wege Nechtens einzuziehen. 

Rur in Berlin beftebt für die Judengemeinde vie Befugniß, die anfzubrin- 
genden Gemeinde⸗Abgaben im Verwaltungswege exekutiviſch einzuziehen. 

Die Beamten ber jübifchen Religionsgeſellſchaft genießen nach ber aus⸗ 
brüdlichen Borfchrift 5. 26. Tit. 11. Th. II. Allg. Landrechts als folche keine 
beſonderen perfönlichen Rechte und werben als mittelbare Staatshiener nicht an⸗ 
gefeben, Die Wahl biefer Beamten bleibt lediglich ben Judengemeinden über⸗ 
laffen, ber Staat nimmt nur im Iandespoltzeilichen Intereſſe foweit Kenniniß, 
daß nicht völlig untaugliche, etwa bes Leſens und Schreibens unkundige, ober 
rüdfichtlich ihrer Siitlichfeit verbächtige Subjelte gewählt werben, unb daß bie 
in mebizinalpolizeilicher Hinficht erlaffenen Beſtimmungen wegen ber Zeit ber 
Beerdigung, bes Befchneidens ber Judenkinder u. bergl. aufrecht erhalten werden. 

Schließlich ift in Betreff des Vermögenserwerbes von jühifchen Religions- 
gefellichaften zu bemerken, daß thnen ein folder überall, wo bie Juden Feine 
Korporationgrechte haben, nah 6. 13. Tit. 6, Ih. IT. Allg. Landrechts nicht 
zußtebt, und daß alfo namentlich ber Befigtitel der von ihnen etwa erworbenen 
Grundſtücke nicht auf bie Gefellfchaft als foldhe, fondern immer nur auf beren 
einzelne Mitglieder berichtigt werben Tann. Iſt aber ausnahmeweife einer fol- 
hen Gemeinde bie Erlaubniß von bem Landesherrn ober den bazu ermächtigten 
Miniferien zum Erwerb eines Grunbftüds ertheilt worben, fo ift alsdann an: 
zunehmen, daß berfelben bieburch für biefen beſonderen Ball Korporationsrechte 
ertheilt find, fo daß an einem bergleichen Grundſtück ber Gemeinde als ſolcher, 
nicht den einzelnen Mitgliedern derfelben, das Eigenthum suftebt, und demgemäß 
ber Befiptitel für die Gemeinde zu berichtigen iſt. 

Conf. Refer. des Juſtizminiſt. vom 31, Dezember 1840, Juſtiz⸗ 
Minifterialblatt de 1841, ©. 34, 


Armenpflege. 
In Beiref ber Armenpflege finb die Iuben lediglich als Mitglieder ver all⸗ 
gemeinen politifchen Gemeinde zu beizuidten, (on Armen mithin von Iepteres 
gleichfalls zu unterhalten, 
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Privatrecht. 


Die privatrechtlichen Verhältniſſe der Juden find nach dem Edikt vom 11. 
Maͤrz 1812 (5. 20. ff.) denſelben Geſetzen unterworfen, welche den andern Ein⸗ 
wohnern des Staats zur Norm dienen, und Ausnahmen finden nur bei ſolchen 
Handlungen und Geſchäften fkatt, welche wegen ver Verſchiedenheit ber Religions⸗ 
begriffe und des Kultus an befondere geſetzliche Beſtimmungen und Formen 
nothwendig gebunden find. 

Veber die einzelnen privatrechtlichen Verhältniſſe, bei benen fih in Betreff 
ber Juden Abweichungen finden, ift Folgendes zu bemerken: 


a) Die Ehe, 

Der $. 86. Tit. 1. Th. IT. Allg. Landrechts beftimmt: 

Ein Chriſt kann mit folden Perfonen Feine Heirath fchließen, welche nach ben 
Grundfägen ihrer Religion ſich ben chriftlichen Ehegefeben zu unterwerfen ver- 
hindert werben. 

Die Gerichtohöfe nehmen, ſoviel befannt, übereinſtimmend an, daß biefe 
Borschrift auf die Ehen zwifchen Juden und Chriften Anwendung findet. 

Hinfichtlich der Ehen zwifchen Inden beftimmt ver 8. 25. bes Ediktis: 

An die Stelle ber nach dem Allg. Landrecht Th. IT. Tit. 1. $. 136. zu einer 
sollgältigen Ehe erforderlichen Trauung tritt bei ven Ehen ber Juden bie Zur 
fammenkunft unter dem Trauhimmel und pas feierliche Anfteden bes Ringes, 
und bem im 6. 138, verorbneten Aufgebot ift die Bekanntmachung in ber 
Synagoge gleich zu achten; 
und biefen erläuternb, verweift bie Allerh. Ordre som 29. März 1836 (Ann. 
XX. ©. 352.) bei den Rachweifungen, daß der Trauung Fein gefegliches Hin⸗ 
derniß entgegenftehe, und daß entweder bie Auseinanberfegung mit ben Kindern 
ans einer frühern Che erfolgt, oder die Erlaubniß ber vormunbfchaftlichen Be⸗ 
hörde zur Eingehung ber zweiten Ehe ertheilt fei, auf bie allgemeinen geſegtli⸗ 
lichen Vorſchriften. 

In Gemäßheit dieſer Allerhöchſten Beſtimmung iſt durch bie Cirkular⸗Ber⸗ 
fügung som 12, Januar 1837 (Ann, XXI. ©. 87.) ausgeſprochen, daß alle 
Juden, denen nach ben Ritualgefepen die Befugnig zuſteht, Trauungen ihrer 
Blaubendgenoffen vorzunehmen, wenn fie den oben angeführten geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften zuwider handeln, denſelben Strafbeftimmungen unterliegen, nach denen 
vergleichen Pflichtverletzungen ber chriftlichen Pfarrer zu beurtheilen find. (Allg. 
Landrecht Th. 11. Tit. 1. $$. 149. 155,, Tit. XXL $$. 35. 503.) 

Vebrigens befümmert fi) pie Staatsbehörde nicht barıım, wer bie Befannt- 
machung in ber Synagoge verrichtet, in welcher Form fie vorgenommen, und 
was etwa fonft bei ber, bie Trauung vertreienden, Förmlichkeit beobachtet wird; 
namenllich iſt ben Rabbinern ein ausfchließliches Reit, Trauungen zu verrichten, 
wit zugeſtanden, fonbern jeber jübifche Hausvater, dem bie Ritnalvorſchriften 
binlänglich bekannt find, bazu befugt erachtet, Im Einzelnen if nur noch be 








ſtimmt, daß nach Analogie der $$. 151. 152, Tü. 1. Th. II. Allg. Landrechts 
bie Bekanntmachung in ber Synagoge der Regel nad an drei Sabbathen hin⸗ 
tereinander erfolgen fol, und Dispenfattionen hiervon bei dem Landrath und 
beffien vorgefenten Behörden nachzuſuchen find. An Orten, wo feine mit Rab- 
binern verfehenen Synagogen find, Tann bie Belauntmadung zwar auch in ben 
Bethänfern erfolgen, jeboch nur in folgen, melde den Synagogen in Betreff 
ihrer dauernden Beſtimmung und Einrichtung für den jüptfchen Aulius, fo wie 
in Betreff ihrer Leitung burch beſtimmte, orbnungsmäßig ald Gemeindebeamten 
beftellte und für legales Berfahren bei ben Kultus“ und Religienshandlungen 
verantwortliche Vorſteher gleichkommen; bagegen bleiben alle biefenigen Bet- 
Iofale ausgefchloffen, deren fi bie in einer Gegend nur vereinzelt wohnenden 
Juden, wenn auch zu gemeinfchaftlicher Anbachtsübung unter polizeilicher Ge⸗ 
Rattung, doch ohne ſonſtiges Beſtehen eines wirklichen Gemeindeverbandes bebienen, 

Ueber die Eheſcheidung verordnen 55. 26. 27, bes Edikto: 

Auf die Trennung einer vollzogenen gültigen Ehe kann jeder Theil aus den 
im Allgem. Landrecht Th. 11. Tit. 1. 86. 605 — 718. fefigefenten Urfachen 
antragen. 

Zur Begrüntung der bürgerlichen Wirkungen einer gänzlichen Eheſchei⸗ 
dung unter den Juden if das Erkenniniß des gehörigen Michters hinreichend 
und die Ausfertigung eines Scheibebriefes nicht nothwendig. 

In erfterer Beziehung if es zweifelhaft geworben, ob der Uebertritt eines 
jübifchen Ehegatten zur chriftlichen Religion ben anderen Ehegatten zur Che- 
ſcheidung berechtige. Das Allg. Landrecht beſtimmt in dieſer Rüdficht F. T15 
Tit. 1. Tb. 11.: 

In ſoweit ale der Unterſchied der Religion von Anfang an ein Ehehinderniß 
iR (6. 36. II, 1.), in fofern giebt ein Ehegatte burch Veränderung feiner 
bisherigen Religion dem Undern rechtmäßigen Anlaß, auf bie Scheibung 
zu Magen. 

Der Scheibebrief ift für bie bürgerlichen Folgen der Eheſcheidung nicht 
mehr erforderlich; wohl aber muß ein folder nach ben füblfchen Religionsges 
fepen von dem Ehemann ertheilt und von ber Ehefrau unter Beobachtung des 
gefeßlichen Eeremoniels angenommen werben, indem bis bahin die Che nicht ale 
getrennt angefehen wird, Es entftanpen Zweifel, wie es gehalten werben folle, 
wenn nach ber durch ben Richter ausgefprochenen rechtskräſtigen Eheſcheidung 
ein Theil reſp. bie Annahme oder bie Ertheilung des Scheibebriefes verweigere, 
und dadurch dem andern nad fübifchen Religionsgeunpfäpen bie anderweite Ber. 
heirathung unmbglih mache. Nach eingehalten Gutachten des Land⸗Rabbiner 
Weyl eniſchied das Refeript des Juſtizminiſteriums vom 28, März 1820, daß 
das megen bed Scheibebriefs Erforderliche auf Antrag ber Intereſſenten burdh 
geſetzliche Zwangemaaßregeln herbeizuführen fel, weil fonft die Wirkungen ber 
Eheſcheidung durch bloße Chifane bes anberen Theile, und ohne daß Seitens 
biefes ein Gewiſſens⸗Scrupel gedenlbar fein Tanne, rituell yersiich werben wärben, 


b) Unehelige Kinder 
follen nad $. 672. 73, Tit. 2. Th. 11. Allg. Landrechts bie zum zurückgelegten 
14. Jahre im Blaubensbelenntniffe ber Mutter, in ber chriftlichen Religion aber 
auch dann erzogen werben, wenn ber Vater ein Chrift, die Mutter einer anderen 
Religionsparthei zugethan if. 
Vormundſchaft. 

Ferner dürfen nach dem Allg. Landrecht II. 18. $. 137. Chriſten nicht Vor⸗ 
münder von Juden, Juden nicht von Chriſten fein. Die früheren vormundſchafi⸗ 
lichen Befugniffe ver Rabbiner und Juben-Nelteften find burch 66. 29, 30, bes 
Edikts aufgehoben, 


co) Verträge. 


Die Vorſchrift des 6. 805. Th. I. Tit, 11. Allg. Laudbrechts, dag Inden 
bei Darlehnen 8 Prozent Zinfen, jebodh mit Ausnahme der hypothelariſch ficher 
geftellien, bei welchen nur 5 Prozent geftattet werben ($. 808), nehmen Fönnen, 
it durch 6.20. bes Edikts aufgehoben; es ift bies noch beſonders ausgefprochen 
durch bie Allerhöchſte Deklaration som 20. April 1813 (Gefepf. de 1813 
Nr. 183), wonach auch aus Verträgen, bie vor ber Publikation bes Edilkts er- 
richtet worden, biefe höheren Zinfen nur big zum Lage ber Publikation deſſel⸗ 
ben follen erhoben werben dürfen. In Anfehung der Wechfel follen in Ge- 
mäßbeit bes 6. 24. bes Edilts die Bellimmungen ber 65. 989. 990, Tit. 8 
Th. 1, Allg. Landrechts, 

“ wonach von einem Juden während eines Sabbaths ober folchen füdiſchen 
Feſtes, an welchem er Feine Handlungsgeſchäfte treiben darf, bie Acceptation 
eines auf ihn gezogenen Wechfels nicht verlangt werben faun, berjelbe jedoch 
an dem näcft vorhergehenden Werkeltag fich darüber zu erklären ſchuldig if, 

auch fernerhin gelten; dagegen tft in Betreff ber ähnlichen Beſtimmung bes 

$. 872, daß auch die Zahlung in einem foldden Falle auf gleiche Weife geleiftet 
werden müfle, und ber Vorfchrift des $. 723 eod. über bie allgemeine Wechfel- 
fähigfeit ber Juden nicht beſonders im Edict ausgefprochen 


d) Eid 


Die Eide der Juden unterliegen auch ferner noch ber Vorſchrift ver 88. 317. 
bis 351. Tit. 10, Th. 1. Allg. GSerichtsorbnung ($. 12 des Edilis). Alle den 
Suben vom Gegner zur ober zurüdgefchobenen oder vom Richter auferlegten 
Eide follen in der Synagoge, oder in beren Ermangelung an bem Orte abge- 
nommen werben, to ihre gottedpienftlihen Verfammlungen gehalten zu werben 
pflegen. Die Eibesleittung foll ver Regel nach nicht an Sabbathen, Zeft- ober 
Bußtagen erfolgen. 

Unter Beobachtung ber vorgefchriebenen Sörmlichleiten wird ber Eid mit 
den Eingangsworten : 

Sch ſchwöre bei Adonai, dem Gott Ifraele, 





und mit der Schlußformel: 
wenn ich falfch ſchwöre, fo müſſen mich alle die Strafen treffen, welche mir 
in ber geſchehenen Verwarnung angebeutet worben find, Amen. 

abgeleiftet. . 

In Betreff der Zeugeneibe wird mit ben im Gefep näher beftimmten Mo- 
biffationen, wie bei den nothwendigen, verfahren. 

In Sachen der Juden gegen Juden bedarf es bei jüblfchen Zeugen keines 
Eides, fondern es werben bem Zeugen nur bie 10 Gebote und bie im Moſai⸗ 
fen Geſetz ausprüdlich gebotene Pflicht als Zeuge die Wahrheit zu Tagen, von 
dem Rabbiner ernftlich vorgehalten; haben aber Ehriften bei der Eidesleiſtung 
ein Intereffe, fo können auch die jüpifchen Zeugen ſich ber förmlichen Ableiſtung 
des Zeugemeibes nicht entziehen. Die Iübinnen fönnen nur zu einer Zeit, wo 
fie von ber monatlichen Reinigung frei find, ſchwören, Kindbeiterinnen erſt nach 
erfolgter Reinigung, bagegen iſt bie Schwangerfchaft Fein Grund, ſich der Ei- 
desleiſtung zu entziehen. 

Die Glaubwürdigkeit eines fübifchen Zeugeneibes ſteht in Civilſachen ber 
eines Chriſten gleih, F. 88, Anhang zu 6, 230, Nr, 12, Tit. 10, Th. J. 
Allg. Gerichts ordnung. 

Für Kriminalſachen verorbnen 85. 352 — 354, Tit. 10, Th, 1. Allg, Gr 
tihtsorbnung 5. 335. Nr. T der Kriminalorbnung, daß Juden zur Ablegung 
eines eidlichen Zengniffes nicht gezwungen werben Tönnen, wenn bie Strafe, 
welche den Angefchuldigten treffen Tann, 50 Thaler Geldbuße oder 6 Wochen 
Gefängniß überfteigts ferner daß, fofern fie den Eid in Sachen, worin eine 
härtere Strafe eintreten Tann, freiwillig leiſten wollen, bies zuläffig fei, ein 
folhes Zeugniß jedoch nach 8.357, Nr. 8, Kriminalorbnung Feine volle Glaub- 
würbigkeit babe, Dagegen bat ihr Zeugniß, wenn die verwirkte Strafe nur 
jenes Maaß erreicht, und der Angefchulbigte ein Jude iſt, gleiche Beweiskraft 
mit bem eines Chriften, 

- Schließlich ift bier noch bes Eottbuffer Kreiſes befonbers zu gebenfen, 


Eottbuffer Kreis, 


Bis zum Jahre 1815 befanden ſich daſelbſt, außer in ber Stadt Cotibus, 
feine Juden, Dur eine Verfügung ber Regierung zu Potsdam vom 23. März 
1815 warb bie Publifation bed Edilts und ber Inftruftion bes Fürſten⸗Staats⸗ 
lanzlers som 25, Juni 1812 angeorbnet, und nach Aufftellung der Liften mit 
Ausfertigung der Atteſte über das Stantsbürgerrecht verfahren. Seit bem Er- 
Iheinen der Allerh. Ordre vom 8. Auguſt 1830 hätte nun zwar aud bier auf 
bie, in der Nieverlaufig gültigen, Sächfifchen Verorbnungen zurückgegangen wer⸗ 
den ſollen; es ift indeſſen faktifch ber frühere Zuftand aufrecht erhalten worden, 
und daher bis jebt das Edilt vom 11, März 1812 bort zur Anwendung ger 
bracht. 

vui. 7 
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B. Die Stadt Danzig und deren Gebiet. 


Von dem Gebiet, welches mit Danzig bei der zweiten Theilung Polens im 
Sabre 1793 an Preußen kam, blieb ein Theil im Frieden von Tilſit bei ber 
Monarchie, Aus dem Uebrigen warb unter Hinzufügung eines neuen Gebietes 
der Freiftant Danzig gebildet, In dem erfteren Theile iſt das Edikt vom 11, 
März 1812 mit eingeführt, bagegen galt in dem Breiflaate der Code Napoleon, 
bis bei der Reofkupation jenes Gebiets bie altlänbifche Geſetzgebung an deſſen 
Stelle trat. Man nahm nun zuerſt an, daß hiermit zugleich and das Edilt 
som 11, März 1812 Gültigkeit erlangt habe, und brachte baffelbe unter Ge⸗ 
uehmigung des Staatskanzlers zur Anwendung. Später ſprachen fi bie Be⸗ 
börben gegen eine foldde Anwendung aus. Nach der Allerb. Ordre vom 8. 
Auguf 1830 hätten auch bier bie zur Zeit ber Offupation bes Freiſtaates bes 
ſtehenden Geſetze allein Gültigleit behalten müſſen. Es beſtimmte jedoch dem⸗ 
nächſt die Allerh. Ordre vom 25. April 1832 (Ann, XVII. ©, 446.), daß die⸗ 
jenigen Juden, welche damals in ber Stabt Danzig und beren Gebiet im recht⸗ 
lihen Sinne ihren Wohnſitz gehabt, für fich und ihre Familien nach dem Gefeh 
som 11, März 1812 auch fernerhin behandelt und die Beftimmungen som 8, 
Auguſt 1830 auf fie nicht angewenbet, diefelben auch für berechtigt angenommen 
werben follten, filh in bie anderen Provinzen, in denen das Edikt vom 11. März 
1812 gilt, überzufiebelnz dagegen follten bis zus definitiven Regulirung ber 
Verhaͤltniſſe der Iuben in ben neu- und wieber erworbenen Provinzen bie ſtaͤd⸗ 
tifchen Behörden in Danzig befugt fein, anderen Iuben die Aufnahme zu ver⸗ 
weigern, biejenigen aber, welchen vie Rechte aus dem Edikte vom Sabre 1812 
nicht zufteben, nur mit Genehmigung der Staatsbehörde aufzunehmen. 

Hiernad gilt dort, mit Ausnahme ber in der Allerh. Orbre vom 25, April 
1832 enthaltenen Ausnahme wegen ber Freizügigkeit, Alles, was vorftebenb 
sub A. in Betreff der altlänbifchen Provinzen bemerkt worben, 


C. und D. Die ehemald zum Herzogthum Warfchau gehörig 
gewelenen Landestheile. 


Sn das bei ber Theilung Polens im Sabre 1772 an Preußen gelommene 
Gebiet warb burch das Notififationg-Patent vom 28, Februar 1772 das Gene 
ral-Sudenpristlegium som 17. April 1750 eingeführts dagegen warb für bie in 
den Jahren 1793 und 1795 einverleibten Landestheile, unter bes Bezeichnung 
„Süd⸗Preußen und Neu-Of-Preußen,“ unterm 17. April 1797 ein befonberes 
General Sudenreglement erlaffen. Durch den Tilfiter Frieden vom 12, Juli 
1807 verlor Preußen den größten Theil der ihm bei den früheren Theilungen 
zugefallenen Landestheile, welche größtentheils zur Dotirung bes neu gebilbeten 
Herzogihums Warſchau verwendet wurden. In letzterem warb durch ben 5. 4, 
der Konftitution vom 22. Juli 1807, ohne Ausnahme in Beireff der Juden, 
allgemeine Gleichheit vor dem Geſetze beftimmt, und im 6, 69 wurbs bie Sran- 
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zoͤſſche Geſetzgebung als bürgerliches Recht eingeführt, Hierdurch waren ben 
Inden alle politiſchen und bürgerlichen Rechte eingeräumt. Die erſteren wurden 
jedoch bereits durch die Verordnung vom 17. Oltober 1808 fuspentirt, und 
anch in Betreff der bürgerlichen Verhälmiſſe mehrfache Beſchränkungen einge» 
führt. WIE hierauf im Sabre 1813 das Herzogtum Warfchau aufgelöſt warb, 
fiel ein Theil der ehemals Preußifchen Provinzen an Preußen zurüd; ber Kul⸗ 
mer und Michelauer Kreis in den Grenzen von 1772 und die Stadt Thorn 
mit ihrem Gebiet wurben wieder zu Weftpreußen gefchlagen, und aus ben übri- 
gen Difriften, einem Theil des ehemaligen Süd⸗Preußens, warb als beſondere 
Provinz das Großherzogthum Pofen gebildet. In dieſe wieder erworbenen 
Länder warb durch die Patente vom 9, November 1816 das Allg. Landrecht 
und die Gerichts -Orbnung eingeführt, dagegen verblieb es nach ber Allerh, 
DOrdre vom 8. Anguft 1830 in Betreff der Inden bei ben bisherigen Geſetzen. 


Und zwar C. Das Großherzogthum Pofen. 


Dur die Verorbnung vom 1, Juni 1833 wurden demnächſt bie Verbält- 
nie der Suben in der Provinz Pofen neu georbnet. 

Dies Gefep kündigt fih im Eingange als ein nur vorläufiges an. Sein: 
weientlicher Unterfchieb von dem Edilt von 1812 beruht in ber Bildung jübi- 
fher Korporationen für gewiffe Angelegenheiten, und in ber Interfcheibung 
zweier Klaſſen von Juden, naturalifirte und nicht naturaliſirte, mit weſentlich 
verſchiedenen Rechten, 

Gemeinde⸗Ver haͤltniſſe. 

Die Judenſchaft eines jeden Ortes bildet eine vom Staate geduldete Re⸗ 
ligionsgeſellſchaft, welcher aber in Beziehung auf ihre Vermoͤgeno⸗Angelegen⸗ 
beiten die Rechte einer Korporation beigelegt find. Mo bisher die Judenſchaft 
mehrerer Orte zu einer Synagoge vereinigt war, fol biefe Vereinigung auch 
für die Korporations - Angelegenheiten beftehen bleiben, Diefer Korporations⸗ 
verband bezieht ſich Jedoch nur auf bie inneren Verhältniffe der Synagogenge- 
meinden, und auf bie im ber Verordnung ausdrücklich ald Korporations⸗Ange⸗ 
Iegenheiten bezeichneten Gegenftändes in allen übrigen Angelegenheiten werben 
bie Juden nur als Theilnehmer ihrer Ortsgemeinden behandelt (56. 1. 2. ber 
Berorbnung). 

Jeder Jude, welcher in einem Synagogenbezirk feinen Wohnfig bat, gehört 
zur Rorporations fiimm- und wahlfähig in berfelben find alle diejenigen männ- 
lichen volljährigen und unbefcholtenen Juden, welche entweder naturalifirt find 
und bie Beiträge zu den Korporationsbebürfniffen ohne Rückſtand abtragen, ober, 
fofern fie zu dem nicht naturaliſirten, jedoch mit Tertififaten verfehenen Juden 
gehören‘, in den Iepten drei Sahren zu ben SKorporationgsbebürfniffen wirklich 
herangezogen worden unb während biefes Zeitraums ihre Beiträge ohne Rüd- 
fand abgetragen haben. (66. 3, 4, der Verordnung: Allerh. Ordre vom 16, 
Febr. 1841,53 Geſetzſ. S. 5D, 

7* 
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Zur Ausführung diefer Beſtimmung werben nach ber Ober-Prafipial-In- 
firuftion vom 14, Januar 1834, Art, 2, 4, durch die Synagogenvorſteher soll- 
ſtändige Liften über die zu ben Synagogen gehörigen felbfifländigen uud grof- 
jährigen Suben, wie über beren Bamilienglieber geführt, wonach dann bie Liſten 
ber ftimmfähigen Gemeinbemitglieber entworfen werben. Die flimmfähigen 
Mitglieder wählen in Gegenwart und unter Aufficht eines Regierungsfommif- 
farius Repräfentanten, und biefe wieberum Verwaltungsbeamten, welche von 
ber Regierung beftätigt werben und ihr Amt unentgeltlich zu verwalten haben, 
Die näheren Beflimmungen über die Zahl ber Repräfentanten, ber Beamten, 
über die Dauer ihrer Verwaltung enthalten die Statute ber einzelnen Korpora⸗ 
tionen, welche von ber Regierung nach Vernehmung ber Repräfentanten ent- 
worfen und som Ober-Präfiventen beftätigt werben. 

Das Wahlverfahren iſt durch befondere Inftruftionen von ben Provinzial⸗ 
behörben unter Oenehmigung des Minifteriums des Innern geordnet. 

Die Repräfentanten bilden ein Kollegium, deſſen Gefchäfte ein aus ihrer 
Mitte zu erwählender Vorfteher leitet, die Gemeinde - Verwaltungsgefchäfte be⸗ 
forgen bie Vorſteher und beren Beiſtände Follegialifch 5 ihre Rechte und Pflichten 
gegen einander, gegen bie Korporationen, und gegen britte Perfonen werben 
nad den in ber revibirien Stäbteorbnung vom 17, März 1831 über bie Rechte 
und Pflichten des Magiftrats und der Stadtverorbneten enthaltenen Borfchriften 
beurtheilt; 9. T. V. O. 11, Inſtr. In Gemäßheit dieſer Beltimmung find 
son ber Regierung zu Pofen unter dem 1. Sunt 1834 Inſtruktionen erlaffen 
worden. Danach gehören zu ihrem Gefchäftsreffort insbefondere folgende Ge- 
genftänbe: 

a) Prüfung des Schuldenweſens der Gemeinde und Aufftellung eines fpe- 
zielen Schulbentilgungs - Planes nebft der Kontrole über das son ben 
Berwaltungsbeamten zn führende Schuldenkonto. 

b) Kontrole aller Korporationgeinnahmen, insbefondere ber Kaufcher - Fleifch- 
abgabe und des Kommunalvermögend mit forgfältiger Beurtbeilung, wie 
folches in Zufunft möglicht sortheilhaft zu benugen ſei. 

c) Aufitelung bes Ausgabe- und Einnahme-Etats für die Korporation. 

d) Prüfung ber Gemeinderechnung und eventuelle Decharge des Renpanten. 

e) Kontrole der Kurporationsverwaltung überhaupt, und Revifion ber Kommu⸗ 
nalfaffenverwaltung insbeſondere. 

N Kontrole des Armenweſens und der mwohltbätigen Privatinftitute, jedoch 
ohne Störung ber Privatfliftungen und ber Vereine zum Zwed der Wohl⸗ 
thätigfeit. 

g) Repartition ber Kurporationslaften und Leiſtungen. 

h) Bewilligung außerorbentlicher Gelbmittel über ven Betrag des Jahres⸗Etats. 

i) Die jebesmalige Beichlußnahme, ob Namens ber Korporation Prozeffe 
angeftelt, Käufe und Verkäufe, Vergleiche und andere Kontrafte abge- 
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ſchloſſen werben ſollen, in denen es ſich um bie Subſtanz bes Korporationo⸗ 
vermogens handelt. 

Alle Beſchlüſſe, welche eine Veraͤnderung in der Subſtanz des Korporations⸗ 
vermögens, die Erhebung von Gemeindefteuern und Laften, eine Prozeßführung, 
Feſtſtellung des Korporations-Etats, Bewilligung von Gehältern, bie perfönlichen 
Rechte einzelner Mitglieder u. f. w. betreffen, bebürfen ber Beftätigung ber 
Regierung; alle fonftigen Befchlüffe hat der Korporationsvorfland, wenn er mit 
ihnen einverflanden ift, ohne Weiteres zu vollziehen. 

Die jüdiſchen BVerwaltungsbenmten find als mittelbare Stantsbiener nicht 
anzufeben. 

Bürgerlide Rechte 

Das Geſet verleiht die Naturalifation mit den daran gefnüpften erwei⸗ 
terten Rechten nur unter gewiffen, in den 88. 17 und 18 ber Verorbnung vom 
1. Juni 1833 näher bezeichneten Bedingungen, in Betreff derer auf ben Inhalt 
ber Verordnung verwiefen werben darf, beren Abdruck biefer Darftellung bei- 
gefügt worden if, 

Der diefen Nachweis führt, wird von der betreffenden Regierung mit 
einem Naturalifationg - Patent verfeben, welches das Gefeg mit Rüdficht auf 
feinen proviforifhen Charakter als ein „vorläufiges* bezeichnet, 

Diefe Naturalifationg - Patente erftreden fi dann auch auf bie Ehefrauen 
der naturalifirten Juden, und verbleiben ihnen als Wittwen bis zur anberweiten 
Verheirathung; auf die Kinder geben fie aber wegen bes Erforberniffes perfön- 
licher Eigenfchaften nicht über, 

Diejenigen Juden, welche fich hiernach zur Naturaliſation noch nicht eignen, 
werben von ben Korporationsbehörben familienweife verzeichnet, 

Diefe Korporationsverzeichniffe werden alljährlih vom Kreislandrath nach 
vorgängiger Prüfung befcheinigt und bann bei ber Orts- Polizeibehörbe nieber- 
gelegt. Auf den Grund berfelben wird von ber Orts-Polizeibehörbe jedem Fa⸗ 
miliengater ein mit der Nummer des Verzeichniffes verſehenes Certififat ertheilt, 
welches die Namen der fammtlichen Bamilienglieber enthält und nach ber jähr- 
lichen Revifion mit einem Viſa verfehen oder berichtigt werben muß. 

Die Führung der Perfonenftande -Regifter ift auch in Pofen ben Polizei⸗ 
behörben übertragen. Die Regifter werben jährlich und in zweifacher Ausferti- 
gung geführt, das Duplifat erhält der Landrath zur Reviſion. Beſchneidungen 
und Beerbigungen bürfen nicht eher vorgenommen werben, bis bie Befcheinigung 
ber gefchehenen Eintragung in das Regifter nachgemwiefen if; in das Trauregiſter 
barf vor Beibringung bes erforberlichen Traufcheins nichts eingetragen werben, 
Art, 19 der Inſtruktion. 

Die Juden werden im Allgemeinen nach benfelben Grunbfäpen wie bie 
chriſtlichen Einwohner behandelt; 5. 27 ver Berorbnung. Die Befchränfungen, 
benen bie fämmtlichen Juden bes Großherzogthums ofen, fowie biefenigen, 
welchen bie nicht naturaliſirten insbeſondere unterliegen, find in ben 66.15, 20, 
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25 26 ber Berorbnung vom 1, Suni 1833 enthalten, auf welche bier Bezug 
genommen werben barf, 


D. Die übrigen ehemals zum Herzogthum Warfchau gehörig 
gewefenen Landestheile. 


Es find dies nach der jebigen Organifation ber Prinsinzialbehörben mehrere 
Theile des Regierungsbezirks Marienwerber, bie jebigen Kreife Culm, Thor, 
Stragburg, Löbau, ber größere Theil des Graudenzer und mehrere Ortfchaften 
bes Flatower Kreifes, im Regierungsbezirk Frankfurt die Ortfchaften Schermeifel 
und Grochow. 

Im Allgemeinen find bie Juden bier nach dem General⸗Judenreglement 
som 17, April 1750, welches auch während ber Fremdherrſchaft faktifch großen- 
theils zur Anwendung gebracht mworben iſt, und nad einzelnen, auf ihre Ver⸗ 
hältniffe bezüglichen Verordnungen ber Warfchauifchen Regierung behandelt 
worden. Hiernach mwurben fie ald Schupverwanbte und zur Erwerbung bed 
Stadibürgerrechts unfähig erachtet. Die Wohnfipveränderung innerhalb biefes 
Landestheiles ift unbefchrantt, mit Ausnahme der Stabt Thorn, Diele hatte 
das Recht, den Juden bie Niederlaffung daſelbſt zu verfagen, als auf alten 
Gerechtſamen berubend, in Anfpruch genommen. Nach der Wiebervereinigung 
ber Stabi mit ber Krone Preußen wurbe anfangs angenommen, baß mit bem 
Allg. Landrecht auch das Edikt vom 11, März 1812 daſelbſt eingeführt ſei. Auf 
eine Beſchwerde der Stadtbehörden über ben großen Andrang Poſenſcher Juden 
beftimmte jedoch der Stants- Kanzler durch einen Erlaß vom 17. März 1816, 
bag der Magiftrat befugt fein fole, alle Juden, welche nicht die Rechte aus 
dem Edift vom Jahre 1812 befäßen, zurüdzumelfen, und biefe Befugniß iſt auch 
durch Allerhöchfte Orbre vom 25, November 1827 aufrecht erhalten. 

Der Erwerb von Landgütern wird ben Iuben mit Rüdficht auf die War- 
ſchauiſchen Defrete vom 19. November 1808 und 23, September 1810 nidt 
geftattet. Den Ankauf ftäbtifcher Orunpftüde band das Reſkript des Minifteriumg 
bes Innern d, d, Warſchau ben 13, April 1813 an folgende Bebingungen: 

Nachweis eines Vermögens von 40,000 Polnifchen Gulden, Keuntniß ber 
Deutfchen, Polnifhen und Sranzöfifhen Sprache, Berfprechen, ihre Kinder vom 
Iten Jahre ab in eine Öffentlihe Schule zu ſchicken und fich aller Mbzeichen in 
Bart und Kleidung zu enthalten, endlich Mangel eines chriftlichen Käufers, 

Diefes Reffript if zwar wegen mangelnder Gefebesfraft nicht zur Anwen⸗ 
dung gebracht, indem man annahm, daß derartige Beflimmungen nur im Wege 
ber Gefepgebung, nicht durch bloße Verfügungen der Verwaltungs - Behörden 
hätten getroffen werben können, Zur Erwerbung ſtädtiſcher Grundſtücke iſt jedoch 
nad dem Reglement vom 17, April 1750 die Minifterial- Genehmigung für 
erforberlich gehalten worden, 
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Das Schanfgewerbe if durch bie Warſchauiſche Verorbuung vom 30, Ol⸗ 
tober 1812 bei Strafe ber Konfisfation ber vorräthigen Betränle und bes dop⸗ 
selten Werthes berfelben verboten, 

Uebrigens gilt das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichts⸗Ord⸗ 
nung. 

In Scermeifel und Grochow wurben diejenigen Borfchriften sur Anwen- 
bung gebracht, welche vor bem Erfcheinen der Verordunng vom 1. uni 1833 
in Pofen galten. Hiernach wird ala Grundlage das Jubenreglement vom 17, 
April 1797 für Sud⸗ und Ren Oftpreußen angefeben, von welchem angenom- 
men wird, daß es mit dem Allgemeinen Lanprecht und ber Allgemeinen Ge⸗ 
sihtsorbnung wieder eingeführt ſei. 

Der fattifche Zuftand enifpricht im Allgemeinen bem der Juden im Regie- 
rungsbezirk Marienwerber, nur if ihnen ber Hauſirhandel im Großherzogthum 
Holen unterfagt. Außerdem find bie Juden bier auch noch befonberen perfün- 
lichen Abgaben an die Guisherrſchaft unterworfen, deren früher von ber Regie⸗ 
sung verfuchte Abloͤſung nicht gelungen iſt. 

Die rechtliche Begründung der in den ehemals Warſchauiſchen Landesthei⸗ 
len in ber Behandlung bes Judenweſens zur Anwendung gebrachten Grunbfäpe 
iR nach dem oben unter C. D. Bemerlien nicht ohne Bedenken. 


E. Ehemals Saͤchſiſche Landestheile. 


Durch ben Friedensſchluß mit Sachſen gingen vom Koͤnigreich Sachſen an 
Preußen über: die Niederlauſitz, ein Theil ber Oberlaufig, ber Kurkreis mit 
Barby und Gommern, ein Theil des Meißner und Leipziger Kreifes, ber größte 
Theil der Stifter Merfeburg und Naumburg - Zeig, das Sächſiſche Mannsfeld, 
der Thhringifche Kreis, das Fürſtenthum Querfurt, ber Neuftäptfche Kreis, bie 
Botgtländifchen Enklaven und der Sächfifche Antheil an Henneberg. 

In allen dieſen Lanbestheilen beſteht auch jetzt noch bie Sächſiſche Suben- 
verfaffung neben dem Landrecht und ber Gerichtoordnung. In ben Laufipen 
finden wieberum einige Verſchiedenheiten flatt. 

Als allgemeines Geſetz gilt das Mandat vom 16. Auguft 1746, wonach 
die Juden Scupunteribanen find, welche im Herzogthum Sacfen nur auf 
Grund einer, auf fie perfönlich gerichteten Iandesherrlichen Konzeſſion einen be⸗ 
fiimmten Wohnfig nehmen dürfen — 6. 1. des Mandate — welcher bei Ver⸗ 
uf des Schubes und Strafe der Kortweifung aus bem Lanbe nicht verändert 
werben darf, Niederlaffung auf bem platten Lande wirb gar nicht geftaitet 
(GBerordnung vom 4. Dezember 1781, Cod. August Thl. IT. pag. 1466), Sie 
find von allen Öffentlichen Aemtern und vom ftäbtifchen Bürgerrecht ansgefchlof- 
fen, da folches das Staatsbürgerrecht vorausſetzt. Der Erwerb unbeweglicher 
Güter und der antichretifche Pfandbeſitz if ihnen unterfagt. Mandat vom 1. 
Auguſt 1602, Polizeiorbnung vom 22, Juni 1661. Tit. I, Eingang. Ausſchuß⸗ 
tago⸗Abſchied von 1690, Landiago⸗Abſchied vom 18, April 1716, 5, Mat 
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1718, (Cod. August I, ©, 380, 400) R. 18, Juli 1780. (Cod, August 
IV. Sorf, II, Thl. II. Abth. I. S. 375.) 

Dur die Gewerbe-Orbnung find bie vielfachen früheren gewerblichen DBe- 
Thränfungen bis auf das Verbot des Hauſirens — Mandat vom 10, Juli 1799, 
(Cod. August I, ©, 1899.) und $. 1. des Mandate vom 16. Auguft 1746, — 
aufgehoben, Bon ben früheren perfönlichen Abgaben befteht nur noch das fo- 
‚genannte Schußgeld für die Konzeffion des Wohnſitzes. Im Allgemeinen Fommt 
das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsorbnung in Anwendung. 

In der Lauſitz bildet dag Königlich Sächſiſce Mandat vom 16. Auguft 
1746 die Grundlage des Rechtszuſtandes. Beſondere Beflimmungen find haupi- 
fächlih nur für die Niederlaufig erlaffen, da in der Oberlaufig fi) überhaupt 
febr wenige Juden aufhalten, 

Den Tonzeffionirten Schubjuden und deren Nachkommen ift die Begründung 
‚bes Hausftandes geftattet. Zur Veränderung bes Wohnſitzes innerhalb ber 
Laufig ift Genehmigung ver Regierung erforderlich. In Betreff des „Erwerbes 
von Grundſtücken und des Betriebes von Gewerben verhält es fi) wie im Her- 
zogthum Sachſen; jedoch iſt auch das Schanfgewerbe untexſagt. Refrript vom 
22, Juli 1752, Yür bie privatrechtlichen Verhältniffe find im Allgemeinen das 
Landrecht und die Gerichtsorbnung maßgebend, es Tommen aber außerdem fol- 
genbe partifuläre Sächfifche Beftimmungen zur Anwendung. 

1, Bei Darlehnsgefhäften oder Ceffionen zwifchen Juden und Chriften, wo⸗ 
bei der Tube Gläubiger, Ceffionar oder Indoſſatar if, muß bei Strafe 
ber Nichtigkeit das darüber ausgeftellte Dofument gerichtlich rekognoszirt, 
die Valuta baar vor Gericht aufgezählt und in Empfang genommen, aud, 
daß beides gefchehen, im Refognitiong - Protofolle mit bemerft fein; nur 
wenn der chriftliche Empfänger des Darlehns oder der Valuta ein Kauf- 
und Handelsmann, oder eine handeltreibende Frauensperſon ift, findet eine 
Ausnahme ſtatt. Ferner ift dem jüdiſchen Darleiher bei Berluft feiner 
ganzen Forderung und bei Strafe der Nichtigfeit des ganzen Gefchäfts 
jede Verabredung unterfagt, wonach ihm nach der gerichtlichen Verhand⸗ 
lung wieder eiwag von ber vor Gericht aufgezahlten Summe unter bem 
Borwande der Provifion, Kourtage, oder irgend einem andern Zitel zu- 
rüdgegeben werde; bei gleicher Strafe muß auch das Darlehn ganz in 
baarem Gelbe beftehen, und es bürfen feine Waaren, Pretiofen ober an- 
dere Mobilien, auch Feine Schuldforderungen ftatt baaren Geldes gegeben 
ober angerechnet werben. Endlich wird Feine Klage aus Schulbverfchrei- 
bungen, Werhfeln over Ceffionen angenommen, melde von einem in ber 
Niederlaufig mwohnhaften, nicht bem Hanvelsftande angehörigen Chriften 
an einen ebenbafelbft wohnhaften Juden, außerhalb ber Nieberlaufig, aus- 
geftelt find, wenn nicht jene Vorfchriften babei befolgt worben. 

Mandat vom 1, Auguft 1811, (Cod, Aug, III. Fortf. Thl. I. ©. 256.) 

2. wird jeder Jude mit bem zurückgelegten 25ften Lebensjahre wechſelfähig, 
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Mandat vom 21. April 1724, (Cod. Aug. II, pag. 2085. Foriſ. 11, 
Thl. 111. ©. 715.) 

3, bürfen bie Juden nach dem Refeript vom 18, März 1767 (Cod, Aug. I. 
Fortſ. Thl. III. S. 396.) bei Darlehen nur 5 Prozent, und im Wechfel- 
verlehr nur 6 Prozent an Zinfen erheben. 

In Betreff der Graffchaft Henneberg dagegen ift beſonders Nachſtehendes 
zu erwähnen : | 

Im Allgemeinen gelten die Sächſiſchen Geſetze, namentlih das Mandat 
vom 16. Auguft 1746. Im Einzelnen ift zu bemerken, baß zur Veränderung 
bes Wohnſitzes, zur Begründung bes Hausflandes und zur Verheirathung ber 
Inden Minifterial- Genehmigung erforderlich ift, dagegen ift die Beſchränkung 
bes Kurfüchfifchen Reſcripts vom 28. April 1781, wonach in ber Graflichaft 
Henneberg nicht mehr als 10 Iubenfamilien gebulbet werben follen, faktiſch über- 
ſchritten. 


F. Neu-Vorpommern und Rügen. 


Das Herzogthum Schwediſch Pommern und das Fürſtenthum Rügen be- 
bielten nach ihrem Uebergange an die Krone Preußen ihre fühere Judenverfaſ⸗ 
fung, deren Grundlage die Patente vom 27. Dftober 1777 und 23, November 
1810 bilden. Hiernach find die Juden Schupgenoffen und bedürfen zur Nic» 
berlaffung einer befondern Konzeffion. Außer 2 Petfchierfiechern, 3 Brobeurs 
und den publiquen Bebienten, ald dem Rabbi, Schulmeifter, Echächter, foll Fein 
Jude konzeſſionirt werben, welcher nicht ein fchulpenfreies Kapital von 2000 
Rthlr. Pommerſch Kourant (2262 Rihlr. 15 Ser.) nachweiſt. 

Den Schutzjuden wird ertaubt, ſich, wenn fie Feine erwachſenen Kinder ha⸗ 
ben, 2 bis 3 Bediente jüdiſcher Nation zu halten, dagegen wird ben Peiſchier⸗ 
fechern, Rabbis u, f. w. nur einer geftattet. 

Das Prisilegium erftrecht ſich zunächſt auf ben Schupfuben, feine Frau und 
Rinder, nach feinem Tode fällt es auf den älteften Sohn oder Tochter, unb nad 
beren Abfterben fucceffive auf eins ber übrigen Kinder, in deren Ermangelung 
aber auf die Wittwe. 

8.1.3.5. 6, Patent von 1777. Lin, a. bes Patents von 1810. 

Die Veränderung bed Wohnſitzes innerhalb der Provinz iſt unbefchränft, 
doch wird die Nieberlaffung auf dem Lande nur unter der Bedingung bed An- 
faufs ober ber Pachtung von Grundſtücken geftattet; $. 7. bes Patents von 
1777 Liu. b, bed Patents von 1810. Seit dem Erfcheinen ber Gewerbe-Ord- 
nung ift ihnen nur noch ber Kleinhantel mit Getränfen, die Gaft- nnb Schank⸗ 
wirthſchaft und der Hauſirhandel, letzterer jedoch mit Ausſchluß des Handels mit 
ober Wolle, ven ihnen bas Patent von 1810 unbefchränft verftattete, unterfagt. 

Die Führung ihrer Handelsbücher in Deutfcher und nicht in jüdiſcher 
Sprache, if ihnen ausdrücklich zur Pflicht gemacht. 
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Uebrigens ſtehen die fämmtlichen Inden unter bem Rabbi und den Aelte⸗ 
fien in Stralfunb. 

Die Heirath mit einer Ausländerin iſt nur zuläfiig, wenn biefelbe ein an- 
fehnliches Vermögen mitbringt, 6. 12. 13. Patent von 1777. Beim Darlehn 
und Wechſelverkehr dürfen nicht über 3 refp. 6 Prozent Zinfen genommen wer: 
den, und ber Schub gebt verloren, wenn ein Sube von verbächtigen Perfonen 
Sachen kauft, verhehlt oder zum Pfand nimmt, gute Münze umſchmilzt und 
beſchneidet, oder fchlechte Münzforten ins Land bringt und dagegen gute aus- 
führt, oder wenn er vorſätzlich Bankerutt macht. Im Uebrigen kommt bas ge- 
meine beutfche Recht zur Anwentung. Die Beichränfungen ber Juden burd 
baffelbe find indeſſen theilweiſe obfolet geworben, fo die Beſtimmungen ver Reichs⸗ 
Geſetze, daß Kontrakte eines Juden mit einem Chriften vor ber Obrigkeit bes 
Letzteren errichtet werben follen, daß Tuben ihre Forberungen an Ehriften nicht 
an andere Ehriften abtreten dürfen. Es beſteht nach gemeinem Recht das Ber- 
bot einer Ehe zwifchen EChriften und Juden, 1. 6. C, de Judaeis unb bie be- 
ſchränkte Glaubwärbigfeit im Kriminalprozeß, wie in ben Fällen, wo Juden im 
Civilprozeß von einem Ölaubensgenoffen gegen einen Ehriften zum Zeugen vor- 
gefchlagen werben, 1. 21. C. de haereticis. Ci. Eichhorn beutfches Privat- 
recht 5. BL, | 


G. Ehemals Großherzoglich Heflifche Landestheile. 


1, Das Herzogthum Weſtphalen 


ging durch den Reichsbeputations-Hauptfchluß vom 25. Februar 1803 vom Erz⸗ 
bisihum Cöln an das Großherzogthum Heffen über, gelangte i. J. 1815 an 
Preußen, unb bildet jegt (mit den Grafichaften Wittgenftein) verfchienene Kreiſe 
im Regierungsbezirf Arnsberg. 

Für die von jeher gebuldeten Juden gaben bie Kurfürften von Coln mehr- 
fache Orbnnungen, bie lebte unterm 28. Juni 1700, (Sceotti Sammlung Kur- 
Fölnifcher und Weftphälifchen Landes - Berorhnungen Abih. 1, Th. I. S. 557, 
welche noch jeut bie Grundlage ber Iuben-Berfaffung bildet, wiewohl ihre An- 
wenbbarfeit von ben Gerichten in Zweifel gezogen wird. Später ergingen über 
bie Juden noch bie Kurkölnifche Verorpnungen vom 14. Dezember 1771 und 
unter Helfifcher Regierung die Verorbnung von 11, Febrnar und 30, Juli 1805, 
11, September 1806, 15. Mat und 19. Suni 1812, 

(Scotti Abth. L Th. IT. ©. 910. Abth. I1. TH, II. S. 739.) 

Nach diefen Gefepen find die Juden nur Schupverwandte, auch nicht Mü⸗ 
glieder der bürgerlichen Gemeinde. Sie bebürfen zur Nieverlafung ber Geneh⸗ 
migung ber Regierung unter Ertheilung eines Schup- (Geleit-) Briefe, bei 
Nachweis des MWohlverbaltens und eines Vermögens von 1500 Thlr. für bie 
Städte, OO Thlr. für das platte Land, (Preuß. 1153 Thlr. 25 Ser. 5 Pf. — 
692 Thlr. 9 Sgr. 3 Pf.) oder bei minderem Bermögen eines Toleranzſcheins; 
beide werden nur auf einen beftimmten Ort ausgeſtellt, und ift daher auch zur 
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Wohnungs⸗Veraͤnderung innerhalb bes Herzogthums bie Genehmigung ber Re⸗ 
sierung erforberlih. Das Berlaffen des Herzogibums iſt nur nach Zahlung al- 
ler Schulden bei Rüdgabe bes GBeleitbriefes und bffenlicher Bekauntmachung ger 
Ratte. Die Juden bilden in ihrer Geſammtheit eine Korporation. An Ein- 
trittögeld zahlt ber Schuhjude 5 Prozent feines Bermögens, höchſtens 80 Thlr.; 
bes Tolerirte aber hoͤchſtens 12 Thlr. zur Korporationslaſſe. 

Der Erwerb von Grunbeigenibum ober Grundgerechtigkeilen I an bie Ge⸗ 
nebmigung ber Regierung geknüpft, welcher bei geführtem Nachweife, daß ber 
Kaufpreis mit dem Werih des Grundſtücks in richtigem Verhälmiß echt, und 
feine verſtedten Gefchäfte Rattgefunden haben, eriheilt wird. 

Berorbnung vom 14. Dezember 1771 und 15. Mat 1812. Scotti 
1. 5. 910, IE, IL, 739. 

In Betreff des Handels und ber Gewerbe if jept wur noch ber Kleinhan⸗ 
bel mit Brauntwein unterfagt. Die Berbeiratbung if den Juden unr mit Ge- 
nehmigung bes Staats gegen Löfung eines Hochzeiüspatento geſtatiet; jühifche 
Knechte follen unverheiratbet fein; Gef. vom 11. März 17145 bagegen Finnen 
fremde Jüdinnen auch ohne Einbringung eines Vermögens eingeheirathet werben. 
Im Uebrigen finden die allgemeinen Landesgefepe Anwendung, indem bie in ber 
frübesen Geſetzgebung noch enthaltenen Veſchrantungen von den Behoͤrden für 
obſolet erachtet werden. 


2. Die Grafſchaften Wittgenſtein. 


Die frühere Polizei-Ordnung von 1569, wonach Juden nicht geduldet wer⸗ 
den und im Betretungsfalle hart bedroht ſind, iſt antiquirt. Provinziell iſt nur 
angeordnet, daß Regiſter über Trauungen, Geburten und Sterbefälle gehalten 
werben follen. Die Regierung bringt bie Beflimmungen bes Allg. Landrechts 
und fubfipiarifch bes gemeinen Rechts zur Anwendung und betrachtet bie hortigen 
Juden als bloße Schupverwandte ohne Theilnahme an den politifcden Rechten 
und ben bürgerlichen Korporationen, Die Begründung bes Hausſtandes kann 
Iebiglih unter Staais⸗Genehmigung gegen Löfung eines Schutzbriefes erfolgen, 
welcher nur für die Perfon und auf einen beſtimmten Ort eribeilt wirb, baber 
Söhne von Schupjuden ſtets eines befonderen Schupbriefes bebürfen. Bei ber 
Rereption wird nach Maßgabe bes Vermögens ein Beitrag in ben Armenkaſten 
ber Jubengefellfehaft gezahlt. Die Wohnfip-Veränderung if auch innerhalb ber 
Grafihaften an die Stantsgenehmigung gefnüpft, und wirb ben Juden bie Nie- 
berlaffung auf bem Lande nur in ber Graffchaft Wittgenftein - Witigenftein, mit 
Genehmigung ber betreffenden Gemeinde, geſtatiet. Refeript vom 18. Mai 1840, 
(V. M. Bl. de 1840, ©. 222.) 


H. Ehemals Naſſauiſche Landestheile. 


Durch Vertrag mit dem Herzogihum Naſſau gingen mehrere Aemter und 
Drifchaften, inebeſondere das Bürftenihum Siegen mit den Aemtern Burbad 
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und Neufirchen an den Preußifchen Staat durch Tauſch über, welche jebt zu den 
Regierungsbezirken Coblenz und Arnsberg gehören. Das Fürſtenthum Siegen, 
welches nebft den erwähnten beiden Aemtern den Kreis Siegen im Regierungs- 
Bezirk Arnsberg bildet, gehörte bis 1806 zu Naffau, warb durch die Rhein- 
bundegafte dem Großherzogthum Berg einverleibt und burch Patent vom 20, Des 
zember 1813 von bem Prinzen von Dranien wieder in Befih genommen, welcher 
bie vor dem 31. Juli 1806 beftandene Gefepgebung vom 1. Sanuar 1814 ab 
mit ber Manfgabe wicverherftellie, daß alle Rechtsgefchäfte und alle Rechisver- 
bältniffe, die inzwifchen auf rechtmäßige Weife entftanden, ihre Kraft behalten 
ſollten. Demgemäß werden von ber Regierung zu Arnsberg diejenigen Juden, 
welche fih vor dem 1. Sanuar 1814 dort angefiebelt, nach Bergifchen Recht, 
dagegen bie fpäter eingewanderten nach Naffauifcher Verfaſſung, namentlich nach 
ber Oranien⸗Naſſauiſchen Judenordnung vom 17. Januar 1770 und der Dekla⸗ 
ration vom 27, April 1784 und ge 1786 behandelt. Hiernach find fie 
Schutzjuden; z auswärtige müſſen einen Schutzbrief löſen, der nur bei einem Ver⸗ 
mögen von 500 Thlr. für Städte, und son 500 Gulden für das platte Land 
ertheilt wird; ber Schub geht nur auf die Wittwe über, Söhne müffen bei 
Begründung eines eigenen Hausflandes einen befonberen Schubbrief löſen. 
Sind beide Elteın tobt, fo wird ber Sohn nur noch 1 Jahr nach erlangter 
Großjährigkeit gefhüst, Tann er dann einen eigenen Schutzbrief nicht Yöfen, 
auch als Knecht nicht unterfommen, fo muß er nad Entrichtung des zehnten 
Pfennigs das Land räumen. Die Wohnfigveränderung ift innerhalb des Krei- 
ſes unbefchränft, dagegen ber Abzug aus bemfelben nur nach Ertheilung eines 
Abſchiedsbriefes, und Orbnung der Geldangelegenheiten mit Chriften geftattet. 
Der Erwerb von Grunbeigenthum ift nur zu eignem Gebrauch, nicht zum Han- 
deln oder zur Verpachtung erlaubt; Haufirhandel ift unterfagt. Zur Verheira⸗ 
thung ift Fein Konſens erforberlih; einheirathende Jüdinnen müſſen jedoch in 
Städten 500, auf dem platten Lande 300 Gulden einbringen. Die Vertrags- 
fähigfeit ift in fo weit beſchränkt, als Juden an „gemeine Leute” für „geringere 
Waaren“ Forderungen nicht über 20 Gulden anwachlen laffen Dürfen, von Rech⸗ 
nungsfchulden Zinfen nur, wenn biefelben gerichtlich feitftehen, zuläffig find, ge- 
richtliche Aufnahme der Darlehns - Verträge vorgefchrieben und ber Zinsſatz auf 
5 Prozent eingefchränft iſt; Ceffionen dürfen nur gerichtlich aufgenommen, und 
Pfänder nur gerichtlich verkauft werben; im Uebrigen gelten das Allg. Landrecht 
und bie Allg. Gerichtsorbnung, 

Sn den zum Regierungs-Bezirt Eoblenz gehörigen Naffauifchen Landes⸗ 
thetlen ift die Stellung ber Juden im Wefentlihen bie des gemeinen Rechte, 
zum Theil näher beftimmt durch Naffauifche, Kurfürftlich Trierifche und Fürſtlich 
Solms-Braungfelsifche VBerorbnungen. Sie find Schubverwandte, zu Öffentlichen 
Hemtern, außer dem eines Arztes, unfähig, haben aber, indem fie nur gegen 
Löfung eines Schupbriefes geduldet werben, auch nicht an allen bürgerlichen La- 
fen Theil zu nehmen; unvergleitete Juden, bie auch nicht im Dienfte eines 
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Schußjuden ſtehen, follen über die Gränze gebracht werten. Der Schubbrief, 
welchen die Regierung ertheilt, ift rein perfönlich, und wirb ber Regel nach bei 
Eingeborenen nur dem älteften Sohn, event. ber älteften Tochter, beim Nach⸗ 
weis eines fittlichen Lebenswanbels und eines Vermögens von 500 reſp. 300 
Gulden, gegen Zahlung von 74 Dukaten Rereptionegebühren und eines jähr- 
lien Schutzgeldes bewilligt, Ausländer erhalten den Schug nur beim Ein- 
bringen von 1500 reip. 1000 Gulden für den Juden reip. bie Zübin, und bei 
Zahlung son 15 Dufaten Receptionsgelder. 
Naffauifche Verordnung vum 29, November 1806, 

Die Befip-Beränberung if in ven ehemals Solms-Braunfelsifchen Landes⸗ 
theilen mit Staats-Genehmigung, nach vorher eingeholtem Outachten ver Kom⸗ 
munal-Behörben geftattet. Der Erwerb son Orundftüden if an bie Stante- 
Genehmigung gefnüpfts für den Handel und Gewerbsbetrieb beftehen particuläre 
Beſchränkungen. Für die privatrechtlichen Verhältniſſe kommt das gemeine Recht 
zur Anwendung, und gilt baber im Allgemeinen bag oben in Bezug auf Neu⸗ 
Vorpommern Bemerkte. 

Unvergleitete Juden bürfen gar nicht, vergleitete nur mit Staats⸗Geneh⸗ 
migung heiratben, uud tn Solms-Braunsfeld darf den fünifchen Kindern nur 
ber vierte Theil des Vermögens als Ausfleuer gegeben werben; DVerträge mit 
Chriſten find nur nach obrigfeitlicher Beftätigung gültig, und gekaufte geftohlene 
Sachen müffen von Inden unentgeltlich herausgegeben werben, 


1. Wetzlar. 


Die Juden in ver ehemals freien Reichsſtadt Wetzlar werben nach dem ge- 
meinen- Rechte, dem Herfommen und Lokal⸗Statuten behandelt, und gelten ba- 
nah nur als Schupjuben, 


K. Ghemald Hannöverfche Landestheile. 


Durch ben Vertrag zwifchen Preußen und Hannover som 29. Mai 1813 
gingen durch Tauſch von Hannover mehrere Aemter und DOrtfchaften an Preu⸗ 
fen über. 

Bon den Regierungen zu Minden und Magdeburg werben mit Rüdficht 
darauf, daß jene Lanbestheile früher zum Königreich Weſtphalen gehört haben, 
bie dortigen Iuben nach der Königlichen Weftphälifchen Gefepgebung behandelt, 
Für das Privatrecht gilt das Allg. Landrecht. 


L. Ehemals zum Sranzöfifchen Kaiferreich gehörige Landestheile. 


Bon dem Franzöfifchen Kaiferreih kamen in Folge des Parifer Friedens 
vom 30, Mai 1814 Art, III. an Preußens die linke Rheinfeite in ben Regie- 
rungsbezisten Trier, Hachen, Koblenz, Köln, Düffelborf, ferner vom rechten 
Rheinufer ber Kreis Rees, und in der Provinz Weftphalen mehrere jebt zum 
Regierungsbezirk Münfter gehörige Landestheile. 
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Nachdem bereits während der Franzöſiſchen Revolution denjenigen Juben, 
welche ben Bürgereid leiſteten, und damit auf alle beſonderen Rechte und Aus⸗ 
nahmen von ben allgemeinen Geſetzen und Pflichten verzichteten, auch alle Rechte 
Sranzöfiicher Staatsbürger verlieben waren, wurbe durch ben Code Napoleon 
die völlige Gleichſtellung ber Suben mit den Chriſten wiederholt ausgefprochen, 
Später ergingen jeboch, nachdem vielfache Klagen über ven Wucher ber Juden 
lant geworden waren, unb ungeachtet ber von dem Sailer berufene Sanhebrin 
über das Berbältnig der Juden zum Staat und zu ben chriftlichen Bewohnern 
anfcheinend genügenbe Erklärungen abgegeben hatte, unter dem 17. März 1808 
drei Kaiſerliche Verordnungen, von benen zwei bie Kultus⸗Verhaͤlmiſſe feftftellten, 
bie Iehte, gegen ben Wucher gerichtete, nur proviſoriſch auf 20 Jahr gegeben war. 

Bulletin de lois, Serie IV. 186. Nr. 3211. 
- “ - 187, Rx. 3237, 3238. 

Mi biefer Berfaffung kamen bemnähft bie genannten Lanbestheile an 
Preußen. Durch bie Allerh. Ordre vom 3. März 1818 (Ann, I. ©, 726.) 
warb bie Bortbauer ber Anwendung bes Iehten Derreis vom 17. Mär} 1908 
bis auf weitere Beitimmung angeorbitet. 

Hiernach Reben bie dortigen Juden im Allgemeinen in politifchen und bür- 
gerlihen Rechten den chriftlichen Einwohnern gleich. Sie werben jeboch weber 
zu Staats- noch zu alabemifchen Lehr⸗ und Schul-Aemtern in ben Regierungs- 
bezirten Trier, Koblenz und Köln, auch nicht als Gefchworne bei den Affen 
zugelaſſen; Gemeinde⸗Aemter befleiden fie im Regierungsbezirt Trier nicht, und 
burch die Rheinische Gemeinbe-Orbnung find fie von ben Stellen ber Gemeinde 
Vorſteher ausgefchloffen. Gem. Orbn. vom 23. Sult 1845 $. 72, Geſetzſ. S. 541. 

Die Begrünbung bes Hausftandes iſt für die Juden der linken Seite ber 
Rheinprovinz unbefchränkt, dagegen fonft von der Staats-Genehmigung abban- 
glg, welche der Regel nach nur ertheilt wird, weun ber Sube ein zum Felbbau 
beſtimmtes Srundftüd erwirbt und fich Iebiglich dem Feldbau widmet, ohne fi 
mit irgend einer Art des Handels abzugeben. Artikel 16. des Decrets vom 
17. März 1808, Die Veränderung des Wohnfiges iſt innerhalb biefer Lan- 
destheile unbefchräntt, obfchon einige Regierungen auch für ein Umzichen aus 
einem ehemaligen Departements- Bezirk in einen andern die Befchränfungen bes 
Art, 16. anwenden. In Betreff ver fonftigen Beſchränkungen, welche das Derret 
som 17. März 1808 enthält, wird auf deſſen Inhalt verwiefen, 

S. ben Abprud diefes Geſetzes Im Anhange, 

Bu bemerken if biebei nur, daß jene Beſchränkungen in Bezug auf den 

Betrieb ſtehender Gewerbe durch bie Allg. Gew. Ordn. 6. 190, aufgehoben find, 


.M. Ehemals Großherzoglich Bergifche Landestheile. 


. In Bolge des Wiener Eongreffes und bes Partfer Friedens vom 30, Mai 
1814 Art. III. ging das ehemalige Großherzogthum Berg an die Krone Preu⸗ 
Ben über, Daffelbe bildet gegenwärtig in ber Rheinprovinz Beſtandtheile ber 
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Regierumgsbezirte Koblenz, Köln, Düffelvorf, und in Weftphalen, der Regie⸗ 
rungsbezirke Münfter, Arnsberg und Minden, In biefen Landestheilen waren 
durch bie Eonftitution bes Großherzogthums Berg allen Einwohnern, ohne Aus- 
nahme ber Inden, gleiche Rechte verlichen worden. Die Kranzöfifhe Gefeb- 
gebung warb auch dort eingeführts jeboch mit Ausnahme bes Derreis vom 17, 
März 1808, welches auf dem rechten Rheinufer nicht publicirt if. 

In ber Grafſchaſt Mark werben die Juden privatrechtlich ben Ehriften gleich 
bebantelt. Ben dem Amte ber Gemeindeverordneten und Vorſteher find fie 
andgefchlofien. 2. G. DO. für Weſtphalen vom 31. Oltober 1841 66. 53, und 
73, Geſetzſ. S. 307. und 310, 


N. Ehemals Königlih Weftphälifche Landestheile. 


In den ehemals dem Königreich Wefiphalen einverleibten, jet zu ben Pro- 
vinzen Weſtphalen, Sacfen und Brandenburg gehörigen Landestheilen beſteht 
ia Betreff ber Juden die Weſtphaͤliſche Geſetzgebung. Diefe erklärte zunörberkt 
im Art. 10, der Konftitution vom 15. November 1807. (Bulletin des lois L., 
Ser. 13.) vie völlige Gleichheit aller Untertbanen vor bem Geſetz. Zur näheren 
Ausführung erging demnach das Königliche Dekret vom 27. Januar 1808, 
(Tom, I. pag. 252.), durch welches den Juden biefelben Rechte und Freiheiten, 
wie ben übrigen Einwohnern, zugefichert, alle bisher ihnen auferlegte beſondere 
Abgaben aufgehoben wurden. 

Die Juden fliehen daher auch gegenwärtig noch überall in foweit ben chriſt⸗ 
lichen Einwohnern gleich, als nicht fpater wiederum ausdrückliche Befchränkungen 
angeorbnet worden find. 

Durch die revidirte Stäbteorbnung und bie MWeftphälifche Landgemeinde⸗ 
Orbuung find fie zu den Stellen der Bürgermeiſter und Oberbürgermeifter, ber 
Grmeinbesorfieher und Gemeindeverorbneten unfähig erklärt. Landgem. Ordn. 
som 31. Oktober 1841, 88. 33, 73. (Befehl. S. 307. 310.) 

Als befondere Geſellſchaften galten bie jünifchen Gemeinden nur binfichtlich 
ber von ihnen Fontrahirten Schulden; für deren Abtragung follte unverzüglich 
gelorgt werben, und bis dahin jeber Jude zu den Schulden, Koflen und Laften 
derjenigen Gemeinde ferner Beitrag leiften, zu welcher er nach ber früheren Ter- 
ritorial⸗Eintheilung gehört hatte, 

Als Privatrecht kommen die Borfchriften des Allg, Landrechts und der Ge⸗ 
rihtsorbmung zur Anwendungs da jedoch nach der Allerh. Orbre vom 8, Auguſt 
1830 in Betreff der Inden die bei ber Decupation in ben einzelnen Landes⸗ 
theilen vorgefundene Berfaffung aufrecht erhalten werben foll, und bier durch 
bie frühere Geſezgebung die allgemeine Gleichſtellung ber Iuben mit ben Chri⸗ 
Ren ausgefprochen worben, fo ſchwankt bie Praris der Gerichte bei Anwendung 
ber beſonderen landrechtlichen Beſchränkungen. 
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Editkt, 
betreffend die buͤrgerlichen Verhältniſſe der Juden in dem Preußiſchen 
Staate. 


Vom 11. März 1812, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ac. ꝛt., 
haben befchloffen, ben jübifchen Glaubensgenoffen in Unferer Monarchie eine 
neue, ber allgemeinen Wohlfahrt angemeffene Berfaflung zu ertheilen, erflären 
alle bisherige, durch das gegenwärtige Edilt nicht beftätigte Geſetze und Vor⸗ 
fchriften für die Juden für aufgehoben und verorbnen wie folgt: 

$. 1, Die in Unfern Staaten jetzt wohnhaften, mit General- Privilegien, 
Naturalifationg-Patenten, Schupbriefen und Konzeffionen verfehenen Juden und 
deren Samilien find fir Einländer und Preußiſche Staatsbürger zu 
achten. 
S. 2. Die Fortdauer dieſer ihnen beigelegten Eigenſchaft als Einländer 
und Staatsbürger wird aber nur unter der Verpflichtung geſtattet: 

daß fie feſt beſtimmte Familien-Namen führen, 
und 

daß fie nicht nur bei Führung ihrer Handelsbücher, fondern auch bei Abfaf- 

fung ihrer Verträge und rechtlichen Willens - Erflärungen ber beutfchen ober 

einer andern lebenden Sprache, und bei ihren Namens - Iinterfchriften Teiner 
andern, als beutfcher oder Iateinifcher Schriftzüge fich bedienen follen, 

5. 3. Binnen ſechs Monaten, von dem Tage ber Publikation dieſes Erifts 
an gerechnet, muß ein jeder gefchüßte oder Fonzeffionirte Jude vor der Obrigkeit 
feines Wohnorts fich erflären, welchen Familien⸗Ramen er beftändig führen will, 
Mit diefem Namen ift er, ſowohl in Hffentlicden Verhandlungen und Ausferti⸗ 
gungen, als im gemeinen Leben, gleich einem jeden andern Staatsbürger, zu 
benennen, 

6.4 Nach erfolgter Erklärung und Beſtimmung feines Familien-Namens 
erhält ein Jeder von ber Regierung ber Provinz, in welcher er feinen Wohnſitz 
bat, ein Zeugniß, daß er ein Einländer und Staatsbürger fei, welches. Zeugniß 
für ihn und feinen Nachlommen künftig ſtatt des Schutzbriefes dient, 

8,5. Nähere Anweifungen zu bem Verfahren ber Polizei» Behörden und 
Regierungen wegen ver Beſtimmung der Samtlien-Namen, ber Öffentlichen Be⸗ 
Yanntmachung derſelben durch bie Amishlätter und der Aufnahme und Fortfüh- 
zung ber Hanptverzeichniffe aller in ber Provinz vorhandenen jüblfchen Familien 
bleiben einer beſondern Inſtruktion vorbehalten, 

5. 6. Diejenigen Juden, welche den Vorfchriften $$. 2. und 3, zumiber 
handeln, follen als fremde Juden angefehen und behandelt werben, 

$. 7. Die für Einländer zu achtende Juden bingegen follen, infofern biefe 
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Berorbuung wichts Abweichendes enthält, gleiche bürgerliche Rechte und Freihei⸗ 
ien mit ben Chriſten genießen. 

$. 8. Sie können baber alademifche Lehr- und Schul⸗, auch Gemeinde 
Aemier, zu welchen ſie ſich geſchidt gemacht haben, verwalten. 

$. 9. Im wiefern die Juden zu andern Bffentlichen Bebienungen unb 
Staats⸗Aemtern zugelaffen werben loͤnnen, behalten Wir Uns vor, in ber Bolg. 
ber Zeit geſetzlich zu beſtimmen. 

$. 10, Es flehet ihnen frei, in Städten fowohl, ale auf bem platten 
Bande ſich niederzulaffen. 

$. 11. Sie Finnen Grunbfüde jeder Art, gleich den chriſtlichen Einwoh⸗ 
nern, erwerben, auch alle erlaubte Gewerbe mit Beobachtung der allgemeinen 
geſeßlichen Borfchriften treiben. 

$. 12. Zu ber aus dem Staaisbürgerrechte fließenden Gewerbefreiheit 
gehört auch der Handel. 

$. 13, Den auf dem platten Lande wohnenben Juden und ihren Angehb⸗ 
rigen ſteht nur frei, denjenigen Handel zu treiben, ber ben übrigen Bewohnern 
deſſelben geſtattet iſt. 

$. 14, Mit beſonderen Abgaben dürfen die einländiſchen Juden, als ſolche, 
nicht befchwert werben, 

6. 15.. Sie find aber gehalten, alle ven Chriſten gegen den Staat und bie 
Gemeinde ihres Wohnoris obliegende bürgerliche Pflichten, zu erfüllen, und mit 
Ausnahme der Stol- Gebühren, gleiche Laften, wie andere Staatsbürger zu 
tragen, 

$. 16, Die Militair- Konfeription oder Santonpflichtigfeit, und ben damit 
in Verbindung ſtehenden befondern gefeplichen Vorfchriften find bie einlänbifchen 
Juden gleichfalls unterworfen. Die Art und Weife der Anwendung dieſer Ver⸗ 
pflichung auf fie, wird durch die Verordnung wegen ber Militais - Konfeription 
näher beftimmt werben. 

F. 17. Chebünbniffe Tönuen einlänbifche Juden unter fih fchließen, ohne 
bierzu einer befondern Genehmigung oder ber Löfung eines Traufcheins zu her 
türfen, in fofern nicht nach allgemeinen Vorſchriften bie von Audern abhängige 
Einwilligung oder Erlaubniß zur Ehe überhaupt erforberlig iſt. 

$. 18, Eben dieſes findet ſtatt, wenn ein einländifcher Jude eine anslän- 
diſche Jüdin heirathet. 

F. 19. Durch die Heirath mit einer inlänbifchen Jüdin erlangt aber Fein 
fremder Jude das Recht, in biefigen Staaten ſich nieberzulaflen. 

6. 20, Die privatrechtlichen DVerhältniffe der Juden find uach eben ben» 
ſelben Gefegen zu beuriheilen, welche andern Preußiſchen Stantsbürgern zur 
Kichtſchnur dienen, 

8. 21, Ausnahmen finden bei ſolchen Handlungen und Gefchäften ftatt, 
welche wegen ber Verſchiedenheit der Religionsbegriffe und des Kultus an be 
fondere gefegliche Beſtimmungen und Bormen nothwendig gebunden find, 

VIIL, 8 
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8, 22, Bel den Eipesleiftungen der Juden find daher hie Borfihriften ber 
Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. J. Tit, 10, $. 317-851. noch ferner zu 
beobachten, 

6. 23, Auch muß es bei ver Seftfepung ber Allg. Ger, Ord. Th. 1. Tit. 
10, $. 352. und ver Krim, Orb. $. 335. Nr. 7. und $. 357. Nr. 8, daß 
Fein Jude in den benannten Kriminalfällen zur Ablegung eines eidlichen Zeug⸗ 
niffes gezwungen werben barf, fo wie bei den daſelbſt beſtimmten Wirkungen 
eines freiwillig gelsifteten Zeugeneides, Hinftig verbleiben. 

$. 24, Im Anfehung der Präfentation der Wechſel am Sabbath, ober 
an jñdiſchen Feſttagen behalten vie 58, 989, 9UO, des Allg. Landrechts Th. II, 
Tit. 8. ihre forthauernde Gülligkeit. 

6. 25, An bie Stelle der, nad dem Allg. Landrechte Th, 11. Dit. 1. © 
186. zu einer vollgültigen Ehe erforderlichen Trauung, tritt bei den Ehen ber 
Juden die Zufammenkunft unter dem Trauhimmel und das feierliche Anfteden 
des Ringes, und dem im $. 138, verordneten Anfgebote iſt die Bekanntmachung 
in der Synagoge gleich zu achten, 

6, 26. Auf die Trennuug einer vollzogenen gültigen Ehe kann jeder Theil 
aus den in. dem Allg. Landrechte Th. 11. Tit. 1, 8. 669718, feſtgeſetzten Ur⸗ 
fachen antragen, 

6 27. Zur Begrüntung der bürgerlichen Wirkungen einer gänzlichen Ehe⸗ 
Scheidung unter den Tuben iſt das Erlenntniß bes gehörigen Richters hinveichend 
und die Ausfertigung eines Scheidebriefes nicht nothwendig. 

6, 28, Da, nah ven allgemeinen Rechtsgrunpfägen, neue Sefepe auf 
vergangene Bälle nicht bezogen werben Tonnen, fo find die Streitigkeiten über 
Handlungen, Begebenheiten und Gegenſtände, welche bad bürgerliche Privatrecht 
der Juden betreffen, und fih vor ber Publifation der gegenwärtigen Berorbnung 
ereignet haben, nach ven Geſetzen zu beurtheilen, bie bis zur Publifation dieſes 
Edikts verbindend waren, wenn nicht etwa bie bei jenen Handlungen, Begeben- 
beiten und Gegenſtänden Sntereffirte, in fo fern ſie bazu rechtlich beſugt find, 
ſich Durch eine rechtsgültige Wilfengerflärung den Beſtimmungen ber gegenwär- 
tigen Verordnung, nach deren Publikation, unterworfen haben follten, 

$. 29, Sn Abfiht des Oerichtoftandes und ber damit verbunbesten vor- 
munbfhaftlihen Verwaltung findet ebenfalls zwiſchen Chriften und Juden Fein 
Unterfchieb ſtatt. Nur in Berlin bleibt es vorerft bei bem, den Niben ange 
wieſenen befonderen Gerichtsftande. 

$. 30, In feinem Kal dürfen fih Rabbiner und Juden⸗Aelteſten weder eine 
Gerichtsbarkeit noch eine vormundſchaftliche Einleitung und Direction anmaßen. 

$. 31. Fremden Juden iſt es nicht erlaubt, in den hieſigen Staaten ſich nie⸗ 
derzulaſſen, ſo lange ſie nicht das Preußiſche Staatsbürgerrecht erworben haben. 

$, 32, Zur Erwerbung dieſes Bärgerrechts können ſie nur auf Den Antrag 
der Regierung der Provinz, in welder bie Nieberlaffung erfolgen fol, mit Ge⸗ 
nehmigung Unſers Miniffirii bes Innern, gelangen, 
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z. 33, Sie genießen alodann mit den Einlänvern gleiche Rechte und Freiheit, 

6. 34, Fremde Inden, als felde, dürfen weder als Rabbiner und Kir⸗ 
chenbediente, noch als Lehrburfchen, noch zu Gewerks⸗ ober Hausdienſten ange- 
nommen werden. Es erftrecket fich jedoch biefes nicht auf biefenigen vergeleiteten 
Juden, welche fich zur Zeit ver Publikation bed gegenwärtigen Eins bereits in 
Unfern Staten befinden. 

$. 35. Diejenigen einlänbifchen Juden, welche gegen biefe DVorfchrift ($. 
24.) handeln, nerfallen in 300 Rihlr. Strafe, ober im Falle bes Unvermögens, 
biefe zu erlegen, im eine, ben wegen ber Derwanblung ber Strafen vorhandenen 
allgemeinen Vorſchriften angemeſſene Gefängnißftafe, und ber fremde Jude muß 
über die Grenze gefchafft werben, 

$. 36, NAuslänbifchen Juden if der Eintritt in das Land zur Durchreiſe 
ober zum Betrieb erlaubter Handels⸗Geſchäfte geftattet. Meber bas von venfelben 
und gegen bisfelben zu beobachtende Verfahren, follen bie Polizeibehörben mit 
siner beſondern Inſtruktion verfehen werben, 

$. 37, Wegen bes Berbots wiber das Hanfiren überhaupt, hat es bei ben 
Polizeigefepen auch in Abficht auf die Juden fein Bewenden. 

$. 38, In Königsberg in Preußen, in Breslau und Frankfurt an ber 
Ober bürfen fremde Juden, fo lange die Meßzeit dauert, mit Genehmigung ber 
Obrigkeit, ſich aufhalten, 

$. 39, Die nöthigen Beftimmungen wegen bes Firchlichen Zuftandes und 
ber Verbefferung bes Unterrichts ber Juden werben vorbehalten, und es follen 
bei der Erwägung berfelben, Männer bes jüdiſchen Glaubenshefenntniffes, bie 
begen ihrer Kenntniſſe und Rechtſchaffenheit das öffentliche Vertrauen genießen, 
zugezogen und mit ihrem Gutachten vernommen werben, 

Hiernach haben ſich Unfere ſämmtliche Staato⸗Behörden und Unterihanen 
zu achten, Gegeben Berlin, ben 11, März 1812. 

Friebrich Wilhelm, 
Öarbenberg, Kircheiſen. 


r. 
Borläufige Berorbnung 


wegen deö Zudenweiens im Großherzogthum Bofen. 
Dom 1, Suni 1833, 

Dir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König son Preußen ic. ꝛc. 

Rachdem Wir Uns von ber Nothwendigkeit überzeugt haben, ben bürger⸗ 
lichen Zuftand der Juden in Unferer Provinz Pofen balbigft, und no vor Er⸗ 
Infung eines, die gefammten Provinzen Unferer Monarchie umfaſſenden Geſetzes 
über bie Rantsbürgerlichen Verhaäliniſſe der Juden zu verbeſſern, unb bie ang 
ber Rage Her Geſezgebung über dieſen Gegenſtand hervorgehenden Zweifel zu 

8* 
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Militairbienſt⸗Verpflichtung ber Juden, 

$. 14, Mit dem Vorbehalt, die allgemeine Militairpflichtigleit ber Polen, 
ſchen Juden in Zukunft eben fo, wie in andern Provinzen ber Monarchie anzu 
ordnen, foll auf die Dauer des, durch die gegenwärtige Verordnung begrünbelen 
proviforifhen Zuflandes, den dazu moralifh und Förperlich geeigneten Juden 
geftattet fein, innerhalb ihres militairpflichtigen Alters freiwillig in den Mili- 
tairbienft zu treten. 

Durch den wirklichen Eintritt wirb fowohl der Eintretende ſelbſt, als deſſen 
Vater von Erlegung bes Rekrutengeldes befreit, Die Bäter nicht eintretender 
Söhne find baffelbe auch ferner zu ’erlegen verbunden. Wegen der in Bezie⸗ 
bung auf bie Erhebung und Berechnung bes Rekrutengelbes zu treffenden Ein- 
richtung bat Unfer Finangminifterium bie erforberlichen Verfügungen zu erlaſſen. 


Verheirathung ber Juden, 

6. 15. Die Ehe eines Juden mit einer Ausländerin ift nur in bem Kalle 
zuläffig, wenn bie lebtere ein eigentbümliches Vermögen von mindeſtens 00 
Rihlr. in die Ehe bringt. 

Dispenfationen in einzelnen bringenben Fällen find bei bem Oberprß ĩdenten 
der Provinz nachzuſuchen. 

An die Stelle der nach dem Allgem. Landrecht Thl. II, EN I. $. 186, 
zu einer vollgültigen Ehe erforberlichen Tranung, tritt bei den Ehen ber Inbden 
die Zuſammenkunft unter dem Traubhimmel und das feierliche Anfteden bei 
Ringes; und an bie Stelle des im $. 138 daſelbſt verordneten Aufarboi, bir 
Bekannmachung in ber Synagoge. 


Naturalifation ber dazu geeigneten Juden. 


m 916, Die Regierungen haben bafür zu forgen, baß bie Korporations⸗ 
Angelegenheiten in der oben vorgeſchriebenen Art ſpättſtens binnen ſechs Mona—⸗ 
ten nach Publikation diefer Verordnung georbnet werden. Sobald dies geſche⸗ 
ben if, und bie Verwaltungsbehörben mit Zuſtimmung ber Nepräfentanten, 
Namens ber Korporation bie Erflärung abgegeben haben, daß fie für bie Er 
fülung ber hier vorgefihriebenen Bedingungen ‚haften wollen, follen diejenigen 
jüdiſchen Hausväter und einzelne Perfonen, welche fi ben nachſtehenden Vor⸗ 
fehriften gemäß dazu eignen, unter ben in gegenwärtiger Berorbnung enthalte: 
nen Beſtimmungen naturalifirt werden. 
$. 17, Allgemeine Erforberniffe der Naturalifation. find: 

I) völlige Unbefcholtenheit bed Lebenswanbelg, 

2) die Fähigkeit und Verpflichtung, fih in allen Sffentlichen Yngelegenpeen 
Bilenderflärungen, Rechnungen u. bel, ausfchließlich ber Deutfäen 
Sprache zu bedienen. Bon biefem Erforderniß darf jedoch ber Obepri 
fibent auf Antrag ber Regierung bispenfrei, 

3) die Annahme eines beftimmten Familien⸗Kamens. 
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6. 19. inter diefen Vorausſeyungen follen in bie Maffe ber naturaliſirten 
Zuden aufgenommen werben, Diejenigen weldhe den Nachweis führen: 

1) Daß fie feit dem 1. Juni 1815 ihren beſtändigen Wohnſitz in ber Pro- 
vinz Pofen gehabt, oder zu ihrer fpätern Nieberlaffung die ausprüdiiche 
Genehmigung bes Staats erhalten haben; 

2) daß fie 

entweder einer Wilfenfchaft oder Kunft fih gewibmet haben, und 
folche vergeftalt betreiben, daß fie von ihrem Ertrage fich erhalten 
Fonnen; 

oder ein laͤndliches Grundſtück von bem Umfange befiben, und felbft 
bewirtbfchaften, daß daſſelbe ihnen und Ihrer Familie ben binreichen- 
den Unterhalt fichert s 

ober in einer Stabt ein nambaftes ſtehendes Gewerbe mit einiger 
Auszeichnung betreiben; 

ober in einer Stabt ein Grundſtück von wenigſtens 2000 Rihlr. an 
Werth ſchuldenfrei und eigenthümlich befigen; 

oder daß ihnen ein Kapitalvermögen von wenigſtens 5000 Rihlr. ei⸗ 
genthümlich gehoört; 

oder daß ſie durch patriotiſche Handlungen ein beſonderes Verdienſt 
um ben Staat ſich erworben haben, 

6. 19. Diejenigen, welche diefen Nachweis führen, follen von der Regie⸗ 
tung des Bezirks, in welchem fie wohnen, mit vorläufigen Naturaltfationg-Pa- 
tenten verſehen werben, in welchen auf bie gegenwärtige Verorbnung unb bie 
Ihnen darin verlichenen Rechte, fo wie auf bie ihnen anferlegten Verpflichtungen 
Bezug zu nehmen tft. 

6.20. Die folchergefalt naturalifirten Juden Tonnen, unter Beobachtung 
ber allgemeinen Borfchriften, in Städten und auf dem platten Lande innerhalb 
ber Provinz fich niederlaffen, Grundſtücke jeder Art erwerben, und alle erlaubte 
Gewerbe treiben; fie find, mit Vorbehalt bes nach $. 14, zu entrichtenden Re⸗ 
Irutengelbes, befonbere Abgaben weber an bie Staatsfaffe, noch zu ben Käm⸗ 
mereien zu bezahlen verbunden, bagegen aber verpflichtet, alle ben Chriften ge- 
gen den Staat und die Gemeine ihres Wohnoris obliegenbe Verbindlichkeiten 
bor der Hand mit der In Hinſicht der Militairpflichtigkeit 6. 14 feſtgeſetzten 
Ausnahme, zu erfüllen, und, mit Ausfihluß ber Stolgebühren, gleiche Laſten, 
wie andere Einwohner zu tragen, Mit Ausnahme ber befonberen Vorfchriften, 
welche die Gefepe wegen folcher Handlungen und Gefchäfte, worauf bie Ver⸗ 
ſchiedenheit ihrer Religionsbegriffe von Einfluß iſt, namentlih Thl. 1. Tit. 10, 
$6. SIT bis 351, der Gerichtsorbnung, wegen ber Eibesleiftungen Thl. I, Tit. 
10, $, 352, der Gerichtsorbnung und F. 335, Nr. T. und 6. 357. Nr. 8, ber 
Kriminalorbnung wegen der abzulegenden Zeugniffe und Zeugeneide, fo wie 
Th, U, Tit. 8, 6, 989 und 990 des Allgemeinen Landrechts, wegen Präfen- 
hation ber Wechſel an Sabbathen und Zefttagen, find fie in Hinficht ihrer hür- 
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gerlichen und pribatrechtlichen Berhältniffe nach ben allgemeinen Geſetzen, gleich 
ben chriftlichen Einwohnern zu behandeln, und nur folgenden Beſchränkungen 
unterworfen: 

a) zu Stantsämtern und zu ben Stellen ber Magiftsatshirigenten find bie- 
felben nicht wahlfähigs eben fo wenig 

b) zu der Funktion der Deputisten auf ben SKreistagen, Kommunal- und 
Provinzial-Landtagen. 

ce) Wenn fie Rittergüter erwerben, werben einſtweilen die mit dem Beſitze 
verbundenen Ehrenrechte von der Stantsbehörbe ausgeübt, bach bleiben fie 
bie damit verbundenen Laften zu tragen verbunden, 

Ad) In eine andere Provinz Unferes Reichs ihren Wohnfig zu verlegen, find 
fie nur mit Genehmigung Unferes Minifters des Innern berechtigt und 
serpflichtet, ſich vorher mit der Rorporation, zu mwelder fie gehören, wegen 
Ablöfung ihres Antheild an ven Korporationd-Berpflichtungen durch Eini- 
nigung mit dem Korporations Vorftande, ober, wenn eine folche nicht zu 
bewirken ift, nach ber Feſtſetzung ber Regierung abzufinben. 


Rechts-⸗Verhältniſſe der noch nicht zur Naturalifation 
geeigneten Juden. | 

$. 21. Diejenigen jübifhen Einwohner Unferer Provinz Pofen, welde 
fih zur Erlangung ber, ber gebachten naturalifirten Klaffe verlichenen Rechte 
noch nicht eignen, follen von ber Verwaltungsbehörbe jeder Korporation forg- 
fältig und zwar familienweife, nach einem von dem Oberpräfiventen zu. beftim- 
menden Schema, verzeichnet werben. Die Berzeichniffe werben dem Lanbrathe 
bes Kreifes zur Prüfung vorgelegt, von bemfelben bemnächft befcheinigt, und bei 
ber Orts⸗Polizeibehörde aufbewahrt, Alle Jahr erfolgt eine Reviſion und Br- 
ſcheinigung dieſer DVerzeichniffe, 

$. 22. Auf den Grund derſelben wird von ber Orts-Polizeibehörde jedem 
Bamtlienvater ein mit ber Nummer des Verzeichniffes verſehenes Certifikat er- 
theilt. Diefes fol die Namen der fammtlichen Mitglieder der Familie enthalten, 
und nad ber jährlichen Revifion mit einem Bifa verfehen ober berichtigt werben, 

$. 23. Solche Zertififate follen nur denjenigen Samilienvätern und einzel- 
nen volljährigen und felbftftändigen Juden ertheilt werben, welche. den Nachweis 
führen können, daß fie fih feit dem 1. Suni 1815 beftändig in ber Provinz 
befunden haben, oder daß ihnen ber Aufenthalt in berfelben fpäterhin ausdrück⸗ 
lich geftattet worden. 

$, 24. Die durch ſolche Zertififate nicht legitimirten Juden werden als 
Fremde betrachtet und nach ihrer Heimath zurückgewieſen; die Rückkehr aber ſoll 
ihnen bei einer Strafe von 50 Rthlr. ober verhältnißmäßiger Gefängnip- 
Strafe unierfagt werben, Denfenigen Juden, welche fich feit dem 1. Juni 1815 
ohne ausdrückliche Erlaubniß in der Provinz angefiedelt und einen Wohnfig im 
sechtlihen Sinne darin gewonnen haben, und in ihre Heimath nicht zurüdge- 
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tiefen werben Tönnen, fol ber Oberpräfident bie Aufnahme unb bas Zertifffat 
zu bewilligen befugt fein. 

6 25. Alle noch nicht naturaliſirten, jedoch ferner zu bulbenden und mit 
Zertififaten zu verſehenden Iuben find außer ben $. 20 ausgebrüdten Beſchrän⸗ 
kungen, welchen auch die naturalifirien unterliegen, noch folgenden unterworfen: 

a) Bor zurüdgelegtem vierundzwanzigſten Jahre iſt ben nicht naturalifirten 
Juden die Schliegung einer Ehe, wenn nicht ber Oberpräfivent in drin» 
genden Fällen dazu befondere Erlaubnig ertheilt bat, nicht zu geſtaiten. 

db) Sie follen ihren Wohnfig in der Regel und mit Ausnahme ber weiter 
unten unter d. angegebenen Fälle, nur in Stäbten nehmen, ohne jedoch 
auf vie zeitherigen Judenreviere befchränkt zu fein. Zu Gewinnung bes 
Bäntifchen Buͤrgerrechts find fie aber nicht fähig. 

ce) Sie find von dem Handel mit kaufmännifchen Rechten ausgefchloffen; das 
Schanlgewerbe darf ihnen nur auf den Grund eines befondern Gutachtens 
ber Oris⸗Polizeibehörde Hinſichts ihrer perfönlichen Qualififation von ber 
Regierung gefkattei werben. Der Einlauf und Berlauf im Umberziehen 
iR ihnen unbebingt unterfagt. Der Betrieb aller anderen an fih erlaub⸗ 
ten ſtehen den Gewerbe dagegen barf ihnen unter ben allgemeinen ge- 
werbpolizeilichen Befimmungen nicht verfagt werben. 

4) Auf dem Lande dürfen folhe Juden nur dann ihren Wohnſitz nehmen, 
wenn fie entweder einen Bauerhof erwerben oder pachten und denſelben 
ſelbſt bewirtbfchaften, o bez wenn fie fich bei ländlichen Grundbeſitzern als 
Dienſtboten, oder zum Betriebe einzelner Zweige bes landwirthſchaftlichen 
Gewerbes, 3. B. als Brenner oder Brauer, vermiethen. Das Schank⸗ 
Gewerbe auf dem Lande ift ihnen ganz unterfagt. 

e) Die Annahme chriſtlicher Lehrlinge, Gefellen und Dienfboten iR ihnen 
nicht geftattet. 

f) Darlehnsgefehäfte dürfen dieſe Iuben nur gegen gerichtlich aufgenommene 
Schuldurfunden, bei Strafe ber Ungültigleit, abfchließen. 

8) Schuldanfprüche verfelben für verfaufte berauſchende Getränke haben keine 
rechtliche Gültigkeit. 

$. 26. Zu ihrer Verheirathung bebürfen biefe Juden eines Trauſcheins, 
der ihnen von Seiten bes Landraths fempel- und Foftenfrei ertheill werben fol, 
fobald fie ſich wegen Erreichung des Alters von 24 Jahren ober wegen ber vom 
Dberpräfidenten erhaltenen Dispenfation legitimiren; wenn bie Braut eine Aus- 
länberin if, das berfelben eigenthümliche Vermögen von 500 Rthlr. befcheinigen 
und bie Fähigkeit und Mittel machweifen, durch ben Betrieb eines geſetzlich er⸗ 
laubten Gewerbes ober durch binreichennes eigenthümliches Vermbgen ben Un⸗ 
terhalt einer Familie zu ſichern. Die Vorfteher der Korporationen find verpflich- 
tet, Darauf zu halten, daß dieſen Worfchriften genügt werbe, 

5. 27. In Beziehung auf alle im Obigen nicht berührte Gefchäfte und 
Berhältniffe werben auch bie nicht naturaliſirten Juden nach benfelben Grunde 
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fügen, wie bie chriſtlichen Einwohner behaubell, und alle wegen dieſes Gegen⸗ 
ſtandes ergangene frühere Verordnungen hiermit aufgcheben. 

$. 28. Tie geduldeten Juben Fannen Raturalifations- Gatente erhalten, 
fobald fie tie SS. 17 und 18. vorgefchrichene Qualiſikation nachweiſen. 


Inſtruktion. 
6. 29. Rähere Anweiſungen zu dem Berfabren der Regierungen und Po⸗ 
lizeibehörden bei Ausführung ber vorſtehenden Anorbnungen bleiben einer be⸗ 
fondern Inftruftton vorbehalten. 


Srembe Inden, 

5. 30. Ausläntifchen Juden if ber Eintritt in das Land zur Dirchreiſe 
ober zum Betriebe erlaubter Hanbelsgefchäfte geftattel. Das Verfahren gegen 
diefelben beftimmen bie ertbeilten oder noch zu ertbeilenden polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften. 

Nach obigen Vorſchriften haben Unſere Behörden und ſänmiliche Unler 
thanen fo lange, bis durch ein allgemeines Geſeß oder ſonſt ein Anderes be⸗ 
ſtimmt worben, ſich gehorfamft zu achten, 

Gegeben Berlin, ven 1. Suni 1833, 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm 
Frh. v. Altenflein. v. Schudmann Gr v. Totium. - 
Gr, v. Bernstorff, Maaſſen. Frh. v. Brenn, 
v. Kamptz. Mühler. Ancillon. 
Für den Kriegsminiſter im Allerhöchſten Aufträge, 
v. Witzleben. 


¶Deuiſche Ueberſetzung.) 
© 
Kaiferlihes Dekret, 
die Juden beixeffend. 


u) 


Im Palaſt ver Tuilerien, ven 17. März 1908, 





Napoleon ꝛc. ꝛc. 
Nach Anhörung unſers Staatsraths haben wir dekretirt und delretiren was folgi: 


Titel 1. 
Art. 1. Von der Verkündigung dieſes Dekreis an ſoll der durch unſer 
Dekret vom 30, Mat 1806 angeordnete Aufſchub für die Bezahlung ber Schuld⸗ 
ſorderungen der Juden gehoben ſein. 
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2. Doch follen beſagie Schuldferderungen nachſtehenden Verfügungen untere 
worfen ſein: 

8. Jede Verbindlichkeit für Darlehen eines Juden, welche Minderjaͤhrigen, 
ohne Bevollmächtigung ibres Vormundes, Frauen, ohne Bevollmächtigung ihres 
Ehemannes, Kriegsleuten, ohne Bevollmächtiaung ihres KHauptmannes, wenn es 
ein Soldat oder Unteroffizier, des Chefs vom Corps, wenn es ein Offizier iſt, 
gemacht worden, ſoll von Rechtswegen nichtig fein, ohne daß die Inhaber oder 
Seffionarten fe geltend machen, und unfere Gerichte irgend eine Klage oder 
Delangung deshalb zulaffen bürften, 

4 Rein Wechfelbrief, Fein Billet auf Ordre, Feine Obligation oder Schulb- 
verfhreibung, zu Gunſten eines Juden von reinem unferer nicht handeltreibenden 
Untertbanen unterzeichnet, Tann eingeforbert werben, fofern ber Inhaber nicht 
beweifet, daß der Werth derſelben vollkäntig und ohne Betrug erlegt worden. 

5, Jede Schulpforderung, deren Kapital auf eine uffenbare oder verborgene 
Weiſe durch Dinzufchlagung der Zinfen von mehr als 5 Prozent vermehrt worden 
iR, fol Son unfern Berichten herabgeſetzt werben. 

Ueberſteigt der zum Kapital’ geſchlagene Zins 10 Prozent, fo foll die Schuld» 
forderung für wucherifch und als folche für nichtig erflärt werben. 

6, In Anfehung der rechtmäßigen und nicht wucheriſchen Schuldforderungen 
ſind unfere Gerichtshöfe autorifirt, den Schulpnern Briten zu geftatten, bie der 
Billigleit gemäß. 


Titel 2, 


7. Künftig und vom 1. kommenden Suliss an, darf fich Fein Jude auf 
irgend einen Handel oder Faufmännifchen Verlehr Iegen, ohne vom Yräfchten 
bes Departements ein Patent dazu erhalten zu haben, welches ihm nur auf 
genaue Erkundigungen und auf eine Befcheinigung 

1, des Munizipalraths, befräftigend, daß befagtey Jude weber dem Bucher, 
noch einem unerlaubten Verkehr ergeben iR; 
2, des Konffteriums ber Synagoge, in beren Bezirk er wohnt, feine gute 

Aufführung und Redlichkeit bezeugen, 
ertheilt werben kann. 

8. - Diefes Patent fol alle Jahre erneuert werben. 

9, Unſere Seneral-Prolaratoren bei unfern Gerichtshäfen find insbeſondere 
beauftragt, durch eine befondere Entfcheibung bes Gerichtshofes befagte Patente 
zu widerrufen, fo oft zu ihrer Wiffenfchaft kommt, daß ein patentirter Jude 
wuchert, oder fih einem betrügerifchen Verkehr ergiebt. 

10. Jedes Handelsgefchäft, welches ein nicht patentirter Jude gemacht hat, 
fol nichtig und wirkungslos fein. 

11, Ein Gleiches Toll in Betreff feber Oypothek ftatt haben, bie ein nicht 
Patentirter Jude anf Guͤter nimmt, wenn ſich erweiſet, daß befagte Oypothek für 
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eine aus einem Wechſelbrief besrührende Schuld, ober für irgend ein Handels⸗ 
ober gewerbliches Geſchäft genommen worden. 

12. Alle Kontrakte oder Berfchreibungen zum Bellen eines nicht paten- 
tirten Juden, für Dinge, die mit Handel ober Gewerbe nichts gemein haben, 
Tonnen einer gerichtlichen Unterfuchung unterworfen werben. Dem Schuldner 
flieht frei zu erweifen, bag Wucher oder Gewinn aus einem beirügerifchen Gr- 
ſchäft ſtatt findet, und wenn biefer Beweis geführt wirb, fo können bie Schuld⸗ 
forderungen vom Gerichtshofe entweber nad Gutfinden herabgeſetzt, ober and, 
sofern ber Wucher 10 Prozent überfteigt, für nichtig erflärt werben, 

13. Die Berfügungen bes Art. 4, Tit. 1. bes gegenwärtigen Dekrets 
über Wechfelbriefe, Billets auf Ordre u. f. w., find ſowohl für die Zuhmft, 
als für die Vergangenheit anzuwenden. 

14, Kein Jude darf Dienfiboten oder Lohnleuten auf Pfand Yeihen, und 
andern Perfonen foll er nur in fofern auf Pfand leihen dürfen, als barüber 
yon einem Notarius ein Akt aufgenommen wird, welcher in dem Ali zu beſchei⸗ 
nigen bat, daß bie Geldforten in feiner Gegenwart und im Beifein von Zeugen 
erlegt worben, bei Gefahr, alles Anrecht an ben Pfändern zu verlieren, wovon 
folchenfalls unfere Gerichtshöfe die unentgeldliche Rüdgabe anbefehlen können. 

15, Die Juden dürfen, bei gleicher Gefahr, als Pfänder keine Inftru- 
mente, Serätbichaften, Werkzeuge und SKleibungsflüde von Arbeitsleuten, Tage⸗ 
löhnern und Dienftboten annehmen. 


Titel 3. 


16. Kein Jude, der nicht wirklich in unfern Departements bes Ober 
und Nieberrheing wohnhaft iſt, foll Fünftig die Erlaubniß erhalten, fich allda 
nieberzulaflen. 

Kein Jude, ber nicht dermalen anfälfig if, foll die Erlaubniß erhalten in 
ben andern Departements unfers Reichs feinen Wohnfip zu nehmen, es fei bemn, 
bag er ein Grund⸗Eigenthum erworben hat, und fich bem Aderbau widmen wil, 
ohne fi) mit Handelsgefchäften und kaufmänniſchem Verlkehr zu befaffen, 

Ausnahmen von ben Derfügungen bes gegenwärtigen Artikels können ver- 
möge unferer Spezial-Ermädtigung flatt finden. 

17. Die jüdiſche Bevölkerung unferer Departements fol nicht die Frei⸗ 
beit haben, Stellvertxeter bei ber Eonfeription zu ſtellen; demnach foll jeber 
eonfcribirte Jude dem perfönlichen Dienft unterworfen fein, 


Allgemeine Verfügungen. 

18. Die in gegenwärtigem Defrete enthaltenen Verfügungen follen 10 Jahre 
lang in Anwenbung kommen, in ber Hoffnung, daß nach Verlauf biefer Friſt 
und durch bie Wirkung ber verfchiedenen in Beireff der Juden genommenen 
Maafregeln weiter gar Fein Unterfchied zwifchen ihnen und ben andern Bürgern 
unfers Reichs obwalten wird; uns jeboch vorbehaltend, die Vollziehung berfelben, 
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wenn wir und in unſerer Hoffnung getänfcht fähen, fo lange, als wir für dienlich 
erachten, zu verlängern. 

19, Die zu Boerbeaur unb in ben Departements ber Gironde und ber 
Haiden anfäßigen Juden, ba fie zu Feiner Klage Anlaß gegeben haben unb 
feinem unerlaubten Handel nachgeben, find von ben Berfügungen biefes Dekreis 
ausgenommen. 

20. Unſere Miniſter ſind, jeder in ſeinem Fache, mit der Bollziehung 
gegenwärtigen Dekrets beauftragt. 

(gez. Napoleon. 
Auf Beſehl des Kaiſers 
Der Miniſter. Staate-Seketair, 
(ge3.) Bugs. B Marcel, 


Ergebniß ber Ermittelungen, 
betreffend 
die ſocialen Berhältniffe der Juden in der Preußifchen Monardie 
und deren fittlihen Zuftand. 
Nach der, am Schluß des Jahres 1843 Rattgefundenen Zählung beirug bie 


Geſammtzahl der im Preußiſchen Staat vorhandenen Suben . . . 206,050 
es bat daher gegen bas Jahr 1840, in welchem bie Seht im 


Garen . . . . . 2 ._ 194,558 
Inden ergab, in drei Jahren bie —7 Bevollerung eine Verneh 
rung von. 8 11,402 


erfahren, mithin eiwas Aber „y ber ganzen jariſchen Bevälferung. 
In den einzelnen Provinzen find die Juden fehr ungleich veribeiltz es le⸗ 
ben nämlich in ben Provinzen: 
12) Polen. . . . 79975 
2) Schlefien. „ .„ 28,606 
3) Rheinproviny, . 27,570 
4) Preußen . .„ „ 27,5% 
5) Branbenburg. . 16,116 
6) Wehpbalen . . 14,405 
T) Pommern. . . 7,716 
8) Sadfen . „ . 4522 
alſo wie vor . . . 206,050. 
Es mihalt mithin die Provinz Poſen allein beinahe $ der ganzen jübifchen 
Bevöllerung; etwas über 3 befinden fig in Schleſien, ber Rheinprovinz und 
Preußen mit ziemlich gleichmäßiger Vertheilung und eiwas über 5 in Branden⸗ 


- 
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burg, Weſtphalen, Pommern und Sachſen, diefe jedoch mit fehr ungleicher Ber 
theilung, indem bie beiden lebteren zufammen noch nicht + ver auf biefe vie 
Provinzen fallenden Anzahl und Sachſen allein nur etwas über „'z ber gefamm- 
ten jübifchen Bevblkerung enthält. Ebenſo verfihieben iſt vie Bertheilung in ven 
eimzelnen Regierungsbezirfen; in ben beiben Weſpreußiſchen, Marienwerder und 
Danzig, wohnen . . .» . ... 21,341 
bagegen in ben Oftpreußifchen, Königsberg und Dumbinnen, nur.. 6,19 
zuſammen. . . 27,0 
eben fo kommen von ben in Schlefien befinblichen 

auf den Regierungsbezirt Oppelt . . . 15,560 

.. ⸗ Breolau... 10,376 

dagegen ⸗ = ⸗ Liegnitzß..2,670 

zuſammen . . 28,606. 

Die wenigften Juden find in ben Regierungsbezirken Merſeburg und Stral- 
fund, in erfterem 458, in legterem nur 156, und fie haben fich feit dem Sahre 
1840, wo deren 171 gezählt wurden, fogar um 15 vermindert, 

Wie fih die Zunahme der füptfchen Bevölkerung im Verhältniß zur Der- 
mehrung ber chriftlichen Bewohner geftaltet hat, iſt aus einer Zufammenftellung 
für den 1Bjährigen Zeitraum von 1822 bis 1840 in ben „Berrachtungen über 
den Zuftand der Juden im Preußifchen Staate son Hoffmann“ angegeben. 
Diefe Angaben dürfen als das Ergebniß amtlicher Ermittelungen des fatiftifchen 
Büreaus angefeben werben, 

Hiernach hatten fi während biefes 1Bjährigen Zeitraums die Chriſten um 
nicht ganz 28 Prozent, bie Juden dagegen um beinah 343 Prozent vermehrt, 
obgleich aus ihnen noch 14 Prozent ihrer anfänglichen Zahl durch den Webertrill 
zur chriftlichen Religion ausfchleven, fo daß ohne bdieſen Uebertritt ihre Bermeb- 
rung beinah auf 36 Prozent geftiegen fein, alfo bag Verhältmiß u ben Chriſten 
ſich wie 9 zu 7 geftellt haben wuͤrde. 

Das Nebergewicht der Bermehrung beruht alein in ber geringeren Sterb⸗ 
Tichfeit unter den Iuden, Cs wurden namlich durchſchnittlich unter 100,000 
gleichzeitig Lebenden: 
jährlich geboren. . . 4,001 :Ehriften, 3,546 uber, 
Dagegen flarben. . . 2861 - 2161 >» 

Hiernach blieb Neberfchuß der Geboren . 1,040 Ehriften, 1,385 Juden. 

Während alfo bei den Ehriften fehon unter 25, bei den Juden erft unter 
28 gleichzeitig Lebenden jährlich ein Kind geboren warb, flarb unter ben Chri⸗ 
fien fchon von 34, dagegen unter ben Inden erfi son 46 einer, fo daß bie 
Juden, der verhältnigmäßtg geringeren Zahl von Neugebornen ungeachtet, doch 
einen Ueberſchuß ber Gebornen fiber die Geſtorbenen son 4, die Chriften bage- 
gen unter -einer gleichen Anzahl Lebenden nur einen von 3 hatten. " Die Gründe 
biefer geringeren Sterblichkeit werden haupffächlich darin gefunden, daß bie jü⸗ 
diſchen Frauen nicht leicht ſchwere Arbeiten außer ihrer Wohnung perrichten, ald 
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Schwangere und Säugenbe ſich mehr ſchouen, und ebenfo auch fpäter die Kinder 
fets unter naher Aufficht behalten, daß ferner bie Juden fehr felten Gewerke 
treiben, wobei lebensgefährlihe BZufälle öfter vorlommien, indem fie faft niemals 
als Schiffer, Bergleute, Fiſcher, Müller, Holzfchläger fih nahren, ber au 
ihre größere Mäßigkeit, insbefondere im Genuß geiftiger Getränke, barf als eins 
Urſach ihrer geringeren Sterblichkeit augefehen werben, 

Das Berhältnig der jübifchen zur chriſtlichen Bevöllerung in ben einzelnen 
Provinzen anlangenb, fo befanden fih annähernd ein Jude in ben Provinzen 
am Schluſſe jener nach der Zählung 
18 Sabre: t. J. 1843 1 













Holen . . unter 16 Einwohnern | unter 16 Einwohnern 
2. Preußen. -. 2 02 0 WW ⸗ . 89 . 
3. Rheinprovin . . 0. - 98 . » 96 . 
4 BVehpbalen. . os. + 10 ⸗ . 98 ⸗ 
5. Schleſien oo. 00.0. . 109 ⸗ ⸗102 ⸗ 
6. Brandenburg21235 ⸗ : 117 ⸗ 
7. Pommern.. . 155 ⸗ -» 141 - 
B. Sachſen. „0. »„ 385 ⸗ . 367 ⸗ 


im ganzen Staat im Jahre 1840 durchſchnitilich einer unter 77 Einwohnern 3 
im Jahre 1843 einer unter 74 Einwohnern, 

Hiernach haben alfo bie Provinzen, welche überhaupt bie meiſten Juden 
enthalten, deshalb nicht auch verhälinißmäßig bie flärfite jüdiſche Bevölkerung 5 
bieg tritt namentlich in Schlefien bedeutend hervor. 

Nach der Zählung som Jahre 1843 leben von ben in Preußen befindlichen 
Juden 127,414 unter dem Edikt vom 11. März 1812 oder find nach ver Po- 
ſenſchen Verordnung vom 1. Juni 1833 naturalifirt, ober befinden fich unter 
Sranzöfifcher, Bergifcher und Weftphältfcger Geſetzgebungz dagegen find 78,636 
nicht naturaliſirt und genießen minbere bürgerliche Rechte. Sie find wiederum 
fehr ungleich unter bie einzelnen Provinzen vertheilt; es Kalten ſich nämlich auf: 

mit Raturalifationg-Patenten ohne bergl. Patente zefp. als 
serfeben, oder dieſen gleich- gebnltete ober im Schutz⸗ 
ſtehend: verhaltniß ſtehende: 
1. in Polen. oo. 1MM2 . 2 2 ee. 65,088 
2, » Shlfien . » » BMI... 2 2 0 020 361 


d. ⸗ ber Rheinprovinz 25,160. . 2 2 2 0 0. 1,810 
4 - Preußen - 0 2104 0. oo 2 0 2 ee 5,606 
5. = Brandenburg. „. 14536 . . 2" 2 08. 1580 
6. - Wefipbalen . „ 11539 . 2. 2 0 2 ee. 2,866 
TV 0 Dommem. 2» TE. ne 220 
8 - Sohn ı 2.733862 . 2.2 200% 1,160 


. 
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Ein Schluß anf bie Kulumnſtufr ber Inden kann hieraus nicht ohne Weite⸗ 
res gezogen werben. 

Ein folcher iR nur in der Provinz Hofen ſtatthaft, weil bier die Verord⸗ 
nung vom 1, Juni 1833 einen gefeblichen Unterfchlen zwifchen naturalifirten und 
nicht naturalifirten Inden aufftellt, indem dadurch eine Heranbildung ber lebte, 
sen zu ber mehr bevorzugten Klaffe ber erfleren bezweckt wird, Es erſcheint 
bier zwar das Verhälinig nicht günftig, indem über $ der Pofener Juden nicht 
naturalifirt find, inbeffen barf dabei nicht unberüdfichtigt bleiben, daß bie ziem- 
lich bebeutenden Auswanderungen von Pofen nach den anderen Landestheilen 
bem Gefey gemäß mit feltenen Ausnahmen in befonberen Fällen faft nur aus 
ber Klaſſe der Naturalifirten erfolgen. Es waren z. B. aus bem Regierungs- 

bezirk Poſen feit Emanation ber Berorbnung vom 1. Juni 1833 bis zum Jahr 
1842, 612 naturalifirte Juden, alfo rirca F ber damals vorhandenen ausgewan⸗ 
dert. 

Die Bertheilung der Juden, je nachdem fie in den Städien ober auf bem 
platten Lande wohnen, ift ebenfalls fehr ungleich. Es wurben nämlich gezählt 
in 836 Städten 166,332, und auf bem platten Lande 39,718. 

Aus biefen Zahlen ergiebt fih, daß im Allgemeinen die Neigung ber Ju⸗ 
ben, fich auf dem platten Lande nieberzulaffen, fehr gering iftz noch nicht vol } 
der gefammten jüdiſchen Bevölkerung hält fich bafeldft auf, Auch hier iſt wieder 
bie Vertheilung auf bie einzelnen‘ Provinzen ſehr verfchieben; es wohnten näm⸗ 
lich im Jahre 1843 auf dem Lande: 
in ber Rheinprovinz 16,867 
. ⸗ Schlefen. - . . 6,959 
. ⸗ Weftpbalen . . . 6,361 

e Poſen . 1 2 0: 9 3,607 
v « Druußen . x... 3,196 


“ 


- Brandenburg. . 1,405 
. ⸗Pommern... 134 
8. - Gadfen . . » 589 
Befonders auffallend if bie unverbältniginäßig große Anzahl der Juden 
auf dem Lande in ver Rheinprovinz, bie über 3 aller überhaupt auf bem Lande 
wohnenden Juden und über $ ber in ber ganzen Provinz vorhandenen jüdiſchen 
Bevölkerung beiträgt. Sehr gering ift die Zahl der Juden auf dem Lande in 
Poſen, weil den nicht naturalifirten Juden, welde fat $ ber dortigen ausma⸗ 
hen, der Aufenthalt daſelbſt nur geftattet If, wenn fie entweder einen Bauerhof 
erwerben ober pachten und denſelben ſelbſt bewirthſchaften, oder ſich bei länbli- 
hen Grunbbefipem als Dienftboten oder zum Betriebe einzelner Zweige bed 
landwirthſchaftlichen Gewerbes vermiethen. 
Sieht man auf bie einzelnen Regierungsbezirke, fo finden ſich bie .meifen 


a 9a a W D m 


u Inden auf dem Lande in Oppeln und Coblenz, nämlich 5,995 und» 5,440, bie 


penigften in Merfeburg und Stralfund, nämlich 14 und 8, Die im Anhange 
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beigefügte Weberficht ergiebt, wie die Juden in ben ſtädtiſchen Gemeinden ver- 
theilt find, wo fich diefelben in einer Anzahl von mindeſtens bunbert befinden. 
Es beftanden demnach am Schluß des Jahres 1843 jüdifche Ortsgemeinben 
von überhaupt 100 Mitgliedern und darüber in nachſtehenden Zahlen und Ab⸗ 
fufungen : 
26 mit 1000 Mitgl. u. darüber, zufammen mis 60,970 Perfonen, 


42 » 500 + ⸗ ⸗ ⸗ 28,650 ⸗ 
2 + 300 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 19 306 ⸗ 
207 ⸗ 100 + ⸗ ⸗ ⸗ ⸗38, 365 ⸗ 


zuſammen 325 mit 100 Mitgl. u. darüber, zuſammen mit 145,300 Perſonen. 
Es lebten alſo nur wenig über „75 ber geſammten Judenſchaft bes Preu⸗ 
ßiſchen Staats in Gemeinden, welche 100 Mitglieder und darüber enthalten, 
und zwar ben Provinzen nach insbeſondere: 
in Preußen . . . 60 Gemeinden mit zufammen 21,818 
- Dofen ». . . . 10 ⸗ ⸗ ⸗ 14,316 


- Brandenburg. . 14 ⸗ 11,093 
- Sommen. . .„ 27 . ⸗ . 5,196 
. Schlefien 468 ⸗ ⸗ ⸗ 19,526 
⸗Sachſen. - . 8 . ⸗ . 1,935 
⸗Weſtphalen „. . 29 . s . 4,269 


- der Rheinprovinz 30 ⸗ ⸗ ⸗ 7,147 
zufammen. . 325 Gemeinden mit zufammen 1 145,300, 
In noch kleineren Gemeinden ober ganz familienmweife lebten hiernach: 
in Preußen . . .„ 9,722 
- Bofen . » . . 5,259 
« Brandenburg . . 5,023 
- Pommern .„. .„ . 2,520 
- Shlefien . . . 9,080 
- Sadfen. . . . 2,587 
- MWeftphalen. . . 10,136 
- der Rheinproviny. 20,423 
zufammen . . - . . 60,150, 
welche die ganze Judenſchaft ergeben mit. . 206,050. 

Das Verhältnig der in Gemeinden von 100 und mehr Mitglievern lebenden 
Juden zu der gefammien fünifchen Bevöllerung iſt demnach in den einzelnen 
Provinzen fehr verſchieden. Es lebten nämlich durchſchnittlich von Überhaupt je 
1000 Juden in ſolchen Gemeinden vereinigt in den Provinzen: 

Dofen. . . . 93 
Preußen. . . 792 
Schleſien. . 683 
Brandenburg . 688 
Pommern . . 673 
VIIL, 9 


.. 
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Sachſen... 428 
Weſtphalen.. 296 
Rheinprovinn . 259 
im ganzen Staat . 705, 
Es wohnten daher etwas über „y ber Poſenſchen Juden in Gemeinden 
son weniger als 100 Mitgliedern oder ganz vereinzelt; in gleicher Lage befanden | 
fih in Preußen beinah 3, in Schlefien, Brandenburg und in Pommern mehr | 
als +, in Sachſen 4, in Weftphalen etwas über „u, und in ber Rheinprovinz | 
faft 3 der gefammten jübifchen Bevölkerung. 


Was hiernächſt bie Erwerbsmittel der Juden betrifft, fo lebten im Sabre 
1843 nad den flatiftifchen Ermittelungen überhaupt von ber Geſammtzahl ber- 
felben 

in Polen . . . -. 23,528 
- Schlefien . . . 9,097 
- ber Rheinprovinz. 7,662 
- Oftpreußen. . . 1,834 
- Weftpreußen „ „ 5,887 
- Brandenburg . . 6,328 
-Weſtphalen. . . 4,295 
- Pommern „ . . 2,048 
- Sadfen. . . . 1,506 

überhaupt . . 62,185 

in ſelbſtſtändigem Gefchäfts- uber Gewerbebetriebe oder von 1000 ... 302, 


Im Einzelnen ernährten fi: 
1. Als Aerzte, Lehrer, Vorfteher von Bildungs-Anftalten oder fonft mit Wiſſen⸗ 
ſchaften und Künſten befchäftigt, fowie auch in Kommunal-Aemtern ſtehend: 


in Pofen 333 son 1,000 felbiiftänbigen Juden 14 
⸗ Schleſien 270 = ⸗ ⸗ ⸗ 

⸗der Rheinprovinz 142 = e 18 
⸗Oſtpreußen 33 ⸗ P . . 18 
⸗ Weſtpreußen 108 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 18 
⸗Brandenburg 557 ⸗ ⸗ . 88 
⸗ Weſtphalen 98 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 23 
⸗ Pommern 73 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 36 
⸗ Sachſen 52 = ⸗ ⸗ ⸗ 35 





im ganzen Staate 1,666 von 1,000 ſelbſtſtändigen Suben 27 


11. Bon Einkommen aus eigenem Vermögen, Renten ober Penfionen ohne eige⸗ 
nen Geſchäftsbetrieb: 
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in Poſen 151 von 1,000 ſelbſtſtaͤndigen Juden 7 
⸗ Schleſien 21 ⸗ v⸗ ⸗ ⸗ 30 
⸗der Rheinprovinzz 132 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 17 
⸗Oſtpreußen 98 » ⸗ ⸗ 53 
⸗Weſtpreußen 122 . 313 
« Brandenburg 823 » ⸗ ⸗ .» 130 
⸗ Weſtphalen 57 » ⸗ ⸗ ⸗ 13 
.- Pommern 37 » . . . 18 
- Sen 46 ⸗ 30 


im ganzen Staat 1,683 son 1,000 felbRRändigen Zub TE 27 


I, Im Handelsbetriebe für eigene Rechnung und bamit verwanbien Gewerben: 
1. ſelbſtſtaͤndig: 


in Poſen 7,393 von 1,000 ſelbſtſtaͤndigen Inden 314 
⸗ Schleſien 3,255 + ⸗ ⸗ ⸗ 358 
- ber Rheinprovinz 2,858 - + . .:» 973 
. Ofipreußen 4 so. . 400 
⸗Weſtpreußen 1,768 ⸗ ⸗ ⸗ 300 
⸗Brandenburg 2313 - -» .- . 9865 
- Weftphalen 1105 - - . » 897 
” Pommern 1,084 + . . .„ 505 
+ Sadfen 679 ⸗ ⸗ 451 


Im ganzen Staat 21,139 von 1,000 felhRRändigen ST 350 
2. als Gehülfen: 


in Pofen 677 von 1,000 ſelbſtſtaäͤndigen Inben 29 
⸗Schleſien „wi ⸗ ⸗ ⸗ » 10 
⸗ ber Rheinprovinn 568 - . . 74 
⸗Oſtpreußen 389 - . . . 212 
. MWeftpreußen 453 ⸗ . . > 77 
- Brandenburg Mm. . . - 197 
⸗Weſtphalen 40 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗1006 
⸗Pommern 201 - . . - 128 
⸗Sachſen 290 +» ⸗ ⸗ 160 


im ganzen Staat 5,029 von 1,000 ſelbſtſtändigen une 81 
IV. As Gaſt⸗ und Schanfwirthe: 


in Pofen 1,141 son 1,000 ſelbſtſtaͤndigen Inben 48 

⸗Schlefien 1,150 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗126 

⸗ ber Rheinproviiz 68⸗ . . 9 

⸗Oſtpreußen WW - - . 54 

-Weſtpreußen 322 — 55 
Latus 2, Latus 2,780 


9% 
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Transport 2,780 


in Brandenburg 49 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 8 
⸗ Weſtphalen 26 » ⸗ ⸗ ⸗ 6 
- Pommern 0 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 19 
⸗ Sachſen 3 « ⸗ ⸗ . 2 


im ganzen Staat 2,898 von 1,000 felbftitändigen Juden 47 


V. As mechaniſche Künfler und Handwerker: 


1. Meifter: 
in Pofen 4,879 son 1,000 ſelbſtſtändigen Iuben 207 
⸗ Schleſien 669 » ⸗ ⸗ ⸗ 73 
. ber Rheinprovinz 1,129 - . ⸗ . 147 
⸗Oſtpreußen 66 36 
- Meftpreußen 50 - . . - 100 
- Brandenburg 1 +» .- . . 65 
⸗ Weſtphalen 454 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗106 
- Pommern 145 -»- . ⸗ ⸗ 71 
⸗ Sachſen 87 +» ⸗ ⸗ ⸗ 58 


im ganzen Staat 8,420 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 135 


2, Gebülfen: 


in Pofen 1,971 von 1,000 jelbitflännigen Juden 85 
⸗ Schleſien 298 » ⸗ ⸗ ⸗ 33 
⸗der Rheinprovinz 219 + ⸗ ⸗ ⸗ 37 
- Oftpreußen 59 - . P . 32 
⸗Weſtpreußen 313 ⸗ “ 53 
- Brandenburg 51 - + ⸗ 72 
⸗Weſtphalen 123 = . . ⸗ 29 
⸗Pommern 73 =» . . - 35 
⸗ Sachſen 63 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 42 
im ganzen Staat 3,636 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 
vi, Al Landwirthe, Gärtner, Wein- und Obftbauer : 

in Poſen 191 son 1,000 felbitftänbigen Juden 

- Sclefien 2422 » » . . 

- ber Rheinprovin Gl - ⸗ ⸗ 

⸗ Oſtpreußen 7⸗ ⸗ .- . 

- MWeftpreußen 41 ⸗- ⸗ ⸗ ⸗ 
⸗Brandenburg 30— ⸗ ⸗ 
⸗Weſtphalen 42 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 

- Pommern 11 = ⸗ ⸗ 
⸗Sachſen 8 - . “ . 


im ganzen Staat 639 yon 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 10 


— 13 — 


VII. Ben anderem, unter ben vorigen nicht begriffenem, ſelbſtſtändigen Gewerbe⸗ 
beiriebe: 


in Pofen 441 von 1,000 felbfiftändigen Juden 19 
⸗ Schleſien 344 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 38 
. der Rheinpeoving 226 - . . 2 
⸗Oſtpreußen 9... . . 5 
in Weſtpreußen 88 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 15 
⸗Brandenburg : 7 . . 10 
- Weftpbalen 11 - ⸗ ⸗ ⸗ 26 
⸗ Pommern 49 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 24 
⸗ Sachſen 32 + ⸗ ⸗ ⸗ 21 


im ganzen Staat 1,364 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 22 


VII. Bon ber Verrichtung geringer Eommunal- und Gemeindedienſte: 


in Pofen 270 von 1,000 felbfiflänpigen Juden 11 
⸗Schleſien 181 - - B . 20 
- ber Rheinprovin 66 - - . . 9 
. Oftpreußen 0... . . 2 
⸗Weſtpreußen 85 - . „ 15 
- Brandenburg 67 » . ⸗ ⸗ 11 
⸗Weſtphalen 31» > . . 7 
- Dommern 24 - . . . 12 
⸗ Sachſen 26 - ⸗ ⸗ ⸗ 17 


im ganzen Staat 190 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 13 


IX. Bon Tagelühnerarbeit: 


in Pofen 1,579 von 1,000 ſelbſtſtaͤndigen Juden 67 
- Schlefien 8 - . . , y 
- ber Rheinproving 312 - . . . 41 
⸗Oſtpreußen 5» >» . . 30 
» MWeftpreußen 401 - - . . 69 
» Brandenburg u ⸗ . . . 4 
- Befphalen 2 - . . . 21 
⸗ Pommern 53 + ⸗ ⸗ ⸗ 26 
⸗Sachſen 28 - . ⸗ 19 


im ganzen Staat 2,636 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 42 


X. Vom Geſindedienſt: 


in Poſen 2,736 von 1,000 ſelbſtſtändigen Suben 116 
⸗ Schleſien 625 ⸗ ⸗ ⸗ 2 69 
⸗ ber Rheinprovinz 1,127 - . . . 147 


Latus 4,488 
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Transport 4,468 


- Oftpreußen 88 von 1,000 felbfiftändigen Suden 48 
. Weſtpreußen 531 v . ⸗ ⸗ 0 
« Brandenburg 369 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 58 
* Weſtphalen 576 + ⸗ ‚ 134 
» Pommern 119 u ⸗ ⸗ ⸗ 58 
⸗Sachſen 125 » . . ⸗ 83 


im ganzen Stant 6,296 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 101 


XI Bon Almofen, 'mit Einfhluß der in öffenslichen Anftalten Unterhaltenen: 


in Pofen 1,126 von 1,000 felbfiftändigen YZuben 48 
- Schlefien 484 ⸗ ⸗ ⸗ 53 
- ber Rheinprosinn 150 - = . . 20 
. Oftpreußen 3 - - . . 40 
⸗Weſtpreußen 240 + ⸗ ⸗ ⸗ 41 
⸗Brandenburg 128 + . ⸗ ⸗ 20 
⸗Weſtphalen 67 » . P ⸗ 16 
⸗Pommern ˖ 45 » ⸗ ⸗ ⸗ 22 
⸗Sachſen 43 = ⸗ ⸗ ⸗ 28 


im ganzen Staat 2,356 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 38 


XII. Ohne beftimmt nachzumweifenden Erwerb, wie durch Unterkübungen: 


in Pofen 640 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 27 
⸗Schleſien 233 ⸗ ⸗ ⸗ 26 
⸗der Rheinproving 544 ⸗ 71 
⸗Oſtpreußen 84— 46 
⸗Weſtpreußen 869 » ‚ ⸗ ⸗ 148 
re Brandenburg 4 « . - . 7 
, Weftphalen 463 «+ . . “ 108 
e Pommern 18 ⸗ e ⸗ ⸗ 38 
. Sadfen i 14 “ ⸗ ⸗ ⸗ 40 


im ganzen Staat 3,029 von 1,000 ſelbſtſtändigen Juden 49 
Hiernach ergiebt fich folgende Reihenfolge der Erwerbszweige, jenachbem fie 
am meiften von ben Suben betrieben werben: von 1,000 Zuder im ganzen 
Staat befchäftigen ſich: 


‘ 


2, 


mit dem Handel (ſelbeſtändig als Gehülfen). . . . . Wl 


Handwerker (als Meifter und Gehülfen) . » .» 0... 18 
Gefindebienft - . . . 10 
ohne beſtimmten Erwerxb (in öffentlichen Anfalten r buch, 

Almofen) . . » ... ö861 
als Gaſt⸗ und Sqhhankwirthe . 041 
als Tageloöhner ee 2 Ten 42 
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1. mit Wiſſenſchaftfen... 21 
8. als Rentiers leben... 27 
9, von ſelbſtſtändigen Gewerben, abgefeben von Handel und 
Handwer..22 
10. von Enmmunal- und Gemeintebienften. - « x 0... 33 
11, vom Landbau. - 2 2 2 2 2 2 8 2 2 02... 200 


Der Handel if alfo bei weitem bie vorzugsweife Befchäftigung ber Yuben, 
indem über 3 derſelben fich biefem Gewerbe ausſchließlich widmen, und wie- 
berum im Bandelebetrich felb überwiegt bei weitem ber Kleinhandel. Selbft- 
ſtändig treiben überhaupt 21,739 Juden den Hanbel, und zwar: 

Großhandel- und Banquiergefhäfte -» . - “1,140 

Als Kaufleute mit offenen Läden - . 2 2 2. 6,003 

als Lieferanten, Kommiffionaire &.. . 2 2... 1,358 

. Kleinhandel, Tröbelei, Höferei, Haufirhandel 2. . 13,238 
zufammen . 21,739, 

fo bag, wenn mau auch bie dritte Rubrik nicht zum Kleinhandel rechnet, ben- 

noch ich von Diefem noch 34 der banveltreibenden Juden ernährten. Es bängt 

dies wefehtlich wohl mit der im Ganzen unter ber jübifchen Bevölkerung heır- 

ſchenden Armuth zufammen, welche die zur Anlage eines größern, in Klaffe A. 

befteuerten Geſchäfts erforberlihen Kapitalien nicht befipen. Dem Gewerbe- 

beirieb im Umherziehen, worunter bier Haufiren und Trödelei begriffen wirb, 

haben fi ſelbſtſtändig 4,499 Juden gewidmet, alfo über + fämmtlicher Handel- 

treibenden und 2'z berer, bie’ überhaupt im Gefchäfts- oder Gewerbebetrieb le⸗ 

ben. Außerdem gab es noch 630 jüdiſche Haufirgehülfen. 

In den einzelnen Provinzen finden fih am häufigften hanveltreibende Juben 
in Pommern, Oftpreußen und Sachſen, mwofelbft unter 1,000 felbfiftänbigen Ju- 
ben reſp. 633, 612, 611, alfo über 3 ber ganzen Bevölkerung fih vom Hanbel 
ernähren; am wenigften ift bies in Pofen ber Kal, wofelbf unter 1,000 Juden 
nur 343, alfo etwas über 5 Handel treiben. Was den Hanbel im Umher⸗ 
ziehen und ben Betrieb ber eigentlihen Schankwirthſchaſt betrifft, fo ergiebt fi 
nah ben angeftellten Ermittlungen folgendes Verhäliniß. 


ne 


> 
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Nach ven flatiftifchen Ermittelungen 
am Ende des 


@ivil- Einwohner: Holsleute 


darunter befan- 
Provinzen. den ſich: 


im Ganzen: 


| anbere 
Juden: Glaubens⸗ 
genoſſen: 





Preußen -... 2.0000. 2,382,191 27,504 | 2,354,651 00 
ofen -- 2200 r000 1,279,375 79,575 | 1,199,800| 1,309 


Brandenburg... ... 1,88T1,303 16,116 | 1,871,1871 2,096 
Pommen. 2.200000 1,088,805 7,716 | 1,081,089 ° 1,147 
Schlefien ...-....- 2,917,929 28,606 | 2,889,3231 3,951 
Sachſen ......... 1,659,787 4,522 | 1,655,265] 2,817 
MWeftphalen .. 2.0... 1,412,595 14,405 | 1,398,190| 2,989 
Rhbeinprovin. 2...» 2,639,341 27,570 | 2,611,771| 3,137 


Summa ..... ] 19,267,326 | 206,050 115,061,276f 18,146 


Das Berbältnig ber jüdiſchen Gewerbtreibenden, welche ben Handel im 
Umberziehen treiben, ift überall, gegenüber den fonftigen Hauſirern biefer Art, 
ſehr überwiegend. 

Sn Pofen befinden ſich verbaltnißmäßig wenig Haufirer, weil bie nicht na- 
turalifisten Juden von biefem Gewerbe ausgefchloffen find, und es eine durch 
$. 13, der Verordnung vom 1. Juni 1833 den Berwaltungsbehörben ber fü- 
diſchen Korporationen aufgelegte Pflicht if, Sudenfnaben zu einem andern nüb- 
lihen Gewerbe beranbilden zu laſſen, von Haufirgewerben aber zurüdzubalten. 
- Hinfihtlih des Schanfwirtbichaftsbetriebes if die Zahl der jüdiſchen Gewerb- 
treibenden in den Provinzen Preußen, Pofen, Pommern und Schlefien fehr 
überwiegend, in ben übrigen 4 Provinzen findet das umgehrte Verhältnig flatt. 

Bei weitem bie meiiten Handwerker finden fich in Pofen, nämlich 293 unter 
1000, alfo gerade 100 mehr als bie Durchſchnittszahl für den ganzen Staat 
beiträgt. Am wenigſten werben Handwerke in Oftpreußen beiricben, wo unter 
1000 Suben ſich nur 68 damit befchäftigen, 

Die geringfte Neigung findet fich bei ihnen von jeher für den Lanpbau. 
Nur 1 Prozent ber jüdiſchen Bevölkerung bat fih bemjelben zugewenbet, und 
im ganzen Staat bauen eigenhändig ober mit jüdiſchem Geſinde nur 186 Juden 
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waren im Preußifchen Staate 
Jahres 1843, 


im Umherziehen excl. Gehuͤlfen: Schankwirthe: 
barunter be⸗ An —8* darunter befan- ein Br 
fanden ſich: der te | über— ben ſich: ber ? te 
anbere andere 
" - Nhaupt: andere 
uden: Slau Bude: Glau h p Jude: Glaubens⸗ 
bensge⸗ bensge⸗ enoſſe: 
| noflen : noſſe: g 





5935| 1051 46 22,4251 5900] 249 5,6511 1111 a 
703) 606l 113 188001 4,3281 6191 3164101 117 | 320 
326 | 1,770] 49 | 1,057| 5817| 131 538041,232 322 
2356| 891] 30 | 1213| 1,7232] 22| 1,1100] 31| 63 
290 | 3,661] 33 | eo 8,701 810) 79511 341| 363 
ı8ı | 2,6361 25 | 6281 4,449 1| 4481 .. 372 
253| 2,7361 57 | 5ııl 61961 20| 61761 720| 226 
974 | 2,1631 28 | 1,207 116403)9 40|ı16453| 6860 159 


3,518 114,566] 58 |] 1,0311 53,706] 1,864 | 51,842] 111 | 291 


bad Land. Am meiften findet dies noch in Schlefien (namentlich im Regierungs- 
bezirk Oppeln) flatt, wofelhft 26 unter 1000 Juden Aderbau treiben. 

Auffallend ift ferner die nicht unbedeutende Zahl derer, bie ohne beftimmt 
nachzuweiſenden Erwerb und von Almofen leben, nämlich faſt 5 Prozent der Be- 
sölferung. Dies tritt namentlich in den Regierungobezirken Arnsberg, Ma- 
tientwerber, Trier und Eöin bebeutend hervor, woſelbſt unter 1000 Inden reſp. 
192, 168, 147, 103 folder Juden vorkommen, alfo über 10 bis beinah 20 
Prozent der Bevölkerung. Dagegen ift dieſes Verhältniß fehr günftig in ber 
Provinz Pofen, wo trog ber fehr ſtarken jüdiſchen Bevölkerung boch nur 27 
unter 1000 keinen beflimmten Erwerbszweig haben, 

Auch dieſer günftige Erfolg dürfte wohl als ein Ergebniß ber gebachten 
geſetzlichen Vorſchrift anzufehen fein. 

Denn als Erklärung biefes Tiberwiegenden Hanges zum Handelsbetriebe 
meiſtentheils angeführt wird, daß die Juden eine Reihe von Jahrhunderten hin- 
durch überall faſt allein auf den Handel, und namentlich ben Einzelhandel an- 
gewiefen geweſen, und baburch zu fehr von dem Beiriebe anderer Beſchäftigung 
entwöhnt worden feien, fo ift hierbei doch zu beachten, daß auch in den Ländern, 
wo fie son den brüdenden Beläftigungen in Beireff ihrer Erwerbsquellen feit 
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längerer Zeit befreit worben, wie in Frankreich, fie dennoch ſich verhältnißmäßig 
ben Handwerken nicht zugewendet und ben Aderban wenig verſucht haben, wie⸗ 
wohl fih bie Juden durch bie Leichtigkeit auszeichnen, womit fie von einer Bes 
rufsart zu einer andern überzugeben und ſich damit vertrant zu machen fähig find. 

Eben fowenig möchte ein zureihender Grund allein in ber Abneigung ber 
Juden gegen Frperliche Anftrengung zu finden fein, ba fie bei ven fo häufig 
von ihnen betriebenen Gewerben im Umherziehen, mit ihren Waarenballen be- 
laſtet, jeglichem Unwetter ausgeſetzt, dennoch wii Muth und Ausédauer all 
Strapazen zu überwinden vermögen. Gin Hauptgrund feheint, wie in dem oben 
angeführten Hoffmannſchen Aufſatze angenommen ift, in ihren Religiond- 
fagungen gefucht werben zu bürfen, und zwar hauptfächlich in ber Sabbaths⸗ 
feier und den Speiſeverboten. Die Juden Tönnen bie Feier der Chriſten an 
deren Sonn- und Feſttagen durch öffentlichen Betrieb ihres Gefhäfte nicht ſtö— 
zen, fie werben daher an dieſen Tagen zu Haufe nicht mehr arbeiten, als eiwa 
auch von Ehriften gefchieht, wenn biefe eine befonbere Beranlaffung dazu drängt. 
Diefe chriftlichen Beiertage beitragen zufammengenommen über 4 bes Jahres; 
die Juden verlieren aber für ihren Erwerb noch etwa ein Sechstel burch bie 
firenge Feier ihrer Sabbathe und Kirchenfefte, welche nicht auf biefelben Tage 
mit den chriftlichen fallen, und zwar ift dieſer Verluſt um fo fchwerer, als bie 
überwiegende Mebrzahl der Tuben fi an biefen Seiten auf gewilfenhafte Weife 
aller Gefchäfte zu enthalten pflegt, Dem flieht zwar bie Wahrnehmung ent- 
gegen, daß die Strenge ber Sabbathe und Feſtfeier die Juden niemals abge- 
halten habe, mit Erfolg Handelsgewerbe zu treiben, allein ein Schluß von dem 
Betriebe dieſer Gewerbe auf die Verrichtung von Handarbeiten ift nicht zuläffig, 
da bie Gegenflände, womit bie Juden gewöhnlich handeln, in der Regel der 
Art find, daß die Befriedigung der Bebürfnifle, welche biefelben gewähren follen, 
wicht gerade an einen einzelnen Tag gebunden if, bie Kunden fich daher meiſt 
bis zu dem nächften Lage gebulden Tönnen, wo ber Iube wieder Gefchäfte treibt, 
fo daß er des Sabbaths ungearhtet doch im Ganzen nicht weniger verkaufen 
wird, Auch pflegen vie Jahrmärkte mit Berüdfihtigung der jübtfchen Feiertage 
angefegt zu werben, und ebenſo beachtet man biefe auch auf den Börfen ber 
großen Handelsplätze. Dagegen verrichtet ber Hanbarbeiter, der Aderbauer, ber 
Tagelöhner über 5 ber Arbeit im Jahre weniger, als unter gleichen Berbält- 
niffen ber Chriſt. 

Außerdem erſchweren dem Juden bie firengen Speifeverhote jebe Theilnahme 
an folchen gewerblichen Verrichtungen, welche Haus⸗ und Zifchgenaflenfchaft mit 
Ehriften oder auch nur eine gemeinfchaftlihe Verſorgung mit Rahrungsmittele 
bebingen. Er barf Fein Thier zur Speife wählen, was feine Ritualgeſetze für 
unrein erflären, auch das Fleiſch ber reinen Thiere nur in ſoweit genießen, als 
pie vorgeſchriebenen Gebräuche bei dem Einſchlachten beobachtet finds chenfo be- 
bürfen bie Gefäße, worin bie Speiſen bereitet werben, für den Gebrauch fü- 
diſcher Mahlgeiten einer beſoudern Reinigung, Hiernach vermag ‚ber jüdiſche 
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Hanbwesiergehülfe nicht, der Tiſchgenoſſe des chriſtlichen Neiſters zu werben, 
ober in ber gemeinfchaftlichen Herberge mit anderen Sefellen zu fpeifen, fo lange 
bie Gebraͤuche feiner Religion vollſtändig von ihm beobachtet werben. Als 
Müglied einer chriſtlichen Landgemeinde ſtehen dem Juden gleiche Hinberniffe 
entgegen. Hieraus erllärt es ſich, daß bie Juden auch bei ber vollſtändigſten 
Sreibeit in der Wahl ihrer Gewerbe dennoch fo lange als möglich fich folchen 
Gefchäften wibmen werben, welche fie berartigen Schwierigkeiten überheben. Wo 
die Juden familienweije zerftreut, ober nur in ſehr Fleinen Gemeinden beifanmen 
leben, nähren fie ich faſt ausfchließlich vom Handel. Rur wo fie im Verbältnig 
gegen bie Geſammtzahl ver Einwohner zu zahlreich find, um alle von folchem 
Erwerbe leben zu Tonnen, betreiben fe außerbem Handwerke, woraus fich bie 
größere Anzahl jübifcher Handwerker in ber Provinz Pofen erflärt. Es nimmt 
zwar jebt auch im Allgemeinen bie Zahl der jühifchen Handwerker zu, indeſſen 
iß hierbei wohl zu berüdfichtigen, daß viele Handwerke eine Richtung gefatten, 
Korin ber Handel mit ben Gegenfländen beffelben ben Erwerb durch eigene 
Handarbeit überwiegt, weshalb die Juden biefe Art bes Handwerksbetriebes 
borzugsweife zu wählen pflegen. 


Was den fitklichen Zuſtand der Juden betrifft, jo kommen bier zuvörderſt 
bie über dag Berhältniß der Zahl jünifcher Angefchulbigter zur Zahl der fihrigen 
Einwohner in Beirat, Des Königs Majeſtät nahmen aus dem von bem 
Koͤnigl. Juſtizminiſterium im Jahre 1840 erflatteten Generalberichte, woraus 
fh eine überwiegende Anzahl jüdischer Verbrecher ergab, Veranlaſſung, bie 
Aeußerung des Königl. Juſtizminiſteriums über die Gründe dieſer Erfcheinung 
iu erfordern. Der hierauf unterm 7. Sanuar 1841 erſtattete Immebiatbericht 
warb in Gemäßheit Allerh. Ordre vom 29. Oftober 1841 dem Königl. Staats⸗ 
minifterium mitgetbeilt, um davon bei den Berathbungen über pas Judenweſen 
Gebrauch zu machen. Jene Allerh. Orbre und ber gedachte Bericht find nebſt 
Anlagen des Ichtern biefer Darftellung im Anhange unter b. beigefügt. 

Hiernach iſt das Ergebniß allervings ein für bie Inden ungünftiges, benn 
ed indes fich ein ſehr Überwiegendes Berhältniß bei der Zahl ber Angefchuldigten 
jüdiſcher Religion, welche bei gleichem Verhältniß ber chriflichen zu ber jüdiſchen 
Bevölferung überhaupt nur hätte vorhanden fein follen. 

Aus den Geſchäftsliſten ergiebt ſich, daß es bauptfächlich die Anflagen bes 
Beiruges, ber Faͤlſchung, des Banquerutis, bes Wuchers, ver Steuer - Defraus 
bationen und SKontraventionen, bes Diebſtahls, ber Diebeöheblerei und bes 
Anlaufs geſtohlener Sachen, bes Meineibes, überhaupt bes unerlaubten Eigen- 
nuhes find, welche gegen bie Juden gerichtet werben, 

Günftiger, als nach biefen Ergebniſſen anzunehmen, beuriheilen bie Regie» 
rungen ben fittlichen und Aulturzuftand ber Juden, wiewohl ſich biefelben in ihren 
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Berichten im Jahre 1842 hierüber nicht ſo umfaſſend ausgelaſſen haben, als zu 
tünfchen geweſen wäre, 

Sie heben vielfach hervor, daß bie Juden fich noch vorzugsweiſe mit dem 
Hanbel, und bei weiten überwiegend mit dem Kleinhandel, dem Haufiren ober 
fogenannten Schacher beichäftigen, ber Handwerksbetrieb nur wenige anzieht, 
obwohl auch bier einiger Kortfchritt zu bemerken ift, daß wenige fih mit bem 
Aderbau und faft gar nicht damit befchäftigen, ohne noch daneben ein Gewerbe, 
Handwerk ober Handel zu treiben, Daß das Edikt som 11, März 1812, wenn- 
aleich die den Juden baburch gewährte Freiheit in ver Wahl ihrer Erwerbsmittel 
son ihnen nicht genügend benutzt worden ift, dennoch im Ganzen günftige Re- 
fultate herbeigeführt hat, wird von ben betreffenden Regierungen im Allgemeinen 
anerkannt, die zu Breslau und Oppeln fprechen fich darüber befonders günftig 
aus. Namentlich bemerkt die Regierung zu Frankfurt, daß die unteren Klaffen 
der dortigen Bevölferung bei Chriften und Juden von gleicher Bildung feien, 
die Schule von den jünifchen Kindern fehr regelmäßig befucht werbe, Die Re- 
gierung zu Potstam erwähnt insbefondere, daß Bebrüdungen des Landmanns 
durch Wucher der Juden nicht wahrgenommen worden, Die Regierung zu 
Stettin hebt hervor, daß verhältnifmäßig fehr wenig Ehefcheidungen und un- 
ebeliche Kinder vorfommen, die Regierung zu Königsberg rühmt das fittliche, 
mäßige und friedliche Verhalten der Juden, die gewiffenhafte Erfüllung ihrer 
bürgerlichen Pflichten, wobei erwähnt wirb, daß Ehefcheibungen und Augfchwei- 
fungen felten, Verbrechen und Polizeivergehen nur in verhältnigmäßiger Anzahl 
vorkommen, Die Regierung zu Gumbinnen hält dafür, daß in den niebern 
Bolkgklaffen bie Juden in geiftiger und induftrieller Entwidelung ber chriftlichen 
Bevölferung voraus feien, während bie Regierung zu Danzig bemerkt, daß bie 
bortigen Juden noch auf einer niedern Bilbungsfiufe ftänden, wenngleich in ben 
legten Decennien einiger Fortfehritt wahrzunehmen geweſen. Die Regierung zu 
Stralfund ift mit dem Verhalten ber dortigen Juden zufrieden und halt fie einer 
Berbefferung ihres bürgerlichen Zuftandes für würdig. 

Die Urtheile der Rheinifchen Regierungen find zum Theil son einander 
abweichend. 

Es bemerkt zunächft die Aachener, daß nach den Berichten derjenigen Land⸗ 
räthe, welche umfangreichere Erfahrungen über das Treiben der Juden zu machen 
Gelegenheit gehabt, die letzteren ſich faſt allein dem Schacherhandel ergeben, 
und ſelbſt die reicheren Juden unter dem Deckmantel eines ehrlichen Erwerbes 
oft eine Schaar von Schacherjuden zur Führung eines ſyſtematiſchen Wucher⸗ 
handels zu Gebote haben ſollen. Die Regierung fügt hinzu, daß ſie dieſen 
beſtimmt ausgeſprochenen Erfahrungen gegenüber nicht im Stande ſei, den Juden 
günſtige Thatſachen anzuführen. Dagegen bringen die anderen Rheiniſchen 
Regierungen derartige Mißſtände, wie die Gerichte und theilweiſe bie Lanbräthe 
fie ſchildern, nicht zur Sprache, 
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Die Regierung zu Coblenz erwähnt nur im Allgemeinen des Schachergeißes 
ber Juden, als der Quelle aller ihrer Mängel, 

Die Regierung zu Düffelborf erflärt fih nur gegen eine Beſchränkung bes 
bisher dort freien Aufenthalts ber Juden auf dem platten Lande. 

Die Regierung zu Cöln bemerkt, es werde zwar in einigen Kreiſen über 
Bedrückung und den Einfluß der Juden durch wucherifches Treiben geklagt, in- 
beffen fei dies größtentheils weniger bie Urfache, als bie Zolge tes abnehmenpen 
Wohlſtandes ber ackerbauenden Klaffe. Im Allgemeinen fei anzunehmen, baß, 
wenngleich die Juden ber Rheinprovinz ben eigentlichen Typus ihrer Nation, 
eine befondere Lit und Berfchlagenbeit, die Neigung zu gewinnfüchtigen Be⸗ 
frebungen, ohne es mit ben Grundſätzen bes Rechts und ber Reblichkeit befon- 
berg ſtreng zu nehmen, und eine gewifle, bald größere, bald geringere Unehren⸗ 
baftigfeit im Hanbelöverfehr, welche, ohne dem Gefebe zu verfallen, doch bie 
Sitte, das feinere Gefühl und das öffentliche Vertrauen verlebe, keinesweges 
verleugneten, biefelben dennoch fich nach dem Zuſtande ihrer geiftigen Entwide- 
lung, befonders in größern Städten, von benen ber meiften übrigen Provinzen 
durch Sitte und Lebensweife günftig auszeichneten, weshalb man auch ans 
manden Kreifen über Wucher und Belrug ber Juden feltner und verbältniß- 
mäßig nicht mehr Klagen höre, als bei ven Chriſten. 

Endlich fpricht fih die Regierung zu Trier dahin aus, daß unter ben 
Juden zwar noch viele Wucher und Schacher irieben, und ben leichtgläubigen 
Landmann in feinem Nahrungsfiande gefährbeten, wie denn noch in neuerer 
Zeit eine gerichtliche Unterfuchung ben beflagensweriben Belag für die behauptete 
Berworfenheit der jüdiſchen MWucherer geliefert, daß Juden namentlich mit Um⸗ 
gehung des Gefehes auf dem Lande ein freieres, ungehemmteres Gebiet fänden, 
als in den Städten, und dort, ber Vorfchriften bes Defreis som 17. März 1808 
ungeachtet Nachtheile hervortreten; allein bie Regierung glaubt andererfeits, daß 
die Lanpräthe durch ben unmittelbaren Eindruck, ben bie Schlechtigfeit mancher 
Juden in ihren Kreifen auf fie gemacht, zu einer ungünftigen Meinung gegen 
bie Öefammtheit der jüdischen Bevölkerung verleitet worden feien, und giebt 
ihrerfeits den Juden das Zeugniß, daß fie fih im Allgemeinen bäuslich und 
unbefcholten im Verkehr zeigen, der Sinn für nügliche Handwerke unter ihnen 
geweckt, fleißiger Schulbefuch der jüdiſchen Kinder bemerkbar, überhaupt aber 
ein Bortfchreiten in 'geiftiger Entwidelung und Sittlichkeit nicht zu verfennen ſei. 

Da über bie Zuläffigfeit der Aufhebung bes Defrets vom T. März 1808 
nähere Ermittelungen auch durch die dortigen richterlichen Behörden veranlaßt 
worden find, welche namentlich ben Einfluß ber jüdiſchen Bevölkerung auf bie 
dortigen Landbewohner zum Gegenſtande haben, fo werben bier auch noch bie 
Ergebniffe diefer Ermittelungen ausführlicher angegeben. 

Ueber den Verkehr ber Juden in ber Rheinprovinz mit ber lanblichen Be- 
völfesung werben von ben dortigen, namentlich ben mit ben Juden in unmiitel⸗ 
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bare Berührung kommenden Prokuraioren und Sriebensrichtern vielfache lagen 
geführt, 

Die Aeußerung der General- Profsratur zu Coln in einem Schreiben an 
bie Regierung zu Düffelborf, welche fich folche über vie Näthlichfeit einer ferne⸗ 
ren Beibehaltung des Dekrets som 17. März 1808 erbeten hatte, ſtimmt im 
Wefentlihen mit der, von ber Immebiat - Zuftiz- Eommiffion zu Eöln in ihrem 
Berichte vom 30, Jannar 1818 entworfenen Schilperung überein, welche damals 
Beranlaffung gab, die Wirkfamfeit jenes Dekrets bis auf weitere Beſtimmung 
au verlängern. 

Es treiben — beißt es in jenem Schreiben — pie Juben in den friedens⸗ 
gerichtlichen Bezirken ſechs bortiger Land» Eantsne (Meg. - Bez. Cöln) in ber 
Regel Handel mit Vieh oder Waaren, und befaffen fich nur felten mit einem 
Handwerk oder ber Landwirthſchaft. Ihre Gefchäfte pflegen fie in der Regel 
nur Hein (im Umberziehen mit abgetragenen Kleidern, Lumpen und altem Eifen) 
anzufangen, 

Bei angemachfenen Dittteln wirb biefes Gefchäft ausgedehnt auf Fleiſch, 
Ellenwaaren und andere Artikel, bis fie allmälig zu größeren Gegenftänden fiber- 
geben, und finden fie ihre Rechnung vorzüglich bei den Larivbewohnern, welche 
fih in ihren Geldverlegenheiten faft ausfchließlich an bie Suben wenden. 

Am häuflgften treten Webervortheilungen beim Viehhandel dadurch hervor, 
daß bie Juden außer dem Preife des Viehes eine Zugabe in Korn, Weizen, 
Kartoffeln ar. ſich ausbedingen, und bie Ablieferung zu einer Zeit fordern, wo 
bie Preife auf das höchſte geftiegen zu fein pflegen. 

Sept wird Ausſtand verlangt und gegeben, ber Bauer borgt noch Gelb 
dazu, verfpricht Zinfen, und außerdem wieder eine Entſchädigung in Früchten, 
Beim Ablauf des erhaltenen Ausſtandes wiederholt fich ein Abnliches Berfahren, 
und fo gebt es fort, bis der Schuldner bei Aufſtellung ber durch die Zinfen 
hochangewachſenen Schlußrechnung fihb ganz in den Händen feines jüdijchen 
Släubigers befinde. Dann geht ed auf die Immobilien. Durch notarielle 
ober gerichtliche Urkunden weiß ber Jude ſich Hypothek zu verfchaffen; bie Sub» 
bhaftation wird veranlaßt, und ver Schuldner an ben Bettelitab gebracht. 

Diele Grundbeſitzungen follen auf diefe Weife in die Hände ber Juden 
gefommen, viele Landleute verarmt, Juden dagegen, welche vor 10 Jahren noch 
ben Baden durch das Land trugen, Befiger anfehnlicher Güter geworben fein. 

Oefters ſoll es fich berausgeftellt haben, daß durch theilweife Einbehaltung 
bes Kapitals wucherifche Zinfen, fimulirte Alte, Berläufe auf Wiederverkauf, 
Auforingen son Waaren und Lebensmitteln ꝛc. ver Schuldner ungewöhnlich be⸗ 
drückt und in größere Schulden geſtürzt worden, als der fühifche Gläubiger 
rechtmäßig zu fordern gehabt hätte, 

Im Bezirk des Ober-Prokuraters zu Koblenz — wird fernet angeführt — 
pflegten bie Landleute bei eintretenner Geldverlegenheit, welche bei der Verar- 
mung ber Bewohner ber Mofelufer und bes Eifelgehirges nur zu oft vorfommen, 
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fit geöhnfich an Juden zu wenden, und in ſolchen Faͤllen habe es fich bei den 
gerichtlichen Verhandlungen häufig herausgeſtellt, daß in Ahnlicher Weife, wie 
oben erwähnt, wacheriſche Bedrückungen ftattgefimben. Dies beftätigten allgemein 
bie Friedensrichter, deren einer namentlih bemerlle, daß bie Juden faſt bei 
einem Drittel ber bort vorkommenden Rechtöfreittgfeiten betheiligt ſeien; bie 
Inden befchäftigten fih wenig mit Aderbau und Handwerk, trieben vielmehr 
tediglich Handel in ver Stufenleiter vom gewöhnlichen Schacher bis zum 
Kaufmann. 

Bom Landgerichtsbezirk Trier uriheilt der Ober⸗Proknrator in ähnlicher 
Art. Auf dem Lande — bemerkt derſelbe — wo bie Juden wohnen, find fie 
in ber Regel die Banquiers der Ranbleute, indem fie auch die unbebenienpften 
Vorſchüſſe machen, lange Termine geftatten, und fich nicht mehr als die gefeh- 
lichen Zinfen verſprechen laffen, babei aber ihren Bortheil dadurch erreichen, daß 
fie fich Früchte, Wein u. vergl. als eine Nebenſcheükung geben laffen, welche 
weder auf Zinfen, noch auf Kapital angerechnet wird. Der Detail-Banbel von 
Spezerei-Waaren und Vikmalien iſt far ausſchließend in ihren Bänden, ber da⸗ 
durch ebenfalls zum Wuchergeſchaft wird, daß die Suben auch hierfür ben Ab⸗ 
nehmern Ausſtand geftatten, für dieſen Ausftand aber Lieferungen nehmen, bie 
nicht it Anrechnung gebracht werben. Die Neth der Ranplente wird immer be- 
nutzt, tim ein Geſchaäft mit denſelben zu machen, ober eine beſtehende Forderung 
zu vergrößern. Der Landiiann, ber nicht zahlen Kann, geht auf alle Bebingun- 
gen des Inden ein, um bie gerichtliche Einflage einer Forderung zu befeitigen,; 
er macht Abfıhlags- Lieferungen, Abfchlage-Jahlungen ohne Ouitiung, kauft Waa⸗ 
sen, bie er gar nicht brauchen kann, zu hohen Preifen, läßt ſich baare Zufchüffe 
zu ber früheren Schuld geben, wenn er auch Tein Gelb nöthig hat, verkauft feine 
Ernbte vor der Zeit und ohne, baß er den Preis zu überſehen im Stanpe tft, 
um ben anbringenden Inten angenbliclich zum beſchwichtigen. Diefer verfolgt 
Aber fein Ziel unermüdlich, gelangt zu einer Oppothekenverſchreibung ober gar 
zu einem freiwilligen Urtheil, und ift am Ende burcd bie Subhäftation im Beſitz 
bed Vermögens bes Landmanns, ohne daß biefer weiß, wie er dazu gefom- 
men tft. 

Im Landgerichtsbezirt Saarbrüden ernähren bie in ben kleineren Städten 
und Dörferit wohnenden Inden fi nur som Kleinhandel. Nein einziger treibt 
ein bürgerliche® Gewerbe, welches Eörperliche Anſtrengung erforbert, und wenn 
eiwa ein Jude feinen Ader ſelbſt bebaut, fo geſchieht dies durch Tagelöhner 
ober Anechte, Ihre meiſten Geſchäfte beftchen im Viehhandel, im Berpachten 
son Vieh, Verkauf von Waaren und Lebensmitteln und im Darlehnsverfchr, 
Sie verfahren mit einer unglaublichen Emſigkeit sind Betriebſamkeit, um bie 
Gelegenheit zu erlauern, wo ein Geſchaͤft zu machen If: Sie laufen unermüdet 
son Dorf gu Dorf, bon Baus zu Baus, kundſchaften alle Berhältniffe aus, und 
wo fie erfahren, daß ein Bauer durch feine Umſtände veranlaßt werben Tann, 
irgend eimns zu kaufen ober zu verkaufen, fo hängen fie ſich fogleih an ihn 


und bieten ihm ihre Dienfe an. Der vermögende Landmann, der ohnehin eine 
größere Sefchäftsfenntnig und Erfahrung beſitzt, findet leicht bie Mittel, den 
Juden zu rechter Zeit zu befriedigen und baburc jeder ferneren wucherlichen Be⸗ 
handlung zu entgehen. Aber ber unvermögenve Landmann, ber wenig Vieh und 
Ländereien befigt, deſſen Aderbau ihn nicht ernähren Tann, ber neben bemfelben 
alſo noch als Tagelöhner bient, Fuhrwerk oder irgend ein anderes Gefchäft treibt, 
ik am meiften von den Juden bedroht; wenn er von einem Gläubiger gedrängt 
wird, fo bleibt ihm am Ende nichts Anderes übrig, als feine Kuh ober feine 
Ziege ober ein Pferb zu verlaufen. Iſt der Jude, wie häufig ber Fall if, 
ſelbſt der drängende Gläubiger, fo übernimmt er das Stud an Zahlungsſtatt, 
fonft gegen baares Geld, womit ter Gläubiger befriedigt wird. Dabei wird 
bas Geſchäft gewöhnlich fo abgeredet, daß der arme Mann fich nicht ganz feiner 
Schuld entledigt, fondern ber Jude einen Rüdftand zu forbern behält, damit er 
ihn nicht aus den Händen verliert, und ihm fo oft feine Hülfe angedeihen lafen 
kann, als er noch ein Stüd Vermögen befipt. Hier ift der Jude Käufer, Rod 
fchlimmer geht es aber, wenn er Verkäufer if. Ein Landmann bat feine Kuh 
oder fein Pferd verloren; für einen anderen ift das Glüd, eine milchende Kuh 
zu befigen, fo groß, daß er fich leicht zum Ankauf einer folchen verleiten laßt, 
wenn er Kredit findet und der Borfpiegelung Glauben fchenkt, daß er fpäter bie 
Mittel zur Zahlung finden werde. Erſtlich muß der Landmann, weil er nicht 
baare Zahlung leiftet, das Stück Vieh zu einem übermäßig hohen Preis an 
nehmen. Zur Zahlung werden ihm ausgebehnte Sriften, oft von mehreren Jah⸗ 
sen, bewilligt, Die darüber ausgeftellten Schuldfcheine enthalten in ber Regel 
die Bedingung, daß die ganze Borberung fogleich anf einmal folle eingeforber 
werben koͤnnen, wenn ein Zahlungstermin vom Schulpner nicht eingehalten wird. 
Diefer läßt fich eine ſolche Klaufel ohne Widerrede gefallen, denn ex glaubt bie 
Mittel zur Zahlung zu finden, und überfieht die Folgen, ‚welche aus der Ber 
faumung eines Termins entftehen Tonnen. Gerade dieſe Klaufel if aber ber 
erfte Grund feines Unglüds. Der erite Termin wirb allenfalls bezahlt; beim 
zweiten exfcheint ber Jude nicht, und ber Schuldner glaubt an eine ſtillſchweigend 
bewilligte Friſt; fpäter aber tritt ber Tube plöplich zu einer Zeit auf, wo er 
weiß, daß ber. Schulbner nicht zahlen Tann, und verlangt die ganze Zahlung auf 
einmal. Die Verlegenheit des armen Schuldners wird durch Androhung geriht- 
licher Berfolgungen und großer Koften zu neuen Gefchäften benupt, Bor allen 
Dingen muß er als Erfap für erlittenen Schaden und verlorene Zinfen mit ei⸗ 
nem Quart Korn, Kartoffeln, Heu, Hanf oder andern Erzeugniffen bie Barm- 
herzigfeit des Juden zu neuen Zahlungsfriften erfaufen. Daran knüpfen ſich 
andere Geſchäfte, wie Verkauf eines Kalbes, alten Ackergeräths, Pferdegeſchirrs, 
auch von Waaren und Lebensmitteln, worüber wieder ein Schuldſchein ausge⸗ 
ſtellt wird. Auf dieſe und ähnliche Ayt wird nun beſtändig fortgekauft, getauſcht, 
geſchrieben und gezahlt, bis nach Ablauf einiger Jahre der betrogene Schuldner 
nicht mehr im Stande if, feine Berpflichtungen zu erfüllen, Dann beginnen 
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bie gerichtlichen lagen und Ererntiouen, zuerſt Iangfam, daun raſch. Für jeden 
einzelnen Schulbfchein, und wenn ber Inde ein halbes Dupend gegen benfelben 
Schuldner befipt, wirb ein befonberes Urtheil erwirkt. Die Execution in bie 
Mobilien zeigt ſich bald als fruchtlos, und nun wird ber Schuldner gezwungen, 
ein Stäf Land dem Zuben zu verlaufen, wobei das Recht des Wiederkaufs 
ansbebungen und ber Schulbuer durch die Vorfpiegelung, baß er fein Eigentbum 
zuüdjunehmen im Stande fein werbe, zu biefem neuen Hanbel verleitet wird, 
Zulegt, wenn er völlig hilflos if, Tegt ber Jude den letzien Schein von Nach⸗ 
ft ab, und der unglädliche Schuldner wird mit feiner zahlreichen Familie aus 
bem Beſiß feiner Güter geſezt. Sehr oft ift ber Jude felbft der Anſteigerer. 
Auf biefe Weiſe macht der Verkehr mit ven Juden manden Familienvater zum 
Beitler, während fie ſelbſt täglich reicher werden. Wie verberblih und nachſichts⸗ 
los ihr Benehmen fei, dafür wird insbeſondere angeführt, daß an ben Friedene⸗ 
gerichten, in deren Bezirk Juden wohnen, die meiſten Prozeſſe, und verfchiebent- 
lich fogar der vierte, fünfte ober fechste Theil berfelben von Juden erhoben 
werden. 

Minder ungünſtig lauten die Berichte der Ober⸗Prokuratoren zu Aachen, 
Cleve und Düſſeldorf. Im Landgerichtsbezirk Aachen findet danach ber jüdiſche 
Verkehr in denjenigen Friedensgerichtsbezirken, wo ber Aderbau blüht, wenig 
Nahrung, und if bafelbk von Gelddarlehnen, befonbers in Heineren Summen, 
venig bie Redt. Anders gefaltet ſich dieſer Verkehr aber in zwei Friedensge⸗ 
richtsbezirken, woſelbſt ein großer Theil der Lanpleute den Juden verſchuldet if. 
Bei jeder Gelegenheit pflegen erfiere fih an Juden zu werben, welche bereit find, 
Geldvorſchüſſe zu leiften, dann fchlechte Waaren ober krankes, unbrauchbares 
Dich aufzubringen. Sie bewilligen ausgebehnte Zahlungsfriften, verfepen ben 
Schuldner aber in die Nothwendigleit, bei Ablauf ber Friſt fchon vor der Erndte 
die Früchte unter dem Preife an Zahlungoſtait zu überlaffen, und bringen auf 
biefe Art den Sthulbner in ben Ball, fpäaterhin Brod und Saatkorn zu höheren 
Preiſen antaufen zu müſſen, woburd bes Verberb des Landmanns unvermeidlich 
herbeigeführt wird. Bei dem einen biefer beiden Friebensgerichte wurden im 
Sabre 1841 von den Juden nicht weniger als 64 Prozeſſe anbängig gemacht, 
weiche Anfprücke zum Gegenſtand hatten, bie aus Darlehnen, Waarenſchuld und 
Viehhandel herrührten. 

Bei dem Landgericht zu Cleve lommen ſelten Faͤlle vor, wobei Juden als 
Parteien anfireten, jedoch Hört man auch dort ſehr viele Klagen darüber, daß 
bie Landlente bei eintretender Gelbperlegenheit ſich gewöhnlich an Juden wenden, 
welche ihnen ſowohl bei Darlehnen, als beim Verlauf von Vieh ausgebehnten 
Kredit bewilligen, aber durch theilmeife Einbehaltung des Kapitals, durch wu⸗ 
cheriſche Zinfen und Aufdringen von Warren bie Schuld dergeſtalt zu vergrößern 
wiffen, daß ber Baus fih fehr bald in ber Gewalt feines Gläubigers befindet, 
Namentlich follen Verkäufe auf Wieberverfauf häufig vorfommen und alsdann 
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bie Gelboerlegenheit des Schuldners fo geſteigert werben, daß ihm eine Ein- 
Iöfung innerhalb der befimmten Friſt unmöglich wird, 

Am vortheilhafteſten fol fi ber Verlehr mit den Iuben anf ver linken 
Kheinſeite des Regierungsbezirts Düffelborf gefallen, wo ben Lanplenten viele 
andere Mittel zu Gebote fichen, fih Geld zu verfchaffen, weshalb fie nicht in 
die Rage geraiben, fih wucheriſchen Gejchäften bingeben zu müſſen; zum Theil 
wirb dies auch ber größeren Borfiht ber bortigen Lanbbewohner zugeſchrieben. 

Die Berichte der Friebensrichter, weldhe bem Schreiben bes Generalpro⸗ 
Furators zum Grunde Kegen, ſtimmen bamit im Wefentlichen überein. 

In ähnlicher Weife wie bie meiſten Sriedensrichter urtheilen überwiegen 
die Lanbräthe bes Regierungsbezirks Trier, indem fie vielfach fiber ben nad- 
theiligen Einfluß Tagen, welhen ber Berlehr ber Inden anf bie Vermögens⸗ 
verhältniffe der Landbewohner gehabt hat. 

Was die Provinz Pofen betrifft, fe if} bereits oben bemerkt worden, in 
welcher Wetfe die Verorbnung vom 1. uni 1833 in Bezug auf den Hauſir⸗ 
handel günftig auf die dortigen Juden gewirkt bat. Aber auch im Allgemeinen 
hat der Erfolg jenes Geſetzes der Abficht enifprochen, welche bei feinem Grlaß 
vorwaltete. 

Die Regierung zu Poſen bemerkt, wie namenilich bie Aufhebung ber frü- 
heren Beichränkungen im Handel und Gewerbe auf Me Richtung ber Gewerb⸗ 
thatigkeit vortheilhaft eingewirft hat. Es hatte fich nach einer tm Sabre 1842 
angeſtellten Vergleihung bie Zahl ber felbfiftänbigen Hanbwerker und Fabri⸗ 
Janten um mehr als ben britten Theil feit dem Sabre 1832 vermehrt. — Die 
Kindererziehung ift beffer geworben und ber ganze fsziale Zuſtand Überhaupt 
porgefchritten. Dagegen wird über ben mangelhaften, fittlich-religtöfen. Zuſtand 
geflagt, Indem es dem Gottesdienſt at ber nöthigen Würbe gebricht, ber Neli- 
gionsumterricht mangelhaft ift, die 54 Rabbiner des Vezirte zum größeren Theil 
der erforberfichen Bildung entbehren. 

Die Regierung zu Bromberg erachtete in ihrem allgemeinen Berichte im 
Jahre 1842 die bortigen Juden in ber Bildung bis zu ber Stufe vorgeſchriiten, 
auf welcher ſich diefelben in anderen Provinzen befinden. Die im Sabre 1865 
zufammengetretene Kommiſſion zur Berathung über bie zu treffenden legislativen 
Abanderungen ber dort beftehbenden Gefepgebung war Überwiegend ber Anficht, 
daß der foziale und moralifche Zuftand eines großen Theils ber Pofener Juden 
noch zu mangelhaft fel, als daß ohne Nachtbeil für bie chriſtliche Bevölkerung 
die ben naturalifirten Juden eingeräumten Rechte pen Juden allgemein zuge⸗ 
flanden werben Finnen. 

Beide Regierungen ſchildern übereinftiummenb ben Betrieb ver Schankwirih⸗ 
ſchaft Seitens der Iuden, welche fich dieſem Gewerbe in überwiegenber Zahl zu⸗ 
wenden, als fehr verberblich, namentlich für den Landmann. 

Die Regierung gu Wromberg hebt hervor, daß fi bie Juden vorzugsweiſe 
an Orten nieberlaffen, deren Einwohner ber polnifchen Rationalität angehören, 
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daß fie Dort durch ihren Gewerbebetrieb auf die Moralitäi und bie Vermögens- 
verhältniffe der bäuerlichen Einfaffen nachibeilig einwirken, und nah und nad 
besen Berarmung herbeiführen. 

Beide Regierungen ftimmen endlich darin überein, daß die Organifation 
in Korperationen bie bortigen Juden werleite, ben bürgerlichen Gemeinben ge- 
genüber ihre Torporative oder privative Intereffen geltend zu machen, 

Den Zuſtand ber befichenben Schulbverhältniſſe ber jübifchen KRorporationen 
bes Großherzogthums Pefen ergiebt die anliegende Ueberſicht. 


7% 
ueberſicht 


ſämmtlicher Städte bes Preußiſchen Staats, in welchen nad ber Zahlung zu 
Ende 1847 einhundert Juden und darüber wohnten, nach den 
Provinzen geordnei. 





Anzahl Anzahl 
der da⸗ der da⸗ 
Ramen ber Stähle in le⸗ Namen ber Städte, rin le⸗ 
benben benden 
Juden. I Juden. 





xxxXXXXXXXXX 
A. Provinz Preußen. eberirag. 
Danzig 2. 2.22] 434 | 17 | Elbing.- . 


1 ... 893 
2 | Königsberg - - - »| 1688 | 18 | Thom. . ... 379 
3 | Zempelburg . x » .| 1589 | 19 | Schlodau, . . . . 349 
4| Tudel. -. . . . 7115 1 20 | Schloppe . » .» . 347 
5 Gollub 0 “ 0 665 21 Berent — 8 0 U) 334 
6 | Rrojanle . . 0...) 6651 22 | Reumaf. . 0... 314 
7 | Mirtiid- Sriebland . . 609 | 23 Neuenburg 0. N 17 | 
8 | Stargardt in mcin. 608 | 24 | Briefen oe. 291 
9 | Deutih-Erone . 566 | 25 | Konis . oe... 2088 
10 | Stmaflug . . .. 559 1 26 | Ehritbunrg . , .. 279 
IL | Slate 0. 585 1 27 | Shwes - ...... 274 
12) San . . 2... 509 1 28 | Sit . 2... 278 
13 ] Launbwg  . ... 508 I 23 | Shönd . . . . 262 
14 | Löbau. . oo oe. 499 1 30 | Scan . . . 245 
15 | Rum. „ .'.ıo 455 1 BL | Wanpehurg. . . . 243: 
16 | Dirfdu . 0... » 409 1 32 | Meine. . . . . 236 
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Anzahl 

der da⸗ 

Namen der Städte, |rin le⸗ 
benden 

Juden, 

33 Reifen . o 0 0 v — 234 
34 | Marienwerder . . 231 
35 | Kumfe . . . . 204 
36 | Deutfh-Eilau . 184 
37 | Landed . . 182 


38 | Hammerftein. . . 175 
39 | Preupifch- Friedland: 171 
40 | Pukig. - x 2... 169 
41 | Rammin . . . .. 147 
42 | Rebtn . . . 0. 141 
43 | Öerdaun. . .» .. 140 
44 | Neuftabt . ©». | 137 
45 | Ücbllatt . » . 136 
46 | Rofenbrg . 129 
47 | Iohannisburg . . 127 
48 | Mariendburg . . . » 126 
49 | Riefenburg - » . . 124 
50Baldenburg . © 121 
51 | Susi . 2 +0. 119 
52 | Heleburg. . » . © 118 
53 | Bifchofsburg. . - | .117 
54 | Neidenbug . x «+ 117 
55 | Neuteichh 115 
56 | Guitftabt © .. ... .| 1 
57 | Freiſtadt . . 
58 | Preuß. Holland . .. 107 
59 | Allenfein. »- . ..» 105 
60 | Ortung . . +» 105 


‚ Summa . . | 21818 


“ 

Ich 
=) 
So 





B. Provinz Pofen. 


1 Polen. 2°... 0.1 7359 
2 | Rempen . er .r 2.1] 3928 
alfa... 202002 .} 3261 
at Sestofhin. 2.0. . | 2214 
35 I Snowraglam.: .". .| 2120 
6 Raw . | 18918 
7} Onefen - . . 1794 
8 | Rogafen- .. . 1...) 1727 
9 | Schwerin. , 1622 
10 | Gräz...... .11348 
11 Schwerſonz ·..121311 








Anzahl 

der da⸗ 

Ramen der Städte Irin le⸗ 
benden 
Juden. 

12 Oſtrowo....14898 
13Wreſchen...14858 
14 | Gordon . . .. 0.1] 13% 
15 | Silebne -. - » - .1| 138 
16 | Wittlowms . - - 2 .| 1128 
17 | Samifon . . .„ .| na 
18 | Meferib . 2.» .1| 108 
19 | Komid . . 2...) 1 
20 Chodzieſen 20.1.1090 
21 | Schrimm . .. 1014 
22.| Plefhen .. 984 
23 -Sıntr . . .. 952 
24 Neuſtadt a. W.... 932 
25 | Lobfend . oo 0...) 9M 
26 | Noll. . .o 2 U. 889 
27 I Wolfen . . .. 859 
28 | Schneidemühl . . „| 89 
29 | Schönlanfe . 839 
30 I Ein . . 2 20. . 836 
31 | Binblum . ... 823 
32 | Wronfe . 0... 790 
33 | Pine. . 2 0% 757 
34 |. Rabifhin -. . » 152 
35 | Somin . 2. eo... 134 
36 | Wongrowie . . . . 669 
37 | Obefipo. 0... 645 
38 | Srauftadt. . 2... sol 
39 | Milosaw . ; . 583 
40 | Borel » . . ‚ 5713 
Al | Samen. "el. |: 564 
42 Somtonmfchl. 4 552 
43 | Neuftabt bei Pinne. 505 
44 | Zerkow .. 483 
45 | Bronberg . - . 482 
46 Murowana-Goslina . 474 
47 | Shubin’ . . .. 463 
48 | Bomb . . .. 450 
49 | Sirzelno.... 442. 
50 | Margunin. .'. ...| 420 
SL | Samoczyn .'.'.. 417 
52 | Trzentesmo . .'. . 413. 
83 | Schuften . . 2... 413. 
54 | Obomif . .’.'.0..| 408 
Kobpin . 0.“ 397 





Anzahl 
ber ba- 
Namen der Städie. rin Ie- 
benden 
Juden. 





56 | Ryczywol..... 3713 
51 | Shrota . ». » .. 3713 


. 312 


y 

66 Sirfehtie cali. u. Run.) 298 
67 I Golan . . 2. 2. 287 
68 | Bojanowo . . . . 285 
WIDE... 20. 279 
30 | Ezerniefems . . . » 271 
A| Inn > 2 202% 
172 | Rasen . . ı 264 
13 | Polnifch-Erone . . . 


75 | Sanbberg 247 
76 | Storchneft .. 238 
77 | Goftyn. .. 238 


18 | Jararzewo W 236 
79 | Mogiinoe..... 220 


80 | Adelnau on 219 
8) Kiong . . 216 
82 | Radwip . 212 
3 | Zuftrofehin , 211 
84 | Bıaz . 211 
85 | Koften . 208 


Le 17.11 er 207 
88 | Janowier .. . . oo. 206 
89 | Gniewlowo. . . . „| 201 
” Zum. 2.2.0.0. 196 
A | Miefgise. . . 166 
u: 1.1: 165 
3 | Barin 2.2 2. . 165 
Mini. . 2.2. .]| 18 
SI Mohn»... .| 158 
| Gonſawa. » . .| 150 
| Dobraplo. . -» . .| 18 
38 | Betihie. ... 2... 140 
9 | Mieszlom.. ... . » 138 


der da- 
Namen ber Stäbte.|rin Ie- 
benden 


Anzahl 
Juden. 


Cumma . 


100 | KRisczlowo.. . - - . 138 
101 | Stenzems. . . . >» 127 
1902| Powib. - x 2... 123 
1903| Blein. . - 2... 122 
1904| Müfadtt - . » » . 117 
105| if. . >». 116 
106 | Palofe.. -. ... .. 111 
1071| Gembice - - x... 109 
1908 Wirſitz . + . ‘ . 0 103 
199 | Miasteo . - . 102 

74316 

— 


C. Provinz Bran⸗ 
denburg. 


Berlin. .. .....8BXꝛ63 
Frankfurt a. d. O... 642 
Landsberg a. d. W.. 395 
Drenzlow. - 0. . 361 


Sriebeberg 


CET TIEREN 


Schermeifel 0. 206 
Hotsdam .. ... . 182 
... 177 
. Brandenburg . 140 
Königsberg 1. d. Rum. 137 
10| Schwet . . ... 134 
11 | Sotin -» 2 2... 126 
12 | Wrieben - . 0...» 115 
131 Wittflod ... .... 111 
14 | Balinhn ..... 104 
Summa . . | 21093. 

D. Prov. Pommern. 
1| Stettin . 519 
2| Stolpe. .. 391 
3Lauenburg 262 
4) Stargardt . 260 
51Polzin..... 248: 
6| Bülow. .. 238 
| Pafewall . 0. 226 
si Köslin.. ... . 210 
91 Schlawe . . .. . 208 
10) Pyrig .. 0.00.’ 203 


Anzahl Anzahl 
der da⸗ der das 
Namen ber Städte, Irin Ie- Ramen ber Städte. rin le⸗ 
benben benden 
Juden. Juden. 





171Neiſſe. .- - 
18 eisteifgum 


20 lien. . . 
21 |) Quttning . . .. 244 


EXX 
Cumma . „| 198 


G. Prov. Weſrhelen— 

Paderborn. 332 
202 
201 


16 | Srünberg. ° . 265 


22 | Zarnomik. 


.. Minen . x... . 
23 | Münfterberg . . 


Beverungen . . . » 


11 Anklam. . . ) 0 200 24 Toſt . o . 0 0 . 214 
12 | Bub . 2... 199 | 25 | Wartenberg . „. . 21 19% 
13 | Zempelbug . . . 194 | 26 Kreuzburg. .» © | 198 
14 | Sal . . . 164 1.27 | Schenker . . . . 184 
15 | Neuu-Steltin . . . » 163 I 28 | Bernflatt . . . .» - 179 
16 | Treptow a. db. Rega . 161 | 29 | Konflabt . . .. 161 
17 I Solnow . . . .. 146 130 ! Kofel . . . oo. 160 
18 | Scievelbein. . . . 142 |:31 Ujeſt 156 
19 | Kolberge- . - 2... 135 | 32 Reufabt in Öberfäl. 154 
20 | Sreiffenberg . . . . 132 | 33 } Ramslau. . .. 151 
21 | Bhrwalte. . 2... 129 | 34 } Groß-Steehlip . . . 190 
22 | Rummelsbtug . . . 123 | 35 Birfüberg. re. 148 
23 | Dramburg: . . . .» 121 | 36 ea 145 
24 | Sreiffenbagen .. 118 | 37 anfeufein © een 141 
25 | Regenwalte . . . . 102 | 38 | Dlau - = . 2... 142 
26 | Belgard . 2... 101 1 39 | Schweibnib . . . . 141 
27 | Labs. 2 2 0 0. 100 | 40 | Reobihüh - . . - 139 
Eumma . „| 5196 | 4 — 2* m 
Ä — Jias am. But: 
E. Prov. Schleften. 44 | Dobrenfurt: 17 
1 | Breslau 0. 2 2] 6339 | 45 | Landsberg in Sberich 112 
2Groß⸗Glogaun 978 | 6 | Miufh . 108 
3 | Denten in Oberfchlefien 86 TI Ol... en 102 
4 Ahr end 01 48 | Piliden - » » .. „tot 
5 11.) 7 60 : 
Fe 709 Summa „ . 19526 
11 Sol 2... 508 
8.| Oppeln En er F. Brovinz Sadıfen. 
9 | Nicolai 0. 406 | 1 | Magdeburg - . . . 631 
10 | ublinig 0. 3811 2 | Halberftatt . -. » . 325 
11 | Bi - 2 2 2. 376 | 3 | Norohbaufen . » . . 241 
12 | Riebnid . . .. 365 I. 4 | Sale . . 2 2.2. 156 
13 | Ldlu . . 2... 332 5 | Bleiherode . » . » 158 
14 | end . 2 20. 32 | 6 | Ef. -. 2 2... 154 
15 | Rofenberg . . 2855 | 7 | Müblbaufen . . . . 144 
Bet Eid. . 2... 126 


0 m mi 





Ramen ber Städte. irn Ile 


4 
9 
6 


Müänfer . 
Steinfit . 
Brakel. 





T| Warburg . 


8 | Bodum . 
9 | Marsberg 
10 | Sefede . 
11 | Dortmund 
12 | Sferlohn . 


13 | Bielefeld . . 


14 | Lengerich . 
15 | Bocholt . 
16 | Salzfotten 
17 | Blotho . 
18 | Bünde. . 
19 | Berleburg. 
20 Gef. . 
21 | Limburg . 
22 | Lühbede . 
23 | Laasphe . 
24 | Hagen. . 
25 | Niebeim - 
26 Lüge . ® 
27 | Sörter. . 
28 | Eösfelb 


. 0 0 ® ® . _} [ . 


29 | Ihhenbühren , 


H, Rheinprovinz. 


Kin . - 
Bonn . 


DD m 


A. 
B. 
C 
D. 
E. 
F. 
G. 








Anzahl | Anzahl 
ber da⸗ der da⸗ 
Namen ber Städte |rin Ie- 
benben benben 
Juden. Juden. 
183 3 | freund. . .»- . 4% 
. 179 4 | Düfelborf . - .. 412 
j 174 5 | Krefeld oe... 404 
.. 1661 6 | Koblenn . 2 2... 319 
+1 .165 7! Numid -. . 2... 305 
.. 157 8 | Ude . ... 274 
F seen. rn 269 
. 153 | 10 | Mühlheim a. d. Ruhr 242 
152 | 11 | Deus . oo. 210 
.. 146 I] 12 | Tcer . . 2 2 0. 232 
.. 139 1 13 | Soarlouid . . . 5 208 
. . 18651141 God... .:.% 194 
. 135115 | Well. 2. 2 2... 187 
.. 131 5 16 | Siegburg. -. » .. 185 
.. 126 | 17 | Mi . 2... 182 
.. 122 | 18 | Simmern. . » .. 170 
. 121 | 19 | Dttmellr . . 2... 170 
oo. 120 I 20 | Mayın . » 2... 161 
% ‘ 117 21 Cleve . . . o e Ü 140 
FBw 112 122 Steuß. .... 139 
.. 111 | 23 | Dinslten . . . 134 
W 110 24 Reed - - 2 20. 121 
.. 109 1 25 | Benborf . . x...» 117 
.. 106 | 26 | Wallntoı . ... 113 
.. 104 I 27 | With . . . .. 110 
.. 103 | 28 Linz eh rn 109 
—_— 29 | Sobernheim. . . » 108 
Summe. . | 4268 | 30 | Dülten “2... | 100 
Summa . „| 7147 

® [| 184 

. 498 

Zufammenftelung der Provinzen. 

Preußen mit 60 Städten © © 2 2 0. «| 21818 
Dofen mit 109 Stätten . . 2... » | 74316 
Brantenburg mit 14 Städien. . - . + | 11093 
Pommern mit 27 Städten. . » oo. 5196 
Schlefien mit 48 Städten . . - 2.1 19526 
Sadfen mit 8 Städten. . - » 0.1 1935 
Weſtphalen mit 28 Städten . - » . . .| 4269 
Rheinprovinz mit 30 Städten. . .| 7147 


H. 


U | 1m ‚ee a Ur — ä 
Im ganzen Staate 325 Städte mit 100 Juden und barüber. Summa|i45300 
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Ich habe aus Ihrem Bericht vom 7. Januar d. I. die Refuliate ber Er- 
mittelungen erfehen, welche von Ihnen über die verhältnigmäßig große Zahl ber 
jüdischen Verbrecher und die Urfachen diefer.Erfeheinung vorgenommen mworben 
und trage Ihnen auf, Ihren Bericht dem Staatsminifterium vorzulegen, im 
davon bei den von Mir angeorbnneten Berathungen über das Judenweſen Gebrauch 
zu machen; Die von einzelnen Gerichtsbehörben in Beziehung auf das jüdiſche 
Schulwefen gemachten Bemerkungen haben Sie bem Minifter der geiſtlichen 
Angelegenheiten mitzutheilen. 

Sans⸗ſouci, ven 29. Oktober 1841. 
(gez.) Friedrich Wilhelm. 
An — 
ben Staats- und Juſtiz-Miniſter Mühler. 





Abſchrift. 


Der Juftizminiſter Mühler berichtet allerunterthaͤnigſt über die 
Gründe der verhältnigmäßig großen Anzahl jübifcher Berbrecher. 


Des hochfeligen Königs Majeftät haben in der auf. meine Generalberichte 
erlaſſenen Allerhöchſten Kabinetsordre vom 29. April 1840 zu bemerken geruht, 
daß die verhältnißmäßig große Anzahl der jüdiſchen Verbrecher auffallend ſei, 
und meine Anſicht über die Gründe dieſer Erſcheinung Allerhöchſt erfordert. 

In Folge deſſen ſind von mir zuvörderſt die Obergerichte zur Berichtser⸗ 
ſtatiung über dieſen Gegenſtand aufgefordert worden. Nachdem die Berichte 
derſelben eingegangen ſind, verfehle ich nicht, Eurer Königlichen Majeſtãt Nach⸗ 
ſtehendes in tiefſter Ehrerbietung vorzutragen. 

Das Mißverhältniß der von den Juden im Vergleich zu den. vom Chriſten 
verübten Verbrechen, laßt fich nicht in Abrede ftellen, wenn man bag Gefammt- 
Reſultat ver Gefchäftsliften betrachtet. 

Die beifolgende Weberficht bes Verhältniffes der Einwohnerzahl chriftlicher 
und jüdiſcher Religion zur Zahl der Angefchuldigten beider Religiong-Berwand- 
ten in ben Provinzen Brandenburg, Pommern (mit Ausfchlug son Neu-DBor- 
pommern), Preußen, Pofen, Schlefien, Sachen und Weftphalen in ben Jahren 
1834 big incl, 1839, ergiebt: 

„daß verhältnigmäßig weit mehr Juden als Ehriften in Kriminal- und fisfa- 
liſcher Unterfuchungen befangen gewefen. Nur in Hinficht der polizeilichen 
Unterfuchungen ſtellt fi) dad Verhältnis mit Ausnahme der Sabre 1834 und 
1835 günftiger für die Juden.“ 








— 5 — 


Eine Zunahme ber Verbrecherzahl unter ven Juden bat inbeſſen im Verlanf die⸗ 
fer ſechs Sabre Boch nicht ſtattgefunden. Im Jahre 183 war ber BDfe Jube 
im Sabre 1839 erſt ber Oaſte rin Angeſchuldigter. In den: Zwifchenjahren hat 
bad Verhältnig geichwanfts nur has Jahr 1835 zeichnet ſich durch eine unge- 
wöhnlih große Zahl jüdiſcher Verbrecher aus, indem fon ber 6Guſte ein 
Angefhulbigter war. Für biefe Abweichnng im Sabre 1835, welche ſowohl bei 
. ven Chriſten als bei den Inben flattfand, liegt ber Bruns in ber im Sahre 
1834 erfolgten neuen Organifation ber Gerichte im’. Großherzogthum Poſen, 
wie ber Erweiterung ber Kompetenz ber formirten Untergerichte in Kriminal⸗ 
ſachen, welche zur Folge hatir, daß bie fchwebenben Interfuchungen rafıher be» 
enbigt worben find; bie Zahl Ber in den beenbigten Naterfucdumgen entbal- 
tenen Angeſchuldigten alfo fkeigen mußte, 

So wie fih die Ergebniffe ber verfchiebdenen Jahre im Ganzen verfchieben 
darſtellen, fo iR eine noch viel größere Differenz in deu Berhältniffen ber An- 
geſchuldigten jüdiſcher Religion zu der Geſammtzahl der Angefchufpigien chriſt⸗ 
licher und jüdiſcher Religion in ven einzelnen Obergerichtd-Departemenid vor- 
banden, worüber bie allerunterthänigſt beigelegte Ueberſicht das Nähere hefagt. 
Ich bemerkte in Beziehung auf biefe Weberficht ehrfurchtsvoll, daß es zur Ermil- 
telung des Verhältniſſes, in weichem bie Zahl. ver jübilchen Verbrecher zur Zahl 
ber jüdiſchen Einwohner jebes einzelnen Obergerichte- Departements in ben Jahr 
en 1834 bis 1839 geftanden bat, an ganz guperläffigen Materialien fehlt, in- 
bem bei ber beſtehenden Abweichung ber Begrenzungen ber Regierungd- und 
Obergerichts⸗Bezirle bie Zahl der :jäbiichen Einwohner jedes Obergerichis-Be- 
zirls in jenen Jahren nicht genau befannt iR, auch eine nachträgliche Auomitte⸗ 
lung nicht bewirkt werben kann. 

Die Berfchledenheit ber Berhältnißgahlen ergiebt ſich aber fchen ans der 
obigen Ueberſicht. 

Darnach waren bie meiften Juden in Unterfuhung in ten Departements 
Pofen, Bromberg, Ratibor, Mavienwerber, Arnsberg, Paderborn und Breslau; 
bie wenigften in ben Departements Naumburg, Halberſtadt, Magbeburg, Glo⸗ 
gau, Inkerburg, Steitin und des Rammergerichtd. Im ‘Departement bes Ober- 
Sandesgerichts zu Poſen war burchfcpnittlich der Lie Angelagte, im Departe- 
ment Naumburg der TIME Angeklagte ein Zube. 

Diefe abweichenden Verhältniſſe haben bie natürliche Veranlaſſung gegeben, 
daß die Meinnugen ber Obergerichte über bie große Anjahl jüdiſcher Verbrecher 
fehr verfchieben ausgefallen find, und daß einige ein Mißverhaͤltniß im Nergleich 
zu der Zahl der chriſtlichen Angefchulbigien. nicht anrrkennen. 

Die Verſchiedenheit ift ferner nicht allein in den verſchirdenen Departe⸗ 
ments, ſondern felb in ben einzelnen Streifen deſſelben Departentenis wahrzu⸗ 
nehmen, Das Ober-Landesgericht zu Marienwerber 3. B. berichtet: dies mit 
bem Beifügen, baß fich bad Der haunth in einzelnen Kreiſen u a” + Gunften ber 
Juden ſtelli. I. 
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.Sübhren aber auch biefe Wahrnehmungen darauf bin, daß beſondere Um⸗ 
ſtäude und Kinflüfle auf bie größese ober geringere Meralität der Juden in ver 
ſchiedenen Gegenden der Monarchie wirten mögen, fo bleibt doch bie Thalſache 
im Geſammiergebniß ſtehen, baß reine verhaͤltnißmäßig sräßere Anzabl Juden 
zur Unterſuchung gezogen wird, als Chriſten. 

Um bie Gründe dieſer Erſcheinung zu verfolgen, if es muachſt son It 
tereſſe, die Gattungen derjenigen Verbrechen ins Ange zu faſſen, wegen welder 
bie Juden hauptfächlich und vorzugsweiſe angellagt werben. 

Aus den Gefchäftsliften ergiebt ſich, daß es hauptſächlich die Aullagen: 
des Betrnges, ber Fälſchung, des Banferuts, des Wuchers, ber Steuer⸗De⸗ 
frauden und SKontraventivnen, bes Diebſtahls, ber Diebeshehlerei und bei 
Anlaufs geftohlener Sachen, des Meineides, überhaupt bes unerlanbien Kir 
genuntzes 

ſind, welche gegen die Juden gerichtet werden. Die Zahl der Verbrechen gegen 
bie Perſon iſt gering; ebenſo verüben fie ſelten Verbrechen aus Leidenſchafilichltit 
und ſolche Verbrechen, welche perfönlichen Muth und Verwegenheit erfordern. 

Die vorherrſchende Triebfeder bei ihren Vergehungen iſt ber Eigennuz, dit 
Sucht nach Gewinn. 

Die Art der Verbrechen, welche die jüdiſchen Glaubensgenoſſen verhälimiß⸗ 
mäßig am häufigften begehen, wird auch aus ber Form ber Unterfuchungen er- 
kennbar, in welche fle am meiſten verwickelt werben, 

Es find die fiskaliſchen Unterfuchungen, bei welchen das Verhältniß ber 
jübifchen Angeklagten zu ber Geſammtzahl der Angeflagten nach der alleruntır- 
thänigft Überreichten Ueberſicht bas ungünſtigſte in allen Departements ift. 

Im Departement Pofen war ber Bte, im Bromberger Departement ber 
10te fistalifch Angeflagte ein Zudes im Departement der Ober⸗Landesgerichte 
zu Naumburg und Halberftadt, in welchen fi das PVerbälinig übrigens am 
günftigften zeigt, doch ber 135fte und reſp. Toſte, währenn son ben in Ariminal- 
Unterfußung Befangenen erft ver 35Afte und 102ſte jüdiſchen Glaubens war. 

Beim Totaldurchſchnut der Verbrecherzahl aus allen Departements (confr. 
Ueberficht 11.) ergiebt ſich erklaͤrlich ein anderes Verhältniß der Angellagten in 
fistalifchen Unterfuchungen zu ven Angeflagten in Sriminal-Unterfuchuungen, weil 
bie Zahl der letzteren an fich viel größer iR, als bie ber Kokaliſchen. Aber aud 
bier ift das Verhältniß der jüdiſchen Angeklagten beim Vergleich her ſislaliſchen 
Unterfuchungen zu ben Rriminal- Unterfuchusgen weit weniger abweichend, ald 
das ber chriſtlichen Angeflagten. Beiſpielsweiſe mar im Jahre 1099 ber 262: 
Einwohner chriftlichen Glaubensbekennuniſſes in Kriminal⸗Unterſuchung, ber 627fr 
in fiskaliſcher Unterſuchung, während ber 186ſte Einwohner jübifcher Keligion 
zur Kriminal⸗ Unierfuchung und ſchon ber Mie pur ſobliſcen Unterfuchung 
gezogen wurde. 

Die Triebfeber des Eigeunuges und ber Gewinnſucht, welche ſich «ia haupi⸗ 
ſächliche Anregung zu ben Verbrechen in der jüdiſchen Bevolkerung herporßelli, 
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ſindet ihre Nahrung in mehrfachen Umfänben, welche theils ber bürgerlichen, 
theils ber religibſen und ſitilichen Stellung ber Juden eigenihimlich und in einer 
hiſtoriſch überlieferten und feſtgeſtellien Netienaltiät begrünbet find. 

Die religiöfen Anfichten ber Juden laſſen fie jebes andere Mittel des Er⸗ 
werbs dem Aderbau, ber Viehzucht, ben Oandwerken und dem Dienf bei Chriſten 
vorziehen; baber ihre Neigung zum Schacher nad zum Oaufirhandel. Dur 
einen ihnen eigenihämlichen Abſchen vor Auftrengungen und burch die Beguem- 
lichkeit nud Leichtigkeit, mil ber fie als Haudelslente einen Heinen Gewinn er- 
singen Tönuen, wirb jene Neigung begünftig. Große Armuth und mangelhafte 
Schul⸗ und gewerbliche Ausbildung nöthigen fie überdem oft, birfen nächſten 
und einzigen Weg zu ergreifen, auf welchem eine ihnen augeborne von Kindheit 
an geübte Schlauheit und Beiriebſamkeit ihr Fortkommen beförbert, woburd 
aber das fittliche Element immer mehr zurüdgebräugt wird. 

Ihre religidfen Vorurtheile gegen bie Ehriften verleiten fie ohne Zweifel 
ebenfalls nicht fellen zur Uebertreiung bes gefehliden Weges, indem fie fich 
durch die Glaubensanſicht im Gewiſſen decken, wenn fie nach unerlaubten Vor⸗ 
iheilen ſtreben, welche fie von ben Chriſten zu ziehen ſuchen. 

Ein wichtiges Mittel für die ſitiliche Erhebung und gegen ſtrafbare Nei⸗ 
gungen, das Ehrgefühl, die gefellfchaftliche Achtung und die Furcht vor Schanbe, 
if ferner unter den Suben nicht in dem Grade wirkam wie unter den Chriſten. 
Die Emanzipation ber Juden erſtreckt ſich nicht anf alle Provinzen. Auch wo 
fie eingetreten if, bleiben˖ gewiffe unvermeibliche Befchräntungen übrig. Die 
Vollsmeinung unter ben Chriſten burch faft gweisaufend Jahre eingewurzelt, 
seformirt ſich nur allmählig, und reift nur zögernd eine gewiſſe Geringſchaääzung 
ab, welche auf einem religiöfen und hiſtoriſchen Fundamente berubenb gegen bie 
Inden gerichtet iR, Diefe Meinung wird um fo langfanter befiegt, als bie 
Charakter - Eigenfchaften der Tuben, ihre Art der Erwerbsthätigleit und ber im 
ber Regel hervorſtechende Mangel chriſtlicher Geſimmungen ber Milde und Wohl⸗ 
thätigleit fie klenntlich unterfcheiben und nicht dazu beitzagen, ihre Gleichſtellung 
mit den chriſtlichen Misklirgern im Volke zur Ueberzengung zu bringen. Daraus 
muß in den Iuben das Gefühl ber Zurüdfegung entipringen und unterhalten 
werden; das Bewußtſein der mindern Achtung ſchwächt aber ben Ginbrud ber 
Unehre, welche mit einem Verbrechen verbunden ift, and bie Furcht vor Schande 
wird ein gesingeres Motiv, ftrafbare Handlungen zu unterlaffen. 

Dies find meines Erachtens die inneren Grunde, welche im Allgemeinen 
bei nen Juden bie Selbfibeftimmung zum Verbrechen erleichtern. Es verſteht 
ſich von feld, daß die Redlichkeit einzelner unter dieſer Volloklaſſe deohalb 
nicht in Zweifel gezogen werben darf, daß bie unguͤnſtigeren Anſichten über fie 
auf keinen abfeluten Grimpen beruhen und daß bie Berzäge ber Aufllärung 
und höheren Bildung dahin führen werben, bie Zuden zu verebeln und das 
Artheil über ſie zu berichtigen, 
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Aber auch at äußeren Veranlaſſungen fehlt es nicht, bie Juden vorzugs⸗ 
weiſe zu verbrecheriſchen Handlungen und insbeſondere zu denſenigen Vergehungen 
zu verleiten, bie ihnen nach den Unterſuchungsliſten verhalmißmaßig am meiſten 
zur Laſt fallen, 

Der Handel, den fie haupiſaͤchlich zu ihrer Erwerbsquelle machen, bringt 
fie mit vielen Menfchen in Berührung, veranlaßt fie zu Reifen und banfigem 
MWechjel des Aufenthalts. Die Anfnüpfung unlauterer Verbindungen, bie Ber- 
führung, bie Gelegenheit zur Bevortheilnng ergiebt ſich im dieſen Lebensverhäll⸗ 
niffen leichter als. bei ber anf ben Grund und Boten oder auf ein an firm 
Drt gebundenes Handwerk, Dienftverhältuiß 20. gerichteten” Erwerbsthätigkeü. 
Die umberzichende Lebensart, welcher ſich eine große Anzahl von‘ Inden in 
größerer ober geringerer Ausdehnung bingiebt, erforbert eine größere moraliſche 
Kraft gegen die häufigen Verfuchungen, und bie moralifche Kraft wird bei ihnen 
Weniger gefunden als bei ben Chriften, 

Die Armuth if bei einem großen Theile ber Tuben vorherrfchend. Sie 
wird bei ihnen, wie überall, Teicht eine Duelle von Verbrechen. Sie hindert 
die Schulbildung der Kinder und ihre ſittliche Befefigung. Die Kinder müſſen 
oft im früheſten Alter bei dem Erwerbe der Eltern Hälfe leiften, um bie Mittel 
zur Subfiftenz zu befchaffen, unb wenn bie Verdorbenheit ber Eltern nicht birelt 
auf fie ſchädlich cinwirkt, fo leidet doch ihre Sittlichkeit durch den Einfluß des 
Umherſtreifens, durch die ungünftigen Erfahrungen, welche Ihnen im Verlkehr 
enigegentreten, burch das Anfchauen böfer Beiſpiele und jedenfalls durch ben 
Mangel eines ſtetigen Unterrichts. 

In einigen Provinzen wirken auch noch befondere Verhältniſſe auf die Zahl 
jübifcher Verbrecher. In den an ben Grenzen gelegenen, namentlich in ten 
öllichen, Eommen viele Juden aus bem Anelaude und begehen bieffeild Ver⸗ 
brechen ober Mnüpfen verhrecherifchen Verkehr mit preußiſchen Juden an, Die 
Leichtigkeit, der Verfolgung zu entgehen, macht bie an bes Grenze wohnenden 
Juden breiter. Drobungen, fich zu rächen, Feuer anzulegen u. f. w. ſchüchtern 
bie Bewohner ein. Es if wahrſcheinlich, daß viele Verbrechen gar nicht zur 
Anzeige kommen, und baß in vielen Fällen die Unterfuchunger nach den Thätern 
aus diefem Grunde ohne Erfolg bleiben. 

Die jüdiſche Bevölkerung ift in einigen Drpartentents, z. 8. in Pofen und 
Bromberg fehr zahlreich und viel zahlreicher als in andern. Daraus erflärt 
ich, meohatb in dieſen Bezirken verhältnigmäßig mehr Juden unter den Ange- 
Hopdten find. In den fächfifchen Departements findet fir) bie geringfte Zahl, weil 
dort, wie überhaupt in ben Provinzen, in welden das Edikt vom Li, März 1812 
nicht eingeführt ift, nur wenig Juden fich aufhalten. 

Das Ober -Landesgericht zu Breslau bemerkt, bag fehr viele arme Juben 
ans Heimen Städten des Großherzogihums Pofen, mit Hafen ber Polizeibehörben 
verfehen, nach Schlefien berüber fommen und bier ihren Verkehr hauſirend reiben, 
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ber ihnen im Giroßherpenihum underfagb iR. Dieſe Subickie begehen Kine 
Verbrechen und veranlaſſen Unterſuchungen. 

Es Fan nicht außer Acht bleiben, daß die Iuben überhaupt meiſtens in 
ben Städten, felten anf dem finden Lande wohnen, und baf in ben Stäbien 
nach allgemeiner Erfahrung verhaltuigmäßig bie meiften Verbrechen verübt werben. 

Sieht man von dergleichen befondern Verhältniſſen in eingelnen Gegenden 
ab, welche die Vergehungen unter den jübifchen Einwohnern mehr sber weniger 
begünfiigen oder auf ihre Zahl wirken, fo bleibt bie Frage im Allgemeinen zu 
beaniwerten, 

welche Mittel dahin führen können, das Mißverhälimmiß der Verbrechen unter 
den Juden zu befeitigen ? 
Dies Tann meines alleruntertbänigßen Dafürhaltens mur auf ben Wege filtlicher 
Bereblung berfelben gefchehen und inbem fie in eine gleiche Gewerbothätigkeü 
bineingeführt werben, wie bie Ehriften. 

Das Edilt vom 11, März 1812 hat unftreitig bie beilfamften Erfolge ge⸗ 
habt, und die Gleichſtellung der des Stantsbürgerrechts theilbaftigen Juden in 
für allen Beziehungen mit den chriftlichen Einwohnern zeigt ihre Wirkung in 
ber mächtig wachfenden Erwerbsthätigkeit ber jüdiſchen Beydlkerung, in ihrem 
Wohlſtande, in ihren verbefferten Gefinnungen. Wenngleich die Moralität unter 
ihr noch fchwächer erfcheint, als bei ben Ehriften, fo Tann man vielleicht noch 
eiwas von ber Zeit erwarten und in ber zweilen unb ferneren Generation bie 
weiter entwidelten Folgen jener großen Maaßregel hoffen. 

Für eine große Unterflügung zur ſittlichen Veredlung halte ich es indeſſen 
jedenfalls, wenn bie Juden in ihren Neigungen zum Danbel und Schacher be⸗ 
ſchränkt und ihr Erwerb auf andere Arten bürgerlicher Thätigkeit hingerichtet wirb. 

Die für das Großherzogthum Pofen erlaffene vorläufige Allerhöchſte Ver⸗ 
ordnung vom 1, Juni 1833 (Geſetzſ. S. 66) geht hierin mit äußerſt zwed⸗ 
mäßigen Beflimmungen voran. Es ift ein zu kurzer Zeitraum vergangen, um 
die Erfolge ſchon fept in ihrem ganzen Umfange erwarten zu Fönnen, Die 
Ober - Landesgerichte zu Pofen und Bromberg glauben aber, daß nur auf dem 
eingefchlagenen Wege fortgefahren zu werben braude, um dem Ziele näher zu 
Iommen. Sene Verorbnung hat unter andern zur Tendenz 

a) den Unterricht der Juden zu befördern, 
b) und bie Armern, welche nicht zur Naturalifation geeignet find, zu ſtehenden 
Gewerben, zum Aderbau und zum Dienen zu nöthigen. 

Der verberbliche Handel im Umherziehen iſt ben Nichinaturalifirten unbe- 
dingt unterfagt, vom Handel mit Faufmännifchen Rechten find fie ausgefchloffen, 
das Schankgewerbe wirb nur bedingt geftattet. 

Achnliche Beſtimmungen für biefenigen Juden in ben übrigen Provinzen, 
welche weder Grundſtücke oder hinreichendes Kapital-Bermögen befigen, noch ein 
nambaftes fichendes Gewerbe betreiben, um bamit ihre Eriftenz feſt zu begründen, 
würden meines allerunterihänigkten Dafürhaltens ſehr erfprießlich fein, um nach 
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und nach den vorherrſchenden Schachergeiſt zu überwinden, den buͤrgerlichen Sim 
anch der Armeren Juden zu erheben, und bie allgeneine Meinung über fe zu 
ihrer Ehre zu verändern sermögen, bierburch aber einen wefentlichen Fortſchriti 
zu ihrer fitilichen Veredlung vorbereiten, der burch die gleichzeitige Verpflichtung 
der jüdiſchen Korporationen, bei eigner Werantwortlichfeit für ben Schulunterricht 
ber jüdiſchen Kinder zu forgen, eine Sewährsleitung in Beziehung auf bie 
berauwachfende und auf bie Kinftige Generation erhalten koͤnnte. 

Ew. Königlichen Majeſtät erlaube ich mir in der Anlage einen Auszug aut 
ben Berichten der Obergerichte Über dieſen Gegenftand zu fiherreichen, und be 
merfe zugleich, daß die Angelegenbeit fiber bie hinfichtlich der Juden gu ergrei- 
fenden gefeslichen Manfregeln in den Provinzen, mo weder das Gefeh vom 
11, März 1812 noch die Berorbnung vom 1. Auni 1833 gelten, jene eben dem 
Staatsrathe vorliegt, 

Berlin, den T. Januar 1841. 

(ge3.) Muͤhler. 
Au 
Seine Majeftät ben König, 
meinen Alleranäpigften Herrn. 
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| Meber 
des Verbältniffes der Einwohnerzahl 
zur Zahl der Angefchuldigtn 


in den Provinzen Brandenburg, Pommern (mit Ausflug von Neu- 
in ben Jahren 1834 





In den Provinzen Brandenburg, 
Pommern, mit Ausfchluß von Neu- 
Borpommern, Preußen, Pofen, Schle- 
fien, Sachſen und Weftphalen betrug: 






Bei den beendigten Friminal-fisfalifchen und polizeimäßig 
geführten Unterfuchungen waren Angeſchuldigte 
betheiligt: 
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riftlicher und jüdifcher Neligion 
der Religions = Klaffen 
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Yincl. 1889, 
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Meber 

des Verbältuiffes der Ange 

zu der Gefammtzahl der Angeſchuldig 

bei den beendigten wirklichen Ariminal-Unterfuchungen, den 
nach ber Braktion in ben 
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figt 
ſchuldigten jädifcher Religion 
ten chriſtlicher und jüdifcher Religion, 


polizeimäßig geführten und den fishalifchen Unterfuchungen 
Jahren 1834 His 1839, 
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Ausjzug 
aus den Berichten der Obergerichte 
über 


das Verhaͤltniß der Juden und Chriſten in Beziehung auf bie 
Verübung von Verbrechen. 


1. Rammergericht. 


Der Gerichtöbezirt des Kriminalgerichts umfaßt 285,229 Menfchen, worun⸗ 
ter 5645 Juden. Verhältniß 47: 1. Das Verhältniß in Frimineller Beziehung 
ſtelli fich dagegen 27: 1, und würde noch ungünftiger ausfallen, wenn nicht eine 
große Anzahl jüdifcher Verbrecher unentbedt bliebe, was theils im ihrer Der 
fchmigtheit bei der Begehung, theils in ihrer Hartnädigfeit bei der Unterſuchung 
rüdfichtlich des Geftändniffes und der Angabe ihrer Mitfchuldigen beruht. Sie 
find größtentheils vorfichtiger, nur die Aundfchafter vor, und Hebler nad dem 
Verbrechen, Das Kammergericht findet die Wurzel des Uebels in ihrer Na- 
tionalitäts- Eigenthbüämlichfeit, die, trop der humanen Preußifchen Ge⸗ 
feßgebung, fie immer noch die moralifche Bildungsftufe nicht erreichen läßt, welde 
ber Staat ihnen geöffnet bat. 

Problematifcher erfcheint es, ob die ihnen ungänftige öffentliche Meir 
nung auf ihre Moralität nachiheilig zurlidwirfe; als bedeutender ftellt dad 
Kammergericht die Frage hin, ob nicht ihre Glaubens - Grundfäge fie (da 
gegen Juden felten Verbrechen begangen werben) zur Benortheilung und feind- 
licher Stellung gegen bie Chriften bisponiren, 


2. Königsberg. 


Bon 731,929 Chriften war nad breijähriger Station der 112te, von 
3,939 Juden der Aſte ein Angefchuldigter, Borzugsweife befinden fich unter 
ben letzteren jeboh fremde, namentlich Königlich polnifche Suden, die faſt zum 
Drittheil gegen die Steuergefebe Tontravenirt hatten. Pferde⸗Diebſtähle werben 
von ihnen um fo leichter verübt, als fie nach Verübung des Diebflahls und 
Verkauf ber Pferde fih über bie Grenze zurüdziehen, 

Eben dieſe Wanderfucht qualifiziert fie zu geſchickten Unterhändlern und 
Hehlern anderer Verbrecher, bie bei ihnen alles anbringen, was fi ſß e leicht noͤdelnd 
wieder weiter verſchachern. 

©! lange bie Juden fh nicht an Aderbau und perfönliche Ar⸗ 
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beitsdienſte gewöhnen laſſen, findet das Ober⸗Landesgericht alle Polizei- und 
Strafgefehe unzureichend. 


8 Juſterburg. 


Bon 554,965 Chriſten waren in fechs Jahren ber Vſte, von 1,108 Juben 
ber 20fte in Unterſuchung. 

Das Ober-Ranbesgericht bezeichnet aber, wie das Königsberger, mei Aus- 
länder als bie verbrecherifchen Iuden, bie aus Polen und Litthauen gewerbs⸗ 
und nahrungslos burch die Wälder übertreten, biesfeits hauſiren und Fehlen, bie 
Inländer an ber Grenze verführen, ihnen geſtohlene Sachen, namentlich Pferbe, 
zuführen. Sogar um ihrer Race zu entgehen, befonbers Brantftiftungen, laßt 
man fih mit ihnen ein. Das Zurhdichaffen über bie Grenze nüst nichts, weil 
fe an einem andern Ort gleich wieder eintreten, wo fie, nicht zu erfennen, ihre 
Thätigfeit von Neuem beginnen. Das Ober-Lanbesgericht fchlägt eine gehörige 
Zühtigung an bie Etelle ber Hortfhaffung vor, worauf ber Herr Miniſter bes 
Innern nicht eingehen zu können meint. 


4 Diarieuwerder. 


Nach dreijähriger Fraktion kommen auf jährlich 339 Verbrecher 254 Juden, 
Das Ober-Landesgericht nennt bie mangelhafte fittlich religiöfe Bildung ber 
Juden, ihre Scheu vor anftrengender Arbeit, und ihre Gewöhnung, fi ohnehin 
von der chriftlichen Bevölkerung verachtet zu feben, als bie Haupigründe ihrer 
Berworfenheit und Bereitheit zu Verbrechen. 

Das Talmupifche Borurtbheil gegen Aderbau und Viehzucht bält fie von 
dieſer Befchäftigung ab; felbft der rein moſaiſche Slaube entbehrt des innern 
Gehaltes und zerrinnt in einen äußerlichen Gottesdienſt, deſſen Formelweſen fie 
son Handwerken und Handarbeit entfremdet. Hauſiren, Schänkerei wird baber 
ihr einziges Treiben, und ba biefe gemeineren Juben ſämmilich arm find, 
fo können fie uur durch unerlaubte Malverfationen von biefem Gewerbe und 
nebenbei einen Gewinn und ihre Eubfiftenzmittel erlangen. 

Sie werben Hehler und Anfifter von Diebſtählen. Auch bier iR bie Po⸗ 
fen-Polnifche Grenze der Heerd. Daß das Wandern ber Juden viel beiträgt, 
folgt daraus, daß in Zempelbarge, Danziger Kreifes, wo bie meiften Juden 
anfäffige Leute find, das Verhältniß am günftigften if. Das Ober-Lanbes- 
gericht findet bie Weberführung und Beftrafung der Juden insbefonbere, außer 
ihrer Berfchlagenheit, durch die 66. 335. 7. und 358. 8. ber Kriminalorbnung 
erfchwert, und wenn gleich das Edikt vom 1. Juni 1883 zwedmäßig auch auf 
Preußen ansgebehnt werben möchte, fo bevorwortet das Ober-Ranbesgericht vor 
allen Dingen eine enifchiebene Einwirkung auf die Werbefferung bes religiöfen 
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Stanbpunktes und ber Schulbilbung ber Juden, ſpeziell aber eine Beſchraͤnkung 
bes Erlaubniß zum Schanfgewerbe und ber fogenannten Baͤndel⸗Inden. 


> Greiföwald. 


Das Ober-Appellationsgericht berichtet, daß in Folge früherer Verfaſſung 
nur wenige Juden in bie Provinz gelangt und ihren beſtimmten Wohnſit da⸗ 
felbft genommen haben. 

Gegen biefe iſt gar Feine linterfuchung entſtanden. Rur zwei fremde ans 
ben Rieberlanden und Alt-Pommern find wegen Diebſtahls und Stener⸗ſon⸗ 
Iraventionen hefiraft worden. 


6 Göslin. 


Unter 360,634 Einwohnern 2,989 Juden. Dason waren nach fechsjäh- 
tiger Fraktion jährlich unter 1,450 Berbrechern 25 Juden, alfo ber 11Bte Theil, 
während von ber ganzen Bevölferung nur der 248fte Theil, 

Die Juden find fammtlid arm, treiben Kleinhandel, ziehen fort- 
während auf den Iahrmärken herum, und laffen babei ihre Kinder 
gänzlich verwilbern, 


Z. Stettin. 


Unter 452,592 Einwohnern 2,932 Juden, yon benen (1839) auf ALL eine 
Unterfuchung fallt, während bei den Ehriften nur auf 272 eine, Steuer-Sor- 
traventionen berrichen vor, 

Die jüdiſche Berölferung drängt fih in ben Städten zufammen, wo bie 
Berbrechen überhaupt häufiger find. 

Das Ober⸗Landesgericht bezeichnet ihr Beharren beim Schacher, von bem 
bie Emanzipation fie nicht abbringt, als bie Haupigelegenheit und Urfache zu 
ihren Bergehen durch Betrug, Diebeswirthfchaft und Defraubation, und hebt 
als bemerfenswerth hervor, daß Schwere Verbrechen unter Juden felten find 
(ale Räuber foheinen fie indeß anderwärts oft zu ſiguriren), weil fe nüchtern 
zu fein pflegen und ber Verwegenheit ermangeln, 


Ss Frankfurt. 


721,523 Chriſten und 4,247 Juden. Bon 6,628 Verbrechern waren 213, 
alfo der 56ſte Theil Juden ober dreimal mehr als Ehriften, verbältwißmäßig. 

Auch bier wird bemerkt, daß fie meiſt in den Stäbten fh aufhalten 
(cfr. Stettin), bie Entbehrung chriſtlicher Moral, ihre Gewäinnſucht, ihr 
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Shader, Ihe Umberzichen auf ven Märkten find bie Urſachen ihrer grö- 
Seren Verderbtheit. 

Speziell für die Laufig wird bie noch beſtehen de Nicht-Emanzipation 
ber Juden als Motiv angeführt, warum fie fih von ber bürgerlichen Ordnung 
und Zucht nicht berührt finden. 


v Boten. 


Bon Ehriften (727,580) ber 146fie, von Juden (32,015) ber A4Ble ein 
Serbrecher. Bei ben letzteren berrfchen Zoll- und Steuer-Defrauben vor, 

Die äußerſt niedrige Rulturfufe und höchſte Armuth If auch durch 
bag Edikt vom 1, Zuni 1833 noch nicht befeitigt. Sie find verachtet und auf 
wenige Erwerbezweige theils durch ihre Reigung zu leichter Arbeit, theils 
buch die Bolksanſichten befchränft. 

Auch bier Cole. Marienwerber) wirb ber Nachiheil der allegirten 58. ber 
Kriminalorbnung hervorgehoben, unb endlich erft von ber Bildung eines civili⸗ 
frien Mittelkandes ber ganzen Provinz auch für die Juden einiger Erfolg gehofft. 


10. Beomberg. 


356,824 Chriſten und 22,179 Juden, son benen (lebieren) bie meiſten we⸗ 
gen Armuth noch nicht volle bürgerliche Rechte haben. Das Durchſchnitts⸗Ver⸗ 
hältniß von 4 Jahren if 106 jüdiſche zu 120 Fatholifchen und 140 evange- 
liſchen Verbrechern. Die Mehrzahl der Berbrechen (gegen bas Eigenthum) folgt 
aus der Armuth, und die Gelegenheit dazu giebt der Kleinhandel, Trb- 
bein, und ber baburch bewirkte Berlehr mit Räubern und Diebsgefinvel, durch 
Hehlerei und Begünſtigung, fo wie fie ich andererſeits auf Schmuggelei 
und Defrauden legen. 

Das Ober-Lanbesgericht bebt Unterricht, der auch jebt nus er unsoll- 
kommen organifirt if, und bie Einführung der Juden In bie bürgerlichen ar⸗ 
beitenden Gewerbe zum Aderbau und Grundbeſitz als die Mittel zur 
Verbeſſerung bervor, 


21. Breslau, 


Nach Gjähriger Fraktion jährlich von 6,850 Verbrechern 133 Juden, alſo 
ber Sifte Mann (und zwar beim Inquiſitoriat zu Breslau — alfo wohl ber 
Stadt wegen — ſchon der 18te) wohel bemerkt wird, daß pie Rückfälligkeit 
vieler (Juden) deren Zahl gefleigert haben, 

Auch bier, wie fat überall wird bie Abneigung gegen orbentliche Hand⸗ 
werke angeflagt, währenn der Schacher ohne Fonds und Ihre Schlau- 
beit fie zu Wucher, Handel mit geſtohlenem Gut, Beirug, Diebſtahl und Heh⸗ 
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lerei führt. Ramentlih wird die Leichtigfeit getabelt, womit bie Pofenfchen 
Juden die Lizenzen zum Hauſirhandel erhalten, und beantragt, nur unverbächtige 
Individuen mit Konzeffion zu verſehen, die mangelhaft Iegitimirten Juden firen- 
ger zu überwachen, unb vorzüglich Die Erichuns der aͤrmeren jüdiſchen Jugend 
ins Auge zu faſſen. 


19. Glogau. 


Don 20 Unterſuchungen gegen Inden im Jahre 1839 betrafen + Theile 
Eigennug und Gewinnfudht und 18 Inquifiten gehörten dem Handels⸗ 
und Schankwirthoſtande an. 

Die Hälfte hatte ihre Heimath im Pofenfchen. 

Das Ober-Landesgericht weift darauf hin, daß die Mehrzahl der jüdiſchen 
Verbrecher troß ber Emanzipation bie Art des Unterhalt-Erwerbes verfolgen, wie 
dies früher ver Fall geweſen, und daß auch in Pofen das Edikt som 1. Juni 
1833 nur erſt faum erfennbare Früchte trage, ba die Hälfte ber im Glogauiſchen 
Departement zur Unterfuchung Gezogenen in das Pofenfihe Departement gehörten. 


18. Natibor. 


159,307 Ehriften, 11,527 Juden, alfo = 65 t 1. 

3,835 arimlige, 187 jüdiſche Verbrecher, 
alſo = 21: 

Das Ober-Banbesgerit beichränft fih darauf, zu bemerken, daß bieles 
Mißverhältniß daher rühren möge, weil die meiften Suben von Jugend auf ſich 
mit dem Schacher befchäftigen und dadurch Gelegenheit fänden, die Verbrechen, 
welche faft alle fich auf die Zoll- und Steuergeſetze bezögen ober in Diebeshän⸗ 
bein beftänben, zu verüben, und weil auf alle biefe Handlungen Feine ſonderlich 
babe Strafe folge. 


Magdeburg. 


449,144 Chriften und 1,594 Juden. Darunter im Jahre 1839: 
3,382 chriftliche und 45 jüdiſche Angeſchuldigte. 
(viertehbalbmal mehr jübifche pro proportione.) 
Bon ben 1,594 Juden haben 1,218 das ‚Staatsbürgerrecht noch nicht, bie eben 
darum (als zu arm) fich lediglich mi Hanfiren ernähren, was fie zu Kon- 
 Isaventionen und Betrügersien verleitet, 


Halberſtadt. 


291,000 Einwohner incl. cirea 4,500 Juden, von welchen lehteren nad 
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Bjähriger Fraltion jährlich 24 in Unterfuchung waren, während auf bie Geſammi⸗ 
Bevölkerung durchſchnitilich jährlich 2500 Unterfuchungen kamen. 

Am häufigen Iag den jüdiſchen Iuquifiten Defraubation, Anlauf 
sehohlener Sadhen, Betrug, Fälſchung, fabrläffiger Bankerut 
zur Laſt. 

Sie leben meift in ben Städten und bilden nicht geringe Gemeinden, 

Das Ober - Landesgericht will daher von einem Meißverhältniffe fo wenig 
biffen, daß es vielmehr vermeint, bie chriſtliche Bevölkerung probuzire in Zahl 
und Schwere ber Verbrechen leicht ben größeren und mwichtigeren Theil, 


16. Naumburg. 


Auch dieſes Dber - Landesgericht bes Sächſiſchen Landestheils ſtellt im All⸗ 
gemeinen ein Mißverhälmiß in Abrede. 

Zuvörderſt waltet, wie im Departement von Greifswald, noch bie Wirkung 
früherer Verfaffung vor, wonach Feine ober nur wenige Juden aufgenommen 
wurben, fo daß auch jeht unter 643,779 Einwohnern (Regierungsbezirk Merfe- 
burg) nur 410 Juden find, mehr im Erfurter Regierungsbezirk. 

Hiernächſt halt das Ober-Landesgericht dieſe Juden nicht für unmoralifcher 
und zu Verbrechen geneigter, als bie niebere Vollsklaſſe überhaupt; bie Unier- 
ſuchungen gegen Juden, (an fich eine Seltenheit) befchränten ſich auf verbotene 
Rüdlehr in die bieffeitigen Staaten, unerlaubtes Haufiren, Steuer - Kontraven- 
tionen, Heine Marktdiebſtähle und Betrügereien. 

Nach Aähriger Fraktion find von jährlich 7,633 Inkulpaten nur 15 bis 16 
Juden fistalifch und poltzeilih, und nur 6 Juden Triminell inkulpirt gewefen, 
fo daß auf 47,174 Seelen (und 477 Angefchuldigte) 1 Jude Fame, 

Armuth und Trägbeit, vernachläffigte Erziehung und Schachergeift werben 
als Motive bemerkt. 


17. Münfter. 


Bon 362,290 Katholiken find je: 
kriminell, fiskaliſch, polizeilich, 
ber 288ſte ber 1266fte und ber 1254fte, 
von 37476 Evangeliſchen ⸗ 657ſte ⸗ 594ſte ⸗ 412te ’ 
- 2991 Juden - 332fte - 166fe - - 140, 
zufammen in 526 387 382 

Unterfuchungen befangen gewefen. (pro 1839.) 
Die bei Stettin unb Breslau, wird auch bier bemerkt, daß bie Juden fa 
fammtlih in den Städten wohnen und bier vorzugsweife Gelegenheit zu 
Verbrechen finden, Nicht minder gehören die jüdiſchen Verbrecher bier, mie 
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überall ber Armfen, ber.nieberen Voltonlaſſe an und treiben ausſqhliehlich 
Shader. 

Bon 29 gegen Tuben geſchwebten Unterfuchungen beirafen 27 frembes 
Eigenthum und 9 Die Steuergeſehe. 


18. Badberborn. 


Anf 1080 Chriften kamen (1639) 8 
« 1000 Stuben ⸗ 14 
Von 412,541 Einſaſſen waren: 

in Kriminal⸗Unterſuchung 1505 Chriſten. 


21 Juden. 
Die Vollkszahl ber 
in Polizei-Unterfuchung 446 Chriſten. Juden Ban gt 


6 Juden. 
in fötaltfcher Unterſuchung 1527 Thrifen. | rien. 
50 Juden. 

Auch bier wirb die ausſchließlich auf ben Schacher gerichtete Thätigkeit, 
ber Eigennup und ber Kleinverkehr ber Juden mit bem gemeinen Dann 
und bie babei involvirende Defraudations⸗Geſchicklichkeit ald Duelle 
bes Mißverhaltniſſes angegeben, wie die Maffe ber Asfaltichen (incl. Steuer-) 
Mnterfuchungen gegen Inden darthut. 


} Inkulpaten. 


19. Arnsberg. 


Bon 216,949 Chriſten und 2,342 Juden waren durch 7 Jahr burchfchnitt- 

lich jährlich: 
in Krimtnal-Unterfuhung 110 Evgl. 460 Kathol. 12 Juden, 
in Polizei⸗Unterſuchung 25 Evgl. 176 Kathol. 2 Juden, SAH eH ' 
in fisfalifcher Unterfuhung HL Evgl. 258 Kathol. 14 Juden, 

Bier Fünftheile der gegen Juden eingeleiteten Unterfuchungen betrafen Ver⸗ 
brechen gegen Eigenthbum, Steutr- Defrauben, Fälſchung, Wider— 
feulichfeit gegen Beamte. 

Die gegen andere Provinzen zurückſtehen de bürgerliche Lage (fein 
Staatsbürgerrecht), ver erfchwerte Orunpbefig, mangelhafter Unter- 
richt und ſchlechte Erziehung, Abneigung gegen Aderbau und, 
Gewerbe, bewirken, daß bie Juden fih ausfchlieglich dem Schacherhandel 
von Jugend auf widmen, insbeſondere auch ſich auf verborgenen Wucher 
legen. 

Das Ober⸗Landesgericht bevorworiet namentlich bie Einführung ber in an⸗ 
bern Provinzen für die Juben geltenden Geſetze, beſſern Umerricht ber Iugenb 
und deren Anziehung zur Arbeit. 
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Ben 406,028 chriſtlichen Einfaffen waren 1839 ber 180fe, von 3,971 Su- 
ben ber 8Ofe in Unterſuchung. Gegen Juden waren 43 Unterfuchungen wegen 
Diebſtahls, Wuchers, Ankaufs geſtohlener Sachen, Steuer - Kontrauention und 
Betrug, falfchen Geldes, Spiels und Banleruis eingeleitet, nur 7 wegen anderer 
Vergehen. Davon führten nur 23 zu wirklicher Beftrafung. 

Auch bier gilt die Armuth und Niedrigkeit ber beireffenden jübifchen 
Volksklaſſe, die faft ohne Ausnahme ven Kleinhandel treibt, und in Ermange- 
ng alles Grundſatzes und gewerblichen Berbienfes ihre Suhfikenz 
baufirend durch alle möglichen Bevortheilungen, gelegentlich auch Maufereien, 
namentlich auf Koften bes gemeinen Mannes, als Motiv bes Mifverhältnifies 
ber jüdifchen zu ben chriftlichen Verbrechem, 

Berlin, den 25. Oktober 1840, 
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“Weber 


des Schuldenzuſtandes der 
des Großherzog 
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5, 
Tas des Kreifeg, Seelen des urfprünglichen Wie viel 
fende worin die judiſchen | 3 | Schulden-guſtan-davon bis jet 
Nr. Korporationen berfel- des. getilgt iſt. 
befindlich. ben. af #1 Pr 1 
1 1 Abelnau. . . . „| 2,041 4,820 | 2| . 2,060 |14| 2 
2 | Birnbaum . . . . | 2,905 4,585 | .| . 1,507 |23| 10 
3IBmft . » - . 11878] 10,063 | 1| . 1,842 |26| . 
4 1Buk.... . 12,892] 18,859 | 6 11 3750| .| - 
5 1 Srauflatt . . . .1 4280| 72,742 |23| 4 3243 |10| 3 
6 Roflen . 2 cd 968 6101| .| . 3,226 | 7| 6 
TeSröben . . - - 13,064] 10,125 | 1610 3,221| .| 4 
8 I Srotofihin © - - +1 4,330 | 30,295 | 18 | 11 3,357 |20| 7 
9hMeerib. - » . .1 2,0451 20,007 | 15| 3 2,783 |29| 11 
10 1 Obomid . . . .1 2,982 4,040 | 9| 9 80 |16| 8 
31 1 Plefchen.  - . +1 2,191 1,834 |25| 5 380 | 2| 10 
12 I Sofen . » . . 18,997] 110,322 | 5| 7 3582 | 6| 8 
13 1 Samtr. . . . „| 3,282] 20,587 |12| 1 3,032 | 4| 1 
14 | Schilvberg . . . +1 4,445 1,908 |10| . 1,007 |13| . 
15 I Schrimm . . . 1 2,785 9,956 || . 1,181 |12| 10 
16 | Schrova. . . . .15 1,270 380 |21|) . 126 | 9| - 
17 I Weefhen - » » 123,519 7,406 |26| 1 98 |24| 7 
18 | Bromberg © + +] 2,878 . 
19 F Wongrowiee © . +1 2,647 . . 
20 1 Schubin. ©». +1] 2,648 . . 
21 | Gneſen. . . +1 6,358 . . 
22 I Snowracam . . +1 9,447 . . 
23 | Gyamidau . . . .| 3,500 . . 
24 | Chobziefen . . . .1 3,280 . . 
121 3,8 |12| 3 


Summa i . | 334,037 
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tigt e. 
jüpifhen Korporationen 
hums Poſen. 


106,739 | 28 |11 1866 — 1871, 
17,555 | 8| .| 1855— 1882. 

900 |27| . — 1841. — 
8775| 4) 2] —-ıom.— 

234|12|. —1851.— 

7,508 | ı| 6| 1853-1883, 

990 | .| .| 1846 und 1854. Won ber Regierung zu Bromberg find 
2,204 |20| .| 1850-1865, bie Eolonnen 4und5nicht angegeben. 
6551 | .| .| 1849 und 2890. 

2,976 |ı6| .| 1857—1881. 
10835 | .| . — 1872. — 
2305 | .| .| 1816 und 1867. 
3,982 |23| 6) 1850— 1882. 
318,679 |18| 5 
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Abſchrift. 
0. 

Auf den Bericht des Staais⸗Miniſteriums vom 8. v. M. genehmige Ich, 
daß den zu Unteroffizieren beförderten jüdiſchen Soldaten, welche durch bie vor- 
gefchriebene Dienſtzeit fich Civil⸗Verſorgungs⸗Anfprüche erwerben, gleich ven Kbei- 
gen anftellungsberechtigten Unteroffiziesen ber Eintritt in folde Subalternftellen 
geflattet werben fol, mit denen bie Ausübung einer obrigkeitlichen Autorität nich 
verbunden if. — Die Vereidigung beim Antritt des Civildienſtes iſt nach ben 
für jũdiſche Zeugen⸗Eide beſtehenden Borfchriften zu bewirken. — Die Departe 
ments baben wegen Ausführung biefer Beftimmungen bas Erforberliche anzu⸗ 
orbnen und bie Behörden mit Anweiſung zu verſehen. 

Berlin, den 31, Dezember 1845, 

(ge3.) Frie drich Wilhelm, 
An das Stanis-Miniferium. 


ausjug 
aus 
der Denffchrift des Minifters des Innern 
fiber 
die Ausdehnung der Militairpflicht der Juden. 


Was bie bisherigen Erfahrungen über den Militairdienk in ber Preußifchen 
Armee im Frieden und im Kriege anbetrifft, fo bat das Königliche Kriegs⸗Mi⸗ 
nifterium auf Beranlaffung bes Minifers des Innern bei den fämmtlichen Ar- 
mee-Eorps und Zruppentheilen hierüber umfaſſende Ermittelungen angeſtellt, ber 
sen Ergebniß zunächft für ben Dienft im Frieden Folgendes iſt: 
Ihre Führung wird 
beim 1. und 2, Armee⸗Corps 
mit wenigen Ausnahmen als fehr gut bezeichnet; 

beim 3, Armee-Eorps 
beögleichen, ſowohl dienſtlich als außerdienſtlich, ald gut; 

beim 4. Armee⸗Corps 
bem größeren Theile nach zur Iufriebenheit und ohne. wahrnehmbare Ber- 
ſchiedenheit von den Soldaten chriſtlichen Blanbend 

beim 5, Armee⸗Corps 
mit nur geringen Ausnahmen ale gut 

beim 6, Armee⸗Corps 
ift vorherrſchend guter Wille und aufmerffame Pflichterfüllung medanm 
— unter 587 Mann wird die Führung von 24 Mann ſchlecht, bei 73 mit⸗ 
telmäßig, bei ABO aber gut und’fehr gut genannt - 
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bein 1. Aemee⸗Cory⸗ 
wird ihnen in aliſcher und dienſtlicher Beziehnng mit wenigen Musa 
nahmen das ungetheiltefte Lob gegeben; 

beim 8, Armeı-Gorps 
iR ihre Yührung fa ohne Ausnahme durch Gehorſam, Dienſtwilligkeit 
und einen guten, moraliichen Lebenswanbel ausgezeichnet geweien s 

bei der Artillerie 
out, iheilweife ſehr aut; 

bei den Pioniren 
werben fie als ordentlich unb gehorſam bezeichnet. 

Beim 1., 2. und 6. Armer-Gorps -wirb übrigens nach beſonders hervorge⸗ 
hoben, daß fie ſich zu ben Landwehr⸗Uebungen pünktlich geſtellt haben, und beim 
8, Armer-Gorps, daß fie fih dabei burch große Folgſamkeit und files Beneh⸗ 
wen ausgezeichnet. 

Ueber das Berbalten ber Juden im Kriege haben bie Ermittelungen bes 
Kriege-Minifteriums zu Teinem Nefultate von ber wünfcenswertben Vollſtaͤndig⸗ 
kit geführt, inbem beim 1., 7. und 8. Armee⸗Corps nnd bei ber Artillerie we⸗ 
gen Mangel der Liſten bie Zahl der jüpifchen Soldaten in ben Kriegsjahren 
nicht auszumitieln geweien iR, bei ben Pioniren aber Fein Jude ben Feldzug 
mitgemacht hat; auch beim 5., 6. und 8, Armee⸗Corps und bei ber Artillerie 
in Ermangelung ber erforberlichen Notizen Heine Aushinft über ihre Yührung 
bat ertbeilt werben können. 

Indeſſen bat fih doch ergeben, bag beim 2,, 3. und 5. Armee⸗Corps etwa 
ie 40 Mann, beim 6. 60 Dann, beim 4. 80 Mann jübifchen Glaubens gebient 
haben, und es ift beſonders angeführt, daß fie beim 2. und 3. Armee - Corps 
ſaſt ſammtlich, reſp. größtentheils; beim 5. Armee⸗Corps wenigſtens bie Hälftes 
beim 4. Armee⸗Corps unter ben überhaupt 80 Mann 2 Juden als freiwillige 
Jäger eingetreten find, währenn beim 1. Armee⸗Corps, obſchon nie Liſten fehlen, 
dech als feſtſtehend bezeichnet wird, daß fih im Kriege mehr Freiwillige als im 
Friebden gemeldet haben. 

Ihre Führung im Kriege wirb beim 2. und 3. Armer- Corps als gut be- 
zeichnet, und beim letzteren wie beim 2, Armee» Corps wird auerkannt, daß fie 
zum Theil mit beſonderer Auszeichnung gedient haben, wie denn auch beim 7. 
Armee-Eorps ihnen das Zeugniß gegeben wird, ſich bem Feinde gegenüber fehr 
Iran benommen zu haben; und vom General⸗Kommando bes 1, Armee⸗Corps 
angeführt it, daß ihre im Kriege geleiteten Dienfte gelobt würden. 

Einige General⸗Kommando's babem ſich noch zu befonberen Bemerkungen 
veraulaßt geſehen, welche mehr bie Eigenichaften ber Iuben in Bezug auf ben 
Nilttairbienk im Allgemeinen binfichtlih ihrer Application ober Untauglichkeit 
beiveffen und bie bei ihnen generell wahrgenommenen Fehler ober Mängel, wie 
andererſeits ihre Brauchbarleis audeuten follen, 

Zum Kavallerie⸗Dienſt erachtet ſie in dieſer Beziehung das General⸗Kom⸗ 
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manbo bed 2. Armee-Eorps wegen angeborner Aengſtlichkeit und geringer An- 
Rrlligfeit weniger geeignet, wogegen hervorgehoben ift, daß fie die Anftrengungen 
des Infanterie-Dienftes fehr gut ertragen, indem namentlich bie ehemaligen Hau⸗ 
firer gute Sußgänger feien, und fonft in Webereinfiimmung mit ben General» 
Kommando’s des 2., 3., 4. und 7. Armee-Corps ihre Aufmerkſamkeit, Geleh- 
rigfeit und Gewandtheit anerlannt wird, 

Das General-KRommando des 3, Armee⸗Corps erwähnt, daß bie Juden Hin 
und wieder Neigung zum vorlauten Weſen verrietben und den Hang zum Scha⸗ 
cher nicht Immer unterbrüden Fonnten, dagegen wirb zugleich ihre auffallenbe 
Enthaltfamfeit von geifligen Getränken gerühmt. 

In Dergleihung mit den Soldaten rifllihen Glaubens bemerfen nicht 
allein die General⸗Kommando's des 4, und 7. Armee⸗Corps Teinen Unterfchieb, 
fondern das des 2. Armee-Eorps findet, daß die Juden ben übrigen Rekruten 
in ber Ausbildung nicht felten vorausgehen. Das General - Kommando bes 8, 
Armee⸗Corps erHlärt die moralifche Qualification der Juden für ben Kriegsdienft 
unbeſtreit bar. 

Was endlich bie Erfahrungen über den Einfluß ber Religions ⸗Gebräuche 
der Juden auf den Militair-Dienft, alfo das Halten der Sabbathe und Feſttage, 
ihre Ritual-Gefege und Eeremonial-Borfchriften betrifft, fo ‚geben bie Urtheile 
ber General⸗Kommando's hierüber ganz übereinftimmend dahin, baß bierans 
Fein Nachtheil für ben Dienft entkanden ſei. Nirgends ift religiöfer Reibung 
gedacht. Beim 2,, 4, und 7. Armee⸗Corps ift vielmehr noch insbeſondere be- 
merkt, daß bie jübifchen Feſttage, Gebräuche und Religionsbegriffe den Anforbe- 
zungen. des Dienftes ſtets willig nachgefept find. Das General-Kommanbo bes 
5. Armee-Eorps hebt hervor, wie bie jübifchen Soldaten fih ganz ver Lebens. 
weife ihrer hriftlichen Kameraden bingegeben; und beim 6. Armee - Corps wirb 
fpeziell erwähnt, wie die jüdiſchen Gebräuche felbft beim Stubendienſt und ben 
Menage-MWirtbfchaften Feine Störungen verurfacht haben. 

Faßt man den Inhalt dieſer Ermittelungen zufammen, fo barf man als 
erfahrungsmäßiges Refultat annehmen, 

daß bie Inden des Preußifchen Heeres von ben Soldaten ber chriftlichen Be⸗ 

yölferung im Allgemeinen nicht erfennbar unterjchienen find, daß fie im Kriege 
. gleih den übrigen Preußen ſich bewährt, im Srieden den übrigen Truppen 
- nicht nachgeitanden habens . 

baß ferner insbeſondere bie füifchen Religions - VBerhältniffe nirgends als 

ein Hinderniß beim Kriegsdienſte hervorgetreten find. 

In letzterer Beziehung haben fübifche Rabbiner bereits mehrfach in äffent- 
lichen Schriften auszuführen gefucht, wie nach der jüdiſchen Lehre bie Ritnal⸗ 
Geſetze im weiteften Umfange ben Pflichten nachfländen, welche ber Staat den 
Juden auferlege, und hiemit ſtimmt bas nad bem Berichte ber Regierung gu 
Pofen son orthodoxen Rabbinern des Großherzogihums erforderte Gutachten 
überein, wonach bem som Stante als Pflicht geforderten Kriegsdienſte keine 
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religiöfen Hinderniſſe enigegenſtehen, während ſolches allerdings bei dem freiwil⸗ 
ligen Kriegsdienſt, wie weiter unten zur Sprache kommen wird, der Fall iſt. 
Mag es nun auch anderſeitig in Zweifel gezogen fein, ob ſich dies wirklich dog⸗ 
matifch begründen laſſe: auf eine ſolche Unterfuchung Tann es in der That nicht 
anlommen, wenn fo beſtimmte Erfahrungen, fo entfchiedene barauf gegründete 
und mit einander übereinkimmende Uriheile vorliegen und um fo weniger, als 
der Staat fi grundſäßlich um die Lehren und Glanbensfäge der Juden nicht 
befümmert. | 

Noch iſt zu erwähnen, daß nad ben Erfahrungen bei Aushehung ber Re- 
Iruten das BVerhäliniß ber für den aktiven Dienſt tauglichen Juden zur Zahl 
ber jübifchen Bevollerung erheblich geringer tR, als bei ven Ehriſten. Tas 
erſte Armee-Eorps halt pas Verbälinig um $ geringer als bei den Chriftens 
und som 2, Armee⸗Corps wirb angeführt, daß bei den Aushebungen in Weſt⸗ 
preußen nur eine geringe Zahl wirklich bienfttauglicher Juden gefunden werde, 
weil ihre dortige Lebensart fehr bürftig if und deshalb ihre Leibeskonſtitution 
von Jugend an unentwidelt bleibt. 

Indeſſen fcheinen diefe Erfahrungen nicht in Betracht gezogen werben zu 
bürfen, weil die Armuth und bie Exwerbsarten der Juden einen zureichenden 
Grund nur dann abgeben Fönnten, fie von der allgemeinen Wehrpflicht auszu- 
fhließen, wenn ihnen babei eine Verſchuldung beisumeflen wäre, währenb bie 
allgemeine Militairpflicht nicht ohne erheblichen Einfluß auf bie Kräftigung und 
Stärkung ber jüdiſchen Bevölkerung bleiben Tann, 

Außerdem erfcheint das Geld-Aequivalent, welches, wie im Großherzogtum 
Hofen und in den ehemals Warfchauifchen Lanbesiheilen, bie Stele des Kriege⸗ 
bienfles vertritt, gegenüber einer, auch nur fchwachen Aushebung zu gering, um 
barin einen wahren Bortbeil für die Lanbesyertheibigung finden zu können. 
Das gefammte Refrutengelb betragt nach ben angeflellten Ermittelungen in jenen 
Landestheilen, wo über 3 ber ganzen jübifchen Bevölferung wohnen, noch nicht 
, 15,000 Rtblr., und würbe, ba überall der größere Theil ver Juden zu den är- 
meren Einwohnern gehört, bei denen eine höhere Befteuerung nicht ausführbar 
fein möchte, feld wenn dieſe bei ben wohlhabenden unb seichen Juden, na- 
mentlich in ben großen Stäbten einträte, niemals eine Summe erreichen, welche 
für das Preußiſche Kriegsweſen von wefentlicher Bebeutung fein koͤnnte. 

Ungleich wichtiger ift vielmehr die hiergegen geltend zu macenbe Rüdficht 
auf die Preußiſche Kriegsverfaflung, beren Vorzug und Eigenthümlichkeit eben 
barauf beruht und darin eine Stärke hat, daß jede Stellvertretung aus— 
sefhloffen ift, deren Prinzip mithin durch bie, für eine gewiſſe Einwohner- 
Haffe jener Landestheile beftehende Verftattung zur Ablöfung des Sriegsbienftes 
mittelft Geldes weſenilich verletzt wird, 

In Betreff der Trage, ob nicht ein neben dem allgemein zu belafienden 
Rekrutengelde zu geſtattender freiwilliger Eintritt ber Juden in ben Heeresbienft 
genügen mörhte, hebt zunörberft bie Regierung zu Pofen hervor, daß, wenn gleich 

VIII. 12 | 
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nach dem Sntachten orthodoxer Rabbiner bei dem geſetzzlich gefärherten 
Kriegsdienſt die Religiondgrundfäge und jübifchen NRitualgefebe Fein Hinderniß 
abgäben, biefe sielmehr ohne Beeinträchtigung bes Gewiſſens ber Pflicht gegen 
den Staat nachfländen, dennoch beim freiwilligen Eintritt fich bieg anders 
verhalte. Eo iſt nicht zu verfennen, daß bei deu unvermeiblichen Kolliſtonen 
swifchen dem Dienft und ben jünifchen Ceremonialvorſchriften bas Gewiſſen des 
Hläubigen Juden in Konflikte Iommen, und baf er deshalb vorziehen muß, 
folche zu vermeiden, wenn das Geſetz nur bie Zahlung eines Gelbbeitrages 
fordert, ber freiwillige Eintritt mithin als ein nicht gebotener Ent- 
ſchluß etſcheint, durch welchen er ſich ohne Noth in die Lage bringt, gegen die 
Satzungen feines Glaubens zn ſuͤndigen. Dem ſcheint auch bie Erfahrung voll⸗ 
lommen zu entſprechen. Denn ſeit Erlaß der Verordnung vom 1. Sant 1689 
über das Indenweſen ber Provinz Poſen iſt bei ber ſtarken jüdiſchen Beovblkerung 
von dem geſtatteten freiwilligen Eintritt faſt nie Gebrauch gemacht. 

Rah den Mittheilungen des Königlichen Finanz⸗Miniſteriums, von welchem 
die Rekrutenftener-Erhebung reffortirt, ift im Regierungsbezirf Bromberg fein 
tinziger Fall, im Regierungsbezirk Pofen find bis auf die neueſte Zeit ſiberhaupt 
nur vier Faͤlle freiwilligen Eintritts, wodurch bie Rekrutenſteuer in Wegfall tritt, 
sorgefommen. Ebenſo hat in ben ehemals MWarfchauifchen Randestheilen, melde 
in den Regierungsbezirken Marienwerder und Frankfurt belegen find, ein frei- 
williger Eintritt in das Heer nicht ftattgefunden. 

In Sranfreich, wofelbft den Subden das Avancement im Militate unbebingt 
ofen ſteht, jedoch die SKriegspflicht in fofern nicht eine unbebingte tft, als bie 
Stellvertretung ſtattfindet, wird son biefer Befugniß fo hänfig Gebrauch gemacht, 
daß nur die umbemittelten Suden zum Eintritt in bas Heer kommen, während 
vie bemittelten bie Stellvertretung wählen, haufig auch die Wohlthätigkeit ber 
teicheren Inden für die ärmeren zur Beſchaffung der nötigen Mittel ber Stell- 
vertretung wirffam in Anfpruch genommen wird, 

Diefe Erfcheinung Yäpt fich füglich nicht anders als dadurch erflären, baf 
ie Juden 88 gegen ihr Gewiſſen halten, Kullifionen mit ihren Religionsvor⸗ 
fchriften aus eigenem Entſchluſſe und freier Wahl herbeizuführen, da Im Gegen 
fab hierzu überall, wo die Juden aus geſetzlicher Verpflichtung in bad 
Militaiv getreten find, eine Abneigung und ein Wiberwille gegen ben Dienſt 
fo wenig hervorgetteten iſt, als fie fich sielmehr von den Soldaten chriſtlichen 
Glaubens nicht erfennbar unterfchtebent, fonbern dieſen gleich bewährt haben, fe 
daß anzunehmen, bie veligiöfen Bedenken feien nur durch eine undedingt fefl- 
Heftellte Pflicht zu befeitigen, 

Abgeſehen davan, daß es fonach immer mißlich bliebe, auch nur in einzelnen 
Individuen unter ben Juden bei der DVerftattung zum freiwiligen Eintritt einen 
innern Zwieſpalt und Gewiſſensſcrupel bervorzurufen, iſt es fedenfalls als Er- 
fahrung anzuſehen, daß, wenn man auch dieſen freiwilligen Dienſt bei Aufhe⸗ 
kung der Pflicht vorbehalten wollte, dies im Erfolge dennoch einer Michtzu- 
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laſſung gleihftände, mithin den, im Vorſtehenden entwidelten Grlmben 
für die Militairpflicht der Juden nicht Genüge geſchehen würbe. 

Es bedarf hierbei eines Rückblids auf bie früheren Verhältniſſe der Juden 
in Dentfchland und auf bie Entwidelung ber Militair⸗Berfaſſung. Dieſer er⸗ 
sieht, baf bie Juden im Mittelalter, wenn ſchon ihnen manche Befugniffe zu- 
fanden, welche bie Chriſten nit hatten, dennoch der bitrgerlichen Freiheits⸗ 
techte entbehrten. 

Eich horn, Einleitung in das Deuiſche Privatrecht 6. 80, Rechts⸗ 
geichichte 9. 350,, 
und im Zufammenhbange mit ber Anfiht ber katholiſchen Kirche, welche fie für 
seri crachtete, gleichwie ‚bie wellliche Herrfchaft fie ale Knechte (serri fiscales, 
servi speciales camerse, Kammerknechte) bezeichnete, ihnen das Tragen ber 
Baffen nicht zuftand, wie denn auch ein Jude den Chriſten nicht zum Zweikampf 
anfordern vurfte. 

Mit der Ehre des freien Mannes ging ihnen das Zeichen diefer Frei⸗ 
heit ab. “ 

Um aber dennoch ber mit ber Ehre bes Ariegspienfles verbundenen Pflicht 
iu genügen, wußten bie Juden ihre Hülfe mit Geld thun. 

Bei diefer Geldhülfe war es bis in bie neuere Zeit meiſt überall verblieben, 

Das Preußiſche Kanten-Reglement vom 12. Februar 1792 (Rabe 2, ©. 
237 ff.) erimirt 6. 28, (S. 249.) bie Juden von ber Einzeichnung in die Kan- 
wurollen unter der Berpflichhung, Feine Tantonpflichtigen Stellen zu erwerben 
oder zu bewohnen, legt ihnen andernfalls aber bie Kanton⸗Verpflichtung mit auf. 

Dies Reglement trägt das Gepräge des Leberganges von dem, in ben 
legten Jahrhunderten in Deutfchland eingeführten Werbe- Spfteme und 
Shlplings-Truppenmwefen zu ber Ranbessertheibigung durch Einge⸗ 
borne, indem es zwar anspricht, daß ber Kriegsdienſt möglich mit gleichen 
Schultern getragen werben fol, und ben treu Gebienten Berforgung und Be- 
lohnung verheißt, aubrerfeits aber außer ven für Gewerbe und Landeskultur 
nonhwendigen Händen auch bie Söhne ber höheren Stände ($. 9, ff.) und ber 
wohlhabenven Privatleute (die 10,000 Rihlr. befiben, F. 19.) ausnimmt, 

Der Baterlands-Bertbeidigung iſt daher darin noch nicht biejenige Ehre 
indiziet, welche ihr in biefem Jahrhundert gu Theil geworben, vielmehr trägt 
barin bie Eremtion noch ben Eharalter eines günſtigen Privileginms. 

Die Verordnung vom 9. Februar 1813 (Gefepf. S. 13.), beren vorläufige 
Beſtimmung durch das Geſetz vom 3, September 1814 (Gefeyf. S. 78.) or- 
ganifch ausgeführt I, hebt die früheren Eremtionen auf, und Indem barin nur 
„Bebredhliche, zur Bewirthſchaftung noihwendige Grunbbefiper, einzige Ernährer 
ihrer Familien und bie Königlichen Beamten’ ausgenommen find, werben alle 


waffenfaͤhige Bürger zur Vaterlands⸗Bertheidigung berufen, es wird ber Kriegs⸗ 


dienſt in gam allgemeiner Verpflichtung als 
„ruhmwuͤrdig 
12* 
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hergeſtellt, 
„wodurch ber Dank des anerfenntlichen Vaterlandes erworben werde.“ 

In dieſer Bedeutung war der Kriegsdienſt in der That von allen Preußen 
ſofort und bis. jetzt aufgefaßt; dieſe Anſicht iſt ſeitdem immer feſter begründet 
worden. Es iſt dem Kriegsdienſte die Ehre der Gemeinſchaft freier, makelloſer 
Männer geſichert, welche demſelben Koͤnigshauſe unterthänig, demſelben Vaier⸗ 
lande angehörig, die Vertheidigung deſſelben als einen Vorzug betrachten, gegen 
welchen bie damit verbundenen Opfer gar nicht in Betracht kommen und ver⸗ 
fhwinden, Die Ausſtoßung aus biefer Gemeinfhaft ift von der Strafgeleh- 
gebung an bie fchwerften Vergeben geknüpft, ' 

Diefe ehrenhafte Stellung des Kriegsdienſtes, welche die Befkätigung ihrer 
Bedeutung fogleich bei ihrem Urfprunge in ben Befreiungstriegen auf eine kaum 
geahnte Weife empfing, bat alle Klaſſen bes Volls fo tief durchdrungen, baf 
daran, als an einem Nationalgute, feitgehalten wird, indem man ben vaterlän- 
bifchen Kriegsdienſt als einen Vorzug betrachtet. Selbft die unter ben Juben 
über die Möglichkeit einer Anordnung, woburd fie der Pflicht bes Kriegsdienſtes 
überhoben würben, entftandene Aufregung barf als eine Betätigung bafür an- 
gefehen werden, wie fehr in Preußen biefe Ehrenhaftigfeit ein fo überwiegenbed 
Moment beim Kriegsdienſte bildet, und bemfelben eine fo wichtige Bebeuhung 
beigelegt wird, daß alle bamit verbundenen Opfer davon abforbirt werben, 

In ten vielfachen Immediatgefuchen, welche die jübtfchen Gemeinden und 
bie Vorſtände berfelben bei dem entſtandenen Gerlichte, als folle eine folde 
Maßregel getroffen werben, an Seine Majeſtät den König richteten, drücht ſich 
bie Furcht vor einer Ausſchließung von ber Kriegspflicht ſehr beſtimmt und 
übereinfimmend aus. 

Die. Juden erkennen darin ben Ausprud eines unverdienten Mißtrauens 
gegen bie jüdifche Bevölkerung im Allgemeinen, welches der dem Einzelnen ver- 
ftattete Eintritt in das Heer nicht zu tilgen im Stande ift. 

Erwägt man, in welcher Weile fih ver Kriegsdienſt im Preußifchen Staate 
entwickelt hat, welche Gefinnung darüber in. ber Nation feſtſteht, fo ift allerdings 
nicht zu verkennen, wie ber Ausſchließung der Juden von ber Kriegspflicht im 
Hinblid auf die denſelben im Mittelalter verfagte MWaffenehre jene Deutung ge⸗ 
geben werben und bazu beitragen Fönnte, bie ohnehin finttfindenbe Sonderung 
zu verſtärken und das Borurtheil zu vergrößern, weldes den Suben bie Er⸗ 
greifung bürgerlicher Gewerbe außer. dem Hanbel fchon jegt in fo vielen Lau 
bestheilen ‚erfchwert, während es als eine bejonbere Aufgabe der Geſetzgebung 
erfannt werben muß, diefe Vorurtheile aus dem Wege zu räumen, 

Wird der Militairbienft in der mufterbaften Form, wie er in Preußen be- 
fieht, mit Recht für ein ausgezeichnetes Erziehungs. und Bilbungs- 
mittel bes Einzelnen für bas bürgerliche Leben angeſehen, fo muß 
es auch von biefer Seite dem Staat, wie ben jübifchen Unteribanen vorzugs⸗ 
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weiſe wnſchenowerih fein, daß der jüdiſchen Bevoͤllerung nirgend geſtattet werde, 
ſich davon auszuſchließen. 

Dem gemeinen Juden fehlt am meiſten das Gefühl für Ordnung, Anſtand 
und Ehre, welches dem Gebiete der Sittlichfeit angehört und fo weſentlich zu 
ihrer höheren Enwickelung beiträgt. Es iſt oben bereits gezeigt, daß dem frei⸗ 
willigen Eintritt bes Juden religiöfe Hinderniffe im Wege ſtehen. Unzweifelhaft 
wird es in ber jübifchen Benölferung auch folche geben, welche, abgefehen von 
ihren Religionsbegriffen, ben Werth allgemeiner Nriegepflicht und bes Preu- 
hßiſchen Militairpienftes nicht zu würdigen wiſſen. Diefe werben beftimmt in 
überwiegenber Mehrzahl mit veränderter Gefinnung aus bem Dienfte zurück⸗ 
Jehren, nachdem fie die Wirfung ber dem Preußifchen Kriegsweſen zum Grunde 
liegenden Idee erfahren haben, 

Der Wirkſamkeit derfelben Tann ber Einzelne fih nicht völlig entzichen. 
Wenige, ganz verfehrte und verderbte Individuen Fönnen babei nicht in Betracht 
fommen, Es muß gerade beshalb ihre ganz allgemeine Heranziehbung gewünſcht 
werben. 

Daher fprachen fich auch die Provingialbehörben entfchieben für die Milt- 
tairpflicht der Juden aus, und iſt ſolches ebenfalls in dem Promemoria ber 
Kommilfion zur Berathung dringender Verwaltungs-Angelegenheiten bes Groß⸗ 
herzogthums Pofen im Jahre 1833 gefchehen, bei welcher fih auch ter Ober- 
Präfident und der Fommanbirende General des Großherzogihums Pofen befanden, 

Nicht weniger haben ſich bie Provinziallände von Preußen, Pommern, 
Brandenburg und Pofen bei ber früher von ihnen abgegebenen Begutachtung 
über zu treffende legislative Maßregeln binfihtlich der Juden für die allgemeine 
Militatrpflicht entfchieden. Diefe wichtige Nüdficht im Intereffe des Staats für 
bie Ausbildung der jüdiſchen Bevölkerung ift ebenfo früher bei Gelegenheit ber 
Beratung der Juden⸗Ordnung für das Großherzogthum Pofen in dem Gut- 
achten der Abtheilungen des Staatsraths vom 23, Dezember 1825, als ein 
wefentliches Moment hervorgehoben. 

Es iſt zwar geltenb gemacht worden, baß es fich nicht rechtfertigen laffen 
möchte, den Juden ben Militairdienft als eine Pflicht aufzuerlegen, infofern ih⸗ 
nen, gegenüber biefer, in Zeiten ber Gefahr, bedeutungsvollſten Pflicht, melde 
Leben und Geſundheit einzufegen hat, nicht alle Rechte der chriftlichen Untertha- 
nen zu Theil werben Fönnten und ihnen ber Antheil an obrigfeitlichen Aemtern, 
wie manchen Ehrenrechten, verfagt bleiben müſſe. Allein biergegen barf fehr 
wohl in Betracht Fommen, wie die Preußifche Gefebgebung ben Juden ben voll- 
ſtändigen Schup ihrer Perfonen und ihres Eigenthums überall gewährt hat, daß 
ihnen ein Grab individueller Freiheit und Sicherheit zu Theil geworben, wel« 
her ihnen eine mannigfache Ausbildung ihrer Fähigkeiten und erfolgreiche Be- 
nugung ihrer Kräfte geftattet, und biefen mefentlihen Rechten gegenüber bie 
Theilnahme am Sriegsbienfte, welcher zur Erhaltung berfelben beftimmt if, fehr 
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wohl als 'eine Pflicht augeſprochen werben barf. Diefe Ueberzeugung ſchrini 
auch bie jünifche Bevölkerung ſelbſt zu theilen. 

Es iſt Thatfache, daß auf eine lediglich aus unverbürgten Zeitungsundrich- 
ten entftanbene Beforgniß bin, ſich fofort bie größeren jünifchen Gemeinden aus 
allen Lanvestheilen mit ihren Bitten, fie nicht von bes Milttairpflicht auszuſchlie⸗ 
Ben, an Se. Majeſtät den König wendeten; und nicht weniger find diesfällige 
beforgliche Anfragen bei dem Kriegeminifterium erfolgt. 

Auch iſt bei ver Dringlichkeit ber Bitten wohl anzunehmen, baß deren Zahl 
noch erheblich größer geworben fein würde, wenn nicht inzwifchen beruhigende 
Beſcheidungen ertheilt wären. 

Bon biefer Seite dürfte alfo weder ein Bedenken im Intereffe ber Juden 
aus ber Beichränftheit ihrer Rage im Preußifchen Staate zu begründen, nod 
anzunehmen fein, baß bie Juden ſelbſt in einer ſolchen Maßregel eine Zürforge 
aus Gründen ber Gerechtigkeit verfennen werben, 

Es beruht in der Allerhöchſt ausgefprochenen Abficht, dem bürgerlichen Zu- 
flande der Juden auch ferner noch jede Verbefferung zu Theil werben zu Infien, 
welche, mit höheren und allgemeinen Sntereffen vereinbar, dazu bienen möchte, 
ihnen die Fähigkeit zur Benugung ihrer Kräfte zu erweitern. 

Erwägt man nun, daß die Juden, nachdem fie von Sr. Majeftät dem Kö⸗ 
nige durch die Verordnung vom 9. Februar 1813 und das Geſeßz vom 83, 
September 1814 in Gemeinfchaft mit der chriſtlichen Bevölkerung zum Kriegs⸗ 
bienft berufen worben, in der Zeit ber Gefahr nicht hinter ven chriſtlichen Ein- 
wohnern zurüdgeblieben find, ſondern an ber Vaterlands⸗Vertheidigung Antheil 
genommen haben, ihrem Berhalten in den Befrelungsfriegen au, ſoweit be⸗ 
Iannt, bie Anerkennung nicht verfagt werben darf; baß fie feitbem im Friedens⸗ 
bienfe fi überall zur Zufriedenheit geführt haben, erwägt man ferner bie 
Eigenthümlichfeit der Preußifhen Kriegsverfaſſung, bie ihr beimohnende Ehren⸗ 
haftigfeit und das in ihr gebotene Mittel fittlicher Verbefferung, fo tritt in einer 
Enthebung von ber SKriegspflicht fo überwiegend bie Entziehung eines Vor⸗ 
zuge, einer Berechtigung hervor, daß man nicht umhin Tann, fi für bie Aus- 
behnung ber Militaispflicht auf ale Lanvestheile auszuſprechen, wo fie noch 
nicht beſteht. 
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D. 
Auszug 


aus den 
Aeußerungen der Provinzialſtände 


in ben Jahren 1824 — 1827 und im Jahre 1845 über bie Regulirung ber 
Berhältniffe der Inden im Preußifchen Staatt. 


L Brovinz Preußen. 
Sm Sabre 1824, 


Die Stände, welche ihre Aeußerungen nicht blos auf bie zum Herzogthum 
Warſchau gehörig geweſenen Landestheile, in welchen das Geſetz vom 11. März 
1812 nicht gilt, ſondern auf die ganze Monarchie bezogen wiſſen wollen, Außern 
fh im Weſentlichen folgendergeflalt: 

1. Der Zwei des Staats bei Ertheilung des Stantsbürgerrechts, die Juben 
zu Belreibung anderer Gewerbe, als bem Handel aufzufordern, fei ganz 
verfehlt, da fie fih fortwährend nur biefem Geſchäfte hingäben. Sie 
machen daher ben Berichlag: 

Teinem Juden die Befugniß zum Handel zu eriheilen, bis aus ber Ge⸗ 

fammtzahl berfelben eine verhältnißmäßige Anzahl in andere Gewerbe 

übergetreten jet; 

ferner, jedoch nur mit einfacher Majorität: 

daß es keinem Juden erlaubt fein folle, chriftlige Dienfibsien zu 

halten, bis ermweislich fei, daß eine verhältnißmäßige Zahl Jübifcher 

Dienfiboten in chriftlichen Haushaltungen bienen. 

Die Ausſchließung ber Iuben von öffentlichen Lehr-, Schul- und Staais⸗ 
Amtern würde in Antrag gebracht werben, wenn bie Stände nicht zu ber 
Annahme berechtigt zu fein glaubten, daß dieſe Ausſchließung bereits an- 
georbnei fei, 

Der Aufenthalt auf dem platten Lande fol ben Juden nur geftattet wer- 
ben, wenn fie ale Eigentümer oder Pächter, Aderbau ober ein Handwerk 
betreiben, ober um zu bienen. 

Handel, Hölerel, Krugwirthfchaft ıc. foll ihnen durchaus unterfagt fein. 
4, Don der Befreiung der Juden von ben Beiträgen zur Unterhaltung ber 
chriſtlichen Kirchen, wirb in Onartieren, wo bie Juden fich fehr anhäufen, 
bie Auftöfung ber riftlichen Kirchenſyſteme befürchtet. 

Die Minorität fehlägt vor, Haß die Juden bei Ihrem Mangel an Bater- 
laudsliebe, zum Militairdienſte nicht gugelaffen, fonbern dafür einer Ab- 
gabe unterworfen werben mögen, welche zur Belohnung chriftlicher Hand⸗ 


» 
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werker für Ausbildung jübifcher Lehrlinge zu tüchtigen Gefellen, zu ver- 
wenden fei, 
Die’. Majorität wiberfpricht dieſem Borfoplage und trägt vielmehr 
darauf ans 
daß, weil die Juden durch allerhand Ränfe fi dem Militairbienfte 
zu entziehen wiffen, beftimmt werde, daß jedenfalls eine, nad Der- 
haͤlmiß der jünifchen Bevölferung zu ber chriſtlichen ausgemeſſent 
Anzahl der erſtern eingeſtellt werden möge. 
6. Zu Verminderung ber frühen Ehen ſoll das unter ben Chriſten geſezlich 
beftimmte Alter, auch von jedem fich verheirathenden Juden gefordert werben... 
7. Um dem verbotenen Einwandern und dem gefeßwibrigen Haufiren 
ber Juden vorzubeugen, wird bie befondere Aufmerkfamfeit der Behörden 
in Anfpruch genommen. 


Ständiſche Denkſchrift vom 21. März 1845. 

Die Stände, wenn gleich der Ueberzeugung, daß ben zahlreich bei ihnen 
eingegangenen Petitionen um gänzliche Emancipation der Juden zur Zeit nit 
nachgegeben werben fönne, beantragen doch im Intereſſe des Stantes und der 
in bemfelben wohnenden Juden, unter Aufhebung fammtlicher in einzelnen Lan⸗ 
beötheilen beſtehender Juden⸗Verfaſſungen, mit Ausnahme der rheinifchen, welche 
ben Juden ausgebehntere Rechte bewillige, allgemeine Einführung bes Edicis 
vom 11, März; 1812, 

Sie wünſchen ferner s 

1, Unter Aufhebung der Declaration vom 18, Yuguf 1822 die Wiederher⸗ 
ftellung bes $, 8, des Edicts, welcher die Juden zur. Verwaltung acade⸗ 
mifcher Lehr- und Schulämter fähig erllärt, weil es bei vielen folden 
Aemtern nur auf das Talent, nicht auf die religiöfe Anfchauung anfomme, 
und e8 im Snterefle des Staats liege, alle Talente und Kräfte feiner 
Mitglieder für feine Zwede fih nutzbar zu machen, 
Aufhebung des $, 23 des Edicts, wonach in Criminalfachen ein son tie 
nem Juden abgelegtes freiwilliges Zeugniß bei einer 6 Wochen Gefäng- 
niß- oder 50 Rthlr. Geldbuße überfteigenden Strafe nicht volle Beweis⸗ 
fraft bat, — weil die jüdiſche Religion die Ablegung eines Zeugniffes in 
folhen Sachen nicht verbiete, die Bedeutung einer Criminal-Unterfuchung 
nicht von der Höhe der Strafe abhänge, ber Zeuge meilt bei feiner Ber- 
nehmung auch nicht einmal ungefähr willen könne, welche Strafe fpater 
eintreten werde, und weil jene Beitimmung durch Die darin enthaltene 
Verbächtigung bie Juden bemoralifire, 
Ausführung der im $. 39 des Edicits vorbebaltenen Regulirung bes jü- 
| bifchen Cultus⸗Weſens und Beilegung von Korporationsressten für ihre 
Culius⸗Verbindungen, weil bie letzteren wegen ihrer auch in Beziehung 
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auf den Staat nothwendigen Exiſtenz von ihm beſonders beauffichtigt und 
geihüpt werben müßten. 

4, Borlegung eines Geſetz⸗e Entwurfes Aber die Anſtellungsfähigleit der Juben 
im Staatsbienf, weil ein folder im 6. 9 bes Ediets vorbehalten worden, 
bie Juden fi in ben ihnen überiragenen Gemeinde⸗Aemtern tüchtig ge- 
zeigt hätten, und in ber bisherigen Praris viele Inconvenienzen hervor⸗ 
getreten wären, namentlich dadurch, baß die TIheiluehmer an ben Feld⸗ 
zügen von 1833 Heinen Anſpruch auf Civil-Verforgung hätten, daß bie 
Inden nicht Auctions⸗Commiſſarien, Feldmeſſer, Dorfſchulzen werben fönn- 
ten, während fie factiſch Lotterie⸗Collecteure, Bau⸗Inſpettoren, Gensdar⸗ 
men geworben wären, auch im ſtehenden Heere dienten und Dffigier- 
Chargen befleibeten. 


I. Provinz Bommern. 


Im Jahre 1824, 


Die Pommerſchen Stände haben zwei befonbere Gutachten abgegeben in 
Beziehung auf Alt-Pommern und Neu-Borpommern, 


A. Alt-Bommern 


Im Allgemeinen wirb bemerkt, daß ber Zwei des Geſetzes vom 11, März 
1812, die Juden vom Schacherhandel abzuziehen, burchaus nicht erreicht, wohl 
aber feitvem ihre Anzahl verboppelt worben fei. Die fortbauernde Beharrung 
der Juden in ihren Eigenthümlichkeiten, welche ber Berbefferung ihres mora- 
lichen Zuſtandes höchſt nachtheilig entgegenfländen, die Feſthaltung an ihrer 
Religion, welche ihnen die Erfüllung aller bürgerlichen Pflichten nicht erlaube, 
und zum Theil unmöglich mache, endlich vie Beſorgniß, baß bei einer ferneren 
Fortdauer des Edieis bie Wohlfahrt der chriftlichen Unterihanen burch die immer 
mehr heranwachſende Zahl der Juden gefährdet werbe, mache es erfurberlich, 

daß ben Juden fernerhin eine Gleichſtellung Ihrer Rechte und Freiheiten 
mit benen der Ehriften nicht zu geſtatien, fonbern biefelben wenig⸗ 
ſtens zu befchränfen feien, 
daß ber Befürberung bee Chriſtenthums unter ben Juden ein möglichſt 
freies Feld zu eröffnen fei, 
bag bem Ueberhandnehmen ber Juden Schranken gefeht, und 
baf auf ihre religiöfe und fittliche Ausbildung bingewirkt werbe, 
Die Stände reichen deshalb eine Declaration bes Geſetzes som 11. März 1812 
im Entwurfe ein, welche im MWefentlichen folgende Borfchläge enthält: 
1, Bei zeitweifer Entfernung von feinem Wohnert fol jeber Jude mit einem, 
fein Signalement, und bie Bemerkung über has ihm zuſtehende Staats⸗ 
bürgerrecht enthaltenden Paſſe verſehen fein, 
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2. Lepiwillige Verfügungen, welde von Auben wicht in ber Deutſchen ober 
einer andern lebenden Sprache abgefaßt worben, follen umgältig fein, bie 
Haltung von Berträgen, bie nicht in einer bergleichen Sprachen abgefaßt, 
aber lediglich von dem Willen des andern Kontrahenten abhängen. 

Bon Staatd-, alabemifchen Lehr⸗, chriſtlichen Schul- und Gemeinde⸗Aemtern 
ſollen die Juden ausgeſchloſſen ſein. 

4. Zur Niebderlaſſung auf dem platten Lande fol bie Erlaubniß ber Oris⸗ 
obrigkeit, in ben Städten aber ber Communalbehbrde, erforderlich fein, 
und dieſelbe im letzteren Falle verfagt werben können, wenn an dem Orte 
der Zahl nach bereits ein Mißverhältniß der Juden zu den Chriſten über⸗ 
haupt, oder in ber betreffenden Claſſe ber Gewerbsberechtigten beſteht. 

5, Bon ber Erwerbung von Rittergütern, mit welchen das Pntrenatsrecht 
verbunden ift, follen Juden ganz ausgefchloffen fein. Einige Mitglieper 
wollen ben Fall ausgenommen willen, bag ihnen ein folches einer Forderung 
wegen sub hasta zugefchlagen werde; es follen jeboch die Güter alsdann 
nicht an einen Juden vererbt werben bürfen. 

Die Mehrheit des erften Standes und der ganze britte Stand hat auf ihre 
ganzliche Ausfchließung vom Erwerbe aller Güter überhaupt angetragen. 

6. Ländliche Grundſtücke tollen fie nur mit Genehmigung ber Orissbrigkeit 
erwerben, 

7. In den Städten follen fie nur ein Haus nebft dem zu ihrem Gewerbe- 
betrieb erforberlichen Lofal und fe viel vom Stadifelde erwerben können, 
als fie ſelbſt bewirthſchaften, vorbehaltlich des Zuſchlages bei Subhaſta⸗ 
tionen, in welchem Falle ihnen jebodh die Vererbung an Juden nicht ger 
ftattet werben fol. 

8, In Hinficht des Handels werden folgende Beſchränkungen vorgefchlagen: 
a) nur ein Sohn darf einen Detailhandel führenz. 

b) ein mit dem Großhandel verbunbener Detailhaudel fol mır mit den 
Objecten bes erſteren geführt, werben 

e) jeder Inde, der Handel treiben will, muß ben Nachweis bed Erlernens 
ber Handlung und der erforderlichen Gefchirflächkeit, auch den Erwerb 
eines eigenthümlichen Geſchäftslokals nachweiſen; 

d) der Bezug ber Sahrmärfte foll nur denjenigen Suben zuftehen, welche 
in ihren Wohnorten einen Handel, eine Fabrik, einen offenen Laben 
oder eine Werkftätte halten; 

“ e) bas Hauſiren ber Inden zum Berlauf foll bei Strafe der Con⸗ 
fiöcation der Waaren ganz verboten fein. 
Die einfache Maferität wünſcht auch den Saufirbandel zum Auflauf auf 
Pferde-, Vieh⸗ und Wollhandel beſchraͤnkt. 

Daß daſſelbe nur mit vieſer Beichranfung ben auf dem platten Laude 

wohnenden Juden geftattet werben möge, darüber find die Stände einverſtanden. 
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B. Ehen zwiſchen Chriften unb Iuben follen unter der Vrdiugung geftattet 

fett, daß bie Kinder in ber chriftlichen Religion erzogen werben. 
Ueberhaupt ſoll jeder Jude vor ber Ehe bie Fähigkeit oder das Ver⸗ 
mögen zur Ernährung einer Familie nachweifen müſſen. 

10, Fremde Juden follen nur zugelaffen werben, wenn fie 10000 Rihlr. Ver⸗ 
mögen nachweilen und davon minbefens 2000 Rihlr. auf den Erwerb 
eines Grundſtücks verwenden, 

11, Auch den Chriſten foll bei Strafe unterfagt fein, frembe Juben als Lehr⸗ 
burfchen, zu Gewerks⸗ ober Hausdienſten anzunehmen. 

12, Schul- und Religionslehrer follen gehörig geprüft und ber Unterricht 
beider in Deuiſcher Sprache gehalten werben, . 

Außerdem haben die Stände noch gebeten: 

13, Eine Recherche der nicht im Befige des Staatsbürgerrechts ſich befindenden 

und eingebrungenen Juben und bie Beflrafung derſelben zu serfügen. 
14. Beim Militairbienfe feine befondere Berückſchtigung der Juden bebufs 
ber Sreilaffung eintreten zu laſſen. 


- 


B. Hem-Dorpomnern. 
Die Stände wünfchen, daß es bri ber jebigen bortigen Juden⸗Verfaſſung 
belaffen werde. 
Ein Theil derſelben wünfcht bie Abfchaffung des Ritnalrechts, weldes bei 
privatzechtlichen Streitigleiten der Juden unter fih noch zur Anwendung komme; 
bie Majerität widerſpricht jedoch dieſem Antrage. 


Sipung von 11. März 1845, 

Für die Petition des Vorſtandes und ber Nepräfentanten der jübifchen Ge- 
meinde zu Steltin, wegen Regulirung der Eultus- unb Unterrichts - Berhältniffe 
ber jüdiſchen Unterthanen, nach Maaßgabe des Edicis vom Jahre 1812, hat 
fih der Landtag, mit Rüdfiht darauf, daß Behufs Aufrechthaltung ber Orbnung 
in der Synagoge das Statut ber Gemeinde nicht genüge, weil bie Indenſchaſt 
nur eine Privatgefellfchaft frei, une daher die im Statut feſtgeſeßten Strafen 
nicht beigetrieben werben Tonnten, mit 28 gegen 16 Stimmen erHlärts es if 
indeffen desfelben, da es an ber erforderlichen Majorität von 3 ber Stimmen 
fehlte, keine weitere Folge gegeben. 


I. Provinz Brandenburg. 
Im Jahre 1824, 

Die Stände verſichern, daß weber in ben Landestheilen, wo das Geſetz 
som 11. März 1812 eingeführt fei, beffen unveränberte Beibehaltung, noch in 
benen, wo es nicht eingeführt fei, deſſen Einführung ohne Abänderung gewünſcht 
werde, . . . 
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Sie begründen dies durch die Erfahrung, daß jenes Geſeh auf die Ver⸗ 


edelung der Juden noch ſehr wenig gewirkt, dieſelben zum Ackerbau und zum 
Betriebe nüplicher Handwerke noch nicht hingeführt habe, und daß ber Schacher⸗ 
banbel noch immer faſt ihr ausfchließliches Gefchäft fet, indem auch diejenigen, 
welche Grundftüde erworben, dies nur gethan hätten, um einen fichern Pittel- 
punkt für ihren Schacherhandel zu erlangen, ober aus den Grunbftüden ſelbſt 
einen Gegenftanb des Handels zu machen. 


dag 


Gänzliche Abftelung des jüdiſchen Schacherhandels fehen die Stände als 
befte Mittel zur ſittlichen Verbefferung ber Juden an. Demnächft verlangen 


fie Berbeflerung ihres Gottesdienſtes und ihrer Erziehung. 


Im Einzelnen machen bie Stände folgende Vorſchläge: 


1, Das Einwandern fremder Juden fol auf's neue fireng unterfagt und bie 
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GSeftattung von Ausnahmen nur Sr. Majeftät dem Könige Allerhöchftfeihft 
vorbehalten werben, Diefe Ausnahmen wünſchen fie auf biefenigen be- 
ſchraänkt, welche fich mit einem Vermögen son 50,000 Rihlr. bier niederlaſſen. 

Auch das Herumziehen ber inlänbifchen Juden aus einem Regierungs⸗ 

bezirf in den anbern, fei es blos um zu handeln, oder um ſich dort nieber- 
zulaffen, fol unterfagt und die Handelsbefugniß außer dem Bezirk auf 
bie größeren Maffen befchränft werben. 
Die Stände fchlagen vor, bie befonderen Sudenfchulen zu Tehließen und 
bie Kinder zum Befuch ber chriftlichen Schulen anzuhalten, mit Vorbehalt 
bes befonderen Religions - Unterrichts, welcher nur von geprüften Lehrern 
gegeben werben fol. Dem Religiong » Unterricht fol ein Lehrbuch in 
Deutfcher Sprache zum Grunde gelegt, ver Gottesdienſt in dieſer Sprade 
gehalten, son den Kindern bei öffentlichen Prüfungen ein Glaubens- 
bekenniniß abgelegt werben. 

Nur wenn die Suden durch eine Prüfung die erforberliche Ausbildung 
dewiefen, fol ihnen das Berlaffen ver Schule, ein ſelbſtſtändiges Etabliſe 
ment und eine Heirath geſtattet ſein. 

Das Bürgerrecht und die Befugniß zu Grundbeſiht ſoll den Juden künftig 
unter folgenden Beſchränkungen ertheilt Werben: 

a) ein Jude foll nur an feinem Wohnorie Grundſtücke, an dieſem aber 
nur ein Haus und einen Garten erwerben bürfen, unb auch dies 
nur, Sofern er fich bei ber Obrigkeit wegen Unbefcholtenheit und 
Nahrungsfähigkeit ausgewiefen bat. 

Größere Begünftigungen follen als Ausnahmen mit Genehmigung ber 
Regierung flattfinden können. 

b) zur Erwerbung von Rittergütern follen fie nicht zugelaffen werben; 

ce) was ven Befig von anbern Randgütern anfangt, fo wünſcht ein Theil 
ber Stänve, baf ihnen folder mit Ausfchluß der Schanf- und Gaft- 
nahrung und bes Handels, und unter ber Bedingung ber eignen 
Bewirthſchaftung geftattet werbe, weil er ven Betrieb bes Ackerbaues 
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als ein weſentliches Mittel zu Ihrer Verbeſſerung betrat. Ein 
anberer Theil ber Stände, und zwar Int einfacher Mafsrität, will fie 
von dieſem Erwerbe ausfchließen, weil fie den Landbau nicht verſtehen, 
daher auf ihren Gütern nur den Schacherhandel einrichten und der 
Landleuten gefährlich werden würden; 

Die gefeplihe Majorität bat fi außerdem noch über folgende Vor⸗ 

fchläge vereinigt: 

aa) In einem Dorfe fol fih nur eine Iubenfamilie mit einem Bauer⸗ 
und Koſſäthengute anfiebeln bürfenz in Heinen Dörfern von we⸗ 
niger ald 10 Höfen gar keine; 

Mit dieſen Befchränfungen ift indefien ber Staub der Stäbte nicht 

einverflanben, weil er bie Anleitung der Juden zum Aderbau auf jebe 
Weiſe befördert wünfcht. 

bb) Lehn- und Erbfchulgengüter, auch Schank⸗ und Gaftnahrungen 
folen Juden nicht erwerben bürfen ; 

ce) auf ben erworbenen Gütern follen Juden bie Aderwirtbichaft, 
unter Berzichtleiftung auf den Handel, ſelbſt betreiben, im ent- 
gegengeſetzten Ball aber bie Güter nach 6 Monaten wieber ver- 
fauft werben; 

dd) zur Berforgung ber jübifchen Armen follen die Juden eines zu 
beftimmenden Bezirks als ein befonderer Armen-Berein conftituirt 
werben; 

ee) Fein Jude auf bem Lande fol Miethsleute feiner Ratien auf- 
nehmen bürfenz 

4, Den Juden fol nie Haufir- und Schacherhandel, ein ſtehendes Hanbels- 
geſchäſt aber Teviglich in den Städten, und zwar nur bann erlaubt werben, 
wenn fie bei Errichtung beffelben 

in einer großen Stadt 15,000 Rihlr., 

.„ . mitlen ⸗ 5,00 ⸗ 

„ e. Penn - 1,500 » 
Vermögen und bie orbnungsmaßige Erlernung der Kaufmannſchaft nach- 
weiſen. Dagegen möge bush bie Gemeinde⸗ und Polizeibehörden bie 
Unterbringung jübifcher Knaben als Lehrlinge chriſtlicher Handwerker mög- 
lichſt erleichtert und befärbert werben, 

5. Chriſtliches Gefinde zu halten, fol nur ben jüdiſchen Aderbauern erlaubt, 

allen andern Juden verboten fein, 

Keinem Juden fol geftattet werben, zu heirathen, wenn er nicht nachweifet, 

baß er eine Familie zu ernähren im Stande fei und feiner Militärpflicht 
genügt habe. Auch fol Braut und Bräntigam fi wegen einer befonderen 

Confirmationd - Prüfung ausweilen, und ihnen hierauf der Erlaubnißſchein 

ſchriftlich, aber unentgelblich, non ber Ortsbehörde eriheilt werben, 


m 
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7. Die Erfuͤllung ber Milttärpflicht fehen bie Stände als ein vorzügliches 
Mittel zur Bilbung ber. Juden an, baber fie darauf antragen, bie einzu- 
Bellenben immer zum breifährigen Dienfte anzuhalten. 

8 Damit bie Tuben nicht die Namen geachteier Familien annehmen und 
damit Mißbrauch treiben, fol der von ihnen gewählte Name vor ber Be⸗ 
Bätigung durch die Regierung im Amtsblatte befannt gemacht werden, 
damit Einſpruch thun möge, wer dabei intereſſirt iſt. 

9. Da tn dem beſondern Sabbath und ven Feſtiagen ber Juden ein Hinder⸗ 
niß nicht nur ihrer Verbindung mit den Chriſten, ſondern auch ihrer Ge⸗ 
werbsthätigfeit erkannt wird, fo wünſchen die Stände, daß mit vorurtheils⸗ 
freien Rabbinern darüber beralhen werben möge: 

"ob. nicht die Verlegung bes Sabbaths auf ben Sonntag und bie 
Beichränfung ber jüdiſchen Feſttage, mit ihren Glaubensregeln ver⸗ 
einbar ſei? 
Auch ſoll die Beerdigung jůdiſcher keichen in zu kurzer Friſt unterſagt 
werden. 
10. Ausgeſchloſſen ſollen die Juden ſein 
a) vom Rechte der Standſchaft, den Ehrenrechten, von der Erwerbung 
von Rittergütern, Lehn⸗ und Erbſchulzengütern, auch Gaſt⸗ und 
Schanknahrungen; 

b) son Staats⸗, Communal⸗ und akademiſchen Lehrämtern; 

e) von ber Bormundfchaft Über chriftliche Kinder; 

d) som Zeugniß in Kriminalfällen gegen Chriſten; ’ 

e) som Apothefergewerbe und der Schankwirthfchaft, mit ber Befugniß 
jedoch, Gaſtwirthſchaſt für ihre Glaubensgenoſſen zu halten, 

Unter biefen Mobiſtlationen wird das Geſetz som 11. März 1812 auch für 
anwendbar auf diejenigen Theile des Provinzial» Verbandes erflärt, wo es jebt 
noch nicht gilt, Gegen bie Emführang ohne biefe Modiftationen aber wird 
dringende Vorſtellung gethan. 

Schließlich bitten die Stände, daß nach Ablauf des Zeitraums einer Ge⸗ 
neration den Provinzialſtänden von neuem die Frage vorgelegt werden möge, 
ob die Inden in ihrer Bildung und bürgerlichen Nützlichkeit weiter vorgeſchritten, 
ob fie reifer geworden felen, und beshalb auf eine größere Gleichſtellung mit 
den 3 Griſtichen Unterthanen Anſpruch maden könnten. 


Denkſchrift vom 15, April 1845. 

Die Stände geben Davon aus, daß für ben Umfang ihres Provinzial-Ber- 
bandes, bie Juden ſich fiberall in einer Lage befinden, welche fie ber Theilnahme 
an ven Wertheilen bes Edikts vom 11, März 1812 mürbig erfiheinen laſſe; fie 
glauben, daß die in biefem Geſetz vorbehaltene Entſcheibung einzefner wichtiger 
Fragen, und die bei der Anwendung deſſelben getroffenen Mobificatiunen gegen- 
wärtig einer Erörterung und gefeblicher Feſtſtellung bedürften, bag bie im Jahre 
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1826 abgegebenen Erklaͤrungen ber Stände nicht mehr unbebingt als ben Ver⸗ 
hältniffen ter Gegenwart entſprechend, angefehen werben Pöunten, und haben 
baber beantragt 

Die Einheit der Gefepgebung für bie bürgerlichen Verhäliniſſe der Juden 
in ber Provinz, auf ben Grundlagen bes Evifis von 1812 herbeizuführen, dabel 
bie Beſtimmungen birjes Gefeges mit Rüdfiht auf den fortgefchrittenen Gultur- 
zuſtand des Tuben eines burchgreifenden Revifien zu unterwerfen und ben bar- 
aus hervorgehenden Gefep-Entwurf ihnen zur Begutachtung vorlegen gu Taffen. 
Der nähere Inhalt der Discuffion iſt Folgender: 

Es wird geltend gemacht, daß es gefährlich fei, die Juden als ein hetero⸗ 
genes Element im Staateleben fortbeftehen zu laffen. Vom Standpunkte bes 
pofitiven Rechts aus betrachtet, feien die Befimmungen in ben Provinzen, wo 
das Edikt son 1812 nicht gelte, iheils veraltet, theils dem Grundſatze völliger 
Emancipation buldigend. Da bad Epilt vie Duden fir Staatsbürger erklärt 
and ihnen noch größere Rechte in Ausſicht geſtellt habe, dieſe Rechte auch durch 
den Ariikel 16. der Vundes⸗Alte garantirt freien, trotzdem aber auch in den al- 
ten Provinzen die früheren Rechte beichränkt worben, ſei bie Uebereinſtimmung 
Der Geſetzgebung auf der Bali bes Edilts von 1812 gu Recht begründet; die 
Moral könne die bisherige Zurückſetzung ber Auen nicht gut heißen, noch weni⸗ 
ger bie riftliche Moral, deren Princip die Liebe fei, und wegen ber möglichften 
Duthführung biefes Princips fei eine ſolche Gleichſtellung für den Geiligen 
Staat wünichenswertb. 

Die Juden hätten ſchlagende Beweiſe ihrer focialen Gefinnung gegeben, 
weber die Meffias-Inee, noch die Lehren des Talmud Ihnnten ein Hinberniß ber 
Emanrigation fein. Die allmählige Berfihmelzung mit den Chriſten fei bas 
fiherfte Mittel zur Befeitigiing ber, in ihrer befonberen Einrichtung etwa noch 
vorhandenen, ſchädlichen Elemente. Hiergegen warb anderſeits bie Kompetenz 
des Landiages, die Indenfrage vor fein Forum zu ziehen, beftritien. Es warb 
ferner wine plöglihe Beleihung aller Juden mit ben echten bes Edikts von 
r812 als für bie Intereffen vieler chriſtlicher Unterthanen höchſt präſndicirlich ge⸗ 
alten, namentlich warb bies von dem Abgeordneten von Sorau, theils wegen 
des and Polen zu erwartenden Andranges für die Stabt, theils deshalb hervor⸗ 
gehoben, weil die Juden nad und mach ben ganzen Handel und bie einträglich⸗ 
fen Gewerbe an fich reißen würden. Die völlige Emamcipation ber Juden feb 
mit bem Begriff eines chriſtlichen Staates unvereinbar, weil dieſelben bie Haupt⸗ 
grundlage des Chriſtenthums, und damit biefes ſelbſt geradegu für eine Lüge er- 
Härten. Huch das Beſtreben ver Iuden, eine abgefchleffene Rationaiität zu be- 
wahren, made Ihre Emantipativn unfatthaft. 

Bon ber erſten Seite warb bie Kompetenz des Lanbtages für begründet 
gehalten und bentert, daß Das Feſthalten ber Juben an ihrer Rationalität, Folge 
des langen Drudes frei, ber auf ihnen gelnftet, weder bie Vergangenheit in 
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Preußen, noch die välige Emancipation in fremben Länbern rechifertige bie Ber 
forgniß, daß bie Inden nit treue Staatsbürger fein würben. 

Eine Stimme erhob fih für völlige Emancipation ber Juden: ba fie gleiche 
Pflichten mit ben Chriften hätten, müſſe man ihnen auch gleiche Rechte ein- 
raͤumen. 

Die völlige Emancipation warb demnächſt mit 42 gegen 20 Stimmen ab- 
gelehnt, pagegen bes oben angegebent Antrag bes Ausſchuſſes mit 48 gegen 17 
Stimmen genehmigt, 


t 


u UV. Provinz Schleften. 


Im Jahre 1825, 


Die Deputirten ber Oberlauſitz bitten, daß es daſelbſt bei ber beftehenben 
Sächſiſchen Gefebgebung bewenden möge, wonach fich kein Sube ohne befsndere 
Conceſſion nieberlaffen darf, und bei dem fehr befchräanften Gebrauch folder 
Conceſſions⸗Ertheilungen in ber Preußifchen Ober-Laufis ſich nur wenige juͤdiſche 
Familien befinden. Was bie Wirkung bes Gefepes som 11. März 1812 im 
eigentlichen Schlefien betrifft, fo serfichern die Stände, daß ſolches bis jetzt auf 
bie Verebelung ber Juden, auf ihr Anfchließen an ben Staat und bie drifl- 
lichen Staatsbürger Teineswegs der Abficht gemäß gewirft habe, daß bie Juden 
sielmehr unter faft ausjchließlicher Beibehaltung ihrer früheren Erwerbszweigt 
auch die ganze unfittliche Richtung, welche frühere Bedrückung doch zum Theil 
hätte entfchulbigen Können, beibehalten hätten, daß bie Ausfühnung mit bem 
Geſetz Feine Ausfühnung mit ben hriftlichen Staatsbürgern hervorgebracht, baß 
fein Impuls der Ehre oder bes Bürgerfinnes in ihnen erwacht fei, und felbft 
ber Slaube bed Geſetzgebers an ein Höheres und Befleres in ihnen bie Ver⸗ 
pflichtung, dieſem Zutrauen zu entfprechen, nicht zum Bewußtfein erhoben habe. 
Sie find daher ver Anficht, daß im den Juden ber Keim ber Veredelung noch 

zu tief ſchlummere, um auf bem eingefchlagenen Wege raſch hervorgerufen und 

zur Reife gebracht werben zu. können, daß bie Emancipation zu voreilig erfolgt 
fei, und halten naher Befchränfungen ber Juden, beſonders aber Manfregeln für 
nothwendig, um biefelben zum Betriebe anderer Gewerbe anzuleiten, Hierzu 
werben Gewerbefchulen in einigen bebeutenden Städten vorgefchlagen, wofür bie 
Koften von der gefammten Judenſchaft Schleſiens aufzubringen fein würden. 

Sm Einzelnen fohlagen fie Folgendes vor: 

1, Zu den Rahbinerftellen follen 3 Candidaten sorgefählagen, geprüft und 
einer berfelben von ber Regierung angeftellt werben, Die Rabbiner follen 
auf einer inlänbtfchen Iniverfität mehrere Sabre Tang Aubirt, inſonderheit 
ih der Philsfophte und der orimtalifchen Sprachen befliffen haben. 

2, Die Juden ‚follen zur Errichtung förmlicher Elementarfihulen, mit gehörig 
geprüften Lehrern, wo Dies nicht möglich iſt, zur Theilnahme an ben chriſt⸗ 
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lichen Schulen, angehalten werben. Der Unterricht in ben jübiſchen Schulen 
fol in der Deutſchen Sprache ertbeilt werben. Huch jüdiſche Privatlehrer 
follen fich der Prüfung unterwerfen müſſen. Der Unterricht fol wenigſtens 
bis zum 14ten Jahre der Kinder fortgefept werben. 

3. Chriſtliches Geſiude ſollen Juden nur zur Beſtellung laͤndlicher Srunpfüde 
halten dürſen, und dieſes nur noch 10 Jahre laug. 

4. Nur einem Sohne ober einer Tochter ſoll geſtattet fein, fi bem OHan⸗ 
bel zu widmen. Nur in Stäbten follen Juden Handel treiben bürfen, und 
in mittlern und Fleinen Städten nur auf 10 chriftliche Kaufleute ein jü- 
bifcher zugelaffen werden. Zu einem neuen jüdiſchen Handels-Etabliffement 
fol in Fleinen Städten die Genehmigung ber Stabinrrorbueten erfor- 
derlich fein. 

Jeder Jude, welcher Handel treiben wii, fol bie Handlung erlernt und 
ein bis zwei Jahre als Commis conditionirt haben, 

Pferdehändler werden nicht als Kaufleute angeſehen und ſind von vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen ausgeſchloſſen. Der Haußrhandel bleibt den In⸗ 
den unterſagt. 

8. Ritiergüter, Erb⸗ und Gerichtsſcholtiſeyen follen Inden weder kaufen noch 
pachten dürfen, wohl abes andere ländliche, auch ftäbtifhe Gruudſtücke. 

6, Branntweinbrennereien follen Juden wicht eigentbümlich erwerben, wohl 
aber pachten bürfen, Branntwein-Ausfchank ihnen bagegen unbebingt un- 
terfagt werben, 

7, Bei einem Yfanpvertrag fowohl, ald bei ber Austellung von Wechfeln unb 
andern Geldverſchreibungen ſoll bei Verluſt der Forderung nachgewiefen 
werben, daß bie Zahlung ber Valuta vor Zeugen ober vor dem Richter 
erfolgt ſei. 

8, Von dieſen Beſchränkungen ſollen Ausnahmen ftattfinbens bei verbienft- 
vollen Gelehrten, Künftlern, Babrifanten, Handwerkern und bei foldhen, 
welche ſich durch befondere patristifhe Hanblungen amsgezeichnet haben, 
Nur buch des Königs Majeßät follen bergleihen Ausnahmen bewilligt 
werben, 


Dentfhriftvom 26. März 1845, 


Die Stände haben zwar bie Ueberzeugung gewonnen, baf bie Emancipa- 
tion ber Anden vorzugsweiſe von biefen felbft ausgeben mäffe, und bie Regie⸗ 
rung ſolche Beftrebungen nur Schritt vor Schritt unterfiügen könne, fe glauben 
aber, daß Beſchränkungen ber den Juden bexeits gewährten echte, wie ſolche 
namentlich durch bie Belauntmadung des Stants-Dinikeriums vom 4. Decem⸗ 
ber 1822 und durch 6. 89, der Stäbte Orbnung som 17. März 1831 hinſichts 
ihrer Ausfchließung son alabemifchen Lehr⸗ und Schul⸗Aemtern und von ben 
Siellen ver Bürgermeiſter und Oberbürgermeiſter ansgefprochen feten, — melde 
letztere Beitimmung auch in ben mit ber Stäbte-Orbnung som 19. November 

VIII. 18 
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1000 beliehenen Staͤdien fo ſtreng gehandhabt werde, daß ſelbſt die Wahl eines 
Juden zum Kämmerer, weil dieſer den Bürgermeiſter vertrete, nicht Beſtätigung 
finde —, dieſer weiteren Entwickelung hemmend entgegenträten, und von dem 
einſt zu erreichenden Ziele zurückzuführen drohten. Sie beantragen daher bie 
yolfländige Wiederherſtellung des Edikts vom 11, März 1812, 


V. Provinz Bofen. 


Sm Jahre 1827, 


Die Stände beantragen, daß ben Juden auf bie nächſten 10 Jahre bas 
Bürgerrecht verfagt werde, indem fie der Anficht find, daß die Bewilligung bes- 
felben ibrem Beftreben, daſſelbe zu verbienen, binderlich fein werde. Die Stände 
erachten felbft die Verleihung bes Bürgerrehts an bie gebilveten Juden für 
nachtheilig, da dieſe alsdann, zufrieden mit dem, was fle felbft erworben, Feine 
Bemühung um die Verbefferung ihrer andern Glaubensgenoffen anwenden würden. 

Sm Einzelnen fchlagen fie Folgendes vor: 

1. Alle zur Zeit ver Erlaffung des Gefepes im Großherzogthum wohnbaften 
Juden werben ben Beflimmungen des Geſetzes unterworfen. 

2, Juden, melde zwar in ber Provinz geboren, folche aber verlaffen haben, 
gehören nicht dazu. 

3. Alle andern Juden find Fremde. 

4. Alle Häupter jüdiſcher Familien follen beſtimmte Stamm-Namen annehmen, 

5. Berzeichniffe der Juden find in allen Orten aufzunehmen und Hinftig fort- 
zuführen. 

6, Ueber alle Beränderungen durch Abzug, Geburt, Heirath, Eheſcheidung 
und Tob werben von ben Eommunalbehörben unentgeltlich befonbere Bü- 
cher geführt. 

. 7. Die Berzeichniffe werben jährlich der Regierung eingereicht. 

8, Diejenigen, welche ſich ber Aufzeichnung entziehen, werben nach bem Vor⸗ 
fchlag Nr. 20. behanbelt, 

9. Jeder über 14 Jahr alte Jude fol einen Schupbrief erhalten und ihn zu 
feiner Legitimation bei fich führen. 

10, Die Großjährigfeit fol mit Zurüdlegung bes vier und zwanzigſten Jahres 
eintreten, Venia aetatis nicht ertheilt, den Männern vor Erreichung biefes 
Alters, den Jübinnen vor Vollendung bes 18, Lebensjahres die Verhei⸗ 
rathung nicht geftattet werben. 

11. Rabbiner und Supenälteften dürfen fich Feine Einwirkung weber in die re- 
ligiöfen noch in bie privatrechtlichen Verhältniffe anmaßen. 

12, Die Juden find ber Militairpflicht unterworfen. Diejenigen, bie ſechs 
Jahre gut und ununterbrochen bienen, ſollen für ſich und ihre Nachkommen 
das Bürgerrecht erhalten, 
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18, Bon Staats⸗ und Communal⸗Aemtern, vom Wahlrecht und ber Waͤhl⸗ 
barkeit zu Deputirten für die Kreis⸗ und Landtage, von Auchbung ber 
Apothelerkunft, vom Schanfgewerbe und vom Anfaufe ber Rittergfiter blei- 
ben die Juden ausgefchlofien. Wenn es fih in ben Gemeinden um In⸗ 
tereffen ber Judenſchaften handelt, follen fie mit beratender Stimme zu⸗ 
gezogen werben. 

14. Den Juben foll ver Betrieb bürgerlicher Gewerbe und bes Aderbaues, 
auch der Erwerb fädtifcher und ländlicher Grundſtücke unter folgenden nä⸗ 
beren Beſtimmungen geftatiet fein: 

a) Wo Yuben-Quartiere find, follen fie außer benfelben ſich nur mit 
Bewilligung zweier Drittheile der Einwohner, refp. des Dominiums 
und ber Regierung anfiebeln, unter gleicher Genehmigung auch nur 
ihren Wohnort wechfeln bürfen ; 

b) Diejenigen Juden, welche mit Ausnahme ber Banbelslente, Schneider, 
Kürfchner, Glafer, Fleifcher, Bäder, Poſamentirer, Watten⸗ und Hand⸗ 
ſchuhmacher, ein Handwerk ohne Hülfe von Ehriften ausüben, föllen 
anf 3 Jahre von der Gewerbeſteuer befreit bleiben; 

ec) jüdische Lehrlinge und Gefellen bei chriftlichen Meiſtern follen nach 
breijäßrigem Dienfte bie bezahlte Klaffenfteuer zurüderbalten ; 

d) jedes Kamilienhaupt darf nur ein Gewerbe treiben; 

e) Eoneeifion zum Hantel fol nur in größeren Stäbten unter den Be⸗ 
dingungen ertheilt werben: 

aa) daß fie bie Handelsbücher in Polnifcher oder Deuticher Sprache 
faufmännifch führen, 

bh) daß fie in Hinficht ihrer Tracht und Außern Abzeichen ben feit- 
berigen gefeßlichen Beſtimmungen unterliegen 5 

ec) daß fie Polnifch oder Deutfch Iefen und fchreiben ronnen; 

H Den Aderbau ſollen fie nach Ablauf von 8 Jahren nur mit jühifchem 
Sehnde treiben bürfen, und wenn dies gefchehen, bie Grundſteuer 
für diefen Zeitraum zurüderhalten. Auf ftäptifchen Häufern, welche 
fie erworben, follen die Grundzinsſteuern und Beiträge zu chriſtlichen 
Anftalten hypothekariſch eingetragen werben. Weniger als zwei 
Stuben foll eine jüdiſche Familie nicht bewohnen, und jeber fühifche 
Hanserwerber fol fein Baus felhft bewohnen. 

15. Die Conceſſion zu den Gewerben und Erwerbungen follen bie Regierungen 
ertbeilen, vorher aber die Dominien und Communen mit ihren Erinnerun- 
gen hoͤren. 

16. Juden dürfen bei Chriſten dienen, und ſoll in dem 14, c. erwähnten Falle 
bie dort vorgefchlagene Wegünftigung eintreten. | | 

17. Das Halten chriſtlichen Geſindes, mit Ausnahme ber Haus -Offielanten, iſt 
den Juden unterſagt. 

18. Schuldverſchreibungen von Chriſten, zu Gunſten eines Juden ausgeſtellt, be⸗ 
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dürfen ber Bollziehung vor dem Richter und ber gerichtlichen Befcheinigumg 
bes Empfanges ber Baluta, wibrigenfalld ben Ehriften ber Beweis gegen 
den Inbalt aller, felbft gerichtlicher Urkunden offen flieht, Mehr als lan⸗ 
besüblihe Zinfen zw nehmen, foll den Juden unterfagt fein, 

19, Wegen ber fremben Juden bewendet es bei ben beſtehenden Geſehyen. 

20, Vergehungen gegen bie Beflimmungen sub 4. 9, 11, 12, follen wie bie- 
jentgen behandelt werben, mit welchen ber Verluſt der National⸗Cocarde 
verbunden if. 

21. Rabbiner und Religionslehrer müſſen über bie vollſtändige Kenntniß ber 
Deutfhen und Polnischen Sprache und über ein zweijähriges Studium 
auf einer Univerftät ſich ausweifen, unb fich einer Prüfung unterwerfen. 
Privatlehrer ſollen nicht gebulbet werben, wohl aber Privat-Unterricht burch 
Öffentliche Lehrer. 

22. Jüdiſcher Gottesdienſt und Religions-Unterriäit fol nur in Polniſcher ober 
Deutfcher Sprache gehalten werben. 

23, Rur für den Religiono⸗Unterricht follen befonbere jüßifche Schulen be- 
ſtehen; wegen bes andern Unterrichts folk aber bie jüdiſche Jugend bis 
zum 14. Jahre die chriſtlichen Schulen benchen. 

24, Die Juden-Synagogen follen in Hinficht ber Gemeinbe-Berhältniffe als 
SKorporationen behandelt werben, 

25. Ausfchreibung von Beiträgen darf nur mit Genehmigung ber Regierung 
erfolgen, 


Denkſchrift vom 5. April 1845, 


Die Stände glauben, daß bie Verorbnung vom 1. Juni 1833 ihren Zwed, 
die Hebung ber Juden vorzubereiten, bereits größtentheils erfüllt habe und es 
daher an ber Zeit fet, auf. bem Wege ber allmähligen Cmaneipation weiter fort- 
zugehen. Zur Befeitigung ber am fchmerzlichiten bisher empfunbenen Webel- 
ſtände, ber befchränkten Freizügigkeit und ber Ausfchliegung vom Milttairdienft, 
beantragen fie, und zwar für ben ganzen Staat, bie Einführung bes Edikts von 
1812, nach Beſeitigung aller fpätern Zuſätze, mur mit Weglafung bes auch be- 
gets aufgehobenen, den beſonderen Gerichtsſtand der Berliner Juden betreffen- 
ben 6. 29. beffelben, 

Um aber bem immer lebendiger werbenben edlen Drange eined Theils ber 
fübifchen Bevollerung entgegen zu fommen, unb mit Rüdficht darauf, baß bie 
weſentlichſte Beringung ihrer völligen Emancipation die Aufhebung ihres Se⸗ 
paratismus fei, wünfchen bie Stände, bag Einzelnen, welche entweder 8 Jahr 
lang ebrenbaft im Militair gedient, ober ein Gymnaſium oder eine hößere 
Realfchule befucht und daſelbſt ein gutes Sitien- and Moralitäis-Zeugniß er- 
langt, ober wenigftens 6 Jahre lang mit fübiſchem Gefinde auf eigenem Be⸗ 
ſipthum Landbau getrieben haben, oder durch übereintimmenden Beſchluß ber 
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Nagiſtraͤte und Stadi⸗Verordneten für qualifiziert erachtet werben, in jeber Be⸗ 
Hebung gleiche Rechte mit den Ehriften erhalten. . 

Endlih wird um baldigen Erlaß eines Geſetzes fiber das jüdiſche Eul- 
tnd- und Schulweſen zur Ausführung bes 6, 38, des Edikte vom 11. März 
1812 gebeten, 


VL Provinz Sadfen. 


Sm Jahre 1825. 


Die Sächſiſchen Stande Hagen über ven Abſonderungsgeiſt und die mora⸗ 
liſche Verderbniß der Juden: in unwandelbarer Feſthaltung an der Nationalität 
und dem eigenthümlichen Charakter des Volles lebe der Jude in feharfer Ab- 
fonderung son den Übrigen Lanbesangehörigen, er werbe fogar zur Behauptung 
biefer Stellung burch die Lehren und firengen Regeln feiner Religion ausdrück⸗ 
li angehalten, und hieraus folge das Streben, nur folche Gefchäfte und Ge- 
werbe an betreiben, welche unabhängig von einem fehlen Wohnſitz und ohne bie 
Theilnahme an bürgerlichen Verhältniffen, Gerechtfamen und Pflichten zu be- 
treiben felen, Die Stände verfihern, daß die Juden überall, wo fie fich nie- 
verlaffen, füch fehnell vermehren, bereichern und dem Gewerbe ber Chriften nach 
theilig würben. Inſonderheit aber verfichern fie, baß die Juden ben Ankauf 
son Landgütern zum Gegenſtand ihrer Spehulatton machen, biefe Güter nad 
ber Erwerbung im Einzelnen verkaufen, durch bie hierbei angewendeten Mittel 
aber viele Lanpleute zu Grunde richten. Alle biefe Webelftänve find nach ber 
Meinung der Stände in ben Geſetzen ber Iuben felbft begründet und werben, 
fo lange ſie nicht aufhören, Juden zu fein, fich nicht befeitigen laſſen. Gleich⸗ 
wohl wirb die Einführung des Edikts som 11. Mär; 1812 in ber Provinz, 
jedoch unter folgenden Beſchränkungen und Abänberungen für zuläffig erachtet: 

1. Bon Staats- und Communal⸗Aemtern follen fie unbebingt ausgefchloffen 
bleiben. 

2, Außerhalb ihres Wohnorts, refp. Geburtsort follen fie fi nur mit Ge⸗ 
nehmigung der Orts- und Gemeindebehörben,, ſowie ber Regierung nie- 
berlaffen dürfen. 

3. Der Erwerb ländlicher Grundſtücke fol ihnen nach dem Wunfche ber Ma- 
jorität unbedingt verboten werden. 

Die Minorität wünſcht fie nur von ben Prärogativen ber Rittergüter, 
wenn fie dergleichen erwerben, ausgeſchloſſen. 

4 In den Städten follen fie nur ein Haus erwerben und ein Etabliffe- 
ment errichten dürfen, Die Errichtung von Kommanditen foll ihnen aber 
gänzlich serfagt bleiben, 

5, Das Apothekergewerbe follen fie gar nicht, Schanfgemerbe und Gaftwirth- 
haft aber nur für ihre Glaubensgenoſſen, und nur an folhen Orten be⸗ 
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treiben bürfen, wo mindeſtens ſchon eine derartige, von einem Chriſten 
betriebene Wirthſchaft vorhanden iſt; ſonſt ſollen ihnen alle zünftigen und 
unzünftigen Gewerbe geſtattet ſein. 
6. Der Handel ſoll den Juden auf dem platten Lande gänzlich, 
Der Haufir- und Schacherhandel überall unterfagt werben. 
Ehen zwifchen Juden und Ehriften follen, fofern fie nicht bereits nach dem 
allgemeinen Landrecht für unterfagt zu achten, ausbrüdlich verboten werben. 
9 Als das wefentlichtte Mittel zur Verbeſſerung des Zuſtandes der Juden 
wird bie ihnen aufzulegende Verbindlichkeit betrachtet, ihre Kinder, fofern 
fie nicht befondere Hauslehrer angenommen haben, in die chriftlichen 
Säulen zu fchiden, 
Der Gottesdienſt der Juden ſol in Deutſcher Spracht und am Sontiage 
gehalten werden. 


© ei 
— 


10 


0 


Sitzung vom 19. März 1845. 

Der Landtag hat ſich, mit Ausnahme von 4 Stimmen, gegen die Anträge 
der ſtädtiſchen Behörden zu Magdeburg auf bürgerliche Gleichſtellung der Juden 
mit den Chriſten, event. auf Reviſion der bisherigen Geſetzgebung und Herbei- 
führung einer möglichflen Uebereinfiimmung berfelben in allen Provinzen erflärt, 
weil bie Juden ihres Religion. nach zu ben meiften Staats⸗Aemtern nicht. qua- 
lifieirt feien, insbefondere Feine Eide abnehmen Tönnten ꝛc., weil in praftifcher 
Hinficht die erheblichften Bedenken enigegenflänven, fofern namentlich biejenigen 
Provinzen, in melden bie Juden ſich nicht nieberlaffen dürften, fih ia biefer 
. Hinficht weit beffer befänden als die anderen, in welchen eine folche Beſchrän⸗ 
Kung nicht flattfinde, und die baber nichts weniger als eine Gleichſtellung der 
Juden mit den Ehriften wünſchen: weil ber Separatismus der Juben, welche 
gleihfam einen Staat im Staate bildeten, fernere Zugeſtändniſſe unmög- 
lich made; 

weil eine folhe Maaßregel die nicht wünſchenswerthe Ueberfiepelung ber Su- 
den aus dem benachbarten Ausland zur Folge haben würde, und, weil end- 
lich auch ber erent. Antrag eine mehrere ober mindere Gleichſtellung der 
Juden mit den Chriſten herbeiführen möchte. 


ViII. Provinz Weſtphalen. u 


Im Jahre 1826, 


Die Weftphälifchen Stände find ebenfalls der Anficht, daß bei ber fert- 
tauernden moralifhen MWerberbiheit der Juden, und bei dem unglüdlihen Ein- 
flug, welchen dieſelben auf bie chriftlichen Untertbanen in mehr als einem Theile 
ber Provinz ausübten, ihnen bie faatsbürgerlicden Rechte zu voreilig ertbeilt 
worben, daß fie dazu noch nicht reif und biefe Rechte durch bie Gefepgebung 
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wieder zu beſchränken feien, Weber die Berbarbenheit ber Juden in bortiger 

Provinz, befonders über bie mannigfaltigen betrügerifchen Operationen, durch 

welche fie bie Gelbverlegenheiten des Ranbmannes benuben, um fich auf wohl- 

feile Art in den Befip feines Eigenthums zu feben, verbreitet fich die Darſtellung 
des Landtags⸗Commiſſarius, deren Richtigkeit von den Ständen nicht in Zweifel 
gezogen wird, Um ben Zuftand ber Juden zu verbeffern, halten bie Stände 
eine beffere Einrichtung ihres Kultus und Schulwefens, den Gebraud ber 

Deutſchen Sprache in beiben, bie Anftellung geprüfter, nicht wie zeither auf 

Kündigung angeftellter Lehrer, bie Errichtung eines ans gebildeten Juden zu⸗ 

ſammengeſetzten Conſiſtoriums und bie Einführung geprüfter Schulblicher für 

nothwendig. 

Bei der Autorität der Rabbiner glauben fie, daß es thunlich und rathſam 
fe, den Sabbath auf dem Sonntag zu verlegen und bie übermäßigen jübifchen 
deiertage zu beichränfen, 

Uebrigens fchlagen fie folgende Befchränfungen vor: 

1, Das den Juden unter ber Fremdherrſchaft voreilig eriheilte Staatsbürger⸗ 
recht fol ihnen wieder genommen und fie follen vorläufig nur ale Schub- 
verwandte behandelt werben, 

2, In den nächſten 10 Jahren foll ihnen bie Erwerbung ftäbtifcher ober 

bürgerlicher Grundſtücke unterfagt fein. 

Srüber erworbene ländliche Grundſtücke follen Juden nur befipen, wenn 

fie dieſelben ſelbſt kultiviren, außerdem follen fie ſolche binnen 10 Jahren 

verlaufen. 

4 Großhandel und Haltung eines offenen Labens fol ihnen mur geftattel 
fein, wenn fie ihre Bücher in beutfcher Sprache führen. 

9. Bon mehreren Söhnen eines Vaters fol nur einer fich auf. ben Handel 
legen bürfen. 

6. Die Juden follen Fein chriftlihes Geſinde halten bürfen. 

7, Höhere, als die allgemeinen gefeglichen Zinfen zu nehmen, fol ihnen — 
wenn fie mehr ald 10 pro Cent genommen haben, bei Verluſt ber Forde⸗ 
rung verboten werben, 

8. Klagen aus Forderungen follen nur gültig fein, wenn fie ſich auf Zeugen⸗ 
beweis, gerichtliche ober notarielle Urkunden gründen. 

9. Fremde Juden und Sübinnen follen in ber Provinz nur aufgenommen 
werden, wenn ein einheimifcher Inde fi mit einer auswärtigen Jüdin 
verheirathet und wenn bie Beiehung eines Rabbiner- oder Lehramts bie 
Aufnahme nöthig mad. 

10, Der Aufenthalt fol fremden Juden nur zu größeren Gefchäften, mit Er- 
laubniß ber Regierung, . außerdem zum Biehhandel und auf Sahrmärften 
geftattet werben. _ 

11, Das Wandern ber Juden fol möglicäht exfchwert werben, 


So 
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12. Auf Pfander ſollen fie nur nach dem Regnlativ vom 28. Juni 1026 
leihen bürfen.! 


Denkſchrift som 5. April 1845. 

Die Stande halten ſich überzeugt, daß mit dem Steigen bes Preiſes ber 
Bodenerzeuguiffe und bush die Wohlthaten der Paderborner Tilgungs⸗Kaſſe ein 
Hauptgrund ber Allerhöchften Orbre som 20, September 1836 wegen Beſeiti⸗ 
gung ber in den Kreifen Paderbern, Büren, Warburg und Höster aus bes 
Anſiedelung ber Inden auf dem platien Lande und deren Verkehr mit ben Land⸗ 
bewohnern bäuerlichen Standes entiprungenen Mißnerhältniffe aufgehört babe, 
daß ein Fortbeftehen dieſes Gefepes auf ben Erebit und das Ehrgefühl ber Ju⸗ 
den nachtheilig wirke, und nur ben chriklichen Wucherern mehr Gelegenheit zu 
“ihrem wucherlicden Berlehr barbiete. Sie geben beshalb ber Erwägung an- 
beim, ob nicht die Gründe jener Allerhöchften Ordre dergeſtalt aufgehört haben 
möchten, daß bie Aufhebung berfelben gerechtfertigt erfcheine. 


VIIL Rheins Brovinz. 


Im Jahre 1826, 


Auch die Rheiniſchen Stände find in ihrer Mehrheit darin einverſtanden, 
daß den Juben das Staatsbürgerrecht nicht ohne Beichränkung zu ertbeilen, 
und daß es nothwendig fei, bie chriſtlichen Einwohner, beſonders die Landleute 
(wie der Landtags⸗Kommiſſarius bemerkt) gegen bie Kniffe und Raͤnke berfel- 
ben in. Schub zu nehmen, 

Sie. fehlagen vor: 

1, Die Iuden einem General- Sanhebrin unterzuorbnen, yon biefem eine 
Derlaration ber jüdiſchen Glaubensichren Über bie Pflichten gegen die 
Obrigkeit und chriftlichen Mitbürger zu erfordern, biefe Dann ben Rabbi- 
nern und Judenlehrern als verbindliche Norm vorzufcreiben, danach 
Lehrbücher in Deutfcher Sprache anfertigen und ben Unterricht in bieler 
Sprache eribeilen zu laſſen, 

2, ein von bem Ober⸗Praͤſidium erlaffenes Schul-Reglement, nach welchen 
bie Juden entweber regelmäßig eingerichtete Schulen halten ober ihre 
Kinder in chriſtliche Säulen fenden follen, zu befätigen, 

8. bie oſtſeits des Rheins vorhandenen Juden ben weſtſeits vorhandenen 

. glei zu flellen, 

4, bie weſenilichſten Befchränkungen ber Juden, welde das Derret som I. 
März 1808 vorfchreibt, mit ber weiterhin sub 10 erwähnten Mobiffation 
für bie Juden ber ganzen Provinz verbinplich zu erklären. 
ben Juden das Staats⸗ und Gemeinbärgerrecht, mit welchem bie teber- 
nahme yon Stants- und Gemeinde⸗Aemtern verbunden if, zu verſagen, 
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und fie blos als Schußverwandte in ben Gemeinden zuzulaflen, vorbehali⸗ 
lich der Befugnig, Bormünder über Drinverjährige ihres Glaubeus zu 
werben, 


. ihnen ben Gebraud ber Deutfhen Sprache bei Führung der Hanbels- 


bücher, bei Abfaffung von Werträgen zc. und Deutfcher ober Lateiniſcher 
Schriftzüge bei ihrer Namensunterfchrift, zur Pflicht zu machen, 


. ihnen die Führung befkimmter Familien⸗NRamen — mit Ausfchluß ber 


Ramen befannter Familien — aufzulegen, 


. ihren Hauſirhandel dahin zu befchränten, daß fie Feinen Kredit dabei 


geben dürfen, und aus einer Schuld biefer Art gerichtliche Klage nicht 
zu geſtatten, 


. biefe Befchräntungen vorläufig auf 10 Jahre ſeſtzuſetzen. 


In Betreff der Artikel 7. und 8. des Decrets vom 17. März 1808, 
welche vorſchreiben, daß jeber Zube, welcher Handel irgenb eluer Art 
treiben wi, dazu vom Präferten ein Patent löfen muß, welches nur nach 
Belbringung von Zengniffen feiner Rechtlichkeit auszuſtellen unb jebes 
Jahr zu erneuern if, erflärten ſich 
46 Mitglieder der Stände - Berfammlung gegen 32 für die Aufhebung 
dieſer Vorſchrift. Für ben Fall aber, wenn bie gänzliche Aufhebung nicht 
erfolge, fchlug die Berfammlung vor: 

daß venjenigen Juden bes linken Rhein-Ufers, welche zehn Jahre 

lang im Beſitze des Patents geweien, und jeht ein Zeugniß vorn 4 

der Mitglicber des Municipalraths über ihre Rechtlichkeit beibringen, 

die fernere Löfung des Patents erlaffen, denjenigen Haudelslenten 
auf ber rechten Rheinſeite aber, welche ebenfalls durch ein ber- 

Gleichen Zeugniß fich Tegitimiren, die Löfung bes Patents nicht auf- 

gelegt werben ſolle. 


Denkſchrift vom 28. März 186. 
Die Stände beantragen mit Rüdficht auf hie güufligen Erfolge, welche bie 


Verleihung gleicher politifcher und bürgerlicher Rechte mit den übrigen Untertha⸗ 
nen für bie Juden in Frankreich, Belgien, ben Niederlanden und Rorb-Amerila 
gehabt, mit Rüdficht ferner auf die Hemmungen, welche durch bie jebigen Be⸗ 
ſchränkungen ihrer geifigen und fittlichen Vervolllommnung auf gefepliche Weile 
entgegenfiehen, und auf das chriftlicde Gebot allgemeiner Nächkenliebe: 


bie befinitige Aufhebung bes Rapoleonifchen Decrets vom 17. Mär 
1808 unb 

bie Gleichſtellung ber Juden mit ben Ehriken in ben bürgerlichen 
und politifchen Rechten. 


— 
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Buͤrgerrecht 
———— 


Staatsbürgers 
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Zamilien fol 
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Berheirathung Slaubwürbigfeit 
Bemerbebetrich.| Mbgaben. |Staatos@enehs| Wertrane |, Griumimale u.| Bemerkungen. 
ir —*8 fühigfeit. Gisilfachen. 
kn. 
Alzemeinen Es beſtehtt ein| Kein Jude Edict Kaifer 
bie Jus| Abf d. | getrant en — Franz Il. vom 
wi ten Ghrisieber fonflige] bevor er ein Attek darüber bei- 3. Anguſt 1797. 
ha gleich, mar| beiondere Ab⸗ bringt, Daß ex Unterricht in der Nach 8.51. deſſel⸗ 
R ihnen die] gaben erhellt] beutichen Sprache erhalten hat. ben follen bie: 
Bahtung von| michte, Außerdem iſt die Genehmigung jenigen Juden, 
Einnfhäufern der Landesſtelle erforderlich, und welche entweber 
wi dem Lande diefe wird bei Lebzeiten des Ba: fi freiwillig 
ſenchl, ale in ter& nur dem erfigebornen Sohne, dem Riilitaix⸗ 
Ehbt ums font nur ertheilt, wenn die ge⸗ ande wibmen, 
agt; im ber fegliche Zahl der Juden micht ober fi felbft 
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jtdech has ein Alter von reſp. 22 und 18 ban beſchafti⸗ 
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u Berichtes gung nur, wenn fie 5,000 Gul⸗ gleichgeftellt 
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teral,Genepmigung er: 
ich. 


Mg Gewerbe fünnen fle be: 
Wen, auch das Meifter- und 
Wingsrecht erwerben, jedoch 
I ibifhe Lehrlinge halten. 
zahl der Meifter foll aber 
Wr im Verhaͤltniß ber jübi- 
kam chriflichen Bevoͤlke⸗ 
B fhen. Auch dürfen Ju⸗ 
i, die ein zünftiges, mit ber 
Rn Berfertigung von Waa⸗ 
Iurbundenes Gewerbe betrei- 
‚mit andern als eigen gefer- 
Waaren nicht Handeln. 
7 G. v. 16. Auguft 
1838 


| 
hd. erläuternde Verordnung. 


in beſonderer 


Heiraths⸗Con⸗ 
ſens iſt nur noch 
erforderlich, 

wenn ein In⸗ 
länder im Aus⸗ 
fande eine auss 
ländifche Jüdin 


ohne 
MinifterialsGe: 
nehmigung uns 
gültig. Zu 

Gültigfeit der 
Che gehört fer: 
ner, daß fie vor 
dem vom Staate 
beftellten Obers 
Rabbiner ge: 
fchloffen wors 
den, und diefer 
darf die relis 
giöfe Weihe erft 
dann ertheilen, 
wenn nachges 
tiefen if, daß 
beide Theile Ins 
länder find, oder 
falld der Braͤu⸗ 
tigam ein Aus⸗ 
laͤnder, ſofern 
die Zuſtimmung 
der auswaͤrti⸗ 
gen Behörden 
zu der Heirath 
und Aufnahme 
ber Chefrau bei⸗ 
gebracht wor⸗ 
den. Jüuͤdiſche 
Maͤnner duͤrfen 
vor vollendetem 
nah en 
nicht heirathen. 
G.v. 16.Ag. 1838 
8.1.3. v. 6. 

Mai 1839. 


| 


Die früheren Bes 
ſchraͤnkungen 
des Mandats v. 
1. Aug. 1811 
wegen der Wech⸗ 
ſel und Schuld⸗ 
Verſchreibun⸗ 

en, und der 
eſſtons⸗Ur⸗ 
kunden der Ju⸗ 
den zur Verhüs 
tung von Wu⸗ 
chergefchäften, 
Mind aufgehos 
n 


en. 
Gef. v. 13. Febr. 
1840, 


nme || — — — — — — — ——— | —— — — — 


Staats: un. Ge⸗ 
meinde: 
Bürgerrecht 


Nieberlafiung). | 


Das früher be: 
ftandene Schutz⸗ 
verhaͤltniß iſt 
aufgehoben, je⸗ 
doch ſind die 
Juden von den 
politiſchen Rech⸗ 
ten ſowohl in 


Staats: 


Korporationen. |und nemeinbe: 





Es beſtehen be: 
ſondere Syna⸗ 
gogen⸗Gemein⸗ 


den. 

Uebrigeos gehö- 
ren die Juden 
den Gemeinden 
ihres Wohn⸗ 


Beziehung auf| oris an. 
den Staat als 89. 8. 
die Gemeinde 49. 70 

ausgefchloffen ; | —— 
im Webrigen koͤnnen fie, jedoch 
mit Ausnahme der Schacher: 
Iuben, das Bürgerrecht erwer: 


en. 

Zur ſelbſtſtaͤndigen Beſetzung if 
obrigfeitliche Erlaubniß nad, zus 
vor gehörten Einwendungen der 
Gommune erforderlich, wobei der 
Nachweis über genügende Sub: 
fiftenzmittel, bisherige Unbefchol- 
ienheit, Volljährigkeit und Beſitz 
des Wohnrechts an dem Orte 
erforderlich if. Ausländifchen 
Juden wird nur ausnahmeweife 
mit Minifterial:Genehmigung die 
Mieberlaflung geflattet. 

8. 5—13. 52. 64. 71. 
Geſ. v. 30. Sept. 1842. 





35. 48. 


emter. 











Hiervon find fie 
ausgeſchloſſen. 


Dienſt im 


ſtehenden Heere. 


des Wohnortes 
innerhalb des 
Konigreiche if 
an die Geneh⸗ 
migung der Res 
gierung gebun⸗ 
dem. 


8. 83. 


6. 


| 
— — — 


Erwerb von) 
Grundſtuͤden. 








kiverbebetrieh. 


paxover, 


hin Allgemeis „ 
m mie 
Ärinft ;_ zum 
Yailhandel, | eee — 
uh. zum Handel, welcher nicht 
n Großhandel, Handwerkskram, 
Brrtuf eigener Gewerbs: Er 
mie oder Ländlicher Pro⸗ 
ade, ncch in der Viehzucht bes 
kit, wird in der Regel von 
rehreren Göhnen eines Juben 
wm Einer zugelaffen, auch bürs 
Rdie an einem Orte beflnb- 
Ken jüdiſchen Detailhandlun⸗ 
a der Regel nach nicht, jeden⸗ 
M nur nad Anhörung ber 
amune, vermehrt werden. 
Mm Nothhandel, d. h. Trödel⸗ 
nl, Ausleihen kleiner Geld⸗ 
m auf Pfaͤnder oder gegen 
diheift, und das Haufiren 
nur ausnahmsweiſe folchen 
tt, welche ihren Unterhalt 
M andere Urt nicht gewinnen 
hun. Eine Vermehrung ber 
bihtaͤndler an einem Orte fin- 
taie hatt. Much bürfen bie 
Biken Nothhaͤndler nur ei- 
er Gehuͤlfen, umb auch biefen 
Li obrigkeitlicher Erlaubniß 


98. 51-70. 


— 9 — 
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Berbeirathung 
(Staats⸗Geneh⸗ 
ed Che 


mit Chriſten. 


Zur Berhei⸗ 
rathung eines 
Suden iſt ber 
Traufchein der 
Ortsobrigfeit 
erforderlich, u. 
wied derſelbe 
nicht vor ber 
Zuſtimmung zur 
ſelbſtftaͤndigen 
Beſetzung er⸗ 
theilt. Jede 
he ohne dieſen 
Trauſchein iſt 
nichtig, u. deren 
Eingehung zieht 


außer dem Ber-| Ge 


luſte des Rechte 
auf ſelbſtſtaͤn⸗ 


10. 


Vertrags⸗ 
fähigfeit. 


In bebräifcher 


Sprache oder 


Schrift une 
ober geführte 
Handlungsbuͤ⸗ 
cher haben für 


Se dergleichen 
n. 
88. 2. 63. 


dige Befegung, andy Strafe nach 
Ah. Die Heirath mit einer aus» 


länbifchen Fübin ift zwar erlaubt, 
jedoch für den Fall, wenn bie 
Jüpin Kinder bat, an bie wur 
ausnahmsweiſe zu ertheilende Mi⸗ 
niſterial⸗Genehmigung — 
falls die Kinder das Wohnrecht 
der Mutter noch theilen, und eine 
Defcheinigung der fremden Orte: 
Obrigkeit daruͤber fehlt, daß bie 
Kinder in ihrer Heimath jeber- 

1 wieder aufgenommen werben 
ollen. 


Nothhaͤndler werden vor zurückge⸗ 


legtem 30. Lebensjahre zum Heis 
raißen nicht sugelaflen. 
86. 15—18. 67. 72. 


— — 





11. 12. 
Glaubwuͤrdigkeit 
in Criminal⸗ u.) Bemerkungen. 
Civilſachen. 
„ Das Geſetz vom 
30. —2 
1842 ordnet im 
Algemeinendie 
Rechtoverhaͤlt⸗ 
niſſe der Juden. 


1. 


Staats: u. Ge: 
meinde- 
Bürgerrecht 


(Niederlafung). ! 


Staats: 


Korporationen. Jund Gemeinde: 


Aemter. 


Dienſt im 
ſtehenden Heere. 





Freizugigkeit. 


b. 


Erwerb von 
Grundſtücke 





Sie genießen im|&s iſt die Anle⸗ Bon Staatsims 


Allgemeinen die 
Rechte Mür: 
tembergifcher 
Staats » Unter: 
thanen. . Aue: 
ländifche Juden 
werden in das 
Staatsbürger: 
recht nur auf: 
genommen, 
wenn fie zuvor 
von einer Ge: 
meinbe die frei- 
willige Zufiche: 
rung des Orts: 
Bürgerrechts 
erhalten haben. 
Aufnahme in 
das Bürgerrecht 
erhalten fie jes 
doch erſt, wenn 
fie den Feldbau 
oder ein Hand: 
werfwenigftens 
10 Jahre lang 
felftftändig be: 
trieben Haben, 
während fie zu⸗ 
naͤchſt nur das 
Beifigrecht in 
der Gemeinde 
erlangen. 
Schacherjuden 
find von der 
Ausübung des 
Gemeindebürs 
gerrechts und 


ungbefonberer| terufind flenicht 
olonien mit| ausgefchlofien. 
eigener Mars 
fung und Bemeinveverfaflung ge- 
ftattet, fonft bilden fie nur Euf- 
tusgemeinden, und muß jeber 
Jude einer folchen angehören. 
An der Spibe derfelben ſteht ein 
Vorſteher⸗ Amt, aus dem Rab: 
biner und 3 bis 5 Beiflgern ge- 
bildet. Die Vorſteher werben 
von der Gemeinde gewählt, müf 
fen die Wahl auf 2 Jahre an- 
nehmen, werden vom Polizei⸗ 
Amt beflätigt umb. verpflichtet. 
Sie forgen für den ‚öffentlichen 
Gottesdienſt, die Kirchenzucht, 
die Armen⸗ und Vermoͤgens⸗An⸗ 
gelegenheiten. Die Armenpflege 
liegt den Cultusgemeinden ob, 
und wenn dieſe folche durchaus 
nicht beftreiten koͤnnen, werben 
3 der Roften auf die bürgerliche 
Gemeinde übertragen, Für bie 
befonderen Kirchen, Schuls und 
Armenbedürfnifie der Juden bes 
fteßt ein Central- und ein Lo⸗ 
kalfonds für jeve Gemeinde; je⸗ 
der felbftftändige Jude zahlt 6, 
jede Wittwe 3 Il. zu demfelben. 
66. 20. 21. 58. 59. 





Berorbn. vom 27. October 1831. 





namentlich von den Gemeinde: 


nubungen ausgeſchloſſen; 


auch 


wird ihnen bie Anfäßigmachung 
erft nach zurückgelegtem 3öften 
Lebensjahre verftattet; auswär- 
tige Schacherjuden erhalten nies 
mals das Staatsbürgerrecht. 
$6. 1. 10. 12. 15. 17. 32, 
Gef. v. 25. Aprit 1828. 


Findet ſtatt; wer 
nach überſtan⸗ 
dener akademi⸗ 


Betreff der Re⸗ 
crutirungs⸗ 

pflicht einem 
Zoͤgling des 
evangeliſchen 
oder Fathalis 
ſchen Eomvichs 
gleich. DemJu⸗ 
den, melcher bis 
zur Aushebung 
in feine Altexs; 
Hafle weber ein 
orbentliches&es 
werbe .erlernt, 
noch fi den 
Wiſſenſchaften 
gewidmet und 
die akademiſche 
Vorpruͤfung 

überftanben hat, 
Reh, falle ihn 

e 


Recht. gu, einen 
ei apmann zu 


ftellen. 
6. 1. 22. 23. 


IV. 
Jeder Gemeinde |ÜUnbefchränft, 


iitgeftattet, Ju⸗ 
den aufzuneh: 
men; ſie iſt dazu 
verpflichtet, 

wenn der Jude, 
abgejehen von 
den allgemei- 
nen Erforder⸗ 
aiffen, auf jede 
Ad von Schar 
cherhandel ver⸗ 
Achtet, ſich vom 
Feldbau oder 
einem Hand⸗ 
werke zu ernaͤh⸗ 
ren gedenkt, u. 


fich dazu wenig⸗ 


ſtens 10 Jahr 
ausgebildet hat. 
Sonſt wird er 
auf den Feld⸗ 
bau nur aufge⸗ 
nommen, wenn 
er ſo viele Gü⸗ 
ter in der Feld⸗ 
mark erwirbt, 
als zur Ernaͤh⸗ 
rung einer Gas 


milie erforberrj 
lich. 
Bei Biden, 


Fleifchern und 


witihſchafie 


Königre 


doch ruhen! 
tronat, Ge 
richtsbarkein 
u. Polizeired 
während al 
hiermit verb 
denen Lail 
auch ferner 
leiftet wer 
müflen. Sm 
zum Wiee 
verkauf it — 
boten, dahe 
müſſen die J 
den das erfan 
Gut 3 Ja 
lang jelbt i 


ben, bever 
es wieder N 
kaufen oder Y 
pachten Dürf 
Ausnahmen] 
den nur 1 
Bewilligung! 
Regiermg, | 
wie ‚bei den 
Wege der Ci 
haſtation 

worbenen 

tern ſtatt. 

88. 27. 








Schneidernderf| Berordn. v 
auch das Ge:| October 1 


werbe nicht 
überfegt fein. 


Vom Auslande 


eingewanberte 
Juden Fönnen 
nie die unfrei⸗ 
willige Auf⸗ 
nahme in eine 
Gemeinde ver: 
langen. 

88. 13. 14. 


Bewerbebetrieb.|_ Abgaben. | 


Birtemberg. 


| 
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Verheirathung 
(Staats⸗Geneh⸗ 


migung) Che 
mit Chriſten. 


10. 


Vertrags⸗ 
faͤhigkeit. 


11. 


Glaubwurdigkeit 
in Griminals m. 


Civilſachen. 


In Algemeinen / Beſondere Abga⸗ Zur Verheira⸗ Juden, die nicht Bei den Juden, 


mieihränft,fes] ben kommen 
deh ſoll Die) nicht mehr vor. 
dahl der fübis]) 88. 1. 12. 
hen znftigen... — 
Diailhandlungen in keiner Bes 
side ohne Zuſtimmung des 
Gewinderaths vermehrt werben ; 
Ruflige Handwerker bürfen frem⸗ 
be Fabrifate ihres Gewerbes nur, 
R lange fe das Handwerk felbft 
tmiben, verkaufen; ein Ding: 
lches Wirthfchaftsrecht und eine 
thfe kann ein Jude nur an 
hlden Orten erwerben, in wel⸗ 
den zuvor ſchon Juden anfäffig 
d, ımb wenn am demfelben ein 
Ornerbe gleicher Art von einem 
Briten betrieben wird 
—* tn die Bünfte if 
körs-Borficher und Berirke: 
wur follen auf jede Weife, 

Grmahmung der Eltern und 
Sminder, Aufiuchung von Lehr: 
“iin, Bildung von Unter: 
unge: Bereinen u. f. f. dahin 
ie, daß die ifraelitifchen Kna⸗ 
vom 14. Jahre ab orbent- 

Gewerbe erlernen, mit Aus: 
uß des Hauſir⸗ und Trödel: 
mdels, Leihens auf Fauftpfän- 
K, Mädlerei jeder Art, außer 
tan der Jude obrigfeitlich da⸗ 
thefellt iſ, und bes ſ. g. Vieh: 
atellens. Juden, die unter dem 
el des Feldbaus oder eines 
andwerls in eine Gemeinde 
berfedelt find, wird die zur 
uslbung des Schachers im Um⸗ 
Hiehen erforderliche Erlaubniß 
ie eriheilt. 

88. 29. 30. 31. 36. 
19. der Vollz. Inſtruct. vom 

14. Juni 1828. 


| 


dung il die] den 


tlaubnig bes 
Bertrk s Amts 
erforderlich, u. 
barf die Trau⸗ 
ung nur durch 
den competen⸗ 
ten Rabbiner 


jubden dürfen erſt 
nach vollende⸗ 
tem 35. Lebens: 


DE 


vollen Ge⸗ 
nuß des Buͤr⸗ 
gerrechts haben, 
und nicht durch 
ordentlichen Er⸗ 
werb unter 

gänzlicher Ber: 
zichtleiftung auf 
den Schacher 


ihre Nahrung 


vorangeganges 
nes Anerfennt- 
niß  berfelben, 
feinen Beweis 
führen, fie und 
ihre Rechtsnach⸗ 


folger muͤſſen 


vielmehr ander⸗ 
weit nachwei⸗ 
ſen, daß der 
Schuldner die 
Summe der 
Forderung wirk⸗ 
lich und voll⸗ 
ſtaͤndig erhalten 
habe. 
$. 34. 


melche fich we: 
der den Wiſſen⸗ 
fchaften, noch 
dem Feldbau, 
noch fonfteinem 
ordentlichen Ge⸗ 
werbe gewid⸗ 
me en, 

bleibt die Be⸗ 
urtheilung ber 
Glanbwuͤrdig⸗ 

keit ihres Zeug⸗ 
niſſes dem Ge⸗ 


12. 


Bemerkungen. 


Das Gefek vom 
25. April 1828 
ordnet die Ders 
haͤltniſſe der Ju⸗ 
den im Allge⸗ 
meinen. 


at vorbehal-| 


en: 
88. 5. 35. 


Im Uebrigen 


aben jübifche 

eugniffe volle 
Glaubwuͤrdig⸗ 
keit. 


14* 


— — — — — —— — — 





4, 


Staates u. Ge 
meinde: 
Bürgerrecht 
(Niederlaffung). 


Im Rheinkreiſe 
haben fie mit 
den Chriſten 
greiche bürger: 
iche Rechte bie 
auf Diejenigen 
Befchränfungen 
welche das 
Franz. Derret 
vom 17. März 
1808 enthält. 
In den übrigen 
Landestheilen 
muͤſſen fie, um 
das Indigenat 
’ erhalten, in 
ie Juden⸗Ma⸗ 
trifel eingetra- 
gen werden, u. 
zu biefem Be; 
Huf ihre bishes 


rige Aufnahme: 


Urkunde vorle: 


gen, feite Fa⸗ 
milierımamen 

annehmen, und 
ben Unterthas 
neneid ableis 
ften; thun fie 
Dies nicht, fo 
werden fie als 
fremde Suben 
behandelt. Gin: 


Niederlaffung 

fremder Juden 
ift durchaus vers 
boten; auch foll 


die Zahl der Iubenfamilien an ben Orten, wo fle vorhanden, nicht vermehrt werben. Ani 


2 





Goltasgemein Hierzu find ſie Beſteht, und ſin 


mit der Terris 
torial » Einthets 
lung übereins 
flimmenden Be: 
aut mindeſtens 
0 Familien 

wohnen; auch 
iſt das juͤdiſche 
—— 

en ausfchließ- 
Kich dem jũdi⸗ 
ſchen Cultus 

uüͤberlaſſen, und 
wird durch den 


Staats⸗ 


\ Korporationen. und Gemeinde⸗ 


Aemter. 


der Landraͤthe, 
und den Stellen 
der Landes⸗Ab⸗ 
geordneten. Zu 
den Gemeinde⸗ 
Aemtern find 
ſie activ und 
paſſiv wahlfaͤ⸗ 
hig, außer wenn 


‚fie Nothhandel 


treiben. 
Verf. Urkunde 


Rabbiner und Tit. IV. 88. 5. 1. 


zwei von der 
Gemeinde er⸗ 
wählte Mitglie⸗ 
der verwaltet; 
fonft beſtehen 
feine Corpora⸗ 
tionen; die 

früher vorhan⸗ 
denen find auf: 
elöft und bie 


zit. v1. $. 12. 
Berorbn. v. 20. 
Anguft 1818 
$. 10. 
Gemeinde: 
Wahlordn. vom 
5. Anguſ 1818 
Art. 3.7.10. 


orporationsſchulden unter die 
Bezirke, welche bisher die Cor⸗ 


poration 


ebildet Haben, mit völ- 


liger Sicherftellung ber Glaͤubi⸗ 
ger veriheilt worben. - 
wanderung und| Edit von 1813 88. 21. 24. 31. 


Dieuft im 
ftehenden Heere. 


d 
ch alle 
offen; 
Landwehr find 
fie an ihren ho⸗ 
ben Feſt⸗ und 
Feiertagen von 
Baroven ut, 
übung 
Bafenütung 
befreit, bei fonft 
wichtigen 
Dienftleiftuns 
gen findet zwar 
ei ihnen feine 
Ausnahme ftatt, 
fie können ſich 
aber durch An⸗ 
dere, welche v. 
Dienſt frei ſind, 
mittelſt Ueber⸗ 
einkunft vertre⸗ 
ten laſſen. 
Verf. Urkd. Tit. 
IV. 88. 5. 12. 
Tit. X. $. 1. 
Berordn. v. 15. 
Suli 1816. 


5. b. 


Freizagigkeit. 


SE ſollen über Iſt im 


licher Rechte. Zum Wiede 


pa 
Shift von 1813 88. 16. 


Erwerb ug 
Srundfür 



















V. J 


VIIXV 


die feſtgeſetzte nen geſtattt 
I feine Ju⸗doch iſt 
den zugelaſſen 
werden. Im 
Rheinkreiſe gilt 
die Beſchraͤn⸗ Grünt 
fung des it. 
III. des Fra 
Deerets vom 17. 
Maͤrz 1808. 
werbgutst 


fauf bürfen fie Immobilie 
bei öffentlichen Verſteigert 
ober im Concurs erwerben. 
bee Reſidenz bürfen fe O0 
ſtets nur mit landesherrliqhe 
nehmigung kaufen. Ihte d 
konnen ſie durch ſüdiſche 
chriſtliche Dienſtboten, mit 
dirch auswärtige Juden 1 
laſſen. Sie dürfen Yell 

chten, nicht aber verpäd 


mahung über biefe Zahl Hinaus an Orten, wo Juden find, ober Anfäßigmachung am Orten, 
n 


noch Fe 


e Juden find, erforbert Ianbesherrliche Genehmigung, und fol 
von Babrifen oder großen Handelsunternehmungen, kei Crgreifung eines 


wird nur bei Grrilt 
andwerfs unter Grlany 


des Meifterrechts, beim Ankauf eines zur Ernährung der Familie Hinreichenden und zur eigene! 


Verf. Urkd. Tit. IV. 8. 2. 


arbeitung beitimmten Gutes ertheilt. Statt der Schupbriefe erhalten die Juden Auszüge ai! 
Matrikel. Die Wittwe eines immatrifulirten Juden feßt den Schup ihres Mannes fort. Die: 
den, die das Indigenat haben, genießen die allgemeinen bürgerlichen Rechte. 

Erift vom 10. Juni 1813 98. 1.2. 7— 13. 
Derorbuung vom 23. April 1814. 


1. 8 9 10. 1 12 
— — ——— ———— — —— me Te 7 ———————— — — — — — — — — — 
Pe Vertrags Slanbwürbigfeit 
. aalss z 40: _: z , , 
hmerbebetrieh. | Mögaben. migung) Che fäfigfeit. in Criminal: u.| Bemerkungen 


Iieen, 


B.mit Ans-|Befondere Ab: 


mime der 
auereien, 


t:u.Gafte | Verf. Urkd. Tit. 


Tode der 
Berklichenen 
e, oder 


Ren ihrer Fa⸗ 
Imglieder 

e Zortfekung 
u Erlan⸗ 

ng anderer 

Rbfifengmits 

| geftattet. 

Üt yon 1813 

b. 15. 18. 
19. 20. 

ı Rheinfreife 

Ü das Deeret 

1808, 


mit Chriften. 


Zur Verbeiea-|Im Rheinkreiſe 
thung el, gilt noch das 


enehmigung 
erforberfich tel; 
che dem Juden 
beim Nachweis, 
daß bie bes 
flimmte3ahlder 
Juden an dem 
betreffenben 
Orte nicht übers 
ſchritten wir, 
und daß er mit 
Ausichluß des 
Schacherhan⸗ 
dels einen or⸗ 
dentlichen, zur 
Erhaltung bi 
nerFamilie aus⸗ 
reichenden Er⸗ 
werb habe, er⸗ 
theilt wird. 


franzoͤſiſche De: 
cret vom 17. 
Maͤrz 1808. 


here als lan⸗ 
desübliche Bin; 
fen zu uchnen, 
ingleichen das 
Verbot der Gef: 
fion einer For⸗ 
derung ameinen 
Chriften, Bei 
hypothekari⸗ 

ſchen Forderun⸗ 
gen aufgehoben. 


if Die Befugniß 
ber Inden, bi 


Gef. v. 1. Imi 


1822 $. 53, 


. v. 1813 Geſ. v. 11. Sep 


8$. 12. 14. 
Berorbn. v. 17. 
April 1814. 


- 
— — — — — — 
— — — — — — — — 


tember 1825 


— — — — —— — — 
— — — — — — — 


Civilſachen. 


Urkunde aus⸗ 
gelbrocenen 
leichbeit der 
ftaatsbürgerlis 
chen Rechte der 
Juden barf an: 
genommen wers 
den, daß ben 
jüdifchen Zeug- 
niffen volle 
Slaubwürbigs 
feit zuſteht. 


een — — — — —— — 
—— 


Rach der in der Das CEdiet 
Verfaſſuugs⸗ 


Marimilian 
Joſephs vom 
10, Zuni 1813 
orbnet die Ver⸗ 
haͤltniſſe der Zu: 
den allgemein. 


1. 


EDER 
— — tn — — — — 
— —  | —— —— 


Staats⸗ u. Ge: 
meinde= 
Bürgerrecht 
(Niederlaffung). 


Korporationen. 


Den Juden iſt Es beſtehen Ge: 


das Staatsbuͤr⸗ 
5 ver⸗ 
iehen, dagegen 
bedarf es an 
Ein wo fie 
bisher nicht was 
ren, ber Gin 
willigung ber 
Ortsgemeinde 
und befonderer 
Iandesherrlicher 
Erlaubniß zu 
reräufnahme. 
ie find auch 
in den Gemein: 
den nicht Ge⸗ 
meindes, fondern 
nur Schugbürs 


ger. 
Juden, bie ſich 
vom Nothhan⸗ 
del ernaͤhren, 
ſollen gar nicht 
mehr zugelaſſen 
werden. 


meinden für 
bie religiöfen, 
Schuls u. Ar 
men = Angele: 
enheiten. Die 
üheren Ge: 
meindefchulden 
bleiben für jebe 
anfing 
nftig vıgen es 
doch alle Sprens 
gel eines gan: 
en Bezirks für 
ie Cultus⸗Be⸗ 
duͤrfniſſe. 
In allen übrigen 
bürgerlichen 
Berhältnifien 
bilden fie mit 
ben chriftlichen 
Buͤrgern bes 
Orts eine uns 
zertrennte Ge: 
meine. 
Verord. vom 13. 


Conſt. Eh. vom| Januar 1809 


4. Sunt 1808 
8. 19. 
Verordn. v. 13. 


Jan. 1808. $$. 
18—20. 


Berord. vom 4. 
Mai 1812. 


$$.2.4.9. 


und Gemeinde: 
Aemter. 


Dienſt im 
ſtehenden Herre. 


Nach $. 9. der Beſteht. 
Verf. Urkunde Geſ. v. 13. Seh Rimmung , daß 





Freizügigkeit. 


b. 





Erwerb von 
Grundfüden 


VL Grofherzogthl 
Bis anf bie Bes Inter 


haben alleeiner| 1808 $. 8 an Orten, wo 
der 3 chriſtli⸗ Geſetz vom 15.| Inden bisher 
chen Confefflo-| März 1808. | nicht verhanden 
nen angehöri- waren, zu ihrer 
gen Staatsbür⸗ Niederlaffung 
ger zu allen Ci⸗ die Gimwillis 
vils und Mili: gung der Orts: 
tatr -Stellen u. emeinde und 
Kirchenämtern andesherrliche 
gleiche Ans Genehmigung 
fprüche. Die erforderlich. ift, 
Juden find nach findet Feine 
$. 37. der Ber: Beichränfung 
faflımg$ -» Ur- Statt. 

funde vu der 

Stelle eines Re⸗ 

praͤſentanten 


nicht wählbar, 
haben aber ac: 
tives Wahlrecht. 
Gemeindeaͤmter 
koͤnnen ſie be⸗ 
kleiden, wenn 
ihnen das Ge⸗ 
meindebürger⸗ 
recht beſonders 
giehen iſt. 
Nach der Ge: 
meinde = Orb: 
nung find zu 
den Stellen 
eines Bürgers 
meiſters ober 
Gemeinde: 
rathes alle Ges 
meinbebürger 
chriftficher Re: 
ligion wählbar, 

















— 45 — 


— — — 10. 11. 12. 

| , FH — Vertragẽ⸗ Glaubwuͤrdigkeit 

ewerbebefrieb.| Abgaben. migung) Ehe faͤhigkeit. in Cuiwina u. Bemerkungen. 
mit Chriſten. ivilſachen. 





Allgemeinen Die beſondern Siaats⸗-SGeneh⸗ Unbefcheäntt. Unbeſchraͤnkt. Nach den oben 
ibeſchraͤnkt, jes| Abgaben der | migung iſt nicht 8.25. 8. 20. | aus ber Berf. 
ch wird Die) Juden find auf-| erforderlich. Urkunden. Ges 
laubnig zum) gehoben. Berordunng vom meinde - Orb» 


leihhandel nur Geſetz vom 14.| 13. Ian. 1809 nung angeführ- 


ı den felten:| Mai 1828, $. 23. ten Beſtimmun⸗ 
en Faͤllen er: gen iſt anzus 
eilt, wenn ber nehmen, baßbie 
etreffende Jude Juden weder zu 
ch ſonſt nicht Staatsaͤmtern, 
iglihernähren I noch zu ber 
ann. Stelle eines 

eiordn v. 13. Gemeinderaths 
annar 1809 oder Buͤrger⸗ 

8. 15—22. meiſters geſetz⸗ 
m Nothhandel lich Zutritt has 
ird gerechnet: ben. 

auſir⸗ Trödel: 

Leihhandel, 

bh und au⸗ 

ae Diäflerei, 

er wenn ein 

ur in einer 

andelsſtadt 

rigkeitlich zum 


äffer beſtellt 
ed. 











1. 2. 3. 4, 5. b. 
Staats» u. Ge: 
Staats⸗ 
meinde⸗ im 4 b 
Bürgerrecht Korperationeu. Fund ao emeinbe: —8 Heere. Freizügigkeit. en 
(Riederlafung). emter 
| VII. Kurfüuͤrſteuthu 
Die Iuben find] Sie bilden nur Hierzu find ſie Dem Dienſt im nbefehränft Iſt den Inh 
im Mlgemeinen| in Betreff der| fähig nnd nur| Heere ſind fie eftattet, = 
den Chriften | Religionsübung | von ber An=| unterworfen. | Dürfen fi fie d 
gleich geftellt,| und der davon] flellungincril:] 8.1. Patronat Ü 
nur mühfen fiel abhaͤngigen Cin⸗ Tichen Kirchen: cheifkfiche Ki 
in ‘allen Ange⸗ richtungen eis| ämtern, und ale den nicht a 
fegenheiten, Die] gene Gemeins| Lehrerberchrifts 
ein anderes | den, haben bas| Tichen Religion gr 1.5. 
Glaubensbe⸗ ee für ihre] ausgeſchloſſen. | 
kenntniß, na⸗ Cultus⸗Bedürſ⸗Juden, die ben 
mentlich die | niffe allein zu Nothhandel trei⸗ 
chriſtliche Kir⸗ ſorgen. Die | ben, entbehren | 
che, betreffen, Ortsarmens jedoch ber Faͤhig⸗ 
fich der Mike] pflege iſt ges) Feit zu öffent: 
wirkung und Ab⸗ meinfchaftlich, | Tichen und Ge⸗ Ä 
flimmung ent>| doch werden jüs| meinde - Acm- | 
Iten. diſche und chriſt⸗ tern, ebenfo ber | 
Juden, die den| Tiche Stiftungen] Wahlfähigkeit | 
Nothhandel getrennt verwal⸗ und Waͤhlbar⸗ | 
teeiben, findvom]| let. Die Jus| feit für bie | 
Erwerb des | venfchaft jedes] Landtage. 
Örtsbürgers Kreiſes hat eis| SS. g 6 
rechts ausge | nen von ihr 
(ehtofen. gewählten und 
88. 1. 2. 4. 6.| von der Regie⸗ j 
Geſ. v. 58 Oc⸗rung beftätigten | 
tober 18333. | Vorſteher, wels . 
cher den Pros 
vinzial ⸗Vor⸗ | | 
ftehers Aemtern | | 
(Behörden von 
Mitglier | | 
bern mit einem i | 
fanbesherrlichen . 
Commiſſarius) | 
Jfergeorduet | 
Be, von 1833 | | 
PR am 0. | 
Dezbr. 1823. | 


2 | 
TI 8 9. 18. 41. 1. 








Berbeirat 
ewerbebetrieb. Ubgaben. (Staats Bet Vertrages —— fit Benet 
“ ) Ehe faͤhigkeit. Gi 7 " ungen. 
mit Chriften. vilfachen. 


fen. 


w ber Rolf * beſouderen Bine beſondere kt. Urbe 

andel iſt dahin M eier „red Genehmigung — Far » 2. m 
— * ri * IR a erfor: bee bie bir: 
— 3 Iahren nn s0. 
a ernenerude Deyember 1823 


— — — — — — — 
— — — —— — — — — 


— — — — — — — — — ne — — — — 


DL - 14 ** 








als Ortshürger erfolgt wie bei 
Chriften. Zur Aufnahme in den 
Ianvesherrlichen Schuß muß ber 
Jude deutfch Tefen und fchreiben 
koͤnnen, Zeugniſſe über fein bie: 
heriges Wohlverhalten beibrin- 
gen, und je nachdem er ausläns 
difcher Handelsjude oder Sohn 


eines Schnginden if, ein Ver⸗ 


mögen von 8000 refp. 10,000 
ZI. nachweifen. 

Berorbn. v. 24. Detbr. 1817. 
12. Seiir, a. 1. April 


27 2. 2. 4. 5. *6 
Staats⸗ u. Ge⸗ ot 
f Staates J 
meinde ⸗ | I BDlenft im ' Erwerb m 
Vür gerecht Korporationen.. uud sunemeinbe: ſtehenden Heere. Freigagiglot. Grundſtud 
(Niederlaffung). emter. 
VIII. Groſßherzogih 
Nach Artikel 18. Der 5. 48: des Nach den Wor⸗WBeſteht. Fir Rheinheſſen IR wur in oͤ 
der Verfaſſungs⸗ die Bemeindes| ten bes 8. 15. eilt der Artikel | Ticher Ver 
Urkunde haben/ Ordnung betref⸗ derBerfafiungs- 16. bes Fran⸗ gerung od 
nicht. chriftliche | fenden Gefehes | Urkunde find zöffchen Deerets| ausnahmon 
Glaubenege⸗ beſtimmt, daß| Juden von vom 17. März| durch Verl 
noffen das: | die fürifchen | Staatsämtern 1808. „an freier h 
Stontebürgers | Staatsbürger | nicht unbebingt geflattet, w 
rocht nur, wenn| den Chriften | ausgefchloffen. durch AM 
das Geſetz es| gleich ſtehen; ‚Hung audgel 
ihnen verliehen) daß es für bie - telt werben, | 
hat, oder es Cin⸗Nicht⸗Staats⸗ der Derbi 
gelnen ausdrück⸗ bürger bei ben dadurch nie 
ich, oder durch | bisherigen Nor⸗ Echaden lei 
Verleihung ei⸗ men bewende. ferner bei 6i 
nesStaatgamts| Es werben nur ſern aut, wi 
ſtillſchweigend Synagogen: der Jude eiu 
übertragen wird.| Gemeinden er⸗ foldhen be 
Das Staats: | wähnt. alſo wicht 
bürgerrecht er: "anbermeit 
thetlt das Mi⸗ —— 
niſterium den Juden unter fol⸗ das zu ſi 
genden Bedingungen: Derſelbe „Bewerben! 
muß deutſch Iefen und fchreiben thige Wohnhe 
koͤnnen, in gutem Ruf ſtehen, beſigt, und 
demnaͤchſt entweder Großhandel Landguern 
treiben, hierzu ein Vermoͤgen wenn er Dil 
von 14,000 #1. nachweifen und ben jet 0 
in bie Zunft eintreten, reſp. beim durch feine 1 
Waarenhandel einen offenen Las milie anban 
den Halten ober ſich vom Acker⸗ Verord. vom! 
ban tefp. einem Handwerk, wos October 181 
bei er ebenfalls in die Zunft tres 5. Mai 18% 
ten muß, nähren und dem Scha- 
cher entfagen. Die Aufnahme 





— a u ||} DT RU 1 
—rr— ee | — — 


Verheirathung 
(Staates®ench- 
‚wiguug) She 


mit Chriften. 


18. 14 
. BGlaubwuͤrdigkeit 

re in Griminal⸗ u. 

ang Givilfachen. 
Der: Artifel 6. „ 
bes Vranzoͤſi⸗ 
ſchen Deerets 
som 17. Mär 


» 3 
1868 beſteht in Rheinheſſen noch, 
daß die Gerichte bei geſetzmaͤßigen 
Schuldferdernugen den Schuld⸗ 
ern billige Bahlungsfriften be: 
-willigen fünnen. Im Webrigen 
it Das Decret zwar aufgehoben, 
dagegen aber befimmt: alle Dars 


Bemerkungen. 


lehue an Minderjährige, Ehe⸗ 


fratten, Dienfiboten, ohne Geneh⸗⸗ 


migung der Vormünder, Che⸗ 
männer, "Dienfiherrfchaften, find 
dergeſtalt unverbindlich, daß ſpaͤ⸗ 
tere Genehmigungen unwirkſam 
find und geleiftete Zahlungen zu⸗ 
rüdgefordert werden können. — 
Darlehne an Kaufleute bedürfen 
fehtter: befonberen Form, alle ans 
ber Darlelne aber find nur gül- 
tig, werm bie Urfunde vor dem 
Notar odes VBürgermeifter bes 
MWohnorts des Schulpners und 
einem Zeugen aufgenommen ifl, 
und von diefen Perfonen bezeugt 
wird, daß ber volffländige Be⸗ 
teag der verfchriebemen Summe 
in ihrer Gegenwart dem Schulb- 
ner eingehändigt worden. 
Berordn. v. 13. März 1818. 


1. 


Staais⸗ u. Ge⸗ 
meinde⸗ 


Bürgerrecht 
(Riederlaffung). 


Die Juden find 
nur in einzel 
nen Städten ge: 
duldet, an eis 
nigen Orten find 
noch befendere 
Bedingungen 
un ieder⸗ 
aſſung erfor⸗ 
derlich, z. 


genes Haus kau⸗ 
fen müflen und 
den Kaufpreis 


B. 
daß ſie ein ei⸗ 


2. 


— — 





A 


vollſtaͤndig bei . 


ablen. 
. Ortsbürgerredht 

fcheinen fleüber- 
al ertverben zu 
fonnen. 


Das früher be- 
ftandeneSchug- 
verhältnig if 
aufgehoben, 

ohne daß fefls 
fieht, ob fie 
Staats: u. Ge⸗ 
meindebürger- 


rechte beflgen. 


Das | 


Rad dem —S—— Iſt BE sis Beſteht. 


Staats⸗ 
Korporationen. und Gemeinde 
Aemter. 


Bin 18% be Kuhn. 


— * 
Corporation. 
Ebenſo iſt eine 
geordnete Ge⸗ 
meinde zu See⸗ 
ſen. 


— 


— — — — — — — — — — — — — 
— — — — — — — Pr 


x. Herzogth 
Nach der 





3. 4 5. 6 
lenſt im. Freighgigtei Erwerb v 
fiehenden Geme “1 Grundäde 
IX. Se; 
Können fie nicht| Nur der Bauern: | Der Aufenthalt rg 
belleiden. Sie] fand if dienfl-| anf dem Lande 
werben uach bes] pflichtig,umdbie| iſt ganz unter Fr J 
ſtandener Brü-| Juden bürfen| ſagt, auch iſt fagt, um 
fung zur Aus⸗ geiehlihh auf | eine befonvere| ben 
übung der Heils| demLande nicht| Genehmigung | Gennbfvck 
und Wundarz⸗wohnen. ne Ueberfiede⸗landeshertl 
neifunde auge: lung aus einer| Gonceſſio 
laſſen; auch iind Stadt in die Ausna 
ihnen in beſon⸗ andere erforber:| macht. 
deren Faͤllen lich, da die Er⸗ 
Ceoncesſionen laubniß zur Nie⸗ 
für die Advoca⸗ berlaffung auf] 
tur erteilt; in⸗ einen beftimm- | 
hefien bleiben ten Ort lautet. 
fe ham von 
Führung geift- 
licher und Gri- 
minalſachen 
ausgeſchloſſen, 
in der Fuͤhrung 
von Armen⸗ 
fachen aber bes 
fchrößft. 





ferung 
Braune) 
ger Nagi 
beduͤrfen le 
Ankauf v 
Grundſtid 
ebenſo zur 
derweilen 
aͤußerung 
ſelben an 
einer ſpeci 
Erlaubniß. 
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7. 8. 9 11. 12. 
Verheirathu 
Glaubwürdigkeit 
Ornerbebetrieh.| Abgaben. —— ee in Griminal: n.| Bemerkungen. 


Civilſachen. 


uub Unstenbärg. 


ft, fo:| SürdieBefreiung 


ri Nach ˖ den erhals 
it den Juden/ von Gemeinde: 


tenen amtlichen 


Geſetz be d Antme 
gen "arkchl eihhen werten 
ollten. Ä 


Wh durch die] Aemtern, bie Mittgeilungen 
Meinungen | ihrer Reli A über die Bers 
elner guſt· wegen wicht häftniffe der In- 
BeBhaft| Tinnen akt feine algemei 
ei Eönnen, zahlen] , eine allgem 
ierfogt iR. fe eine en nen Verordunn⸗ 
2 liche Abgabe an gen, ondern e6 
die Ortecafle. find nur ein- 
Das früßer bes —* ei 
le Schup- nde | 
* iſt anf feſtgeſtellt. 
en 
| 
Beunfchiveig. | | 
dechtänkt. I Die früher be⸗ „ Mad den Magi⸗ 
| flandenen bes ſtrateberichten 
fonberen Abgas waren ‘bie Ju 
| ben find aufge- den früher man 
oben. nigfech ſchr be 
| ſchrautt; vie Weftphälifche Gefey- 
gebung ſtellte fie ben Ghriften 
| gleich; bei der Wiederbeſitzuahme 
be6 Landes warb bie frühere Ber 
| fepgehmg wieder hergeſtellt. Zu 
| der Lanbichefts - ng vom 
| 12. Otteber 183%. warb feige: 
ſetzt, daß einzelne auf Recht und 
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1. 2. 8; 4; % | | 6, | 
Ä | Staats 0 | | 

| Din m Erwerb von 

Romerakionen. und aneminbe: Rehenben . Geeee. Sreetzögigleit. | .g, undäce - 





Es beßeht ein Es beſtehen Sy 








Als Schußver- 


Schugverhälts | nagogengemein- | wandte find fie 
nid. Der Um:| den, welche fi) | Hiervon ausges 
fang der dies⸗ meiftentheils fchloffen. 


fälligen ‚Rechte 
it nach dem lo: 
calen Bebürf: 
niſſen befanbers 
abgemefien. 
Fremde Juden 
ſollen nicht mehr 
vrivilegirt wer⸗ 
den. 


auch auf die 
Schul - Angele: 
genheiten er: 
ſtrecken. 





Die Juden ſindCorporationen |Nur ausnahms⸗ 


nur Schutzge⸗ 
noſſen. 

Der Schutz wird 
bei inlaͤndiſchen 
Familien meiſt 
nur dem aͤlte⸗ 
ſten Sohne, 
ſonſt der aͤlte⸗ 
ſten Tochter auf 
den Handel er⸗ 
theilt, und muß 


beſtehen nur für 
den Cultus und 
Religions⸗Un⸗ 
terricht, waͤh⸗ 
rend der ſonſtige 
Unterricht und 
die Armenpflege 
davon ausge⸗ 
nommen find. 


das — Vermoͤgen 5 
reſp. 300 Rihlr., bei Auslaͤndern 





weiſe wegen be⸗ 


aͤmtern zuge⸗ 
laſſen. Gemein⸗ 
deimter Fönnen 
fie nicht beffei- 
den. 

















XII. Sergogthm 
n Unbefchränft, 





‚1500 reſp. 1000 Rihlr. betragen. 
Auswärtige Juden werden auf 
ben Handel gar nicht aufgenom⸗ 


m. 
Bei den —— pflegt bie vr 
din au werden, da 
fie Gen bürgerliches @ewerbe oder 
Ackerbau ohne chriſtliches Wefinve 

treiben. oo. 
An Gemeinden, wo bisher Feine 
Anden wexen, wird deren Auf: 
nahme wicht geftattet. 








— _ — ZEE 2. 10. 11. 19. 
BE 1 —— 
., I(Staatsex@eneh-| Bertrags: |; = h pl 
a “ eig): Ge | fühigfeit. in Eiilfaen u.| Bemerkungen. 
mit Chriſten. . 





R zf .: 
es fellen I. 
pr bie Juden | . 5. 






Im, v. 11, 

Eeptir, 1847. : 

beſan. “ . J 

Ban; unterfagt Die früßer Be:i Stanis » Bench: Frühere Be: . n j j Tu 


der Hauſir⸗ſtandenen Befon 
kabLmitAus: | deren Steuern 
uhne der Vic-] find aufgeho⸗ 


lunbeſchraͤnft. 


lien u, folz] ben. nur bem ältes j 
her dandespro -· ſten Sohne er⸗ 
ih, die iägg-/— theift, nachge⸗ 

ld ter friſch borne Söhne 
& kr Haus: erhalten fofche 

hıng ver: nur ausnahmes 

ht werben. weife, wenn fie 
M Wirih⸗ mit hinreichen⸗ u 

ftöbetrieh dem Grundei⸗ 

% und —5 — zum | 
Wankwirth⸗ etriebe des | 
Kaft) iſt nicht Aderbanes an- | 

attet, u zum geſeſſen find, 
kcerei⸗ Han⸗ oder ein Hand⸗ 
werden feine] werk erlernt u. 
en Conceſſio⸗ daſſelbe bereits 
Mm ertheili. über 5 Jahr 
36 Sandiverf unnnterbrochen | 

betrieben haben. | 
| 
) 


migung iſt ers] fchränfungen 
forberlich, und] find aufgeho⸗ 
wird meiſtens ben. 


Heirathen inländifcher Iuden Im 
Auslande, ohne Staats⸗Geneh⸗ 
migung find nichtig und mit Frei: 
heitsftrafe bedroht. 

Verordn. v. 30. Mirz 1811. 


| 


mn... 


Staats- u. Se: 
meinde⸗ 
Bürgerrecht 
(Riederlaffung). 





Die Juden baben, Gorporationen Hierzu Fb he Beſteht. 
. 1. 8. 1. 


ſoweit nicht be⸗ 
ſondere Aus⸗ 
nahmen ge⸗ 

macht ſind, mit 
den Chriſten 
leiche Rechte, 
e haben daher 
auch Staates: 
und Gemeinde: 
Bürgerrecht. 

Fremde Iuben 
follen aber nicht 
mehr aufgenom: 
men werden, 
außer wenn ein 
Inlaͤuder eine 
Auswärtige 

Sübin heirathet 
oder wenn bie 
Beſetzung des 
NRabbineramtes 
die Aufnahme 
eines tüchtigen 
Mannes noth: 
wendig macht. 
68.1.17.Berorb. 
v.20.Suni 1813. 


beftehen für die) nad Go 
Eultus: Schuls| für fähig zu er- 
und Armen-An- tm. Bu 
gelegenbeiten, | Landtags: Mb: 
deren Koſten die | geordneten find 
Juden allein | fie nicht zum: 
aufbringen laſſen. 
müflen; es wrd $$. 1. 5. 
ihnen jedoch | 

hierbei eine Un- 

terflügung aus 

den Landes: 


caflen gewährt; 
auch möflen fie 
die Gemeinde: 
fchulden, wenn 
ſchon dieſelben 
aus früheren 
Berbindungen 
herrühren,allein 
tragen. Jede 
Judengemeinde 
hateinenSchult- 
heißen gu be: 
ftellen, der von 
der Obrigkeit be⸗ 
Rätigt wird. 
Nach deren und 
der Rabbiner 
Gutachten ſollen | 
Gemeinde⸗Ord⸗ 
nungen eutwor⸗ 
fen werden. 
88. 9. 10. 





bie Aufnahme 


I: 
| 
| 


5. 6 
Im. Erwerb von 
Brrighgigkeit. | Grundfüde, 










gras ' 
und falle fie 
noch feinen ei: 
genen Wohnſit 
begründet ha⸗ 
ben, anf den] za 


es dabei ver: 
bleiben. Die 
Beränderung 

des Wohnfikes 
it nur unter 
Erlaubniß der| 5 
Regierung und 
unter Beibrin⸗ 


faßten Gemein 
debeſchluſſes ge: 
ftattet; die Re⸗ 
gierung Tann 
zwar nach Um⸗ 
fländen ifre@e-| ftüd 
nehmigung ver: 
fagen, nicht aber 
gegen ven Ge⸗ 
meinbebefchluß 





anorbnen. 
6. 19. 


Bermeibung 


—*8 — 
aͤußern. 


dieſchroͤntt, mit! Das Schutzgeld, 







Denahme der mo es bisher 


Kierbranuerei, 


Biterei, Metz⸗ 
—J der 
Bat: nf 
Benirthichaft. 
‚Sr fimen das 
Neifenecht er⸗ 
Werben. Han: 
W darf nicht 
len, wer dar⸗ 
urf verzichtet u. 
kabnnchden Che⸗ 
dorſeng erlangt 
KM. Sonft ift 
We Großhandel 
mdie Haftung 
offenen 
end von der 
Wigleit ab: 
ig, in deut: 
Sprache 
tinhn deizbuch 
nmgsmäßig 
Rühren: wer 
Files Haufir⸗ 
wd handels auf 
waͤrkten 
ndet es bei 
beſondern 


al⸗Verord⸗ 


Mugen, 


zu den grund⸗ 
herrlichen Des 
gniffen mit 
f gezählt u. 
demgemaͤß er» 
hoben worden, 
foll fortbeftehen, 
es darf aber nirs 
gend erhöht, 
noch an andern 
Orten einges 
führt werden. 
8. 3. 


bi 


9. 


225 — 


10. 


Verheirathung 


(Staats⸗Geneh⸗ 
migang) Ghe 
mit Chriſten. 


ßerhalb Landes 
geſchloſſen wer⸗ 
den, find nich⸗ 
tig und mit 
Strafe bedroht. 
Bon mehreren 
Söhnen eines 
Juden, die ſich 
dem Handels⸗ 
ſtande widmen, 
darf in der Re⸗ 
gel nur einer 
heirathen; ein 
weiter nur 
ann, wenn er 
durch ein an⸗ 
deres Gewerbe 
erweislich eine 
Familie ernaͤh⸗ 
ren kann und 
auf den Handel 
verzichtet. 

Die She zwifchen 
Juden u. Ehri- 
ften ift geftattet, 
nur muß zu ges 
richtlichem Bro: 
tokoll verfichert 
werden, daß die 


ligion erzogen 
werden follen. 
Hat der Pfarrer 
des chriftlichen 
Theils die Che 
eingefegnet, fo 
ift fie bürgerlich 
gültig. Epätere 
Verträge ber 


Chegatten über bie Religions: 
beſtimmung der Kinder find 


nichtig. $$.13—15. 





Vertrags⸗ 
fahigkeit. 


leute, die in 
Weimar u. Ci⸗ 
ſenach größere 
Handels⸗ oder 
Wechſelge⸗ 

ſchäfte treiben, 
oder als In⸗ 
nungeverwandte 
einen offenen 
Laden halten, 
2. ferner im gan⸗ 
zen Staate die 
aus einem regel⸗ 
maͤßig erlernten 
Handwerk über 
die zur Zunfi⸗ 
berechtigung ges 
hörigen Waas 
ren, ingleichen 
mit fchrififäfft: 


gen oder wechs 


11. 


Glaubwürdigkeit 


in Crimmal⸗ ui. 
Civilſachen. 





Dem Richler if 
überlaffen, den 
Werth eines jüs 
difchen Zeug⸗ 
nifies, auch ge⸗ 

en einen Chris 

en, nach den 
Uniftinden zu 
ermeſſen. Ein 
voller Beweis 
blos durch füs 
diſche Zeugenift 
aber nur anzus 
nehmen, wenn 





12. 


Bemerkungen. 





Die Verhaͤltniſſe 
der Juden And 
allgemein durch 
Me Verordnung 
Herzog Bart 
Augufts vom 
20. Imi 1823. 
und das Nach: 
trags = Geſetz 
Carl Frieb: 
rich, v.6.Mai 
1833., geordnet. 


bie Glaubwürdigfeit des Zeng- 
niffes durch bie befannte achtbare 
Perfönlichfeit des Zeugen felbft, 
den innern Gehalt feiner Aus: 
fage, und durch die erörterten 
Gründe feiner Wiſſenſchaft er: 
höht wird. 


Ieifähigen Berfonen abgefchloßnen Verträge. Es 


u 
3. an feine Förmlichkeiten gebundene Verträge, 


) 


wifchen Juden, 
ie fogleich erfüllten, 


c) aus denen nur der Chriſt Gläubiger, oder dad) 





nicht über 5 Rihlr. Conv. Geld Echulpner wird. 
Dagegen find Verträge über eine den Betrag von 
10 Rihlen. Caſſengeld überfleigende Schuld eines 
Chriſten nur gültig, wenn fie im Inlande, und 
von der ordentlichen Gerichtsohrigfeit einer der 


Parteien, oder von dem Gericht bes Contracis be⸗ 


fiätigt find, wobei eine firenge Prüfung des Ge- 
fchäfts vorausgehen muß. Aus einem Nertrage 
gegen dieſe Beltimmungen bat der Jude weder 
Klage noch Einrebe; mur was er aus einem fol: 
chen erweislich gegeben, Tann er von dem Em⸗ 
pfänger und deſſen Erben zurüdfordern. Zum 
Beweis der Hingabe und des Werthes find fchrift: 
liche Befenntniffe der Smpfänger und jübifche 
Zeugen feine zuläffigen Beweismittel. 
88. 27—29. Gef. v. 6. Mai 1833. 
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1. 


Staats» u. Be: 


einde- . Dienſt im . Erwerb von 
Bingereit | Korporationen. |und Gemeinde: —8 Dre. | Brrioheiehet. | Gruft. 


{Niederlaffung). Armter. 


Nach den erhaltenen Mittheilungen find allgemeine Geſetze für bie Iuben weder vorhanden, na 
fanden. Diefe werben als gebildete Schupvertwandte behandelt, ohne daß ihmen bürgerliche Ach 
Juden, die im Lande Handel treiben wollen, müflen von Zeit zu Zeit zu erneuernde Batente li 
handel ift ganz unterfagt. Mehr Juden befinden ſich im Fürkkenihum Lichtenberg, wo bie Framörl 

Nach 8. 42. des Staats⸗Grund-Geſetzes ift zur Aufnahme in den Staates Verband des Herjzogihun 
















10. 11. 12. 


Bertra 96 Glaubwürbigkeit 


fähi Be. im Geiffeden. u. Bemerkungen. 








* ſich in Coburg, und ebenſo in © une 3 jadiſche Famillen bes 
en werben; ihr J m gest deßinund durch ihre — —— — —* 

—** inn ⸗ maͤrkt e wich» un a ⸗ 
heſehgebeng und namentlich die —— ———— 1808 noch in Kraft beftchen. 


dachfen⸗ Altenberg. 
Ilubing das Bekenntniß ber chriſtlichen Religion erforderlich, weshalb ſich dert Juden nicht befinden. 


— 


15° 





— 239 — 
































t: 2. a 4, 5. b. 
Staats⸗ * Ge⸗ Staats; M j . € h 
meinde⸗ us mchho. | Den dm - N rwerh von 
Bürgerrecht Soryorakionen, und az meinbe- ſtehenden Heere. Freibs ii. Grundſtuͤcken. | 
(Mieverlaffung). | er Ä Ä 
| XV Oh 
Ya Meiningen! Ie . Meiningen . :. : Meieh: indet im Wei-In Meiniı 
find die. Iuben) bilden Lie Sr - pom Gindritt in] ningen wicht | iu Betref 
als Staataun⸗ den an dem Ori, das Leibregi⸗ Reit, im Hild⸗ Grundfſtide 
terthanen angst wo fie fich auf⸗ ment find. fe} barghauſen wur} MWohuoeie um 
fehen, welche] halten, eine Ges ausgefch!offen. | für die Juden, | beichrinft, um 
bei Bublifation]| meinde, und fol $. 18. Gpift | welche dao Man mwiſſen die 
des Edikts vom| überallmur Eine von 1811. errecht erlangt| den ktantg 
5. Ian. 1811] organiftrt wer: $. 2. Edikt von| haben. | mit jäübifhen 
dort anfüßig n.| den; zu Vor⸗ 1814. $. 3. Epift von| Gefinde br 
gefchügt waren| ſtehern berfels 1811. wirthſchaften. 
und deren Rin=| ben werden die $. 21. Shift von|In Hildbug 
der, desgleichen) Schultheißen 1814. haufen dürfe 
die ausnahmes| ernannt, fie Schupjuben 
weife mit ans] fcheinen aber feine Grund 
desherrlicher nur für die reli- ftüce erwerben, 
Genehmigung | giöfenn. Schul: und auch Wr 
Zugelaffenen. | angelegenheiten pauchtete mir 
DieGewinnung| beftimmt. jübifhem Ge— 
bes Ortsbürgen| 88. 8. 9. Er. finde be 
rechts Hängtvon| Bon Hildburg⸗ fchaften, © 
ber Gemeinde) haufen erhellt nicht weiter 
ab. dies nicht. pachten. N 
88. 1—6. v. 5. Juden mit den 
Januar 1811. N —⸗ Staats ⸗Buͤr 
In Hildburghauſen gelten viel gertecht Fun 
Schuginden gleichfalls als Ein⸗ Hänfer md 
geborne; fie fünnen das Staats⸗ Grundiide 
bürgerrecht gewinnen, wenn fiel. reſp. zur eigen 
21 Jahr alt ſind, deutſch ſpre⸗ Bewohnung 
chen und leſen, den Militairge⸗ zum eigenen⸗ 
ſetzen genügt haben, ein ordent⸗ ban mit ſu 
liches Gewerbe mit genügentem fchem Get 
Kapital treiben, fich dem Ader: eriverben; in 
ban widmen und hinlinglichen fehung an 
Grundbeſitz zum Interhalt ihrer Grundküdt 
Familie haben; fremde Juden hen bie übrig 
können das Bürgerrecht gewinnen, wenn fie neue Ortähünger ! 
Gaͤuſer in der Refivenz bauen, oder befonbers Ruͤcklaufsr 
nützliche Gewerbe ins Land bringen. Das Bürs Obereigerth 
gerrecht wird vom Landesherrn verliehen; es geht! ohne nupbat 
nicht auf die Kinder über, wohl aber das Orts: Eigentgum 
bürgerrecht, wenn letztere das volle Unterthanen⸗ gutshereliht 
recht erworben haben. Das Bürgerrecht geht Rechte fm 
theild wegen Berbrechen, theils aus gewiſſen Juden gar M 
Iandespolizeilichen Gründen verloren und zieht erlangen. 
den Berluft des Ortsbürgerrechts nach fi. Die g.18.&0.0.181 
- übrigen Iuben find bloße Schubgenoffen. sg. 13. 14-1 
ss. 1. 12. 18. 24. Edilt vom 11. Mai 1814. 21. Ed v. 81 











‚18, ‚gi von 


5.11. 14. 18. | 
1.&. v. 1814. 


gen | In 





— — öV ee een N e U — — — — — 


wird ein beſon⸗ 


deres S —— 
ten G 
herrn da, wo 


daſſelbe perger | TI 


is] bracht. iR, 


laſſen, jedoch 
nur von Haͤnd⸗ 
lern, Schacher⸗ 
und Mäfler-Jus 
den entrichtet. 


; ran finden 
ch feine beſon⸗ 


von 4. 


migung) Che 
mit heiten 





Meiningen In Meiningen | Mit allen, 


darf in ber Res 
galaus jeder Fa⸗ 
mike um ein 


den Wiſſenſchaf⸗ 
ten und Künften 


Mäfleriuden 
wirb fein Con⸗ 


Vertragẽ⸗ 


in erſter Juſte⸗ 


ſen ſolche Ver⸗ 
traͤga, welche 


erfüllt werden, 
nur vor deren 
ordentlichen 

Richter ſchlie⸗ 


—8 1814. 


ſens ertheilt, die} -- 


mit der Hand: 
Iung befchäftigs 
ten Juden müfs 
fen nachweiſen, 
daß fie ein hin⸗ 


teichendes Ver⸗ 


mögen beſitzen 
und ein ordent⸗ 
Tiches Handels: 
budy in deut: 
fcher Sprache 
führen können. 
In Hildburg⸗ 

haufen dürfen 
Schupiuden 

nicht heirathen, 
dagegen ift für 
die Staatsbürs 
ger feine Ges 


forberlich 
8$. 2. 4. Ed v. 
1811. 88. 16. 


21. Ed. v. 1814. 







nicht von beiben | 
Theilen ſegleich 


* Haben. | 


Staubwürbigkeit 
in Criminal⸗ u.| Bemerkungen. 


Givilfachen. 


dürfen Juden 
in Hildbhurghau⸗ ss 16. u. er. 


find bie Bers 
hltniſſe der Ju⸗ 

den allgemein 
durch ein Shift 
der Regentin 

2 ouife Glen: 
nore vom 5. 
Sanuar 1811, 
in Hildburg⸗ 

haufen durch ein 
Cdikt des Hers 
zogs Friedrich 
vom 11. Mei 
1814, geerdnei. 


die In Hildburg⸗ |In Meiningen 
haufen Tönmen 





Dienfl Im 
ſtehenden He. 


XVII. Großgesonkl 


1. 1. 
Etaats: u. Gel. . 
meinde⸗ Korporationen. 


Buͤrgerrecht 
(Niederlaffung). 





Die Auen Wo' die Judeu 
find Schutzver⸗gahlreicher vor: 
wanbte. handen find, bils 


’ ' den fie Gemein⸗ 
— — Jden, namentlich 
beſteht für die Gemeinde zu 
Seel ein befonderes Statut. 
ie 


emeinfchaft erſtreckt ſich 
‚Übrigens  unr anf Religions, 


Schuls und ArmensAngelegen: | 


"beiten. 7 Mitglieder als Ael⸗ 
tete uid Vorſteher flehen an der 
Spitze; fie muͤſſen aber bei wichs 


tigen Borfälen 8 Hausvaͤter 


aus der Senieinde zuziehen. 





In Birckenfeld Beſtehen nur für 
haben die Juden Schule u. Cultus. 
das volle bür⸗Verf. 11. Oktbr. 
gerliche Recht 32. 
Genug aller Gemeinberechte ; 
auch in Oldenburg haben fie 
war das Staatsbürgerrecht, es 
it dies jedoch von Ertheilung 
eines Schugbriefes abhängig. 
Der Schub wird nad) dem Abs 
leben des bisherigen Inhabers 
meift nur auf ein Yamilienglied, 
in der Regel den älteften Sohn, 
von ber Regierung übertragen; 
ansnahmsweife wirb auch bei 
Lebzeiten bes Vaters einem Sohn 
die ſelbſtſtaͤndige Niederlaffung 
geftattet, wem ex Manufacturen 
und Fabriken errichten, ſich auf 
ein Hanbiwerf legen, Srundftüde 
zur eigenen Bewirthfchaftung ans 
fanfen will; a nu in 
Schußeonceifionen nur au 
einen beftimmten Ort und ein 

beſtimmtes Gewerbe. Fremden 

Juden wird nur ausnahmsweiſe 

die a ne mit retten 
errlicher Genehmigung gefta 

’ 88. 1. 4. 0 

Verordn. 14, Aug. 1827. 





und 
Acmter. 






Hiervon ſind ſie Zum Dienft m 
als Schutzver⸗ ſtehenden Heete 
werben fle nicht 
herangezogen. 


wandie ale aus⸗ 
geſchloſſen au⸗ 
zufehen; Advo⸗ 
fahre und No: 
tariat dürfen fie 
nicht uͤberneh⸗ 
men; dagegen 
iſt ihnen Sie 

stliche Praris 
8 t. 


In VBirckenfeld 
find fie. nach 
Col. 4. damı 


Staais⸗ 
Gemeinde⸗ 


.r 


D 
.. ts. . 
. 
. 
. 
. - 
3 ⸗ 
or 


fähig, in Die ° 


denburg werden 


fie nur als Aerzte 


u. Unterbeamte 
zugelaſſen, von 
den höhern 

Hof: oder Civil: 
Etaatsdienften, 
imgleichen von 
der Mählbarfeit 
zu Gemeindes 
beamten, find fie 
ansgefchlofien. 








8. 


Freizugigkeit. 


— 


" 


XVXII. Seoßherint 
ZA in VBurcen⸗umnbeſchunt 
ſad unbe⸗ 


ſciam in OL- 
denburg an die 
Genehmigung 


; der Regierung 
, gebunden. 


$.7. 








b. 


— — — 


Crwerb von, 
Orundftüden. 





FR ihnen ei 
wie das 8 
ten landlich 
Orembftüde m 
terfagt; dagege 
konnen feine 
Städten mit 
fonderer Er: 
laubniß ver % 


gierumg und 
ter Selm 
des Magi 

danfer en 
den. | 


menilich Fond 
die Juden 
mit 
Geſinde 





jewerbebetrieb. 


andwerke duͤr⸗ An die herrſchaft⸗ 
en ſie gar nicht| lichen Caſſen 


Abqgaben. 


hetreiben, und] wird ein gexin⸗ 
n Betreff der/ ges Schutzgeld 
Zewerbe ſind ſte gegablt. 


son der Befug⸗ 
nis, Gaſchaͤuſer 
md Apotheken 
n balten, aus⸗ 
geichlofien. Der 
bantel iftihnen 
merichrinft, 

umentlich auch 
ber Hanfirhans 
vl, geftattet. 

Adenburg. 

x Birckenfeld 
Bhiheänft, - 

kagegen lautet 
m Oldenburg 
iede Echutzcvn⸗ 
ieſſen auf ein 
befünmtes Ge⸗ 
nerhe; auf ben 
Staherhandel 
A nie die An⸗ 


er 

übt gefchüßten 
kmilie Rn 
Mm; der Trö⸗ 
Ahanbel wird 
folchen ton: 
Monirten Inu⸗ 
Mm an rettet, 

e fon 
cht wurden ar 
Ihren konnen. 
hf-n.Schanfs 
wihfchaft iſt 


in ze | 


71 


— 31 — 


% 






Befonderen Ab: | Die Ehe zwifchen 


‚gaben find bie 


Juden u. Ehri- 


Fuden nicht un⸗ſten ift verboten. 


terworfen. 


Staats⸗Geneh⸗ 
migung zur Gin: 
ehung einer 
he iſt für die 
Juden erforder: 
lich, und wird 
diefelbe nur an 

conceffionirte 

Juden ertheitt. 
Schließtein In: 
Linder ohne Ge⸗ 
nehmigung eine 
She im Auss 
lande, fo wirb 
er beftraft und 
die Ghefran, 

wenn fie fich im 
Laude betreffen 
läßt, zurückge⸗ 
wieſen. Nur 
der Landes: 


10. 


Vertrags: 
faͤhigkeit. 


Beichränfungen 
erhellen nicht, 


3 von 17. 
m in 


jährigen Zeits 
raums, für wel: 
chen es zunaͤchft 
erlaſſen war, 
nicht erneuert 
worden. 


Rabbiner darfı 


Trauungen vors 
nehmen. 
8. 10. 
Synag. Orbn. 
8. 49. 





12. 


in Griminale u. Bemerkungen. 








In Dfdenburg 


ordnet das Ge: 


haͤltniſſe der Zu: 
den allgemein; 
im Börftenthum 
Birkenfeld be⸗ 


ſteht noch die 
Franzoſiſ⸗ eGe⸗ 
ſetzgebung. u 


1. 

Staats⸗ u. Ge: 
meinde⸗ 
Bürgerrecht 

(Niederlafiung). 


Die Inden find 


Scupjuden u. 
bedürfen eines 
Schutzbriefes, 
haben daher 
anſcheinend we⸗ 
der Gemeinde⸗ 
noch Staats⸗ 
Buͤrgerrechte. 

Von den Kin⸗ 
dern eines 

Schugjuden 

muß der ſich 
verheirathende 
Eohn einen be: 
fonderen Schuß: 
briefnachfuchen. 


r 


Es follen Fünftig 
nur Diejenigen 
Juden, welche 
ein Fürgerliches 
Gewerbe ober 
eine Kunft oder 
Wiſſenſchaft or: 
dentlich erlernt 
haben, als Un- 
terthanen auf: 
genommen,danı 
aber zum Ge: 
nuß ſtaatsbuͤr⸗ 
gerlicher Rechte 

leich den chriſt⸗ 
ichen Untertha⸗ 
nen unter allen 
dieſen obliegen⸗ 
den Verbind⸗ 
lichkeiten zuge⸗ 
laſſen werden. 

Berorbn. 1. Jan. 

1810. 8. 6. 



























2. 8. 6. 
Korporationen. und Gemeinde Dienf im Grwerb m 
j Nemter, |febendeu Heer. Grunitüden, 
| EI. Herzogthuu 
” als Schutzver⸗ — Der Schutzbrief M | 
wanbte für bes kautet nur anf 
faͤhigt nicht an⸗ rinen beſtimm⸗ 
zuſehen. ten Ort, und 
eine Veraͤnde⸗ 
rung des Wohn: 
fißes ift nur mit 
Genehmigung 
der Regierung 
geitattet. 
| 
xx. Herzogthu 
„ Nach ‚der Ber: J , Im Allgemeine 
ordnung v. 1. unbefcheänft, jte 
Januar 1510 doch werden 
dazu fähig. beim Berl 
anzer Gůtert 
uden Mur 
| Käufer gt 
laſſen, mar! 
ſich ausdricl 
verbindlich 
“machen, fein 
Speculationt 
Handel dami 
freiben, font 
die Güter I 
“ zu bewirhhſ 
ten. 
Berorbn. ! 
Mai ſol⸗ 
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. 8, A 10. 11. 12. 
Serheiratgun Glaubwurdigkeit 
Gewerbebetrieb. Abgaben. — Vertrage⸗· * Bemerkungen. 


migung) Che fähigfeit, |" Givilfachen. 


mit Chriften. 
Wahelt: Dean. 
der Materials Für Grihrilung „ m r e Ge 
handel ift ver⸗ des Scimges fege beſtehen 
boten. zahlt der Inlaͤn⸗ nicht, ſondern 
der 10 Rihlr., | nur befondere, 
Sara — — 
r. Gelb. aͤltniſſe bezü 
‚Der früher be- | lie Bernd. 
: flandene Leib⸗ | nungen. Ges 
! zoll ift aufge | enwärtig be⸗ 
| hoben. | * ch das 
Verordn. 25. Verhaͤltniß des 
Junmi 1764 —— haupt⸗ 
| Verordn. 25. ‚+ fächlidh nach dem 
Mai 1804. & ertheilten 
Schutzbriefe. 
| 
Inhalts Bernburg. 
de Material] Die Procentgel:|Die Staatsbür: „ n „ 
handel iſt ver⸗/ ber beim Anfauf| ger bedürfen 
belen. von Haͤnſern u.) nur eines Trau⸗ . 
Lead. v. 16.| Srumdbflüden | feheins der 
Al 1819. | findaufgehoben.| Obrigkeit, wie 
Verordn. v. 13.] bie Chriften, die 
Suli 1810. Schutzjuden au: 
ßerdem einer 
Erlaubniß der 


Land: Rabbiner| 
oder fein Stell 


Verordn. v. 23. 
Febr. 1839. | 





VII. 15. 
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1 2.010093 4. 5. — 
Staats⸗ u. Ge⸗ | 
Staats: , 
meinde- f , Dienſt im . Erwerb von 
Bürgerrecht‘ ‚Korporationen und an emeinder —8 Heere. Freizugigkei. Grundſtuͤden 


(Niederlaſſung). 


| 

Ä | xx Sehen 

Durch bie Verordnung vom 28. October 1810 wurde der code Napolson in Anhalt: Chihen einge 
die Inden’ gegen Mebernahme aller bürgerlichen Verpflichtungen ausgebehnt, namenilich wurden k 
Reorganifationss Patent vom 24. October 1812 aufrecht erhalten, und befteht noch gegenwärtig, 


Die im Lande) Den Borfleher| Können fie nicht |Befteht. 


wohnhaften und 
mit Schutzbrie⸗ 
fen concesſionir⸗ 
ten Juden und 
deren Familien 
werben als In: 
länder und 

Staatsbürger 

betrachtet, und 
genießen gleiche 
Rechte mit den 
übrigen Unter: 


der Judenſchaft 
wählt und ver- 
pflichtet Die Res 
gierung. Er ift 
das Organ und 
der Repräfen: 
tant der Ge 
meinde und be⸗ 
auffichtigt ine: 
befondere die 
jübtfche Armen⸗ 
Caſſe. 


bekleiden. 


MXII. Füurſtenthun 
Unbefchränft. | Unbefchränft 





thanen. Aus: 
wärtige Juden 
werben der Re⸗ 
gel nach Gar | — — 
nicht aufgenommen, jedenfalls nur 
beim Ginbringen einer beftimm- 

ten Summe, Nachweis bisherigen 

Wohlverhaltens und Berichtigung 

der berfümmlichen Abgaben. 

Verordn. v. 28. Febr. 1815. 
Berord. v. 20. Novbr. 1835. $. 1. | \ 


XXILII. vn 


Berorbn. v. 28. | . 
Gebr. 1815. ° _ 








Die Eoncefflonen " 
werben nur auf 
einen beſtimm⸗ 
ten Ort ansge- 
ftellt. 


Es find nur ſehr Beſtehen nicht. Als Schutzge- Beſteht. 
wenige Juden noſſen nicht für 
vorhanden, ba= fühig zu achten. 
her giebt es auch Feine allges 

meinen Gefebe, vielmehr bangen 

die Befugniffe des Einzelnen von 

der ihm ertheilten Conceffion ab. 

Sie find nur Schupgenoffen, 

müfjen, um Aufnahme zu finden, 

gute Zeugnifie beibringen und 

einiges Vermögen nachweifen, 

genießen aber fonft alle Rechte 

dDortiger Bürger. 















11. . 12. 


| — — Glaubwurdigkeit 
Gewerbebetrieb.h abhaben. Gtaata- Gmneh⸗- Bertenge: |;, Griminal: u.| Bemerkun 
migung) Che | _ fühigfeit. rkungen. 

mitChriften. vigf Civilſachen. 
























BWubaltsEbtben. 
übel. Hiernach waren bie Unt en vor dem Gefeh gleich. ‚Diefe Srickekung wurbe auch auf 
such der allgemeinen Dicht bes Dienftes im Heere unterivorfen. - Diefe Berfafiung wurde in bem 


Schwarsburg: Soubershanfen. 


Ueber die gegens|Befondere Abs|Bom Nachweiſe 
wärtige Anzabl| gaben fommen| abhängig, Braul - ' 

hinaus ſoll keine nicht vor. und Rinder er: 
Conceſſion aufl Berordn. v. 28.| naͤhren zu Fon 
ben Handel ers| Febr. 1815. nen. 

tbeilt werben, Beroron. v. 20 
und auch nur Novbr. 1835. 
ein Mitglied $.8 
einer fidy .vom 

HSandel ernäh- 

zruden Bamilie 

zu Kureia Er⸗ 

rverbzweig zuge⸗ 

Laſſen werben. 

Serordn. v. 20.| 

Nevbr. 1836. 


sg. 2—. 
Der Heine Leih⸗ 
verehrt, Trödel 


oder Viehhan⸗ j 
belift unterjagt. ' 
$. 9. 


Ihwarzburg ANudolftadt. 


6 darf Fein ans Sur die Familie „ Die jüdifchen „ F 
xrer Handel6 Thlr. Schutz⸗ Chefrauen muͤſ⸗ 
rticben wers] geld jährlich. fen den weib⸗ 
’en, als worauf lichen Rechts: 
ie bei ondere wohlthaten eid⸗ 
Sonceffion Tau: lich entfagen. 
ef. Berorbn. v. A 
tordn. v. 1. Novbr. 1776. 
nun 1792. 88. 6. 7. 


9. 


Staates u. Ges 
meinbe: 
Bürgerrecht 
(Riederlaffung). 


Mar in. der Stadt Haigexloch 
mit verbundenes Sandals: nad A 
dagegen kann die finderlofe Wittwe ihren Schutz umd ihr Anflebelungsrecht auf einen ameiten ” 





7) 


— — 





Korparalieuen. 


aufgenommen werden. 


Die Juden wer⸗ 
den auch ohne 
Schutz u. Tole⸗ 
ranzbriefe als 
Unterthanen 
angeſehen; die 
Staͤdte find je⸗ 
doch nicht ver⸗ 
pflichtet, ſie zum 
Bürgerrecht zus 
zulafien. 


Sie ftehen im 
Schub, das Ge: 
leit müflen fie 
alle 6 Jahre er⸗ 
neuen. Der 
Schuß bleibt 
ber hinterlaſſe⸗ 
nen Bittwe, bie 
fie fich twieder 
verheirathet; die 
Kinder haben 
ihnnur folange, 
als fie bei ihren 
Aeltern fich anf: 
halten, unver⸗ 
heirathet blei⸗ 
ben, und für 
ſich kein beſon⸗ 


deres Gewerbe 


treiben. 


Corporationen 
beſtehen nur für 
die Religions⸗ 
und Unter⸗ 
richts⸗Angele⸗ 
genheiten. 


n 


8. 


Siaata⸗ 
und Gemeinde: 
Aemter 


uden Bd Inden, deren büngsekiche. BRschle 
echt auf eines ihrer Kiuber m ü 








Dienft im 


ſtehenden Beere 

























Hierzu werden ſie Beſteht und iſt 


nicht zugelaſſen 
und find vun 
der Landſtand⸗ 
ſchaft geſetzlich 
ausgeſchloſſen. 


auch das Avan⸗ 
cement ihnen ge: 
ſtattet, es iſt 
indeſſen noch 
nicht vorgelom⸗ 
men, daß ein 
Jude Offizier 
geworden waͤre. 


xxV. 


” 





6. 


Erwerb vo 
Vrundſtuden 





Furſtenthu 


Ift aubefeheint, 
nur mag hi 
Ackergut vonde 


| bentendem In: 
fang fein, a ; 


XXVI. FürRentäku 
In Schleitz und Ehbersborf befinden fich Feine Juden; auch in Greig kommen nur ſehr wenige ve 


XXVII. 


Nach Col.1. find Sie werben zum! Der Schutzbrief 
Heerdienft nicht) Tautet nur auf 


fie Hierzu nicht 
fähig. | 


herangezogen, 


einen beſtimm⸗ 


entrichten aber) ten Drt. 


jährlich . eine 


Summe an bie 


Contingents⸗ 
Caſſe. 


.f u... 


Flurſtenthun 


" 





4. 12, 


— — —— 
VISITS — ———— ————— | - 


Serheiratfung Glaubwurdigkeit · 
Gewerbehetch. . Mgaben || een im Geimiuels u.) Pemzrfungen 








ng): Ä 
mit Chriften. Ginitfachen. 
nbeusallagı Bin gunusiugen. | 
heilten Schubbeisfen beruhen. Hiernach ſiub die Bamilienväter befugt, ihren Sauchefig und Br da⸗ 
Mhrung der — 730 die Abtretung des Hausbeſitzes an einen Fremden wird nicht. geſeettet, 
ann übertragen. Berteäge ber Juden müfjen bei ben Aemtern beftätigt, und Verhandlungen darüber 
Baldeck. 
In Behref der Befondere Ab⸗Staats⸗-Geneh⸗Iſt unbefchränft. „ " 
Handwerfe und gaben Aommmen| migung ift nicht 
Gewerbe unbe⸗ nicht vor. erforderlich. Es 
(hrönft. Zum muß von jeber Gemeinde ein für 
Vetriebe der allemal. ein Jude vorgefchlagen! 
Vranntwein⸗ und von der Regierung beſtaͤtigt 
ſchenkwirth⸗ werden, welcher ſaͤmmtliche Trau⸗ 
ſchaft werden ſie ungen ausſchließlich zu verrich⸗ 
m der Regel Ä ten hat; Trauumgen durch andere 
nicht zugelafien. Juden find nichtig 
I 8. 10. 
| Verordnung v. 15. Juli 1833. 

[U 
Kung, | 
1 befehen daher Feine bie Juden betreffenden befonderen Geſetze. Sie werben dort nur ‚gebulbel. 
kcheumburg⸗ Lippe. Ä 
sie follen vom! An Schußgelb „ „ „ „ 

ndel mögs | werben alljährs 


lihſtabgezogen, Tich 2 Thlr. u. 
amd daher eis) ebenſo 2 Thlr. 
um Handels⸗ bei jedem Ster- 
uam der Schug] befall und jeder 
ue ertheilt wer⸗ Verheirathung 
en. in der Familie 


gezahli. 


- 
. 
ee — 
— — — — — 


— — 
— — 


— IB — 


1. 2. 3. 4. 5. 6. 
Staats⸗ u. Ge⸗ Staats 


meinde- Den im , (Erwerb von 
Büraerı Korporationen. |und Gemeinde⸗ füchenbem veer Foetzligigkeit. ne 
— Aemter. | Bruni | 





- BER WIEN, Wütftanien 
Sie find Schutz⸗ x Beſteht. Die Schutzbriefe // 
enoſſen. Der werden auf be⸗ 
ihnen eriheilte ſtimmte Orte 
Schutzbrief muß ausgeftellt. 
alle 10 Jahr 
erneuert wer: 


den. Beim To⸗ 
de des Mannes ' 
bleibt der Witt: 
we das Geleit 
bis zu ihrer 
Wiederverhei⸗ 
rathung, dann 
aber haͤngt es 
vom Gutbefin- 
den der Regie: 
rung ab, ob ber 











Schutz dem 
zweiten Chegat⸗ _ h 
ten ober einem 
Kinde erſter Che 
ertheilt werden 
ſoll. | . 1 
| | xıı 
„ Hiervon find ſie Beſteht. Das Uebergiehen Iſt unbefärt 
ansgefchloffen. | von Moisling| in Meislin 


nach Lübeck wird 
- nicht geftattet. 











—â—— — ————— — — —— ———— — — 


Sewerbebetrieb. 


ppes Detmold, 


ie Befugniß 
im Sanbel 
ingi hauptſuͤch⸗ 
ich von den Be⸗ 
limmungen im 
Schußbriefe ab. 
Diefer wirb für 
den Handel jegt 
mr noch anf 
Descendenten, 
icht anf Sei⸗ 
verwandte 


erden. Hau: 
thandel iſt ver⸗ 
den. Für die 
andwerke be⸗ 
hen keine Be⸗ 


ed, 


Loͤbeck ſelbſt 
ben nur Sie⸗ 


8 Hauſiren 
urchaus un⸗ 
agt; dage⸗ 
iſt zu Mois- 
‚der Handel 
tbefchränft. | 


| 


Es wird ein jührs 
lichesSchußgeld 
von 4 Thlr. ent: 
richtet, für die 


Haudels⸗Con⸗ 
ceffion find 20 


bis * an 
zu zahlen; ſon⸗ 
ſtige Abgaben 
find aufgehoben. 
Berorbn. v. 14. 
Mir 1843. 


Ge ift Staateges 


Berheirathung 


(Staats: Seneh| Vertrags; 


migung) Ghe 
mit Chriften. 


fühigfeit. 


Gin@spulatiouss, Ste können Geld 


fchein von ber 
Kammer iſt ex: 
forderlich, und 


Er 
*3 
33 
E- 
4 


nehmigung er: 
forderlich, und 
wird dieſe in der 
Regel nur nach 
vollenbetem 25. 
Lebensjahre, 

beim Nachweife 
binlänglichen 

Nahrungsbe⸗ 

triebes, u. einer 
mindeſtens auf6 





bis 8 Pro⸗ 
cent ausleihen. 


„ 





11. 12. 
Glaubwuͤrdigkeit 
in Kriminal⸗ u. Bemerkungen. 
Civilſachen. 


In Lübedk ſelbſt 


exiſtirten früher 
gar feine Zudem 
u. wurden erfl im 
18. Jahrhundert 
einzelne Schu 

juden mit Tchr 
befchrinften Bes 
fugniffen aufge: 
nommen ; dage⸗ 
gen finden fich 
mer Juden in 


A EEE 
Jahr zu Moisling geficherten) dem 1806 von Holflein abge⸗ 


Wohnung ertheilt. 


tretenen Flecken Moisling. 


t. 


Staats⸗ u. Ge: 
meindes 
Bürgerreht 

(Riederlaffung). 


Die feßhaften Es befteht eine| Hiervon ſind ſie Sie An dienſt⸗ 
Juden Haben | Corporationfür | ansgefchloffen. | pflichtig, auch 
Staatsunter⸗ Cultus⸗ Schul⸗Geſ. v. . Sepibr. Yom- Ayanees 
thanenrechte; fie| umb Armen⸗An⸗ 1824. Art. J.ment nicht aus: 


fönnen zwar, ba 
fie von der Ber: 
waltung des 

Etaats ımb der 
chriftlichen Ge: 
meinde ausge⸗ 
fchlofien blei⸗ 
ben, das volle 
Staatsbürger: 
recht nicht er: 
langen, werten 
jenoch in allen 
privatbürgerli- 
chen Beziehun⸗ 
gen im Allge⸗ 
meinen den 

Etadtbürgern 

gleich behanbelt. 
Gef. v.1.<eptbr. 
1824. Art. I. 


| 





. 

- . . 
“ . 
* 
" . 
. . 
“ 
— — — — — — — nn ter 


Korporationen. 


elegenheiten. 

in Senats⸗ 
Commiſſair ſteht 
an der Spitze, 
und nimmt zu⸗ 
gleich das 
Staats⸗Inter⸗ 
eſſe wahr. Au⸗ 
ßerdem iſt ein 
aus 9 Mitglie⸗ 
dern beſtehender 
Vorſtand u. ein 
GemeindesAuss 
fchußvon 9 Mit⸗ 
gliedern zur Ver⸗ 
waltung u. Lei⸗ 
tung der Cor⸗ 








porations⸗An⸗ 


gelegenheiten - 
beſtellt, und 
wird hierbei den 
Rabbinern keine 
directe Mitwir⸗ 
kung verſtattet. 
Regul. vom 8. 
Maͤrz 1839. 


— — 


Staats⸗ 
und Gemeinde⸗ 
Aemter. 





Als Aerzte und 
Advocaten wer⸗ 
den ſie zugelaſ⸗ 
ſen, nicht aber 
zum Notariat, 
zu ben Phnfl- 
fatsftellen, und 
dem Sanitütss 
Amte. 










Dienft im 


ſteheuden Heere. 


Beförderung ei⸗ 
nes Juden zum 


Offizier, nicht 
einmal die Be⸗ 


nt Sladir und 





Sreizligfeit. 


. 
" 






b. 


Erwerb von 
Grundflüden, 


und deren l 
gebungen Hin 
fer. a. I fi 
genchuͤmlith vr 
werben, es but 
aber jederfelkl 
flimdige Jah 
nur ein Ham 
und einen 
Garten eigen 
chümlich be 
n. Dieſe 
Befchrinfung 
wird jedoch 
Feldguter m 
bezogen. 
Geſetz vom 
Sepibr. 18%. 
F. 19. 








— — — — —— ———— — nein 
—r — — —— — — —,; — —— — 


7 8. 
Jewerbebetrieb. Abgaben. 
rankfurt. 
ie Ctablirung „ 
ils Handels: 
mam iſt ers 


laubt, wenn der 


dude vom 15. Jahre ab, 3 


Jahr die Handlung ordentlich 
erlernt und (was für Chriften 
nicht gilt) A Jahr in der Stabt 
oder 2 Jahr auswärts als Com⸗ 
mis gedient hat; unterfagt ift 
er Handel mit Brennholz, 
seucht, Fomrage und Mehl, nur 
er Kleinhandel mit Mehl ift 
eſtattet. Die frühere Befchrin- 
ing der Zahl der Kleinhaͤndler 
aufgehoben. Der Betrieb von 
jabtiken und Manufafturen ift 
mbeichrinft, doch dürfen chrifts 
ihe Arbeiter me mit Senats⸗ 
dewilligung angenommen wer⸗ 
en. Für die Sandwerfe beftehen 
ine Beſchraͤnkungen; der jübis 
he Meiſter hat, ſoweit fie nicht 
pliiſcher Natur find, dieſelben 
hehe wie ber chriſtliche, er 
af jedoch Feine Societaͤt mit 
Yillichen Meiftern ſchließen, 
ht mit Arbeiten, bie er micht 
ÄR verfertigt, oder rohem Ma⸗ 
tial Sander treiben, auch nur 
diſcher Gehülfen ſich bedienen. 
ie Zahl der jüdifchen Meifter 
U unter Berückfichtigung des 
erhaͤltniſſes der jüdiſchen zur 
lichen Bevölkerung befchränft 
ben; eine jüdiſche Meiſter⸗ 
ttwe kann das Gefchäft ihres 
annes, jedoch nur mit juͤdi⸗ 
em Geſinde, fortfegen. 
$. 5. 14 


6 vom 1. September 1824. 


Verheirathung 
(Staats s Geneh- 
migung) Che 
mit Chriften. 


Zur Verheiras 
ihung bedürfen 
die Juden der 
Senatss&rlaubs 
niß, aufvorgäns 
gigem Nachweis 
der Faͤhigkeit, 
eine Familie 
hinlaͤnglich er⸗ 
naͤhren zu kön⸗ 
nen. In einem 
Jahre werden 
nur ? Chen mit 
fremden Juden 
oder Jüdinnen 
geftattet, wobei 
jedoh tie in 
einem Jahr et- 
wa nicht er: 
reichte Anzahl 
auf die nach- 
folgenden über: 
tragen werben 
fann. 

Geſetz 88. 3. 4. 
v. 1. Sept. 1824. 


— — — — — — —— —— — —— 


— — — mn — — — 


— — — — — — 4 
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11. ‚12. 
Glaubwürdigkeit 
in Criminal. u.| Bemerkungen. 
@ivilfachen. 
Das Geſetz vom 
1. September 
1824. ordnet die 
Verhaͤltniſſe der 


Juden allge⸗ 
mein. 


1: 2. 3. 4. 5. b. 





meinde⸗ Staate⸗ Dienſt im 
Bürgerrecht Korporationen. und aomeinbe- fiehenven Here. 


her Gem Freizugigkeit.IErwen son 
iederlaſſung). 


Grundftuͤden 


xı 

Die Inden haben „ Hiervon find fie „ Der Schutzbrief IR von * 
fein Staates ausgejchlofien. lautet auf einen| fonderen & 
oder Gemeinde- beitimmten Taubmiß deet 
Bürgerrecht, Ort. nats abhaͤngi 
werden viel⸗ 

mehr als Schutz⸗ 
genoſſen be⸗ 

frachtet.. Der 

Schutz ift rein 
perfönlich, und 

erlischt mit Dem 

Tode des Eon: 
sefftonirten, 

auch kann bie 
Mebertragung 

beffelben jeder⸗ ' 
zeit nur von eis 

nem Kinde bes 
verftorbenen 
Schupjuden 
nachgefucht wers 

den. Auslin- 

difche Juden er: \ 
halten feine Ges 
nehmigung zur 
Niederlafjung, 

fondern werben 

nur zeitweife | 
geduldet. 


— 





un 


Die Juden find » giervon find fle| Befteht. eänft. 
‚Schupver- ausgefchloffen. Ren Sn unbeſch 
wandte. Das Notariat i 

ihnen zugaͤng⸗ 
lich. 


- 








11. 








12. 


—— — — — — — —j ms — — Rs — j — — — — 


Jewerbebetrieb. 


remen. 


06 Saufiren, 
owie der Han⸗ 
el mit ſtarken 
hetraͤnken und 
onſtigen der 

Conſumtions⸗ 

Abgabe unter⸗ 
vorfenen Waa⸗ 
en iſt unter⸗ 
agt. 


burg. 


" 


— 


An Schutzgeld 
werden 4Rthlr. 


jährlich gezahlt. 


Die Benupung 
der Giro-Banf 
wird den Ju⸗ 
den gegen eine 
Abgabe von 50 


Rthlru. geſtat⸗ 
tet. 





Verheirathung 


Staats⸗Geneh⸗ 


migung) Ehe 
mit Chriſten. 


Die Ehe mit einer 


Auslaͤnderin 
bedarf der Er⸗ 
laubniß des Se⸗ 
nats, indem die 
Fremde erſt da⸗ 
durch in den 
Schutz ihres 
Chemanns tritt, 
und die Aufent⸗ 
haltsbefugniß 


erhaͤlt. 


Vertrags⸗ 
faͤhigkeit. 







Glaubwürdigkeit 
in Criminal: u.| Bemerkungen. 
a Sivilfachen. 









„ 






In Bremen felbft 


befinden ſich 
feine Juden, 
fondern nur in 
einigen zum 
Etadtgebiet ge: 


hörigen Dör: 
fern. 











F. 
Veberfidt 
der | 
Anzahl der, in den einzelnen europäifhen Staaten befindlichen Juden umd ihres | 
Verhaͤltniſſes zur Zahl und der übrigen Bewohner diefer Staaten. 


Rach den Angaben in dem genenlogifch- Hiftorifch- fatiftifchen Almanach. Weimar. Landes sFubufties 
Gomptoir pro 1846. 


‚Aumerfung In Betreff des Preußiſchen Staates find die Tabellen des flatiftifchen Büren 
vom Jahre 1343 zum Grunte gelegt. 
Wo die Eolonnen A. und 5. nicht ausgefüllt find, findet ſich die Zahl u 
Juden in dem betreffenden Staate nicht angegeben. 





Lau⸗ der der datunter ithin 7 
fende Namen der Staaten. Ginwohner befindlichen folgende Bemerkungen. 
No überhaupt Juden Zahl von 
j in⸗ 
— ———— — 
bis zum Jahre 1844. wohnern. 
1 /Ochereih .....22... 36,720,000 641,000 57 
2 Preußen... 2.220200... 15, 267) 326 206,050 74 | 
3 1Babem 222020 rn. 4,440,327 62,830 71 | 
4 |Sadfen.... 2.222220. 1,757,800 882 . 1,909 
5 | Hannover .. 2 222200. 1,758,119 11,127 158 
6 I Würtemberg.......... 1,725,167 11,584 149 
7 |Ban . 2.222222 000. 1,335,200 21,368 62 
8 | Kucheflen.... 22200. 732,073 8,300 88 
9 I HSeffen-Darmfatt .... .. 834,711 28, 325 29 
410 | SachfensWeimar....... 251,980 1, ‚428 177 
11 | SacfensMeinign ...... . 156,930 1, 508 104 
12 | Sachfen-Altenbng .. .. . . 126,178 . . Daſelbſt befinder 
ſich verfaffungk 
mäßig feine Ju— 
13 | SachfensCoburgsGotha . . . 99,677 1,200 83 
44 | Braunfchweig......... 267,965 1,480 181 
15 | MedlendbingsSchwerin ..... . 488,056 3,320 . 147 
16 | MedlenburgsSkelig ...... . 96,500 650 142 
417 | Oldenburg .. 2.222 0.. 276,291 1,370 202 
18 Naſſau............ 406,314 6,688 61 
19 | Anhalt: Deu ........ 62,603 1,700 37 
20 —28* Bernburg....... 49,356 800 62 
21 | AnhaltsEötben....c. 42,106 
22 | Schwarzburg= Sonberehaufe en. 54,888 491 112 
23 | Schwarzburg-Rubolftadt . 68,891 170 405 
24 Allem: ⸗Hechingen .... 21,000 . 
25 | $0 enpollern Giegmaringen. . 45,100 


26 | Kichtenflein ....... 6,350 











1. 2. 3. 4. 5. 6. 
Zahl Zahl86 Fommt 

Lau⸗ der ber darunter Zube auf 

eende Namen der Staaten. Einwohnerbefindlichen folgende Bemerfungen. 

überhaupt Juden Zahl von 

Ro. 9 Bins 

EEE NER 
bis zum Jahre 1844. wohnern. 

27 Reuß ältere Linie) ..... 33,803 

23 Reuß (jüngere Linie)... . - 74,883 373 291 

23 1 Walbed.... 2.222 020200 98,753 500 118 

30 | kippe-Deimold ....... - 104,500 . 

31 | Schaumburg-Lippe... . . - 29,300 . . 

32 Sefiens Domburg ....... 24,373 1000 24 

3 be... .......... 47,300 500 95 

34 —ã error. 168,000 7,500 22 

3 Bremen... - 2222er. 76,000 

36 Frankfurt a. M........ 65,524 

37 Belgien. 2-22 02er. 4,213,863 1,954 2,157 

38 Miederlande. ......... 3,168,056 52,245 61 

39 | Dinemarf. ...... . 2,195,500 6,000 366 

W | Schweden und Norwegen. .. 4,260,000 850 5,012 

4 | Großbritanien und Irland . 26,991, ‚517 13,000 2,076 

22 1 Frankreich. 222222020. 34,136,.000 70,000 487 

3 | Spanien ........... 12,186,891 

4 | Bortugal 222222220. 3,412,500 . 

% Rußland, einfchlieplich jebach Eine Angabe über 
ber anßereuropsifchen bie Zah at Iu- 
Zanbestheile..... . 62,838,453 1,120,000 ‘56 | yaifen Bellkun- 

, gen allein fehlt. 

KB Rralan .......... 145,700 13,000 11 

7 | Emopäifche Türkei... . . . 12,200,000 250,000 4 

8 | Griehenland ......... 956,000 . . 

3 | Schweis.. 222222000. 2,363,000 2,600 909 

so Ionifche Republit....... 205,567 5,500 37 

st Kirchenftant .......... 2,898,115 16,000 181 

98 | Barma 2222er 465,673 630 739 

58 ea ..... ........ 168,200 

4 San-Marino ......... 8,100 . . 

dd | Sardinien .......... 4,650,368 6,798 684 

6 | Sieilin. - 222222... 8,320,217 2,000 4,160 

IT Toscana. een 1,436,785 6,186 221 


8 Modena............ 510,000 1,500 3410 
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II. 
Beilagen der Denkſchrift 


zu dem 
Entwurfe einer Derordnung 
über 
bie Berbältniffe der Juden, foweit ſolche bag jüdiſche 
Kultus: und Unterrihiswefen betreffen. 





A. 


Darftelluug 
des 


jetzt beſtehenden factiſchen und rechtlichen Zuſtandes bes 
tzäüdiſchen Kultus- und Unterrichtsweſens 


in 


der Preußiſchen Monarchie. 


Bei Erlaß des Edikts vom 11. März 1812 über die bürgerlichen Verbält- 
niffe der Juden wurde im $. 39 vorbehalten, auch die jüdiſchen Kultus⸗ und 
Schul- Angelegenheiten durch geſetzliche Beſtimmungen zu orbnen und fefter zu 
regeln, 

Hiernächſt IR von des Königs Majeſtät durch die Allerhöchfte Ordre vom 
13, Dezember 1841 eine -allgemeine Regulisung bes jüdiſchen Kultus⸗ und 
Schulweſens "für den ganzen Umfang ber Monarchie angeordnet worden, wobei 
nach der Allerhöchſten Abficht die eigenen Vorfchläge der Juden beſondere Be— 
rücfichtigung und Erwägung finden follen. 

Bei der weiteren Vorbereitung ber beabfichtigten Regulirung iſt es noth⸗ 
wendig geweſen, zunächft über die gegenwärtigen faktiſchen Zuſtände bes jüdiſchen 
Kultus⸗ und Schulwefens in den verfchiebenen Lanvestheilen der Monardie 
genaue Auskunft zu erhalten, um danach prüfen und beurtheilen zu Können, ob 
und in wieweit bie Tuben eines Dris, eines Bezirks, einer Provinz u. |. w. 
in Gemeinden und weiter auffteigenb in größere Corporationen zu vereinigen, 
wie diefe auf eine wo möglich dem jüdiſchen National-Charakfter und ben jübijchen 
Religiong-Begriffen entfprechenne Weiſe in fich zu organifiren und unter einander 
in Verbindung zu feben feien. 

Die Herbeifchaffung der zu einer vollſtändigen und alffeitigen Kenntniß 
diefer Zuſtände erforberlichen Materialien ift den Regierungen unter Vorlegung 
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beftimmter in ben zu erſtattenden Berichten zu beantwortenben Sragen aufgegeben 
worden. 

Es iſt für nothwendig erachtet worben, bierbei auch auf vie Benälferungs- 
Berbältniffe der Juden in den einzelnen Lanbestheilen Rüdficht zu nehmen. Auf 
Grund der von den Regierungen gelieferten Materialien ift die unter a beilie- 
gende tabellarifche Zufammenftelung angefertigt worden, welche bie Seh: 

1, der jünifchen Einwohner: 

a) bes ganzen Preußifchen Staats, 

b) der einzelnen Provinzen, 

©) ber einzelnen Regierungs-Bezirfe und zwar: 
a. in den Stäbten, 
ß. auf dem platten Lande; 

2, ber ſchulpflichtigen Kinder, nach benfelben Rubrifen eingetheilt und bie 
Zahl berjenigen Kinder, welche bie chriſtlichen Schulen befuchen, ober in 
befonberen jübifchen Squlen unterrichtet werben ober endlich Privat⸗Unter 
richt erhalten, . 

überfichtlich nachweiſt. 

Im Nebrigen gründet ſich die nachfolgende Darftellung bes jept beſtehenden 
rechtlichen und fattifchen Zuftanbes des jühifchen Kultus- und Schulweſens theils 
auf die Angaben ber Regierungen, theils auf bie in ben Alten ber beireffenven 
Minifterten vorhandenen Materialien, Der bürgerlichen Verbälmiffe der Juden 
geſchieht dabei nur in ſoweit Erwähnung, als zur Erläuterung und zum Ber- 
ſtaͤndniß der rücdfichtlich des Kultus- und Schulweſens beſtehenden Zuflände er- 
forderlich if. 

Das Edikt som 11. März 1812 iR nur in ben bei der Emanation beffelben 
zum Preußifchen Staate gehörigen Lanbestheilen als Geſetz publicirt, während 
die Juden in ben neuen und wieber erworbenen Provinzen nach ber binfichts 
ihrer mitübernommenen Verfaffung behandelt worden, Es ift daher 


I. Der Zuftaub des jüdifchen Kultus: und Schulwefens 
in den alten Provinzen 
zu erörtern, 

Ueber den Umfang der Gültigfelt bes Edikts vom 11. März 1812 hat bie 
Allerhoͤchſte Ordre vom 8, Auguft 1830 dahin entfchteben, daß baffelbe nur in 
ben Provinzen zur Anwendung zu bringen fei, in welchen es bei feiner Erlaffung 
publicirt worben iſt; bagegen in ben neuen und tiedererworbenen Provinzen 
nicht als mit dem Allgemeinen Landrechte und ber Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung 
eingeführt betrachtet werben Tönne, vielmehr in Lepteren bis zur weiteren gejch- 
lichen Beſtimmung ſich in Hinficht ber Verhältniffe ver Juden lediglich nad ben- 
jenigen Vorſchriften geachtet werben folle, welche bei der Befiunahme dieſer Pro- 
vinzen als darin gefeplich beſtehend vorgefunden worden find, 

Cir. &,-©, 1830 p. 116, 
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Durch das Edikt vom 11. März 1812 find alſo nur bie in dem damaligen 

Umfange der Monarchie, d. h. 

in Oſt⸗ und Weltpreußen mit Ausnahme des Culmer und Michelauer Bezirks, 

undb ber Städte Thorn und Danzig mit ihren Gebieten, 

in Pommern mit Ausnahme des Regierungs⸗Bezirks Stralſund, 

in der Provinz Brandenburg mit Ausnahme ber Laufip und des SKottbufler 

Kreifes und 

in Schlefien mit Ausnahme des dazu gelegten Theiles der Ober-Lauf itz, 
zu jener Zeit wohnhaften Schutzjuden und deren Familien, in ſofern ſie die in 
bem Edikte ſpeziell angegebenen Bedingungen erfüllen, für Einländer und Staats⸗ 
bürger erklaͤrt, und bie Vorſchriften des Edikts können daher auch noch jetzt nur 
auf die in den gedachten Landestheilen wohnhaften Juden Anwendung finden. 

Ueber das jüdiſche Kultus⸗ und Schulweſen disponirt der $. 39 des Edilts 
som 11. März 1812, daß die nöthigen Beſtimmungen wegen des kirchlichen 
Zuftandes und ber Verbefferung bes Unterrichts der Juden vorbehalten bleiben 
und baß bei ber Erwägung berfelben Männer des jüdiſchen Glaubensbefennt- 
niffes, bie wegen ihrer Kenntniffe und Rechtichaffenheit pas Hffentliche Vertrauen 
genießen, zugezogen und mit ihrem Gutachten vernommen werben ſollen. Dieſe 
vorbehaltenen Beſtimmungen find noch nicht ergangen und es entftebt daher zu- 
nächſt bie Frage: 

nach welchen Geſetzen gegenwärtig die Kultus⸗Verhältniſſe ver Juden 

in ven alten Provinzen zu beurtbeilen find? 
Diefe Frage iſt zwar verfchieden beantwortet worben, gewöhnlich wird aber am 
genommen, daß das in Mylius N. C. C. 1756 p. 118 abgedruckte General- 
Suden» Privilegium som 17. April 1750, foweit es die jüdiſchen Kultus - Ber 
hältniſſe betrifft, und in fofern einzelne Beſtimmungen nicht obfolet geworben 
find, noch jegt zur Anwendung zu bringen ſei. Diefe Anficht fügt fich im We⸗ 
fentlichen auf folgende Gründe: 

Das Oeneral-Iuden-Reglement vom 17, April 1750 gilt als lex specialis 
in den Preußifchen Staaten. Dieſes jus singulare erſtreckte ſich anf bie Juden 
in einer zwiefachen Beziehung, nämlich einmal in fofern fie den Unterthanen- 
Charakter hatten und dann in fofern fie einer beſtimmten Religionsgefellfchaft 
angehörten, oder mit anderen Worten, das General- Iuven- Reglement enthält 
Beſtimmungen rüdfihtlih ber bürgerlichen Verhältniſſe und auch in Betreff bed 
Kultusweſens der Juden. Es iſt Rechtsregel, daß ein neueres generelles Geſeh 
an und für ſich ein älteres fpezielles nicht aufbeht, Iſt mithin in dem neueren 
Geſetze die Ungültigkeit des älteren nicht ausprüdlich ausgefprochen, fo kann dad 
ältere nur in foweit als nicht mehr beſtehend angeſehen werben, als bie neue 
Berorbnung mit bemfelben in Feiner Art zu vereinigen if. IR in bem neuern 
Gefepe gar noch angegeben, daß nur eine theilweife Aufhebung bes früheren 
eintreten fol, und bat fich rüdfichtlich des anderen Theils ber Gefebgeber noch 
fünftige Beftimmungen vorbehalten, fo .ift es um fo mehr außer Zweifel, daß 
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bas ältere in Beireff des nicht abgeänderten Theils in Kraft geblieben if. Das 
Edikt vom 11. März 1812 betrifft fchon feiner Ueberſchrift nach mur die bür- 
gerlihen BVerbältniffe der Inden, In dem Eingange des Gefehed werben 
alle bisherigen SGefepe und Vorkchriften für die Juden, jedoch nur in fomweit ale 
fie durch das gegenwärtige Geſetz nicht beftätigt werben, für aufgehoben erflärt, 
Die in ven 66. 1—38 incl, enthaltenen Beſtimmungen betreffen Tebiglich bie 
bürgerlichen Berhältniffe, und der 6. 38 verorbnet, daß die Beftimmungen wegen 
ber Kultusverhaältniſſe vorbehalten bleiben. Die älteren Berorbnungen find daher 
in der zuletzt gebachten Rückſicht in Kraft geblieben und als noch geltend an- 
infehen, 

Auch in judieando iſt es namentlich durch gleichlautende Erfenntniffe des 
Inſtruktions⸗Senais und bes Ober⸗Appellations⸗Senats des Königlichen Kammer⸗ 
serihts und des Königlichen Geheimen Ober- Tribunals in Sachen des Ritter- 
gutsbeſitzers Henoch wiber bie hiefige Judenſchaft ausgeführt worben, daß bie 
älteren Gefebe in Bezug auf das Aultusweien ver Juden noch fortbauernd zur 
Anwendung zu bringen fein. Die Gntfcheidungen werben namentlich darauf 
gefüpt, daß die Befimmungen wegen bes Kullusweſens nur vorbehalten werben, - 
und daß fih das Edikt mirhin feinem ganzen Inhalte und auch feinem Titel 
nach nicht auf biefe, ſondern nur auf bie bürgerlichen Verhältniſſe der Juden 
beziehe. 

Gebt man nun aber auf ben Inhalt des General⸗Juden⸗Reglements vom 
Jahre 1750 zurüd, fo ergiebt fih, daß bie Beflimmungen veffelben mit ben 
neueren Geſetzen in Anfehung der bürgerlichen Rechtsverhältniffe ver Juden zum 
Theil nicht in Einklang zu bringen find und baher in ben weſentlichſten Be- 
fimmungen ihre praktifche Bebentung längft verloren haben. 

Die wefentlichften Dispofitionen des gedachten Reglements In Betreff des 
Zuſtandes ber Juden find Folgende: 

6. 3. daß bie Zahl der jübtfchen Ritualbeamten auf eine beſtimmte Zahl 
beſchrankt bleiben foll, 

$. 29. daß bie SIuben-Nelteften ihr Amt nach einer heftimmten, ihnen jedoch 
niemals ertheilten, Inſtruktion verwalten follen, 

5. 30. daß fih Fein Sube von ver Gemeinde feines Wohnorts Tosfagen 
und ber Autorität der Aelteften und bes Rabbinats in Religions- unb Kirchen- 
"Sachen fi entziehen darf, und daß alle Betübungen außerhalb ber genrbneten 

Bethäufer bei 10 Rihlr. Strafe unterfagt fein follen, 
6, 31. daß bei Streitigkeiten ber Juden in Religiond- Sachen resp. ber 
Magiftrat ober der Rabbiner mit den Aelteften entfcheiden fol, fe nachdem bie 
Strafe nur 5 Rthir. oder mehr beitägt, die BVerzeichniffe über bie feſtgeſetzten 
Strafen aber zu Ende Dezember jeden Jahres ber Krirge- und Domainen⸗ 
Kammer eingereicht werben müffen, und endlich 

6. 32, daß die Kammer alljährlich eins Verfammlung anzufepen bat, um 
die Inden⸗ Aelteſten wegen ihrer Amis-Derwaltung zur Rechenſchaft zu ziehen, 
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die Mitgliebder der Gemeinde mit ihren Veſca erden zu bösen und für deren 
Abhülfe zu ſorgen. 

Alle dieſe Beſtimmungen kommen unter ben jetzt veränderten Verhaͤltniſſen, 
wie ſich unten ergeben wird, nicht mehr zur Anwendung, und es fehlt daher 
ruͤdſichtlich der Drbnung ber jüdiſchen Kultus-Verhältniffe in ber That an allen 
pofitiven gefepliden Beſtimmungen. 

In früherer Zeit bildeten bie Iuben ziemlich allgemein politifche Gemeinden 
und ihr Verband in biefer Beziehung. war fogar ein weit engerer, als herjenige 
anderer politifchen Gemeinden, wie fi 3. B. daraus ergiebt, daß ihnen bie 
Verpflichtung oblag, ben burch Vergehen einzelner Gemeindeglieber zugefügten 
Schaben zu erfegen. Dieſes Verhältniß hat ſelbſtredend überall ba aufhören 
müſſen, wo bie Juden, wie durch das Edikt vom 11, März 1812 geſchehen, 
wirkliche Staatsbürger und dadurch gleichzeitig Mitglieder der Ortslommun 
geworben find. Ihre Gemeinſchaft iß hiernach nicht mehr eine politifche, fenbern 
eine bloße Kultus⸗Vereinigung. | 

Es if daher zunächſt das Berhältnig ber jübifchen Religiensgeſellſchaften 
zum Staate, ſodaun ihr Verhältniß zu den chriſtlichen Kirchengeſellſchaftan und 
endlich ihr Verhältniß zu ihren Mitgliedern näher gu betrachten. 


A. Verhaͤltniß der jüdiſchen Religionsgeſellſchaften zum Staale. 


Als Religionsgeielligaften betrachtet gehören bie Judenſchaften zu dan bin 

gebuldeten, 
ci, Evift vom 9, Juli 1788 (f. g. Religions Edilt.) 

Ueber die Rechte und Pflichten geduldeter Religionsgeſellſchaften enthält das 
Allgemeine Landrecht 6. 13—23. 11. 11. folgende Beſtimmungen; 

$. 13. Jede Kirchengeſellſchaft iR verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurcht 
gegen bie Gottheit, Gehorſam gegen die Gefebe, Treue gegen den Staat wat 
fittlich gute Gefinnungen gegen ihre Mitbürger einzuflößen. 

$. 14. Religionsgrundfäge, melde dieſem zuwider ind, follen im Staats 
nicht gelehrt und meber mündlich noch in Volksſchriften ausgebreitet werden. 

$. 15. Nur ber Staat hat bad Recht, dergleichen Grunbfäge nach ange⸗ 
Bellter Prüfung zu verwerfen und beren Ausbreitung zu unterfagen, 

$. 16, Privatmeinungen einzelner Mitgliedes machen eine Religions - Er 
ſellſchaft nicht verwerflich. ‘ 

$. 17. Die vom Staate ausbrüdiih aufgenommen Kirchengeſellſchaften 
haben die Rechte privilegirter Corporationen, 

$. 18, Die von ihnen zur Ausübung ihres Gotteshienßes gewidmtien 
Gebäude werben Kirchen genannt und find als priyilegirie Gebaͤude bes Giant 
anzuſehen. 

8. 10. Die bei folgen Kirchen zur Feier deg Gottaghienfes and zum 
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Religions-Thnterrichte beſtrüten Perfonen haben mit andern Beamten im Staate 
gleiche echte. 

6. 3. Eine Religionsgefellfekaft, meldte der Staat genehmigt, ihr aber 
bie Rechte Bffentlich auſgenommener Kirchengeſellſchaften nicht beigelegt bat, ge- 
nteßt nur die Befugniß geduldeter Kirihengefellfchaften (It. 6. 88. 11. 204.). 

6. 21. Jede Kirchengeſellſchaft, die als ſolche auf Die Mechte einer gedul⸗ 
bulbeten Anſpruch machen will, muß fich bei dem Staate gebührend melben und 
nacdhweifen, daß bie von ihr gelchrien Meinungen nichts enthalten, was bem 
&runbfage bes 5. 13. zuwider Kauft. 

Hiernach unterliegt es keinem Bedenken, daß bie jüdiſchen Religionsgeſell⸗ 
ſchaften nicht als juriſtiſche Perſonen anzuſehen find. Das Geſetz giebt ben ge- 
buldeten Religionsgeſellſchaflen — $. 20. 1. e. — mit beflimmien Worten nur 
die Rechte der geduldeten Privaigeſellſchaſten, welche im Tit. 6. 6. LE. seq., 
auf weiche ausdrũcklich Bezug genommen wird, eben fo ausdrücklich den morali- 
fhen Perſonen (Eorporationen, Gemeinden) gegenüber geſtellt werben. 

Gegen dieſe Anfiht und für die Annahme, daß bie jüdiſchen Neligionsge- 
ſellfchaften als juriſtiſche Perfonen anzuſehen feien, bat man fi zwar auf dis 
Beſtimmung des Allg. Landrechts berufen: 

daß die Rechte der Lorporationen ſolchen som Staate genehmigin Ge⸗ 
ſellſchaften zufommen, die fi zu einen fortbauernden gemeinnlpigen 
Zwecke verbunden haben, 
Inden man nachzuweiſen verſucht bat, daß dieſe Merkmale bei den ſuͤbiſchen 
Kefigionsgefellfchaften vorhanden ſeien, und außerdem darauf Bezug genommen: 

a) baß bie Juden von den Sitaatébehbrben in amilichen Verfügungen als 
Gemeinden bezeichnet würben, 

vd) daß fie, were fie ſeine Gemeinde mit ben Eigenſchaften einer juriſtiſchen 
Perfon Mibeten, leine res communes, als Synagoge, Begräbnißpläge, 
Badehäwfer u. f. w. haben Tönıten. 

Diefe Grünbe find jedoch, fo wie jeder andere Serfuchte Beweis gegen bie obi⸗ 
gen beſtimmten und Haven Befepe nicht ausreichend. 

Was die Ausübung bes Gonesdienſtes betrifft, fo ſtellt das Allgentein« 
Landrecht für bie gedulbeten Kirchengeſellſchaften im Allgemeinen in ben 96. 22; 
Me 25, EI. 11. folgende Grunbſaͤge auf: 

6. 22. Einer geduldeten Kirchengeſellſchaftr iſt die freie Anshbung ihres 
Privatgottespienfes geftatiet, 

$. 33. Zu birſen gehott bie Anſtellung gofteebienfllicher Sufammenfünfte 
in gewiſfen dazu beſtinmuten Gebaͤnden und bie Ausübung ber thren Keligions⸗ 
grunbſatzen geinäßen Gebrauche, ſowohl in ihren Zuſammenlünften, als in ven 
Privatwohnungen ber Mitglieder. 

6: 24 Eine blos geduldete Kirchengeſellſchaft kann aber das Eigenthum 
felcher Gebllabe olme befonbere Erlaubni des Staals nicht erwerben. 
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§. 25. Ihr iſt nicht geſtaltet, ſich der Glocken zu bebisnen ober bbifeniliche 
Feierlichkeiten außerhalb der Mauern ihres Verſammlungshauſes anzuftslien. 

Die gottesdienſtlichen Zuſammenkünfte der Juden finden entweder in bei 
ihnen eigenthümlich gehörigen Gebaͤuden ober in gemietheten Lokalien Statt. Unter 
bem Vorbehalte ver Regulirung bes Eultuswefens überhaupi ift über bie Berech⸗ 
tigung der jüdifchen Gemeinden zur Erbauung von Synagogen in bem Ebicte 
vom 11, März 1812 nichts beſtimmt. Nach dem General-Iuben Reglement 
som 17. April 1750 war den Iuben die Benutzung befonberer Synagogen oder 
fogenannter Iubenfchulen zwar erlaubt, jedoch mit ber. Einfchränfung, daß an 
einem Orte nur eine Synagoge ober Subenfchule fein bürfe, zu welcher ſich alle 
Auden beffelben Orts halten müffen. Demgemäß ift nach ber Publication bed 
Edilts flets darauf gehalten worden, daß fich nicht mehrere Spnagsgengemeinben 
an dem nämlishen Orte bilden und daß da, wo bereits eine Synagoge erifit, 
nicht noch Betfäle oder Privattempel, fondern einzig und allein bie Synagoge 
als der Drt zur Feier des Gottespienftes ber Juden benupt werden. Diefe Be⸗ 
flimmungen find auch wiederholt durch die Allerhöchften Ordres vom 9. December 
1815 und 12. December 1817 eingefchärft. Nach einer Verfügung des Mini- 
ſteriums des Innern vom 2. Februar 1816 follen diefe Vorſchriften jedoch nur 
fo zu verfiehen fein, daß nicht geduldet werben bürfe, daß gottespienftliche Der- 
“ Sammlungen in Prigathäufern Statt finden, wo gottesbienftlihe Reden gehalten 
oder überhaupt ber Gottespienft wie in’ der Synagoge ausgeübt werbe, daß es 
ih aber mit ſolchen Beiftuben, welche durch letztwillige Verordnungen eingeführt 
find, und weiter feinen öffentlichen gottesbienklichen Zwed haben, als zu gewiſ⸗ 
fen Stunden beflimmte Perfonen Behufs zu verrichtender vergelchriebener Ge⸗ 
bete zu verfammeln und womit Unterfügungen verbunden wären, wodurch fie in 
bie Categorie ber wohltbätigen Stiftungen kommen, ganz anders verbale, und 
daß biefe in ber DVerrichtung ihrer Gebete nicht gefört werben fellten. 

An Orten, wo noch Feine Synagoge if, kann eine folche ober auch wur ein 
Bethaus nur- mit Genehmigung des Staats, d. h. Des Königs, da nad bet 
Berorbnung vom 27. Oktober 1810 jede Beſtimmung wegen ber Toleranz an 
bie unmittelbare lanbesherrlihe Genehmigung gebunden -ift, angelegt werben. 
Demgemäß. find bie Regierungen durch das EirculareRefeript vom 1. Juli 1830 
angewiefen worden, durch die Ortspoligei-Behörben dahin zu fehen, bag Anläufe 
son Grundſtüden zur Anlage ober Erweiterung von Synagogen niemals vor 
eingegangener Ianbesherrlicher Erlaubniß vorgenommen werben. In melden 
Sällen die Erlaubniß au ertheilen fei, hängt alfo lediglich von ber Beſtimmung 
Sr, Majeftät des Könige ab, Des hochſeligen Königs Majeftät haben aber 
durch die Allerhöchſte Ordre vom 22, Juli 1886 von dem Minifter bes Innern 
darüber Bericht erfordert: 

ob aus ber Dulbung ber Juden im Allgemeinen ein Recht derſelben her⸗ 
geleitet werden Konne, ihnen eigne Bethäuſer auch in ſolchen Orten zu 
geſtatten, wo fie fih bisher mit gemietheten Wohnungen beholfen haben? 
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In dem hierauf erfiatteten Merichte wird ausgeführt: es liege ſchon in bem ©. 
34. 11. 11. Allg. Landrechts, daß ben Juden aus ihrer Duldung allein ein 
Recht, bie Anlegung eigener Beihäufer im Gegenfate ber gemietheten zu ver⸗ 
fangen, nicht zugeflanden werben könne, weil fie, wenn fie biefes Recht als ſol⸗ 
ches befüßen, der befonberen Erlaubniß bes Staats nicht bedürfen würden. Cs 
- Fonnten naher wur Rüdfichten auf Billigfeit und auf das äffentliche Beſte bei ber 
des fallſigen Entfchliegung eintreten. Hiebei komme es nun allerbinge in Betracht, 
baf, da Fein Haus⸗Eigenthümer gern eine Synagoge als Miether aufnehme, die 
Suben an mauchen Orten in den Hal Tommen Tönnten, miethsweiſe gar fein 
Lokal für ihren Gottesdienſt zu finden, wenn ihnen nicht bie Erwerbung eines 
eigenen Srunbüds geſtattet werde, in welchem Falle fie dann ohne alle gemein- 
fame Gonesverehrung bleiben müßten. Hiernach fei zwar ben Juden ein Recht 
auf Erwerbung nicht zuzugeſtehen, es bürfte ihnen aber in ber Regel und be- 
fonders in Faͤllen ber gedachten Art bie Erlaubniß dazu nicht zu verfagen fein. 
In der anf diefen Bericht ergangenen Allerhöchſten Ordre vom 20, März 
1837 haben fih des hochſeligen Könige Mafettät mit tem Grundſatze, 
daß den Inden ans ihrer Dulbung allein bie Anlegung eigener Bethäu⸗ 
fer im Gegenſatze ver gemietbeien zu verlangen, nicht zugeftanden werben 
könne, 
einverſtanden zu erklaͤren und gu beſtimmen geruht, daß bie Juden, fo wie fie 
früher fish beholfen, ſich auch Künftig behelfen und daß Ausnahmen hiervon nur 
in den. dringendſten Fällen dann Statt finden ſollen, wenn bie Verſagung dar⸗ 
auf hinführen würde, daß fie gar Fein Lokal zu ihrem Gottesdienſte finden. 
Nach dieſen Bekimmungen wirb bie Genehmigung zu einem Spnagagenbau 
und zu ber desfallſigen Grund⸗Acquiſition Seitens der beireffenden Minifterien 
grundſaͤnzlich nur beim Dbwalten reines abſoluten, aus beſtimmten und erheblichen 
Gründen nachgewieſenen wirklichen Bebürfniffes, bei deſſen Nichtberüdfichtigung 
bie beireffende jũdiſche Gemeinde in bie Lage kommen würbe, überhaupt Tein 
Lelal für ihren Gottesbienft finden zu Können, nicht aus Rüdfichten einer bloßen 
mehreren Bequemlichkeit oder einer ihren Wünfchen entfprechenpen bloßen Aus⸗ 
fhmädung bes bisherigen gotiestienflichen Lokals, Allerhöchkten Orts bevorwortet. 
Da ferner die Erbauung und Ginrihtung von Synagogen ober Beihäufern 
mus in fofern, als ber Stans dieſelbe genehmigt, gefcheben barf, fo Kann bies 
auch nar an derjenigen Stelle geſchehen, melde ausdrücklich zu biefem Zwede 
angewiefen wird. 
Mas die Frage betrifft, i 
in wisfen ber Siaat den Glauben und bie Reiglonsgehräude der Ju⸗ 
ben auerlenne und berädfichhige, 
fo Hat man bisher jebe poſitive Einwirkung auf da⸗ jũdiſche Cultusweſ en na⸗ 
mentlich aus dem Grunde abgelehnt, weil men davon ausging, daß wenn man 
ſich den Verſuch einer Reformation ber religibſen Verfaſſung ber Juden erlauben 
wre, derſelbe doch fruchtlos bleiben und bie Reform niemals feſte Wurzel faſ⸗ 
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fen würbe, daß eine ſolche Berbeflerung bes religikfen Zaſtandes ver Inden fh 
vielmehr aus der Kirchengeſellſchaft ſelbſt herausbiſden und die Oberaufſicht des 
Staats ſich darauf beſchränken müſſe, zu verhindern, daß dieſelbe wicht eine ven 
Stants-Intereffe gefaährliche Richtung nehme. 

Inzwifchen waren aber fchon bald nach ber Yablicatien ves Edilis, nameni⸗ 

fih von den Indengemeinden in Berlin, Bweslau und Königsberg, Verſuche ges 
macht worden, ihren Gettespien zu reformiren. Dieſe Wewerungen haben ſich 
son Zeit zu Zeit wiederholt, fie find aber früher Reis meberfagt worben, weil fe 
in der Art, wie fie angeſtellt waren, ven beftiiunmt ımb wieberhols eflärten Ab⸗ 
fihten des hochſeligen Königs Majekät emtgegenliefen. Es wurde nämli in 
biefer Beziehung als Grundſaß ſeſtgehalten, daß, wenn auch Im Allgemeinen hie 
seligtöfen Einrichtungen ber Juben einer näheren Beauffichtigung ber Otanit 
bebörbe nicht unterliegen, dieſe doch darliber zu wachen babe, daß wit eine Aen⸗ 
berung in ber religiöfen Verfaffung der Juden einivete, welche bie Baſis ver⸗ 
rüden wärbe, auf welcher dieſelben tm Preußiſchen Staale gedalbet ſind, und 
es war demgemäß in ben Allerhöhken Orbres vom 9. Dezember 1815, 12. Di⸗ 
gember 1818, 9. Deyember 1823, 6, Februar und 2. April 1924 wicherholt be- 
kimmt, daß der Gotteodienſt ber Riden nur nad dem hergebruchten Ritus ohne 
die geringfte Einmifchung von mwilführlichen Neuerungen in den Corrmonieen, 
Gebeten und Gefängen ganz nach dem alten Herfommen gehalten werken fall 
and daß auch ber Keligionsunterricht genau nach der Glaubenslehre ber Raden⸗ 
ohne foldhe Abweichungen, durch melde fich eine neue Sekte bilden fenne, 7 
ertbeiten jet. 
Im nexucrer Zeit iſt jevoch das Princip bes Befhaltens am Dergebrachten 
tn den fübiſchen Cultusformen In fowelt aufgegeben werben, als die Stautsbe⸗ 
hörten von ben Differenzen, welche unter ven Juder Kber ihren Gulms enti⸗ 
ben, nur in dem Kalle Kenniniß nehmen uud Über dieſelben Euifäeftneng treffen, 
wenn polizeiliche Gründe the Einſchreiten erforbern. Im Mebrigen wird es lbe⸗ 
biglich den jüdiſchen Gemeinden ſelbſt überlaſſen, ſich drüber zu einigem, nad 
dem Geifte ihrer Religioneſatzungen angemeilen IR oder nicht. 

Bon ven einzelnen bei ber Beier des füntfchen Gottechienſtes vorkommenden 
Ceremonieen und Gebraͤuchen hat ber Staat bisher Im hbeiner Welle Kenntniß 
genommen. In neuerer Felt ſind aber auch nicht Sowohl Geremonisen, die I 
ganze Art und Welfe der Feler des Goncsdienſtes Gegenſtand beſonderen, aM 
Neuerungen gerichteter Beſtrebungen Seitens eines Theils der Jüchen Gruin⸗ 
ben geworben. Namentlich iſt bereits in vielen Gemoinden, weil ein großer 
Theil ber Gemeindemitgleeber der habrütſchen Sprache nur noch wentg aber nicht 
in dem erforderlichen Maaße ober, wie bie Frauen unb Mabchen, gar: wicht Tun- 
dig iſt, ein Gotteorienſt im deuiſcher Sprache Argeflipet werben. Sr mehren 
Grmeiuben werben nur von Zeit zu Zeit deutſche Keden gehalten, in manhen 
ſind aber auch die Gebetr ans vem Hebrotſchen ins Deutſche Werſehr and Kam 
ben in deuiſcher Sprache gofungen. Einzuiue Grmeinden winſchen amp, MM 
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hen Geſang Her. Bemeinbe geregelt und wahrhaft erbaulich und nicht mehr burch 
ein verworrenes Durchtinanderſchreien und bie oft profanen Melodieen entheiligt 
werde, daß bie Erlaubniß zum Gebrauch ber Orgel beim Gotuesdienſt extheilt 
werben möge. - 

In vielen Gemeinden bat fick ferner ber Gebrauch gebildet, daß vie jüdi⸗ 
fen Anaben, nicht auch bie Mädchen, nach zurückgelegtem dreizehnten Sabre, 
nach geſchehener Darlegung ber erlernten Religionstenniniffe in ber Synagoge 
feierlich getweiht werben. Diefe Weihe fell jedoch mit ber in ber evangeliſchen 
Ricche übätchen Confirmation, nach der yon einzelnen Regierungen barüber er- 
theilten Nuchmft, nichts gemein haben. 

Die fädifchen Religiensgebräucde werben von ben Staalsbehörden insbe 
fonbere bei ben Einesleifiungen ber Juden berüchkſichtigt. Diefer Gegenftand 
ſteht jeboch nicht in unmiltelbarer Verbindung mit der Regulirung ber jübiichen 
Cultusverhãltniſſe und iR daher bier nicht weiter zu erörtern, 


B. Verhaͤltniß der j übifchen Religionsgefelfchaft zu den eritihen. 
Religionsgefellfchaften. 


Im Allgemeinen befiimmen hierüber bie 85. 36-38. 11. 11. A. L. R. 

5 DA Mehrers Kirchengeſellſchaften, wenn fie gleich zu einerlei Religions⸗ 
parthei gehdren, ſtehen beunsch unter fih in Feiner nothwendigen Verbindung. 

5 33. Kirchengefellſchaften dürſen fo wenig als einzelne Mitglieber ber- 
ſelben einnander venfelgen oben beleidigen. 

538. Schmahungen und Exbiiterung verurſachende Beichulbigungen müſſen 
durchaus vermieden erben. 

Was bie Berechtigung zum Erwerbe des Patronato Seitens eines Juden 
übes sine riliche Kirchs betrifft, fo find die diesfälligen Verhäliniſſe unter Ab⸗ 
änberung ber 6. 481-583, 11. 18 8. 8% R. auch in den Lanbesiheilen, in 
welchen nicht das A. L. R. gilt, für alle Territorien,. wo bie Juden Grunb- 
Rüde umbefchräuft erwerben können, durch bie Verordnung vom 30. Oftober 
1816 (8. ©. p. 207) dahin feitgeftclit, daß, wenn das Pairenatrecht mit einem 
im Befige eines Zuden beßndlichen Grundſtücke verbunden ift, biefe Rechte wäh« 
rend beiten. Beßtzzeit ruhen und vom Staate ausgeübt werben. Der Pfarrer 
nes pie Kirthenbedienten, ſowie bie Schullehrer werben daher in evangelifchen 
Gismeinken non ber Pravinzialbehörde, und tin ben Intholifchen ganz in ber- 
felben. Art beßellt, als ab Kein Patron vorhanden ober beiten Recht auf fie 
Abergegangen wäre, (hen fa folk es auch mis ber Aufficht über das Kirchen 
vermögen und mit der Abnahme ber Kirchenrechnungen grhalten werben. Die 
Beiseöge uud Beiungen aber, zu denen ber Patron verbunden tft, find in allen 
Ballen aus den Einkünften deg Guts zu hefireiien, Wo das Patronas 
singe. Gommuus puſteht, Unnen bie jünischen Diitglicher verfelben an befien And« 
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übeng Leinen Theil nehmen, fie müſſen aber hie damit verkaünften Reallaſten 
gleih andern Mitgliebern ber Commnue tragen... 

Die Beiträge der Inden für chriſtliche Kirchenſpſteme aulangend, fo befimmt 
ber 6. 15. des Edikts vom IL März 1812 (gleichlautenb mit bem 8. 20. ber 
Berorbnung vom 1. Juni 1833 wegen bes Judenweſens im Großherzogthum 
Pofen), daß bie Juden gehalten find, alle den Ehriften gegen ben Staat und 
bie Gemeinde ihres Wohnorts obliegenben bürgerlichen Pflichten zu erfüllen, und 
mit Ausnahme der Stolgebühren, gleiche Laften wie andere Staatsbürger zu 
tragen. Sie müllen alſo als Befiger von Grundſtücken, auf welden ein Pa⸗ 
tronatrecht über eine chriftliche Kirche haftet, oder als anfäßige Dorf- und Stabt- 
Einwohner zur Unterhaltung ber chriſtlichen Kirchenſyſteme in gleicher Weiſe 
beitragen, wie cin chriſtlicher Befiger dazu verpflichtet ſein würde. De ber ß. 
17. des Edikts und pos. 5. ber Verordnung vom 30. Auguſt 1846 biefe. Ber- 
pflichiung der Juden ebenfo beftimmt als unbebingt ausfpreihen, fo ſind die al» 
legirten Beitimmungen früher fo zur Ausführung gebracht worben, daß man 
bie Juden, weldhe von Chriften Grundflüde erworben hatten, von biefen in 
gleicher Art, wie ihre chriftlichen Vorbefiger, zu ben Laſten der Iinterhaltung ber 
Kirchen- und Pfarrſyſteme beitragen ließ, Diefer Modus febte jeboch voraus, 
daß die Eonfeifion bes Vorbeſitzers felbft zu ermitteln fei. Diefe Ansmittelung 
unterlag in manden Fällen Schwierigkeiten und war in andern ganz unaus⸗ 
führbar. In folden Bällen blieb nichts anderes übrig, als bie Juden zu ben 
Kirchen⸗ und Pfarrfpftemen beider chriftlichen Eonfeffionen bes Orts beiftenern 
zu laffen und zwar mit ber Hälfte dee Beitrages eines wirklichen Pfarrgenoſſen 
beiber Confeffionen, und die Regierung in Marienwerber trug beshalb, um bie 
Ungleichheiten bei ber Anwendung obiger Gefepflellen zu wermeiden, darauf an, 

die Juden in allen Fällen zu ben .Kirchen- und Pfarrfpfiemen ber chriſtlichen 
Sonfeflionen in ber gedachten Art beiftenern zu laſſen, ohne nach ber Con⸗ 
feſſion bes Vorbeſihers überhaupt Nachforfchungen auſtellen zu Infien, voraus⸗ 
gefebt, daß beide chriftliche Confeſſionen Kirchen⸗ und Pfarripfieme am Orte 
zu unterhalten haben. 
Das Minifterium ber geiftlichen ıc, Angelegenheiten bat bierzu feine Zuſtimmung 
ertbeilt, weil überhaupt has Geſetz in feiner allgemeinen Faſſung nicht enigegen- 
ſtehe und eine gleiche Behandlung aller eintretenden Fälle fich felbft empfehle, 
fodann aber, weil eine ungefepliche Yrägravatlow der Inden nicht zu befürchten 
fet, indem fie — wenn fie auch zu ben evangelifchen und katholliſchen Kirchen 
beiftenern — boch nur mit ber Hälfte eines sollen Betrages herangezogen wer⸗ 
ben, und endlich, weil es fich überhaupt nur von einem Interimiſticum handele 
und jedem Juden, der fich ungejeplich behandelt wähnt, ber Rechtsweg gegen 
bie chriftlichen Gemeinden immer offen bleibe, 

Diefen Grunpfägen gemäß ift feliber verfahren werben, Nachgehenbs f 
es aber zur Eprache gelommen, daß es für bas religiäfe Gefühl der Beſiter 
verlehend ſei, wenn fie genäthigt würben, bie zum IUnterhalte eines ihnen frem- 
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ben Gotteodienſtes geforderten Beträge unmittelbar in bie Hände ber chriftlichen 
Kirchenempfänger zu zahlen oder für bie chriſtlichen Kirchen und Pfarren etwa 
obliegenden Hand⸗ und Spaundienſte in Perſon zu verrichten. Des Königs 
Majekät haben deshalb hierüber das Gutachten des Stantsminikerit erfordert 
und auf den erfiattenden Vortrag burch bie Allerhöchſte Orbre vom 1. Oktober 
1841 zu beftimmen geruht, daß es in Erwägung der befonderen Schwierigkeiten, 
welche mit einer Abänderung in ber Art der Erfüllung ber aus dem Patronate 
und bem Parochial⸗Berbande entftehenden Verbindlichkeiten für jübifche Grund⸗ 
befiger verbunden fein würden, bei den hierüber beſtehenden gefeßlichen Beftin- 
mungen belaffen werben folle, daß jedoch, wenn es babei auf bie Einzahlung 
baarer Geldbeiträge antomme, dafür geforgt werben mäüfle, daß dieſe Einziehung 
burch bie Eommunalbehörden bewirkt werbe, bamit bie Juden bergleichen Beiträge 
nicht unmittelbar an die Hirchlichen Beamten zu bezahlen haben. Eben fo müſſe 
ben Juden geftattet werben, flatt der Naturaldienſte bei Kirchen und Pfarrbauten 
ein Aequivalent in Gelde zu entrichten, wenn fie es nicht vorziehen, biefe Dienfte 
durch von ihnen bezahlte Arbeiter verrichten zu laflen. 

Zur Erlevigung mehrerer über die Auslegung bes Edikts vom 11. März 
1812 6. 15., der Verorbnung vom 30, Auguft 1816 Nr. 5. und ter Berorb- 
nung som 1. Suli 1833 6. 20., fo wie über ben Umfang, in welchem jüpifche 
Einwohner, ine beſondere fübiihe Grundbeſiher, zu Beiträgen für die chriftlichen 
Kirchenſyſteme herangezogen werben Fönnen, eniſtandenen Zweifel ift endlich bie 
Circular⸗Verfügung vom 25. Februar 1842 an bie Ober-Präfiventen ber Pro- 
vinzen Preußen, Pommern, Brandenburg, Schlefien, Sachfen und Pofen er- 
lafien, welche Folgendes beftimmt : 

1. Das Edit vom 11. Wär, 1812 5. 15. und bie Berorbnung vom 1. 
Juli 1833, 6. 20. verpflichtet die fünifchen Einwohner im Allgemeinen, gegen 
ben Staat und bie Gemeinde ihres Wohnoris alle ben Ehriften obliegenden 
bürgerlichen Pflichten zu erfüllen und, mit Ausfchluß ber Stolgebühren, gleiche 
Laſten wie andere Einwohner zu tragen. 

Unter ber „Gemeinde bes Wohnorts” Tann, wie bie in dem Edikte vom 
11. März 1812 gebrauchte Bezeichnung “bürgerlichen Pflichten” bemweift, nur bie 
bürgerliche Gemeinde bes Wohnorts verſtanden werben. Cine Berpflichtung 
der jüdifchen Einwohner, zu ben Laftlen ber an ihrem Wohnorte befindlichen 
chriſtlichen Kirchen beiguiragen, Tann aus biefen Geſetzen nicht hergeleitet werben, 
und ber an einzelnen Orien fattfindende Gebrauch, dir jüblfchen Einwohner 
auch zu den, nach Kiaffen- oder Gewerbeſteuer auf bie Parochiauen unmittelbar 
umzulegenden kirchlichen Abgaben heranzuziehen, entbehrt der gefeglichen Be⸗ 
grändung, fofern nicht ein ſpezieller Mechistitel für dieſe Art und Weile bes 
Verfahrens nachgewieſen werben lann. IR bagegen bie Unterhaltung ber kirch⸗ 
lichen Syftene eine Pflicht der bürgerlichen Ortsgemeinde, fo kbnnen bie 
jũdiſchen Ortseinwohner ſich den Beiträgen zu ben bürgerlichen Communalbe⸗ 
dũrfniſſen, bie kirchlichen Behlrfniffe mit einbegriffen, nicht anuben, ba fie 

VIII. 
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gegen die bürgerliche Kommune biefelben Laften zu entrichten Haben, wie bie 
hriftlichen Einwohner, und eine Befreiung ber jüdiſchen Einwohner dadurch nicht 
herbeigeführt wird, daß nach ber Ortsnerfaffung ein Theil der bürgerlichen Ge⸗ 
meinde-Einfünfte zum Beten der chriſtlichen Kirchen verwendet wird, 

2, Handelt es ſich aber um eine Abgabe, welche von ben Pilichtigen un- 
mittelbar an die chriſtlichen Kirchenſyſteme zu entrichten ift, fo Fann die Here 
anziehung ber Juden zu biefen Laflen nur in dem Maaße erfolgen, als bie Ber- 
ordnung vom 30. Auguſt 1816 dies geftattet. Diefe Verordnung legt nur ben 
jüpifchen Orunpbefigern eine Beitragspflicht in der Weife auf: 

daß die Juden als anfäßige Dorf- ober Stabt-Gemeinbeglieder von ihren 

Grunpftüden, gleich andern chriſtlichen Befipern, zur Erhaltung ber Kirchen- 

fpfteme beizutragen verpflichtet find, da biefe fonft wegen ber Aufiebelung ber 

jüpifchen Staatsbürger Gefahr laufen, einzugeben. 
Hieraus folgt: 

a) daß die jüdiſchen Grundbeſitzer, gleich jebem britten Veſitzer, zur Entrichtung 
folcher Abgaben und Leitungen an Firchliche Inſtitute verpflichtet find, welche 
in der Eigenfchaft einer binglichen Laft auf ihren Grundſtücken haften und 
als folhe im Hypothekenbuche eingetragen find, ober welche boch nach feſt⸗ 
ftehenrem Ortsherlommen von allen Grunpflüden zu entrichten ſind; 

b) daß die füdifchen Grundbefiger aber auch zu ſolchen kirchlichen Laften, na- 

' menilich zu Banbeiträgen verpflichtet find, welche ganz ober zum Theil, nad 

Maaßgabe bes Grunpbefibes, in ber Gemeinde vertheilt werben. 

Die Virrordnung vom 30. Auguſt 1816 beſchränkt die Beitragspficht ber 
jüdiſchen Grund beſitzer nicht bloß auf die im firengen Sinne des Worte kirch⸗ 
lichen Leiftungen, fondern verpflichtet piefelben von ihren Grundſtücken in demfelben 
Maaße, in welchem chriftliche Beſitzer berfelben beizutragen haben mwürben ; ben 
füdifchen Grundbeſitzern fallen daher auch diejenigen Parochial⸗Abgaben zur Laſt, 
welche nach Häuſern, Hufen, Höfen, ober nach dem Grunpftenerbeirage auf bie 
in der Parochie begüterten Grunpbefiger umgelegt werben. 


C. Berhältniffe der jüdifchen Religionsgeſellſchaft gegen ihre 
Mitglieder. 


Der jünifchen Synagogen⸗Einrichtung liegt keine äußere ellgemeine Ver⸗ 
einigung mehr zum Grunde, ſeit der Sanhedrin, die hochſte geiſtliche und welt- 
liche Bebörbe zu Jeruſalem, mit dem Staate ſelbſt aufgeläft worden iſt, und 
auch die ſpäteren ſtellvertretenden Patriarchen aufgehört haben, Beſtimmie Di- 
ſtrikte, in welchen die jüdiſchen Glaubensverwandten zu einem gemeinſamen Ver⸗ 
bande gewieſen find, nach Art der Parocieen ber chriſtlichen Kirche, find nicht 
vorhanden. Das General-Suben-MReglement vom Jahre 1750 brſtimmie zwar, 
dag ben Juben Feine Trennungen geftuttet fein ſollten, und burch fpätere, oben 
bereits ermähnte Allerhochſte Ordres if wieberholt anbefohlen worden, daß an 
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einem Orte nit mehrere Synagogen fein follen; bie Verwaliungsbehörden 
haben ebenfalls angenommen, daß für die Juden ein Parochtalzwang im Sinne 
ber chriſtlichen Gemeinden, d. b. die Verpflichtung ber Juden, ſich zur Gemeinde 
ihres Mohnorts zu halten, wicht beftehe, daß vielmehr jebem jüdiſchen Familien⸗ 
haupt, weil bie Juden Feine privilegirte Corporation bilden, und ihren einzelnen 
Mügliedern daher freigeftellt bleiben müſſe, ob fie fih überhaupt einer Ge⸗ 
meinde anſchließen wollen, auch freifteben müſſe, fi) zu einer beliebigen Sy⸗ 
nagoge oder Betiſchule zu halten. Hiemit ſtimmt nad ben von ben Negierun- 
gen erflatieten Berichten . auch ber factifche Zuftand fat überall überein, Foͤrmlich 
abgefchloffene Synagogenbezirke find nicht vorhanden. Die füdifchen Gefellfehaften 
und Vereine zur gemeimfchaftlichen eier des Gottesdienſtes find vielmehr le⸗ 
biglich auf gütliches Uebereinkommen gegründet. Das gemeinfchaftliche Bebürfniß 
halt und führt fie zuſammen und es kommt verhältnißmäßig nur felten vor, daß einzelne 
jüdiſche Familien fich einem foichen Verein nicht anfchliegen, Nur in einzelnen 
Städten bes Regierungsbezirks Königsberg — Braundberg,. Wormbdilt, Frau⸗ 
enburg, Dfterobe, Meblfad, Pr. Holland, Ortelsburg und Raftenburg — werben 
bie. jüdiſchen Familienoñter und andere felbfifländige Juden für verpflichtet er⸗ 
achtet, fich nach Art bes Parschialzwanges zu ber Synagoge oder Berltube amt 
Orte zu balten, wovon nur bie Ausnahme vorkommt, daß tn ben Stäbten 
Braunsberg, Wormbitt, Frauenburg und Mehlſad biefenigen Juden, bie nach⸗ 
weifen, bereits einer anderen Gemeinde anzugebören, der Gemeinde am‘ Orte 
beizutreien nicht verbunden find, . 

Abweichend. hiervon haben ver Ober-Hppelletions-Genat des Königlichen 
Kammergerichts und das Königliche Geheime Ober-Tribuna! tn Sachen des 
Rittergutsbefiperd Henoch wider bie birfige Judenſchaft ben Grundſatz ausge⸗ 
fprochen, daß für die Juden in ven Lanbestheilen, in welchen das Edikt vont 
11. März 1812 Gültigkeit bat, die Verpflichtung beftebe, ſich ber füdiſchen 
Gemeinde ihres Wohnerts anzuſchließen und zu ben Gemeinbebebürfnifien 
beizutragen. 

Der Appellationsrichter führt aus: 

Jeder Genoffe einer aufgenommenen oder gebuldeten Religionsgefellſchaft 
müfle der Natur der Sache nach zu irgend einer Gemeinde feiner Religions⸗ 
parthei gehören und fi in Anſehung der Frage, zu welcher Gemeinde er als 
beitragendes Mitglieb zu rechnen, Tebiglich der Beſtimmung bes Staats unter“ 
werfen. — Ag. Landrecht IE. 11, F. 111, —-Die Beſtimmung, wie es mit 
ben Inden zu hatten, fei durch das Juden⸗Privilegium som 17. April 1750 da⸗ 
bin erfolgt, daß jeder Jude derjenigen Gemeinde, welche an ben Orte feines 
Wohnfiges gebulbet wird, ſich nothwendig anfehließen müſſe. Diefe Annahme, 
welche mit bem faktifchen Zuftande der Juden übereinſtimime, entfpreche auch dem 
Weſen ver Religionsgeſellſchaften, indem dieſe als ſolche nur beftchen können, 
wenn alle Glaubensgenoſſen, welche an demſelben Orte wohnen, der daſelbſt 
befindlichen Verbindung beitreten müßten, Nicht minder entfpreche dieſe Be⸗ 
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Rimmung bemjenigen, was in Anfehung der Blaubensgenofien aufgenommentt 
Kirchengefellfihaften befimmt if. 

Das Königliche Geheime DOber-Tritunal bat dieſe Enifcheidung beſtätigt, 
iR aber aus anberen Gründen zu bemfelben Refultat gelangt. 

In dem beireffenden Erkennmiſſe beißt es: 

Der $. 237. 11. 11. Allg. Landrechts rechnet es ausbrüdlich zum Begriffe 
einer Parodie, alfo auch zu dem Eintreten eines durch den Wohnort begrün- 
heiten Zwanges, ber bier beſtehenden Kirchengefellfchaft beizutreten, daß von einer 
bffentlich aufgenommenen SKirchengefelfchaft die Rede fei. Daß bie Juden Feine 
Öffentlich aufgenommene Religionsparthei find, fondern nach dem Begriffe bed 
8. 20. 1. e. eine gebuldete Religionsgefellichaft bilden, welche zwar ber Staat 
genehmigt, ihr aber die Rechte öffentlich aufgenommener Kirchengefellihaften 
nicht beigelegt bat, ift unbefrittien, Die Rechte einer folchen follen nach ben 
über andere gebuldeie Religionsgefellfchaften Tit. 6. Th. II. gegebenen Vor⸗ 
ſchriften beurteilt werben. In ben Borfchriften des Tit. 6. if aber feine Spur 
yon einem, folden Geſellſchaften beigelegten Jwangsrechte, ihnen anzugehören, 
anzutreffen, vielmehr erhellt aus den $8. 37. 182. 183,, daß ber Eintritt und 
Austritt lediglich von freier Willensbefimmung abhängt. Auch kann ein Zwangs⸗ 
seht daraus nicht abgeleitet werben, daß bafür gehalten werben mag, daß es 
bem Zwede einer Religionsgefelfchaft angemeflen ſei; es folgt hieraus bios, 
daß es für eine ſolche wünfchenswerth ſei, daß ihr ein Zwangsrecht durch ben 
Staat beigelegt werde, .in ihren Rechten aber kaun es an und für fich vermöge 
eines Zweds nicht enthalten fein, da alle ihre Rechte nach $. 37. e. 1. erſt durch 
den Vertrag entfichen, das Wefentliche des Parochialzwanges aber barin beſteht, 
daß er ohne Rüdficht auf freiwillige Unterwerfung vermöge geſetzlicher Beſtim⸗ 
mung jebes Mitglied der Religionsparihei bindet. Es fehlt aber nicht an einer 
befonberen gejeplichen Beftimmung über bie Rechte ber fübifchen Religiondge- 
meinbe, welche alle Duden, die ihren Wohnfig an einem und bemfelben Orte 
haben, verpflichtet, Deitgliever ber daſelbſt beſtehenden Judengemeinde zu fein. 
In dem Art. 31, des Juden⸗Reglements som 17. April 1750 iR ausdrücdlich 
verordnet: 

Wir wollen auch, daß bie fämmtlichen in Berlin und anderen unſeren Stäbten 
wohnenden Schupjubden in Religionsfachen es mit der ganzen jüdiſchen Ge⸗ 
meinbe-halten und Feiner davon ausgefchloffen, noch auch die geringfte Tren⸗ 
nung barin verfattet, fonbern bie fammilichen Glieder der jüdiſchen Gemeinde 
in ſoihanen Religions⸗ und Kirchenſachen ben Welteken und bem Rabbi un 
terworfen bleiben, 
womit in ber That ganz baffelbe für bie in den Stäbien, für welche das Ju⸗ 
den⸗Reglement erlaſſen wurde, wohnenden Juden feſtgeſetzt iſt, was ber Wohnort 
bei Öffentlich aufgenommenen Religionsgeſellſchaften vermöge bes Parochialzwan⸗ 
ges mit fich bringt, 
Hienach würde, wenigſtens in ben Stäbten, Mitglied ber Indengemeinde 
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des Dris in dent Sinne, daß eine Zuziehung zu ben Beraibfchlagungen und eine 
Heranziehung zu den Gemeinbelaften Statt findet, ein jeber an dem Orte wob- 
nende felbfiftändige Jude fein, 

Diefer Grunbfap wird jedoch, wie oben bereits bemerkt, in der Regel von 
ben Subengemeinden weder in ben Stäbten noch auf bem platten Rande an- 
erfannt. Die jübtfchen Neligionsgefellfchaften beruben in ber Regel auf freier 
Bereinigung, und bie Bedingungen bes Eintritts in biefelben find in ben ver- 
fliedenen Gemeinden verfehleden, haufig auch gar nicht nach beſtimmien Orund- 
fäben georbnet, 

Die gewöhnlichen Bedingungen ber Mitgliedſchaft find folgende: 

Selbfftändigfeit, Bildung eines eigenen Hausflanbes; 

Bolijährigleitz 

Unbefcholtener Ruf; 

Befip ber bürgerlichen Rechte aus bem Edikte vom 11. März 18125 
Frauen, auch wenn fie einen eigenen Hausſtand bilden, werben nicht überall für 
aufnahme fähig erachtet, 

Erworben wird bie Mitgliepfchaft in ber Regel 

a) burch bie Niederlaffung an dem Orte ber Gemeinde, 
b) durch Zahlung eines Einfaufsgeldes und eines laufenden Beitrages zur 

Befriedigung der Gemeindebeduͤrfniſſe. 

An manchen Gemeinden mwirb auch nur die Enirichtung ber laufenden Beiträge 
ohne ein befonberes Einkaufsgeld, geforbert, 

Rüdfichtlich des Einlaufsgeldes iſt zu bemerken, baß bie Regierungen er- 
mächtigt find, baffelbe den Umftänden angemeflen zu normiren. In bem Eir- 
rular-Referipte der Minifterien ber geiftlichen 30. Angelegenheiten und bes Innern 
som 25, Sunt 1842 — Minifterial-Blatt für bie innere Verwaltung, 1842 p. 
259. — iſt hierüber bemerkt, daß es nicht zugegeben werben Fönne, daß bie 
Aufnahme eines Juden in eine jüdiſche Synagogengemeinde zu Gelderpreffungen 
benugt werde, Es komme baher barauf an, welches -Kintrittsgeld ſeither ob⸗ 
ſervanzmäßig ober einem bereits beitebenben Gemeinbebefchluffe gemäß gezahlt 
worben fei, und wenn ein ſolches bisher nicht feſtgeſetzt geweſen, müſſe den fü- 
bifchen Gemeinden aufgegeben werben, burch einen zu fallenden Beſchluß ein 
Eintrittögeld zu höherer Genehmigung vorzufcglagen, worauf daffelde mit Müd« 
ficht auf Das ber jübifchen Gemeinde gehörende, für den Cultus benutzte Grund⸗ 
und Eapital-VBermögen zu prüfen und event, feſtzuſtellen fei. 

Die Mitgliepfchaft gebt verloren 

a) burch Veränderung bes Wohnsris, 

b) durch hen Webertritt zu einer andern Religionsparthet, 

e) bush Verweigerung der Theilnahme an ben Gemeindelaften, 

Die Ausichließung und bie Verbannung eines Mitgliedes foll den Judenge⸗ 
meinden nad 5. 31. bes General⸗Juden⸗Reglements vom 17. April 1730 nicht 
geftattet fein und biefe Beſtimmung if nach ben Reſcripten yom 9, Sunt 1012 
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und 21. Maͤrz 1827 (Annalen XII. p. 411.) nicht für aufgehoben zu erachten, 
weil fe mit bem Edikt vom 11, März 1812 nicht in Widerſpruch ſteht. 

Die beitragenden Mitgliever find gewöhnlich anch ſtimmfühig und zu Ge⸗ 
meinde⸗Aemtern wahlfähig. Der Stimm. und Wahlfähigtelt geben jedoch in 
bes Regel diejenigen Mitglieder verluftig, 

a, bie zus Kriminal⸗ Unterfuchung gezogen werben, fo Tange fie nicht frei- 
geſprochen find, oder bie ihnen auferlegte Strafe verbüßt haben, Gitehrende 
Körperliche oder Zuchthausſtrafe macht in einzelnen Gemeinden für immer ſtimm⸗ 
und mwahlunfähig, 

b, die in Gonrurs gerathen find, fo lange fie nicht bie Rehtswohlthat ber 
Güterabtretung erlangt haben, ober wenn das Beneſicium nicht beanfprucht ift, 
fo lange nicht der Gemeinſchuldner in ber Unterfuchung wegen Banquerotts ein 
freifprechendes Erkenniniß erhalten hat, 

e. muthwillige Neftanten ber Gemeinde, 

Die Ordnung der Form und Feier des Gottesdienſtes ift Lediglich den jüdi⸗ 
ſchen Gemeinden felbft überlaffen, Das Allg. Landrecht Tit. 11, Th. 11, 56,46 
big 49 beftimmt hierüber: 

5.46. Wegen ber Außern Form und Feier des Gotlesbienftes kann jede 
Kirchengefellfchaft vienliche Ordnungen einführen. 

$. 47, Dergleichen Anordnungen müffen jedoch dem Staate zur Prüfung 
nad dem 8.13 — daß nichts gegen Gott, Staat, ante Sitte darin enthalten — 
beftimmten Grundfage vorgelegt werben, 

6. 48, Nach erfolgter Genehmigung haben fie mit anderen Poltzeigefegen 
gleiche Kraft und Verbindlichkeit. 

$. 49. Sie können aber ohne Genehmigung des Staats nicht verändert, 
noch wieder aufgehoben werben, 

Hiernach ſteht auch den jüdiſchen Gemeinden das Recht zu, ihre Inneren 
Rechte innerhalb der durch die obigen gefeplichen Beſtimmungen feftgeftellten 
Grenzen durch Synagogen-Orbnungen zu reguliren. Eine eigentliche Betätigung 
von Staatswegen wird ſolchen Synagogen - Ordnungen mit Rüdfiht auf pie 
Stellung, welche der Staat dem juͤdiſchen Kultusweſen gegenfiber einnimmt, nicht 
eriheit,, eine Prüfung derartiger Statuten findet aber im allgemeinen ftaate- 
polizeilichen Inteteſſe in der Weiſe Statt, daß die Regierungen nach gefchehener 
Prufung und bei nicht obwaltenden Bedenken erflären, es finde fich bei dem 
Inhalte aus ſtaatspolizetlichen Nüdfichten nichts zu erinnern. 

Wo es an folhen Synagogen -Orbnungen fehlt, treten bie Allgemeinen 
geſetzlichen Beftimmungen fiber erlaubte Privatgeſellſchaften ein und bie Gemeinde 
befchlüffe werten alsbann nach den: fpeziellen Norfchrifien ber 88. 61 seq. II. 6 
Allg. Landrecht Durch Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt, womit "auch die 
jadiſchen Ritnalgeſetze übereinſtimmen Tollen. 

Zu den Innern Rechten der Jüdiſchen Religivnsgeſellſchaften und zu der hen 
Zadon geßaiteten Ausabung Allem -ihren Religionsgrundfätzen gemäßen Gebräuche 
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gehort es ferner, daß ihnen der Staat ein Sirafreche gegen ihre Gemeinde⸗ 
Mitglieder, ſobald es ſich um innere Vergehen, bie fie als Synagogengenoſſen 
begangen haben, handelt, zugeſteht. Nach dem Circular vom 22. Mai 1775 
N,cC. C. M. Tom. Ill. p. 333 if den Rabbinern and Welteften das Recht zur 
Beſtrafung ber Uebertreier in Eeremonial» Sachen ausbrüdlich beigelegt. Die 
bloße Ausichliefung von der Thora uud bie Eutziehung ber Synagogenrechte 
fol aber eine innerhalb richtiger Grenzen fich haftende Strafe fein, welche nur 
ven Charakter einer Hrohlichen Buße trägt. Die Staatebehörde mifcht fich jedoch 
nach fepiger Lage ber Sache in das Innere des jüpifchen Kultusweſens nich 
bergeftalt ein, um barüber zu entfcheiden, ob ber Rabbiner Gewalt babe, eine 
ſolche Sapungsitrafe anszuſprechen oder nicht. 
CL. Refer. des Minift. der geil, Angel, som 26. Mai 1840, 

In einem Spezialfalle hatte ein Rabbiner sin angeblich zum Rofcherfchlachten 
wicht. berechtigtes Mitglied der Gemeinde mit dem Bann belegt und dieſen Bffent- 
U in der Synagoge ‚vollziehen laffen, worurd dem Betreffenben namentlich 
ber Zutritt zur Thora unterfagt wurde. Auf die deshalb erhobene Beſchwerde 
ab das Geſuch die Aufhebung des Bannes zu veranlaffen, bat fih das Mint 
ferium des Innern dahin ausgefprochen, 

baß es binfichts des verfügten Bannfluches nichts verfügen Tonne, es vielmeht 
Sache der beireffenden jünifchen Gemeindeglieder fei, ob fie den ausgefprochenen 
Fluch beachten wollen oder nicht. 

Ci. Refeript vom 8, Oftober 1830, 

Anders verhält es ſich mit der Beſtrafung muthmwilliger Störung bes Gottes⸗ 
dienſtes. In diefer Beziehung flebt den jüpifchen Gemeinden Fein Recht eigner 
Erlaffung und Handhabung von Strafanordnungen zu, vielmehr müffen, we 
Gemeinde - Mitglieder durch Iebertretung ber von ber Gemeinde unter ſich ge 
tröfenen Beſtimmungen vorgen ber Orbnung bei ihren gottesbienftlichen Zu⸗ 
fammenfünften oder durch fonft ungebührliches Verhalten bei denſelben fih einer 
wirklichen Störung des Goitesdienſtes ſchuldig machen, die Eontravenienten ber 
sompetenten Polizei» oder Gerichtisbehörbe zur Abftellung folder Störungen und 
Beftrafung des ſchuldigen Theils nach ber gefeplichen Verordnung bes 6. 216, 
II, 20, Allgem. Landrecht angezeigt werben. 

Refer. des Miniſt. der geiftlichen ac, Angelegenheiten und bes Innern 
vom 233. April 1836. 

‚Die Aufbrtagung ber Rultwöloften, fotsie der übrigen Gemeinbelaften und 
bie Urt der Repartition derſelben beruht lediglich auf Gemeindebeſchluß. Zu 
ben Gemeindebeduͤrfniſſen gehören außer den aufzubringenben Koſten für bie 
Synagoge uns für die Gemeindebeamten und unter Umflänben für bie Schal, 
Armen- und Kranlenpflege gewähnlich auch 

a) das gemeinfante Badehaus für bie jüdiſchen Frauen, 
b) ber Lehrer zum Religions⸗Unterrichte ber Kan in bey Gemeinbe, 
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Das Kirchhofs⸗ und Begräbnißmwefen wird in dem jüdiſchen Gemeinden in ber 
Regel getrennt von dem Übrigen Gemeinbewefen verwaltet. Es befiebt au allen 
Drten, wo fich eine zahlreiche Gemeinde befinbei, eine beſondere Beerbigungs- 
gefellfchaft aus ben Gemeindegliedern, die eigne Statuien und. eine. eigene Kaffe 
Hat, und ihre Gefchäfte freiwillig und ohne Remuneration verfehen. Die Be- 
erbigungg » Örfellfchaften find verpflichtet, auch bie Leichen derjenigen Suben auf 
ihren Kirchhof aufzunehmen, welche nicht zu ihrer Gemeinde gehört haben, Sie 
find aber berechtigt, von den Hinterbliebenen, falls dieſe zahlungsfähig find, 
eine angemefjene Eniſchädigung nach einem von ber Regierung zu regulirender 
Tarif. u forbern. 

Refeript vom 24, März 1842 (Minifterialblatt für die innere Ver⸗ 

. waltung. 1842, p. 63.) 

"Der Repartitionsmobus der Gemeinbelaften ift, wie bereits bemerft, bem 
eigenen Befchluffe der jüdischen Gemeinden überlafien. Gewöhnlich legt man 
der Reyartition bie frühere Eintheilung ber Juden in reiche, bemittelte und arme 
zum Grunde. In Berlin Iritt jährlich eine Schägungs - Rommiffion zuſammen, 
bie aus ben verfchiedenen Klaffen bes Beitragenden gebildet if, und in 4 Ser- 
Honen von je fünf Perfonen zerfällt, deren jeder ein Commiſſarius bes Ober- 
Borfteber - Kollegiums beigegeben iſt. Diefe prüfen und resp. genehmigen bie 
vorgelegten Etats und beflimmen ben Beitrag eines jeben einzelnen Gemeinde 
mitgliedes. Diefe 4 Sertionen wählen dann je ein Mitglied aus ihrer Mitte 
und bie vier fo bezeichneten Individuen conftituiren fich zu einem Ausſchuß für 
das ganze Jahr, um bie laufenden Gefchäfte zu beforgen. 

In der bhiefigen jüpifchen Gemeinde wird bie Höhe ber Beiträge zufolge 
einer son ben NHelteften entworfenen und son der Regierung zu Potsdam unterm 
23. April 1813 beftätigten Inftruftion von einer aus fünf Gemeindegliedern 
beftehenden Kommiffion beftimmt. In ben Eleineren Gemeinden liegt die Repar⸗ 
zition der Beiträge gewöhnlich ben Vorſtehern ob, 

Gegen diejenigen Mitglieder, welche die rüdftändigen Beiträge zu ben 
Gemeindebepürfniffen nicht leiften wollen, findet, weil die Judenſchaft nur eine 
Privatgefellfchaft it, Feine Erecution im adpminiftrativen Wege, fondern nur dr 
Meg Rechtens Statt, Nur in Berlin find die Aelteften nach 8. 6 der vorge⸗ 
dachten Inſtruktion ausnahmsweiſe befugt, bei nicht erfolgter Einzahlung bed 
Beitrages Zmwangsmittel eintreten zu laſſen. Diefe beftanden bis zum Jahre 
1825 darin, baß bie Reftanten ber Regierung zu Potsdam angezeigt wurden, 
von welcher die Erefutiond - Vollftredftung ausging. Doch Fam eine folche felten 
vor, weil bie Bebürfniffe meift durch eine auf das Kaufcherfleifch gelegte Abgabe 
(Parbon genannt) aufgebracht wurden, bei welcher Feine Rüdftände möglich waren. 
Als aber durch das Refeript bes Minifteriums des Innern vom 22, Oltober 
1824 einem jeden Juden das Schächten frei gegeben wurbe und in Folge been 
bie vorgedachte indirefte Gemeindefteuer aufhörte, und eine andere birelte Abgabe 
erhoben werben mußte, trugen bie Aelteften barauf an, daß bei dem Polizei⸗ 
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Srafpium auf ihre Koſten ein Erecutor angenommen wuͤrbe, welcher gegen bie 
von ihnen namhaft gemadken Reftanten bie Ereeution vollſtrechte. Durch Re 
feript som 235, November 1825 wurbe diefer Antrag genehmigt, worauf gegen 
einen son ber Zubenfchaft geleiteten Beinng von 20 Rible; ein Hills-Erehuinn 
Ni die Ginieyeng ber ruͤchſtändigen Beiträge angeſtellt if. 


Von den Beamten ber juͤdiſchen Religionsgefellfchaft. 


Die Beamten ber jübifchen Gemeinde find, nachdem bie politifchen Corpo⸗ 
rationen ber Juden zu beftehen aufgehört haben, nur als Privatbeamte ver fü- 
diſchen Keligionsgeſellſchaft und in biefer Eigenſchaft nicht als personae publicae 
anzuſehen. Sie genießen mithin nach $. 26. H. 11. Allgem. Landrecht Feihe 
befonberen perfönlichen Rechte und von ihrer Annahme: mit Ausſchluß ber Schul⸗ 
lehrer nimmt ber Staat nur in foweit Kenntniß, als es bie allgemeine Landes- 
polizei mit fih bringt. Selbft in denjenigen Territorien, wo bie Juden wirk⸗ 
liche Corporationen bilden, werden die füdiſchen Verwaltingobeamten nicht für 
mittelbare Staaisdiener erachtet. 

Reſcr. vom 27. Mat 1842, 

‚Die jüdischen Beamten find daher auch von ben Abgaben gegen den Staat 
und bie Gemeinde nicht befreit, Insbeſondere unterliegt es nach jepiger Lage 
ber Sefepgebung Feinem Bedenken, daß bie Rabbiner zu ben ftäbtifchen Eom- 
munal-Abgaben beitragen müſſen, ba fie nicht vom Staate beftätigte Beamte 
find, mithin auf die den chriftlichen Geiſtlichen zugeftanbenen Befreiungen nicht 
Anfpruch machen können. 

Reſcr. des Miniſt. des Innern som 8, Oftober 1835, 
Zu den jept noch vorkommenden jünifchen Gefehfchaftsbeamien gehören: 


1, die Aelteſten ober Borfteher. 


Nah dem General⸗Juden⸗Reglement vom 17. April 1750 Ranben die 
Yelteften an ber Spike der ganzen Subengemeinde. Ihre Anftelung geſchah 
unter Aufficht bes Staats In der Art, daß bie von ber Gemeinde gewählten 
Kandidaten zur Beſtätigung präfentict werben mußten, und bie Wahl felbft 
Seitens ber Gemeinde fand nach abfolnter Mehrheit der Stimmen Stat. Je⸗ 
des beitragende Mitglied war ſtimmfähig und lieferte feine Stimmzettel Big zu 
dem feſtgeſetzten Tage bei dem Beglaubten ab. 

In Berlin wurden Behufs der Wahl die Mitglieder der Gemeinde in brei 
ſtlaſſen getheilt, nämlich in bie vermögenden, hie mittleren und bie armen Ju⸗ 
den, aus welchen ſodann zum Erwählung ber Aelteſten 7 Männer — in Gegen⸗ 
wart ber f. 9. 15 Männer, bes Rabbiners und ber gelehrien- Aſſeſſoren — 
durch das Loos gezogen wurden, und zwar aus ber erften Klaffe drei und aus 
ben beiden anderen je zwei. Die Siehenwählten, uachbem fie. etblich angelobi 
hatten, nicht ſolche au wählen, welche der Gemeinde vorzuſtrhen nicht. küchtig, 
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bie Aelteſten, gelehrten Aſſeſſeren, Armen⸗Vorſteher und Eaffirer, Die getrof- 
fene Wahl mußte binnen 8. Tagen bei Strafe der Michtägleit der Staatsbehörde 
zur Beilätigung angezeigt werben, In Berlin beiisf fi die Zahl ber Heltefien, 
einfchließlich des Ober⸗Aelteſten auf ſechs, welde ein Collegium bildeten. Die 
Anftellung bauerte drei Jahre. Die Ausſcheidenden konnien jeroch von Neuem 
gewählt werben und ber Gewählte durfte die Wahl nur beim Vorhandenſein 
erheblicher. Sründe ablehnen, Die Aelteſten follten unter fih nicht nahe ver- 
wandt fein und fämmtliche Beamten follten fo wenig Connexionen wie möglich 
im.gemeinen Leben mit einanber haben, Die Aelteften waren persanae publi- 
ene und konnten daher auch Aneſte über Gegenſtände ihres Amts eribeilen. 
Sie waren ber Ober-Aufficht des Staats unterworfen und fellten mit einer 
Aints⸗Inſtrultion verfehen werben. 

Ihre amtliden Funktionen waren folgende: 

a) Sie waren Vorſteher und Repräfentanten ver Gemeinde nach außen, ver 
traten biefelbe bei den Stantsbehörben und in Rechts⸗sAngelegenheiten und 
contrabirten Namens ber Gemeinde mit Dritten. Die von ben Aelteften 
eontrabirten Schulden waren für die Gemeinbe verbindlich, 

b) Sie waren verpflichtet, die Gemeinde zu beobachten und ed auzuzeigen, 
wenn fie gewahr wurden, daß bei der Judenſchaft etwas vorging, wobei 
ber Staat iniereſſirt fein konnte. Im Unterlaſſungsfalle ſollten fie fisla⸗ 
liſch beſtraft werden. 

. 0) Die Führung ber Heiraths⸗, Geburts⸗ und Sierberegiſter war ihnen 
' ‚übertragen, | 

d) Serner lag ihnen die Verwaltung ber inneren Angelegenheiten ob, Cie 
mußten daher bie Welträge einnehmen und verwenben ober biefes durch 
Kenbanten und Caffirer beforgen laffen, vie Anftelung ber Gemeinde⸗ 
Diener veranlaffen, die Cher-Aufficht über bie von ben Gemeinden un⸗ 
terhaltenen Anftalten — Lazarethe, Armenbänfer u, ſ. w. führen; auch bat- 
ten fie die hergebrachten Anorbnungen in Betreff ber Synagogen aufrecht 
zu erhalten und bei dem Gottesvienfte die Poligei zu handhaben, Zu 
dieſem Zwecke ſtaud ihnen endlich 

e) in Gemeinſchaft mit den Rabbinern eine Art von Strafgerichtsbarkeit zu 

Außerdem follten fich bie fämmtlichen Aelieſten jährlich einmal verſammeln 
und Über bad, was die Indenſchaft angeht, einen gemeinfamen Beſchluß faſſen. 
Bon biefen Berfammlungen durfte Niemand bei 2 Rthlr. Strafe ausblriben, 
wenn er nicht wegen Krankheit ober anderer wichtigen Urfacken, bie ex bem bi- 
rigenben Aelieſten angeigen follte, daran verhindert wurbe und ein ſolcher Ab⸗ 
weienber war burch ben gemeinen Beſchluß gebunden. 

Da in diefen Behimmungen bie jett gefeglich nichts geändert ik, fo uf 
man de jure annehmen, daß bie Functionen ber Aelteſten auch jeyt noch bier 
felden find, welche ihnen Früher ablagen, mit Ausnahme aller berfenigen, welde 
mit ihrer frühexen Stellung verbunden waren. Eine haupiſächliche Folge bit 








— 167 — 


Wegfalles der politiſchen Bedentung ber Judengemeinden iſt in dieſer Beziehung 
namentlich die, daß die getroffene Wahl der Aelteſten jeßt nicht mehr von ber 
Reglerung beftätigt zu werben braudt und daß der Stant überhaupt von dem 
Mirken ber Aelteften Teine Notiz mehr nimmt, fobald es nicht aus polizeilichen 
Gründen unter befonderen Umſtänden nothwendig erſcheint. 

Der jetzige Modus bei den Mahlen ber Vorfteher ift zwar in ben verſchie⸗ 
denen Gemeinden nicht übereinſtimmend, gewöhnlich aber erfolgt Die Wahl durch 
bie ganze Gemeinde nach abfoluter Stimmenmehrheit. Die den Vorftehern ob 
liegenden Functionen werben durch Gemeindebeſchluß feſtgeſtellt. Gewöhnlich 
liegt ihnen ob: 

a) die Geſellſchaft zur Berathung und Beſchlußnahme zuſammen zu berufen 
und in der Verſammlung den Vorſitz zu führen; 

b) die Beſchlüſſe der Geſellſchaft zur Ausführung zu bringen; 

ec) die Geſellſchaft in ihren Angelegenheiten nach außen zu vertreten und bie 
Berwaltung ihrer inneren Angelegenheiten, namentlich ber für ben Cultus 
und Unterricht nöthigen Anftalten zu beforgen 5 

4) der Geſellſchaft die Repartition ver zu leiftenden Beiträge vorzuſchlagen, 
demnächſt diefe Beiträge einzuzichen, das Vermögen der Gefellfchaft zu 
verwalten und ihr Rechnung zu legen, enplich 

e) in den gotteshienftlichen Verfammlungen für bie Aufrechthaltung ber Ord⸗ 
nung zu ſorgen. 

Beſondere Repräſentanten⸗Collegien, welche die Gemeinden ben Vorſtehern 
gegenüber vertreten und die Geſchäftsführung der letztern controliren, ſind in 
der Regel nicht vorhanden. In Berlin findet eine Repräſentation ber fühtfchen 
Gemeinde den Vorſtehern gegenüber nur in fofern Statt, als zur Berathung 
über wichtige Angelegenheiten, befonders wenn es fid um größere Ausgaben 
handelt, nach 27 Mitglieder hinzugezogen werben, welche nach abfuluter Stim⸗ 
menmehrheit ihre Zuſtimmung zu ertheilen haben. In Breslau wird bie jübiſche 
Gemeinde durch ein Vorſteher⸗Collegium repräfentirt, bad son fämmtlichen 
fimmfähigen Gemeinbeglietern, d. h. von ſolchen, die mindeftens einen jährlichen 
Beitrag von 6 Rthlr. zahlen, gewählt wird, Das Collegium beſteht ſtatuten⸗ 
mäßig ans 15 Mitgliedern, son benen jährlich ber bitte Theil ausſcheidet. 
Eine weitere Vertretung findet nicht Stait. 


2. Die Rabbiner. 

Die Rabbiner waren von ſeher in ſofern verſchieden von den Aelteſten, 
als, während die Leßzteren der Gemeinde nach außen vorſtanden, und bie inne⸗ 
ren Angelegenheiten verwalteten, ſie es in der Gemeinde mit ben Rechttſachen 
und allen ſolchen Angelegenheiten zu thun hatten, wo es auf bie Auslegung 
und Anwendung der Ritualgefepe und Gebräuche ankam. Die Juden hatten 
in ihren Gemeinden gewöhnlich einen Rabbiner und zwei andere Gelehrte, 
welche unter dem Vorſide des erfterem Recht ſprechen. Diefe Berfaſfung fand 
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ſich auch in Preußen vor. Nach dem General⸗Juden⸗Privilegis vom 17. April 
1750 iſt ber Rabbiner derjenige unter den Suden, welcher in der Ausle- 
gung unb Erflärung der Ritualgeſetze ſich durch vorzügliche 
Gelehrſamkeit auszeichnet und zur Berwaltung bes Schieds— 
rigteramts von ber Judenſchaft erwäahlt und Tandesherritd 
betätigt worden if. Zum Rabbiner durfte nur Einer in ber Provinz und 
es follte dazu wo möglich ein Fremder ober doch ein folder auserſehen werben, 
ber mit ber Judengemeinde in Feiner Verbindung ſteht. 

Shre Amtsfunktionen follten darin beftehen, daß fie 

a) in ber Judenſchule am Sabbath die Erwacfenen fowohl als die Kinder 
unterrichten, und ſowohl bie Bücher bes alten Teftaments, als die bed 
Talmud erklären, 

b) das Gebet verrichten und bie Gebete und Gefänge ordnen und nach ber 
Zeitfolge beftimmen, 

e) den ganzen Gottesdienft nach dem Sinne der Geſetze einrichten, 

a) die Mitglieder der Gemeinde, welche bie öffentlichen und Privat⸗Kirchen⸗ 
gebräuce verachten, durch Orbnungsfirafen zu ihrer Pflicht zurückzuführen 
und 

e) über Gegenftlände bes Rituals zu eniſcheiden. 

Zur Aufrechthaltung ber gotteshienftlichen Ordnung burften fie theilg Geld⸗ 
firafen feitfegen, theils den Bann vollſtrecken. Der Bann, welcher auch jebt 
noch vorkommt, ift eine eigenthümlich fünifche Strafe, vermittelt welcher Jemand 
non“ ber Gemeinſchaft ber jüdiſchen Religiunggefellfchaft ganz oder zum Theil 
ausgefchloffen wird, Derfelbe fand befonders in Anfehung derjenigen Vergehen 
Statt, auf welche nicht ausdrücklich eine Strafe beftimmt ift, die aber gleid- 
wohl einer Ahndung unterworfen find. Es iſt nach der Wichtigkeit bes Verge⸗ 
hend bald der große, bald der Feine Bann. Durch ben großen Bann wird ber 
Berurtbeilte verflucht und son aller menfchlichen Geſellſchaft, auch yon dem jü- 
diſchen Gottesbienfte in der Synagoge ausgefchloffen, der Feine Bann währt 
nicht über 30 Tage und wird, wenn ber Verurtheilte nicht zum Geborfam zu- 
rüdfehrt, auf 60 oder nad) dem Befinden ber Umflände noch auf 30 Tage ver- 
langer, Diefer Feine Bann wirb burch eine bloße Erflärung angefagt und 
ebenfo wieder aufgehoben. Der Verbannte wird auch nicht von allem Umgange 
ausgefchloffen. Er wohnt in feinem Haufe und feine Familie gebt frei mit ihm 
um, Fremde müflen aber 4 Fuß von ihm entfernt bleiben. 

Mach den von ben Regierungen erflatteten Berichten wird ber Bann nur 
noch höchſt felten gehandhabt und ift bei den meiften jüdiſchen Gemeinden ganz 
in Bergeffenheit gerathen. 

Bon den Geldſtrafen und den 2 Rihlrn., welche ber mit dem Bann Be- 
legie während ber Dauer bes Banns täglich zahlen mußte, floffen 3 ber Staats⸗ 
kaſſe und % ber jüdiſchen Armenfaffe zu. 

Außer ben obigen. Functivnen, welche ben Rabbinern als Prieker oblagen, 
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Rand ihnen früher als Schiebsrichtern auch die Sompeienz zu in bürgerlichen 
Rechtsfachen. Diefe trat jeboch in Preußen von jeher nur dann ein, wenn Ju⸗ 
ben mit Juden zu thun hatten und wenn bie Streitigfeiten zugleich in die jü- 
bifchen Ritualien einfchlugen,, alfo namentlich bei Ehepaften und in Betreff ber 
Gültigfeit verfelben, bei Eoncurfen und in Sucreffionsfällen u. f. w. Die rich 
terliche Qualität ber Rabbiner bat jedoch natürlich da aufgehört, wo bie Juden 
ber Staatsgeſellſchaft einverleibt worben find, unb es Können baber fept nur 
no ihre Sunctionen in Religionsſachen in Betracht kommen. 
Nach einem im Jahre 1818 von dem Juden⸗Aelteſten Gumpertz erfor 
berten Gutachten beſchränkt fich bie Thätigkeit ver Rabbiner jetzt lediglich darauf, 
bei der Gemeinde, welche fie mit ihrem Zutrauen beebrt und berufen hat, in - 
Sachen bes Eeremonialgefeges und wenn Aber erlaubte und unerlaubte Speifen 
geurtheilt werben fol, zu entfcheiben, auch bie jüdiſchen Schlächter über ihre 
Kennmiſſe ber Schlachtgefege zu prüfen. Sie haben deshalb nach Anficht des 
x. Gumperzt in ihren Funktionen mit den chriftlichen Predigern gar Feine 
Aehnlichkeit und find gerade in den wichtigften Geſchäften von ben chriftlicden 
Geiftlichen verſchieden. Sie verrichten die Beſchneidung gewöhnlich nicht und 
auch bei ben Zrauungen iſt ihre Mitwirkung nicht erforberlih: fie führen Feine 
Kirchenbüdger und prebigen nur ausnahmsweiſe: fie find nicht bazu berufen, den 
Unterricht in ber Religion wahrzunehmen, bie Aufficht über bie Schulen zu füh- 
sen and bie Sterbenden zu tröften. Ihre Entfceheivungen haben, da die Rabe 
biner feiner Prüfung ihrer Kenntniſſe von Selten bes Staats unterworfen, auch 
nicht unter Autorität des letzteren in ihre Stellen berufen werben, nur in fofern 
Sältigkeit, als man fie im Bertrauen auf ihre Gefepfhunde anerkennen will, 
Eine Unterorbnung ber einzelnen Rabbiner unter einander findet nicht Statt, 
vielmehr hat jeder Rabbiner nur fo viel Autorität, als das ihm gefchenkte Ver⸗ 
trauen ber jübifchen Glaubensgenoſſen zuläßt. 

Die Nichtigkeit dieſes Gutachtens fuchte ver damalige Vice⸗Ober⸗Land⸗ 
Rabbiner Weyl anzufechten, indem er behauptete, bie Heiligung der Sabbathe 
und ber Feſttage, bie Reinigungs- und Speifegefehe, ferner die Art ber gottes⸗ 
bienfllichen Verrichtungen, ber religiöfe Unterricht und ber Wandel der Lehrer 
gehörten zur Eognition ber Rabbiner, wenngleich ihnen: feine Macht verliehen 
fei, die Befolgung ber Delebe auf dem Wege des Zwanges zu verlangen, fie 
vielmehr nur auf das Gewilfen ihrer Gemeinde wirken Tönnten und er trug 
beshalb darauf an, zu beſtimmen: 

daß in Angelegenheiten des Eultus, in Anwendung und Auslegung ber Re⸗ 
ligionsgejepe und Gebräuche nur bem Rabbiner die Entfcheibung zuſtehen, 
und baß bei allen, ben Religiong-Unterricht und bas Religionswefen beirsf- 
fenden Angelegenheiten bie Vorſteher oder Heltehen einer Gemeinde ohne 
Zuſtimmung des Ober-Rabhiness oder Land-Rabbiners nichts vornehmen und 
beichließen könnten. 

Die Miniferien des Innern und ber geiflichen ꝛc. Angelegenheiten haben 
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jedoch bisher fiets die Anficht feftgebalten, daß bie Grunpfäbe, von welchen 
ausgeben Bumpers den Einfluß ber Rabbiner auf die Religions⸗Angelegen⸗ 
beiten ber Duden fehgeftelt, den Geſetzen des Preußifchen Staats über bie 
rechtlichen Verbältniffe blos geduldeter Religionspartheien und ber Belenner bes 
jüdischen Glaubens insbefondere völlig entiprechen. Demgemäß werben bie jü- 
bifchen Rabbiner für bloße Cultusbeamte ver jübifchen Religionggefellfchaft, nicht 
für unter öffentlicher Autorität beftellte Religionglehrer, deren Dualification von 
ber geiftlihen Oberbebürbe des Staats zu beurtbeilen ift, augeſehen. Bon bem 
Unterrichte, den die jüdiſchen Gelehrten in ber jüdifchen Theologie ertbeilen, 
nimmt der Staat nicht nähere Kenntniß: vielmehr bleibt ben Judengemeinden 
felbft die Eutfcheipung Über bad Maaß von Meligiong-Renntniffen, welches fie 
son ihren Meligionslehrern verlangen wollen, und über deren Rechtgläubigkeit 
allein überlaffen. | 

Den Rabbinern iſt auch überall feine potestas ecciesinstica im geſetzlichen 
Wortverſtande beigelegt. Wenn fie daher auch gewöhnlich zu Handlungen, bei 
heiten es auf Beobachtung der Geremonialgelepe ankommt, zugezogen werben, fo 
find- ihre Glaubensgenoſſen doch nicht verpflichtet, fich ihrer zu dem einen ober 
dem anderen Behufe zu bedienen. Sie verrichten gewöhnlich bie jünifchen Trauun- 
gen, haben aber Fein augfchließliches Recht, die Trauungen und andere religiöfe 
Sandlungen entweder ſelbſt zu verrichten ober durch ſpeziell dazu ermächtigte Per- 
fonen verrishten au laflen, fonbern es Tann jeber in der Religion unterrichtete 
Jude folhe Handlungen ohne allen Beiſtand des Rabbiners verrichten, nament⸗ 
lich eine Che einfegnen und die Beſchneidung verrichten. Die Feftfegung ber 
Gebühren für bie Spnagsgendiener bei Zrauungen, fowie überhaupt bei religid- 
fen Dienſthandlungen ift Sache ber lebereinkunft der Antereffenten und bei gan- 
zen Gemeinden bes Societätsbeſchluſſes. Ein Einſchreiten mit öffentlichen Tar- 
Ordnungen findet nicht Statt, Gewöhnlich find in ben einzelnen Gemeinden 
gewiſſe Säge hergebracht ober mit ben betreffenden Beamten gleich bei ihrem 
Engagement verabsehet, 

Eine Unterorbnung mehrerer mit Rabbinern verſehener Gemeinden findet 
nirgends Statt. Die vorkommenden Benennungen: Rabbiner, Oher-Nabbiner, 
Dber » Land» Mabbiner, Rabbiner - Stellvertreter u, |. w. find vielmehr nur ver 
ſchiedene Bezeichnungen für bie mit ber Berwaltung dev Rabbinate-Defgäfte yon 
ben jünifhen Gemeinden beauftragten Perſonen. 

Die Art und Weife, wie bie Wahl der Rabbiner vergenommen werben ſoll, 
iſt gewoͤhnlich für jede einzelne Gemeinde in deren Statuten beſtimmi. Im man⸗ 
chen Gemeinden erfolgt die Wahl durch die Vorſteher, in anderen durch die 
ſaͤmmtlichen ſtimmfaͤhigen Mitglieder. Für die hieſige jüdiſche Gemeinde iſt für 
die vor Kurzem Statt gehabte Wahl eines Rabbiners (reſp. Rabbinats⸗Aſſeſſors), 
weil es an ausreichenden Vorſchriften für eine ſolche Wahl mangelt, durch bie 
Allerhöchfte Orbre vom 25. Mai 1842 folgender Wahlmodus angeordnet worden: 

LE Die Wahl des Rabbiners ift son dem Gemeinde⸗Vorſtande mit Zuzie- 
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bung von 32 bispufitionsfähigen Maännern, welde aus ben beſtehenden brei 
Elaffen, den sermögenden, mittleren und armen Gemeindegliedern zu nehmen 
find, zu bewirken. 

2, Diefe 32 Männer unb eine angemeflene Zahl von Subſtituten zum 
Erſatz für diejenigen, welche an der Theilnahme ber Wahl verhindert ober zu 
berfelben nicht geneigt find, find in Gegenwart ber f. g. 13 Männer und ber 
beiden Rabbinats - Affefforen aus fammtlichen ftimmfähigen Gemeindemitglichern 
in ber Art zu beſtimmen, bag aus jeder der beiden erften Claſſen 11 und aus 
ber dritten 10 Mitglieder an ber Wahl Theil nehmen. 

3. Das auf diefe Weiſe aus dem Gemeinde-Borftanpe und ben 32 Män- 
nern gebilbete Wahl«Eollegium ift von dem Borfipenpen bes erfteren unter An⸗ 
gabe des Zweds ber Zufammenberufung zu einem mit achttägiger Friſt anzube- 
raumenden Wahltermine einzulaben und bat in biefem Termine die Wahl eines 


" Rabbiners mit abfolnter Stimmenmehrheit vorzunehmen. 


4, Die Minifter des Innern und ber geifklichen 2c. Angelegenheiten find 
ermärhtigt, ben Gewählten in feinem Amte zu beflätigen, wenn gegen bie Per- 
fon deſſelben Feine Bedenken obwalten, entgegengefehten Falls iR an des Aönigs 
Majeſtät zu berichten. 

Diefe Beflimmungen follen auch bei Fünftigen Wahlen zur Belegung bes 
Rabbinais zur Anwenbung kommen, bis Abänderungen derfelben in Folge ber 
über die Regulirung der jübifchen Eultus- und Gemeinde-Berhältniffe angeorb- 
neten Verhandlungen befloffen fein werben. 

In Breslau; wo flatutenmäßig ein aus 2 Rabbinern beftehendes Rabbinaie- 
Collegium vorhanden ift, werben bie Rabbiner und refp. Beifiper in folgender 
Art gewählt: 

Es treten zunächſt die 15 Ober» Worftcher u und deren 10 Siellvertreter zu⸗ 
fammen, Diefe wählen insgefammt aus ter Gemeinde noch 10 Gelehrie oder 
Suchverfländige. Dann werben noch 35 Perfonen aus benjenigen Gemeinde⸗ 
gliedern gewählt, die jährlich 6 Hthle. und mehr zu ben Bemeinde-Bebürfniifen 
beitragen und das auf biefe Weiſe conftituirte Wahl-Eollegium von TO Perfonen 
wählt Die Rabbiner und reſp. Affefforen nach Stimmenmehrheit, - 

Ob die Rabbiner auf Lebenszeit ober auf eine beftimmte Reihe von Jah⸗ 
ten oder enblich auf Kündigung gewählt” ikerben follen, hängt von dem Befchluffe 
ber Gemeinde ab. Gewöhnlich wird mit ihnen ein förmlicher Contrakt abge» 
ſchloſſen. Shre Beſoldung befteht theils aus einem firtrten Gehalt, theils in 
befimmten Gebühren: Bei der Beantwortung der Frage, aus welchen Gründen 
fie entlaffen werben können, muß zunächſt auf den mit ihnen abgefchleffenen Ver⸗ 
trag, event. auf die allgemeinen gefchlichen Beftimmungen zurldgegangen wer- 
ben. Die Entſcheidung über die in diefer Beziehung fih etwa ergebenden Dif- 
ferengen gebührt dem Richter, 

Die Trage: 

ob die Subengemeinben gezwungen werben Tönen, Rabbiner zu biſtellen? 
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iR zur Sprache gekommen, als fih im Sabre 1834 in Halle ein Rabbiner ober 

jüdifcher Aſſeſſor nicht aufbielt, und bas dortige Randgericht deshalb wegen ber 
jüdiſchen Eidesleiſtungen in Verlegenheit gerietb. Das Königliche Ober⸗Landes⸗ 
gericht in Naumburg war der Meinung, baß jede jübifche Gemeinde von Auf- 
ſichtswegen angehalten werben könne, ba, wo es erforberlih, einen Rabbiner 
oder einen jüdiſchen Gelehrten anzuftellen und das Suftizminifterium trat biefer 
Anficht bei, Das Miniftertum des Innern erachtete jedoch einen ſolchen Zwang 
nicht für zuläffig, weil die Rabbiner nirgends als eigentliche Öffentliche Beamte, 
welche bei dem jüdiſchen Cultus nothwendig wären, anerkannt, fonbern nur als 
Gefegansleger anzufehen feien, an welche fich bie Juden in Gewiſſensſachen wen- 
ben. Die Anflelung berfelben fei auch ber Judenſchaft in feinem Gefepe zur 
Pflicht gemacht, auch würde fie fir) nur in wenigen Orten, wo größere Juden⸗ 
ſchaſten fine, bewirken laffen, ba eine große Anzahl von Juden fporabifch zer: 
fireut, zum Theil nur einzelne Samilien an einem Orte wohnen, welche einen 
eignen Rabbiner zu erhalten gänzlich außer Stande fein würden. Selbfi wenn 
Am Wege ber Gefepgebung eine folche Vorfchrift gegeben werben follte, würde 
fie fchwer auszuführen fein. Demgemäß if von dem Dinifterium bes Innern 
und der geiftlichen ae. Angelegenheiten übereinfiimmend angenommen worben, baf 
die Juden eines Oris als Religionsgefellfchaft zur Auſtellung eines Nabbiners 
nicht gezwungen werben Tonnen, baß es bagegen unbedenklich fei, überall, wo ein 
Rabbiner vorhanden, denſelben auch wider feinen und der Gemeinde Willen zu 
denjenigen Handlungen anzubalten, bei welchen das Grfeg die Anmwefenheit eines 
ſolchen erfordert. 


° 


3. Der Borfänger oder Cantor und Shädter 

Die Berrihtung des Vorſängers beſtehl carin, daß er bie Kapitel aus ber 
Thora, oder aus ven Piaimen, fc wie die Gebete bei dem Gottesbienfte vor⸗ 
fingt. Er wird gewöhnlich ver ten Aelteſten ber Iubengemeinde ober aber von 
den fänmtlichen Mitgliensin der Gemeinde nach Mehrheit der Stimmen ge 
wählt und erhalt neben beitimmten Gebühren gewöhnlich noch ein firirtes Gehalt, 
wozu von jedem Viiigliede der Öemeinde nach dem Berbältniffe bes Vermögens 
beigetragen wird. In ner Regel iſt ber Vorſänger auch zugleich Schachter. 

In einzelnen Gemeinden kommen: Auch noch befonbere 


4 Gemeinderedner 
neben ben Rabbinern vor, welche von ber Gemeinde Fontraftlich angenommen 
find und zu beflimmien gelten seligiöfe Vorträge in veutfcher Spraͤche in bet 
Spungoge halten, 
Von den Gütern und dem Vermögen ber füdifchen Religions: 
Geſellſchaften. 
Ueberall, wo die jüdiſche Religionsgeſellſchaft Feine Corporation bildet, if 
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fie als ſolche nicht fähig, ohne ſpezielle Eitubniß des Staats Vermögen irgend 
einer Art zu erwerben; fontern es kann dics nur bie Gefammtheit ber einzelnen 
Mitglieder ver Geſellſchaft. Anders verhält es ſich zwar in Betreff derjenigen 
jüdiſchen Religionsgeſellſchaften, denen die Rechte einer Corporation ausdrücklich 
beigelegt find, allein auch biefe Tonnen Vermögen nicht ohne Einwilligung ber 
vorgefepten Behörbe erwerben und insbefondere find auch fie in Belreff bes Er- 
werbes son Gebäuden zu gottesdienftlihen Zufammenkünften an bie ausbrüdliche 
Erlaubniß des Staats gebunden,‘ denn ber $. 24. II. 11. WER, beftiimmt 
ganz allgemein, daß eine blos geduldete Religionsgefellichaft das Eigenthum ber 
zu ihren gottesbienklichen Zufammenfünften beſtimmten Gebäube ine befonbere 
Erlaubnig bed Staats nicht erwerben kann. ⸗ 

Hiernach unterliegt es keinem Bedenken, ba, wenn eine fübifche Religions 
geſellſchaft zu religlöfen Zwecken gemeinfames Vermbgen erwirbt, nach jetziger 
Rage der Geſetzgebung jedem Mitglievde ber Geſellſchaft ein Anrecht auf einen 
afiquoten Theil von biefem Vermögen zuſteht, und daß insbeſondere Örundeigen- 
thum, welches die Geſammiheit der Mitglieber einer jüdiſchen Religionggefellfchaft 
erworben, nicht auf ben Namen ber Geſellſchaft, fondern nur auf den ber einzel- 
nen Miglieber in das Hppotheienbug eingetragen werben Tann. Won dieſer 
Regel tritt nur dann eine Ausnahme ein, wenn ber Religionsgeſellſchaft bie 
ausdrückliche Erlaubniß einer fperiellen Acquifition ertheilt worden if, indem in 
einem ſolchen Falle nur angenommen werben kaun, daß der Geſellſchaft die Ei- 
genfchaft einer Corporation in Bezug auf bas beſimmie Grundſtück reſp. Ge⸗ 
bande beigelegt worden ſei. 


Das jüdiſche Schulweſen. 


Hinſichtlich des jüdiſchen Schulweſen wird auf dasjenige Bezug genommen, 
was hierüber in den Motiven zu dem Geſetz⸗Entwurf bemerkt worden if. 


11. Hechts-DBerhältuiffe der jüdiſchen Neligionsgeſellſchaften 
in den neuen und wieberworbenen Provinzen. 


A. Im Allgemeinen. 


In Preußen find für die mwiebererworbenen und neuen Provinzen, mit Aus⸗ 
nahme des Großherzogthums Poſen, noch keine allgemeinen geſehlichen Beſtim⸗ 
mungen ergangen. 

Das Edilt vom 11. März 1812 gilt, wie bereits oben bemerkt, nur in 
denjenigen Provinzen, in welchen es hei feiner Erlaffung publizirt worden ift, 
und ift In den neuen und wiebererworbenen Provinzen als mit bem Allg. Land⸗ 
recht und der Gerichts. Orbnung eingeführt nicht anzuſehen, vielmehr find Me 
Rechtö-Berhältniffe der Juden in den letzteren bis zur weiteren gefeplichen Be⸗ 
ſtimmung, welche bisher nur für das Großherzogthum Pofen ergangen iſt, Te- 
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diglich nad denjenigen Borſchriften zu beurtheilen, welche bei ber Beſitznahme 
dieſer Provinzen als darin beſtehend vorgefunden worden ſind. 
Kab. Ordre vom 8. Auguſt 1830. (G. S. p. 116.) 


B. In den einzelnen Provinzen. 


1. Im Großherzogthum Poſen, im Kulmer und Michelauer Kreiſe 
und in der Stadt Thorn mit ihrem Gebiete. 


Rah der früheren Geſezgebung über bie Juden in Polen ſtand an ber 
Spige ber Juden, melde in Provinzen getheilt ihre eigenen Landiage hielten, 
ein vom Staate beftätigter Marfchall, ver alle 6 Jahre von Neuem erwählt 
wurde unb bie Angelegenheiten der Juben ſowohl nach innen orhnete, als gegen 
den Staat vertrat. Die Rabbiner hatten die Jurisdiction fowohl in Saden 
ber Inden unter fih, als auch in einzelnen Sachen ber Juden mit Chrifen. 
Erf unter bem legten polnifchen Könige Staniolaus wurben jene jübifchen Land- 
tage und Marichälle, fowie viele andere jüdiſchen Privilegien aufgehoben. 

Als Preußen bei den Theilungen Polens in ben Jahren 1772, 1793 und 
1795 in den Befig eines Theils beffelben gelangte, forgte es für bie Juden burd 
allgemeine Gefepgebungen. In dem 1772 von Polen abgeriffenen Gebiet, 
welches jept bie Provinz Weſtpreußen bildet, wurbe durch das Noetififationd- 
Patent som 28, Februar 1112 das General-Iuben-Reglement vom 17. April 
1350 eingeführt. Für die Ländertheile, welche ſich Preußen in ben Jahren 1799 
und 1795 aneignete, und ihnen bie Bezeichnung Südpreußen und Neuüf- 
preußen beilegte, erfchien unterm 17. April 1797 ein befonderes General-Iw 
den-Reglement für Süb- und Neu-Öftpreußen, in welchem auch von ber Re- 
ligions- und Ritual-Berfaffung ber Juden umſtändlich gehandelt wurde. Diele 
Geſetz galt bis zum Tilſiter Frieden som 12. Juli 1807. Durch biefen verlor 
Preußen bie in Folge der drei Theilungen Polens ihm zugefallenen Ländertheile 
faft gänzlich. Diefelben wurben dazu benupt, um bas von Napoleon neu kreirte 
Herzogtbum Warfchan gu dotiren. Durch die Konſtitution bes leztern vom 22. 
Juli 1807 wurbe, ohne daß in Anfehung ber Suben eine Ausnahme gemacht, 
im $, 4. beftimmt, daß vor dem Geſetz vollfommene, Gleichheit Statt finde und 
im 6. 69. wurde das franzöffche Recht mit Aufhebung aller früheren Gefebe 
für dag bürgerliche Hecht erklärt. Schon burch bie. Verordnung vom 17. Oktober 
1808 wurben jedoch die politifchen Rechte der Juden auf 10 Jahre fuspenbist 
und auch in Betreff der bürgerlichen Rechte mehrere Ausnahmegefepe gegeben. 
Als im Jahre 1815 das Herzogihum Warſchau aufgelöft wurbe, fiel durch ben 
Pariſer Frieden ein Theil der ehemals Preußifchen Provinzen an Preußen zurüch, 
und wurde theild zur Provinz Weſtpreußen geichlagen, zum Theil zu einer nenen 
Provinz unter dem Namen des Großherzogthums Poſen umgeformt. In biele 
Landestheile wurbe das Allg. Landrecht und bie Gerichts⸗Ordnung wieber ein- 
‚geführt, in Anſehung bes innern Staatsrechts verblieb es bei bes beſtebenden 
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Derfaffung, wie durch bie Kabinets-Orbre vom 8, Auguſt 1880 ausbrüdlich an⸗ 
erfannt wurde. Demgemäß blieb in ben zum Herzogthum Warfchau gehörig ge- 
weienen Ländern bie von dieſem Staate gegebene Werfaflung der Juden in 
soller Gültigkeit, bis fie duch die für das Großherzogthum Poſen gegebene 
Verordnung vom 1. Juni 1833 aufgehoben wurde. 

Nach den Beſtimmungen der Berorbnung vom 1. Sunt 1833 bildet bie Ju⸗ 
bdenſchaft eines jeden Orts eine vom Staate gebulbete Religionsgeſellſchaft, 
welcher in Beziehung auf ihre VBermögene-Angelegenbeiten die Rechte einer Cor⸗ 
peration ‚beigelegs find. Es dauert jedoch, wenn bioher bie Judenſchaften mehrerer 
Orie zu einer Synagoge vereinigt waren, biefe Bereinigung auch binfichts ber 
Corporations- Angelegenheiten fort. Der Eorporations-Berbanb bezieht ſich nur 
auf die inneren Berhältniffe der Synagsgen-Gemeinden — 6. 20, Tit, 2. 66. 
13, sqgq. I. 16, A. 8 R. — und auf diejenigen Gegenflände, welche bie Ver⸗ 
ordnung als Corporationg-Ungelegenheiten ausprüdlich bezeichnet. In allen 
andern bürgerlichen Angelegenheiten finbet zwiſchen den Ditgliebern ber Juden⸗ 
haften kein folcher Verband Statt, fie werben vielmehr in biefer Beziehung 
ale Mitglieder ihrer Ortsgemeinde nach ben für biefe beſtehenden und zu er- 
laſſenden Vorſchriften beurtheilt, In Hinficht der außeren Angelegenheiten — 
$. Bl, 5qgq. II. 6. A. L. R. — find auch die Pofenfchen Subenfchaften nur als 
Privatgefellfchaften gu bebanbeln, 

Jever felbfiftändige und großfährige Jude, welcher in einem Synagogen⸗ 
Bezirte oder Orte feinen Wohnſiß bat, gehört zur Corporation. Der Umfang 
berfelben richtet fih alfo nad den Ortfchaften und einzelnen Befipungen und in 
biefen nach den jüdiſchen Einwohnern berfelben, welche bisher zu einer Synagoge 
vereinigt . waren. 

65. 1-3. der Verordnung. 
Art. 3-8. der Inſtruktion. 

Stimm⸗ und wahlfähig in dieſer Eorporation hinſichts der oben bezeichneten 
Gemeinde-Angelegenheiten find nur diejenigen volljährigen und unbefgoltenen 
Inden, welche entweder naturalifirt find und bie Beiträge zu ben Torporationg- 
bebürfniffen ohne. Rückſtand abiragen, ober in fofern fie zu ben nicht nalurali⸗ 
Ärten, jedoch mit Gertifieaten verfehenen Juden gehören, 

6. 21, der DBerorbnung, 
in den Tepten einer Wahl ber Mepräfentanten und Verwaltungsbeamten — 6. 
5, — vorausgegangenen Drei Jahren zu Corperationsbeblirfniffen wirflich her⸗ 
angezogen worden und während dieſes Zeitraums ihre Beiträge ohne Rückſtand 
abgetragen haben, 
6. 4 1. e. abgeändert dur die Allerhöchſte Ordre vom 10, Bebruar 
1841, & ©. p. 32. 

Zur Ausführung biefer Beſtimmung bat bie Regierung gu Bromberg bie 
Landrathsamter ihres Bezirks ımterm 30. Juni 1841 angewiefen, nad Analogie 
ber 66, 63, 64, der revidirten Stäbte-Orbnung vom 17. März 1831 vor jeder 
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Wahl ein Verzeichniß der hiernach ſtimm⸗ und wahlfählgen Juden in ber Cor⸗ 
poration anzufertigen und 4 Wochen vor der Wahl in der Synagoge auszulegen, 
bemnähft aber mit dem Wahlgeſchäft ſelbſt vorzugehen. Auch bat fie ange- 
ordnet, daß diejenigen, welche einmal in das Berzeichniß aufgenommen, daraus 
wieber geftrichen werben follen, fobald fie den im Geſetze musgefprochenen Be- 
binguugen nicht vollſtändig nachkommen. 

Die fimmfähigen Mitglieder der Corporation wählen in Gegenwart und 
unter Auffiht eines Regierungs-Eommiffarins eine Anzahl von Repräfentanten 
und biefe wiederum in gleicher Art die Berwaltungsbeamten, welche von ber 
Regierung befätigt werden und ihr Amt unentgeltlich zu verwalten haben. Die 
Beftimmungen über die Zahl der Repräfentanten, ber Verwaltungsbeamten und 
über die Dauer ihrer Verwaltung wirb in das Statut jeder Corporation auf- 
genommen, welches bie Regierung nad Vernehmung ber Repräfentanten zu ent- 
werfen und der Ober-Präfident zu beftätigen bat. 

58. 5. 6, ber Verordnung. 
Für bie Zeit ber erften Wahl, beren "Dauer auf drei Sabre feftgeftellt 
worden war, follten ber Gleichförmigfeit wegen gewählt werben: 
a) Repräfentanten: 
in Eorporationen bis 300 Seelen hoͤchſtens 6 
Pr . » 1000 ⸗ ⸗ 9 
⸗ ⸗ ⸗3000 ⸗ ⸗ 18 
und in noch zahlreicheren Gemeinden hoöchſtens 305 
b) Gemeinve-Berwaltungs-Beamten: 

in Eorporationen big 1000 Seelen ein Vorfteher und zwei Beiſtände, 

in Corporationen über 1000 Seelen ein Borfteher und vier Beiftänbe,. 
Gleichzeitig mit der angegebenen Zahl der Nepräfentanten follen zwei Drittel 
berfelben als Stellvertreter, für jeden Vorfteher aber ein Stellvertreter, um ihn 
in Abweſenheitsfällen zu erfegen und gleichzeitig bie Hälfte ver Zahl der Bei⸗ 
fände als Stellvertreter derſelben erwählt werben, 

Art. 5. der Inftruftion, 

Die Beſtimmung des $. 5, der Verordnung hatte in einem fpeziellen Falle 
bei der Wahl des Rahbiners Eiger in Polen zu dem Zweifel Veranlaffung 
gegeben, 

ob. den Repräfentaitten und Verwaltungsbeamten auch die Befugniß zuſtehe, 

eine Rabbinatswahl vorzunehmen. 
Dieſe Frage iſt durch die Allerhöchſte Orbre vom 21. November 1839 dahin 
entfehleben worden, daß im $. 5. 1, c. nicht beabfichtigt worben fei, die Repraͤ⸗ 
fentanten, indem ihnen bie Wahl der Berwaltungsbeamten übertragen" wird, 
auch zur Wahl ver Rabbiner zu ermächtigen, daß es vielmehr wegen bieler 
Wahlen bei dem, was in ben einzelnen Jubenfchaften herkömmlich ift, und event, 
bei den allgemeinen gefeglichen Vorſchrifien wegen der Be ber Geſellſchafts⸗ 
beamten vetbleiben ſolle. 
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Die Rechte und Pichten ber Repräſentanten und ber Berwallungsbeamten 
gegen einander, gegen bie Eorporation und gegen britie Perfonen werben nad 
ben Vorfchriften beurtheilt, welche bie revidirte Stäbte-Orbnung som 17. März 
1831 über bie Rechte und Pflichten des Magifirats und ber Stabiverorbneten 
enthält: Die Verwaltung ber Bermögend-Angelegenheiten der Corporation ftebt 
unter ber unmittelbaren Aufficht ber Regierung oder ihres Commiſſarius; ohne 
ihre Genehmigung bürfen Feine Schulden kontrahirt, Feine Grundſtücke weber 
erworben nod veräußert und Feine neue Abgaben eingeführt werden. Sie hat 
bas Recht und bie Verpflichtung, bie Verwaltung burch Eommiffarien unter Zus 
siehung ber Repräfentanten revidiren zu laſſen, ben Befchwerben der letzteren 
über die Verwaltung abzubelfen und barauf zu halten, daß bie Rechnungslegung 
an bie Repräfentanten regelmäßig erfolge. 

88. 7. und 8. ber Verordnung. 

In den Fällen, in welden eine jübiſche Repräfentanten-Berfammlung fi 
ald unmwürdig oder unfählg zur Ausübung ber ihnen verliehenen Rechte zeigt, 
ohne durch adminiſtrative Verfügungen und Warnungen zu einem ihrer Pflicht 
und Stellung angemeffenen Berfahren zurüdgebracht werben zu Können, bleibt 
bie Entſchließung über die durch Auflöfung ber Derfammlung zu treffende Re- 
medur Sr. Majeſtät dem Könige unmittelbar vorbehalten. 

Kabinetd-Örbre vom 8. Februar 1840, 
Sowohl zur Abhaltung ber Wahlen, als auch zur Ausübung bes durch das 
Geſetz ihnen übertragenen Auffichtsrechts find die Regierungen der Organe ber 
Kreislandräthe, Ober-Bürgermeifter und Bürgermeifter und ber Bezirks⸗Woyts 
fih zu bedienen befugt. 

Zur Wahl der Mepräfentanien werben die Stimmberechtigten burch bie 
Wahl⸗Commiſſarien vermittelt einer Currende auf einen gewiffen Tag vorge⸗ 
Inden. Sobald zwei Drittbeile ber Stimmberechtigten im Wabhltermine ver- 
fammelt find, kann eine gültige Wahl abgehalten werben, In größeren Ge- 
meinden, in benen fi über 300 Stimmberechtigte vorfinden, bleibt es der Be- 
hörde überlaffen, die Gemeinde in mehrere Wahlbezirte zu theilen und für jeden 
berfelben möglihk an bemfelben Inge bie Wahl abzuhalten und das Wahlpro- 
tofo aufnehmen zu laſſen. Demnächſt find die Stimmen ber ganzen Gemeinde 
zufammenzuzählen. Abſolute Stimmenmehrheit der Wahl-Berfammlung ent- 
fheidet über die Wahl, Nur die Stimmberechtigten find wahlfähig. Die Wahl- 
Tommiffarien ernennen zwei bis ſechs angefehene und als rechtlich befannte Ju⸗ 
ben zu Wahlzeugen, welche das Protokoll mit unterzeichnen. Der Wahltermin 
wird 14 Tage zuvor in ben Synagogen bekannt gemacht, auch find die Liften 
ber Semeinvemitglieher und ber Stimmbererhtigten während berjelben Zeit in 
bem gewöhnlichen Gemeinde⸗Lokale ober in ber Synagoge zu Jebermanns Ein-- 
fiht offen zu legen. Reclamationen gegen einzelne Anfäge in benfelben find 
bie Wahl⸗Commiſſarien ermächtigt, auf ter Stelle zu eniſcheiden, ohne daß der⸗ 
gleichen Reclamationen jeboch bie Vollziehung ber Wahl verzögern Thnzen. :Die: 
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Wahl · Protslolle, denen bie vollzogenen Currenden beigufügen find, unterliegen 
ber Beftätigung ber Megierung. 

Die Gemeinde-Berwaltungs-Beamten und beren Stellvertreter werben son 
ben Repräfentanten, fobalb dieſe verpflichtet find, in ganz gleicher Weiſe gewählt. 

Die Regierungen find ermächtigt, fpezielle Borfchriften für die Abhaltung 
ber Wahlen ber Mepräfentanten und Verwaltunge⸗Beamien zu ertheilen, wobei 
basjenige analog zum Grunde zu legen if, was bie revidirte Städte⸗Ordnung 
wegen ber Wahlen ber Stabiverorbneten und ber ſtaͤdtiſchen Berwaltungs-MBe- 
amten verfügt, 

Die amtlihe Einfeyung ber NRepräfentanten, Berwaltungs-Beamten und 
Stellveriveter gefchicht durch bielelbe Commiſſion. Diefe Verpflichtung erfolgt 
nicht im Wege ber fürmlichen Bereidigung, ° 

$. 16. der Verordnung, 
fondern in der Art, daß die Gewählten durch Handſchlag an Eides Shit ge 
Joben, daß, nachdem fie durch bie israclitifche Gemeinde zum Gcemeinbe-Reprä- 
fentanten ac. erwählt worden, fie alle ihnen in biefer Eigenfchaft, vermöge ber 
Verorbnung vom 1. Juni 1833 und ber zur Bollgiehung terfelben erlaffenen 
oder noch zu erlaffenden Infruftion, obliegenden Pflichten gewiſſenhaft und treu 
erfüllen und ſich davon burch nichts abhalten Iaffen wollen. Die gefchebene Ab⸗ 
leitung dieſes Gelöbniffes wird in bem Inftallations-Protofolfe wörtlich, wie 
bier angegeben, vermerkt. Die Wahl- und Inſtallations⸗Protokolle werden brei- 
fach ansgefertigt, wonon ein Exemplar in ber Gemeinde-Regiftratur, bag zweite 
bei der Oris⸗Polizeibehörde und das britte bei ver Regierung aufzubewahren ifl. 

Die erfte amtlihe Verfammlung der new eingefepten Verwaltungsbeamten 
Jeitet der Wahl⸗Commiſſarius perfönlich, um biefelben mit dem zu beobachtenden 
Geſchäfts⸗Verfahren belannt zu machen. Im biefer erften Verſammlung wird 

a) das Gefep vom 1. Juni 2833 beutlich worgelefen und anf den Grund ber 
zu deffen Vollziehung erlaſſenen Inſtruktion fachgemäß erläutert, 

b) die Wahl⸗ und Einfegungs - Berbandlungen werben bem Gemelnbe- Bor- 
Reber zur Aufbewahrung in der Gemeinde-Regiftratur übergeben, 

e) bie bisherigen Synagogen⸗Vorſteher und Caffen- Berwalter übergeben bie 
eiwa beftebenden Gemeinbe-Etats-Rechnungen, Alten, Kaffenbücher u. ſ. w. 
und weifen ſich über den bermaligen Kaſſenbeſtand aus, 

ad) der regelmäßig abzuhaltende Berfammlungstag wird beftimmt, 

e) über Alles dies wird ein Protokoll geführt und von ſämmilichen Anweſenden 
inel. des Commiſſarius unterzeichnet. 

Die Repräfentanten bilden ein Collegium, deſſen Gefchäfte ein aus ihrer 
Mitte zu erwählender Borfieber leitet. Die Gemeinde - Berwältungs - Gefchäfte 
beforgen ber Vorſteher und beffen Beiſtände collegialiſch. 

8. 9212 der Verordnung. 
Ale Berhandlungen und Beichiäffe mäfen in beaifger End aufgenommen 
vorn nichergefihrichen. werden. 











— 279° — 


Art, 6-11 der Inſtenluon. 
Die jübifchen Eorporationen und insbefonbere ihre Verwaltungsbehörben finb 
verpflichtet, dafür zu forgen, daß es keinem fehulfähigen Kinde vom fiebenten bis 
zum zurüdgelegten vierzehnten Sabre an bem gehörigen Schulunterrichte fehle, 
Ste find dafür verantwortlich, daß alle Kinder, mithin ſowohl Knaben als 
MNaͤbchen, in dieſem Alter die öffentlichen Schulen vorſchriftomäßig befuchen, und 
zugleich verbunden, ganz bürftigen Kindern die noͤthigen Kleidungsſtücke, das 
Schulgeld und die fonfigen Schulbepürfuiffe aus ben etwa bafür beſtehenden 
befonderen Fonds, in deren Ermangelung aber aus bem Eorporations-Wermdgen 
zu gewähren. Unter ben öffentlichen Schulen werben ſowohl bie chriftlicden ale 
bie mit Genehmigung des Staats nach einem beftimmien Lehrplan eingerichteten 
and mit vollſtändig qualificitten und durch bie Regterung beftätigten jübifchen 
Lehrern befepten jũdiſchen Schulen verſtanden. Jedoch kann ber Privat-Unterricht 
ber Kinder mit ausdrüdlicher Genehmigung ber Regierung ben Eltern ausnahms- 
weife geftattet werben. Für ben befondern Religions - Unterricht ber jüdiſchen 
Kinder zu forgen, bleibt jeder Gemeinde vorbehalten. Jedoch follen auch ale 
Religionslehrer nur folde Perfonen zugelaffen werben, weldhe zur Ausübung 
eines Lehramts vom Staate die Erlaubnig erhalten haben, Die Lehrſprache 
beim Unterrichte in ben Bffentlichen jübifchen Schulen ift lediglich die deutſche. 
66. 9—12 ber Berorbmung. 

Die Gemeinde⸗Vorſteher müſſen Liften über die vorhandenen fhulfähigen Kinder 
führen und bie Eltern auffordern, ihre Kinder regelmäßig zur Schule zu fchiden, 
auch Abfchriften jener Liften ben beireffenden Schuliehrern mittheilen. Leptere 
haben die Kinder in ihre Schul- Berfäumnig -Liften aufzunehmen und biefe in 
den gewöhnlichen Terminen ben Orts+ Polizei» Bebörben zu übergeben, bamit 
gegen diejenigen Eltern, deren Kinder die Schule ohne gehörige Entſchuldigungs⸗ 
gründe verfäumen, die im Allgemeinen feſtſtehenden Strafen vollfiredt werben. 
Um aber den Schulbefuch ber jübifchen Kinder ganz befonders zu controliven 
und zu befördern, find bie Kreis-Landräthe angemwiefen, dieſem Gegenflande eine 
vorzügliche Aufmerkſamkeit zu widmen und ber Regierung pertodifch die Schul- 
serfänmniß- und Straf-Liften hinſichts ber ſüdiſchen Kinder einzureichen. 

Die Kinder armer Eltern find als foldhe von ben Vorſtehern den Schul» 
lehrern befonders zu bezeichnen und bie Iegteren haben ſich mit den Vorftehern 
in fortwährender Verbindung zu erhalten, bamit bie erforberliche Unterflügung 
an Bekleidung, Schulgeld und anderem Schulbedarf puünktlich gewährt werde, 
In Fällen, wo dieſem Berlangen ber Gchullehrer nicht Folge geleiftet wird, 
haben bie letzteren der betreffenden Poltzeibehörbe davon Anzeige zu machen, 
melde alsdann berechtigt if, mit polizeilichen Imangsmaßtegeln gegen bie Vor⸗ 
ſteher, resp. gegen die Eltern einzuſchreiten. 

Die Regierungen laſſen vie Vollziehung biefer Vorſchriften von Zeit gu 
Zeit durch die Kreis Lanpräthe, Schul» Infpeftoren und bie auf amtlichen Be⸗ 
seifungen befindlichen Departemenis-Räthe controliren. 
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Bei ven Schulen iſt ein gleichmäßiger periodiſcher, am beſten halbjähriger 
Prüfungstermin zur eventuellen Entlaffung ber während bes jebesmaligen Zeit- 
abfehnitts in das normalmäßige Alter — basrzurüdgelegte I14te Jahr — gette⸗ 
tenen Sculfinder feftzufegen und mit vorbehaltener Befugaiß ber Orts - Schul- 
behörde, nach ihrem billigen Ermeſſen bei motivirenben- befondern Umſtaͤnden 
und vorauszufegenber wirklicher Reife des betreffenden Schulfindes, die Zulaffung 
‚zur Prüfung auch für folhe Kinder, welche das 14jährige Alter in dem nächſt⸗ 
folgenden Zeltabfchnitt erreichen, auf Anfuchen ihrer Eltern nachzugeben. Die 
Prüfung wird von dem Schul-Infpeftor des Kreiſes, oder nach Erforderniß ber 
Zofalität, von ber Regierung anderweitig aus ben Geiftlichen des Orts ober 
ber Nachbarfchaft zu beſtimmenden Commiſſarius abgehalten, deſſen pRlichtmäßiges ' 
Befinden biernächft darüber entjcheidet, welchen Rindern, als genügend unter- 
richtet, die Entlaffung zu bewilligen, oder bei welgen’ eine noch fernere Fori⸗ 
feßung bes Schul-Unterrichts Behufs Erfüllung: der obigen Geſetzes⸗Vorſchriften 
für nothwendig zu erachten if. Die lebtern, bei eigentlich reifem Alter noch 
ungenügend unterrichtet befunbenen Kinder, find bis zum Nachweiſe ihrer befern 
Befähigung in einem anberweiten Prüfungstermine unter jeberzeit gefchärfte 
Aufmerkſamkeit des Lehrers für ihren Unterricht und ber Orts“ Schulbehörde 
über ihre regelmäßige Anhaltung zum Schulbefuche zu ftellen. 

Die im jedesmaligen Prüfungstermine. als zur Entlaffuüg geeignet befun- 
- denen Kinder werben bem Orts-Borftande Behufs ber Feſtſtellung ihrer bürger⸗ 
lichen Beftimmung und zur eventuellen Ertheilung eines Zeugniffes über ihre 
orbnungsmäßige Entlaffung aus dem Scul-Unterrichte überwiejen. Sie werben 
jedoch nicht eher aus den Kiften ber ſchulpflichtigen Kinder geftrichen, als bis 
bie Schul- Abgangs - Zeugniffe ertheilt worden find. Die Vorſteher ber Ver⸗ 
waltungs-Behörben haben zu biefem Ende die betreffenden Individuen und bern 
Eltern resp. Bormünder vor ſich kommen zu laſſen und. gemeinjchaftlich mit ihnen 
feftzuftellen, welchen Broberwerb bie erfieren nunmehr zu ergreifen. baben. 

Art. 14, 15 der Inſtruktion. 

Sie haben dafür zu ſorgen und find dafür Lerantworilich, daß jeder Knabe 
irgend ein nügliches Gewerbe erlerne oder ſich auf höheren Lehr-Anftalten einem 
wiffenfchaftlichen Beruf wibme, und daß Feiner berfelben zum Handel und Gr 
werbebeirieb im Umberziehen gebraucht werbe. Diefer Berbindlichfeit follen fe 
burch die mit ben Dätern oder Vormündern zu treffenden Verabredungen zu 
genügen ſuchen; wenn aber durch dieſe ber Zwec nicht zu erreichen iſt, ſo haben 
ſie ſich an den Kreis⸗Landrath zu wenden, welcher die Väter oder Vormünder, 
legtere unter Vernehmung mit ber obcrvormundſchaftlichen Behörde anhalten 
fol, . den Knaben einer Wilfenfchaft ober Kunft, oder dem Landbau oder nüpliger 
Handarbeit, oder ber Fabrifation oder einem befimmten Hanbwerke, ober bem 
Dandel von feften Verfaufsplägen aus, zu beftimmen, j 

$. 13 bes Verordnung. 
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Wenn junge Juden betroffen werben. welche ein’ unerlaubtes Gewerbe be⸗ 
treiben, beiten ober ſich über gar Fein Gewerbe ausmweilen Tönnen, fo bat bie 
Poligeibehbrde bie betreffenden jüdiſchen Gemeinde» Borftieher deshalb zur Der- 
entwortung zu ziehen und biefelben event. wegen Nichtbefolgung ber ihnen ge- 
feglich obliegenden Pflichten in eine DOrbnungaftrafe zu nehmen und wenn es 
bie Umfände gefatten, zur nachträglichen Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. 
Außerdem ift gegen das .beireffende Individuum, wo es nöthig if, nach ben 
wegen Vagabondirens, Beitelnd u, f. w. beſtebenden gefeplihen Vorſchriften zu 
verfahren. Die gegen bie Vorſteher zu verhängenden Strafen werben durch ein 
ſchriftliches Refolut, unter Vorbehalt des Recurfes an bie Regierung, feftgefest. 

Art. 16 der Inſtruktion. 

Der übrige Inhalt ber Verordnung vom 1. Juni 1833 und ber zur Aus- 
führung berfelben erlaffenen Ober-Präfipial-Inftruttion betrifft nur bie, bürger- 
lichen Rechte ber naturalifitten und der nur gebuldeten Juden im Großherzog. 
thum Pofen und iſt daher bier von feinem weiteren Intereffe. 

Auch in der Provinz Pofen fehlt es an pofitinen gefeplichen Beftimmmungen 
über das jüdische Kultusweſen und es kann in biefer Beziehung nur auf bie 
allgemeinen Ianbrechilichen Beftimmungen über die Verhältniſſe geduldeter Reli- 
gions⸗Geſellſchaften zurüdgegangen werben. Wie bereits oben bemerkt, gehören 
zu denjenigen Gegenftänden, auf welche fih der Corporationg » Verband erftredt, 
das jüdifche Kultusweſen und ber Religiond - Unterricht nicht, vielmehr fallen 
letztere, ſoweit dadurch nicht die Dermögens-Berwaltung ber Eorporationen tan- 
girt wirb, außerhalb bes innern Bereichs der Eorporationg-Berbänbe unb werben 
als Angelegenheiten betrachtet, die ben. Gemeinden lediglich in ihrer Eigenfchaft 
ald gebuldete Religions - Gefelfchaften überlaffen bleiben, ohne daß eine andere 
als die allgemeine polizeiliche Aufficht von Seiten der Staatsbehörbe dabei 


. , Statt findet, 


Die Verhältniſſe rüchkſichtlich des Rultuöwefene find baber ganz biefelben 
wie in ben alten Provinzen, 


2. In der Etadt Danzig und deren Gebiet. 


Bon dem Gebiete, weldes mit Danzig bei ver zweiten Theilung Polens 
im Jahre 1799 an Preußen fam, blieb ein Theil im Frieden von ZTilfit bei 
Preußen, dem Uebrigen wurde ein neues Gebiet Linzugefügt und aus -biefer 
Geſammtheit der Freiſtaat Danzig geſchaffen. In dem Gebiete des Freiſtaate 
wurde ber Code Napoleon eingeführt, in beffen Stelle das Allg, Landrecht und 
bie Allg. Gerichts- Orbnung traten, nachdem jenes Gebiet Preußen wieber ein- 
verleibt worden war, Durch ben $. 11 des Organifationg-Decreis vom 24. März 
1814 wurden die in den Preußiſchen Staaten geltenden allgemeinen Geſetze 
wieder eingeführt. . Man nahm an, daß hierdurch das Edict sem 11. März 
1812 mit eingeführt worben ſei und es wurde baffelbe unter Zuftimmung bes 
Staaitskanzlers, Fürſten von Hardenberg, zur Anwendung gebracht, Diefe 
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Annahme widerſprach dem Grundſaße, daß In ben neuen und wiebererworbenen 
Provinzen rückſichtlich der echte der Inden ber Status quo zur Zeit ber Bel 
nahme aufrecht erhalten werben feolles da indeß das Ediet vom 11. Märg 1812 
einmal zur Anwendung gefommen war, fo beſtimmte bie Allerhochſte Ordre vom 
25, April 1832: 
in Beziehung auf die Stadt Danzig und das Gebiet derſelben ſolle die 
Allerhoͤchſte Eabinetsorbre vom 8, Auguft 1830 dahin modificirt werben, 
baß diejenigen Juden, melde bamals ihren Wohnort im rechilichen 
Sinne daſelbſt hatten, für fi) und ihre Bamilien, als mit dem Staais⸗ 
bürgerrechte verfeben, nah dem Geſetze vom 11, März 1812 behandelt 
werben follten. 
Hiernach ift ber zeitige Zuſtand ber Juden in Danzig und beffen Gebiet lebiglich 
nach dem Ediete vom 11. März 1812 zu beurtbeilen. 


3. In den vormals Sächfiichen Landestheilen. 


Durch ben Sriebendvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen som 18, Mai 

1813 gingen vom Königreih Sachfen an Preußen über: 
die Niederlauſitz, 
ein Thell der Oberlaufis, 
der Ghurfreis mit Barby und Gommern, 
ein Theil des Meißner und Leipziger Kreiſes, 
ber größte Theil ber Stifte Merfeburg und Naumburg, 
Zei, 
das fächfifhe Mangel, 
ber Thüringſche Kreis, 
das Fürfenthbum Querfurt, 
der Neuſtädtiſche Kreis, 
die Voigtlaͤndiſchen Enclaven in Preußen und 
der fächfifche Antheil in Henneberg. 

In allen biefen Territorien gilt auch jetzt noch in Betreff ber Juden bie 
Sachſiſche Verfaſſung. 

Da bie beiden Laufitzen eine von ben fibrigen fächfifchen Territorien, welche 
gegenwärtig das Oerzogthum Sachſen bilden, verfchledene Verfaffung and in 
Betreff ver Juden von jeher gehabt haben, fo tft letztere beſonders zu erwähnen. 
Beide hatten nur das gemein, daß bie Juden fehr erheblichen Befchränkungen 
unterlagen. 


) In dam gegenwärtigen Herzogthum Sachfen. 
Bon dem durch Ben Landtags⸗Abſchied vom 24. April 1711 ausgeſproche⸗ 
nen Grundfatze hinſichtlich der Ansihung des Gottesdienſtes: 
„Wollen auch denen Juden Ihren eiwa angemaßten Culten, weleher a 
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allhier ſogleich, als man davon einige Nachricht erlanget, aufgehoben wer⸗ 
den, in keinem Wege öffentlich gefkatten,“ 
{iR in foweit abgegangen, als ben borligen Iuben bie Prenfifche Regierung in 
einzelnen Faͤllen die Anlegung befonberer Synagogen geftattet bat, 


b) In der Ober» und Nieber-Laufig. 


In den Laufipen fehlt es gänzlich an allgemeinen, vie Eultus- und Schul⸗ 
gerbältniffe der Juden betreffenden Gefepen und fie find baber lediglich nach ben 
befonderen Sonceffionen zu beuribeilen, auf Grund beren ihnen der Wohnfig in 
biefen Territorien bewilligt wird. 


4. In Reu-Vorpommern und auf der Infel Rügen. 


Durch den Sriedens-Tractat zu Kiel vom 14. Januar 1814 trat Schweben 
an Dänemarf das Herzogthum Schwepifch-Pommern und das Fürſtenthum Rü⸗ 
gen ab. Durch’ die Tractate vom 4. und 7. Juni 1815 mit Dänemarf und 
Schweden gingen biefelben von Dänemark an Preußen fiber. Lepteres erhielt, 
wie bei allen nen acquirirten Ländern, die vorgefunbene Juden⸗VBerfaſſung auf- 
recht. 

Eorporative Rechte ſtehen den Judenſchaften In Neuvorpommern nicht zu, 
Tondern nur die Rechte der erlaubten Privatgefellfchaften. 

Nach ber Beitimmung bes 6. 8. ber General-Eoncefflon vom 23. Juli 1776 
(Renvorpommerfches Prov. Recht Bb. V. p. 232— 235) fiehen fämmiliche Ju⸗ 
den Neuvorpommerns unter dem Aelteften oder Vorſteher der Juden in Stral⸗ 
fund, und fol jeber in dem Regierungsbezirk fich niederlaffende Jude ſich bei 
bem Vorſteher ber jünifchen Gemeinde in Stralfund melden, ein nah Beſchaf⸗ 
fenbeit feines Bermögens arbitrirtes Einkaufsgeld erlegen, und wegen feiner fer- 
neren Beiträge zur Synagoge und den Gemeinde-Ausgaben fih vergleichen, 

Hiernach bilden fämmtlihe in Neuvorpommern lebende Juden eine Ge⸗ 
meinde. 

Zur Theilnahme an den allgemeinen Verſammlungen, zur Verhandlung 
Über Angelegenheiten der Judengemeinde, welche gewöhnlich zweimal im Jahre 
Statt finden, haben nur diejenigen ein Recht, welche Beiträge zu ben Gemeinde⸗ 
laſten leiſten. 

In Bezug auf die Cultus⸗Angelegenheiten wird bie Gemeinde allein durch 
ben Gemeinde⸗Vorſtand repräfentirt, welchem gegenüber keine Bertrehung durch 
einen Ausſchuß Statt findet. Der Vorſtand wird durch Stimmenmehrheit zeit⸗ 
meife gewählt, Dem Borftande liegt die Beforgung fämmtlider Gemeinbe-An- 
gelegenbeiten, Repartition ber Gemeindelaften, Einziehung und Verwendung ber 
Gelder ob. Ein Rabbiner if nicht vorhanden. Dem Eultus und ber Schule 
ſteht ein Shächter vor. Diefer wird von dem Gemeinde-Borflanbe zunächft auf 
ein Jahr, mit Vorbehalt ber halbjährigen Kündigung, gewählt. Findet bie Ge⸗ 
meinde demnächſt Feine Veranlaſſung zur Beſchwerde, fo bleibt er im Amie. 
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Gemeinde⸗Vermoͤgen iſt nicht vorhanden und bie Beduͤrfniſſe werben durch baare 
Beiträge ber Mitglieder ohne Einwirkung ber Staatebehörde gededt. Sind 
Beſchwerden über einzelne Mitglieder zu führen, ſo ſteht dem Vorſtande ein 
Strafrecht zu, wie die General⸗Conceſſion vom 23. Juli 1776 vorſchreibt. 

Befondere jübifche Schulen find nicht vorhanden, die Kinder befuchen bie 
chriſtlichen Schulen, nur der Religionsunterricht wird von den Eltern ober be- 
fonderen Lehrern ertheilt. 


9. In den Landestheilen, welche vom Großherzogthum Hefien- 
Darmftadt abgetreten find. 
a) Das Herzogthum Weſtphalen. 

Das Herzogthum Weſtphalen wurde im Jahre 1179 dem Erzflifte Ein zu 
Lehn gegeben, und blieb bei vemfelben bis zur Auflöfung des Kurfürſtenthums 
Cõoln durch ben Reichg-Deputationsfchluß vom 25. Februar 1803, burch welchen 
es an Heffen-Darmfladt gelangte. In Folge ber Beftimmung bes $. 47., ber 
Wiener Eongreß-Alte und ber zwifchen Heſſen⸗Darmſtadt und Preußen geichlof- 
fenen Verträge vom 10. Juni 1815 und 30. Juni 1816 gelangte baffelbe an 
ben Preußifchen Staat und bildet jeut im Regierungsbezirt Arnsberg die Kreiſe 
Arnsberg, Wittgenftein, Brilon, zum Theil Iſerlohn, Olpe und Soeſt. 

Für die von Alters ber gebulbeten Juden gaben bie Kurfürften von Cöln 
am 1. Februar 1594, im Jahre 1614 und am 28. Juni 1700, Juden Ordnun⸗ 
gen. Die Gültigkeit diefer lepteren Iuben-Orbnung vom 28. Juni 17300 wird 
von einzelnen DBerwaltungsbehörben, nicht aber von ben Gerichten angenommen. 
Später beflimmten noch wegen ber Juden 

die Kur-Cölnifche Verorbnung vom 14, Dezember 1771, 
und unter Hellen-Darmfläbifcher Regierung bie 
Berorbnungen vom 11. Februar und 30. Juli 1805, 
11. September 1806, 
15. Mai und 19. Juni 1812, 

Nach diefen Geſetzen, an welchen bie Preußifche Regierung bisher etwas 
Weſentliches nicht geändert bat, bilden fammtlihe Juden unter fih eine Corpo⸗ 
ration, an deren Spitze ein befoldeter Vorſteher unter ber Oberaufficht bes 
Staats und ein Rabbiner fich befinden. 

Bis zum Jahre 1818 hatte ber Vorfteher mit noch drei Receptoren bie Ver⸗ 
waltung ber jübifchen Gemeinde-Angelegenheiten ohne Einmifchung bes Staais. 
Auch vertrat er die Eorporation nach außen und führte beren Prozeſſe. Geil 
bem 1. Juli 1818 bat jeboch die Regierung die Verwaltung bed Caſſen⸗ und 

Schuldenwefens an fih gezogen, indem fie die Schulden⸗ und Eaffen-Angelegen- 
heiten burch bie Inflituten- und Communal⸗Kaſſe verwalten, die Beiträge durch 
bie Kreissinnehmer erheben und bie Rechts» Angelegenheiten burg einen bay 
beſtellten General⸗Anwalt betreiben läßt. 
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v) Die Grafſchaften Wittgenſtein. 

Dieſe Grafſchaften, früher reichsunmittelbar, wurden in Folge ber rheini⸗ 
ſchen Bundesalie vom 12. Juli 1806 vom Großherzoge von Heſſen In Beſitz 
genommen und von dieſem durch den Vertrag vom 30. Juni 1816 an Preußen 
abgetreten. Beſondere geſetzliche Beſtimmungen über die Verhäliniſſe der Juden 
in dieſem Gebiete ſind nicht vorhanden. 


6. In den ehemals Naſſauiſchen Landestheilen. 


Dur den Staatsvertrag vom 3. Mai 1815 gingen an ben Preußiſchen 

Staat von dem Herzögihum Naffau durch Tauſch über: 
bie Aemter Artzbach, Hohenfolms, Greifenftein, Braunsberg, Frensburg, 
Friedewald, Schierlein, Schönberg, Altenfirchen, Altenwied, Dinborf, 
Steuerburg, Linz, Hammerftein nebft Enger und Hebbersborf, bie Stadt 
und Gemarkung Neuwied, das Kirchfpiel Hamm, zum Amte Hachenberg 
gehörig, das Kirchfpiel Hohenhaufen, zum Amte Harsbach gebörig, und 
bie auf dem rechten Rheinufer gelegenen Theile der Aemter Vallendar 
und Ehrenbreitſtein, 

in den jetzigen Kreiſen Altenkirchen, Coblenz, Neuwied und Wetzlar im Regie⸗ 

rungsbezirk Coblenz und zur Jurisdiction des Juſtizſenats zu Coblenz gehörig, 
und die Aemter Burbach und Neuenkirchen, 

jetzt den Kreis Siegen im Regierungsbezirk Arnsberg bildend. 

Das Fürſtenthum Siegen gehörte nur bis 1806 zu Naſſau, wurde durch 
die Rheinbundacte dem Großherzogthum Berg einverleibt und durch Patent vom 
20. Dezember 1813 von dem Prinzen von Oranien wieder in Beſitz genommen. 
Da dieſer die beſtehende Verfaſſung in Betreff der Juden nicht änderte, fo galt 
dieſe zur Zeit der Preugifchen Befisnahme noch und kommen daher bier bie un- 
ten zu erwähnenven Beſtimmungen über bie Verhältniffe ber Suden im Groß- 
berzugthum Berg zur Anwendung. 

Die Berfaffung der Juden in den vormals Naffauifchen Gebietstheilen iR 
im Wefentlichen keine andere, als bie im ehemaligen deuiſchen Reiche gemeine, 
anf den Reichögefeben beruhende. 

Die befonderen Landes-Berorbnungen über das Judenweſen, 

.a) bie Verorbnung vom 24. November 1807, welche den Jubden nachläßt, 
wenn fie keinen tüchtigen Eingebornen zum Borfänger, Schulmeiſter oder 
Schächter erhalten Fönnen, hierzu mit Genehmigung ber Orisbehörde ei⸗ 
nen Ausländer anzunehmen, 

b):eine Provinzial Verorbnung vom 9. Januar 1840, daß ben jübifchen 
Borfängern und Schulmelftern eine Trauung ohne Erlaubniß ber Regie⸗ 
rung vorzunehmen unterfagt fein fol, 

find für die Kenniniß des fehigen Zuftanbes ber dortigen Juden ohne beſonde⸗ 
res Intereſſe. 
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7. In den vom Königreich Hannover abgetretenen Territorien. 


Durch deu Vertrag zwiſchen Hannoser und Preußen som 29, Mai 1815 
gingen busch Tauſch von Hannover an Preußen über: 
das Amt Klöge, das Amt Redeberg und bie Dörfer Rüdigershagen und 
Sänfeteich, 
Sie bilden zur Zeit ven Kreis Miedenbrüd im NRegierungsbezirt Minden und 
gehörten zum Königreich Weſtphalen. Da jedoch Hannover bei der Beſitzergrei⸗ 
fung bie geſammie Verfaffung bes Landes wieder in ben Zuſtand, wie er vor 
dem Jahre 1807 beftanven, zurüdverfepte, fo fand Preußen bei der Beſitznahme 
auch in Betreff ber Juden in biefen Länderparzellen nicht bie weſiphäliſche, fon- 
bern die bannäperfche Verfaffung vor und biefe gilt mithin noch jet, während 
in Anfehung ber privatrechtlichen Verhältniſſe das Allgemeine Landrecht in ben- 
felben eingeführt worden if. | 
Da ſich zur Zeit in dieſen Länderparzellen gar Feine Suben befinden, fo be- 
barf es eines nähern Eingehens auf die hanndverſche Geſetzgebung über das 
Judenweſen nicht. 


8. In den ehemals Schwarzburg-Rudolftädtifchen und Schwarzburg- 
Sonderhaufenfchen, Sachfen-Weimarfchen, Königlich Niederländifchen 
und SKaiferlich Defterreichifchen Landestheilen. 


1. Dur ben mit dem Fürſten son Schwarzburg - Sonbershaufen abge 

ſchloſſenen Tractat vom 15. Juni 1816 trat derfelbe an Preußen ab: 
das Amt Bohungen, bie Gerichte Allersdorf und Hainröden, bie Ort 
fohaften Utterode und Bruchſtädt. 

2. Durch den mit dem Fürften von Schwarzburg-Rubolftabt abgefchloffenen 
Vertrag. vom 19, Suli 1816 trat berfelbe die Ortſchaft Wolkramshauſen an 
Preußen ab. 

3. Durch bie mit dem Großherzog von Sachfen-Weimar abgefchloffenen 
Verträge vom 1. Juni 1815 und 22, September 1815 trat berfelbe an Preußen 
das Dorf Ranzleben ab, 

4, Durch den mit dem Könige ber Niederlande gefchloffenen DVertrag vom 
7. Oltober 1816 kamen einige zum Königreich ber Niederlande gehörig ge⸗ 
- weiene auf dem echten Rheinufer belegene Ortfchaften an Preußen. 

5. Enblih gingen auch die zum Königreih Böhmen gehörig geweſenen, 
in ven Preußifchen Antheil der Ober-Laufig eingefchloffenen Oxtfchaften Gün- 
tersdeorf und Nieder⸗Gerlachsheim mit deren Zubehör an Preußen über, 

In Betreff diefer Randestheile, meiß einzelner Dorfichaften, gelten hinficht- 
lich der Juden bie früheren Verfaſſungen. Es kann jedoch auf eine nähere Dar- 
ſtellung dieſer einzelnen Verfaſſungen nicht eingegangen werben, ba bies in 
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feinem Verhältniß ſtehen würde mit der ſtatiſtiſchen Bebeutungeloſigktit bes Ge⸗ 
biets, in welchem ſich überdies nur wenige Juden aufhalten, 


9. In den zum franzöſiſchen Kaiferreiche gehörig geweſenen 
Landestheilen. 


Bon dem frangdfifchen Kaiferreiche kamen in Folge des Pariſer Friedens 
vom 30, Mai 1814 folgende Randestheile an Preußen: 

In der Rheinprovinzs die Negierungs-Bezirke Trier und Hacken, vom Re⸗ 
gierungs⸗Bezirk Coblenz die linke Rheinſeite, alſo die Kreiſe Coblenz, St. 
Goar, Kreuznach, Simmern, Zell, Mayen, Kochem, Ahrweiler und Adenau, 

im Regierungs⸗Bezirk Coln ebenfalls das linle Rheinufer, alſo bie Kreiſe 
Coln, Bergheim, Enokirch, Bonn, Rheinbach, 

im Regierungs⸗Bezirk Düſſeldorf auf dem linken Rheinufer: die Kreiſe Cre⸗ 
feld, Reuß, Grevenbroich, Gladbach, Kempen, Geldern, Cleve und auf 
dem rechten Rheinufer der Kreis Neuo. 

In der Provinz Weſtphalen die im Regierungs⸗Bezirk Münſter belegenen 
Kreiſe Steinfurth, Ahaus, Borna, Teklenburg, zum Theil Münſter, Cös⸗ 
feld, Warendorf und Lüdingshauſen. 

Diefe Territorien hatten im franzöfifchen Kaiferreiche bie Deparismente Rhein 
und Mofel, fo wie einen Theil ber Departements Saar, bes Forets, Ourthe, 
Nieder⸗Maas und Roux gebildet. 

Die Berbältniffe ber Juden in biefen Landestheilen find jebt im Weſent⸗ 
lichen noch biefelben, welche während ber Bereinigung berfelben mit Frankreich 
befanden haben. 

Es ergingen unterm 11. Mai 1808 brei Salferliche Verordnungen, von 
denen zwei bie Kultus⸗Verfaſſung bauernd fefiftellen, bie lebte gegen ben Wucher 
gerichtete nur proniforifch auf 10 Jahre gegeben wurde, 

Cfr. Bulleiins des lois Ser, IV, 186, Nr. 3211. 
18T, Nr. 3237. 3238, 

Das mit Nr. 3237. bezeichnete Dekret eriheilt einem Reglement über bie 
Errichtung bes jüdiſchen Eultus, welches ber Sanhedrin entworfen hatte, Ger 
ſetzeskraft. Das Dekret Nr. 3238. enthält nur Beſtimmungen über die Aus 
führung ber einzelnen Punkte bes erfieren. 

Nach diefen Dekreten find für jedes Departement, worin 2000 Suben Ichen, 
Sonfiftorial-Synagogen mit einem CTonfifterium und in Paris ein Central Con⸗ 
florium angeordnet. Die Departements-Eonfifterien, welde aus dem Ober⸗ 
NRabbiner, einem audern Rabbiner und brei ber angeſehenſten Suben zuſammen⸗ 
geſetzt find, haben 

1, dahin zu fehen, daß bie Rabbiner nichts gegen bie Veſchlüſſe des großen 

Sanbebring Ichren, 
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2. bie Ordnung in ben Synagogen aufrecht zu erhalten, und gotteobienftige 
Berfammlungen außerhalb derſelben zu verhindern, 
3. die Gemeinde-Einfünfte zu verwalten, 
4. zur Ergreifung nüplier Gewerbe zu ermuntern und bie keinen ebtlichen 
Erwerb nachmweifenden Juden der Regierung anzuzeigen, 
5. bie Gonferiptionsliften zu fertigen, 
Als Pflichten ber Rabbiner find angegeben: 

1, der Öffentliche Unterricht in der Religivn und 

2, in ben Lehren, welche in ben Befchlüflen des großen Sanhedrins enthalten 
“ find, 

83, beſonders in Beziehung auf ben Soldatenſtand, 

4, zu erflären, daß bie Juden während ihres Dienftes im Heer von allen 

bamit nicht vereinbaren Gebräucen bispenfirt find, 

5, in den Synagogen zu prebigen und bie Gebete für ven Regenten zu fpredden, 

6, bie Ehen einzufegnen und die Scheipungen zu verfündigen, wenn die Par- 

theien in beiden Fällen die bürgerliche Schließung ober Trennung ber 

‚he erlangt haben, 

Da bei der Bereinigung der Rheinprovinzen mit Preußen bie vorgefundene Ver⸗ 
faffung beibehalten worten ift, fo unterliegen die dortigen Juden lediglich ben 
Beſchränkungen bed Kaiſerl. Dekrets vom 17. März 1808 — Nr. 3311, —, 
welche ſich jedoch nur auf bie Meberlaffung in anderen Departements und auf 
Gegenſtände des Handels beziehen, Im religiöfer Beziehung ſtehen fie unter 
bem in Bonn: und Caſſel refinirenden Conſiſtorium. Nach ben über die Cultus⸗ 
Berbaltniffe noch jept gültigen Beſtimmungen muß man annehmen, daß für bie 
dortigen Juden eine gejegliche Verbindlichkeit nach Art des Parochialzwanges in 
der chriftlichen Kirche beſteht, der Synagoge ihres Departements ſich anzufchlie- 
Gen, Rach den von den betreffenden Regierungen erftatteten Berichten ift indeß 
auch bier Willfür und Unordnung eingeriffen und ben zur Abwehr berjelben 
. eingefesten Behörden, den Confiftorien, jebe Kraft gelähmt. 

Auch die nah Art, 4. des Dekrets Nr. 3237, getroffene Anorbnung, baf 
jede einzelne Indengemeinde — synagogue parliculaire — durch Notabeln und 
einen Rabbiner, weichen das Konfifterium unter Genehmigung des Central 
Eonfiftoriums zu ernennen bat, verwaltet und refp. repräfentirt werben folle, if 
in feiner eigentlichen Bedeutung außer Gebrauch gekommen. 

Ueberhaupt ift die durch das Dekret vom 17. März 1808 eingerichtete Cul⸗ 
tus⸗Verfaſſung der Juden, nachdem zwifchen ben einzelnen jübtfchen Conſiſtorien 
ber Rheinprovinzg und dem Gentral-Eonfiftorium in Paris die früher beftanvene 
Berbindung aufgehoben worden ift, ihres Fundaments und ber enticheidenben 
Autorität in Angelegenheiten des Cultus beraubt. Denn wenn auch das Ober 
Praſidium ber Provinz quoad externa factiſch an bie Stelle des Central⸗Con⸗ 
fitoriums getreten ift, fo fteben boch bie jünifchen Gemeinden binfichtlich ber 
Innern Kultus-Angelegenheiten ganz ifolirt ba. 
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An Binſicht des Schulweſens find die Juden nach ber franzbſiſchen Geſetz⸗ 
gebung ben Chriſten gleich zu achten. Denn bie franzöſiſche Gefepgebung kennt 
Feine: Confeſſionsſchulen, ſondern nur gemeinſchaftliche Elementarſchulen ohne 
Rückſicht auf Confeſſion und ohne Einfluß der Geiſtlichkeit auf dieſelben. 
Insbeſondere wirb nach dem Geſetze vom 11, Bloreal X. bei den Bffent- 
lichen Elementarfhulen — ecoles primaires — yon ben bie Schulen für ihre 
Finder benugenden Eltern nur unter eventueller Vertretung’ ber Unvermdgenven 
pur den Communalfonds das Lehrergehalt nur durch Schulgeld aufgebradt, 
woneben son Seiten ber Orts-Eommunen unmittelbar das Unterrichts-Lofal und 
eine Umtswohnung für den Lehrer befchafft werben muß. Nach ber urfprüng- 
lichen Abficht der franzöſiſchen Geſetzgebung follten bie Primairſchulen außer aller 
seligiöfen Beziehung ſtehende, rein bürgerliche Unterrichts-Anftelten fein, von 
beren Lehrplan daher auch der Religiong-Unterricht überhaupt ganz ausgefchleffen 
fein follte. So wie aber nachgehends ſchon unter franzöfifcher Verwaltung bier- 
von tieder abgegangen wurde, namentlich dadurch, daß bie Kirchſchulen, wo 
dergleichen fich vorfanden, mit in bie Reihe der Ortsfchulen geftellt wurben, fo 
iſt noch beftimmter feit Wieverbefignahme der Rheinprovinzen auch burt ber 
Grundfatz wieder aufgenommen worben, das Simultanſchulweſen nur in Noth⸗ 
fällen fostbeftehen zu laſſen, hingegen, fo weit bie Lokalverhältniſſe und bie vor⸗ 
handenen Mittel es geftatten, anf befonbere Elementarfchulen für die jüdiſche 
Slaubensparthet zu halten. Praktiſch ik zwar wegen ber geringen Anzahl ber 
Juden in den meiſten Ortfchaften bie Abfonderung bes Schulweſens bort ebenfalls 
nur ausnahmsweiſe zur Ausführung gekommen; wo hingegen nah Manfgabe 
der Verhältniſſe eine eigene jübtfche Primairfchule erforbert worben, ba if bie- 
felbe auf gleichem Buße mit ven chriſtlichen Schulen behandelt, 


10. In ben zum Großherzogthum Berg gehörig geweſenen 
Landestheilen. 


Bermöge ber Uebereinkunft bes Wiener Gongreffes und bed Parifer Frie- 
dns vom. 80, Mai 1814 ging das ehemalige Großherzogihum Berg an Preußen 
über. Daffelbe bildet gegenwärtig folgende Bezirkes 

1. in ber Rheinprovinz: 
a) im Regierungsbezirke Coblenz bie Sammigemeinbe Briefenhagen tm 
Kreiſe Wltenfirchen, - 
b) im Regterungsbezirke Coln die Sereife Mühlheim, Siegburg, Uederath, 
Homberg, Germersbach, Waldbroel, 
0) im Regierungsbezirfe Düffelberf bie Kreiſe Duisburg, Duſſeldorf, So⸗ 
—. lingen, Elberfeld, Lennep. 
2. Im der Proginz Weſtphalen:; 
a) Am Regiernugsbezirke Muͤnſter bie areiſe Warendorf, Beckum, Lüding⸗ 
hauſen, PRedlinghanſen, Münfter,. Enesfelb, 
VIII. 19 
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b) im Regierungobezirke Arnsberg bie Grafſchaft Arnsberg mit Dori⸗ 
mund, ober bie Kreiſe Altem, Bodum, Dortmund, Oagen, Damm, 
Sferlohn, Lippſtadt, Olpe, Sort und Siegen, 

e) im Regierungsbezirke Minden die Herrſchaft Rheda im Kreife Wie 
denbrück. 

In allen dieſen Ländertheilen waren durch die Conſtimtion des Großher⸗ 
zogihums Berg allen Einwohnern gleiche Rechte verliehen worden, ohne daß 
hinſichtlich der Juden eine Ausnahme gemacht war. Gleichzeitig waren aber 
auch mit ber franzdſiſchen Geſetzgebung bie im vorigen Abſchnitt gedachten Be 
ſchraͤnkungen ber Juden eingeführt worden, Es gilt daher von leßteren in beu 
gedachten Landestheilen Alles, was im vorigen Abſchnitt gefagt worben if, 


11. In den zu dem Königreich Weftphalen gehörig geweſenen 
Landestheilen. 


Das Königreich Weſtphalen war zufammengefeht aus ben Braunſchweigi⸗ 
ſchen und Heffen-Raffelfchen Stasten, einem Theile von Hannover und einem 
bedeutenden Theile von Prenfen. Bon bem letztern wurde nämlich burch ber 
Tilfiter Frieden hierzu abgetreten: ber auf dem linken Ufer ber Elbe belegen 
Theil der Altmark und der Provinz Magbeburg, das Gebiet von Halle, Halber 
flat, Hohenſtein, Quedlinburg, die Graffchaft Mansfeld, das Eichsfeld neh 
Treffurt, Mühlhaufen, Norbhaufen, die Graffchaft Stolberg⸗Wernigerode, Cor⸗ 
vei, das Bisthum Paderborn, Minden und Ravensherg und bie Grafſchaften 
Rietberg und Kaumtz. 

In allen diefen Preußiſchen Landestheilen, welche gegenwärtig au ben VPro⸗ 
vinzen Sachſen, Weftphalen und Darf Brandenburg gehören, tft bie Bef- 
phälifche Berfaflung noch jept in Gültigkeit, 

Die Eultus-Berhältniffe der Iuden im Königreich Weſtphalen waren burd 
das Decret som 31. März 1808, betreffend die Errichtung eines jüdiſchen Con 
fitoriums und bie Beftellung von Syndilen zur Aufſicht Aber ben jübifchen Goi⸗ 
tesbienft, geordnet. Daß biefes Deeret auch jept noch gültig iR, unterliegt kei⸗ 
nem Bebenten, wenngleich faltiſch nicht mehr alle Organe, welche baffelbe vor⸗ 
fchreibt, vorhanden find. Nach dem Inhalte beffelben genießen bie Juden in 
ben bortigen Landestheilen bie Rechte privilegirter Gorporatisnen. Das Dertel 
beftimmt, daß in Caſſel ein Conſiſtorium für die jübifche Religion errichtet wer⸗ 
den follte, beſtehend aus einem Präfbenten, ver ohne Umerſchied aus ben Kab⸗ 
binern oder den andern Juden gewählt werben durfte, drei Mabbinern, zwei 
jübifchen Gelehrten mb einem Secretair. Die Mitglieder des Conſiſtoriums 
ſollten von den Miniſtern des Innern und der Juſtiz vorgeſchlagen und von 
dem Landesherrn beſtätigt werden; dem Eonfifterio ſelbſt aber mirbe das Medi 
beigelegt, an ber Stelle ber abgegangenen ober verſtorbenen Miiglieder für jede 
erledigte Stelle zwei Kandibaten in Vorſchlag zu Bringen, Des Gehalt ber 
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Müglieber bed Eouffiorinms war auf 3000 Franken für ben Präßbenten, auf 
2000 Sranken für den Rabbiner und auf 1000 Franken für jebes ber anberen 
Müglieber, auf 2000 Franken aber für den Serreinir feſtgeſezt. Das Couſiſto⸗ 
rium follte beauftragt fein, die Aufſicht zu führen: 

a) über Alles, was bie Religions-tehung betrifft, 

») über die Aufepung, Erhebung, Verwaltung und Verwendung ber zu ben 
Koſten deo Gotiesdienſtes beſtimmten Beiträge unb Stiftungen, 

e) über die Anfepung, Erhebung und Verwaltung der Beiträge, welche zur 
Beſoldung bes Conſiſterii mad zu ben Schulen und milden Unftalten, 
welche Die Juden für bie Kinder unb Armen ihrer Religion unterhalten, 
befimmt find, 

4) über Die Vollziehung ber zur Abtragung ber yon ben ehemaligen jübifchen 
Gemeinheilen gemachten Schulden getroffenen und noch gu treffenden 
Maaßredeln. 

Die Auffcht in Betreff ber Keligions⸗Uebung fote in ſich begreifen bie 
Rimalien ober gottesdienfilichen Verordnungen, ben Gotiesdienſt in ber Syna- . 
goge, die Disciplin und den Religions⸗Unterricht. Alle dieſe Gegenſtände foll- 
ten von dem Conſiſtorio unter ber DOberaufficht unb einzuholenden Genehmigung 
her Regierung angesrhnet und fehgefeht werden. Das Eonfikorium follte bie 
Reobbiner und jübifchen Schullehrer prüfen, und nachdem hiefelben von ben Mi⸗ 
nifterien des Innern und ber Juſtiz betätigt werben, ber fie bie Aufſicht füh⸗ 
ren. Es fullie fernen barliber machen, 

a) daß bie Rabbiner und Schullehrer bei jeher Gelegenheit ben Gehorſam 
gegen bie Geſetze, und insbeſondere gegen diejenigen, welche fick auf die 
Vertheidigung des Vaterlandes beziehen, lehren, daß fie tn ihrem Unter- 
richt den Rilitairdienß als eine heilige Pflicht darſtellen, während beren 
Augũbung das Geſetz von allen bamit unvereinbaren religibſen Gebraͤuchen 
entbinde; 

dv) daß in allen Syuagogen öffentliche Kürbiiten fir bas Königliche Haus 
gehalten werben, unb 

e) daß die Mabbiner die Ehen nicht ches einfeguen und bie Eheſcheidungen 
nicht ober ausſprechen, ala nachdem ihnen bie Civil⸗Urkunde ober Ehe⸗ 
ſcheihung vorgezeigt iſt. 

Auf ven Vorſchlag des Eonfiftoriume follten die Miniſter des Innern und 
der Auſtiz die Oauptſynagoge für jedes Departement, fowie bie Anzahl und 
den Ort ber untergeordneten Synagogen beſtimmen. Es ſollten Syndiken in 
einem jeden Departement zur Aufficht beſtellt, deren Anzahl und Verrichtungen 
aber auf den Vorſchlag des Conſiſtoriums beſtimmt werden. 

Alle Gemeinde⸗Ausgaben, ſowohl zur Deckung der Culiueloſten und ber 
inneren Verwaltung, ale auch für bie Unterhaltung ber Schulen und ſonſtigen 
Sufiinte, das Gehalt für Die Mitglieder des Sonfiteriums, für die Rabbiner 
und Lehrer, Hi Unterhaltung und Neparaiuren bes Tempel und Synagogen, 

19* 
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bie Schulkoſten zur Erziehung ber Waiſen⸗ und Armenkinder, bie Unterflägung 
der Alten und Schwachen, endlich tie Schulden ber ehemaligen fübifchen Ge⸗ 
meinheiten, follen mittel der für jeden Gegenſtand beſtehenden Shfiungen und 
Verfchreibungen berichtigt werben; im Fall diefe nicht zureichen würden, follte 
bas Fehlende durch verhältuigmäßige Beiträge ergänzt werben, und zwar: 
a) durch ein Prozent von ber Ausfleuer ver Eheleute bei ber Verbeirathung; 
b) durch eine fire Steuer von 32 Eentimen — 23 Ser, — wöchentlich von 
jeber Familie; 
e) durch eine unbeftimmte, nad bem Bermögen abzumeffende Steuer einer 
jeden Familie und einer jeben ſelbſtſtaͤndigen Perſon. 

Die Bertheilungs-Berzeichniffe follten, nachdem fie von bem Miniſterio ge- 
nehmigt werben, von dem Präfekten auf das Gutachten bes Unterpräfekten für 
esermtorifch erMärt werden. Die ehemaligen jüdiſchen Gemeinheiten follten in 
benfelben Bezirkungen, welche fie vor ber nen eingeführten Tertitorial-Einthei- 
Jung bes Königreichd gehabt, fortbeſtehen; aber ala befonbere Geſellſchaften nur 
in Hinſicht ber son ihnen contrahirten Schulden und ber Berfchreibungen, we⸗ 
gen welcher die Mitglieder dieſer Geſellſchaft verhaftet fein. Die füviſchen 
Gemeinheiten follten unverzüglich für die Bezahlung ihrer Schulven Sorge Ira 
nen, bis zu deren Berichtigung aber ſollie jeder Jude zu den Schulden, Koſten 
und Laften ber Gemeinbeit, zu welcher er vor ber Zerriterial-Eintbeilung bed 
Königreich gehörte, ferner beitragen. Jeder in dem Königreich fich niederlaſ⸗ 
fende Jude follte gehalten fein, fich innerhalb 6 Wochen in die Hegifter ber 
Synagoge, in deren Bezirk er feinen Wohnfig nimmt, eintragen zu laffen, um 
zu ben Koſten des Gottesbienfted beizutragen. 

Das Eonfftorium und bie Rabbiner follten in Mebereinkimmung mit der 
bürgerlichen Autorität darüber wachen: Haß die jüdiſchen Familien pie Geburis⸗ 
Ehe- und Sterberlirfunden den Borfchriften bes code Napoleon gemäß: von ben 
Maires und Adjunrten aufnehmen laffen. 

Die Bertretung ber Gemeinben erfolgt nach ber Weſtphüliſchen Conſiſtorial⸗ 
Berorbnung vom 9. Oktober 1810 durch Vorſteher. Jede Gemeinde fol einen, 
die größeren zwei Borficher haben, Erwählt werben fie auf3 Jahr son fanmt- 
lichen Gemeinde-Mitgliedern nah Stimmenmehrheit, Als fimmberechtigt wer- 
den nur bie beitragenden Mitglieder angefehen. Unter Zuziehung zweier Bei⸗ 
faffen und ber 4 älteßen Gemeinbeglieber fielen fie den Etat auf und treiben 
die Steuern felbfiftändig ein. Gehalt erhalten fie nit, Auch liegt ihnen od, 
dem Synbifus ihres Bezirke bie Materialien zur Fuhrung des Synagogen 
buchs gu Tiefen, : Boy ihrem. Abgange haben fie bie Wahl rines nenen Bor 
ſtehers zu leiten, 

Nach. Der Rescrupation. Der Weftphklifshen Landestheile find die Regierun⸗ 
gen annewisfen worden, Statt bes aufgehobenen Conſiſtorii die Aufſicht fiber 
das Judenvweſen zu führen, den jüdiſchen Corporationen ſowohl bei Aufbringung 
der Koſten ihres Cultus, als bei Regulirung ihrer Schulden Aſſßiſtenz zu leiſten 
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und dabei auch darauf gu ſehrn, daß bie Schulden ſebald als. moͤglich berich⸗ 
tigt, neue Schulden der Judenſchaften aber, als beſonderer Geſellſchaften, unter 
keinem Bermande contrahirt werben, 

Demgemäß bat die Regierung zu Magdeburg für ben ehemals wehphäfi- 
ſchen Ihell ihres Berwaltungsbezirks angesrhuet, bag in ben jübifchen Gemein- 
ben wiederum Vorſteher ganz nach ben Beftimmungen bes weſtphäliſchen Derrets 
vom 9. Oftober 1810 beftellt werben follen, Ihre Wahl erfolgt noch jebt durch 
bie Gemeindeglieder unter Aufſicht ver Ortsbehörbe und Beftätigung ber Regie- 
sung. Die. Dauer ihres Amis, welches He unentgelblich führen, ift verfchieden, 
uud hängt san ber eigenen Beſtimmung ber Gemeinden ab. Ihre Functionen 
find: Zuſammenberufung der Gemeinde, Einziehung ber Steuern, Verwaltung 
ber Gemeinde⸗Kaſſe und des Gemeinve-Bermögend, Abfchliefung der Contracit 
für die Gemeinde, Aufficht in ber. Synagoge, Berwahrung ber heiligen Bücher, 
Ueberwachung ber Cultusdiener, Annahme ber Aufgebote und Verkündigung ber 
leßzteren. Die zur Dedung ber Gemeinde Bebürfniffe erforberlihen Koſten wer⸗ 
ben von ben Gemeinder Borftehern repartirt. Die Vorſteher ſtellen auch alle 
a Jahr vie Etatd anf, welche nach sorgängiger Reviſion und Besniachtuug von 
ber Regierung beſtätigt und für executoriſch erklärt werben. 

Die übrigen Regierungen, zu deren Verwaltungsbezirke Belanbtpeile de⸗ 
vormaligen Königreichs Weſtphalen gehören, ſind mit allgemeinen Verfügungen 
nicht eingeſchritten und haben bie ganze Gemeinde⸗Verwaltung und bie Reguli⸗ 
rang ‚ter darauf bezüglichen Angelegenheiten ſtillſchweigend ber Uebereinkunft 
der Juden ſelbſt überlaffen. Sie nehmen von dem jüdiſchen Gemeinde⸗ unb. 
Cultusweſen nur Notiz, wenn auf ihre Entfcheibung ausprädlich prowsrirt wird, 
was nur felten vorlommen fol. 

Das Innere des jübifchen Synagogenweſens war unter ber Weſtphäliſchen 
Fremdherrſchaft durch die Bekanntmachung des iſraelitiſchen Eonfiftoriums zu 
Cafirl 

wegen beſſerer Einrichtung bes Gottesdienſtes in ben Synagogen vom 24. 

September 1810 
geordnet. Dieſes Reglement enthält unter vielen fehr zweckmäßigen, bie Form 
und Polizei bed Gottesbienſtes beireffenden Einrichtungen auch eine Reihe von 
Anobrdnungen und Entfcheibungen über liturgifche und dogmatiſche Streitfragen, 
welche den orthodoxen Juden mißfällig waren und beren Befolgung daher ſchon 
unter ber. Fremdherrſchaft an allen Orten, wo bie orihodoxe Parthei das Ueber⸗ 
gewichk Hatte, nach Möglichkeit elubirt wurbe, gänzlich aber faſt überall ceffirte, 
fobald bei der Auflöfung bes Königreichs MWeftphalen Has ifraelitifche Conſiſto⸗ 
rium zu Caffel, als die Behörde, von welcher jenes Reglement ausgegangen 
war, zu exiſtiren aufgehört hatte. Da ber von Weftphalen übernommene Zu- 
fand in Betreff des jüdiſchen Eultuswefens nach der Cabineisordre vom 8, Au- 
guft 1830 proviſoriſch fortbefteht, fo ift zwar das Reglement vom 24, Septem- 
ber 1810 auch jept noch als gültig anzufehen, bie Regierung zu Minden hielt 
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"die Anwenbung beffelben aber ſchon im Jahre 1819 theilo für ſchwierig, thells 
für unmöglid, 

a) theild wegen bed Widerwillens ber orihopsren Juden gegen viele darin 
enthaltenen bogmatifchen und ritualifchen Reuerungen, 

b) theild wegen Aufbebung bes ifraelitifchen Conſiſtoriums, deſſen permanente 
Einwirfung in gewilfen Cultus⸗Angelegenheiten busch mehrere Artifel bis 
Reglemente voransgefeht war, 

ec) theils enblich wegen mander nur anf die Exiſtenz bes Königreichs Weſi⸗ 
phalen bezogenen und ganz unbrauchbar gewordenen liturgiſchen Normen, 

und unterwarf dieſes Reglement baher einer Reviſion, um baffelbe, foweit «6 
nach ben vorliegenden Berbältniffen zwekmäßig und anwendbar erfchlen, aljs 
mit Meglaffung aller ben Eontronersgeik nährenden bogmatifchen und ritwnaliſchen 
Neuerungen, fo wie mit angemeflener Umändernug folder Artifel, im welchen 
auf die Eriftenz eines jüdiſchen Conſiſtoriums ober anf die damalige politiſche 
Geſtaltung des Königreichs Weſtphalen Bezug genommen wird, zu republiciren. 

Ein von ber Regierung zu Minden ausgearbeitetes Berorbnungs-Profert 
follte in 14 Paragraphen zwedmäßige Polizei⸗Verordnungen für dem jüdiſchen 
Eultus, geftüpt auf ben status quo der Weſtphäliſchen Gefepgebung in Bezug 
auf die Kirchen- und Schulpoliget ver Juden enthalten. 

Diefer neue Entwurf wurbe jeboch von ben Minifterien bes Innern und 
ber geiftlichen ac, Angelegenheiten nicht genehmigt, weil man damals annahm, 
daß mit der Auflöfung bes jüdiſchen Conſiſtoriums auch das ganze Derrei vom 
31. März 1808 außer Kraft getreten fet, 

Dieſer Grund iR zwar bush bie Allerhöchſte Orbre vom 8, Auguf 18% 
widerlegt, ber Erlaß einer anderweiten Verordnung Statt des Reglemente vom 
24. September 1810 ift aber fpäter nicht wieder in Anregung gefommen. 
Machdem mit der Aufhebung bes jüdiſchen Eonfikorinms aller Anhalt in 
Bezug auf religiöfe und andere Angelegenheiten ber Juden, bei denen bie Ein⸗ 
wirkung eines Rabbiners als Beduͤrfniß ſich herausftellte, verſchwunden war, 
find, um bafür etwas Anderes zu fubftitwiren, von dem ehemaligen Civil⸗Gou⸗ 
vernement im Sabre 1815 proviforifche, ſ. g. Land⸗Rabbiner mit Frirtem Ge⸗ 
halte, welches nah Familien von den jüdifchen Glaubensgenoſſen aufgebradt 
werben mußte, angeflelt und anf bag Yuben-Reglement vom 17. April 1750 
gerwiefen. Solche Land⸗Rabbiner find zum Theil noch jept vorhanden, bie Re- 
gierung nimmt aber von ihnen Feine Rotiz, und überläßt es bem eigenen Er⸗ 
meflen ber Subenfchaften, ob fie einen Rabbiner annehmen und wie fie für 
beffen Remuneration forgen wollen. 
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Schulpflichtige Kinder find 
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Circulore 
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Schon bei Erlaß bes Edikts vom 11. März 1812 über die bürgerliche 
Stellung ber Juden wurde die Noihwendigkeit anerlanht, auch deren Kulms⸗ 
und Schul-Angelegenheiten burch gefebliche Beilimmungen zu orbnen und fefler 
zu regelt. 

Nachdem das Bedürfniß hiernach ſich von Jahr zu Jahr gefteigert und durch 
einzelne Anorbnungen und abminiftrative Maaßregeln nur ſehr unvollfkänbig hat 
befriedigt werben Eönnen, fol ihm nunmehr in umfaffender Weife genügt und 
für den ganzen Umfang der Monarchie das jüdiſche Kultus. und Schulweſen 
genauer regulirt werben, 

Nah der Allerböchften Abficht werben hierbei die eigenen Borfchläge ber 
Juden beſondert Berüdfichtigung und Erwägung finden, und ift beren ſowohl von 
Seiten ber bedeutendſten Iubenfchaften als einzelner jübifchen Gelehrten bereüs 
eine nicht geringe Anzahl bier eingegangen. 

Bor Allem banbelt es fich nun bei ber weiteren Vorbereitung ber desfalls 
erforderlichen Manfregel um bie gegenwärtigen faktiſchen Zuſtände des jüdiſchen 
Kultus- und Schulmefens in ben verfchiebenen Lanbesiheilen der Monarchie, um 
danach prüfen und beurtheilen zu Tonnen, ob und in wie weit bie Juden eines 
Oris, eines Bezirke, eines Provinz ac. in Gemeinden und weiter aufſteigend in 
größere Korporationen zu vereinigen, wie biefe anf eine, mo möglich dem jübifchen 
National-Eharakter und ben jüdiſchen Religlonobegriffen entſprechende Weife, in 
fih zu organifiren und unter einander in Verbindung zu feben feien. 

Die zu einer vollſtändigen und alfeitigen Kenntniß dieſer Zuftande erfor- 
verlichen Materialien follen durch die Provinzialbehbrden berbeigefchafft werben, 
und wirb demnach die Königliche Regiesung aufgeforbert, unter Berüdfichtigung 
ber vorſtehend angedeuteten Geſichtspunkte, über bie Verhältniſſe ber bortigen 
jübifhen Bevölkerung, nach Maaßgabe der hier folgenden Fragen, Bericht zu 
erſtatten: 

1. Wieviel Juden leben in dem dortigen Regierungsbezirk und wieviel in 
- ben einzelnen dazu gehbrigen Oriſchaften? 

2, Welche poſitive geſetzliche Beſtimmungen find für das jüdiſche 
Kultus⸗ und Schulweſen vorhanden? Kommen dvirſelben, die allein beſonders 
anzugeben find, gegenwärtig wirklich noch zur Anwendung, oder find fie ganz 
ober theilweife durch Obſervanzen, abminiftratioe Anorbnungen ac. verbrängt 
worden ? i | | 
3. An welchen Orten ‚beftchen mit Willen und Willen der Stantshehörben 
Synagogen oder zu gottesbienfllihen Verſammlungen dienende Judenſchulen? 
Sind dieſe Eigenthum ber Juden ober von benfelben bloß gemiethet? Wieviel 
Juden und welche Oriſchaften gehören zu den einzelnen Synagsgen- Bezirken, 
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und mäffen fih alle innerhalb berielben wohnende Bamilienhäupter, reſp. alle 
volljährige und ſelbſtſtaͤndige Iuben, nach Art des Parochialzwangs in der chrik- 
lichen Kirche, zus Synagogen⸗Gemeinde halten? 

4. Befinden fi bie Iudenfchaften im Beſitz wirkliches Korporationsrechte 
und son welchem Umfange, ober haben fie nur bie Rechte erlaubten Privat⸗ reſp. 
gedulbeier Religtons-Gefellfchaften? 

5. Welches find die Bedingungen der Mitgliepfchaft ber Gemeinde? wie 
wirb biefelbe erworben und wie verloren, und haben alle Mitglieder ein volles 
Stimmredt in den Gemeinde-Angelegenheiten ? 

6. Wie werben bie Gemeinden in Bezug anf bie Rulius-Angelegenheiten 
repraͤſentirt, blos burch Vorſteher reſp. Vorftcher-Kollegien, welche fie nach außen, 
ober außerdem noch durch beſondere Repräfentanten, welche fie den letztern gegen- 
über vertreten? Don wem, wie und anf wie lange werben biefe und jene ge- 
wählt und welches finb ihre Funktionen und Befugniſſe? 

7. Welche Gemeinden haben einen Rabbiner, wie wirb berfelbe gewählt 
reſp. betätigt und wie kann er entlaflen werben? Don wem und in welcher 
Art wird er befoldei, welches find feine einzelnen Funktionen und in melden 
Amisverhaͤltniß ſteht er zu dem Borftande ? 

8, Binden ſich Ober-Rabbiner und wodurch unterfiheiben fe fih in ihrer 
amilichen Stelung von ben Rabbinern ? 

9 Welche zu dem Kultus in Beziehung ſtehenden Perfonen giebt es Aber- 
haupt und namentlih an ben Orten, wo ſich Feine Synagogen befinben, noch 
onfer ben Rabbinern, und wie, von wen, auf wie lange werben fie erwählt, 
wie befeldei und wie enilaffen ? 

10, Worin befteht bad Gemeinde⸗Vermbgen, finden fi) namentlich befon- 
bese Fonds oder Stiftungen für Kranlen- und Armenpflege, Beerbigungen ıc, 
und wer verwaltet fie? 

11. Wie und von wem werben bie Kultusloſten ober ſonſtigen Gemeinde⸗ 
Beiträge und Laften repartirt und eingezogen? Tritt babei ober überhaupt bei 
ber Vermoͤgens⸗Verwaltung eine Aufficht und Kinmifchung ber Stantshehörben ein ? 

12, Uebt bie Gemeinde reſp. ber Vorſtand rin Strafrecht gegen bie ein⸗ 
zelnen Diitglieder aus und in welcher Weile? Wirb ber Bann noch gehanbhabt 
und von wen? Wer enifcheibet Streitigkeiten in Gemeinde- und Kultus⸗Ange⸗ 
legenheiten? Sind deshalb Spaltungen vorhanden, worin äußern fich biefelben, 
welche Parthei bildet die numeriſche Majorität und welche, bie neologifche ober 
die altglänbige, läßt ſich eiwa als bie fittlich beffere bezeichnen ? 

13, Hat bie deutfche Sprache bei bem Gottesdienſt Eingang gefunden und 
wie weit? Wird auch geprebigt, findet eine ber Konfirmation ber Kinder in 
ber chriftlichen Kirche nachgebildete Aufnahme berfelben in bie Gemeinde flatt, 
au was iſt in Bemg auf die Nachahmung chriftlicher Riten und Gebräuche, 
inobeſondere hei der Tracht ber Kualmobeamten ſonſt etwa zu bemerlen? 
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14. Wer ertheilt den judiſchen Kindern ben Rehalone-Unterriipt and unter 
weſſen Aufſicht? 

15. Wiewiel ſchulpflichtige jũdiſche Kinder ſind in den ein zelnen Driſchaften 

vorhanden? 
‚16, Beſuchen dieſelben die chriſtlichen Schulen ober beſtehen beſondere 
jüdiſche Schulen und zwar als Privaiſchulen oder als anerfaunte öffeniliche 
Schulen? Bon wen werben bie bei den Iehtern angeftellten Lehrer erwählt und 
beauffichtigt? Werben biefelben von ben Staatsbehörden betätigt unb werben 
fie zu ben Kommunal-Laften herangezogen ? 

17. Tragen bie bürgerlichen Sommunen zur Unterhaltung ber jübifchen 
Öffentlichen Schulen .bei und zwar nad geſeßlicher Veryſuichtung ober ohne 
dieſelbe? 

18. Tragen die Juden zur Unterhaltung der chriſtlichen Schulen oder auch 
der chriſtlichen Kirchen und Pfarren bei und auf welchen Rechteriteln beruht dieſe 
Beitragspflicht? 

Der Bericht der Königlichen Regierung bat ſich an bie vorſtehend verzeich⸗ 
neten Fragen, wodurch weitere nothwendig erſcheinende Mittheilungen indeß nicht 
ausgeſchloſſen werben, überall anzuſchließen. Findet eine ſpätere Frage ihre Er⸗ 
ledigung bereits in dem, was bei einer früheren angeführt iſt, ſo bedarf es einer 
Wiederholung nicht, wohl aber iſt alsdann eine genaue Verweiſung auf bie 
letztere erforderlich, 

Ad Nr. 2 find bie gefeblichen Behimmungen genau zu bezeichnen, und ſo⸗ 
fern nicht mit Sicherheit anzunehmen iſt, daß ſie bier in extenao vorhanden find, 
dem Berichte abſchriftlich beizufügen. Dieſes letztere gilt nicht auch von den 
Statuten der einzelnen Judenſchaften; deren Inhalt gehört vielmehr, ſoweit er 
von Erheblichleit iſt, in den Bericht ſelbſt. 

Den Eingang des letztern wünſche ich möglichſt beſchleunigt zu ſehen 
und hoffe, daß bie Königliche Regierung denſelben binnen vier: Monaten be- 
wirken wird. 


Berlin, ven 8. März 1843, 


Der Minifter. ber geiftlichen, Unterridis- und Medizinal— 
Angelegenheiten. 
An 
bie Königliche Regierung 
zu 


©. 


Deaer Köoniglichen Regierung wird ein Ertraft. der. unter heusigent Dato art 
bie Königliche Regierung. zu Breslau exrlaffenen Berfügung, bie Einrichtung bes 
jüdiſchen Schulmefens betreffend, zur Nachricht und Nachachtung mitgetheilt. 








— 0 — 


In welcher Art dieſelbe: die darin enthaltenen Beſſimmungen auch im borkigen 
Regierungsbezirke zur Ausführung gebracht, bat dieſelbe binnen 3 Monaten ein⸗ 
guberichten. 


Berlin, ben 15. Mai 1824. 


Minifterium ber geiftlihen, Unterrichts. und Mepizinal- 
Angelegenheiten. Unterrihts-Abtheilung. 


(ge3.) von Kamptz. 
J Hr 
Sümmstlide Königliche Regierungen. ‘ 


Ertrakt. 


Auch werben ſchwerlich die wohlwollenden Abſichten, welche man für Ver⸗ 
beſſerung bes fitllichen und bürgerlichen Zuſtandes ber Juden hegt, erreicht wer- 
den, wenn man babei auf ein bereitwilliges Enigegenfommen von ihrer Seite 
warten will. ' 

Das bringendfte und nächte Bedürfniß, für welches geforgt werben muß, 
in eine; augemeſſene Einrichtung ber für fie beſtimmten Schulen. Bon vielen 
Saiten wird anjetzt dieſe Sache zur Sprache gebracht. Allein wenn gleich bie 
&infichtäuelisren unter den Zuden ſelbſt darauf bezägliche Beranfialtungen zu 
wirnfehen fcheinen, fo läßt ſich doch von ber größern Maffe nicht hoffen, daß fie 
aus freier Entfchliegung ſich zu Einrichtungen verſtehen mwerbe, bie zum Zwecke 
haben, fie nem verwahrlofeten Zuftanbe zu eutreißen, in welchen fie fich befindet, 
Es wird ‚vielmehr nöthig, „on Seiten ber Regierung mit Ernſt und Nachdruck 
m verfahren, und. hie beſtehenden Gefehe gewähren bazu einen Yinlänglichen 
Anhalt. Es Tommi nur. darauf au, daß folgende Punkte, nachdem felbige zur 
Öffentlichen -enniniß gebracht find, mit nachhaltigen Ernſt und nöthigenfalis 
burch angemeſſene Strenge ausgeführt werben: 

1, Daß, wie (nach A. L. R. 11. 12, 5. 43.) jeder Einwohner, fo auch bie 
Juden, welche ben nötbigen Unterricht für ihre Kinder in ihrem Haufe 
nicht beſorgen Tönnen ober wollen, ſchuldig find, dieſelben nach zurüdge- 
legtem fünften Jahre zur. Schule zu ſchicken. 

Daß auch die jübifchen ſchulfähigen Kinder, erforderlichen Falls durch 

Zwangsmittel und Beflrafung ber nacläffigen Eltern, zum Beſuch ber 
Schule angehalten werben (ebendaſelbſt ©. 48.). 

3. Daß die Juden, wo felbige eigene Schulen. ihres Glaubens nicht einge- 
richtet Haben, ihre Kinder in bie äffentlichen chriſtlichen Schulen zu fchiden 
‚serpflichteh End, in welchen biefe jedoch dem Unterrichte in ben eigentlich 
chriſtlichen Religions-Wahrheiten wiber Willen beizuwohnen nit aeamungen 
werben koͤnnen (ebendaſelbſt $. 11.). 


2 
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4, Daß bie Prüfung und Beſtaͤtigung ber Lehr- und Einrichtungs⸗Plaͤne auch 
ber jũdiſchen Schulen, fowie bie Prüfung der zum Gebrauch beſtimmien 
Schulbücher, und überhaupt bie Aufficht und Verwaltung des gefammien 
jübifhen Sculwefens ganz in ber Art erfolgt, wie Dies durch bie Konſi⸗ 
forial- und Regierungs⸗Inſtruktion vom 23, Oktober 1817 im Allgemeinen 

regulirt worden if, 

5. Befonders, daß auch an den jübifchen Schulen Fein Lehrer angeftellt wird, 
der nicht in einer Prüfung, die mit ibm, bie Religionstenntniffe ausge⸗ 
nommen, in ganz gleicher Art wie mit einem Lehrer an einer chrifklichen 
Schule der nämlichen Gattung, vorzunehmen if, als tüchtig zum Lehramtie 
erfunden worden (ebendaſelbſt $. 24.). 

6. Daß die vorige Beſtimmung ſich auch auf bie etwa ausfchließlich für den 
jüdifchen Religionsunterricht zu beftellenden Lehrer inſoweit erſtreckt, daß 
zwar nicht ihre eigentlich jüdiſchen Religionskenntniſſe Gegenſtand ber 
Prüfung fein, wohl aber unterfucht werden fell, ob fie bie übrigen, von 
einem bem Lehrſtande gewismeten Subielte erwarteten Kenntnifſe und 
Geſchicklichkeiten beſigen. 

7. Und endlich, daß auch diejenigen jüdiſchen Privailehrer, welche Lehrſtunden 
in ben Häufern geben wollen, ihre Tüchtigkeit dazu in einer mit ihnen 
zu veranftaltenden Prüfung ausweifen müſſen (ebendaſelbſt 9. 8.), und 
ohne eine, auf den Grund des von ber kompetenten Prüfungsbehörbe Ihnen 
über ihre hinlängliche Qunliſtlation ausgeſtellten Zeugniſſes, von der Pro 
vinzial⸗Regierung ertheilte Konzeffion nicht befugt fein follen, Lehrſtunden 
zu geben. 

Wenn nah obigen Beſtimmungen in allen Punkten ernſtlich verfahren, 
wenn ale jüdiſchen Winlelſchulen geſchloſſen, wenn zugleich mit allen bisher 
noch nicht geprüften jüdiſchen Lehrern bie erforberliche Prüfung sorgenommen, 
und beufenigen, welche barin nicht beſtehen ober derſelben ſich zu unterziehen ſich 
weigern, das Unierrichtgeben nicht weiter verkaitet, wenn alle fepulfähige jüdiſche 
Kinder in die Ortsfchulen eingewiefen, und bie Beizeffenden Lokal⸗Vehbrden zur 
pünktlichhten und aufmerkfamften Ausführung ber gegebenen Vorfchriften ange- 
halten, auch allgemeinere Reviſionen, um ſich von ber Art der Ausführung zu 
. Überzeugen, vorgenommen werben, fo wirb ber wohlihätige Erfolg dieſer An- 
srhnungen unſehlbat in kurzer Zeit ſich erweiſen. 

ꝛe. ic. 


Berlin, ven 15. Mal 1824, 
Miniferium ber zeiſtlichen, Unterrichts und Mepizinel- 
Ungelsgenbeiten uUnterrichts⸗Abtheilunqg. 
( gez.) vun Kamp. 
bie Königliche Regierung zu Breslau, 





— 303 — 


Der Königlichen Regierung wird hierneben Abſchrift eines von der Koͤnig⸗ 
lichen Regierung in Steitin eingereichten Eniwurfs zu einer an bie Magifiväte 
nud Schuldeputationen ihres Bezirke zu erlaffenben, von bem Miniſterio zweck⸗ 
mäßig befundenen Verfügung, beireffend bie Anftellung jühtfcher Lehrer, mit 
dem Anftrage angefertigt, auch in ihrem Verwaltungs-Bezirfe eine ähnliche Ver⸗ 
sebuung unter ben hart etwa nothigen Mobififationen zu erlaffen. 

Berlin, ben 29. April 1827, 


Minifterium ber geiftlihen, Unterrichts- und Medizinal—⸗ 
Angelegenheiten, 


(gez.) v. Altenſtein. 


Au x 
fammilihe Königliche Regierungen. 


Abſchrift. 


Um dem willkührlichen Verfahren, wolches bei Anſtellung ber juͤdiſchen Leh⸗ 
rer Bioher ſtatigefunden bat, und dem häufigen Wechſel dieſer Lehrer vorzu⸗ 
beugen, werden, auf ben Grund ber beſtehenden Geſetze und früheren Berord⸗ 
wngen, insbefonbere mit Bezug auf unfere Bekannimachung vom 30. Auguſt 
1924 unb auf unfere Cirkular⸗Verfügung vom 3. Dezember 1822, folgenbe Be⸗ 
ſtimmungen hiedurch feRgefebt: 

1. Es darf Fein Lehrer hei einer jüdiſchen Gemeinde augeftellt werben, ohne 
‚ausge über feine Züchtigfeit dazu in einen mit ihm gu veranfaltenden Prü⸗ 
fung ſich auszuweiſen unb zu feiner Annahme unfere Iambesohrigleitliche 
Genehmigung und Beſtaͤtigung nachgeſucht und erhalten zu baben, 

2. Die beireſſende juͤdiſche Gemeinde bat fich dieſerhalb zunächſt an ben Ma- 
giſtrat her Stadt zu wenden unb ihrem hiesfälligen Geſuche: 

a) den Nachwmeis bed Staatsbürgerrechts bes gewählten Lehrers ; 

b) einen von ihm felbft in deutſcher Sprache nerfaßten Lebenslauf; 

e) bie erforberlichen Heugniffe über die frühere Erziehung und Bildung 
überhaupt und Über die Vorbereitung zum Schulamie insbeſondere; 

d) die Zeugniffe ber Ortsbehörbe und bes jüdiſchen Gemeinde⸗Vor⸗ 
ſtandes über bisherigen unbeicheltenen Lebenawanhals ferner 

e) das Wablproiololl uuh 

N ein genaue und vyollkändigrs Verzeishniß ber mit her fraglichen 
Lehrerſtella verbundenen Ginlünfte - 

beizufügen, 
8, Der Magiäras bat dieſa Augaben uub Nachweiſe ſergfältig zu prüfen, er⸗ 








+ 


+ 


« 
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forberlichen Falls darüber genaue Nachforfchungen zu halten und dann bas 
Gefuh der Gemeinde nebft den fammtlichen Beilagen ($. 2, a—f.) mit- 
telſt antachtlichen Berichtes an uns einzureichen, 

Wenn auf den Grund biefes Berichts und ber von uns mit bem Ge- 
wählten veranftalteten Prüfung unfere Genehmigung zu der Anflellung 
beffelben erfolgt if, fo hat die betreffende Gemeinde über bie äußeren 
Dedingungen dieſer Anſtellung einen fchriftlichen Vergleich mit ihm abzu- 
fchließen und denfelben durch den Magifirat an ung zur Genehmigung 
einzureichen. 

. Der auf biefe Weiſe Gewählte, Geprüfte und anſtellungefadig Erflärte 
barf jedoch nur proviforifch auf 1, 2 oder 3 Jahre angefebt werben und 
bat nach Ablauf dieſer Frift eine fefte Anftellung nur alsdann zu erwarten, 
wenn von bem betreffenden jüdiſchen Schul- und Gemeinde⸗Vorſtande und 
von ber ihm vorgefebten Stabtfchul-Deputation feine Amtstüchtigfeit 
bezeugt wird. Wir behalten und dann vor, nach ben Umſtänden entiweber 
eine abermalige Prüfung oder fofort bie fefte Anftellung zu verfügen. 
Die Gemeinde darf fo wenig vor als nach Ablauf des abgefihloffenen 
Kontrafts den einmal angenommenen Lehrer nach Willkühr wieder ent» 
laffen, ſondern fie fol vielmehr verpflichtet fein, ung davon bei Ablauf ber 
feltgefegten Friſt auf vorfchriftsmäßigem Wege Anzeige zu machen, bamit 
wir baun bie Grunde der gewünſchten Enttaffung bes Lehrers prüfen und 
bemgemäß darüber entfcheiden, 

Es fol zwar jedem Lehrer freiftehen, feine Stelle auch vor Ablauf be3 
mit ihm abgefchloffenen Kontrakts niederzulegen; ‘aber ev bat babet bie 
Vorfchriften des Allgem. Landrechts Th. IE, Tit. 10, 8 97, und Th. II, 
Tit. 6. 58. 175. und 176, genau zu berüdfichtigen. 

Die füdifchen Gemeinden follen ermächtigt fein, in ben von nun an mi 
ihren Lehrern zu fchließenden Verträgen als Bedingung ber Anftellung 
feftzufepen, daß fie nur zu Oftern und zu Michaelis, und nachdem fie brei 
solle Monate vor dem einen oder dem anbern Termine ihren bevorſtehen⸗ 
ben Abgang, unter Anführung ber Gründe, fchriftlich angezeigt haben, ent⸗ 
Saffen werben Fönnen, es fei denk, daß bie durch ihren Abgang erledigte 
Stelle früher beſetzt werben kann. 

Die Gemeinde muß die erwähnte Anzeige an den Magiſtrat gelangen 
Yaffen, welcher fie dann unverzüglich an ung zu weiteren Entfchliefung ein- 
reichen wird, | 
Wird bierauf ber Abgang des Lehrers von und genehmigt; fo muß die 
Gemeinde fih angelegen fein laffen, einen andern geeigneten Lehrer aus- 
zumitteln, und falls er bie sorfchriftsmäßige Prüfung noch wicht beſtanden 
baben ſollte, venfelben fogleich aufforbern, biefe Yräfung zunächft bei dem 
Superintendenten ber Synode nachzufuchen, damit bis dahin, wo ber Leh⸗ 


... ver abgehen wird, der neue gewählt.und angeſtelli werden laun. 
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11, Der oben 8. 4, erwähnte Kontrakt iſt von dem beizeffenben jüdiſchen Ge- 
meinde- und Schulvorſtande, fo wie von dem Lehrer felbft und von ber 
Staptfchul-Deputation zu vollziehen und soon dem Magiftrate Behufs ber 
Beftätigung an und einzureihen. Nur diejenigen Lehrer, welche eine de⸗ 
finitise oder feſte Anftellung erhalten, werben auf unfere ansbrüdliche Be⸗ 

. fimmung mit einer förmlichen Vokation verſehen. 

12, Die obigen Seftfeßungen erſtrecken fich auch auf bie ausfchlieglich für dem 
jübifhen Religionsunterricht zu beftellenden Lehrer. 

Wir machen dem Magiftrat und ber Schul-Deputation hierdurch zur Pflicht, 
auf bie Befolgung ber vorftebenden Beſtimmungen fireng zu halten und zu bem 
Zwede ſolche der dortigen jübifchen Gemeinde fowohl, als dem betreffenden jü⸗ 
bifchen Lehrer in unferm Namen befannt zu machen, Daß dies gefchehen, hat 

ber Magifirat binnen 14 Tagen anzuzeigen und biefer Anzeige zugleich das ge- 

bborig vollgogene Einkünften-Verzeichniß ber dortigen jüdiſchen Lehrerftelle, wenn 
bafielbe noch nicht mit unferer Beflätigung verfehen fein follte, beizufügen. 
Unter biefem Berzeichniffe iſt zugleich zu bemerken, bis zu welchem Zeitpunkte 
pie proviſoriſche Anflellung bes jegigen jühifchen Lehrers von uns genehmigt 
werben iſt. 

Bon dem Einfünften-Verzeichniffe fowohl, als von dem obengebachten Kon⸗ 
trafte, if jebesmal eine beglaubigte Abſchrift zu unſern Alten mit einzuſenden. 

St ettin, den ten 


Konigl. Preußiſche Regierung. 
Abtiheilung für die Kirchen- und Schul⸗Verwaltung. 


Abſch rift. 
@ 


Durch die Eirkular-Verfügungen des Minifteriums ber geiftlichen, Unterrichis⸗ 
und Medizinal-Angelegenheiten vom 15, Mai 1824 und 29. April 1827 find 
die Königlichen Regierungen bereits darauf aufmerffam gemacht worben, bem 
Schulunterrihte für bie Kinder jüdiſcher Unterthanen, fowie ber fortfchreitenden 
Berbefferung der fjühifchen Unterrichts-Anflalten und der geficherten Stellung ber 
von jüdifchen Gemeinden angenommenen Lehrer ihre Sorafalt zu widmen, und 
find daſelbſt befondere Vorſchriften anfgeftellt, durch deren Beobachtung jener 
Zwed annäherungsweife erreicht werben foll. 

Die Erfahrung bat jeboch gezeigt, daß dieſe Manfregeln noch nicht ben 
Anforberungen entfprecdhen, welche an den Unterricht und bie Bildung der ſchul⸗ 
pfligtigen Kinder jüpifchen Glaubens im Allgemeinen gemacht werben müſſen. 


Dei einer_son bes Königs Majeſtät angeordneten Unierſuchung ie bie Urfachen 
VIII. 
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‚ber verhälnißmäßig arbferen Zahl jübifcher Verbrecher if zur Sprache ge⸗ 
kommen, daß der Grund biefer Thatfache zum Theil dem Umſtaude zugufchreiben 
if, daß die Kinder jübifcher Untertbanen im Allgemeinen ber Wohlihat eines 
ordentlichen Schulunterrichts noch nicht in gleichem Maaße theilhaftig werben, 
wie dies bei den Kindern chriſtlicher Unterthanen ber Ball if, und daß bie 
Kinder fünifcher Eltern von letzteren nicht felten bem Unterrichte entzogen, auf 
Meſſen und Märkten berumgeführt, und zu frühe ſchon zu ben Geſchäften bes 
bürgerlichen Verkehrs, namentlich zum Handelsgewerbe, angehalten werben. _ 

Um dieſen Uebelſtänden auf nachdrückliche Weife zu begegnen, wirb bie Kö⸗ 
nigliche Regierung zunächſt auf die firenge Beobachtung und Handhabung ber 
beſtehenden Geſetze verwieſen. 

Nach den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechis Th. 11, Tit. 12. 66. 
43, bis 46, und ber Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre vom 14. Mat 1845 (G. © 
S. 149,), welche für diefenigen Landestheile erlaſſen worben ift, in welche bad 
Allgemeine Landrecht noch nicht eingeführt wurbe, find alle Unterthbanen bed 
Staats, die jüdifchen Unterthanen nicht ausgefchloffen, verpflichtet, ihre Kinder 
som zurüdgelegten 5. Sabre an, fofern nicht Durch provinzielle Verordnungen 
(wie namentlich für die Nheinprovinz durch den Allerhöchſten Landtags⸗Abſchied 
som Jahre 1836, welcher das 6. Jahr als ben Zeitpunft bes beginnenden Un⸗ 
terrichts bezeichuet)ein fpäterer Termin Horgefchrieben it — bis zur Vollendung 
ber ihren Verhältniſſen entfprechenden Bildung zur Schule zu fohiden, Sind 
bie jüdiſchen Einwohner nicht im Stande, ihre Kinder durch Privatlehrer ober 
in jünifchen Lehr-Anftalten unterrichten zu Taffen, fo müſſen fie biefelben in bie 
nächfte hriftliche Schule ſchicken, und kann beren Aufnahme daſelbſt nach $. 10. 
Th. I. Tit. 12, Allgem. Landrechts nicht verweigert werben. Nur zu ber Theil- 
nahme am chriftlichen Religiong-Unterrichte dürfen die jünifchen Kinder in ben 
chriſtlichen Schulen nach $. AL. dafelbit nicht angehalten werben. . 

Werben biefe Vorfchriften gehörig beobachtet, und nöthigenfalls bie gefeb- 
lihen Zwangsmittel gegen nacläffige jüdiſche Eltern zur Anwenbung gebradt, 
fo wird dadurch der frühzeitige Befuch der Meſſen und Märkte durch bie jübifchen 
Kinder von ſelbſt verhinbert werden. Insbeſondere ift durch bie Verfügung bes 
Minifteriums des Innern vom 5. Auguft 1817, durch das Regulativ über ben 
Gewerbebetrieb im Umberziehen vom 28. April 1824, burch die Verfügungen 
ber Minifterien des Innern und der Pollzei und ber Finanzen som 17. März 
1827, und ber Minifterien der geiftlichen, Unterrichts, und Mebizinal-Angelegen- 
heiten und bes Junern und ber Polizei vom 18, Juli 1836, ausreichende Vor⸗ 
Sehrung getroffen, um bie Berwenbung ſchulpflichtiger Kinder zum Haufirgewerbe 
und anderen, im Herumziehen betriebenen Befchäftigungen zu verhüten. Dark 
biefe bereits beſtehenden Anweiſungen werden bie im Intereſſe bes Schuhm- 
terrichts jüdischer Kinder zu ergreifenden Maaßregeln unterſtützt. 

Die Aufmerkfamkeit ver Königlichen Regierung wird aber ferner auch dahin 
au sichten fein, daß bie Einrichtung eigener fühifcher Schulen und bie Werbef- 
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ferung des barin zu ertbeilenden Unterrichts auf angemefiene Weife beför- 
bert werde, 

Nach den beftehenden Geſetzen kommen ben vorhandenen jübifchen Unter⸗ 
richts-Anftalten, mit Ausnahme ber in ber Provinz Pofen beſtehenden, die Rechte 
Sffentliher Schulen nicht zu, Diefelben beftehen nur in ber Eigenfchaft 
eines, unter Auflicht ber Behoͤrden errichteten Privat⸗Inſtimis, und bie babei 
befchäftigten Lehrer ſtehen im Wefentlichen in einem priuatrechtlichen Kontrakts⸗ 
BDerbältniffe zu ben fe beſoldenden jüdiſchen Gemeinden. Des Hochfeligen Königs 
Majeftät haben jedoch bereits bei Gelegenheit eines zur Allerhöchſten Kenntniß 
gediehenen Spezinlfalled auszuſprechen geruht, 

daß bie Einrichtung Dffentlicher Schulen für bie jüdiſchen Glaubensgenoſſen 
an ſich nicht unftaithaft fei und nur die Feſtſetzung der näheren Bebingungen 
und Mopalitäten, unter welchen dies gefchehen koͤnne, vorbehalten. 

Ueber dieſe Bebingungen und Modalitäten Tann zur Zeit eine allgemein 
gültige Vorſchrift noch nicht erlaffen werben, da bie VBerüchichtigung ber ver⸗ 
fchiedenastigen, provinziellen und lokalen Sintereffen, deren Umfang noch durch 
Feine Erfahrung feftgeftellt if, eine große Verfihiebenheit in ber Behandlungs⸗ 
weiſe bebingt. 

Durch bie von bes Königs Majeſtät im Allgemeinen ertheilte Billigung 
iſt aber bereits ber Geſichtspunkt angebeutet, daß es zweckmäßig fet, den jüdiſchen 
Schulunterricht ba, wo bies in anderer Weife nicht füglich gefchehen Tann, durch 
die Errichtung eigener, die Rechte Öffentlicher Schulen genießenden Schular- 
ftalten zu heben, den Schulbefich der Kinder und ben Unterhalt ber Lehrer 
dadurch auf eine feitere Grundlage zurüdzuführen, und um fo eher gebilbete 
Männer jübifcher Religion zu veranlaffen, fich dem Unterrichte ihrer Glaubens⸗ 
genofien zu widmen. Diefer Zwed darf nicht aus dem Auge gelaffen werben, 
und es Finnen, vorbehaltlich einer fpäteren allgemeinen Regulirung biefer Ver- 
haͤltniſſe, ſchon jetzt vorbereitende Schritte geihan werben, um in einzelnen dazu 
angetbanen Fällen bie Bedingungen zu ordnen, unter welchen eine jübifche Schul- 
anfalt, mit den Rechten einer öffentlichen Schule, als befonbere jüdiſche Kon⸗ 
feſſionsfchule ins Leben treten Tann, Erſt durch eine forgfältige Behandlung 
einzelner Spezialfälle wird eine ſichere Erfahrung gewonnen werben, um das 
juͤdiſche Schulweſen nach einem umfaffenden Plane orbnen zu können. 

Die Königliche Regierung wird daher ermächtigt, in den dazu geeignet 
ſcheinenden Faͤllen mit den legitimirten Vorftänden ber fübilchen Gemeinden ei- 
nerſeits und der babei intereffirten chriftlichen Schulanftalten anbererfeits in Ber» 
handlung zu treten, bie Auseinanderfeßung beider und bie Begründung bed 
jäpdtfchen Schulſyſtems sorzubereiten und die näheren Bebingungen in ber Weiſe 
au ordnen, daß Hiefelben in Norm eines beſondern Statuts für die jübifche 
Schulanſtalt zur Allerhochſten Genehmigung Sr. Majeftät des Königs vorgelegt 
werben konnen. 0 

20% 
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Als Geſichtspunkte, welche hierbei zu beobachten, ſind im Allgemeinen fol 
gende zu bezeichnen: 

1. Eine geeignete DBeranlaffung zum Einfchreiten ber Königlichen Regie 
zung wird alsbann vorhanden fein, wenn entweber bie jüdiſche Gemeinde eines 
Orts auf die Errichtung einer eigenen jübifchen Schule, oder die chriftliche Ge⸗ 
meinde auf Sonberung bes jühifchen und chriftlichen Schulmefens anträgt, und 
die Anzahl und der Wohlftand der chriftlichen und ber jüdiſchen Benölferung 
bes Schulbezirks ausreichend erfcheint, um das Beſtehen gefonberter Schulen 
zu ſichern. 

In dieſen Fällen find, unter Einleitung kommiſſariſcher Verhandlungen, die 
Vorbereitungen zur Abſonderung des jüdiſchen Schulſyſtems zu treffen. 

2. Die nächte Sorge wird alsdann der Feſtſtellung der Sfonomifchen und 
rechtlichen Verhältniffe der jübifchen Schule gewidmet fein. 

Zu biefem Ende wird bie jühifche Gemeinde die Mittel zur Befchaffung ber 
nöthigen Gebäube und Lehrmittel, und für die Gehalte und eventuelle Denfion 
der Lehrer naczumelfen und fich über bie Aufbringung ber srforberlichen jähr- 
lichen Beiträge zu einigen haben. 

Es wird ferner über den Umfang des Schulbezirks, aus welchem bie jü- 
Hifchen Eltern Ihre Kinder in ihre neue Olaubensfchule zu ſchicken haben, über 
die Berechtigung zur Berufung bes Lehrers, die Feftftellung bes künftigen Lehr 
plans, und bie Beftellung eines jünifchen Schulvorſtandes, welcher bie naͤchſte 
Aufficht über die jübifche Schule zu führen und deren rechtliche Vertretung zu 
übernehmen befugt ift, eine definitive Feſtſetzung vorzubereiten fein, 

Es verſteht fih von felbft, daß die jühifchen Schulen und deren Lehrer ber 
Anfficht der Staats⸗Behörde in demſelben Maaße unterworfen bleiben müflen, 
in welchem die chriftlichen Schulen es find, und wird die Königliche Regierung 
im vorfommenben Falle auch in Erwägung zu ziehen haben, durch welche Organe 
dieſe Aufficht an Ort und Stelle am zweckmaͤßigſten ausgeübt werben kann. 

3 Sf dur: die sub Nr. 2. angeftelten Ermitielungen und Vorberei⸗ 
tungen bie begründete Ausficht bargethban, daß ein eigenes jübifches Schulſpſtem 
zu Stande fommen Tann, fo wird ferner bie Auseinanderfegung mit ben beſte⸗ 
henden chriftlichen Schulnerbänden zu vermitteln fein. 

Für die chriftlihen Schulanftalten exiſtirt im Allgemeinen Teine Derpflid- 
tung, aus ihrem Bermögen oder befonderen Einnahmen etwas zu Gunften des 
fich abfondernden jübifchen Schulipftems abzugeben. Dagegen fallen biejeniger 
Beiträge, welche nur bei wirflihem Schulbefuche jüdiſcher Kinder zu entrichten 
find, 3. 8. Schulgeld, durch Meberweifung ber jünffchen Kinder an eine eigene 
Schule son jelbft fort. Desgleichen können biefenigen Beiträge, welche nad 6. 
29. bis 33, II, 12, Allgem. Landrechts son ben zur Schule gewiefenen Haus 
vätern entrichtet werben, son den jüdifchen Einwohnern, nach 6. 30. baf., fer- 
nerbin nicht mehr gefordert werben, ſobald eine eigene jüdiſche Glaubensſchule 
an dem Orte errichtet wird, 
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JR dagegen die Unterhaltung der beftehenden chriftlichen Schulen eine Ver⸗ 
pflichtung ber Ortsgemeinde, und fleuern bie Juden unter den Kommunallaften 
mit zu deren Unterhaltung bei, fo erfcheint es billig, daß die Ortsgemeinde ber 
jüpifchen Gemeinde auf angemeffene Weife zu Hülfe fommt, wenn bie leptere 
Durch Errichiung eines eigenen jühifchen Schulſyſtems ihre Kinder aus ben chrift- 
lichen Schulen ausfondert und dadurch die Unterbaltungslaft berfelben verringert, 
Hierũber ift im vorkommenden Falle ein Freiwilliges, billiges Ablommen zu ser- 
mitteln, und wirb eine Einigung befonders in den Fällen zu hoffen fein, wenn 
durch bie Begründung des fühifchen Schulſyſtems und das Ausfcheiden der fü- 
diſchen Schulkinder eine fonft bevorſtehende Erweiterung ber chriftlichen Schulen 
oder die Anſtellnng neuer Lehrer ben Ortsgemeinden erfpart wird. 

4 Sind diefe Vorbereitungen fo weit geführt, daß die dauernde Be- 
gründung einer jübifchen öffentlichen Schule ohne Beeinträchtigung beftehender 
Gerechtfame möglich erfcheint, fo find hie gefchloffenen Verhandlungen zur wei- 
teren Prüfung und Beftätigung, vorbehaltlich der Allerhöchften Genehmigung 
Sr, Majeſtät des Königs, mir einzureichen. 

Die bier angebeuteten Gefichtspunfte enthalten nur eine allgemeine Be⸗ 
zeichnung derjenigen Momente, welche bei ber Errichtung öffentlicher jüdiſcher 
Schulen zu berüdfictigen find. Es bleibt dem fachkundigen Ermeſſen der Nö- 
niglichen Regierung vorbehalten, nad ben eigentbümlichen Verbältniffen eines 
jeden Orts und einer jeden Gemeinde auch diejenigen anderweitigen Rechisver- 
hältniffe in Erwägung zu nehmen und zu orbnen, auf welche bie Bildung bes 
neuen jüdiſchen Schulfyfiems von Einfluß iſt. 

Ueber den Erfolg dieſer Maaßregel und bie Fälle, in welchen biefelbe zur 
Anwendung gekommen ift, werbe ich in bem jebesmaligen Sahresberichte eine 
nähere Anzeige erwarten, 

In denjenigen Lanbestheilen, in melden bas Allgem, Landrecht nicht Ge- 
ſetzeskraft bat, oder in welchen befonbere Provinzialgefebe ber Anwendung ber 
begogenen Paragraphen beffelben enigegenftehen, hat die Königliche Regierung 
zu prüfen, welde Mittel bie beſtehende Geſetzgebung, fo weit fie hier nicht ſchon 
ins Auge gefaßt worden, an bie Hand giebt, um einen regelmäßigen Schul- 
befuch der jübifchen Kinder zu fichern, und barüber zu berichten, 

Berlin, den 14 März 1842, 


Der Minifter der geiſtlichen, Unterridhts- und Mebizinal- 
Angelegenheiten, 


(ge) Eichhorn. 
An 
fäntmiliche Königliche Regierungen. 
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Abſchrift. 
f, 


Auf Ihren Bericht vom 14. v. DM. will Ich Hierdurch bie Errichtung be- 
fonderer Öffentlicher Schulen für die jüdifchen Gemeinden zu Aachen und Gollup 
mit der Maaßgabe genehmigen, daß ber Beſuch biefer Schulen auf jüdiſche 
Kinder beſchränkt bleiben muß, und die dabei angeflellten Lehrer auf die Bor- 
sechte, welche den chriktlichen Lehrern nach geſetzlicher Vorſchrift ober befonderem 
Herfommen, namentlich in Hinficht auf Befreiung bon Staais⸗ und Koınmunal- 
gaften, zufteben, Teinen Anfpruch zu machen haben. — Zugleich ermächtige Ich 
Sie zur Beflätigung der wegen Einrichtung ber gedachten beiden Schulen ent- 
worfenen Statuten; damit jeboch bieraus für Veränderungen, welche fi in 
Bolge des beabſichtigten allgemeinen Regulativs über das jüdiſche Kultus⸗ und 
Unterrichtöwefen als nothwendig oder zweckhmäßig ergeben möchten, Fein Hinter- 
niß erwachſe, fo ift der Beflätigung ein entfprechender Vorbehalt beizufügen. 

Elbing, ven 12. Iuni 1845, | 
(93) Friedrich Wilhelm, 

An ven Staaisminifter Eichhorn, | 


Berhaubeli Berlin, ven 27, Bebruar 1845, 


85 
Nachdem bie Vorarbeiten zu ver im 8. 39, des Edikts vom 11. März 1812 

sorbehaltenen und neuerlich son des Könige Majeſtät durch die Allerhöchſte Or- 
bre vom 133, Dezember 1845 für den ganzen Umfang der Monarchie befohlenen 
Regulirung des jübifchen Kultus⸗ und Schulweſens jebt ſoweit sorgefchritten 
find, baß bie in ber gebachten Allerböchften Orbre zur Legislativen Erwägung 
geftellten Gegenftände nach den babei gegebenen Gefichtspunften zur Berathung 
im Königlichen Staatsminifterium vorgelegt werben Innen, haben bie Unter⸗ 
zeichneten von Sr. Excellenz dem Herrn Minifter ber geiftlichen ꝛc. Angelegen- 
beiten ben Auftrag erhalten, zuvor noch einige Männer jübifchen Glaubens, von 
benen eine genaue Kenntniß der jüdiſchen Zuflänbe und ein ficheres Urtheil über 
bie zur Abhülfe der jepigen Mängel dienenden Manfregeln erwartet werben 
darf, in Beireff ver erforberlichen Beſtimmungen wegen des Hrehlichen Zuftandes 
und der Verbefferung bes Unterrichts ber Juden mit ihrem Gutachten zu ver- 
nehmen. Es waren demnach auf ergangene Einlabung heute erfehienen : 

1. der Vorſteher der biefigen jübifchen Gemeinde, Herr Banquier Muhr, 

2. der Syndikus ber hiefigen jünifchen Gemeinde, Herr De. Rubo, 

3, ber Direftor des jüdiſchen Schullehrer- Seminars, Herr Dr. Zunz. 

In Beireff der Reihenfolge der zu beiprechennen Gegenflänbe vereinigte 

man ſich aunörberft barüber, daß es zweckmäßig fei, die Cultus⸗Verhältniſſe von 








— 31 — 


bem Schulwefen gang zu Irennen, und rüdfichtlich ber erfteren zunächk nur die 
äußeren Angelegenheiten ber jüdiſchen Religionsgeſellſchaften und ſodann ab- 
gefonbert von biefen bie Innern Verhältniſſe zum Gegenflanb ber Erörterung 
zu machen. 

Was bie Äußeren Berhältniffe ber jüdiſchen Gemeinden betrifft, fo ging 
man davon aus, daß ber jetzige Zuftand, nach welchem bie jüdiſchen Religiong- 
gefellichaften nur als Privat-Vereinigungen ohne curporative Nechte angefehen 
werben, ſchon im rein polizeilichen Intereffe und um ben mancherlei Rechtsver⸗ 
wickelungen und Unficherheiten vorzubeugen, melde aus bem jebigen Zuſtande 
noibwendig hervorgehen müſſen, eine Abänderung zu bebürfen fcheine. Gin 
Mittel zur Abhülfe werbe in ber Bildung von Synagogen-Verbänden zu fuchen 
fein, tn fofern dafür geforgt werde, daß die Juden innerhalb dieſer Verbände 
im Stande find, über ihre Cultus⸗Angelegenheiten auf gefeblichem Wege zu be- 
ſchließen und ihre Beichlüffe zur Ausführung zu bringen. Diefen Synagogen⸗ 
Gemeinden würben bie Rechte vom Staate genehmigter Eorporationen bergeftalt 
beizulegen fein, daß fie unter ber Aufficht des Staats für ihren Gottespienft 
Grundſtücke erwerben und die für diefen Zweck erforderlichen Geldbeiträge durch 
Beifchläge zu den Staatsſteuern auf Grund executoriſch zu erflärender Heberol- 
len einziehen laſſen können. 

Die Herren Eomparenten erflären fich hiermit im Allgemeitten einverſtanden 
und erachten bie orts⸗ ober bezirksweiſe Bildung von Synagogen⸗Verbänden, ſo⸗ 
wie folche bereits für das Großherzogthum Poſen durch die Verorbnung som 
1. Sunt 1833 angeorbnet worben ift, ebenfalls für das zwedmäßiafte Mittel, 
um zunächſt eine äußere Orbnung in ben jüdiſchen Gemeinden herbeizuführen, 
Seitens des Herrn Dr, Rubo wird dabei der Wunſch ausgefprochen, baß ben 
zu bildenden Verbänden nicht, wie in ber Verordnung vom 1. Juni 1833, bie 
Bezeichnung Eorporation, fondern bie Benennung als Synagogen-Bemein- 
den beigelegt werben möge. 

Was die Erage berifft: 

ob feder Innerhalb eines Synagogen - Bezirks wohnende Sube eo ipso 
Mitglied der Gemeinde und als folches zu ben Gemeinde» Bepürfniffen 
beitragen müffe, oder ob es ihm geftattet werben folle, ſich einer anbern 
Synagoge, als derjenigen, in welcher er wohnt, anzufchließen? 
fo wurde nur darauf hingewiefen, daß auch in ber chriftlichen Kirche nicht in al« 
fen Fallen ein eigentlicher Parochialzwang Statt finde, und daß es vielleicht ge- 
nüge, wenn jeder Sude nur angehalten werde, fich einer beſtimmken Syna⸗ 
auge anzufchließet, wenn dies auch nicht gerabe die Synagoge feines Wohnoris 
ober des betreffenden Synagogen⸗Bezirks fei, auf ber andern Seite aber Fam 
es zur Erwägung, daß es aus bem Grunde bedenklich fet, die Parochial⸗Ver⸗ 
bältniffe der chriftlichen Kirche analog auf bie jüdiſchen Synagogen⸗Verbände zu 
übertragen, weil chriftliche Kirchen, auch abgefehen von ben Beiträgen der Ein- 
gepfarrien, meift eine ausloͤmmliche Dotation befigen, während eins. jüdiſche Sy⸗ 
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nagsge, welche ausſchließlich durch die Beitraͤge der Gemeindeglieder unterhalten 
werben muͤſſe, durch den Anſchluß der Bezirts-Eingefeffenen an eine außerhalb 
bes Bezirks belegene Synagoge leicht in Gefahr gerathen Tönne, in ihrem Be⸗ 
ſtehen gefährbet zu werben. Es wird deshalb für zweckmäßiger gehalten, daß 
in dem zu erlaffenden Geſetze bie Frage: 

welcher Synagoge Iemand angehören und zu welcher ex beitragen müſſe? 
Vediglih von dem Domicil abhängig gemacht werbe. Die Geftattung von 
Ausnahmen wirb nicht für zwedmäßig gehalten. Da indeß in einzelnen Fällen 
befonbere Gründe vorliegen Tönnen, welche einem Juden ben Anflug an eine 
andere als an die Synagoge feines Wohnorts wünſchenswerth machen, fo wirb 
der Eintritt in eine andere Synagogengemeinde zwar zu geftatten fein, jedoch 
nur mit ausbrüdlicher Genehmigung der betreffenden Provinzial» Regierung und 
ohne daß die Beitragsverbindlichleit zur Synagoge des Wohnorts aufhört. Auch 
wird ber Meberiretende in einem folchen Halle lets die zuſtimmende Erklärung 
berienigen Gemeinde, welcher er außer ber Gemeinde feines Wohnorts angehi- 
sen will, beizubringen haben. 

Die Herren Eomparenten wollen indeß ihre Aeußerung über biefen Punkt 
noch nicht als eine definitive angefehen willen, fie behalten fich vielmehr vor, 
biefelbe noch näher zu erörtern und ihr Gutachten event. zu mobificiren. Dan 
sereinigte fich hierbei im Allgemeinen dahin, daß bie heutige Beiprechung über- 
haupt nur als eine vorläufige angefeben werden fol, indem bie Herren Compa⸗ 
renten bie einzelnen zur Erörterung geftellten Fragen nochmals in forgfältige Er- 
wägung nehmen und ihr motivirtes Gutachten noch beſonders fehriftlich einreichen 
wollen, Es follen daher in den vorliegenden Verhandlungen. bie noch zu befpre- 
chenden Punkte auch nur kurz angebentet und das Weitere ber fhriftlichen Aus- 
führung vorbehalten werben, 
| Gegen die Erhebung eines Eintritisgelded von neu anziehenden Mitgliebern 
für ihre Aufnahme in eine jüdiſche Gemeinde fprechen firh die Herren Compa- 
renten übereinftimmend aus, denn jeber Jude muß ber Gemeinde feines Wohn- 
orts angehören: ber Zahlung, eines Gelbäquivalents für den Erwerb bes Mit 
eigentbums an bem Gemeindevermögen bebarf es ferner nicht, wenn den jüdiſchen 
Gemeinden Corporationsrechte beigelegt werden und das Gemeinbevermögen nicht 
mehr privatives Eigenthum ber einzelnen Gemeindeglieder nach ideellen heilen, 
fondern Eigenthum der Gemeinde als moralifcher Perfon if. Nur in dem Falle 
wird bie Erhebung eines Eintrittögeldes nachzulaffen fein, wenn jemanb, ber 
fhon Mitglied einer jübifchen Gemeinde tft, fich auch noch einer zweiten anſchlie⸗ 
gen will (ſ. oben). Denn bie leptere kann zu feiner Aufnahme nicht gezwungen 
werben. Einer befonberen Beſtimmung bierüber in dem Geſetze bedarf es jedoch 
nicht, ba in einem folchen Kalle Alles ber vertragsmäßigen Webereinfunft ber 
Sutereffenten wird überlaffen bleiben müffen. 

Rüdfichtlich des Art der Berwaltung der Gemeinde» Angelegenheiten buch 
Repräfenianien und Verwaltungs⸗Beamten, wis fie durch bie Verordnung vom 
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1. Juni 1833 für dad Großherzogihum Poſen angeordnet worden iſt, ſindet ſich 
etwas Weſentliches nicht zu erinnern. Es wird nur darüber eine ausbrückliche 
abändertde Beftimmung gewünfcht, daß bie Geſammtheit ber Corporation nicht 
befugt fein fol, pie Beſchlüſſe der Repräfentanten wieder anfzubeben. 

Die Herren Eomparenten wollen biefen Antrag in dem fchriftlich einzureis 
chenden Gutachten noch befunbers motiviren. Außerdem wirb ber Wunfch aus- 
gefprochen, daß über die Anzahl der zu wählenden Repräfentanten und Verwal⸗ 
tumgsbeamien, je nach ber Seelenzahl ver Gemeinde, eine ausprüdliche Beſtim⸗ 
mung in dem Geſetze ſelbſt gegeben und bie Feſtſetzung hierüber nicht bem Sta⸗ 
tut einer jeben einzelnen Gemeinde vorbehalten werden möge. 

Als unumgänglich nothwendige Beamten einer jübifchen Gemeinde erkennen 
bie Herren Eomparenten nur ben Religionslehrer an, Sie erflären, daß 
wach jüdiſchen Religionsbegriffen ber Rabbiner nicht ein Beamter fei, dem eine 
potestas ecclesiastica im gefehlichen Wortverſtande beiwohne. Ein folcher fei 
überhaupt nach jüdiſchem Ritus zu gottespienftlichen Handlungen überall nicht 
erforderlich. Wo Rabbiner vorhanden, mwerbe beren Autorität nur in fofern 
anerfannt, als das ihnen gefchenfte Vertrauen ver jübifchen Glaubensgenoſſen 
folches zulaffe. Dagegen müſſe jede Spnagogengemeinde wenigſtens einen 
Religionslehrer haben. Ob die Gemeinde von dem Religionslehrer auch Belch- 
rungen in Ritualfachen annehmen, ober für biefen Zwed einen befonveren ber 
Belege kundigen Beamten unter dem Namen „Rabbiner” anftellen wolle, ſei ih⸗ 
sem Outbefinden zu überlaffen, Nur fei es, um bie jept vorkommenden häufigen 
Minfel-Ehen zu verhüten, durchaus nothwendig, daß in dem Geſetze über bie 
bürgerlichen BVerhältniffe der Juden eine beitimmte Yorm für die Gültig- 
keit ber Ehe vorgefchrieben werde, Diefe Form folle aber nur den Zwed haben, 
um bie Erfennbarfeit der bürgerlichen Wirkungen ver Ehe zu fichern, da 
ber Firchliche Alt der Trauung nach jüdiſchem Ritus vom einem beſonders dazu 
beftellten Beamten nicht vorgenommen zu werben brauche. 

Ueber die Erforberniffe ber Qualification eines jüdiſchen Religionslehrere 
wollen fich die Herren Eomparenten ihre beftimmte Aeußerung verbebalten. Cs 
wurbe babei in Frage geftellt, ob der Nachweis beftimmter Vorbereitungs-Eurfen 
nothwendig, ober ob nur eine Prüfung in einzelnen beſonders zu beſtimmenden 
Wiſſenſchaften erforderlich fei, und in lepterem Ball, wer die Prüfung vorzuneh- 
men habe. Es wurbe darauf bingebeutet, daß es wohl zweckmäßig fei, in je- 
der Provinz eine Prüfungs» Eommiffion mit einer angemeffenen Anzahl von 
Rabbinern oder Religionglehrern, oder anderen für geeignet zu erachtenden Per- 
fonen zu: beftellen. | 

Bon Rabbinern wird, wo die Gemeinden ſolche annehmen, mindeſtens eine 
vollſtändige Gymnafialbildung zu fordern fein, Die Herren Eomparenten bal- 
ten es inbeß nicht für erforberlih, daß eine ausprüdliche Beſtimmung bierüber 
in den Geſetz⸗Entwurf aufgenommen werde, da fich in jebiger Zeit wohl kaum 
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noch aunchmen laſſe, daß bie Gemeinden andere ald gehörig qualilicirie Rab⸗ 
biner wählen würben. 

Die Beſtellung anderer Beamten, 3. B. Schädhter, Eantoren u. f. w. wirb 
nicht für weſentlich nothwendig gehalten, vielmehr hierin dem eigenen Beſchluſſe 
ber einzelnen Gemeinden nicht vorgegriffen werben bürfen, 

Etwas Weiteres fanb fih über die außeren Angelegenheiten ber jübifchen 
Gemeinden für jest nicht zu bemerken. 

In Betreff der inneren Angelegenheiten wurben bie Herren Eomparen- 
ten darauf aufmerffam gemacht, daß bas Princip ber Richt⸗Einmiſchung ber 
Staatsbehörden in bie jübiften Cultus⸗Verhältniſſe wahrfheinli auch für bie 
Zukunft fefgehalten werden mwürbe, und baß ed daher weientlich barauf an- 
fommen werde, ’ 

eine Form zu finden, um in angemeffener Weife Eonflilten über innere 
Sultus-Angelegenheiten vorzubeugen und, wo ſolche vorhanden find, bie- 
felben beizulegen und, ohne daß ben Diffentirenden ein Gewiſſenszwang 
auferlegt wird, einen befriebigenden Abſchluß folcder Differenzen herbei⸗ 
zuführen, 

Die Herren Eomparenten halten biefe Frage für zu wichtig, num ſchon jett 
eine beitimmte Aeußerung barüber abzugeben. Sie wollen biefelbe mit einan⸗ 
ber in forgfältige Erwägung nehmen und ihr Gutachten zugleich mit dem über 
bie oben berührten Punkte erftatten. Bet ber heuligen vorläufigen Befprechung 
fteite fich die Anficht als bie anfcheinend empfehlenswertheſte heraus, baß bei 
Differenzen über Glaubensfachen, wenn folche nicht beizulegen find — über bie 
dabei anzuwendenden Mittel wurbe bie weitere Erörterung vorläufig ausgefeht — 
zwar eine Abtrennung ber Diffentirenden zuläffig fe, bie einmal gebilbeie Sy⸗ 
nagogengemeinde aber unantaftbar bleiben müſſe und bie Beitragspflicht ber 
Minorität mithin auch nicht aufhören würde. 

Die weiteren Verhandlungen, insbeſondere über das jüdiſche Schulweſen 
wurben für heute audgefeht, weil es nothwendig ſchien, zuvor eine nähere Ver⸗ 
ſtaͤndigung über bie vorftehenden Punkte herbeizuführen, Die nächſte Confe- 
renz foll Statt finden, fobalb die Herren Eomparenten ihr fchriftliches Gutach⸗ 
ten über die heute befprochenen Gegenflanbe eingereicht haben werben, was bin⸗ 

‚ nen längftens ſechs Wochen geſchehen fol. 

Da etwas Weiteres nicht zu verhandeln war, fo wurde vorſtehende Ber- 
handlung hiermit gefchloffen, und nachbem fie ben Herren Gomparenten zum 
eigenen Durchlefen übergeben und von ihnen genehmigt worben War, wie folgt, 
vollzogen, 

Zunz. Muhr. Rubo. 
Dr. Brüggemann, Hertel, 
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Berhandelt Berlin, ben 8, April 1845, 


h. 


Die Herren Banquier Muhr, Dr, Zunz und Dr. Rubo haben zwar 
bie in der Berhanblung vom 27, Februar d. J. vorbebaltene fehriftliche Aeuße⸗ 
sung über bie daſelbſt befprochenen Gegenſtände noch nicht eingereicht; ba es 
indeß winfchenswertb if, daß die Vorarbeiten zur Regulirung des jünifchen 
Cultus⸗ und Schulweſens möglihft bald beendigt werben, fo. iſt auf heute eine 
anberweite Konferenz anberaumt worben, zu welcher bie genannten Herrer auf 
ergangene Einladung ſich eingefunden hatten. Diefelben wollen ihr fehrifiliches 
Gutachten über vie rücfichtlich des jüdiſchen Cultusweſens noch einer näheren 
Erörterung bebürfenden Punkte zugleich mit ihrem Gutachten über bie heute 
noch zu erörternden Gegenflände einreichen und man vereinigte ſich dahin, bag 
ſodann noch eine dritte Sonferenz zur Beſprechung über diejenigen Fragen Statt 
finden foll, über welche eine Verſtändigung nicht hat herbeigeführt werben Können. 

Die Herren Eomparenten bringen hiernächſt mit Nüdficht auf ben Inhalt 
ber Berbanblung vom 27, Februar d. 3, noch folgende Punkte zur Sprache: 

1, Sie geben der Erwägung anbeim, ob es nicht zweckmäßiger fein möchte, 
bie für bie Zwecke der Spnagogengemeinden erforberlichen Gelbbeiträge, Statt 
ver nach Maaßgabe der Staatsfleuern beabfichtigten Repartition, burch eine an 
der beireffenden Gemeinde felbft gewählte Schätzungs⸗Commiſſion auf die ein⸗ 
zelnen Gemeindeglieder vertheilen zu laffen. Eine ſolche Einrichtung babe fich 
in größeren Gemeinden, namentlich auch bier in Berlin, als ſehr zwedmägig 
bewährt und fcheine mit gleich günſtigem Erfolge auch in Feineren Gemeinden 
zur Anwerbung gebracht werben zu können. Die von der Schäpungs-Eommif- 
fion aufgeftelte Vertheilungsrolle werde eine beftimmte Zeit hindurch öffentlich 
auszulegen, und bei nicht erhobenem Wiberfpruch, ober wenn bie dagegen erho⸗ 
benen Reflantationen auf verfaſſungsmäßigem Wege befeltigt worben find, von 
ber Stantsbehörbe für ererntorifch zu erklären ſein. 

Die nähere Begründung biefes Vorſchlags wird vorbehalten, 

2, Die Beſtimmung der Rechte und Pflichten ber Nepräfentanten und 
Berwaltungsbeamten gegen einander, gegen bie Sypnagogengemeinde und gegen 
Dritte nach denjenigen Vorſchriften, welche bie revidirie Stäbte-Örbnung vom 
17. März 1831 über die Rechte und "Pflichten des Magiſtrats und der Stabt- 
sersroneten enthält, wie folches in der Verordnung vom 1. Juni 1833 über 
das Judenweſen in ber Provinz ofen angeorbnet worden if, wirb von ben 
Herren Comparenien für nicht zweckdienlich erachtet. Es wirb vorgeſchlagen, bie 
Beraihungen und die Baffung der Befchlüffe Aber wichtige Angelegenheiten 
ber Synagogengemeinden den Repräfentanten und Berwaltungsbeamten gemein- 
ſchaftlich zu übertragen, wobei es nur baramf anlommen werde, bie gedachten 
beiden Korperſchaften in numerischer Hinficht in eln richtiges Verhaältniß zu 
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einander zu ſezen. Die VBerwaltungsbeamten würben alsbann bie gemeinfchaftlich 
gefaßten Befchlüffe zur Ausführung zu bringen haben. 

Auch dieſer Vorſchlag fol noch näher motisirt und dabei indbefonbere an- 
gegeben werben, welhe Angelegenheiten ber Gemeinden zu benjenigen zu rech- 
nen find, die ben gemeinfchaftlichen Berathungen und Beſchlüſſen der Repräfen- 
tanten und ber Derwaltungsbeamten unterliegen follen, und in welchen Fällen 
bie Verwaltungsbeamten ohne vorgängige ausprüdliche Grnehmigung ber Re- 
präfentanten bie Gemeinde vertreten dürfen. Enblich 

3, wird noch die Frage aufgeworfen: 

ob es nicht zuläffig fei, daß in einem und bemfelben Synagogenbezirke 

mehrere Synagogen ober Bethäuſer vorhanden feien ? 
Man findet Fein Bedenken, ſich für die Bejahung diefer Frage auszufprechen, 
jedoch wird babei vorausgeſetzt, daß ber befiebende Synagsgenverband dadurch 
nicht alterirt werde, Darüber, in welden Ballen die Errichtung mehrerer Sy⸗ 
nagogen flatthbaft und die Gefammigemeinde zur Aufbringung ber bazu erfor- 
berlichen Koften verpflichtet fei, wird Feine allgemeine Beflimmung getroffen 
werben Tonnen, vielmehr wird immer auf bie Beſonderheit des Falles Rüdkficht 
genommen werben müſſen. Die Herren Eomparenten befürworten bierbei noch, 
bag in jedem Synagogenbezirke mindeſtens ein jübifcher Begräbnißplatz vor- 
handen fein, daß aber auch je nach ber Localität die Einrichtung mehrerer ber- 
gleichen angeorbnet werben könne. 

Es wurde ſodann zur Beiprechung bes jünifchen Schulweſens übergegangen, 

Man ging davon aus, daß bie Juden, wie alle Unteribanen des Staats, 
welche den nöthigen Unterricht für ihre Kinder in ihrem Haufe nicht beforgen 
können oder wollen, biefelben vom zurüdgelegten fünften Jahre an, foweit nicht 
durch prosinzielle Verordnungen ein anderer Zeitpunft bes beginnenden Unter⸗ 
richt feftgefept ift, bis zur Vollendung ber ihren Verhältniffen entiprechenden 
Bildung in die Schule zu ſchicken verpflichtet ſeien. Rüclſichtlich der Drittel, 
burch welche das Schulbenürfniß befriedigt werben kann, bieten fi drei Aus- 
wege dar. Entweder werben bie Iuben für verpflichtet erklärt, ihre Kinder in 
bie chriftlichen Schulen zu fehiden, ober fig werben angehalten, eigene jüdiſche 
Schulen zu errichten, ober endlich fie find berechtigt, ihre Kinder an bem Un⸗ 
terrichte in den chriftlichen Schulen Theil nehmen zu laffen, bürfen aber auch 
mit Genehmigung ber Staatshehörben eigene jübifche Schulen errichten. 

Die Herren Comparenten find damit einverftanden, daß es am zweckmäßig⸗ 
ften fei, wenn ber Beſuch der chriftlichen Schulen Seitens ber jübifchen Kinder 
nach wie vor als Regel beſtehen bleibe, daß aber auch die Errichtung eigener 
jüdiſcher Schulen nicht verfchräntt werben bürfe, welchen lebteren alsbann ber 
Character boffentlicher Schulen beigulegen fein werde. Es wird dabei ber- 
Wunſch ausgefprochen, baß bie jünifchen Schulen berfelben Aufſicht wie bie 
chriſtlichen Schulen durch bie ſtädtiſche Schul⸗Deputation resp. durch die Schul⸗ 
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Inſpectoren und nicht noch einer befonberen Special⸗Aufſicht, wie fie bier in 
Berlin Statt findet, unterworfen werben möchten, 

Wo bie vorhandenen chriflihen Schulen zur Mitaufnahme ber jüdiſchen 
Kinder zu befchräntt find, ober wo fonft Gründe der Nothwendigkeit ber 
Errichtung eigener jüdiſchen Schulen vorhanden find, wirb es für billig erachtet, 
Daß die jübtfchen Hausväter aus ber Unterhaltungs⸗Verbindlichkeit ber chriſt⸗ 
lien Schulen ausfcheiben, und wo letztere aus Gommunalmitteln unterhalten 
werben, auch bie jüdischen Schulen eines Zufchuffes aus Communalfonds theil- 
baftig werben. 

Endlich wirb von ben Herren Eomparenten noch bie Errichmug von Ser 
minarien zur Bildung jühifcher Schul- und Religionglehree dringend gewünfcht, 
Die näheren Borfchläge hierüber werben zur weiteren fehriftlichen Ausführun 
vorbehalten. 

Hiermit iſt die heutige Verhandlung gefchloffen, von ben Herren Compa⸗ 
renten felbft gelefen und, wie folgt, vollzogen. 

a. U. 8. 
Rubo. J. Muhr Dr. Zunz. 
Dr, Brüggemann, Hertel, 


Gutachten 
in Bezug 
auf die jüdifchen Cultus⸗ und Uunterrichts⸗Verhaältniſſe. 


Die gehorſamſt Unterzeichneten find unter bem 23, Februar e. mit Bezug 
auf 6. 39 des Edicts vom 11. März 1842 zu einigen Sonferenzen über ein- 
zelne Punkte in Betreff der Allerhöchſt zu erlaffenden Beſtimmungen wegen ber 
jübtfchen Cultus⸗ und Unterrichte-Berhältnife aufgefordert worden. Es haben 
bereits zwei Conferenzen am 27. Februar und am 8. April c. ſtattgefunden. 
Die befprochenen Punkte find in ben barüber aufgenommenen Protofollen zu- 
Tammengefaßt und die gehorfamft Unterzeichneten find babet veranlaßt worden, 
über einzelne dabei zur Sprache gebrachten Gegenſtände fich noch beſonders gut» 
achtlich zu Außern. 


J. Was die zu bildenden Synagogen-VBerbände anlangt, 


fo findet fich in dieſer Hinficht noch Folgendes zu bemerken: 

1. Die Berorbnung wegen des Indenweſeno im Großherzogthum Poſen 
som 1, Juni .1833 beſtimmt $, 1, daß ben einzelnen Judenſchaften ald Syna⸗ 
Bugengemeinben, mithin in Hechlicher Hinficht in Beziehung auf ihre Bermöe 
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gens⸗Angelegenheiten bie Rechte einer Corporation beigelegt werben. 
Hieraus kann und muß gefolgert werden, daß einer Corporation als ſolcher auch 
noch andere Rechte zuſtehen, welche die Vermögens⸗Angelegenheiten nicht betref⸗ 
fen. Sf dem aber alfo, fo würde es immer, wie bisher, ungewiß bleiben, ob 
ein jüdiſcher Synagogen-Verbandb eine moralifche oder jurififche Perfon fein, 
ob ein folder Verband überhaupt eine Perfönlichfeit haben, ein Subieft vom 
Rechten fein fol. Dies iſt aber wohl der Natur der Sache nach, in Berüd- 
fihtigung ber obmwaltenden Berhältniffe und in Gemäßheit der hohen Intention 
. feftzuftellen. Nachdem nun, wie SS. 81 und 82, Th. II. Tit. 6. Allg. Land⸗ 
recht beſtimmt iſt, Eorporationen in ben Gefchäften bes bürgerlichen Lebens eine 
moralifche Perſon verftellen und in Bezug auf ihre Rechte und Berbinblichkei- 
ten, wie einzelne Individuen benrtheilt werben; fo möchte es angemeſſen erfchei- 
nen, im Allgemeinen ohne weiteren Zufab zu beſtimmen: 

den Shnagsgen-Verbänden werben bie Rechte ber som Staate geneh⸗ 

migten Corporationen beigelegt. 

Oder, wenn man der Anſicht ſein ſollte, daß die Rechte der Corporationen 
ſich überhaupt nur auf die Vermögens⸗Angelegenheiten ber Geſellſchaft geſetzlich 
beziehen und beziehen koͤnnen, ſo dürfte um ſo weniger ein Grund vorhanden 
fein, dieſe Gerechtſame gerade bei den Synagogen» Verbänden auf die Vermö⸗ 
gens⸗Angelegenheiten einzuſchränken. 

2. Es erſcheint wimfchenswerth, geſetzlich auszuſprechen, daß in der Regel 
in einem Synagogen⸗Verbande nur ein Synagogen» Gebäude zur Ausübung 
bes Gottesdienftes fein fol; daß da aber, wo ein inneres oder Äußeres Be- 
bürfniß fi herausstellen follte, auch mehrere Synagogen» Gebäude, jedoch nur 
mit bejonderer Erlaubniß des Staats, errichtet werben können. 

3, Oefter ift es bisher zur Sprache gefommen, in wieweit den Juden bie 
devotio domestica verftattet ift, weil der gemeinfchaftliche Gottespienft ber Suben 
immer berfelbe ift, er mag in einem dazu beionbers eingerichteten Gebäube oder 
in einem Privatzimmer Statt haben, 

Es wird daher gehorfamft anheimgeftellt, ob zur Vermeidung aller Zweifel 
nicht ausgeſprochen werden möge, daß in Betreff des häuslichen Gottesdienſtes 
auch bei ben Juden die allgemeinen Geſetze zur Auwendung kommen. 

4. Daß die Einziehung der Geldobeiträge der zu einem Synagogen⸗Ver⸗ 
banbe gehörenden Suben für die Bebürfniffe biefes Synagogen » Verbandes auf 
Grund erefutorifch zu erflärender Heberollen erfolge: Dagegen läßt ſich natürlich 
nichts erinnern. Die Art der Erhebung durch Beifchläge zu ben allgemeinen 
Staatöftenern erfcheint aber nach unferer unmaßgeblichen Meinung nicht nur 
nicht geeignet, fondern ganz unzuläffie. Die Koften, welche ein Synagogen⸗ 
Derband nothwendig erfordert, werben namlich. bedeutend fein, Da fie von den 
Mitgliedern bes Verbandes zu Inagen find, fo konnen fie, wie ſolches auch bisher 
überall in allen Inden⸗Gemeinden der Fall ift, umr. durch eine Bermögensfteuer 
aufgebracht werben, Sollen fie nun -zugleish mit den Staats⸗Abgaben und als 
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Beifchläge zu denſelben eingezogen werben, fo müßten fie gleichfalls wieder mit 
einer Dermögensftener bes Staats in Verbindung gebracht, fie Fännten nicht: 
zugleich mit einer ſ. g. indirekten Abgabe verbunden werben, Diejenige Steuer, 
welche ſich hierzu nur zunächft darbietet, iſt die Klaſſenſteuer. Hierbei iſt jedoch 
Folgendes zu bemerien: 

a) ein großer Theil der Städte iſt von dieſer Steuer ganz befreit. Wenn 
baber, was gar oft der Kal fein muß, fonft eine Bermögensfteuer für ben 
Staat nicht einzuziehen iſt, fo würbe ein Zufchlag zu einer ſolchen nicht 
Statt haben Tonnen, 

b) die Klaſſenſtener enthalt nicht fo viele Abfkufungen der Beiträge, als bie 
Beitragsfähigfeit ber einzelten Mitglieder des Synagogen - Verbandes 
möglich und räthlich machen, damit die Abgaben für bie, wenngleich nicht 
armen, doch nicht reichen, auch wohl nicht wohlhabenden Mitglieder, nicht 
zu einer bedeutenden Laſt werde. 

Es iſt gegenwärtig gar nicht ſelten, daß ein füdiſcher Familienvater öfter 
das dreifache von dem Steuermaximum der Klaſſenſteuer zu den Bebürfniffen 
ber jüdiſchen Gemeinde beiträgt und ſich deſſen gar nicht weigert. So giebt es 
jebt in ber hieſigen fünifchen Gemeinde Familienväter, welche jährlich mehrere 
hundert Thaler beitragen, und. wiederum welche, bie nur einen ober zwei Thaler 
sontribuiren, wobei von ben Armen gar Fein Beitrag eingezogen wird. 

Eo möchte daher angemeffen fein, die Art der Beflfegung und Erhebung ber 
rinzelnen Beiträge zu ben Benürfniffen eines Synagogen - Verbandes fo, wie 
folche Bisher in allen Supengemeindern Statt gefunden bat und Statt findet, zu 
belaſſen, fie jeboch gefenlich mehr zu regeln, 

Zunächſt dürfte periodenweiſe ein beftimmter Etat vom Vorſtand und Re⸗ 
präfentanten bes Synagogen -Werbandes in Bezug auf bie erforberlichen Aus- 
gaben anzulegen fein. Demnächſt würde zu ermitteln fein, welche Revenüen ber 
Spnagogen- Verband als folcher aus vorhandenen Fonds (da er ein Kapital 
Bermögen befinen kann) oder fonft (als beffänbige Revenüen) zu beziehen bat, 
Diele feſtſtehende Einnahme des Verbandes wäre von der veranfchlagten Total⸗ 
Ausgabe in Abzug zu bringen und der verbleibende Reſt würbe durch bie regel- 
mäßigen Beiträge der Mitglieder zu befchaffen fein, und zwar als eine Vermö⸗ 
gensfteuer in Bezug auf das Kapital-Vermögen und die Revenlien ber einzelnen 
Mitglieder. Um biefes zu erwirken, möchten nun von einer ans Mitgliedern 
bed Syuagogen - Berbandes überhaupt oder aus ber Mitte der Nepräfentanten 
anzuordnenden Commiſſion Hebe⸗Rollen auf die Zeit von etwa brei Sahren 
anzulegen fein, in welche ber Beitrag eines jeden einzelnen Mitglieves auf das 
muthmaßliche KRapital-Wermögen oder ben muthmaßlichen Revenüen-Belrag ein- 
zutragen wäre, and zwar nach einer zuvor im Verhältniſſe zu bem gefammten 
Bedarf angenommenen Norm (Procentfag). Die fo angefertigten Heberollen 
müßten auf irgend eine Weife, eiwa durch ein Öffentliches Anslegen, zur Kenntniß 
ſaͤmmilicher - Mitglieder eine Zeit lang (etwa einen ober zwei Monate) von 
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Seiten des Vorſtandes gebracht werben, damit ein Seber feine Beſchwerde bei 
der angeorbneten Eommiffion oder ben Repräfentanten, in letzter Juſtanz bei 
ber vorgefepten Staatsbehörbe würde vorbringen können. Es müßte einem 
Jeden verftattet fein, ein quantum minus feines Kapital⸗Vermögens oder feiner 
Revenüen nachzumeifen. Hierbei bürfte nicht auf firicten Beweis zu fehen, fon- 
bern bie Führung eines Nachweifes möglicht erleichtert werben: eine Werficherung 
an Eidesftatt oder mit Handſchlag müßte genügen. Die demnächſt feftgeitellten 
Heberollen würden ber Stantsbehörbe zur Beſtätigung einzureichen und burd 
die zu ertheilende Genehmigung für erekutorifch zu erflären fein, Rückfchtlich 
derjenigen, welche im Laufe der Stenerperiobe als Mitglieder in ben Verband 
eintreten, würden bie &Steuerfüge nachträglich, jedoch nur bis zum Ablauf ber 
Steuerperiode, zu regulisen fein. Die einzelnen Beiträge mögen von bem 
Spnagogen-Verbande felbit, durch dazu angenommene, etwa zu vereidende Per- 
fonen eingezogen werben, Weber die Rüdftände, wenn fie nicht aus befonberen 
Gründen niebergeföhlagen werben, müßte ber Borftand ber Polizei-Behörbe bed 
Dris Anzeige machen mit dem Antrage, folche im Wege ber Ererution einziehen 
zu Iaffen, welche, allenfalls nach einer noch anberaumten kurzen Friſt, zu voll⸗ 
fireden fein würde. 

Dasjenige, was bei einer Vermögensfteuer Überhaupt als unficher und 
ungewiß erfcheint, und was eine Ungleichheit in ber Vertheilung berbeifühtt, 
braucht hier als ‚etwas, was in ber Stantswirtbfchaft genügend bekannt iſt, nicht 
befonders hervorgehoben zu werben. Rur mag bemerkt fein, daß fich viele 
Schwierigfeiten in bebentendem Maaße in einem Staate, ja in einer größeren 
Commune berausftellen werben, weniger aber in einem Heinen Kreiſe, wie ein 
folcher durch einen Synagogen⸗Verband gebildet wird, in welchem bie einzelnen 
Individuen mit weit geringerer Unficperheit in Bezug auf ihre Vermögens-Der- 
bältniffe beurtheilt werben Tonnen, Die bisherige Erfahrung fpricht fich gam 
and gar bafür aus, 

Allerdings fcheint es angemeflen, daß ausführlichere Anordnungen und Vor⸗ 
ſchriften in Bezug auf dieſe Beſtimmungen in eine beſondere Inſtruktion oder 
in bag Statut eines jeden einzelnen Synagogen⸗Verbandes aufgenommen werben 
mögen, Hier find bie Anführungen nur gemacht, damit bei der Entwerfung 
bes Geſetzes diefer Gefichtspunft beobachtet werden möge, 

5, In dem Öefege wäre wohl beflimmt auszufprechen, daß berfenige Jude, 
welcher einen mehrfachen Wohnfip und zwar innerhalb verſchiedener Synagogen⸗ 
Bezirke bat, auch Mitglied verfchiebener Berbände und bei einem jeben biefer 
Verbände beitragspflichtig ſei. Es hat biefer Punkt in ben letzteren Zeiten öfter 
Beranlaffungen zu Streitigfeiten gegeben, ba früher, namentlich vor der Em 
nation des Edikis vom 11, März 1812, aus welcher Zeit fich bie Befkimmungen 
über das Gemeinweſen ber Juden noch berfchreiben, in ber Regel ein Zube 
nicht an zwei Orten zugleich wohnen follte, fonbern nur in Fällen befonderer 
landesherrlicher Bewilligung. Die bier in Antrag gebrachte Beſtimmung liegt 
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in der Nakır der Sache und iſt in Bezug auf die chriftlichen Kirchen und Pa⸗ 
rochieen im Allg. Landrecht 6. 264. Th. IE. Tit, 11. ausdrücklich ausgefprochen. 

6. In der Berordnung über das Judenweſen im Großherzogthum Pofen 
vom 1. Juni 1833 if 5. 4 beſtimmt, daß Bimmfähig in ber Corporation alle 
Diejenigen männlichen, voßjährigen und unbefcholtenen Juden find, welche entweder 
ein Grundſtück befipen ober ein Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, oder fih außer⸗ 
bem ſelbſtſtaͤndig und ohne fremde Unterfiügung ernähren. Bei biefem Stimm» 
reiht kann es wohl nicht darauf anlommen, woburd und in welchem Grade 
jemand bie Koften für feinen Unterhalt beftreitet, oder welches gefeplich erlaubte 
Gewerbe er betreibt, fondern nur, daß er nicht zu denjenigen Armen, bie von 
Almsfen Ichen, gehöre. Im biefer letzten Rüdficht würde aber nur zu befiimmen 
fein, daß dasjenige Mitglied ein Stimmrecht habe, welches zu den Bedürfniſſen 
deo Synagogen⸗Verbandes bie erforberliche Abgabe zahlt. Demnach wäre unferer 
Auficht nach im Allgemeinen zu verordnen, daß ſämmtliche männliche dispoſitions⸗ 
fähige Müglieder, welde zu den Bebürfniffen bes Synagogen » Berbandes bie 
geſeßliche Abgabe leiten, Rimmfäbig feien. 

Damit übrigens nur unbefcholtene Perfonen an ber Bertretung des Syna- 
gogen⸗Verbandes und der Bermaltung beffelben Theil nehmen mögen, ber Aus⸗ 
druck „unbeſcholten“ indeſſen rechtlich zu unbeſtimmt erfcheint, fo würde es wohl 
nicht unpaffend fein, wenn fih bad Geſetz auch darüber ausfpräce, daß Mit- 
glieder des Verbaudes des Stimmrechts und aller Ehrenrechte in den Fällen 
veriuftig werden, in welchen dieſe Befugniffe die Bürger einer Stabt nach ben 
Vorſchriften ber Städte-Drbnung verlieren. 

7. In dem Protokolle vom 27. Februar e. iſt bereits bie Anſicht aufge- 
ſtellt, daß ein Ieder, innerhalb eines Synagogen⸗Bezirks wohnende Jude eo ipso 
Mitglieb diefes Synagogen⸗Verbandes fei und fein müfle, auch zu den Bedürf⸗ 
niffen dieſes Verbandes beizutragen habe; ferner, daß ein willkührliches Aus- 
Scheiben aus demjenigen Verbande, in beffen Grenzen fi das Domicil befindet, 
nicht zu verfaiten ſei, and nicht durch das Anfchließen an einen andern Ver⸗ 
bands emblich aber, daß ein gleichzeitiger Eintritt in einen anderen Berband nur 
mit Genehmigung der Provinzial» Behörbe, nach getroffenem Uebereinkommen 
mit demjenigen Berbande, an welchen ber Anſchluß erfolgen folle, möge ver- 
flattet werden, und daß dadurch eine Beitragspflichtigfeit bei dem Synagogen⸗ 
Verbande des Domicils nicht aufhören dürfte. Die gehorfamft Unterzeichneten 
koͤnnen jeyt nur noch hinzufügen, daß fie diefe Punkte nochmals reiflih erwogen 
haben, daß nur durch eine ſolche Beftimmung manchem Streite und weiterer 
Unordnung vorzubeugen ſei. Wollte man es gänzlich freiftellen, welchem Syna⸗ 
gogen⸗Verbande fih ein Jude anfchließen wolle und ſollte ber Einzelne nur 
gehalten fein, irgend einem Berbande anzugehören, fo würde gar leicht fo mancher 
Verbaud in feinen Kräften fo geſchwächt werden, daß ihm die Mittel zur Be⸗ 
freltung feiner Bebdürfniſſe gänzlich mangeln würden. Da tie Ausgaben eines 
einzelnen Berbandes nur dadurch befiritien werben Tonnen, daß bie Mittel durch 
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die Fruͤchte eines Kapital⸗Vermoögens, ober dadurch herbeigeſchafft werben, af 
die nothwendigen Koſten auf bie einzelnen Mitglieder des Verbandes ver- 
tbeilt werben, fo würbe es, bei ber Freiheit in ber Wahl eines Synagogen 
Berbandes immer im Intereffe der einzelnen Mitglieder fein, fich Tem reichten 
und in Betreff der Mitgliederzahl ſtärkſten Verbande anzuſchließen, wodurch 
andere Berbände leicht ganz verarmen könnien ober bie Laft ber Mitglieder 
serhältnigmäßig fehr groß werben würde. 

8. Einem feven Synagogen-Berbande möchte es auch zur Pflicht zu maden 
fein, wenigſtens einen Begräbnißplag in dem Spnagogen-Bezirfe anzulegen 
und zu unterhalten. Wenn es die Localität erforderlich machen follte, fo würde 
auch die Anlegung mehrerer Begräbnißpläge in dem Bezirke eines und deſſelben 
Spnagogen-Berbandes anzuordnen fein. Aus der bisherigen Gefepgebung mas 
wohl Fein vollftändiger Grund zu ber in dem Refrripte vom 1, September 1818 
(v. Kamptz Annalen Band 2, Seite 728,) am Ende enthaltenen Berfügung 
herzuleiten fein, daß die Sudengemeinden in den Städten, wo noch fein befon- 
derer Begräbnißplag für diefelben vorhanden iſt, dergleichen zu beſchaffen haben. 

In Anfehung biefer Begräbnißplätze ber jüdiſchen Spnagsgen - Verbänte 
dürften bie allgemeinen Worfchriften wegen der Kirchhöfe zur Anwendung kommen. 
Dies möchte zugleich mit ber Vorfchrift auszufprechen fein, daß bie Hegenden 
Büter, welche zum äußern Gottesdienſt und zu ben öffentlichen Schulen beftimmt 
find, diefenigen Vorrechte genießen, welche Kirchen und öffentlichen Schulgebäuben 
fiberbaupt zuſtehen. 

Wie nothiwendig das tft, geht daraus hersor, daß die Subhaftation einer 
Spnagoge erft durch- eine Cabinets-Orbre vum 26. Oftober 1840 (Iuftiz.Mini- 
fterialblatt 1840 Seite 340, Nr. 46.) bat für unftatthaft erflärt werden müſſen. 

9 Was die Bertretung eines Synagogen-Verbandes und bie Berwaltung 
ber Angelegenheiten deſſelben betrifft, fo läßt fich im Allgemeinen gegen bie Ein- 
führung von Berwaltungs-Beamten und Repräfentanten, welche die Verordnung 
som 1. Juni 1833 für das Großherzogthum Pofen feftfept, nichts erinnern, bie 
gehorfamft Unterzeichneten fehen fich indeſſen veranlaßt, bier noch Verſchiedenes, 
das Materielle und Formelle betreffend, zu bemerken: 

A. Dem Sprachgebrauche, dem Herkommen und der geſetzlichen Bezeich⸗ 
* gemäß, dürften bie Verwaltungsbeamten ben Eollertiv-Ramen „Vorſtand“ 
führen. 

B. Außer den eigentlichen Repräſentanten möchte auch eine geringere Zahl 
son Stellvertretern für dieſelben in jedem Synagogen-Verbande anzuord- 
nen fein, welche in Behinderungsfällen oder bei dem Ahgange einzelner Reprä- 
fentanten für viefelben eintreten, 

ec. Mit Bezug auf $. 5. der Verorbnung für das Judenweſen im Groß 
herzogthum Pofen vom 1, Juni 1833 wäre nur anzuführen, daß, um bem Sp⸗ 
nagogen-Berbaude die möglichit gefepliche Freiheit in ber Betreibung feiner An 
gelegenheit zu Inffen, es bei den vorzunehmenden Wahlen ber Gegenwart und 











— 323 — 


Aufficht eines Regierungs-Conmiffarius wohl nicht bebürfe. Es muß und barf 
mit Grund angenommen werden, daß die Juden gegenwärtig, befonbers wenn 
fie nach beftimmten gefeglichen Vorfchriften zu verfahren haben, wohl geeignet 
feien, dergleichen Wahlen felbft vorzunehmen und zu leiten. 

Daß ber Borftand und die Repräfentanten durch die Staatshehörbe zu be- 
ſtätigen find, wie foldes in dem in Rebe ftehenden $. 5, der VBerorbnung vom 
1. Suni 1833 auch enthalten ift, dürfte in dem Geſetz ausprädliih mit aufzu- 
nehmen fein, damit diefe Verbantsbehörbe auch ihre Legitimation werde führen 
fonnen. Eine fürmlide Einführung, wobei eine Verfiherung durch Hanbfchlag 
nach einer beflimmten Formel zu ertheilen wäre, fcheint angemeflen. 

D. Zu S. 6. der mehrgebachten Verordnung vom 1, Suni 1833 wäre zu 
bemerfen: 

a) die Art ter Mahl des Vorflandes, ter Repräfentanten und deren Stell- 
vertreter, die Mitgliederzahl beider Berbants-Körper, die perfünlichen Er- 
forderniffe, die Amtsdauer berjelben, ift in das Statut für jeden Syna- 
gogen-Berband aufzunehmen; im Gefete möchte aber feftzufeben fein, daß 
bie Zahl der Vorftandg-Mitglieder im Allgemeinen höchſtens 9 und bie 
der Repräfentanten höchitens 36 betragen dürfen, in relativer Hinficht aber 
die Mitglieder des Vorſtandes höchſtens den Aten Theil ver Zahl der Re- 
präfentanten ausmachen Finnen, 

b) Bei der Entwerfung bes Statuts müßte außer ben Nepräfentanten, wie 
in. der gedachten Verordnung beftimmt ift, auch noch der Vorſtand zu ver- 
nehmen fein, zumal lepterer in ber Regel mit den Angelegenheiten ber 
Gemeinde vertrauter if. 

ce) Nach Anleitung $. 61. ber revidirten Stäbte-Orbnung möchte in dag Ge⸗ 
ſetz ausprüdlich aufzunehmen fein, daß Vorſtands⸗Mitglieder, fo lange ihr 
Amt dauert, zu Repräfentanten nicht gewählt werben können, und daß be- 
reits gewählte Repräfentanten biefe Stelle nieberlegen müffen, wenn fie 
in den Borftand eintreten. 

a) Kür die erſte Wahl mag, wie in bem $. 6. der Verordnung vom 1. Juni 
1833 feftgeftellt tft, die Beflimmung wegen der Anzahl der Mitglieder bes 
Borftandes und der Repräfentanten der Stantsbehörbe vorbehalten bleiben: 
ob der Regierung ober der Provinzialbehörde (Ober - Präfidenten), dies 
möchte noch zu erwägen fein, ba ber Bezirk eines Synagogen - Verbandes 
füglich zu verſchiedenen Regierungs-Diftriften gehören kann. 

E. Zu $. 7. Diefer Paragraph lautet dahin: 

die Rechte und Pflichten ber Repräfentanten und der Verwaltungs⸗Be⸗ 
hörden gegen einander, gegen bie Korporationen und gegen brilte Per« 
fonen find nach den Vorſchriften zu beurtheilen, welche bie revidirte 
Städte-Orbnung vom 17. März 1831 über die Rechte und Pflichten 
des Magiftrats und ber Stadiverordneten enthält, 
Beiläufig mag bier nur darauf aufmerffam gemacht werben, bag, wenn bie Vor⸗ 
21 * 
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ſchriften der Stadie⸗Ordnung analogiſch auf bie Verhältnifie ber jüdiſchen Ge⸗ 
meinde übertragen werben ſollen, dem Magiſtrat die Verwaltungsbeamten (Vor⸗ 
ſtand), den Stadtverordneten die Repräſentanten gleich find. Im ber vorſtehen⸗ 
den Beftimmung tft aber diefe Vergleichung, wenn man Anfang und Schluß ge⸗ 
gen einander hält, unftreitig gegen bie Abficht verwechfelt worben. 

Die Sache felbft betreffend, fo fragt es ſich: erfcheint es zweckmäßig, in 
bem zu entwerfenden Gefehe, eben fo auf die Beflimmungen ber Stäbte-Orb- 
nung analogifch zu verweilen, ober die Beftimmungen felbft in den Tert mil 
aufzunehmen? 

Für die erfie Alternative fpricht folgende Anficht: daß bie Verwaltung ber 
jüdischen Synagogen⸗Verbände Vorfänden zu übertragen fei, liegt in ber Natur 
der Sache, ift gefeplich und hat bereits in ben früheren Ausführungen feine Er- 
ledigung gefunden. Serner, daß bie Verbände nicht von ben Vorftänden allein 
vertreten, mithin von dieſen allein nicht folche Befchlüffe gefaßt werden mögen, 
welche nicht blos die Verwaltung betreffen, ift gleichfalls bereits angenommen 
worben, und zwar in ber Art, daß an ber Vertretung eines Synagogen-Berban- 
des eine größere Anzahl son Mitgliedern, welche der Verband felber gemählt 
hat, Theil nehmen fol. Es ift nun augenfcheinlich, bag bei der Abfaſſung ber 
Städte-Orbnung der Gejebgeber benfelben Zwed bat erreichen wollen und von 
demfelben Rechtsgrunde und Motive geleitet worden ff. Hat nun auch bie Er- 
fabrung gelehrt, daß die bierber gehörenden Beitimmungen ber Stäbte-Orbnung 
fih in ber Ausführung als geeignet gezeigt haben, mithin, daß man genügend 
erwogen bat, welche einzelne Falle zur Beurtheilung fommen, um fie unter bie 
Gefepe fubfummiren zu können, fo erfcheint es allerdings als ber Fürzefte Aus- 
weg, auf die Städte⸗Ordnung zu recurriren. Dan läuft dabei nicht Gefahr, 
einzelne Berhältniffe überfeben zu haben. Dazu kommt noch, daß man füglich 
bei den Vorſchriften über die Rechte und Pflichten des Vorſtandes und ber Re⸗ 
präfentanten nicht auf bie allgemeinen Gefege Bezug nehmen kann, da dieſe in 
ben Königlich Preußifchen Landen überhaupt fehr verfchieden find, dagegen in 
Anfehung der fammtlihen Synagogen-Berbände gleichmäßige gefepliche Beſtim⸗ 
mungen erlaffen werben follen, wobei noch zu erwägen ift, daß wahrſcheinlich 
öfter ber Ball eintreten dürfte, daß in dem Bezirke eines und beffelben Synage- 
gen- Derbandes verſchiedene Landesgefepe zur Anwendung fommen. Ja man 
kann noch weiter geben und es muß bier wenigſtens angeführt werben, daß ſchon 
bie Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts in Bezug auf NRepräfentanten und 
Borfteher ($. 114, seqg. Th, IE Tit. 6.) zu unbeflimmt find und nicht ausrei- 
hen. Se ik die im $. 114. cit. enthaltene Definition der Repräfentanten nidt 
genügend, und wollte man biefelbe mit $. 117. ibid. in Verbindung bringen, fo 
möchte das zu Erzielende nicht erreicht werden, ba hiernach bie Repräfentanten 
nur die Äußeren Rechte ber Gemeinde auszuüben haben würden. Auch die Br- 
fugniffe der Vorfteher würden in Gemäßheit $. 137, seq. 1.e, viel zu befchränft 
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fein; dieſelben würben infonderheit nicht befugt fett, mit einem Dritten Namens 
ber Gemeine zu verhandeln, 

Bergen die Fefflelung der analogifchen Anwenbung ber bier in Rebe ſte⸗ 
benden Beſtimmungen ber revibirten Stabte-Orbnung läßt ſich aber wiederum 
anführen, daß die Adminiftration ber ftäbtifchen Angelegenheiten weit umfaflen- 
der und complicirter if, als Die Verwaltung einer Kirchengefellfchaft. Demnach 
muß es erwogen werben, ob ber Gelchäftsgang der Lepteren nicht bebeutend 
würde erleichtert werben, wenn ber Borftand als die allein ausführende Körper- 
ſchaft angefehen würde, die Befchlüffe in mwichtigeren Angelegenheiten aber dem 
Vorftande und ben Repräfentanten gemeinfchaftlich übertragen würben, fo daß ber 
Erftere nichts gegen die Gefepe des Staats und bie Befchlälfe der Nepräfentan- 
ten zur Ausführung bringen dürfte. Alsdann müßten beide Körperfihaften (Vor⸗ 
fand und Repräfentanten) in numerifcher Hinficht in ein richtiges Verhältniß, 
etwa von 1 zu 5 zu ſetzen fein, wohei indeffen mieberum zu erwägen wäre, ob 
eine folche Verſammlung für bie einfache Verwaltung einer Kirchengefellfchaft 
nicht zu zahlreich fein würde, Gebt man indeſſen dennoch darauf ein, fo wür⸗ 
ben in dem Geſetze diejenigen wichtigeren Gegenftände näher anzugeben fein, in 
Anſehung welcher bie Vertretung des Synagogen⸗Verbandes durch Vorſtand und 
Repräfentanten gemeinfchaftlich erfolgen müßte, und man würbe füglich wieder 
barauf zurüdfommen, Hierbei fih S. 114, ber revidirten Städte, Orbnung ald 
Borbild dienen zu laffen, alfo dahin zu rechnen: die Feſtſetzung bes Etats, bie 
Verpachtung, Verwaltung, Melioration und Veräußerung von Orunpftüden, An- 
ſtellung von Prozeffen und Abfchließung von Bergleichen über Gerechtfame tes 
Verbandes oder über die Subftanz des Vermögens der Gemeinde, Verträge, bie 
außer ben Grenzen bes Etats liegen, fo wie nußerorbentlihe Bewilligungen, 
welche den Etat überfteigen, und endlich auch die Anftelung ber befolbeten Be⸗ 
amten bei dem Spnagsgen-Berbanbe, fo wie bei den Stiftungen beffelben, mit 
Einfchluß aller Eultus-Beamten, ale Rabbiner, Religionslehrer, Schullehrer u. 
ſ. w. In dieſer letzten Rüdfiht findet fih Feine analoge Beſtimmung in ber 
revidirten Stäbte-Orbnung vor. Die Verorbnung vom 1. Juni 1833 hat be- 
kanntlich darüber Zweifel angeregt, ob ein Rabbiner, und mithin ob ein Eultug- 
Beamter von ben Repräfentanten ober ber ganzen Gemeinde zu wählen fei. 

Außer Acht ift wohl nicht zu laſſen, baß in der revidirten Stäbte-Drbnung 
auch in Bezug auf bie Verhältniſſe des Magiftrats und der Stadtverordneten 
von folchen fädtifchen Angelegenheiten bie Rebe ift, welche bei einer Synagogen- 
Gemeinde als folder gar nicht zur Sprache kommen follen und Fünnen, ba ber 
bier in Rede ſtehende Verband fich Lediglich auf die Verhältniffe der Synagoge, 
als einer Kirchengefehichaft, und auf diefenigen Berhältniffe, welche zufällig mit 
berfelben in Verbindung Fommen könnten, als Stiftungen ꝛc., nicht aber auf 
bürgerliche Angelegenheiten bezieht, Sp wird 3. B. im $. 112, ber revidirten 
Stäbte-Drbnung die Anlage und Unterhaltung von örtlichen Polizei - Anftalten 
und Armen-Inftiinten angeführt, wofür ber Synagogen» Verband bach gar nicht 


— 326 — 


zu forgen braucht, Berner 6. 81. und $. 105, ber revidirten Ctabte - Drbnung 

wirb ber Dagiftrat für ein Organ der Stanisgewalt erklaͤrt, um Aufträge in 

Randesangelegenheiten zu übernehmen und auszuführen, wozu jedoch ber Bor- 

fand eines Synagogen⸗-Verbandes nicht berufen fein kann. Diefer Umſtand 

und dieſer Geſichtspunkt ift um fo mehr zu beachten, als bie Juden in früherer 

Zeit einige Inftitutionen der gedachten Art wirklich zu unterhalten hatten, wel- 

ches alles aber durch die neueren Gefebe, jo auch durch das Edikt vom 11. März - 

1812 aufgehoben und antiquirt iſt. Endlich aber wird, wenn bei eftitellung 

der Rechtöverhältniffe der beiden Körperfchaften des Syvnagogen-Verbandes (Vor⸗ 

fand und Repräfentanten) auf bie Stäbte-Orbnung nicht verwiefen werben fol, 
in Erwägung zu ziehen fein, daß fobann gar viele einzelne Beftimmungen nad 

Analogie der Stäbte-Orbnung in ben Tert bed Geſetzes mit aufzunehmen fein 

würden, wodurch baffelbe an Umfang fehr zunehmen müßte. Dahin gehören z. 

B. die Borfchriften wegen ber Verantwortlichleit der zwei Körperichaften, ber 

MWählbarkeit eines Repräfentanten zum Vorftcher, der Verpflichtung zur Aufnahme 

seines Gemeinte-Amts, der Anordnung von Vorſtands⸗Commiſſionen u. f. w. 

Alle diefe Umftände fcheinen inveffen bei ven Beratbungen ver VBerorbnung 
für das Judenweſen im Großherzogthum Pofen vom 1. Quni 1833 erwogen 
worben zu fein, und auch deshalb mag man bei ter Redaction die Beftimmung 
in $. 2. aufgenommen haben, welche alſo lautet: 

Der Eorporations-Verband bezieht fih nur auf die inneren Berhältniffe ver 
Synagogen⸗Gemeinde und auf diejenigen Gegenflände, welche dieſe Verord⸗ 
nung als Eorporationd - Angelegenheiten ausbrüdlich bezeichnet, In allen 
andern bürgerlichen Angelegenheiten findet zwifchen ben Mitgliebern ber Ju⸗ 
benfchaften Fein folcher Verband ftatt, fie werden vielmehr in biefer Bezie⸗ 
bung als Theilnehmer ihrer Ortsgemeinden nach den für dieſe beſtehenden 
ober zu erlaffenden Orbnungen beurtbeilt. 

Das Refultat diefer Betrachtungen ergiebt fich nun wohl dahin: 

Die Rechte und Pflichten des Vorſtandes und der Repräfentanten gegen 
einander, gegen den Spnagogen-DBerband und gegen Dritte müßten in bem 
Gefege zum Theil fpeziel nah Anleitung der Beftimmungen in ber revi⸗ 
dirten Städte-Orbnung aufgeführt, zum Theil Fönnte aber auf dieſe ver- 
wiefen werben. 

A. In Betreff der Rechte und Verhäliniſſe ber Repräfentanten würde auf bie 
66. 75. bis 83, der revidirten Stäbte-Orbnung, welche lediglich von ben 
Rechten und Berhältniffen der Stadtverordneten handeln, pure verwiefen 
werben können, nachdem bie in Bezug auf die Etabiverorbnieten in ben 
58. 46, bis 74, enthaltenen Borfchriften, wie oben angebentet ift, in bad 
Statut eined jeden Synagogen-Verbandes aufzunehmen fein werben, 

B. In Betreff des Vorftandes möchte nach Anleitung der revibirten Stäbte- 
Ordnung Tit. VII. ausdrüdlich zu beſtimmen fein: 
a) daß jeber Vorſtand einen Vorfigenden, und, wo mehr als drei Bor- 
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ſtandsmiiglieder ſein werben, auch einen Stellvertreter bes Vorſitzen⸗ 
ben babe ($$. 84. und 85.); 

b) bag der Vorſtand in Follegialifcher Form verhandelt und bie Beichlüffe 
nach Stimmenmehrheit ber jedesmal gegenwärtigen Mitglieder gefaßt 
werden, auch bei Gleichheit der Stimmen bie Stimme des Vorſi⸗ 
tzenden entjcheibet (8. 106.). 

Daß ber Schluß des S. 106, nicht mit aufgenommen werben Fann, verftcht 
ſich von ſelbſt. 

e) bie $$. 107. und 108, lit. a. h. und d, können ausführlich angeführt 
oder es kann auf fie verwiefen werben. Die Beflimmungen in $. 
108, lit. ec. und e. find nicht anwendbar, 

D. Was das Geichäftsserhältniß des Vorſtandes und der Repräfentanten be⸗ 
trifft, fo möchte auf Tit. VIII, mithin 8. 110. big 8. 127. zu serweifen, 
oder die. bafelbft enthaltenen Beſtimmungen ausprüdlich anzuführen fein, 
jeboch mit folgenden Mopificationen 

a) Der Inhalt des S. 112. iſt im Ganzen genommen auf die Verhälts 
niffe des jüdiſchen Synagogen⸗Verbandes nicht anwenbbar, indem es 
fich bei demfelben auf ter einen Seite um Anlage und Unterhaltung 
yon Polizei-Anftalten nicht handeln kann, dagegen auf ber andern 

"Seite lediglich Angelegenheiten der Kirche, Schulen und frommen 
Stiftungen zur Sprache Mimen können. Der Schluß biefes Para- 
graphen aber, daß der Synagogen-Berband alles dasjenige, was 
nad, den Feſtſetzungen ber Staatsbehörben erforderlich iſt, zu leiſten 
hat, erſcheint weſentlich. 

b) Zu 8. 116. dürfte noch die Wahl und Anſtellung ſämmilicher beſol⸗ 
beter Beamten ber Gemeinde, mit Einſchluß ber Cultus⸗Beamten ber 
fonders anzuführen fein. 

c) Da Fälle, auf welche SS. 118. und 119. anzuwenden fein möchten, 
Außerft felten vorfommen bürften, fo kann nur anheim gegeben wer- 
den, ob auf diefe Vorfchriften zu verweiſen fein möchte ober nicht. 

d) Die Beftimmung im 6. 122, ift in Gemäßheit desjenigen, was oben 
©, 4. seq. angeführt ift, ganz unzuläffig. 

e) Rüdfichtlich der Verpflichtung der Verbanbs-Mitgliever zur Annahme 
von Stellen in dem Vorſtande oder in ber Repräfentanten-Verfamm- 
lung könnie auf Tit. IX. ($$. 128, big 132.) der revidirten Stäbte- 
Orbnung verwiefen werben. 

f) Damit aber aus dem Gefebe nicht unrichtige Folgerungen auf die 
bürgerlichen Angelegenheiten der Juden gemacht werden, wird die 
Vorſchrift in 8. 2. der Verordnung für das Judenweſen im Groß⸗ 
herzogihum Poſen vom 1. Juni 1833 aufzunehmen fein. 

Das Allgem. Landrecht ſchreibt F. 119. Th. II. Tit. 6. vor, daß die Res 
praäfentanten wegen folcher Gefchäfte mit der Geſellſchaft Rückſprache zu nehmen 
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verbunden find, wodurch unbewegliche Sachen berfelben veräußert, ober ver⸗ 
fhuldet, oder die Mitglieder zu neuen ober erhöheten Beiträgen verpflichtet 
werben follen. Berner legt bie Vorſchrift in 6. 133, eod. tit, der Corporation 
dns Recht bei, die von ben Repräfentanten gefaßten Beſchlüſſe wieder aufzu- 
heben und die von ihnen getroffenen Anorbnungen zu wiebersufen. (Daß in 
biefem 6. 133, das Wort „ihre“ auf Nepräfentanten und nicht auf Corporation 
zu beziehen if, geht aus vem nachfolgenden Worte „ihren“ hervor.) 

Diefe Befugniß ber Corporation würde zu vielen Unorbnungen und gar 
bäufigem Streite Beranlaſſung geben. Die revidirte Stäbte-Orbnung, welde in 
biefer Hinficht als Norm dienen fol, befreit allerdings $. 75. die Stabiver- 
orbneten-Berfammlung von jeder Rüdfprache mit ber Bürgerfchafts es müßte 
baher außerdem noch ausgeſprochen werden, baß ber Synagogen-Berband bie 
Schläffe der Repräfentanten auch nicht aufheben Tann. In bem Stamute für 
die Kaufmannfcaft in Berlin vom 2. März 1820 $. 12. (G. S. 1820 ©. 49.), 
ganz befonders aber in dem Statute für bie Kaufmannfchaft in Stettin vom 
15, November 1821 $. 18. (G.S. 1821 ©. 198.) und in dem für bie Kauf- 
mannfchaft in Magdeburg vom 9, April 1825 6. 20; (G.⸗S. 18258, 28,) iſt 
diefem Mißverhältniß ausdrücklich vorgebeugt. 


1. Religionslehrer.. 


Derjenige, welcher bie Jugend in ben Lehren bes Judenthums unterrichtet, 
iſt Religionslehrer. Ein folcher muß in jeder jünifchen Gemeinde vorhanden 
fein. Sein Unterricht umfaßt die religtöfe Unterweifung ber Knaben, wie ber 
Mädchen, erſtreckt fich über das ganze jugendliche Alter und wird mit ber Ein- 
fegnung geſchloſſen. Abgefehen von ber fittlichen Unbefcholtenheit, die ihm das 
Bertrauen feiner Glaubensgenoffen erwirbt, befteht die Qualifikation bes Re 
Iigionglehrers in: 

1. pädagogiſcher Befähigung, 
2. beſtimmten Kenniniſſen. 
Was das Requiſit ad 1 betrifft, fo iſt in dieſer Rückſicht nachzuweiſen: 
a) ein regelmäßiger Schulbefuch, 
b) ein Eurfug in einem Seminar, 
c) die Befugniß zu ehren. 

Nur durch eine frühe, andauernde und regelmäßige Ausbildung und Grzie- 
bung wird ein Menfch fähig, Kindern auf bildende Weife und wirkſam Or- 
danken beizubringen und Empfindung einzuflößen, Dies wird nur durch bie 
Schule gewährt, und nur ausnahmsweife, wo eine forgfältige häusliche Erzie- 
bung oder befondere Anlagen einen Erſatz geben, follte davon bispenfirt werben. 
Die Ausbildung bes Lehrers aber in fühifhen Dingen und für eine jüdiſche 
Jugend kann nur in Seminarien gelcheben, bie auf dieſen Gegenſtand beſondere 
Sorgfalt verwenden, d. h. in eigenen ifraelitifhen Seminarien (eont. infra 
Ar, 5) Der Seminar-Eurfus wäre nur dann zu erlaffen, wenn bie paͤda⸗ 
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gogiſche und theologiſche Bilbung bes Lehrers berjenigen, bie ex fih in bem 
Seminar erworben haben würbe, gleichlommt. 
Ad 2, wirb erforbert: 
a) Kenntniß der hebräiſchen Sprade, 
b) der heiligen Schrift, 
e) ber Religionslehre. 

Des Sffentliche Gottesdienſt ift in den Gebeiſtücken, wenigſtens boch in den 
wichtigften, in allen jünifchen Gemeinden hebräiſch. Die Kenniniß des Hebrälfch« 
Leſens follte daher bie gefammte Jugend, bie Kenntniß der hebräiſchen Sprache 
mindeſtens die männlihe Tugend lernen. Die Gebete werben in den jübifchen 
Schulen, auch im älterlihen Haufe gelefen und überfegt; noch häufiger die hei- 
ligen Schriften. Schon um deswillen fann ohne Kenniniß der hebräifchen Sprache 
Niemand Kinder im Judenthum erziehen; ohnehin würde er fonft in weient- 
lichen Theilen ber Religionslehre, der religiöfen Gebräuche ftets ein Fremdling 
und gewiß nicht geeignet fein, andere einbeimifch zu machen. Es muß biefe 
Kenninig aber nicht bloß eine prakliſche fein, fondern auf grammatifcher Wilfen- 
ſchaft beruhen, in welcher zugleich eine Gewähr für die geiftige Ausbildung 
überhaupt gegeben if. Hieraus gebt hervor, daß ber Lehrer eine genügenbe 
Kenntniß ber bebräifchen Bibel befipen muß, daß er fie überfeßen und erflären 
Tonne, über Inhalt und Geift verfelben Beſcheid zu geben wiſſe. 

Die Religionslehren müflen bem Lehrer nicht bloß nach ihrem Inhalt und 
Gehalt befannt fein, fondern er muß fie auch aus den Religionsquellen richtig 
berleiten und auf das Leben anzuwenden wiſſen, baber muß er die wichtigften 
und gebräuchlichen von ben jübifchen Obfervanzen und gottespienftlichen Hand- 
lungen kennen. 

Da jeber einer jüdiſchen Elementarfchule vorſtehende Lehrer eo ipso Relt- 
gionglehrer iſt, ſobald er dem hebräiſchen und jünifchen Unterricht ſelbſt vorfteht, 
ſo würden tie angegebenen Erforberniffe zu einem Religionslehre auch auf ihn 
ihre Anwendung finden, Der bei einer Gemeinde angeftellte Religionslehrer 
müßte aber, außer daß er ben eben angegebenen Grforberniffen genüge, auch 
noch bie Sprache der Miſchna und ber mittelalterlichen Bibel-Eommentatoren 
serfieben und namentlih auch im Stande fein, geeignete Abfchnitte aus Mai⸗ 
monides zu erläutern. 

In jeder Provinz des Preußiſchen Staates würbe von ber Provinzial- 
Stantsbehörbe eine Prüfungs-Eommiffion zu ernennen fein, aus Religionglehrern, 
Rabbinern und anderen für geeignet erachteten Perſonen, zufanmen aus fünf 
Mitgliedern beſtehend, bei welchen halbjährlich, In Gegenwart eines aus bem 
Provinzial-Schulcollegium beputisten Mitglieves, bie Prüfung ber Fünftigen jü- 
bifchen Religionslehrer ftatthabe. Diefelbe beftche ins 

1, mündlicem Eramen, in hebraͤiſcher Grammatik, Ueberſetzung und Erflärung 
son Stellen aus ver Bibel, Glaubens» und Sittenlehrern nebft Ritualien, 
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und nach Umſtanden auch in Eregefe der Mifchna, des Maimonides und 

der Commentatoren; 

2. ber Ertbeilung von Religiong-Unterricht in verfchiebenen Klaffen füricher 

Schulen ; 

3. der fchriftlichen Ausarbeitung mindeſtens zweier in dies Fach einfchlagen- 
der Themen, 

Bat der Bewerber tiefe Prüfung beftanden, fo erhält er von der gebadhten 
Sommiffion ein Zeugniß. 

Diejenigen, bie gegenwärtig bereits bei einer Gemeinde als Religionslehrer 
angeſtellt find, hätten fich Feiner neuen Prüfung zu unterziehen. Wer fonft vor 
ber Publikation dieſer Geſetzes-Vorſchrift einen folchen Unterricht ertheilt hat, 
müßte hiervon bei dem Vorſtande des Synagogen⸗Verbandes Anzeige machen 
und die allgemein gejrgliche Lehrbefugniß nachweifen. Zu ber Prüfung vor ber 
erwähnten Commiſſion würbe er aber alsdann nur verbunden fein, wenn ber 
Borftand und die Repräfentanten des betreffenden Synagogen⸗-Verbandes, in 
bem er unterrichtet, binnen brei Monaten bei der Prüfungs-Behörde dennoch 
das Eramen beantragen. 

Als Religionslehrer bei einem Synagogen⸗Verbande bürfte aber durchaus 
Niemand von Neuem angeftelli werben, welcher das Eramen nicht befanden bat, 

Bon der regelmäßigen Prüfung könne nur ber Minifter ber geiftlichen An- 
gelegenheiten auf Antrag der Prüfungs-Commiffion in einzelnen Fällen dispenſiren. 

Auf dieſe Weile ware wohl auf der einen Seite dafür geforgt, daß nur 
befähigte Perfonen ben Unterricht in der jüdischen Religion eriheilen und al 
Religionglehrer bei ben Spnagogen-Berbänden angeftellt werben, aber auch daß 
tie zu erlaffende gefepliche Beſtimmung nicht zurüdwirfe, 


II. Conflicte über innere Cultus-Angelegenheiten. 


Die feit dem Anfange biefeg Sahrhunderts son ben einzelnen jübifchen Ge⸗ 
meinden und fogar von einzelnen Mitgliedern der einzelnen Gemeinden in gri- 
ßerer Anzahl getroffenen Maafregeln zur Verbeiferung des Eultus haben ver- 
ſchiedenartige Bedenklichfeiten, Zwiftigfeiten und Beſchwerden veranlaßt. Es fragt 
fich: wie fol diefen Conflicten vorgebeugt, wie follen ſolche, wenn fie entftchen, 
beigelegt werben ? 

In die Gewiſſensfreiheit ſoll nicht eingegriffen werden, Dazu kommt noch, 
daß fich der jüdiſche Cultus nicht mehr in ben ſteiſen Formen des Herkömmlichen 
erhält und erhalten kann. Der eine und ber andere Vorftand, der eine und ber 
andere Cultusbeamte fucht in feinem Gebiete eiwas ber geiftigen Bewegung 
Angemeffenes anzuordnen. Diefe Bewegung fol nicht aufgehalten werben; fir 
fann auch nicht aufgehalten werben. 

Die jüdifche Kirche kennt eben fo wenig ein Oberhaupt, wie einen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Geiftlichen und Laien im Sinne ber chriftlichen Kirche, Obgleich 
bie Rabbiner als Sachverſtändige und als diejenigen anzufehen find, bei welchen 
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man ſich in ben einzelnen Faͤllen Math zu holen hat, fo iſt es doch gar nicht 
felten, daß felb ber an ber religidfen Sapung fireng baltenbe Jude in Cul⸗ 
tusſachen feine Anficht der des Rabbiners vorzieht, und ſich von bemfelben weder 
eine Borfchrift noch einen Dispens ertbeilen läßt. 

Die Maforität einer jeden einzelnen Gemeinde kann nicht entfcheiden, weil 
eine ſolche Majorität ſchwer einzuholen und fefzuftellen iſt; ferner weil biefelbe 
wenigftens von denjenigen Mitgliedern zufammengefebt fein würbe, welche am 
wenigften Einfiht und Kenniniß haben; und endlich weil bie Refultate folder 
einzelnen Ensfcheidungen nothwendig in dem vollften Miberfpruche mit einander 
fein würden, 

Es muß daher eine obere Behörde fein, Diefelbe würde aber nicht zu ent⸗ 
fcheiden baben, eben weil bie jüdiſche Kirche Fein Firchliches Oberhaupt hat und 
nicht fennt. Sie müßte nur gutachtlich zu erflären haben unb zwar mit 
ausführlicher Erörterung der Gründe, wenn Differenzen in einer Gemeinde in 
Bezug auf die Eultus-Einrichtungen enftanden find, welche Parthei als bie Ge⸗ 
meinde zu betrachten ſei. Den biesfälligen eigentlichen Ausſpruch babe bie 
Staatsbehörbe zu thun, ohne an dem fchriftlich abgegebenen Öutachten ber Be⸗ 
hörde gebunden zu fein. Derjenige Theil der einzelnen Gemeinden, welcher in 
Bezug auf den entſtandenen Conflict ald die Gemeinde zu betrachten ift, habe 
die weiteren Anordnungen auf Koften ber Gemeinde zu treffen, ihm müßten ſich 
auch der Vorftand und die Beamten der Gemeinde anfchließen. 

Dem andern Theil, welcher fich überhaupt nicht, auch nicht in Bezug auf 

die Beiträge zur Unterhaltung ber Gemeinde, von biefer losfagen könne, bleibe 
es überlaffen, für eigene Koften einen gemeinfchaftlichen Gottespienft, welder 
aber nicht der der Gemeinde fei, in einem Bethauſe anzuordnen. 
Bor das Forum der oberen Behörde Fönnen durchaus nie Streitigleiten 
über Glaubenslehren gehören, und religiöſe Gebräuche bei bem Gottespienft 
würden nur dann ein Gegenftand fein, über welchen ein Gutachten abzugeben 
fei, wenn ein wirklicher Conflict entftanden if. Ob dies letztere ber Fall ift 
ober nicht, würde nur die Staatsbehörde zu beurtheilen haben. 

Die obere Behörde müßte ihren Sig an einem beſtimmten Orte, am ge⸗ 
eignetiten in Berlin haben, Sie müßte nicht permanent fein, und zwar, weil 
es ganz ungewiß ift, wie oft und in welchem Umfange Arbeiten vorliegen wer⸗ 
den, auch bad Eniftehben der Eonflicte nicht als etwas beftimmies im Voraus 
angenommen werben darf; fobann aber, damit diefe Behörbe, bei dem Mangel 
an Arbeiten, nicht von felbit, um fich dem Publikum gegenüber nicht überflüffig 
zu machen, Veranlaffung zu ganz unnöthigen Erörterungen giebt, 

Nur mit der Staatsbehörbe, nicht mit den einzelnen Gemeinden oder ben 
einzelnen Individuen babe die in Rede ſtehende Behörde zu verhandeln. Nur 
yon der Staatsbehörbe könnte fie aufgefordert werben, vorliegende Gegenftänbe 
zu erörtern und fich über dieſe gutachtlich und fehriftlich zu äußern Nur wenn 
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diejenigen Partbeien, welche ſich im Conflicie befinden, ſich durch ein ſchriftliches 
Compromiß (nach einem feſtzuſtellenden Formular) verpflichten, den ſtreitigen 
Gegenſtand dem ſchiedorichterlichen Ausſpruche der Behörde zu unterwerfen, 
konnten fie mit derſelben unmittelbar verhandeln und fie müßten ſodann einen 
folden Ausſpruch ohne Widerrede gelten laſſen. Auf diefem zuletzt gebachten 
Wege dürften Weitläuftigfeiten entfernt und fo manchen Eonflicten von Haufe 
aus vorgebeugt werben. 

Die obere Behörde dürfte fich regelmäßig alle zwei Jahr einmal zu ver- 
fammeln haben; aber auch äftere Terfammlungen müßten von ber Staaitsbe⸗ 
börbe angeorbniet werben können. Die Einberufung würde immer nur von ber 
Leptern geſchehen können. Einige ber thätigeren Mitglieder, welche KRenninif 
son dem Gefchäftäbetriebe haben, mögen einen bleibenden Ausfchuß bilven, 
welcher, foweit es erforberlich ift, den Gefchäftsgang unterhielte, das Neuhinzu⸗ 
Iommenbe fammelte, das zu Bearbeitende vorbereitete und überhaupt Einheit 
in dem Ganzen erhielte. 

Die obere Behörde müßte 1. aus einigen Eultus-Beamten (Rabbiner, Re- 
figionglehrer, Prediger) und einigen Gelhäftsmännern, zufammen etwa ein Drit- 
tel des ganzen Colleglums ausmachend, und 2. aus andern unterrichteten Män- 
nern jüdifcher Religion, welche das Vertrauen ber Gemeinden genießen, beſte⸗ 
ben, Die ad 1, gedachten Cultus⸗Beamten und Gefchäftsmänner müßten bie 
Staatebehörden zu beftimmen haben, und zwar von 4 zu 4 Jahren. Die 
übrigen Mitglieder dürften von den Repräfentanten der einzelnen Synagogen⸗ 
Verbände in Borfchlag zu bringen fein. Zu diefem Ende möchte zu proponiren 
fein, bag bie NRepräfentanten eines jeden Spnagogen-VBerbandes ein Mitglied 
als Kandidaten der vorgefehten Provinzial- Stantsbebörbe anzuzeigen haben, 
welche Ieptere von den ihr angezeigten Candidaten zwei zu Mitgliedern ber 
obern Behörbe beflimmt. Diefes Verfahren dürfte fich von zwei zu zwei Jah—⸗ 
ven wiederholen. Den Repräfentanten ber einzelnen Synagogen - Berbände 
würbe es ganz freizuftellen fein, ihren Candidaten ans ihrer Gemeinde ober 
aus irgend einer Gemeine des Preußifchen Staats zu wählen; ein folcher Can⸗ 
didat darf nur nicht ein Eultus-Beamter fein, ba in biefer Hinficht die oberſte 
Staatsbehörde die geeignete Anzahl von Mitgliedern‘ zu beftimmen babe, Bent 
bentnach die von ber Prowinzial-Staatsbebörbe zu beſtimmenden Mitglieder nad 
ben Borfchlägen ber Repräfentanten ber einzelnen Synagogen-Berbände 16 fein 
würden, fo müßten 8 Eultus-Beamte und Gefchäftsmänner von der oberfien 
Staaisbehörde zu Mitgliedern des Collegiums zu beflimmen fein, 

Sämmiliche Mitglieder würden gleiche Rechte haben. Sie wählen unter 
fick, fo oft fie zufammenberufen werben, einen Borfigenden, und fie faßten ihre 
Befchlüffe nach Stimmenmehrheit der Anweſenden, welche jedoch nicht weniger 
als zwei Drittel des ganzen Tolleglums fein dürfte, wenn eine Berathung 
Statt finden und ein Schluß zu Stande kommen foll. 
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Die obere Behörde Tonne auch burch einen fürmlichen Beſchluß beſtimmen, 
in einzelnen Ballen andere geeignete Männer bes jübiichen Belenntniffes zu 
seranlafien, ihre Anfichten fchriftlich ober mündlich mitzutheilen. Eine Diecufr 
fon ober gar eine Abſtimmung Tonne jedoch von dem Collegium während ber 
Anweſenheit folcher ibm nicht angehöriger Perfonen nicht Statt finden, 

Die Mitglieder ber oberen Behörde müßten Reiſekoſten und während der 
Berfammlungen Diäten erhalten. Geringere Diäten würben auch fortwährend 
die Ausſchuß⸗Mitglieder zu beziehen haben. 

Die erforderlichen Koften müßten, wenn fie ber Staat nicht übernehmen 
wil, von den fämmtlichen Gemeinden getragen werben. Zu dem Enbe hätte 
der bleibende Ausichuß vom zwei zu zwei Jahren eine Beranfchlagung und Di- 
fribution der Koften anzufertigen, und folde ber oberften Stantsbebörbe zur 
Prüfung und eventuellen Genehmigung vorzulegen. 


IV. Das jünifshe Schulwefen 


anlangend, fv dürfte zu dem Iuhalte des Protokolls vom B. April ec, nichts 
weiter hinzuzuſetzen fein. Daſelbſt ift inbeffen angeführt, daß, wo bie vorhan⸗ 
benen schriftlichen gemeinen Schulen zu beichränft, ober ſonſtige Gründe vorhan⸗ 
ben find, welche es nothwendig machen, eigene fübifche Schulen zu errichten, es 
billig frei, dag die jüdiſchen Hausväter nicht verpflichtet feien, zur Unterhaltung 
ber chriſtlichen Schulen beizutragen, und ba, wo bie letzteren von ber Oris⸗ 
Commune unterhalten werben, die jübifchen Schulen aus Communalfonds einen 
Zuſchuß zu erhalten haben würden. Das Leptere ſcheint und nicht ganz con⸗ 
fequent zu fein. Dir Grund zur Abfonderung ber jüdiſchen Jugend kann bei 
Schulen, welche von ber Orts⸗Commune unterhalten werben, nur ein zwei⸗ 
facher fein: 

2. weil bie Communal-Schule einen ausbrädlichen confeſſionellen Chararter hat, 

2, weil es an ber Räumlichkeit mangelt. 

Ad 1. möchte es noch Fonfequenter erfcheinen, baß bie Commune auch für 
eine jüdiſche Schule forge, und zwar burch Errichtung einer folhen, oder wenn 
ber jübifche Spnagogen-Berbanb eine Schule unterhalten will, durch Ertheilung 
eines Zufchuffes zu ben Koften der jüdiſchen Schule. 

Ad 2, möchte aber zu bemerken fein, baß, wenn als Grund ber Abſonde⸗ 
sung bes Mangel an Ränmlichleit aufgeftellt würde, bie Commune in biefem 
Falle für eine größere Näumlichleit chen fo fehr zu forgen habe, als wenn 
durch Zunahme der chriſtlichen Jugend, alfo wegen ber vermehrten Anzahl ber 
fhulfähigen Kinder überhaupt, das zeitige Lofal nicht mehr ausreicht. 

In Bezug auf bie Einrichtung von 


V. GSeminarien zur Bildung jüpifcher Religionslehrer 
{ft der Wichtigkeit wegen noch Folgendes gu bemerfen: 
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Daß die Ausbildung von jübifchen Religionslehrern höchſt dringend iſt, und 
daß das erſte, vielleicht einzige Mittel hierzu die Seminarien ſind, in welche 
gehörig Vorgebildete eintreten, braucht hier wohl nicht weiter ausgeführt zu 
werben. Dieſem Bedürfniſſe, als einem confeſſionellen, Tonnen natürlich die 
sorbandenen chriftlich-theologifchen Seminarien nicht genügen. Eben fo unftatt- 
haft würde «8 fein, dem Fünftigen jübifchen Religionslehrer, unbefümmert um 
diefen Beruf, eine pädagogiſche Ausbildung lediglich in einem chriftlichen Leh—⸗ 
rer-Seninare zu geben und in Bezug auf Judenthum, wie ed gegenwärtig ber 
Fall ift, fich felber oder der erften beften Leitung zu überlaſſen. Hat ber Reli- 
gionslehrer, als folcher, fih einer Prüfung zu unterwerfen, fo muß einerjeits 
der Eraminandus fih die von ihm geforderten Kenntniffe erwerben können, an⸗ 
bererfeitö werben die prüfenden Behörden, ven Gemeinden gegenüber, benen fir 
verantwortlich werden, ein Maaß der Beurtheilung fordern dürfen, welches bei 
dem Zuflande der Anarchie nicht vorhanden if. Diefe Seminarien müßten 
ſelbſt für eine weitere Ausbiltung etwaiger Rabbiner forgen können, bamit 
die Gemeinden auch bierburch mit ber Zeit allgemein eine deutlichere Kenntniß 
von ben Erforderniffen eines Rabbiners erbalten und für bie von ihnen vorzu⸗ 
nehmenden Rabbiner-Wahlen zur Beurtheilung ber Tüchtigkeit derjenigen, welde 
ſich um das in Rebe fiehende Amt bewerben, berangebildet, wenigftens hierin 
untertügt werben. Auf diefe Welfe wirb mit ver Zeit nicht nur für zum Rab 
biner-Amte geeignete Perfonen geforgt, fondern, was wohl noch mehr ift, es 
wird dem Hauptgebrechen abgeholfen fein, baß bie Gemeinden fo oft aus Man- 
gel an Befähigten zu untauglichen Perfonen greifen. Es ſcheint angemeſſen, 
baf vier ſolche Seminarien in ven verfchiedenen Theilen der Monarchie errid- 
tet werben. Wir würben bierzu außer Berlin noch Königsberg, Bonn und 
Breslau vorfchlagen, Diefe Univerfitäten bieten den Bortheil dar, bag an den⸗ 
felben Juden Fächer des Judenthums vortragen könnten, die auch den Semina⸗ 
riften zu Gute fommen würben; und fo bürfte zugleih am einfachften ber Plan 
einer jüdischen Barultät zu verwirklichen fein, deren Nothwenvdigkeit immer mehr 
fich. herausſtellt, je größere Verwirrung bie Ungewißheit und ber Mangel jeber 
wiffenfchaftlichen Schule auf dieſem Gebiete, gerade gegenwärtig, anrichtet. 

Die Koften zu ber Erhaltung biefer Seminarien dürften theilg der Staat, 
thells die Synagogen-Verbände tragen und unter gewiſſen Umſtänden auch bie 
Seminariften. Die Bereitwilligfeit des Staats, aus ben öffentlichen Fonds 
für diefe Anfalten beizutragen, ift nicht nur an und für ſich von großer Br 
deutung, fie würde noch ein Impuls werden, benfelben Unterftügungen und Auf 
merffamfeit auch son Seiten ber Juden zuzuwenden. Zum Befuche eines ber 
flimmten Seminars würde Keiner genötbigt fein; aber irgend eines muß ber 
Religionglehrer, wenigftens im lebten Curſus, befucht haben, 


IV. Schließlich erlauben wir uns nur noch Folgendes gehorſamſt anzu- 
führen: 
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1. Es bürfte die Zeit, etwa ſechs Monat, nach erfolgter. Einrichtung eines 
Zynagogen-Berbantes feftzuftellen fein, innerhalb welcher von jedem Vorſtande 
ein mit den Repräfentanten berathener Entwurf zu einem Statut bei ber Re- 
gierung eingereicht. werben müßte, welchen viefelbe zur Genehmigung ber Pro- 
vinzial⸗Staats⸗Behörde vorzulegen hätte. Für den Fall, daß bie gedachte Friſt 
nicht inne gehalten würde, müßte die Regierung felbft, nach erfolgter Verneh⸗ 
mung des Vorſtandes und der Repräfentanten, ein Statut zu entwerfen haben, 
Die dringliche Notbwendigfeit eines foldhen Statuts für jeden einzelnen Syna⸗ 
gogen-Berband braucht hier nicht noch erft auseinandergeſetzt zu werben, fie if 
felbftredend. Die Feſtſetzung einer Frift, binnen welcher das Statut angefertigt 
fein muß, und zwar mit Hinzufügung besjenigen, welches geſchehen folle, wenn 
die Zeitbeffimmung verfaumt wird, erfcheint nicht minder nothwendig, weil fonft 
die meiften Verbände, wie ſich vorausfehen läßt, ohne ein ſolches Statut blei- 
ben würden. So lehrt die Erfahrung, daß die Stäble-Örbnung vom 18, No- 
vember 1808 $. 49 bis 51, beftimmt, daß binnen drei Monaten nad Publifa- 
tion der Orbnung bei jeder Stadt sin Statut angefertigt und zur Prüfung und 
Genehmigung eingereicht werde, was wohl bis jebt, nach Verlauf einer vollen 
Generation, in den allerwenigften Städten gefcheben if. Nach Vorſchrift 6. 6 
der Verordnung für das Judenthum im Großberzogthbum Pofen vom 1. Juni 
1833 fol dag Statut von ber Regierung nadı Vernehmung ber Repräfentanten, 
und nicht von ber Gemeinde oder deren Körperfchaften entworfen werben. Al⸗ 
lein e8 darf wohl im Intereſſe der Synagogen-Berbände angenommen werben, 
daß die Gemeinde felbft die in das Statut aufzunehmenden Beltimmungen und 
ibre Bedürfniſſe am beften fenne, und man barf berfelben zur Zeit zutrauen, daß fie 
im Stande fein werden, ein Statut zufammen zu tragen, fo daß das für bie Juden 
im Großherzogthum Pofen in biefer Hinficht angeordnete Verfahren nur eren- 
tualiter, im Falle einer mora, eintreten möge, 

2, Zur Beftreitung derjenigen Koften, welche bie ad 1II. gebachte Behörde 
zur Ausgleihung von Conflicten, fo wie derjenigen, welche bie Anlegung und 
Einrichtung von Seminarien (No. V.) erforberkich machen, bürfte eine Gentral- 
Kaffe dadurch zu bilden fein, daß ein jeder Synagogen-Derband eine beftimmte 
pars quota feiner Total-Einnahme zu diefem Zwecke abzuliefern habe. Diefe 
Central⸗Caſſe müßte, da fie für die Geſammtheit ber Juden in der Preußiſchen 
Monarchie verwendet wird, bei dem Königligen Minifterium verwaltet werben, 

3, Damit das Gefeh bei feiner Anwendung nichts unbeftimmt laffe, feheint 
e3 nicht überflüffig zu fein, wenn in demſelben noch verorbnet würde, | 
a) daß alle bisherigen Verordnungen in Bezug auf bie jüdiſchen kirchlichen 

Gemeinde- und Unterrichts-Verbältniffe aufgehoben feten, 

b) daß in denjenigen Fällen, in welchen bie in dem Geſetze enthaltenen Bor. 
fchriften unvollſtändig oder zweifelhaft erfheinen würden, nad ben allge- 
meinen Geſetzes⸗Vorſchriften zu verfahren fei. 
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Die Beſtimmung ad b. verſteht ſich zwar von ſelbſt, es erſcheint aber bed 
zwedmäßig, daß fie ausdrücklich ausgelprochen werde. 
Berlin, ven 9. Suni 1845. 
Muhr, Rubo. Zunz. 


Meberticdt 
der Kultuss und Schul-Berhältniffe der Juden in den beutfchen 
| Bundesftaaten. 
ll Deftreid. 


Die Verhältniſſe ber Juben find in ben einzelnen Theilen bes Kaiſerreichs 
son einander verſchieden. 


1. In Wien und Nieder-Deftreig 


findet, weil bie Juden nur Schutzverwandte find, Fein Korporations⸗Verhäliniß 
ſtatt. Es wird Fein Öffentlicher Gottesbienk und Feine öffentliche Synagoge gr- 
duldet. Für den Unterricht ihrer Kinder lönnen die Juden entweder eigene 
jüdiſche Schulen errichten, ober ihre Kinder in die chriſtlichen Elementarſchulen 
ſchicken. Auch ber Befuch höherer Schulen iſt den Juden geſtattet. 66. 1.8. 9, 
des Enifis vom 2. Januar 1782, 


2, In Mähren 
wohnen die Juden theils zerſtreut, theild in Gemeinden, aber auch bie erferen 
müffen einer beſtimmten Iubengemeinde angehören. Ueber die Organifation 
dieſer Geneinden und ihre Rechte erhellet nichts, Ebenſo fehlen beſondere Be- 
flimmungen über bie Synagogen. Das Schulweſen iſt wie unter 1, georburt, 


3. In Böhmen . 

Eine eigentliche Judengemeinde belebt nur in Prag, Sehe Vorſteher 
leiten biefelbe, Sie werben von ber Gemeinde aus ihrer Mitte gewählt und 
von der Megierung beftätigt. Sie erhalten von ber Gemeinde eine beftimmte 
Befoldung. Ihnen liegt ob, die Gemeinde nach Außen zu vertreten unb für 
Beichaffung ber von ihr aufzubringenden Gemeinde - Auslagen zu forgen. Auf 
dem platten Lande Tünnen nur freiwillige Vereine zu religiöfen Zwecken ftatt 
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findens wo jedoch eine Synagoge vorhanden if, wird auch ein Vorſteher ber- 
felben angeftellt. 

Die Religions - Hebung ift frei und es findet Öffentlicher Gottesdienſt ſtatt. 
Den Juden if überlaffen, ob fie einen Rabbiner annehmen wollen oder nicht, 
bie Wahl deffelben unterliegt ber Beflätigung ber Landesſtelle. Neben bem 
Rabbiner darf Fein befonberer Talmudlehrer beftellt werben. Der jüdiſche Schul- 
lehrer oder ein son der Obrigkeit zu beftimmender Hausvater führt bie Per- 
fonenftands -Regifter unter eiblicher Pflicht und Aufficht des Ortspfarrere. Im 
Lande umherziehende Prediger und Schulfänger follen nicht gebuldet, fondern 
als Landſtreicher angefeben und behandelt werben, Für bie Gemeinde beftebt 
eine deutfche Schule und darf vor Beibringung eines Entlaffungs - Zeugniffes 
aus biefer Fein Talmud⸗ Unterricht ertheilt werden. Behufs ihrer Ausbildung 
müffen bie jüdiſchen Schullebrer die Hauptfchule in Prag befuchen, 


I. Königreich Sachſen. 


In Leipzig und Dresden, wo ſich allein Juden bleibend aufhalten duͤrfen, 
bilden fie eine water dem Scube bes Stants ſtehende Religionsgemeinde mit 
eigenen Synagogen und Schul- Anftalten. Sie werden für ihren Kultus mit 
200 Rtblen. jährlih aus der Staatskaſſe unterſtützt. Das Minifterium bes 
Sultus und Hffentlihen Unterrichts übt die Auffichtsrechte über ben jübifchen 
Kultus und Unterricht aus, während bie Übrigen Öffentlichen Angelegenheiten ber 
Juden von dem Minifterium bes Innern reffortiren. Ein aus dem Ober-Rab- 
biner und fünf Mitgliedern beftehbender Verwaltungsrath forgt für die Außere 
und finanzielle Einrichtung des Kultus, derfelbe wird von der Gemeinde gewählt 
und nad vorheriger Prüfung ber Qualififation beftätigt. Die Stabträthe haben 
Dafür zu forgen, daß bie ſchulfähigen Kinder in allen Elementar - Kenntniffen 
und ber Religion Unterricht erhalten. Die Lehrer haben ihre Qualifikation bei 
den allgemeinen Prüfungs - Kommiffionen nachzuweiſen, zu denen für bie Reli- 
gions - Gegenflände und die hebrätfche Sprache der Ober- Rabbiner zugezogen 
wird, — cf. Gefeb vom 13. Mai 1837, 


IM. Koͤnigreich Hannover. 


Es befteben Synagogen⸗Gemeinden und es muß zu einer ſolchen jeber an⸗ 
fäffige Jude gehören. Diefelben erſtrecken fich meiftentbeils auch auf bie Schul⸗ 
und Armen-Angelegenheiten. 

Es iſt ihnen freier Gottesdienſt in den Synagogen geftattet, bie Rechte 
Dffentlich anerkannter Kirchengeſellſchaften kommen ihnen aber nicht zu. Land⸗ 
Rabbiner werben für die einzelnen Bezirke von ber Judenſchaft felbft gewählt 
und som Minikerium nach näherer Prüfung beftätigt. Ste haben bie nächte 
Aufficht über das jüdiſche Synagogen⸗, Armen- und Schulweſen, jedoch unter 
Direktion ber Landdroſteien. 

VIII. 22 
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Die fuͤdiſchen Kinder find wie bie chriſtlichen ſchulpflichtig und müſſen ent⸗ 
weder die chriſtlichen oder, falls eine beſondere jüdiſche Schule vorhanden, dieſe 
beſuchen. Die Koſten bes jüdiſchen Schul⸗, Spnagogen- und Armenweſens 
haben die Juden, ſoweit nicht rüͤckſichtlich des Schul- und Armenweſens eine 
Vercinigung mit ber chriſtlichen Gemeinde flatifindet, allein zu kragen. Der 
Betrag der Koften und die Art der Aufbringung wird burch bie Behörden frf- 
geſtellt und die Beitreibung ſelbſt erfolgt nötbigenfalls im Verwaltungswege. 


IV. Königreich Würtemberg. 


Es {ft die Anlegung befonderer Kolonieen mit eigener Markung und Or 
meinde - Derfaffung geftattet, fonft bilden die Juden nur Religions - Gemeinden 
und muß einer ſolchen ein jeder Jude angehören. An ber Spige derſelben 
fleht ein Vorfieher- Amt, aus dem Rabbiner und 3 bis 5 Beifigern gebildel. 
Die Borfteher werden von ber Gemeinde gewählt, müffen bie Wahl auf 2 Iahıt 
annehmen, und werben som Polizei-Amt beftätigt und verpflichtet. Sie forget 
für den Gottesdienſt, die Kirchenzuct, bie Armen- und Bermögens - Angelegen 
heiten der Gemeinde. Der Rabbiner leitet die Gefchäfte, «Die obere Auffch 
führt eine befondere Ober - Kirchenbehörbe (wovon unten), welche unmitielher 
unter dem Minifterio flieht. Die Armenpflege Yiegt den Juden ſelbſt ob, ent 
dieſe folche jedoch nicht beſtreiten Tünnen, fo werben $ ber Koſten auf die bürger 
tiche Gemeinde übertragen. Für die befondern Kirchen-, Schul- und Arme 
hebürfniffe der Inden befteht ein Eentral- und außerdem für jebe Gemeint 
ein Lokal⸗Fonds. Jeder felbfiffändige Jude zahlt 6 und jede Wittwe 3 Gulden 
zu demſelben. Den Juden iſt öffentlicher Gottesdienſt in den Synagogen gr 
ſtattet, und ihre Religion gilt nicht blog als eine geduldete. Der Spnagogendint 
muß unter Leitung eines Rabbiners ftehen, welcher nuf den Vorſchlag der trat 
litiſchen Ober-Rirchenbehörbe von ber Staatsregierung ernannt wirb und, aber 
fehen son ben erforberlichen Religiung - Kenntniffen, auch Zengniffe über den 
Univerſitãtsbeſuch beibringen und fih einer Prüfung unterwerfen mug. Er min 
demnächſt auf ven Gehorſam gegen die Staatsgeſetze verpflichtet. 

Die Oberauffiht über das ganze Kirchen- und Armenweſen hat eine an 
einem Regierungs- Kommiffariusg und mindeſtens sier jüdiſchen Beifipern beft 
hende Behörbe, weiche ben übrigen, dem Miniſterio unmittelbar nniergeorbneit 
Behörden Ioorbinirt if. 

Die Kinder find vom Gten bis len Jahre ſchulpflichtig, und werben en 
weder in befondern jüdifchen Schulen ober, wo biefe nicht beſtehen, in dei 
Ortsſchulen unterrichtet. Die Schullehrer werben, nach zunoriger Prüfang, mi 
bie Rabbiner verpflichtet; fie müffen das Unterthanenrecht und. die für Elementar 
behrer erforberliche Bildung befigen. 

Die fünifchen Schulen unterliegen ber Aufficht und veriodiſchen Viſitatien 
ber Staatsbehörden. — Geſetz vom 25, April 1828, — BVerordnung vl 
27, Oftober 1881. 


— 339 — 


V. Königreih Bayern. 


Religions-Gemeinden find gefaltet, wo In einem mit ber Territorial-Ein- 
theilung übereinfimmenden Bezirke mindeſtens 50 Familien beifammen find; 
auch ift das vorhandene Vermögen ausfchlieglih dem jüdiſchen Kultus über⸗ 
Iaffen und wird durch den Rabbiner und zwei von ber Gemeinde erwählte Mit- 
gliever verwaltet, Sonft beftehen Feine Korporations⸗Verbände, die früher vor⸗ 
bandenen find aufgelöft unb bie Korporationd »- Schulden unter bie betheiligten 
Diftrifte vertheilt, 

Die jüdiſche Religion iſt nur geduldet; es findet aber Bffentlicher Gottes⸗ 
bienft in den Synagogen flat, wo nur ber Rabbiner religiöfe Verrichtungen aus- 
üben darf. Wo Synagogen nicht befteben, ift nur die Hausandacht geftattet, 
Die Rabbiner und deren Subftituten werben von den Gemeinden vorgeſchlagen 
und nach erfolgter Prüfung von ber Regierung beftätigt und vereidigt, Sie 
müflen bayrifhe Staats - Unterihbanen, der beutfchen Sprache mächtig, wiffen- 
fchaftlich gebildet, von gutem und fittlihem Lebenswandel fein, Ihr Wirkungs- 
freis beſchraͤnkt ſich lediglich auf Hultus-Verrichtungen. Beſondere jüdiſche Schul- 
Erziehungs⸗-Anſtalten als offentliche Staats-Inſtitute beſtehen nicht, Die 
jüdiſchen Kinder find ſchulpflichtig und beſuchen entweder die öffentlichen Volks— 
ſchulen, wo fie dann beſonderen Religions⸗Unterricht erhalten, oder eigene jüdiſche 
Säulen, wenn babei vorfchriftmäßig gebildete oder geprüfte Schullehrer ange- 
ftellt find, welche bayriſche Untertbanen fein und ein Gehalt von mindeſtens 
300 Gulden zugefichert erhalten müſſen. 

Der Zutritt zu den höheren Tehranftalten ift den Inden geftattet, 

In Rheinbayern find die Kultus-Verbältniffe durch das franzöfifche Dekret 
som 17, März 1808 regulitt. 


VI Großherzugthum Baden. 


Es beftchen Religions-Gemeinden für bie Religions, Schul- und Armen- 
Angelegenheiten. Alle Sprengel eines ganzen Bezirks forgen für die Gemeinde⸗ 
Bebürfniffe. In allen übrigen bürgerlichen Verhältniffen bilden bie Juden mit 
den übrigen Einwohnern bes Orts eine ungetrennte Gemeinde, 

Die Juden des Großherzogthums Baden bilden einen eigenen konſtitutions⸗ 
mäßig aufgenommenen Religiongtheil mit einem eignen Kirchenregimente, An 
der Spipe fleht ver Oberrath als Ober- Kirchenbehörbe, welchem zur Wahrung 
der Ianbesherrlihen Mechte und zur Leitung bes Gefchäftsganges ein Dinifterial- 
Kommiffarius beigegeben iſt. Der Oberrath hat drei ſ. g. Konferenzen für bie 
externa, interna und bie Schulfahen, Die Angelegenheiten der einzelnen Ge- 
meinden werben durch den Synagogenrath berfelben verwaltet. Der Rabbiner 
iſt nicht Mitglied deffelben, fondern führt nur In Religions- Angelegenheiten den 
Vorſitz. Die Rabbiner ‚gelten als Staatsbeamte. Die jübifchen Kultıs-Anftalten 
und Inſtitute haben dieſelben Prisilegien, wie bie chriſtlichen. 

22% 
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Die jüdiſchen Schulen werben gleichfalls als Hffentliche Staats - Inflihute 
angeſehen. Wo vergleichen nicht beftehen, befuchen die jübifchen Kinder bie 
chriſtlichen Schulen und muß dann für ihren Religtong-Unterricht beſonders ge⸗ 
forgt werben, 


Vo. Kurfürftentfum Heflen. 

Die Juvden bilden nur rüdfichtlih der Religions -Mebung und ber bavon 
abhängigen Einrichtungen eigene Gemeinden, und haben daher für ihre Kultus. 
Bedürfniffe allein zu forgen. Die Judenſchaft jebes Kreifes bat einen von ihr 
gewählten und von ber Regierung beftätigten Vorſteher, welcher ven Provinzial. 
Borfteher-Aemtern (Behörden von 5 bis 9 Mitgliedern mit einem landesherrlichen 
Kommiffarius) untergeorbnet if. Für die Leitung, Verbefferung und Auffiht 
bes geſammten jüpifchen Religionsweſens verfammelt ſich halbjährlich in der 
Refivenz ein Land⸗Rabbinat, welches aus dem Land-Rabbiner, den Provinzial 
Rabbinern, einem Mitglieve des Vorfteher-Amts zu Eaffel und außerorbentlicen, 
vom Minifterium zu ernennenden Mitgliedern befteht, . 

Es findet öffentlicher Gottesdienſt in den Synagogen flat. Die größeren 
Spnagogen-Gemeinden haben Rabbiner als Seelforger, denen zugleich ber Re⸗ 
Higiong - Unterricht ber Sugend und die Führung der Spnagsgen-Bücher obliegt, 
Kleinere Gemeinden haben gemeinfchaftliche Kreis- Rabbiner. Die Rabbiner 
werden in ber Religionslehre durch das Land⸗Rabbinat geprüft und müſſen vor 
ihrer Betätigung eine Probeprevigt halten. Sie find allein zu Irauungen 
berechtigt. Iede Synagogen⸗Gemeinde hat nach ihrem Umfange mehrere Aelteke. 
Die jüdischen Kinder find, wie die chriftlichen, ſchulpflichtig und müffen die eigenen 
jũdiſchen oder chriftlihen Schulen befuchen, 

Privatlehrer find, wo öffentliche Schulen beſtehen, ganz unterfagt und auf 
fonft ift deren Zulaffung von dem Regierungs-Ronfens abhängig. 

Die Rabbiner ſtehen unter dem Provinzial⸗RKabbiner, der vom Staale 
geprüft und beftellt wird. 


VII. Großherzogthum Heflen. 

In Betreff ver Bildung jübifcher Gemeinden beſtimmt ber 6. 48, des bie 
Gemeinde -Orbnung betreffenden Geſeßzes, daß die jüdiſchen Staatsbürger ben 
Chriften ganz gleich fiehen, und dag es bei ven Micht- Stantsbürgern bei ben 
bisherigen Normen bewende. Diefe Eonftiren indeß nicht weiter. Es werben nur 
Spnagogen-Gemeinden erwähnt und von ihnen bemerkt, daß fie das Jahrgehalt 
ihrer Rabbiner mittelft Umlgae auf ihre Mitglieder aufzubringen haben. 

Die jübifche Religion if nur gebuldet, Zur ihrer Uebung und zum Unter⸗ 
richt in berfelhen wird aus Staatsmitteln nichts verabreicht, und neue Synago⸗ 
gen bürfen nur mit befonderer Genehmigung der Regierung errichtet werben. 

Auf bie Eultus- und Schul- Angelegenheiten wirkt bie Regierung nur in 
foweit ein, als im Wege ber Oberaufficht erforberlich iſt. Der Rabbiner mul 
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eine Alademie befucht haben, fich nach Beibringung eines Zeugniffes anerlannter 
Rabbiner über feine Qualification einer Prüfung unterwerfen und eine Probe- 
prebigt halten, wonächſt er von ber Regierung beftätigt wird. 

Die jüdischen Kinder find fchulpflichtig und werben in Ermangelung eigener 
jünifcher Schulen in den Volfsfchulen unterrichtet. Die Schullehrer werben ge- 
prüft und können bebufs ihrer Ausbildung die Seminarien befuchen. Die be- 
fonberen jüpifchen Religionglehrer werben von ben Gemeinden angenommen unb 
follen die Kontrakte minbeftens auf 3 bis 4 Sabre gefchloffen werden. Auch 
fie werben von einer Kommiffion, beftehend aus zwei Ober - Schulrätben, einem 
Rabbiner und einem jübifchen Lehrer, geprüft und bürfen nicht willkürlich entlaf- 
fen werden. 


IX. Großherzogthümer Holftein und Lauenburg. 


Korporationd-Berhältniffe finden in den Städten, wo bie Juben nur gebul«- 
bet find, in Feiner Weife unter ihnen ftatt, eben fo wenig eine fpezielle Ueber⸗ 
wachung binfichtlich ihrer Eultus-, Schul- und Armen - Angelegenheiten. Auch 
fümmert fi der Etaat nicht um die Wahl ber Eulius - Beamten. Die Iuden 
fieben, mit Ausnahme ber Portugiefen in Altona, unter dem Ober-Rabbiner in 
Altona. Eigene Rabbiner finden fi nur in Altona und Glückſtadt, fonft nur 
Lehrer, Borfänger und Schächter. Meiftentheils eriftiven, wo jüdiſche Gemein- 
ben beftehen, auch jüdiſche Schulen, fonft befuchen die Kinder bie Ortsſchulen. 


X. Herzogthum Braunfchweig. 

Die jübifche Religionsgefellfchaft tft nur geduldet. Der Rabbiner muß, 
besor er fein Amt antritt, die Iandesherrliche Beſtätigung erhalten und zu die 
ſem Behuf über feine Qualification und fein Betragen Zeugniffe beibringen. 

Sn der Hauptftabt beſteht eine eigene Religionsfchule, unb werben bie 
Kinder bei der Entlaffung aus berfelben von bem Rabbiner confirmirt, Mei- 
ſtens nehmen die Kinder an dem Schulunterrichte in den chriftlihen Schulen 
Theil, es find aber auch befondere jübifche Schulen geftattet. 

Das gefammte Eultus- und Unterrichtiswefen ift unter die Aufficht bes Rab- 
biners zu Braunfchweig geftellt, welcher ala Ober- und Land -Rabbiner fungirt, 


xl. Großherzogthum Mecklenburg Schwerin. 


Die jüdiſchen Einwohner des Großherzogthums find in Synagogen - &e- 
meinben abgetheilt, welche fih in ber Regel auch auf die Schul-Angelegenheiten 
erftreden. 

Es findet Öffentlicher Gottespienft in den Synagogen ſtatt, und find Pri⸗ 
vat-Berfammlungen zur Abhaltung des Onttespienftes verboten. An ber Spike 
bed gefammien Kultusweiens ftebt ein aus zwei Ianbesherrlichen Kommiſſarien, 
bem Landes⸗Rabbiner und fünf von ben Gemeinden gewählten und befonberd 
verpflichteten Mitgliedern beſtehender Oberrath. Derfelbe darf fih nur mit Ge⸗ 
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nehmigung ber Kommiſſarien verfammeln. Der Lanbes-Rabbiner bat bie Auf⸗ 
firht über den Kultus und die Schulen. Nur er, oder ein befonbers von ihm 
ernannter Subftitut darf Trauungen verrichten. Er bat feinen Sip zu Schwe⸗ 
rin, gehört, wie es im Statut heißt, zur Klaffe der berzoglichen Diener, und 
erhält vom Staate zu feiner Beſoldung einen Zufchuß von 200 Rihlrn. Die Landes⸗ 
Rabbinerftele wird im Wege der freien Konkurrenz befept. Ueber bie Wahl 
entfcheibet ber Oberrath, worauf nad erfolgter Genehmigung und Beſtätigung 
berfelben durch die Regierung der Gewählte mittelft Handſchlag verpflichtet wird, 
Die Kandidaten müſſen fih über ihre Qunlification, namentlich ihre Kenntnif 
ber Ceremonialgeſetze, durch Attefte bewährter Rabbiner ausweiſen. Ste müllen 
binfichtlich ihres religiöfen und beſonders moralifchen Lebens ganz untabelhaft 
fein, fi über ihre Gymnaſialbildung ausweifen, auf der Akademie ven philoſo⸗ 
phifchen Studien obgelegen und ſich mit der Pädagogik befreundet haben, endlich 
bie erforderliche Tüchtigkeit als geiftliche Redner befigen. Der Landesherr hat 
unbeſchränkt das Recht, den Landes⸗Rabbiner mit einjähriger Künbigungsfrift zu 
entlaffen. Cine durch Ianbesherrliches Refeript vom 29, April 1843 beſtätigte 
Synagogen⸗Ordnung serbreitet fih im Detail barüber, wo, wie und wann ber 
jüdische Gottesdienſt abzuhalten ift, mit fpezieller Angabe der bei ben einzelnen 
Beranlaffungen zu befolgenden Ceremonien und Gebete. 
Zu ben Funktionen des Oberraths gehört : 

bie Feſtſetzung ver Gottespieft-Orbnung in ben Synagogen, 

Erlaß Firchenpolizeilicher Anordnungen, 

Feſtſtellung der Amisobliegenheiten der Synagsgenbiener, 

Aufficht über biefelben, 

Unterfudung und Beftrafung von Amtsvergehen, 

Aufſicht über die jüdiſchen Inſtitute, 

Anordnungen zur Verbeſſerung des Religions⸗Unierrichts, 

Feſtſtellung der Gemeindebeiträge. 

Die landesherrlichen Kommiſſarien haben in religiöſen Angelegenheiten nur 
eine berathende Stimme. 

Die Kinder beſuchen die eigenen jüdiſchen oder bie chriſtlichen Elementar- 
ſchulen. So weit die Kräfte der Gemeinden irgend reichen, wirb auf Einrid 
tung von Religionsfchulen gehalten, welche bie Kinder vom Tten bis zum vollm- 
beten 14ten Sabre befuchen müffen. Die Anftellung der Lehrer ift den Gemein 
ben überlaffen, nus müffen biefelben von dem Lanbes-Rabbiner approbirt fein. 


Herzogthum Naffau. 
Corporationsverhaͤltniſſe des Juden beſtehen nur für det Cultuo⸗ und Re 
ligions⸗Unterricht, während ber fonflige Unterricht und bie Armenpflege bavın 
ausgenommen find. Die Vorſteher werden unter Berüdfichiigung ber Wünſche 
ber Gemeinden von der Regierung ernannt und verpflichtet. Zwei ober drei 
Gehülfen berfelgen werben von ber Gemeinde gewählt. Der Vorſteher hat für 
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hie Außen Rechte der Gemeinde und für ihren Innern Zuſtand zu ſorgen. Er 
verwaltet unter obrigfeitlicher Aufliht das Gemeinde-Dermögen, Die Ausgaben 
werben aus einem unter ber Auflicht der Regierung ſtehenden Central- Eultus- 
Fonds beftritten und wirb die Repartition ber Beiträge gleichfalls von ber Re⸗ 
gierung veranlaßt. 

Die Juden im Herzogthum Naffau bilden, wo fie nicht in zu geringer An- 
zahl vorhanden find, Privat-Rirchengefellfhaften, denen geftattet if, ihre Reli 
gionsübungen in befondern Synagogen vorzunehmen. Diefelben ſtehen unter 
der Auflicht bes Staats, Für jeden Bezirk wird nach Anhörung der Vorfchläge 
ber Gemeinde ein jüdiſcher Theologe beftellt, ber zugleih an feinem Wohngrte 
als Prediger fungirt und über die übrigen Gemeinden die Aufficht führt. 

Die Religionglehrer werden yon ben Gemeinden vorgeſchlagen und nad 
erfolgter Prüfung durch ben jübifchen Theologen von ber Regierung befätigt, 
und Fönnen auch ohne deren Genehmigung nicht entlaffen werben, 

Die Abhaltung des Gottesdienſtes in Privathäufern iſt nicht erlaubt. 

Die jüdiſchen Kinder müſſen die gewöhnlichen Volfsfchulen hefuchen, werben 
jedoch auch in den gelehrten Schulen zugelaffen. 


XM. Großherzogthum Weimar. 


Eorporationen beſtehen für die Eultus-, Schul- und Armen-Angelegenheiten, 
deren Koften bie Juden allein aufbringen müſſen. Es wird ihnen jeboch hierbei 
eine Unterſtützung aus ber Staatskaſſe gewährt, Jede Judengemeinde muß ei⸗ 
nen Schultheißen beſtellen, der, wie bie chriftlichen, von ber Obrigfeit beftätigt 
wird. Nach deren und ber Rabbiner Gutachten follen Gemeinde» Orbnungen 
entworfen werben. 

Freier Gottesdienſt ift geſtattet. An der Spitze fämmtlicher Gemeinben 
ftebi ein Land-Rabbiner mit einem Adjunkten als Stellvertreter. Derfelbe führt 
bie Aufficht über die jübifchen Schulen, Synagogen, milden Stiftungen unb 
Armen-Anfalten. In allen dieſen Angelegenheiten beftebt, mit Vorbehalt bes 
Rekurſes an bie Randes-Direftion, in ber orbentlichen Obrigfelt des Orts eine 
Unterbebörbe, bei welcher dem Rabbiner eine berathende Stimme eingeräumt 
wird, Der Rabbiner bezieht nach den Beftimmungen ber Landes-Direftion ein 
angemeffenes Gehalt, welches von ben Gemeinden aufzubringen iſt. Bemerkens⸗ 
werth ift die Beſtimmung, daß der Gottesdienſt nur in beutfcher Sprache abge- 
halten werben barf. In Betreff ver Art und Weile der gottesbienftlichen eier 
ift eine befondere Gottesbienft - Ordnung mit Angabe aller Gebete und Ceremo⸗ 
nieen entworfen und unterm T. Mat 1843 landesherrlich beſtätigt worben, 

Der Rabbiner wird von ber Gemeinde vorgefchlagen, von ber Regierung 
geprüft und demnächſt als Staats-Unterthban und Öffentlicher Beamter ver- 
pflichtet, 

Wo Feine befondere jünifche Schulen beftehen, werben bie Kinder in ben 
öffentlichen Ortsfchulen, mit Ausnahme des Religions » Unterrichts, unterwieſen. 
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Der Beſuch höherer Schulen iſt ven Juden geſtattet, und haben fie, ſoweit nicht 
Srivat-Stifhingen entgegen fliehen, an ben Stipendien und vergleichen mit ben 
Ehriften gleiche Anfprüche, 


XIV. Im Herzogthum Coburg⸗Gotha 


find allgemeine Gefepe für bie Juden weder vorhanden noch erforderlich, indem 
fih nur ſehr wenige jübifche Hamilien im Lande aufhalten. Diefe werben als 
gebuldete Schutzverwandte behandelt. Beſondere Schul» und Bildungs-Anftal- 
ten, als Öffentliche Staats-Inftitute, beſtehen nicht, es iſt jedoch den inländifchen 
Juden geftattet, ihre Kinder in bie chriftlichen Schulen zu ſchicken. 


XV. Herzogthum Sachfen-Altenburg. 


Nach $. 42, des Staats⸗Grund⸗Geſetzes ift zur Aufnahme in den Staats- 
Derband des Herzogthums das Bekenntniß der chriftlichen Religion erforberlich, 
weshalb fih dort Juden nicht befinden. 


XVI Herzogthum Meiningen. 


Die Juden bilden an dem Orte, wo fie fih aufhalten, eine Gemeinde, und 
fol überall nur eine organifirt werden. Zu Vorſtehern berfelben werben bie 
Schultheißen ernannt, jedoch anfcheinend nur für bie religiöfen und Schul-An- 
gelegenheiten, 

Die füdiſche Religion ift nicht blos geduldet, fondern förmlich anerkannt, 
obgleich nicht mit ganz gleichen Rechten, wie die chriftliche Religion, Jede Ge 
meinde bat ihre befondere Schule, theils blog für die Religion, wo dann bie 
Kinder die chriftlichen Elementarfchulen befuchen, theils auch für den gefanımten 
Unterricht. Der Befuch der höheren Schulen ift geftattet, An der Spipe ſteht 
ein vom Confiftorium eraminirter und vom Staate angeftellter Land - Rabbiner, 
der die Aufficht über die Synagogen und füdiſchen Schulen führt und jede 
Schule des Jahres einmal befuchen muß. Nächſt dem Land - Rabbiner ſtehen 
die Synagogen und israelitifchen Schulen unter den chriftlichen Kirchen- und 
Schulämtern ded Bezirks und in oberer Inftanz unter dem berzoglichen Eonfi- 
forium, 

Die jüdiſchen Schullehrer werben im Seminar, wofelbft ein fjühifcher Reli- 
gionglehrer angeftellt ift, gebildet und, nach erfolgter Prüfung, ohne Zuthun ber 
Gemeinden angeftellt, 


XVII Großherzogtfum Medlenburg-Strelig. 


Wo die Juden zahlreicher vorhanden find, bilden fie Gemeinden; namentlich 
eriftirt für die Gemeinde zu Strelitz ein befonderes Statut. Die Gemeinſchaft 
erſtredt fich jedoch nur auf Religiens-, Schul- und Armen - Angelegenheiten. 
Sieben Mitglieder als BVorfteher und Aeltefte fteben an der Spike, müſſen aber 
bei wichtigeren Hallen acht Hausväter aus der Gemeinde zuziehen, Die jüdiſche 
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Religion iſt nur geduldet. Sämmiliche Juden fliehen in Religions - Angelegen- 
heiten unter bem Landes⸗Rabbiner zu Strelib, welcher von ber bortigen Gemeinde 
gewählt und befolbet, von ber Regierung aber beftätigt wirb und ohne Zuſtim⸗ 
mung berfelben nicht entlaffen werben barf, Eine befondere Prüfung tft nicht 
üblich, die Regierung bat vielmehr auf bie von dem Candidaten beigebrachten 
Attefte, fowte auf bie Vorfchläge der Gemeinde vorzugsweife Rüdficht zu neh⸗ 
men. Dem Ober-Rabbiner fteht die ſelbſtſtändige Entſcheidung in allen Ritual- 
Angelegenheiten zu. 

In Strelig felbft befindet fih eine öffentliche und Zreifchule ber jünifchen 
Gemeinde, - Die Lehrer werden von den Nelteften und Vorftehern mit Zuziehung 
des Schul-Borftandes gewählt und von ber Regierung beftätigt, Außerbem 
esiftirt noch eine befondere jüdiſche Schule zu Fürftenberg. 


XVIII. Großherzogthum Didenburg. 


Es beftehen Kirchen- und Schul-Gemeinvden. Für bie Judenſchaft fowohl 
in Oldenburg, als im Fürſtenthum Birkenfeld wird ein Land-Rabbiner vom Lan- 
besheren nach vorgängiger Prüfung burch bie Regierung beſtellt. Unter feiner 
Dberauflicht fleht das ſämmtliche Gultus- und Unterrichtswefen. Auch die übri- 
gen jüdifchen Neligionslehrer dürfen nur mit Genehmigung ber Regierung an- 
geftellt werden. Außerdem wählt die Gemeinde noch einen Vorſteher, ber von 
der Regierung beftätigt wirb und für bie Leitung bes Gottesdienſtes und Auf⸗ 
rechthaltung ber Orbnung zu forgen hat, Befondere Synagogen bürfen nur mit 
Genehmigung bes Lanbesheren errichtet werden, und ber Privat⸗Gottesdienſt if 
ber Regel nach verboten. 

Die jünifchen Kinder find, wie die chriftlichen, ſchulpflichtig und befuchen, 
in Ermangelung eigener jüdifcher Schulen, die Volksſchulen, wo fie dann nur 
in ver Religion beſonders unterrichtet werben. — cf. Reglement vom 3, April 
1830, 


XL. Herzogthum Anhalt-Deflau. 

Die Juden find als Religions - Gefellfchaft nicht ausprüclich aufgenommen, 
es befteht aber freie Religionsübung, Die Rabbiner werben von bet Gemein- 
den gewählt und unter Beibringung eines Qualifications⸗Atteſtes ber Regierung 
zur Betätigung präfentirt. Es find meift eigene jüdiſche Schulen vorhanden, 
zu benen bie Regierung einen Beitrag giebt und deren Rehrer fie beflätigts event. 
müſſen bie Kinder bie chriftlichen Schulen befuchen und find dann nur von bem 
Keligionsunterrichte bispenfirt, 


XX. Herzogthum Anhalt-Bernburg. 


Die jünifche Religion tft nicht blos gebuldet, ſondern förmlich anerkannt, 
Der Landes-Rabbiner wird vom Staate angeftellt und theilweiſe beſoldet. Wo 
förmliche Judengemeinden befteben, ſind auch jübifche, vom Stante geprüfte 
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Schullehrer angefeht. Wo Feine jünifchen Schulen find, müſſen bie Kirder hie 
chriſtlichen beſuchen. 


XXI. Herzogthum Anhalt-Cothen. 

Die jüdiſche Religion if nur geduldet. Die Rabbiner und jübiſchen Reli⸗ 
gionslehrer werben von ber Regierung nach vorgängiger Prüfung beftätigt. Die 
Kinder beſuchen die chrißlichen Volls⸗ und daneben nur bie jübifchen Religions⸗ 
ſchulen. Die Anftellung ber Religionslehrer beruht auf einem bloßen Kontralis⸗ 
verhaͤltniß mit ber Gemeinde, 


XXII. Fürſtenthum Schwarzburg-Sonderdhaufen. 


Für Cultus⸗, Schul⸗ und Armen⸗Angelegenheiten beſtehen lorporative Ver⸗ 
haͤltniſſe. Den Vorſteher wählt und verpflichtet bie Regierung. Er ift das Or⸗ 
gan und der Repräfentant ver Gemeinde, 

Die Spnagogen-Verbältniffe der Tuben fliehen unter dem Schub und ber 
beſondern Aufficht bes Staats, auch wirb bie Konſtituirung befonberer Religiond- 
gemeinben nachgelaffen. Der Juben-Schullehrer wird nad vorheriger Prüfung 
feiner allgemeinen Qualification von ber Regierung beflätigt. 

Ein Schulzwang feheint nicht ſtattzuſinden; nur buch Belehrung ſoll dahin 
gewirkt merben, daß bie jübifchen Kinder nicht mehr ben öffentlichen Schul-An- 
falten entzogen werden. 


XXM. Fürſtenthum Schwarzburg-Rudolſtadt. 

Es ſind nur ſehr wenige Juden vorhanden, daher es auch keine allgemeinen 
Geſetze giebt, vielmehr hängen die Befugniffe der Einzelnen von ber ihnen e- 
theilten Konzefion ab. Sie find nur Schupgensffen. Korporationsverhältaiſe 
finden nit ſtatt. In Betreff ihrer Religion find fie nur gebulpet, In dem 
Dorfe Immenrode befteht eine Synagoge, in welcher ein Religionglehrer ber 
Gottesbienft beforgt. Beſondere jüdiſche Schul- und Bildungs - Anftalten find 
nicht vorhanden, Des Religionsiehrer wirb von ber Regierung geprüft und 
feine Auftellung geuchmigt. 


XXIV. Füurſtenthum Hohenzollern-Sigmaringen. 
Hier fehlt es, da nur in ber Stadt Haigerloch Juden vorhanden find, au 
einer Drganifation ber Eultns- Angelegenheiten. 


Fürftentbum Walde. 


Jüdiſche Torporationen befteben nur für bie Religions⸗ und Unterrichtd- 
Angelegenheiten. Jeder Zude muß eines folgen Gemeinheit angehören und 
felbn in dem Falle, wenn es firh zu einer augländifchen Synagoge hält, all 
Berbinvlichfeiten gegen bie inlänbifche Gemeinde, ber er angehört, vollſtändig 
erfüllen. \ 
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Es iſt den Juden öffentlicher Gottesdienſt geſtaltet. Jede Gemeinde muß 
eine Synagoge haben, worin ber Gottespienft ausſchließlich ſtatifindet. Bei ber 
Gemeinde werben angeftelt ein Religionglehrer, welcher die Kinder nach einem 
zweckmäßigen, in deutſcher Sprache abgefaßten Lehrbuche in ber Religion unter- 
richtet, ein Vorfänger, zwei Vorfieher und ein Rechnungsführer. Die Beamten 
werben von ber Gemeinde gewählt und von ber Regierung nach vorheriger Prü- 
fung beftätigt, Die Regierung führt bie Oberaufficht über die Gemeinde-Ange- 
Vegenheiten, Die Kinder befuchen die chriftlichen Schulen, 


XXVI. Fürftenthum Neuß. 


In Schleitz und Ebersdorf befinden ſich Feine Juden, auch in Greig nur 
fehr wenige. Beſondere gefepliche Beſtimmungen in Betreff ihrer find nicht vor⸗ 
handen. 


XXVI. Fürſtenthum Schaumburg-Lippe. 


Die jüdiſche Religion iſt blos geduldet und jüdiſche Schul⸗ und Bilbungs⸗ 
Anſtalten find nicht vorhanden. Die Kinder beſuchen die Orisſchulen und wich 
für den Religiongunterricht von ben Suben ein befonderer Lehrer gehalten, 


XXVM. Fürſtenthum Lippe-Detmold. 


Die jüdiſche Religion ift blos geduldet. Der Rabbiner wird auf ben Vor⸗ 
ſchlag ber judenſchafilichen Vorſteher nach vorgängiger Prüfung von ber Regie» 
zung angeſtellt. In Detmold eriftirt eine befonbere jüdiſche Schule unter Auf- 
ficht der Regierung, fonft ift. der Religionsunterricht den einzelnen Gemeinben 
überlaffen und nimmt auch die Regierung son ber Anftellung ber Lehrer Feine 
Kenntniß. Die Kinder befuchen meift die Elementarfchulen bes Orts, 


XXR. Lübeck. 


In Lübeck felbft waren früher Feine Suden vorhanden, und erſt im 18 Jahr⸗ 
hundert wurben einzelne Schutzijuden mit fehr befchränkten Befugniffen aufge- 
nommen, Dagegen fanden fich mehrere Juden in dem von 1806 ven Holßein 
abgetretenen Fleden Meisling. Hier tft ber jüdiſche Gottespienit anerlannt und 
som Staate eine Synagoge erbaut, Drei Aelteſte und ein Rabbiner ſtehen au 
ber Spige ber Gemeinde. Lebterer wird von den Nelteften ohne Zuſtimmung 
ber Gemeinde gewählt und son der Regierung beflätigt, nachdem er Dualifife- 
tions-Zeugnifle beigebracht, In Lübbe ſelbſt wird nur eine Winkel⸗Synagoge 
geduldei. 

Sn Meisling beſteht eine öffentliche allgemeine Schule mit einem jüdiſchen 
Unterlehrer, der, wie die chriftlichen, vom Schulvorſtand in Vorſchlag gebracht 
und, nach beigebrachten guten Zeugniffen, von der Regierung beftätigt und ser- 
pflichtet wird. Sämmtliche jüdiſche Kinder müſſen bie Schule beſuchen; auh 
ſteht den Juden frei, ihre Kinder bis höhere Schule beſuchen an laſſen. 
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Die in Labeck befindlichen Juden werben als ber in Meisling beſtehenden 
Gemeinde angehörig betrachtet. 


XXX. Frankfurt. 


Es beſteht eine jüdiſche Eorporation für Eultus-, Schul- und Armen-An- 
gelegenheiten. Ein Senats-Rommiffair fleht an der Spipe und nimmt zugleid 
das Staats-Antereffe wahr. Außerdem ift ein aus 9 Mitgliedern beftehender 
Vorſtand und ein Gemeinde- Ausfhuß von 9 Mitglievern zur Verwaltung ber 
Eorporationd-Angelegenheiten beftellt, und wird hierbei ven Rabbinern Feine di- 
sefte Mitwirkung geftattet. 

Die jübifche Religion bat freien und öffentlichen Gottespienft, An ber 
Spipe des Cultus ſteht ein Ober-Rabbiner. Bei Befehung einer Rabbinerftele 
geht der Vorfchlag gemeinfchaftlih von dem Gemeinde-Vorftande und dem Aus 
ſchuß aus, Dem Senat flieht die Ernennung zu und wird ber Ernannte af 
die Stantsgefebe und auf bie ertheilte Inftruftion verpflichtet. Es findet eine 
Prüfung ftatt, namentlich auch Seitens des Rabbinats über die jüpifch-theologi- 
fhen Kenntmiffe. Die Rabbiner halten Predigten, affiftiren bei Eidesleiſtungen, 
verrichten Aufgebote, Trauungen, Ehefcheidungen nach jüdiſchem Ritus. Der 
Religions-Unterricht in den Schulen wird ohne Konkurrenz bes Rabbiners burg 
die Lehrer ertheilt, Die Kinder befuchen theils befondere jübifche, theils drif- 
Hehe Schulen. Es befteht eine große jüdiſche Gemeindeſchule. Der Schulrath, 
beſtehend aus den Mitgliedern bes Gemeinde⸗Vorſtandes und wenigſtens 5 Gr 
meinbegliedern, bat bie obere Leitung der Schule. Einer eigentlichen Prüfung 
werben die Lehrer nicht unterworfen, fie müſſen jedoch Zengniſſe über ihre Dun 
lification beibringen, 


XXXL Bremen. 


Bis zum Jahre 1803 befanden ſich daſelbſt überhaupt Feine Inden, Durch 
ben Reichs⸗Deputations⸗Haupiſchluß Tamen einige bannöverfche Dörfer an Dre 
men, in denen jübifhe Familien anſäßig waren, welche in ihrer bisherigen 
Berfaffung belaffen wurden, Eben fo haben fi) aus ber Zeit ber franzöſiſchen 
Oklupation ber einige Iuden in Begefad erhalten. In Bremen ſelbſt kommen 
auch jetzt noch Feine Suden vor. Die Geſammtzahl der in den Dörfern befind- 
lichen beläuft fih auf etwa 20 Perſonen. 

Die Kinder müffen die chriftlichen Schulen befuchen, nehmen jedoch am Re⸗ 
Ugions-Untesricht nicht Theil. Befriedigung ihres Beblirfniffes an Rabbinern 
und Schächtern wirb ihnen aus ben benachbarten banndverfchen Dörfern zu 
Theil, Eorporations-Berbältniffe beſtehen nicht. 


XXXU. Hamburg. 


Die Eultus-, Schul⸗ und Armen Angelegenheiten bleiben ben Juden 
durchaus Üüberlaffens der Staat führt nicht einmal die Aufſicht darüber. Ihre 
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Rabbiner und Religionslehrer wählen fie ſelbſt, bach werben biefelben vom Se⸗ 
nat, ohne yorgängige Staatsprüfung, confirmirt. 


Neferent Sperling trägt das Gutachten vor: 


Gutadten 
ber 
erſten Abtheilung ber Kurie ber drei Stände bes Vereinigten Lanbtages 
über 
ben Entwurf einer Verordnung, bie Verbältniffe ber 
Juden betreffend, 

Durch das Evil vom 11. März 1812 wurden alle im preußifchen Staate 
mit General-Privilegien, Naturalifations- Patenten, Schupbriefen und Konzeffio- 
nen verfehene Juden für Inländer und preußifche Staatsbürger erklärt. Es 
wurden ihnen mit wenigen Deobificationen alle Rechte eingeräumt, beren bie 
chriſtlichen Staatsbürger iheilbaftig waren. Zur Zeit des Erſcheinens gedachten 
Edikts Hatte jedoch ber preußiſche Staat noch nicht feine jetzige Ausdehnung. 
‚Erft in Bolge des Krieges von 1813—15 und nach vemfelben wurbe ihm folche 
zu Theil, indem nicht nur bie früheren Befigungen wieder unter feine Herrſchaft 
gelangten, fonbern auch bebeutende neue Ränber-Gebiete bemfelben gufielen, In 
jedem Gebiete befanden ſich Juden unter anderen Geſetzen. Da die lepieren 
im Allgemeinen befteben blieben und bie acquirirten Lanbesiheile nach ihrer geo⸗ 
sraphifchen Lage ben alten Provinzen zugeiheilt ober zu neuen Provinzen ver- 
einigt wurben, fo Fam es, daß in der preußifchen Monarchie überhaupt achtzehn 
‚verfehlebene Suden-Berfaffungen eriftent wurben und in einer und berfelben Pro- 
vinz brei, vier, fogar fieben verſchiedene Geſetzgebungen Gültigkeit erlangten, 
nach welden bie Rechtsverhäliniſſe ber Juden bis auf den heutigen Tag beur- 
theilt werben. — Nach der einen Verfaſſung hat ber Jude das Recht, Grund⸗ 
befit zu erwerben, darf aber ohne Genehmigung ber Regierung feinen Wohnſitz 
nicht verändern, Nach der anderen kann er zwar feinen Wohnſitz beliebig neh⸗ 
men, aber feinen Grunpbefig, oder folchen nur unter erfchwerenden MUmftänden 
an fih bringen. Sept er feinen Fuß aus dem Bereiche heraus, ber ihm einmal 
angewiefen ift, fo Tann er fich nicht mehr auf die Rechte berufen, welche er in 
bemfelben genoß. Wendet er fich namentlich aus einer der alten Provinzen, in 
welcher er vie Rechte eines Staatsbürgers hat, nach einem nen binzugelreienen 
Theile des prenßiſchen Staats, fo wird er daſelbſt als ein fremder Iube be- 
handelt, und es giebt fogar ein Gebiet, bie ehemalige Grafſchaft Witigenfein, 
wo er fi) de jure gar nicht betreten laſſen barf, 

Das ein folcher Zuſtand der Dinge dem allgemeinen Staate-Intereffe nicht 
zufagt, iſt augenſcheinlich. Es mußte fih bald das Bebürfniß geltend machen, 
demfelben im Wege ber Orfebgebung abzuhelſen. Zu bem Ende erging unterm 
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29, April 1824 eine Konigliche Kabinets-Orbre, welche beſtimmie, daß bie Pro- 
sinzial-Stänbe zu hören feien, ob und welche Borfehläge fie binfichtlich ber be⸗ 
ſtehenden Geſetzgebung über die bürgerlichen Verhältniffe der Juden vorzubringen 
hätten, Die Erklärungen ber Stände fielen in ven Sahren 1824—27 mehr ober 
weniger dahin aus, daß zum Beſten der chrifilichen Bevälferung in ben Rechten 
der Juden Befihränkungen eintreten müßten. Sie waren babei fo mannigfach 
und zum Theil fo tief eingreifend in bie beftebenden bürgerlichen Verhältniſſe 
der Juden, daß bie Geſetzgebung Bedenken tragen mußte, ihnen in ihrem gan- 
zen Umfange Folge zu geben. Diefelbe befchränfte fich darauf, bie Verhältniſſe 
ber Juden in ber Provinz Polen burch die Verorbnung vom 1, Suni 1833 zu 
regeln und in Beireff der Rechte der Juden in ben anderen Provinzen einzelne 
abaͤndernde Befiimmungen zu treffen. Inzwiſchen blieb das Bedürfniß eines all- 
gemeinen, für die ganze Monarchie geltenden Gefepes beſtehen. Daſſelbe wurbe 
je langer deſto Ichhafter empfunden, und befonders im Sahre 1845 von ver- 
ſchiedenen Selten angeregt, Es war mittlerweile feit jenen Erflärungen ber 
Provinzial-Stände ein Zeitraum von zwanzig Sahren verfloffen und in ſolchem 
manche neue Erfahrung gemacht, Die Anfichten über den fittlichen Stanbpunft 
ber Juden hatten fi geändert, denn es beftand bie Generation nicht mehr, 
welche die Provinzial-Stände zu ihren Anträgen auf veren Befchränkung in ven 
Jahren 182427 veranlaßt hatte, Don ben acht Provinzial-Landtagen bed 
Jahres 1845 erflärten ſich fünf für wefentliche Erweiterung ber Rechte der Juden, 
unter ihnen zwei für gänzliche, reſpektive bedingte Gleichftellung derfelben mit 
den Ehriften. Mit dieſen provinzialftändifchen Anträgen übereinſtimmend, find 
bie Petionen, welche jept bem Bereinigten Landtage zugegangen, nämlich: bie 
Petition des Abgeordneten von Gottberg um vellffändige Ausführung bes 
Edikts vom 11. März 1812 umd des Abgeordneten Ritter um Emancipation 
der Juden, ferner die Petitionen ber Abgenrhneten Möwes, Schauf, Knob- 
lauch, Wädter, Schumann und Werner, um völlige Gleichſtellung der 
Inden in Betreff ihrer bürgerlichen und politifchen Rechte mit den Chriſten. 
Die Gründe, welche die Petenten für ihre Anträge angeführt haben, und 
die letzteren felbft einer befonderen Prüfung zu unterwerfen, fchien ber Abthei⸗ 
lung nicht angemeffen, weil eine Allerhöchſte, denſelben Gegenftand betreffende 
Propofition vorliegt, bei deren fpeziellen Berathung jene Grünbe und Anträge 
in Betracht gezogen werben können, Diefe Allerhöchfte Propofition, beftehend in 
dem Entwurfe einer Verordnung, die Verhaͤltniſſe ver Juden betreffend, ift eben 
beſtimmt, dem geſchilderten Bedürfniß der Gefebgebung abzuhelfen. Nachdem 
alſo die einzelnen Petitionen verleſen waren, ging die Abtheilung zur Berathung 
ber Propofition über, und wird fih aus dem Folgenden ergeben, inwieweit dieſelbe 
ben Anträgen der fünf Provinzial⸗Landtage von 1845 und den Wünfchen ber Pe- 
tenten entfpricht, inwiefern fie biefen Anträgen und Wünfchen gemäß zu amenbiren if. 
Was zunächſt pad Syſtem, die Ordnung ber Materien in dem proponirien 
Eniwurfe anbetrifft, fo find bie Beflimmungen, welche bie bürgerlichen, Firchlichen 
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(diefer Ausdruck wirb nur ber Deullichkeit wegen gebraucht) und privatrechtlichen 
Berhälniffe der JIuden betreffen, durch einander gemifcht, Derfelbe enthält ſo⸗ 
gar Feſtſeyungen, durch welche bie bürgerlichen und Archlichen Verhältniffe zugleich 
geregelt werben follen. Diefe Wahrnehmung veranlaßte bie Frage, 

ob ſolches zweckmäßig fei, ob nicht vielmehr die bürgerlichen und kirchlichen 

Derhältniffe, wenn fchon in bemfelben Gefepe, menigftens in befonderen Ab⸗ 

fchnitten gu behandeln wären? 

Die Abtheilung entfchied ſich einftimmig für das Lebtere, weil . 

1) ein gleiches Verfahren in Beziehung auf alle andere Stants-Angehörigen 
in der Regel fkatifinde, baffelbe alfo Prinzip ber Geſetzgebung fei, 

2) die bürgerlichen Verhältniſſe der Juden bereits mehr geordnet feien, als 
bie kirchlichen, — im Beziehung auf beiderlei Verhaͤltniſſe bie Geſetzge⸗ 
bung ſich auf einem zu verfchiedenen Stanbpunfte befinde, und 

3) bie Bermifchung beiberlei Berhältniffe, die Regulirung derfelben durch eine 
and die namliche Beſtimmung zu leicht ben Nachtheil mit fich führe, daß, 
indem auf ber einen Seite, ber Firdjlichen, ben Juden mehr Rechte, als 
fie bisher genoffen haben, eingeräumt, auf der anderen Beite, der bür⸗ 
gerlichen, ihnen wefentliche Rechte entzogen werben, welche ihnen nad) ber 
bisherigen Gefepgebung bereits zugeſtanden haben, 

Zum Belange viefer ihrer Anficht glaubt die Abtheilung nur auf eine Haupt- 
Beſtimmung des Gefetzes, die Anorbnung von Judenſchaften mit Corporationd- 
rechten, hinweiſen zu dürfen: indem dieſe Anordnung in kirchlicher Beziehung 
einem weſentlichen Beduͤrfniß abhilft, den Wünſchen ber Juden entſpricht, Führt 
fie in bürgerlicher Beziehung dahin, daß der einzelne Jude feine bisherigen 
Rechte einbüßt,: das Individuum in ber Corporation aufgeht und nur letztere am 
ber bürgerlichen Berfaffung ber chriftlichen Staatebürger no Theil nimmt. — 
ef. $. 15 des Geſetzes. 

Den materiellen Inhalt des Geſetz⸗Entwurfs ſelbſt anlaungend, fo war vor 
allen Dingen ber Geſichtspunkt fehtzuftellen, von welchen aus er zu benrtheilen if. 

In unferem Staate gilt das Prinzip bes Rechts und bes Foriſchritis. Die 
fem Prinzipe gemäß muß fich feine Gefepgebung fortbewegen, wenn er nicht von 
dem Standpunkte herabfinten foll, welchen er unter ben übrigen Staaten Eu⸗ 
ropa’s einnimmt. 

Die Inden befinden fih zur Zeit im Genuffe gewiffer bürgerlicher Rechte, 
welche ihnen nicht mehr entzogen werben Tönnenz bies um fo weniger, als 
fammtlihe zum beutfchen Bunde gehörenden Regierungen ſich dazu ausdrücklich 
verpflichtet haben, fie ihnen zu erhalten, indem ber Axt, 16 der Bundes⸗Alie lautet: 

„Die Bundes-Verfammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine möglichſt 

übereinſtimmende Weife bie bürgerliche Berbefferung ver Belenner bes jü- 

difchen Glaubens in Dentichland zu bewirken ſei⸗ und wie inſonderheit den⸗ 
felben ver Genuß der bürgerlichen Rechte gegen bie Uebernahme aller Bür- 
gerpflichten in den Bundes⸗Siaaten verſchafft und geſichert werben Fönne, 
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Jedoch werden den Bekennern dieſes Glaubens bis dahin die denſelben von 
den einzelnen Bundes⸗Staaten bereits eingeränmten Rechte erhalten,” 

Wenn aljo die Berbältniffe der Juden einer Regulisung unterworfen wer⸗ 
ben follen, fo darf ſolches nur unter firenger Beachtung ihrer bisherigen Rechte 
geſchehen. In dem größten Theile ber Monarchie, den alten Provinzen, gilt 
das Edikt vom 11, März 1812, Im denjenigen neneren Lanbestheilen, in welden 
die Juden früher ausgebehntere politifche Rechte genoſſen, haben fich deren Ver⸗ 
hältniffe im Lanfe ber Zeit denen in ben alten Provinzen gleichgeftellt, Deshalb 
erſchien es der Abtheilung angemeſſen, 

Das gedachte Edilt der Prüfung bes vorliegenden Geſetz⸗Entwurfs zum Grunde 
zu legen. 

Bei dem, was bied Ebikt zu Gunften der Juden beftimmt, barf aber niht 
fieben geblieben werben, 

Der Vorwurf ver Abfonberung, welcher ben Juden gewöhnlich gemacht wird, 
trifft auch bie Ehriften. Er trifft vorzugsweiſe bie Geſetzgebung, welche burd 
ihre ungleiche Behandlung die Juden nieberbrüdt, in den Ehriften pas Gefühl 
der Superiorität hervorbringt. 

Die Religion der Juden dürfte nichts enthalten, was dem Stante und ber 
unter feinem Scupe ſtehenden criftlichen Kirche nachtheilig werben Fönnte, da 
mehrere auswärtige Staaten benfelben lange ſchon alle Rechte ihrer chriftlicen 
Unterthanen eingeräumt und zu beren Wieber-Einichräntung Feine Veranlaſſung 
gefunden haben, 

Bon einem Bedenken, welches in ben Religionsgebräuchen feinen Grund 
haben könnte, barf noch weniger bie Rede fein, weil unfere eigene Staatsr- 
gierung bemfelben nicht mehr Raum giebt und die Juden zum Dilitair-Dienfe 
und zu Aemtern fähig erachtet, 

Was aber ben allgemeinen fittlichen Zuſtand derſelben anbetrifft, fo ift fol 
cher jedenfalls von ber Art, daß ihnen eine würbigere Stellung im Staa’ 
serbanbe. angewiefen werben muß. Lebteres fordert laut bie öffentliche Stimme 
Es fprechen bafür bie Anträge ber fünf Landtage von 1845 und bie eingegan⸗ 
‚genen Petitionen. 

Es wirb alfo bei der Prüfung des Gefeh-Entwurfs nicht blos darauf zu 
achten fein, daß Feine Beftimmung beffelben hinter dem Ebilte vom 11. Min 
1812 zurüdbleibt, ſondern auch barauf Bedacht zu nehmen fein, ob und inwie 
weit bie ben Suben voribeilhaften Beftimmungen eine Ausbehnung und Er 
weiterung erfahren koͤnnen. 

Dies vorangeſchidt, ging man nun zur Erörterung ber einzelnen Beim 
mungen über: 

Heber die Berbältntffe ber Juden in allen Landestheilen un 
ferer Monarchie, mit Ausfhluß nes Großherzogthums Pofen 

Die Einleihmg und bie Heberfchrift wurden bei Seite gelaffen, weil feld 
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eines Theils unmefentlih, anderen Theils durch ben materiellen Inhalt bes 
Gefepes bedingt find, und lepterer im legislatoriſchen Wege erſt feſtgeſtellt 
werben muß. 

8. 1. Daffelbe fand in Betreff ber Worte Statt „welche in den vorbezeich⸗ 
neten Lanbesiheilen ihren Wohnſitz haben.” 

6.2. Der Zwed, zu welchem vie Juden zu Judenſchaften vereinigt werben 
follen, if in biefem und ben nächſten Paragraphen, welche von ber 
Bildung der Iubenfchaften handeln, ($. 2-14) nicht ausgevrüdt. Man 
koͤnnte daher fich zu ber Annahme verſucht fühlen, daß er lediglich auf 
bie Rultusangelegenheiten ber Juden gerichtet iR. Indeß ergeben bie 
fpäter folgenden Dispofitionen der 85. 15, 24 und 34, baß bie Ju⸗ 
benfchaften auch eine politifche Bedeunung haben follen. Welche Nach⸗ 
theile fie bei dieſem Charakter für ben einzelnen Juden haben 
würben, ift bereitd oben angedeutet. Dem Staateinterefle aber könnten 
fie ſchon deshalb nicht fürberlich erachtet werben, weil fie zu einer 
fohärfern Abfonderung der Juden von den Ehriften führen würben. 

Dies hat fih nach den der Abtheilung mitgetheilten Berichten ber König- 
Uhen Regierung zu Pofen und Bromberg vom 21. Auguſt 1842 und 25. Juli 
1843 im Großherzogthum Pofen bereits bewährt?). Es würde ber Erfahrung 
Trop bieten heißen, wenn bies Gutachten beider Regierungen unbeachtet gelaffen 
_ werben follte. Daher erklärte ih die Abtheilung einftimmig und entfchieben 
bafür, daß die Vereinigung ber Juden zu korporativen Berbänden nur in Be⸗ 
ziehung auf ihre Kultusangelegenheiten gefchehe, und in bem vorliegenden Pa⸗ 
ragraphen beftimmt es auszubrüden fei, daß ſolche darauf fih befchränfe- 


*) Bericht ber Regierung zu Pofen vom 21. Auguft 1842, 
*) Wir find der Anficht, daß bie Fünftige Geſetzgebung bie Juden vor⸗ 
quoon ie nur als religiöfe Gemeinſchaft und nicht als einen in ben bürgerlichen 
eziehungen organifch ausgefonderten Theil der Bevölkerung anfehen, und ber- 
felben demnach nicht eine Organifatigon nach ber Analogie bürgerlicher Gemeinen 
geben, fondern fie in folche Forporative Verbände vereinigen muß, bie ben Zweck 
baben, die Verhältniſſe des Kultus und der religidfen Erziehung zu orbnen, 
hierfür eine zwedmäßigere obere Leitung möglich zu machen, und jo das eigene 
Zufammenwirfen der Juden dem höchſten Zwecke des Staates dienſtbar zu ma- 
chen. — Die Vermögensverwaltung ber Gemeinen wird bemgemäß als etwas 
Sekundaires bei ber neuen Organifation erfcheinen, und jede gefepliche Dispo⸗ 
fition ausgefchloffen fein, die zu der Vorftellung führen kann, als follten bie 
Juden auch in ihren bürgerlichen Verhältniſſen ein organifch geſondertes Ganzes 
innerhalb ber Kommunen und Im Staate bilden, Zu einer folden Anfiht hat 
leider die Verorbnung som 1. Januar 1833 durch die Verweifung auf bie Ana⸗ 
Iogie ber revidirten Städteordnung, DBermifchung ber Beftimmungen über bie 
ftantshürgerlichen Verhältniffe mit denen über bie Gemeineorganilation, fowte 
durch Ignorirung der innern religiöfen Verhälmiſſe vielfach Veranlaſſung ge- 
eben und bamit unftreitig nachtheilig gewirkt, fowohl auf ben Geift der jüdi⸗ 
chen Gemeinen, bie bei jeber Gelegenheit ein abgefondertes Intereffe den ftäbti- 
Ichen Kommunen und ben Stantsbehörben gegenüber geltend zu machen fuchen, 
VIII. 23 
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Zugleich hielt dieſelbe zu näherer Berbentlihung es für zweckmäßig, daß 
dem Ausdrucke, Judenſchaf“ Synagogengemeine, and dem Ausdrucke „Juden⸗ 
ſchaftsbezirk“ Synagogenbezirk ſubſtituirt werde. 

5 8. Bei ber Bildung von Synagogengemeinen nach andern Grundſaähtzen zu 
verfahren, als bei ber Bildung chrifklicder Kirchengemeinen, iſt Teine 
Beranlaffung vorhanden. In dem einen Falle wirb es, bie Juden ber 
umliegenden Dörfer der Synagoge einer Stabt zuzuweiſen, zweckmäßig, 
in dem’ andern bie Geftattung mehrerer Synagogen an einem und bem- 
felden Orte, wie z. 8. in Berlin, Breslau ze. nothwendig fein. In 
Betracht vefien fehlägt die Abtheilung vor, ben erften Abfab bes $. 3 





indem fie fih für einen beſonders reprafentirten Beftandtheil der ſtädtiſchen Kom- 
munen erachten, als auf die Öffentlihe Meinung, welche ebenfalld eine politifche 
Abſonderung ber Juden in bem Gefeb vom 1. Juni 1833 erblidt. 

Geſtützt auf dieſe Wahrnehmungen erlauben wir uns, ganz geborfamft zu 
bitten, daß bei Nevifion der jebt beftebenden Geſetzgebung alle Dispofitionen 
über die bürgerlichen Verhältnilfe der Juden von denen über die Gemeineor- 
ganifation fireng gefchieden werben möchten, letztere aber lediglich in der Form 
einer Organifation von Religionsgemeinen, mit möglichfter Einfachheit und mit 
ber nötbigen Rũcſſcht auf das entſchieden vorhandene Bedürfniß einer nicht blos 
Außerlichen Leitung ber Gemeineangelegenheiten erfolge. 


Berihtder Regierung zn Bromberg vom 25. Juli 1848: 

Die Abfonderung der Juden in Korporationen im bieffeitigen Departement 
ift nach den big jetzt gemachten Erfahruugen im Allgemeinen von feinem be- 
fonderen Erfolge begleitet gewejen, und wir möchten ung daher zu ber Anſicht 
binneigen, daß bloße Spuagogenverbänte für den vorliegenden Zweck augreichen 
bürften. Die Bildung von Korporationen im Gefepe vom 1. Juni 1833 bat 
nur In einer Beziehung ſich als nothwendig herauggeftellt, nämlich in Betreff ver 
Abwidelung der Schulden, — melde fait in den meiften Städten bes Grof- 
herzogthums Pofen den jüdifchen Glaubensgenoffen aus früheren Zeiten mehr 
oder minder obliegen, — um bierturch ben Gläubigern eine größere Sicherheit 
und die Möglichkeit der Wiedererlangung ihrer Forderungen zu befhaffen. Da 
aber diefe Nothwendigkeit auch nur vorübergehend iſt, und mit erfolgter Abzah⸗ 
lung fammtlicher Schulden ihre Bedeutung verliert, fo erfcheint die allgemein 
beabfichtigte Bildung von Korporationen unter ſämmtlichen Juden im Preußifchen 
Staate, die mit ähnlichen Schulden, wie die Juden ber hiefigen Provinz, nicht 
belaftet find, nicht erforderlich, vielmehr die Bildung großer Synagogenverbände 
ohne befondere Vorrechte zur Berfolgung ihrer Zwecke genügend. Durch bie 
Korporationgverfafiung werben bie Juden überdies immer mehr darauf binge- 
wiefen, fi von den übrigen Einwohnern zu trennen und privative flatt ber ge- 
meinfamen Intereffen zu verfolgen; dies zeigt fich befonbers In ben Dertern, wo 
durch Einführung ber Städteordnung den Juden eine Mitwirkung an ber fläbti- 
fen Berwaltung eingeräumt worden; bier verlangen fie, Tonfequenter Weiſe, 
als Korporation vertreten zu werben, und fo das kaum gefchaffene Band wieter 
aufzuldfen. Für den bieffeitigen Regierungsbezirt möchten wir ung daher aud 
für die Aufhebung der Korporationsverbände, ſobald ihre Schulden abgewideh 
find, ausfprechen. Ze 
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AUT DIE Worte an reduziren: „bie Bildung biefer Synagogengemeinen 
erfolgt durch bie Negierungen naıy vengkcung her Betheiligten.‘ 


Der zweite Abſchnitt, welcher mit den Worten anhebt: In gleicher zuser. 
30. kann unverändert beibehalten werben, 
F. 4. Der zweite Satz „der Berband ver Sudenfchaften 20.’ muß In Betracht 


des ad 6. 2 Bemerkten wegfallen. 


$. 53, 6 und 7 geben zu Feiner Erinnerung Beranlaffung, 
$. 8, Bei der Ausübung des Wahlrechts dürfte es wohl, wie in anderen Fällen, 


2 


nur darauf anfommen, baf das Mitglied männlichen Geſchlechts volljährig, 
unbefcholten, ſelbſtſtaͤndig ſei und feine Verpflichtungen gegen die Gemeinde 
bis dahin erfüllt: habe. Auf Grundbeſitz und Gewerbebetrieb hinzuweiſen, 
erfcheint müßig, da weder das Eine noch das Andere bie Ausübung bes 
Mahlrechts bedingen fol; weshalb bei dem Juden, feiner Gemeine gegen- 
über, darauf gefehen werben fol, ob er fremde Unterftügung genieße oder 
nicht, war ber Abtheilung noch weniger einleuchtend. Ste flimmte baher 
für Weglaffung der Worte ‚‚entweber ein Grundſtück befigen oder ein 
Gewerbe ſelbſtſtändig betreiben, oder fonft ohne fremde Unterſtützung,“ 
fo daß dann der Paragraph alfo Tanten würbe: 

Sämmtliche männliche, volljährige, unbefcholtene Mitglieder der Sy⸗ 

nagogengemeine, welche fich felbfifländig ernähren u. f. w. 
Leber den erften Satz, welcher die Worte enthält: ‚Das Wahlgefchäft 
wird durch einen Abgeorbneten ber Regierung geleitet” waren bie Mit- 
glieder ber Abtheilung verſchiedener Meinung. Die Einen hielten biefe 
Beftimmung für zweckmäßig, weil bie Anweſenheit eines Regierungs⸗ 
Kommiffarius für die Ordnungsmäßigkeit der Wahl Garantie gewähre, 
und es dahin ſtehe, ob nicht einzelne Synagogengemeinden auf einer fo 
niedrigen Stufe ber Bildung ſich befinden möchten, daß fie eine Wahl 
felbfftänpig auszuführen außer Stande wären. Die Andern dagegen 
sermeinten, daß wenn ein folder Fall, wie ber eben gedachte, wirklich 
vorkommen follte, bie Juden wenigftens fo gebilvet fein wuͤrden, einen 
zur Leitung geſchickten Mann fich felbft zu ermitteln, auf Feine Weiſe 
ein ſo vereinzelter Ausnahmefall aber binreiche, eine laͤſtige Beftimmung 
für alle Synagogengemeinen im Preußifchen Staate zu motiviren. Bel 
Feiner ähnlichen Verbindung von Chriften finde eine Einmiſchung ber 
Regierung, wie bie in Rebe ſtehende Statt, unb wenn überhaupt von 
Gleichſtellung der Juden mit ben Chriften in ihren Rechten die Rebe 
fein folle, fo müffe vor Allem eine Beichräntung der Erftern in weniger 
erheblichen Punkten, wie ber vorliegende, nicht vorfommen. Die Abftim- 
mung ergab für eine jede biefer beiden Anfichten eine gleiche Zahl von 
Stimmen. Es erflärten fih acht Mitglieber für, und eben fo siele gegen 
bie Beibehaltung des quaͤſtionirten Satzes. 

23 * 
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6. 10. Da die Repräfentanten gegen die Synagogengemein⸗ -!=- vrorarumngsvolle 


. 11. 


Stelle einnehmen. inne fr verſribe opne Rückſprache mit ihr in allen, 
un dem wichtigen Angelegenheiten dem Vorſtande gegenüber vertreten, 
es alfo im Intereffe ver Gemeine liegt, daß bazu nur vorwurfsfreie 
Männer gewählt werben, außerdem es aber auch nicht felten vorkommen 
bürfte, daß ber Borfland in Außeren Angelegenheiten ber Gemeine, bei 
denen er die Repräfentanten zuziehen muß, bie Legitimation berfelben zu 
führen hätte, fo fand vie Abtheilung es zwedmäßig, bag deren Wahl 
ber Senehmigung ber Regierung ebenfalls unterworfen werke, und fchlägt 
biefelbe wor, in der erften Zeile hinter „Vorſteher“ einzufchalten: ‚und 
ber Repräfentanten.‘ 

Die revidirte Stäbleorduung vom 17. März 1831 gilt zur Zeit nur in 
einer verhältnigmäßig geringen Zahl von Städten ber Preußiſchen Mo- 
narchie. Sie da, wo fie nicht gilt, in Beziehung auf die Berbältniffe 
ber Juden einzuführen, foheint nicht nothwenbig zu fein, Es würbe, wo 
ſolches gefchähe, die Zahl der fchon beſtehenden Gefegbücher und Gefep- 
fammlungen dem allgemeinen Iniereſſe zumwiber vermehrt werben unb 
den Wünfchen ber Stäbte, welche fih der Städteordnung vom 19. No⸗ 
vember 1808 erfreuen, gerabezu entgegen fein. Die Abtbeilung bat 
nichts Dagegen zu erinnern, baß die Beziehungen des Vorftandes zu ben 
Repräfentanten und ver Lebteren zur Spnagogengemeine nach ben bezo⸗ 
genen Beftimmungen bes revidirten Stäbteorbnung normirt werben, fehlägt 
aber vor, biefe Beſtimmungen einfach im vieles Gefeb aufzunehmen, *) 





*) Nah Analogie der revidirten Stäbteorbnung würben es folgende Be- 
fiimmungen fein: 
A. Su Betreff des Verbältniffes des Vorftandes zu den Repräfentanten. 


Der Borftand hat die Befchlußnahme der Repräfentanien zu verhandeln, 

wenn es fih handelt um: 

1. Seftfepung bes Etats. 

2, ng, Berwaltung, Verpfändung und Melioration von Grund- 
üden, 

3. Anftellung von Prozeffen, Abfchließung von Vergleichen über Gerecht⸗ 
eben Synagogengemeine oder über bie Subſtanz bes Vermögens 
derſelben. 

4. Verträge, welche außer dem Etat liegen und außerordentliche Geldbe⸗ 
willigungen, welche den Etat überſteigen. 

Sn vorbemerkten Faͤllen iſt die Beſchlußnahme der Repräſentanten, 
wenn ſie nicht den Geſetzen widerſpricht, in der Regel bindend für den 
Vorſtand. Gewinnt er die Ueberzeugung, daß dieſelbe der Gemeine 
nachtheilig werden würde, ſo hat er derſelben die Beſtätigung zu ver⸗ 
ſagen, und wenn er Feine Vereinigung mit den Repräſentanten bewir- 
len Tann, der Regierung zu berichten, welcher bie Entfcheibung zuſteht, 
ob der Widerſpruch des Borftandes begründet iſt, oder nicht. 

$. Einführung neuer und Aufhebung oder Abänderung beſtehender Einrich⸗ 
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fo daß das Statut nur noch Über ſolche Gegenftänbe ſich verbreiten dürfte, 
über welche in dieſem Geſetze binweggegangen wäre. 


8. 12, Hier gilt das bei dem unmittelbar vorhergehenden Paragraphen Gefagte, 


und würde bie Bezugnahme auf bie revibirte Städteordnung ebenfalls 
zu vermeiden fein. *) 





tungen, worauf fowohl von dem Borftande, als auch von ben Repraͤ⸗ 
fentanten angetragen werben kann. 

Wenn Beide einverfianden find, fo kann der Vorſtand bergleichen 
Einrichtungen fofort ausführen, Infofern fie nicht den Geſetzen zumiber 
ober an höhere Genehmigung gebunden find. Bei nicht flattfinbendem 
Einverſtändniſſe ift die Sache nöthigen Falls ber Regierung zur Eni⸗ 
fcheidung vorzutragen, 

6. Freiwillige Veräußerung son Grundſtücken und Realberechtigungen ber 
Synagogengemeine. 

Hierzu iſt außer dem Einverſtändniſſe zwiſchen Vorftand und Reprä- 
fentanten noch erforderlich die Genehmigung ber Regierung und dffent- 
liche Licitation auf Grund einer Tare, 

7. Einführung son neuen Auflagen für die Mitglieder der Synagogenge- 
meine, Aufnahme von Anleihen ober Anfauf von Grundflüden. 

Her iſt außer dem Ginverfänpniffe des Vorſtandes und der Reprä⸗ 
fentanten ebenfalls die Genehmigung der Regierung erforderlich. 

8. Anfelung von Beamten. 
em Borftande fteht die Mahl und Anftellung fämmtlicher Beamten, 
einfchließlich der Kultusbeamten, zu. Vor jeder Anftelung bat er aber 
bie u hräfenlanten über die Würbigfeit ber anzuftellenden Perfonen 
zu hören, 


. In Betreff des Verhältniſſes der Repräfentanten zur Gemeine. 


Die Repräfentanten erhalten durch ihre Wahl und dies Geſetz die Voll⸗ 
macht und Berpflihtung, die Synagogengemeine ohne Rückſprache mit 
berfelben oder mit Abtheilungen verfelben nach Ueberzeugung und Gewif- 
fen dem Geſetze gemäß zu vertreten und verbindende Befchlüffe für bie 
Bemeine zu fallen. Die Repräfentanten haben aber nicht einzeln, fon- 
dern nur in ber Gefammtheit die Befugniß, durch gemeinfchaftliche Be- 
ſchlüſſe nach näherem Inhalte dieſes Geſetzes von ber gefenlichen Voll⸗ 
macht Gebrauch zu machen, 


*) Nach Anleitung der revibirten Stäbteorbnung würbe Nachſtehendes an⸗ 


zuführen fein: 


a) 


b) 
c) 


a) 


e) 


Die Regierungen find berechtigt und verpflichtet: 


fich Weberzeugung zu verichaffen, ob in jedem Synagogenverbande bie 

Verwaltung nach den Geſetzen überhaupt und nach gegenwärtigem Geſetze 

insbefondere eingerichtet ſei; 

bafür zu forgen, daß die Verwaltung fortwährend in dem vorgefchriebenen 

Gange bleibe; 

bie Beſchwerden Einzelner über die Verlegung der ihnen als Mitglieder 

re Spnagsgengemeine zuftebenden Rechte zu unterfuchen und zu ent⸗ 
eibens 

bie Synagogengemeine zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten, und 

in den Fällen zu entfcheiven, welche in biefem Gefebe an fie verwiefen find, 


In allen Angelegenheiten der Synagsgengemeine gebt der Refurs an bie 


4. 18. 


$. 14, 


6. 15, 
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Es fehlt am einer ausdrücklichen Beſtimmung darüber, wer über das 
Statut zu berathen bat, Der ganzen Gemeine kann ſolches füglich nicht 
überlaſſen werden, da ſie dazu wegen der großen Zahl und zum Theil 
mangelhaften Qualification ihrer Mitglieder nicht geeignet erſcheint. Die 
Abtheilung hält es für zwedmäßig, daß bie Berathung bes Statuts durch 
ben Vorſtand und die Repräfenianten gemeinfchaftlich erfolge. 

Der Einn der Worte „und über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder, 
iR nicht ganz Mar. Es Könnten biefe Worte auf ein gewiffermaßen poli- 
zeiamtlihes Verhältniß bes Borftandes zu ben einzelnen Gemeinemit- 
gliedern gebeutet werden, Ein folches liegt aber außer Bekimmung. 
Wenn Behörden ben Boritand ber Synagogengemeine zu einer Auskunft 
über einzelne Mitglieder aufforbern, fo kann folche der Natur ver Sache 
nach und Ahnlich, wie es bei ben Presbpterien ber chrifklichen Kirchen ber 
Fall if, nur Beziehungen bes Einzelnen zur Gemeine betreffen, und dieſe 
find zugleich Angelegenheiten ber Gemeine ſelbſt. Wenn alfo fchon außer- 
bem angeorbnet worden, daß der Vorſtand über alle bie Judenſchaft 
(Synagogengemeine) betreffenden Angelegenheiten ben Staats- und Kom⸗ 
munalbebörben auf Erfordern pflichtmäßige Auskunft zu ertheilen babe, 
fo erfcheint folcheg der Abtheilung genügend, und flimmt fie dafür, bie 
Eingangs gedachten Worte zu fireichen, 

Wenngleich es den fäbtifchen Behörden und Borftännen ber Juden nur 
anheim gegeben und in beren freien Willen geftellt ift, Vereinbarungen 
zu treffen, nach welcden die Juben in Beziehung auf die Verwaltung 
ber ſtädtiſchen Angelegenheiten ihren chriftlicden Mitbürgern gegenüber 
eine befondere Korporation bilden würden, fo tft Doch auch dem Gebanfen 
an bie Möglichkeit der Hinwirfung Königlicher Behörden auf tie Bildung 
folcher Korporationen nicht aller Raum abgefchnitten, Wenn nun fchon 
oben in ber Einleitung und bei $. 1 zur Sprache gefommen, daß Ver⸗ 
einbarungen, wie fie ber in Rebe ftebende Paragraph ſtatuirt, zu offen- 
baren Rechtskränkungen ber einzelnen Juden führen, und dem öffentlichen 
Intereſſe entgegen fein mwürben, fo mußte fich bie Abtheilung bier nod 
befonbers vergegenwärtigen, daß in dem Balle folcher Vereinbarungen in 
der Bürgerfchaft eine Judenſchaft beftehen, in der Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
fammlung nicht blos Repräfentanten der VBürgerfchaft, fondern auch Re⸗ 
präfentanten ber Judenſchaft finen und die Stäbteorbnung in ihren wefent- 
lichſten Beftimmungen aufgehoben fein würde, Diefe Betrachtung führte 
zu bem einftimmigen Befchluffe 





Regierung und gegen die Entfcheidung berfelben bleibt der Rekurs an bie bö- 
heren Staatsbehörben vorbehalten. Der Rechtsweg ift aber gegen bie Entfcei- 
bung ber Regierung nur dann zuläffig, wenn bie Klage auf einem Tpeziellen 
drivatrechtlichen Titel gegründet wird, 
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daß ber 5. 15 gang und gar zu flreichen ſei. 

Der Abſchniit, welcher über das Kultusweſen handelt ($. 16-22), fat in 
Teing. ber Kategorieen von Geſehen, zu beren Berathung bie Stände verfaſſungs⸗ 
mäßig berufen find. Deshalb glaubte die Abtheilung auch in Beziehung auf 
denfelben zunächß die Frage anregen zu müfen, ob er ber Beratung bes Ver⸗ 
einigten Landtages unterhiegen dürfe? Für ben Ball, daß biefe Frage in pleno 
bejaht werben follte, was bie Abtheilung um deswegen anzunehmen geneigt war, 
weil es ſich um eine Königliche Propofition handelt, war zu 6, 16 unb 17 nichts 
zu erinnern. 
$. 18. Die Abtheilung iſt mit dem in der Denkſchrift S. 24 ansgefprochenen, 

von ber Staatsregierung bisher befolgten Grundſatze, daß eine Einmi« 

fohung der Staaisbehörden in die Differenzen, welche unter den Zuden 
über ihren Kultus eniſtehen, nicht ftatthaft und es ihre eigene Sache fei, 
fh darüber zu einigen, was dem Geifte ihrer Religionsfagungen ange» 
meſſen ift oder nicht, ganz einverflanben, da folcher die Glaubens⸗ und 

Gerwiffensfreibeit ver Juden garantirt. 

Ebenſo kann biefelbe es nur gut beißen, baß ba, wo bie sorbemertte 
Einigung unter ben Tuben nicht ſtatt findet und es fich um bie Bildung neuer 
Aultus-Einrichhungen in befonderen Synagogen handelt, den Diffentirenden, 
weil über Olaubensangelegenheiten bie Meinung der Maforität nicht entſchei⸗ 
dend fein kann, um Gewiſſenszwang zu. vermeiden, eine Abfonberung unb 
Bereinigung zu einer eigenen Siultusverbindung zu geftatten ſei. ©. 25 
und 26 ibid. 

Diefen Grundfägen ift aber ber Inhalt bes vorliegenden Paragrapben im 
fo fern nicht gang entſprechend, als nach bemfelben in dem Kalle ausbleibender 
gütlicher Vereinigung den Miniftern bie Entfcheidung zuſtehen fol, ob bie Ein- 
richtung eines abgefonderten Gottesdienſtes 2c. zu geftatten fe, Die Maßgaben 
feftzuftellen, unter denen biefe Abſonderung geiheben Tann, ohne daß das Be- 
ſtehen ver bisherigen Synagoge gefährbet wirb, mag immerhin und muß ber 
Siaatsbehörde im Intereſſe der letzteren vorbehalten werben, Die Abfonberung 
ſelbſt aber barf deshalb nicht in Frage kommen, baber bie Abtbeilung dahin 
fentirte, in der achten Zeile die beiden Wörter „ob und” zu freichen, 

Richtig ift ferner in der Denkſchrift S. 27 andgeführt, daß das Bermögen 
der beftebenden juriſtiſchen Perfon angehörte, und berfelben auch bei einer erfol- 
genden Abtrennung verbleiben müfle. Dies ift aber in bem vorliegenden Pa- 
ragraphen nicht ansgefprochen und würbe berfelbe demgemäß noch babin zu er- 
gänzen fein, daß hinter ben Worten „vorhandenen Stultuseinrichtungen” noch 
eingefchaltet werben bie Worte: „und bes Bermögend ber Synagogengemeine.“ 

$. 19— 23. Hier war nichts zu bemerken. 

6, 24. Ehen fo. 

In Beziehung auf den nächften Abſchnitt machte ein Mitglied barauf aufs 
merffam, daß bad Gonvernement binfihtlich des Unterrichtsweſens ber Juden 
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in neuerer Zeit offenbar eine anbere Anficht gewonnen babe, als ihm feld 
früher eigen geweien. Dies fei ſchon aus einer Zufammenhaltung ber in den 
zweiten Hefte ber Beilagen zur Denkſchrift S. 60 und 66 enthaltenen Mint 
tialreferipte zu entnehmen. Während in dem erſten Refcripte die allgemeinen 
gefenlichen Beſtimmungen über ben Unterricht auch für bie Iuben als maßge⸗ 
bend erflärt und bie Behörben zu beren Beobachtung und Ausführung ange 
wiejen feien, gebe bie Tendenz bes letzteren Refcripts dahin, Glaubenösſchnlen 
in's Leben zu rufen und bie jüdifchen Kinder ans ben Schulen, welde von 
Kintern chriftlicher Eltern befucht werben, zu verbannen. Der Geiſt dieſes Re 
feripts finde fih in dem Befegeutwurfe und deſſen Motiven wieber. Es fei in 
ben letzten, namentlih S. 80 der Denffchrift, die Zuweiſung der jñdiſchen Kin⸗ 
der zur chriftlicden Schule nur als Ausweg bezeichnet, und bie Errichtung eige⸗ 
ner Schulanfalten für die jübifchen Kinder gerabehin für zwedimäßig erflär, 
Diefe Bemerkungen riefen gegen bas- Gousernement lebhafte Reklamationen 
hervor. Die Abtbeilung bekannte fih zu einem entgegengefehten Prinzipe, teil 
die Trennung ber jübifchen von der chrifllichen Schulfugend ebenfalls zu eine 
fihärfern Abſonderung ber Juden von ben Ehriften überhaupt führen würde, und 
bie Erfahrung eine ſolche Trennung micht gebiete, vielmehr Ichre, daß bie Theil- 
nahme ber jübifchen Kinder an bem Unterrichte ber chriſtlichen dieſen nirgendd 
geichabet, auf jene bagegen nur vortheilhaft eingemwirkt babe. 

Wenn daher auch bie 66. 25 und 26, als den allgemeinen gefeplichen Br 
ſtimmungen entfprechend, und zu Feiner Erinnerung VBeranlaffung gaben, fo fan) 
doch die Beftimmung bes F. 27 Feinen Anflang, indem dagegen Folgendes ber- 
vorgehoben wurbe: 

Wo eine Schule nah F. 29, 32 Tit. 11. TH. I1. A. ER. durch Bei⸗ 
träge der Hausväter unterhalten wird, Tonnen biefe Beiträge auch von jübdiſchen 
Dausvätern erhoben werben, und wo die Schule aus Communalfonds fuftentirt 
wird, ift es um fo mehr recht und billig, baß die jüdifchen Oriseinwohner an 
der Schule gleichen Theil haben wie pie Ehriften, weil fie gleich biefen zu ben 
Gommunalfonds beiftenern. Tritt ber Fall ein, daß bie an einem Orte beſte⸗ 
henden Schulen dem Bebürfniffe nicht entfprechen, fo if es geſetzliche Pflicht der 
Eommune, für deren Erweiterung ober Errichtung neuer Schulen zu forget. 
Diefe Laft anf ihre jübifchen Mitglieder zu wälzen, ift rechtlich unguläffig. Eben 
fo wenig läßt ſich eine Beichränfung ber jüdiſchen Einwohner in ber Wahl un 
ter mehreren Ortsfchulen rechtfertigen, wenn fie zu allen beitragen, ba be 
Grundfap „gleiche Pflichten, gleiche Rechte” dadurch verlegt werben würde. Wenn 
es ber Regierung freifteben follte, bie Kinder ber Juden nach einer beſtimmten 
Schule zu verweilen, fo könnte daraus, man benfe an große Stäbte, auch für 
bie Eltern wohl die Nothwendigkeit hervorgehen, ihre Wohnungen nach bem 
Bezirke der Schule zu verlegen, und ein mittelalterliches Ghetto fein Dafein 
erhalten. Diefe Betrachtungen führten zu bem einftimmigen Beſchluſſe, ben 
Wegfall bes in Rede ſtehenden Paragraphen zu beaniragen, Rur infofern 
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waren bie Anſichten verfchieben, als von ben anweſenden zehn Mügliedern fünf 

es einfach bei deſſen Wegfall belafien wollten, weil dann, wenn mehrere Schu⸗ 

fen an einem Orte befteben, bie Freiheit der Wahl unter denfelben für bie Ju⸗ 
den fich wie bisher von felbft verftehen würbe, bie anderen fünf Mitglieber da⸗ 
gegen dies noch ausdrücklich ausgefprochen und ber vorliegenden Dispofition bes 

Gefepentwurfes folgende Beftimmung : 

„Befinden ſich an einem Orte mehrere Elementarfchulen, fo Reben den fühifchen 
Einwohnern binfichtlich ber Wahl der Schulen biefelben Befugniffe zu, wie 
den chriftlichen Einwohnern des Ortes” 

ſubſtimirt zu ſehen wünfchten, 

5, 28, In der Denkſchrift it S. 32 bemerkt worden, daß es im Snterefle des 
Staates liege, daß feine Untertbanen ohne Ausnahme in der Religion, 
zu welcher fie fich befennen, erzogen werben. Iſt dies ber Ball, fo muß 
der Staat fich auch deſſen vergewiflern, daß folches gefchieht und Anftalten 
treffen, daß es geſchehen kann. Zu Gunften ber Juden kann es nun 
nicht ausgelegt werden, wenn es, wie in ben Worten ‚‚eine jede Juden⸗ 
fchaft 20.” beabfichtigt worden, lediglich ihnen anheimgegeben wird, wie 
fie ihren Kindern den Religionsunterricht beibringen wollen. Den meiften 
Familien würde ſolches wegen Befchränftheit ihrer Verhältniffe bei dem 
beten Willen nicht möglich fein, wenn ihnen der Staat babel nicht zu 
Hülfe käme. Deshalb entſchied ſich die Abtheilung einftimmig babin, 
daß in Stelle des angebenteten Paſſus, ven eigenen Wünſchen der Juden 
entfprechend, bie Beflimmung zu treffen feis 

daß eine jede Synagogengemeine verbunden fein fol, wenigſtens einen 

Religionslehrer anzuftelen und zu befolden, welchem ber Unterricht 

der Kinder in den fühifchen Religionswahrbeiten zu übertragen If, 
indem fie es dabei als ſich von ſelbſt verſtehend anſah, daß wenn an 
einem Orte mehre Synagogengemeinen beftehen follten, denſelben es 
unbenommen bliebe, fich in Beziehung auf einen gemeinfchaftliden Neli- 
gionslehrer zu vereinigen. 

Lest aber der Stant den Synagogengemeinen biefe Verpflichtung auf, fo 
meinten einige Mitglieder, müfle er auch bafür forgen, daß biefelben foldher 
genügen Finnen, daß ed an qualifizirten Neligionglehrern nicht fehle, Hierzu 
feien befonderr Bildungsanftalten, gewiffermaßen Seminarien, nothwendig. Wie 
der Staat Anftalten zur Heranbilbung ber Lehrer der chriſtlichen Religion ins 
Leben rufe und unterbalte, fo fei es auch feine Sache, zu Gunften ver Lehrer 
füpifcher Religion es zu thun, da bie Juden zu feinen Bebürfniffen eben fo 
beiftenern, wie bie Chriften, und im Wege der allgemeinen Befteuerung felbf 
zur Unterhaltung ber Anfalten für die Lehrer ber hriftlichen Religion beitragen. 

Dem wurde von ben übrigen Mitgliebern mwiberfprocden, indem einzelne 
derſelben unter Hinwelfung barauf, daß bie jübifche Religion nur eine gebuldete 
fei, fchon die Verpflichtung bes Staats, überhaupt fih barım zu fümmern, wie 
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bie Innen ſich ibre Religtenslehrer heranbilden, anbere wenigfiens bie Obliegen⸗ 
beit deſſelben, die Koſten ſolcher Bilbungsauftalten herzugeben, in Abrede ſtelllen. 
Als es zur Abſtimmung kam, erklärie ſich daher die Abtheilung mit 6 Stim- 
mm gegen 4 3war dafür, 
daß es überhaupt swedmäßig und nothwendig fei, Anſtalten zur Ausbildung 
jũdiſcher Religionslehrer einzurichten, 
in gleichem Stimmenverhaͤltniſſe aber dagegen: 
daß dies auf Koſten bes Staates geſchehe. 
Eine Prüfung der jübifchen Religionsiehrer in Beireff ihrer Rechtgläubig⸗ 
Veit und des Maaßes ber ihnen beiwohnenden Religionskenntniſſe kann füglig 
wicht Rattfinden, weil das Judenthum eine geiftliche Autorität überhaupt nichi 
anerkennt. Jedoch darf deshalb dem Staate es nicht gleichgültig fein, melde 
wiſſenſchaftliche Bildung der Religionslehrer außerbem befist. Da von einem 
Manne, welcher einen gewilfen Gran allgemeiner wiflenfchaftlicher Bildung ſich 
angeeignet bat, mit Grund auch eine gefundere Auffaflung ber Religionswahr⸗ 
beiten zu erwarten iR, fo ſchien es ber Abtheilung zwedmäßig, von einem jü- 
diſchen Religienslehrer wenigſtens bie allgemeinen wiflenfchaftligen Kenntnile 
eines Elementarlehrers zu fordern, und in biefer Beziehung ihn einer Staat 
prüfung zu unterwerfen, Sie wuͤnſcht demnach einftimmig, daß hierüber nod 
eine ausbrädliche Feſtſetzung erfolge, und würde ihrem Wunfche genügt werben, 
wenn in bem zweiten Abſchnitie Des vorliegenden Paragraphen hinter „zugelaſſen 
werben, welche” die Worte: „in einer mit ihnen anzuftellenden Prüfung bie 
allgemeinen wiffenfchaftlichen Kenntniſſe eines chriftlichen Elementarlebrers nad 
gewieſen und“ eingefchaltet würben, fo daß dann biefer Abſchnitt dahin lauten 
moͤchte: 
„Als beſondere Religionslehrer können nur ſolche Perſonen zugelaſſen werben, 
welche in eines mit ihnen anzuſtellenden Prüfung die allgemeinen wiſſenſchaft 
lien Kenntniffe eines chriitlichen Elementarlehrers nachgewieſen, und zu 
Ausübung eines Lehramtes vom Staate die Erlaubnig erhalten haben.“ 
Um ben Lehrern jüdischer Religion Teine Gelegenheit abzuſchneiden, ſich 
dieſe Kenntniffe anzueignen, fehlen es einigen Mitgliedern zweckmäßig, benfelben 
auch die Aufnahme in die Seminarien des Staates für chriſtliche Lehrer zu gr 
Ratten. Ties wollten andere Mitglieder bebenflich finden, weil ber Unierrichi 
in den Seminarien mit ber Religion im innigken Zuſammenhange flehe, und 
tie ganze Erziehung ber Zöglinge in ben jegigen Seminarien auf chriſtlicher 
Lebens anſchauung beruhe. Indeß blieben jene Mitglieder bei ihrer Auſicht, weil 
den geiftlichen Zöglingen bie Anweſenheit von Juden in Seminarien fo wenig 
gefährlich werden Tönne, als in Gymnaſien oder anderen Schulen, bie aufge 
marfenen Bebenten alfo höchfiens auf Seiten ber Inden beſtänden, und benfel- 
ben dadurch begegnet werde, daß bie Juden zum Eintritt in bie Seminarien 
für Ghriften nicht gegwungen werben, ihnen folder nur, wenn fie es wüniden, 
geßattet werben ſolle. Mi 9 Stimmen gegen 6 eniſchied fich bie Abtheilung 
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für den Borfchlag, alfo dafür, daß deu ſübiſchen Lehramtsafpiranten die Auf- 

nahme in den Seminarien für chriftliche Lehrer zu gewähren fet. 

5. 29. Blieb unangefochten. 

6. 30, Nach der Faſſung diefes Paragraphen Tönnte es ben Anfchein gewinnen, 
als wenn es lediglich von dem freien Entfchluffe bes Vorſtandes ber Iu⸗ 
fchaft abhängen fol, ob eine befondere öffentliche Schule für bie Kinder 
ber jüdiſchen Ortseinwohner einzurichten fei ober nicht, Gebt man aber 
auf die in ber Denkichrift Seite 34 (S. oben Seite 61) aufgeführ- 
ten Gründe zurüd, welche zur Errichtung einer ſolchen Schule Beran- 
laſſung bieten follen, fo findet man, daß ſolche von ber Art find, daß 
fie überall eintreten lönnen, und daß bafelbit, wo fie geltend gemacht 
würden, ber Vorſtand ber Judenſchaft gezwungen fein würbe, die Errich- 
tung einer eigenen jüdifchen Schule in Antrag zu bringen. Hiernach 
bürfte es auch kaum einem Zweifel unterliegen, baß bie Tenbenz bes 
Gefepentwurfed geradezu dahin gerichtet fei, auf bie Errichtung eigener 
jüpifcher, fogenaunter Glaubensſchulen hinzuwirken, und dies muß, wie 
fchon zu $. 17 bemerkt worden, nicht allein dem Staatsinterelfe wiber- 
fprechend, fondern auch mit ven beftehbenden allgemeinen geſetzlichen Grund⸗ 
fäben unvereinbar erachtet werben. Nach dieſen ift es lediglih Sache 
ber bürgerlichen Communen, Elementarfchulen, ſoweit es das Bedürfniß 
erfordert, einzurichten, und wie hierbei auf die verſchiedenen Bekenniniſſe 
der chriſtlichen Kirche nicht geſehen wird, eben ſo wenig kann dabei das 
Glaubensbekenntniß der Juden in Betracht kommen; ſo wenig von ein⸗ 
zelnen Selten ber chriſtlichen Kirche, wenn fie auch nur zu den gedulde⸗ 
ten gehören, gefordert wird, daß fie für fich eigene Schulen anlegen unb 
unterhalten, eben fo wenig fann baffelbe von ben Juden geforbert wer- 
ben, da fie eben fo Mitglieder ber Communen find, wie bie Ehriften, 
Selbſt nur in Form einer Vergünftigung es ihnen zu überlaffen, für fich 
befondere öffentliche Schulen zu errichten, würbe eitte Ausnahme von ber 
Regel fein, welche bevenflich wäre, weil’es an Beſtimmungen nicht fehlt, 
nach welchen, wenn einmal bergleichen öffentliche Schulanftalten beſtehen, 
biefelben auch unterhalten werden müſſen. Daher kam bie Abtheilung 
zu bem einmüthigen Befchluß, den Wegfall des in Rebe ſtehenden Pa- 
ragraphen mit alleiniger Ausnahme bes eriten Sapes, und aller übrigen 
bis 8. 33 inclufive zu beantragen, aber auch im erſten Satze bes 6. 30, 
um Zweifel zu vermeiden, noch bie Worte „ber Regel nach” zur Löfchung 
zu empfehlen, fo daß fich dieſer Paragraph auf bie Worte befchränfen 
würbe: 

„Line Abfonderung von ben ordentlichen Ortsſchulen Tönnen bie jü- 
bifchen Glaubensgenoffen nicht verlangen; bach iſt es ben Juden 
geſtattet, in eigenem Intereffe auf Grund biesfälliger Bereinbarungen 
unter fh mit Genehmigung ber Schulbehörden Privat -Lehranftalten 
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nach ben darüber beſtehenden affgemeinen Beſtimmungen ein 


richten.” 
Für den Fall, daß auf biefen Borfchlag von dem Plenum nicht eingegangen 
werben follte, vereinigten ſich die Mitglieber ber Mbtbeilung zu dem einflimmigen 
Wunſche, daß wenigſtens 
5. 20. am Schluſſe Hinter dem Worte: „Vorſtand,“ bie Worte: „und ber Re⸗ 
präfentanten‘’ eingefchaltet werben möchten, da ber Antrag auf Errichtung 
einer befonderen öffentlichen Schule zu bebentungssoll für bie Gemeine 
fei, ale daß er dem Vorſtande allein überlaffen werben könnte. 

6. 31 und 32 würben eventualiter anzunehmen fein. Zu 

6. 38. aber wünfcht die Abtheilung eventualiter noch die Beſtimmung eingefchalte 
zu ſehen, daß, wenn eine befonbere öffentliche jũdiſche Schule errichtet 
wird, auch die an derfelben angeftellten Lehrer alle Rechte und Eremtionen 


der an ben Öffentlichen Schulen ber chriftlichen Staatsbürger angeftelltn 


Lehrer genießen follen. 


5. 34. Nach der Dispofition diefes Paragraphen foll der VBorftand dafür forgen, 


daß die jüdiſchen Knaben nach vollendeter Schulbildung einen gemein 


nüpigen Lebensberuf erwählen und fi nicht dem Handel ober einm 


anderen Gewerbebetriebe im Umbergiehen ergeben. Diefe Berpflichung 
bes Vorſtandes kann ihre guten Folgen haben, fo wie jede Vormundſchaft 
biefelben bat, wenn fle gewiffenhaft verwaltet wird, Indeß iſt es augen 
fallig, daß ber Vorftand bei feinen fonftigen Gefchäften derſelben wegen 
ihres Umfanges vollſtändig zu genügen außer Stande ift, und wenn in 
Pofen biefenigen günftigen Erfcheinungen eingetreten find, welche man 
beabfichtigte, als man in der Verordnung vom 1. Suni 1833 dem dor⸗ 
tigen Subenfchaftsnorftande eine gleiche Verpflichtung auferlegte, fo Fönnen 
ſolche auch wohl in anderen Beſtimmungen ber gedachten Verordnung 
und in anderen Verhältniffen, als gerade in biefer ven Vorftänden an 
gewiefenen Thätigkeit ihren Grund gehabt haben, Abgefeben von ber 
Zweifelhaftigfeit des Erfolges diefer in Rebe ſtehenden Beftimmung, führt 
biefelbe zu Eingriffen in die väterliche Gewalt, welche dem Bater zunächſt 
bad Recht giebt, auf den Lebenshberuf feiner Kinder einzuwirken. Außer 
bem erfcheint es auch als hart, die Vorſteher bafür, daß jeber jüpdiſche 
Stnabe ein Gewerbe exrlerne, oder fih auf wiſſenſchaftlichen Lehranſtalten 
einem böheren Berufe wibme, verantwortlich zu machen, ba ihnen, um 
biefen Zweck zu erreichen, kein anberes Mittel zuſtehen fol, als Rüd⸗ 
fprache mit ben Vätern ober Vormündern und Anträge bei dem Magi- 
firat unb’Ntreis-Landrath. Aus vorftehenden Gründen erflärten einzelne 
Mitglieder eine Umarbeitung biefes Paragraphen für nothwenbig, ſo 
daß die Vorſteher nur eine moralifche Verpflichtung (ohne beſondert 
Berantwortlichkeit) träfe, auf bie Wahl des Lebensberufes jüdiſcher 
Knaben einzuwirken, und auch dies ihnen nur in Beziehung auf foldt 
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Kinder zur Pflicht gemacht würbe, deren Eltern ber fortfchreitenben Ge⸗ 
fittung gerabezu entgegenftreben. 

Andere Mitglieder gingen aber weiter, indem fie anführten, bie allgemeinen 
Geſetze geben fchen hinreichende Mittel an bie Band, bie heranwachfende Sugenb 
zu nüplidden Staatsbürgern heranzuziehen. Sei ber Vater nicht am Leben, fo 
ſtände es bei der vormundſchaftlichen Behörde, Hichtige Vormünder zu beſtellen 
und biefelben in Erfüllung ihrer Pflichten zu überwachen. Lebe der Vater, fo 
fei es allgemeine Obliegenheit der Polizeibehörbe und jebes rechtlichen Mannes, 
fobald der Fall eintritt, daß der Bater feine Obliegenheit gegen feine Kiuber 
vernachlãſſigt, ber vormundſchaftlichen Behörde davon Anzeige zu machen unb 
biefelbe zur Beftellung eines Kurators für bie Kinder zu veranlaſſen. Die in 
Rede ſtehende Beftimmung würde mit ber Stellung bes Vorſtandes, welche fi 
auf bie Kultusangelegenbeiten befchränfen fol, unsereinbar fein. Dur biefelbe 
werde er gewillermaßen zu einen polizeilichen Organ bes Staates geftempelt. 
Indem bie Befimmung allgemein Taute, unb jeden jübifchen Familienvater ohne 
Ausnahme ber Weberwachung des Borfiandes in Betreff ber Kindererziehung 
unterwerfe, kränke fie zugleich das Ehrgefühl der Juden, welche durch ihren 
Bildungszuſtand weit über die Nothwendigkeit einer folchen Ueberwachung hinaus 
find, und könne in ihrer Allgemeinheit nur ſchädlich, nicht vortheilhaft wirken, 
Sie fei gerabehin eine Schmach, welche den Juden nen angethan werbe, flatt 
daß fie dem Zeitgeifte und ber allgemeinen Vollsſtimme gemäß berjenigen Feſſeln, 
in welchen fie verroſtetes Woruriheil bisher gehalten, entlebigt werben follen. 
Die gebachten Mitglieder hielten ben gänzlichen Wegfall diefes Paragraphen für 
nothwendig, und bei ber vorgenommenen Abflimmung erklärten fich von zwölf 
Anweſenden für dieſe ihre Anficht fieben, füe die oben angebeutete bloße Umar⸗ 
beitung bes Paragraphen nur fünf Stimmen, 

6. 35, Diefer Paragraph zerfällt in mehrere Abjchnitte, von denen jeder ein⸗ 
zelne Gegenſtand einer befonderen Beleuchtung werden uf, 

Abſchnitt J. Was der Ausdruck „obrigfeitlihe Autorität” bebeuten fol, 
iſt nicht ganz Far. Im Allgemeinen iſt man geneigt, ein jedes Staatsamt 
für ein obrigkeitliches und als mit einer obrigfeitlichen Autorität verbunden an- 
zuſehen. Doch ergiebt der ganze Inhalt des in Rede ſtehenden Abſchnittes, 
daß ber Ausprud in einer engeren Bedeutung zu verfieben fei, und biefe lernte 
bie Abtheilung aus einem von dem Minifteriallommiffarins ihr mitgetheilten 
Miniferialreferipte vom 21. März 1846 kennen, welche ad pass, concern, bahin 
lautet: „daß unter ber ausfchließenden obrigfeitlichen Autorität jedes richterliche 
oder polizeiliche und jedes mit einer erefutiven Gewalt verbunf@hte Mint verſtan⸗ 
den werben muß, vermöge deſſen der Beamte mit dem Publikum in unmittel⸗ 
bare perfänliche Berkhrung tritt. Es werben ſonach Juden zu ben Stellen bes 
Regiſtratoren, Kanzliſten, Kalkulatoren und Boten, fofern Lebtere nicht etwa zu 
gleicher Zeit als Erekutoren fungiren, und vergleichen Stellen nicht ben Mili« 
tairinvaliden ausichließlich vorbehalten find, augelaffen werben Fönnen,“ 
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. Ms Mißbentingen zu vermeiden, ſchien es ber Abtheilung wünfchenswertd, 
daß der Ausdruck nach Inhalt viefes Referipts in dem Geſetzentwurfe erlaniei 
würde, wenn letzterer zum Geſetze erhoben werben follte, 

Mas die Beſtimmung ſelbſt anlangt, fo fehlte es nicht an Mitgliedern, 
welche fie für angemefien erflärten. Diefelben hielten dafür, daß der im $. 9 
bes Eeifig vom 11, März 1812 ausgeprüdte Borbehalt: 

„In wiefern die Juden zu andern Sffentlichen Bedienungen und Stantsän- 
. teen zugelaffen werben fünnen, behalten wir Uns vor, in ber Folge der Zei 
geſetzlich zu beftimmen,“ | 
durch folche feine Erledigung erhalte, und fie auszubehnen bei bem zur Zeit ned 
wiehrigen Standpunkte der Siitlicheit, auf welchem fi ein großer Theil dm 
Zuden befinde, nicht räthlich erfcheine, 

Dieſer Anficht konnte der übrige größere Theil der Mitglieder nicht beiktt- 
ten; vielmehr wurde von beren Seite Folgendes entgegnets ob und in wie weil 
ie Juden fich auf einer niebrigen Bildungsſtufe befinden, ſei gleichgültig, weil, 
wenn auch ihre Zulaffung zu Stantsämtern allgemein nausgefprochen werden 
ſollte, daraus noch nicht folgen würbe, daß jeder Einzelne von ihnen dazu ge 
langen müßtes bies vielmehr nur unter benfelben Bebingungen und Voraus⸗ 
feyungen höherer Bildung gefchehen würbe, unter welchen Chriften zu Staats— 
imiern gelangen, Was ber Gefepentwurf ben Juden in Beziehung auf hm 
Civil⸗ und Militairbienft gewähre, mwürbe vielleicht unmittelbar nach dem Er 
feinen bes Ediets genügt haben, könne aber jebt, nach tem Verlauf rind 
mehr als dreißigjährigen Zeitraumes nicht mehr genügen, nachbem bie chriflih 
Bevblkerung fih daran gewöhnt hat, die Juden in verſchiedenen praktiſchen di⸗ 
chern thätig zu fehen, nachdem bie Erfahrung gelehrt bat, daß Juden in Or 
meineämtern, zu denen fie durch das Vertrauen ihrer Mitbürger berufen wer 
ben, gleich jedem Chriſten fich tüchtig gezeigt, daß fie im Freiheitskampfe vor 
1813 — 15 gleich biefen für das Valerland gefochten und gebintet haben. Seht 
twärbe bie Beitimmung bes Entwurfes ein Rüdfchritt gegen beſtehende Zuſtände 
fein, da die Juden ber in der Denkſchrift ©. 38 gemachten Angabe entgegen, 
Staatsämter, mit denen obrigfeitliche Autorität unzweifelhaft verbunden if, mit 
4 B. das Amt eines Konigl. Bauinſpektors und eines Gensd'armen, bereili 
befteidet haben, und im ſtehenden Heere zur Zeit noch als Offiziere zur Zufrie⸗ 
benheit ihrer Vorgeſetzten dienen. 


Daß überhaupt des Militairbienftes in dieſem Geſetze nur fo beiläufig gr 








dacht worben, war ben Bertretern ber vorſtehenden Anficht nicht anders erflärlid, 


als daß folhe Mur der Konformität wegen geſchehen. Diefelben glaubten fd 
ber Vorauoſeßung bingeben zu büsfen, daß, wenn die in Rede ſtehende Beſtin⸗ 
mung bes Entwurfes in Beziehung auf den Civildienſt aufgehoben würde, M 
Betreff des Militairdienſtes es bei ben darüber beſtehenden, Teine Beſchraͤnlung 
für die Inden enthaltenden allgemeinen Gefegen von felbft verbleiben mürkt, 
und gingen zur Erörterung ber Brage über, in welchem Umfange ben Juden die 
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Kimil- Staatsaͤmter zugänglich zu machen felen? In biefer Beziehung theilten 
fie fi in zwei Parteien: die Einen behaupteten, daß die Suben in Beziehung 
auf vie Staatsämter felbft noch nicht eine völlige Gleichſtellung mit den Chriften 
forderten, vielmehr zufrieden wären, wenn in biefer Binficht vorerſt ein Heber» 
gang zur Gleichſtellung vermittelt würde, und mit Rüdfigt auf pie Vorurtheile, 
Die unter den Chriſten gegen Juden bin und wieber noch beſtänden, es ange- 
meſſen erfcheine, birfelben nicht nur von ben Aemtern, welche mit Kultus⸗ und 
Unterrichtgangelegenheiten ber Chriften in Verbindung Reben, ſondern auch von 
Sen ‚Dirigentenftellen ber Berwaltungsbehörben und dem Richteramie auszu⸗ 
Schließen, das Lebtere bauptfächlich wegen der vorkommenden Eidesabnahmen, 
welde einem jübifchen Richter, einem Ehriften gegenüber, nicht fügtich überlaſſen 
werben Tönnten und Verlegenheiten herbeiführen müßten, wo nicht eingerichtete 
Michterfollegien exiſtirten und eine Subftitution Stait finden Tönnte. Die An- 
vern hielten dirfe Ausnahme nicht für motlvirt, weil es dem Gouvernement 
immer freiftehben würbe, in jebem einzelnen Falle die obmwaltenden Inpinibuelen 
und lokalen Verhältniſſe zu berüdfichtigen und Juden da nicht binzuftellen, wo 
Fe Eingelnvichter fein ober als Dirigenten mit Erfolg nicht würden wirken fönnen. 
Diefelden glanbien vielmehr, daß es bem Gemeinwohle des Staates entſprechend 
fein möchte, ale in dem Kreiſe feiner Untertbanen fih entwidelnden Mräfte, 
auch die der Inden, zum Triebwerke des Ganzen, wo es nur irgend möglich, 
heranzuziehen und mitwirken zu laffen, und fanden, von dieſem Geſichtspunkte 
ausgehend, für bie Zulaſſung ber Juden zu Staatsämtern Feine andere Schranfe, 
als welche fih, wie bei den Kirchen- und ben mit biefen in Verbindung ſtehenden 
Aemtern, aus ihrer Religion unmittelbar ergebe, Sie wänfchten, daß Juden 
zu allen Stantsämtern zugelaffen werden, welche nicht ihrer Natur nach das 
chriſtliche Glaubensbelenntiniß vorausfeßen, indem fie dem Einwand, daß bie 
Beſtimmung in dieſen Auöprüden zu allgemein nnd für das Gonvernement zu 
wenig leitend fein werde, um fo weniger Raum geben zu Fönnen glaubten, als 
Die Praris in andern Ländern Tängft darüber entfchieben babe, in wie weit die 
Berwaltung feines Amtes mit dem Glauben zuſammenhänge. 
Demnach waren über den in Rede ſtehenden Abfchnitt überhaupt bee ver⸗ 
ſchiedene Anſichten laut geworden, und bei der Abſtimmung erklaͤrten ſich bafür: 
daß die Dispoſition des Geſetzentwurfes, wie ſie lautet, beizubehalten ſei, 
vier Mitglieder, dafür: 
daß Juden zu allen Staatsämtern zuzulaſſen ſeien, mit Ausnahme ber Aemter; 
welche mit den Aultus- und Unterrichtsangelegenheiten ber Chriften in Ver⸗ 
bindung fteben, bes Richteramtes und ber Dirigentenflellen ber Verwaltungs⸗ 
bebhörben, 

fünf, und für bie Beſtimmung endlich: 
bag die Juden zu allen Staatsämtern zugmlaffen felen, welche wicht ihret Raltur 
nach ein chriſtliches Glaubensbekenntniß vorauoſetzen, 

wiederum vier Mitglieder, 
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Abſchnitt 2. Daß in einem Geſetze, welches die Verhaͤltniſſe ber Juden 
am zu reguliren beſtimmt if, eine Verweiſung auf Beſtimmungen ſtauinde, 
welche außer demſelben beſtehen, Tann nicht als zwedmäßig erachtet werben, un 
würbe beshalb eine ergänzende Mmarbeitung bes vorliegenden Abſchnittes zu 
wünfchen fein, Aber auch außerdem bürfte wohl ſolche nothwendig werben. 

Das Edilt vom 11, März 1812 fprach es im $. 8 allgemein aus: „Gi 
können .... Gemeineämier, zu welchen fie fich gefchidt gemacht haben, ver⸗ 
walten.” Diefe Beſtimmung bat im Laufe ber Zeit mande Einfchräntung er⸗ 
fahren. Zuvorderſt flellte die Verwaltung ben Grundſatz auf, daß bie Juden, 
fo lange nicht dem 6. 9 bes Edilts gemäß gefenlich beſtimmt worden, zu welchen 
Staatsämtern fie zuzulaffen feien, von foldhen Gemeineämtern ansgefchlofen 
werben müßten, mit welchen ein Staatsamt, bie perfönliche und direkte Ans 
übung ber Polizei verbunden if, alfo beifpielsweife dem Amte eines mit dr 
Polizeiverwaltung beauftragten Bürgermeifters in der Stadt und bem Schul 
amte auf dem platten Lande. 

Einen zweiten Schritt auf bem Wege der Einfchränkung that fobann bie 
Geſetzgebung unmittelbar felbft. Da in manchen Städten bie Polizeiverwaltung 
son ber Kommunalserwaltung geirennt ift, aus ber erfteren alfo keine Veran 
lafjung zur Ausfchließung der Juden vom Bürgermeifter- oder Oberbürgermeifer 
Amte entnommen werben konnte, fo beflimmte bie revidirte Stäbteorbnung vom 
37. März 1831, daß zu den eben genannten Stellen das Belenntni der drik- 
lien Religion erforderlich feiz und biefer Grundſatz wirb nun auch für birje 
nigen Stäbte geltend gemacht, in welden bie Stäbleorbnung von 1808 gilt, 
bie eine Unterſcheidung der Bürger nach ihrer Religion nicht kennt. Es find 
alfo die Juden zur Zeit nad ben Vorſchriften, auf welche ber Geſetzentwurf 
binweift, von bem Amte eines Bürgermeiſters und Oberbürgermeiſters, außer 
bem von allen Eommunalämtern ausgefchloffen, mit welchen die Verwaltung def 
Pollzei verbunden if. 

Der Entwurf geht num noch weiter, inbem ex biefelben ferner von allen 
Aemtern ausgefchloffen willen will, mit welchen eine obrigfeitliche Autorität ver⸗ 
knüpft it. Denn welche Aemter darunter zu verftehen find, ift bei dem erſten 
Adfıhuitte ſchon auseinander gefept, und daß biefe Beftimmung bes Enutwurfes 
fie noch zu verfchiebenen anderen gemeineamtlihen Funktionen unfähig mager 
würbe, bie ihnen bisher übertragen werden konnten, barf nicht näher darge⸗ 
legt werben. | 

Wenn ſchon dort ausgeführt if, daß dies Kriterium bes Entwurfes bei 
ber Zulaffung der Juden zu Staatsämtern aller Begründung ermangelt und 
ohne Noth beengend tft, fo muß, wo es fih um Eommunalämter handel 
noch gerabehin ausgeſprochen werben, daß baffelbe zu einer Verkürzung ber Iu⸗ 
ben in ven Rechten führt, die fie nach ber bisherigen Geſetzgebung, dem Edicke 
vom 11. März 1812, fchon gehandhabt haben. 

An den Orten, wo bie Communalämter auf der Wahl der Gemeinemib 
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glieder beruhen, läßt es ſich mit Sicherheit annehmen, daß nur ein Jube, wel⸗ 
cher bed. Bertrauens würdig iſt, zu dem Amte bernfen werben wird, und. wenn 
ſolches gefchieht, die Lezteren feiner Autorität ſich gern und willig fügen’ werben, 
Da aber, wo ben Staaisbehörden bie. Beſetzung der Communalümter zuſteht, 
würde es immer in deren Hand liegen, dieſelben einem Iuden, wenn fie es ber 
denflich ſinben, nicht anzuvertrauen. Deshalb dürfte auch nicht der leiſeſte Grunb 
yorbamden fein, bie Beichrankungen, welche bie uenese Zeit ben Juden in Bee 
ziehung auf Kommmmalämtier auferlegt hat, beſtehen ober gar bie Beſtimmung 
des Entwurfes ins Leben ireien zu laffen, vielmehr flimmt vie Abtheilung unter 
Auerkennung des von ben Juden bereits erworbenen Rechtes einmäthig dahin, 
daß die Dispoſition ked $. 8 bes Edikts vom 11, März 1812 in ihrem vollen 
Umfange wicber bergefiellt und in bag vorliegende Geſetz aufgenommen werde. 

Abſchnitt 3, Was chen von der Kraft und Wirkfamkeit bes Vertrauens 
feiner Mitbürger, welches ben Juden zu einem Communalamie beruft, geſagt 
it, gilt auch von feiner Berufung zum Schiedemannsamte. So wie bei ben 
Sommunalämtern, welche aus ber freien Wahl der Gemeinemitglieber hervorge⸗ 
ben, würde es auch bei dem Amte eines Schiedsmannes, welchen auf freier 
Mahl beruht, indirekt zu einer Beichränkung der chriftlichen Staatsbürger führen, 
wenn es ihnen nicht geflattet fein follte, auch einen Juden, wenn fie zu ihm 
Vertrauen haben, zu ihrem Schiebsemann zu wählen. Daher .entfcheibet fich 
auch bier die Abtheilung einfimmig gegen ben Entwurf und für den Wegfall 
ber in Rede ſtehenden Befkimmung, 

Abſchnitt 4. Faßt man den Inhalt dieſes Abfchnities naher ind Auge, 
fo muß zuvörderſt ber Vorbehalt auffallen, welcher in Beziehung auf die Uni⸗ 
sesfitäten gemacht ift, bei welchen bie Ausübung des Lebramtes ſtatutenmäßig 
an. das Belenniniß einer beftimmten chriftlicden Konfeſſion geknüpft ifts denn 
dieſer Vorbehalt iR im Jutereſſe der einzelnen Univerfitäten nicht noihwendig, 
weil deren Statuten, als Spezialgefspen, durch allgemeine Geſetze, wie das vor⸗ 
liegende, sicht derogirt wird, der Zube alfo, auch wenn ihm bie Fähigkeit, alas 
demtiche.Rebrämier zu befleiben, zugejprochen würbe, darauf nicht würde Anfpruch 
machen können, ap. IUniverfitäten zu boeiren, an welchen vergleichen ſtatutarifche 
Bekimmungen ihm. im Wege fiehen. Der Vorbehalt erſchien ‚einigen Misglie- 
bern geradehin unzweckmaßig, weil es nach ihrer Anficht an ber Zeit fein dürfte, 
vergleichen. ben Univerfitätsn zuſtehende Privilegien aus MRüdfichten für das 
Staaiswohl. aufzuheben. 

Nachſtdem wird vie Aufmerkſamkeit von der Beſtimmung in Anfpruch ge⸗ 
nommen, daß bie Juden nur als Privatdocenten und außerorbentlihe Proſeſſo⸗ 
zen geduldet werben follen. Im ber Denktfchrift ift bies damit motivirt, daß 
aus ber Zahl der ordentlichen Profefloren der Delan und bie Senatsmitglieder 
hervorgehen, und Teine biefer Würben einem Juden anvertraut werben Tünnes 
Doch wenn man auch bas Leptere als richtig annehmen wollte, lönnte mas: ber 
in der Denkfchrift daraus gemachten Schlußfolge nicht beitreten, ba ben barin 
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ausgeſprochenen Bedenken fen dann ein Genüge gefchähe, wenn bie ben 
fpegiel son ben angegebenen Wüurden ausgefchloffen würden. Wie follte es 
aber, wenn es :bei bes Beſtimmung des Entwurfes bliebe, vom einem Juden 
wohl erwartet. merben. können ; daß er die Zeit und Koſten auf die Ausbildung 
yerwenden merbe, weldhe bie Qualiſikatlon zum alavemifchen Sehramte esforbert, 
wenn das höchſte Ziel der ſtaatlichen Anerfeunung, bie ibm zu Theil werben 
Tann, ſich auf bie zweifelhafte Stellung eines Prinatborenten und höchſtens das 
kaͤrglich befoldete Amt eines außerordentlichen Profeſſors beſchrünken follte. 

Noch weniger läßt ſich endlich die Beſtimmung rechtfertigen, nach welcher 
bie wiſſenſchaftliche Thätigkeit des Juden lediglich auf mathematiſche, natur⸗ 
wiſſenſchaftliche und mediziniſche Lehrfächer beſchraänkt fein fol. Denn außer 
diefen. giebt es, wenn man auch der Rüclſſicht für bie chriftliche Neligien ben 
weiteften Spielraum geftattet, noch andere Lehrfächer, welde damit fo wenig im 
Bufammenbange Heben, wie bie genannten, 3. B. bie geographiſchen und Tin- 
gniſtiſchen. 

Das Edikt vom 11. März 1812 lautet allgemein: 

„Ste können akademiſche Aemter, m welchen fie fich geſchickt gemacht haben, 
verwalten.‘ 

Es iſt darin keine Ausnahme gemarkt, weil die einzige Ausnahme, welche 
nothwendig if, nämlich die Ausnahme derjenigen Aemier, welcher ihrer Natur 
nach das chriftliche Glaubensbekenntniß vorausſetzen, — der Stellen in ber thes- 
Iogifchen Fakultät, — fih von felbft verfieht, und gewiß läßt es ſich annehmen, 
baß ber Geſetzgeber bei Emanirung bıs Epifts die Verhältniſſe -reiflich erwogen 
bat, Welche Gründe den Schöpfer diefes Edikts fpäter vermocht haben, bie 
bervorgebabene Beflimmung deſſelben durch bie Allerhbochſte Kabinetsorbre vom 
18, Auguft 2822 wieder aufzuheben, if nicht zu erfehen. Nach der Denkſchrift 
©. 39 if es gefchehen, weil die Beſtimmung ohne große Mißverhältniſſe nich 
durchzuführen geweſen. Diefer Umſtand seranlaßte ein. Mitglied zu der Be- 
merkung, daß um jene Zeit: als die erwähnte Königliche Kabinetsordre erging, 
an mehreren Orten: Deuiſchlands ber blinde Funatismus gegen die Juben Auf- 
tribte erzeugt habe, welche es vielleicht haben beforgen laſſen, daß Die Jugend 
abgeneigt fein wuͤrde, jübtfchen ‚Lehrern fich unterzuorbnen und: chrifliche Lehrer 
Bedenken tragen würden, jenen als Kollegen ſich beizuordnen. Ob biefe Be- 
merkung richtig. ſei oder nicht, mußte dahin geſteilt bleiben. Darüber aber waren 
bie meiften Abtheilungsmitglieber einig, daß berartige Verhältniſſe heut zu :Tage 
nicht mehr befieben, daß in ben letzten 25 Jahren bie. chriftliche Bevöllkerung 
Deuifchlands mit der füdiſchen. gleich bedentende Fortſchritte gemadıt habe and 
bie. erſtere jeßzte ſich deſſen allgemein bewußt fei, daß das wahrr Chriſtenthum 
hauptfächlih daburch. ſich beweiſe, daß man einen Jeden vhne Unierſchied ber 
Religion mit Lirbe umfaſſe, daß man ſi ich ſeunt ie, ; wenn man n auch in dem 
Sue } sen. enſchen er Bora E u: 
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Nach diefer Betrachtung erflärten fih dann auch nur zwei ber anweſenden 
Mugtieder Tür vie Beibehaltung des Entwurfes, aber auch fie nur unter ber 
aussrüdtichen Bedingung, daß ben fübifchen außerorbentlichen Profefforen wenig⸗ 
ſtens in Beziehung auf die Gehälter gleiche Rechte mit den ordentlichen Pro⸗ 
feſſoren eingeränmt würden. 
Die übrigen zwölf Mitglieder eniſchteden ſich für die Verwerfung bes Ente 
wenfes, weil fie es für rechtlich unſtatthaft anfahen, daß das neue Geſetz binter 
dem durch bie Bundesakte garantisten Epifte vom 11. März 1812 zurückbleibe, 
und fie außerdem die in ber Denffchrift entwidelten Anfichten über die Ver⸗ 
bindung der einzelnen, den Juden in dem Entwurfe entzogenen Lehrfächer mit 
Dem chriſtlichen Glaubensbekennmiſſe nicht theilen fonnten, Sie waren:darin einig: 
daß die Juden alle akademiſchen Lehrämier verwalten fönnen, welche nicht 
ihrer Natur nach das chriſtliche Glaubensbekenntniß vorausſetzen, 

und differirten in ihren Anſichten nur in Betreff der Nebenfrage: 
ab ihnen auch das Dekanat und Proteltorat oder Rektorat zu übertragen Ai 

Bon ſechs Mitgliedern wurde ſolches mit Rüdficht darauf, daß mit biefen 
Aemitern ſpeziell Disziplinargewalt verknüpft, und bei Prometionen Eidesabnahme 
verbunden Äft, verneint; son den andern fechs Diligliebern, weiche biefe Be⸗ 
denken um fo weniger theilen zu Fönnen vermeinten, als gebachte Aemter auf 
per Wahl der fibrigen Profefioren beruhen, und in den feltenen Fällen ber 
Eivesabnahme Subftitution eintreten Föune, wurbe die Frage bejaht, 

Hierau Inäpft fi noch die Motion eines Mitgliedes, an irgend einer Uni- 
verftät des Landes einen Lehrfiuhl für jünifche Theologie einzurichten. Diefer 
Vorſchlag fand vielfeitige Uinterftägung, indem ein folcher Lehrſtuhl nicht nur 
zum Beßen ver Inden für erforberlich erachtet wurbe, um ihnen das wiſſen⸗ 
fchaftliche Siudium ihrer Religion möglich zu machen, fondern auch im Intereſſe 
der: Wiſſenſchaft im Allgemeinen zwedmäßig und nüplich erſchien. Mit 13 
Stimmen gegen 2 befhloß vie Abtheilung, ihn gegen bad Plenum gu dem ih⸗ 
yigen zu machen, damit er in Form einer Petition zur Kenninif Sr. Majeftät 
des Königs gelange. 

Abſchaitt 5. Was vorſtehend von ber Statihaftigfeit des Unterrichts ber 
Juden an Altiverfitäten ausgeführt iſt, fanden einzelne Mitglieder im ganzen 
Umfange auch auf beren Unterricht an ven niedern Unterrichtsanſtalten bes 
Stnates anwendbar, indem fie dem ihnen gemachten Kinwande, daß biefer Un- 
terricht mehr pädagogiſchet Nater, und dabei bie chriftlich-religiöfe Auffaſſung 
aller Lebensverhähtniffe umerläßlich fei, damit begegneten, daß Feine Erf. hrung 
sorliege, wonach Juden als folche zu Püdagogen weniger geſchickt erachtet wer⸗ 
den Fünnten als die Chriften, vielmehr das Gegentheil fich oft genug im Fami—⸗ 
Henleben zeige, und das Prinzip ber Chriftlichfeit nicht allein bei einzelnen Lehr⸗ 
gegenſtänden nicht zur Anwendung fomme, fonsern auch überhaupt beshalb nicht 
geltend gemacht werben lönne, weil zahlreiche Beifpiele vorliegen, daß Juden, 
weiche ſich taufen ließen, ohne daß man. bie Ueberzeugung gewinnen Tommie, 
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daß fie mit der Taufe zugleich die chriſtlichen Glaubenſswahrheiten in ſich auf⸗ 

genommen, an Schulauſtalten beſchäftigt worden, ſogar ſelbſtſtändig dergleichen 

Anſtalten gegründet haben, und das Vertrauen chriſtlicher Eltern im vollen 

Maaße beſäßen. Indeß wollten dem doch andere Mitglieder im ganzen Um⸗ 

fange nicht beitreten. Namentlich wurden Bedenken dagegen laut, daß ben JIu⸗ 

ben das Amt eines Dirigenten und Vorſtandes an Schulauſtalten, welche für 

Kinder chriflicher Eltern vorzugsweife beſtimmt wären, eingeräumt würbe, unb 

insbefonbere fanden es einzelne Mitglicher bei der jepigen Einrichtung ber Ele- 

meuntarſchulen, an welchen bie Lehrer nicht nach einzelnen Unterrichisgegenftän- 
den, fondern Haffenweife befcgäftigt werben, gerabehin unzuläflig, daß an felchen 

Schulen Juden angeftellt werben. Das Refultat der Abfkimmung fiel dahin 

ans, daß von 14 anweſenden Mitgliebern fi 5 für die Veibehaltung des Ent- 

wurfes, und von ben übrigen 9 Mitgliebern, welde deſſen Wegfall wünfchten, 

4 fih für folgende Beſtimmung: 

„Juden können Schulämter, zu welchen fie ſich gefchidt gemacht haben, ver⸗ 

walten, infofern folche nicht ihrer Natur nach das chriftliche Glaubensbekenni⸗ 

niß in ſich ſchließen,“ 

die letzten 3 endlich für eben dieſe Beſtimmung, jedoch nur mit ter Maßgabe 

erklaͤrten: 

. daß bie Inden von den Vorſtandsaämtern und den für chriſtliche Kinder be- 

fimmten Elementarjchulen unbebingt ausgefchloffen bleiben. 

5.36, Abſchnitt 1. In Betreff der ſtändiſchen Rechte wird bier auf die be- 
ſtehende Berfaffung verwiefen. Nach dieſer find bie Suben von ben Kreig- 
tagen, der altiven und paffiven Wahl der Landtags⸗Abgeordneten und 
fogar von ber allgemeinen Befugniß, die ſtändiſche Uniform zu tragen, 
ausgeſchloſſen. Abgeſehen davon, daß biefe Ansfchließung mehrerer Mit- 

. glieder dem allgemeinen Grunbfage „gleiche Pflichten, gleiche Rechte,“ 
nicht entfprechend erjcheinen konnte, fo mußte ſich auch bei ihnen folgende 
Betrachtung geltend machen. Da der Jude feit länger als vreißig Jah⸗ 
sen über dad Wohl feiner Stadt berathen bat, ohne daß baraus irgend 
ein Nachtheil für feine chriftluhen Mitglieder hervorgegangen if, fo if 
auch kein Grund vorhanden, an feine Mitberathung über Angelegenhei⸗ 
ten feines Kreifes irgend eine Beforgnig zu Infpfen. 

- "Auf den Kreistagen ſowohl als auch auf den Landtagen werben nicht bie 
Intereſſen irgend einer Kirche, fondern nur allgemeine bürgerliche Angelegenheiten 
verhandelt, welche die Juden ebenfo wie bie Ehriften nahe angeben. Um bier- 
über: Rath: zu pflegen, wie es dem allgemeinen Beſten frommt, tft nicht Die An- 
gehbrigkeit zu einer beſtimmten Religionsgefellichaft, fondern die allgemeine Bür- 
gertugenb erforberlich, für welche ber Jude eben fo wie ver Chriſt empfänglich 
iſt. : Wenn der Jude in der Stadtverordneten⸗Verſammlung der größten Städte 
ber Monarchie an. der Berathung über beren ſonſtige Intereffen Theil nimmt, 
welcher Grunb if daun vorhanden, ihn von ber Theilnahme an ber Wahl eines 
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Landtags⸗Abgeorbueten auszufſchließen? Wird er endlich ſelbſt von feinen chriſt⸗ 
lichen Mitbürgern und Miiſtänden zu einem Landtags⸗Abgeordneten gewählt, 
ſo laͤßt ſich auch mit voller Sicherheit annehmen, daß er dazu tüchtig fein werde. 
Diefe Betrachtung führte dahin, daß die Abtheilung mit 10 Stimmen gegen 3 
ih dafür erflärte, 

daß den Juden alle ſtaͤndiſchen Rechte gleich den Chriften beizulegen ſeien. 

Was dis Patrimonialgerichtsbarkeit anbelangt, fo fand Fein einziges Mit- 
glieb der Verſammlung einen Grund vor, weshalb in biefer Beziehung ein 
Räücqſchrint gegen die bisherige Obfervanz Statt. finden und dem Juden als In- 
Haber ber Patrimonialgerichtsbarkeit das Recht genommen merben follte, fi 
feinen Gerichtsverwalter (Juſtitiar) zu wählen, Diefe Wahl kann nur auf einen 
Mann fallen, welchem der Staat bie richterliche Dualififation beigelegt bat, und 
ihn in dieſer Wahl befchränfen, würde beinahe fo viel heißen, einem ober bem 
anbern Richter dem jüdiſchen Jurisdiktionair gegenüber weniger vertrauen. Daher 
Hunnte die Abteilung einmäthig dahin: 

daß dem Juden, als Inhaber der Gerichtsbarkeit, die Wahl feines Gerichts- 

halters nach wie vor zuſtehend bleibe. 

Einzelne Mitglieder gingen aber noch weiter. Sie glaubten in Betracht 
ziehen zu müſſen, daß bie Jurisdiktion eine Pertinenz bes Gutes und den Juden 
durch den 6. 11. des Ediktes vom 11. März; 1812 der Erwerb von Grundſtücken 
jeber Art und ohne alle Einſchränkung freigegeben ift, es alfo eine Verletzung 
bes durch das Edikt ihnen eingeräumten Rechte in Beziehung auf ven Erwerb 
son Grunpftüden im fich fchließen möchte, wenn fle in Rüdficht auf die Juris⸗ 
diktion irgend einer Beichränkung unterworfen werden follten. Sie nahmen auf 
bie obige Ausführung Bezug, wonach ihrer Anfiht gemäß das Amt eines 
Richters kein folches ift, von welchem ber Jude feiner Religion wegen ausge» 
fchloffen werben darf, machten insbefonbere in Betreff der Poligeiverwaltung 
baranf aufmerffam, daß ber Jude fchon als Dienſtherr über feine chriftlichen 
Dienftleute Disziplinar-, gemwilfermaßen eine Polizeigewalt babe, und fentirten 
mit 5 Stimmen dahin: 

daß dem Juden als Inhaber ber Gerichtsbarkeit unter denſelben Umſtänden, 

wie bem Chriſten geflattet werbe, die Gerichtsbarkeit überhaupt sind die Poli- 

zeigerichtsbarfeit insbefondere perfönlich zu verwalten. 

. Die anderen 8 Mitglieder glaubten dagegen zwar bem Gefegentwurfe, 
welcher der Stantsbehörde das Recht vorbehält, den Gerichtshalter und ben 
Berwalter der Polizeigerichtöbarkeit zu ernennen, fich nicht anfchließen zu können, 
jeboch andererfeits ebenfalls auf ihre oben gemachte Ausführung zurüdfommen 
zu müflen, wonach Juden zur Berwaltung eines Richteramtes überhaupt nicht 
für geeignet zu halten find, und flimmten für eine Abänderung bes Geſetzent⸗ 
wurfes bahin: 

dag bem jübifchen Outsbefiger als Inhaber der Gerichtsbarkeit nicht zu ge- 

flatten fei, die Letzleren unter Umfänben, melde es bei Belennern chriftlicher 
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Konfeſſten zutkfig machen, felb zu verwalten, ik jedech es uulenamun 
bleibe, ben Gerichtshalier und ben Berwalter ber Pelizeigerichtöbarleit au 
Berbehalt der Befätigung turdg bie betreffende Auffchtsbehörbe zu ernennen. 
In ven Fällen, im welden eine Aufficht über eine Remmmmnalverwalluns 
ber Gutsherrſchaft zuſteht, folhe dem Gutsherrn jüdifcher Religion zu entziehen, 
it fein Grund vorhanden. Es würde dies eine uene Schmälerung ber mil dem 
Grunbbefige verbundenen Rechte involviren, zu been Erwerb bas Ebill von 
11. März 1812 den Juden ohne Borbehalt für gerignei erfiärt hat, und ri 
erfchien der Abtheilung vie diesfällige Befimmung bes CEutwurfes um fo u 
billiger, ale ber Jude ba, wo ihm als Gutsherrſchaft die Auflicht Aber die 
KRommmnalverwaltung zußcht, zweifelsohne auch für deren Refultate fubbieriid 
verhafiet iR. 
Diefelbe erklärte ſich alfo in biefer Beziehung einflimmig gegen ben Eni- 
warf und bafür, 
daß wo der Gutsherrſchaft eine Aufficht über eine Kemmunalverwaltung iv 
ſteht, ſolche au dem Juden als Gutsherrn zußchen ſoll. 
Ebenſo war die Abtheilung auf der anderen Seite einſtimmig ber Meinung, 
daß die Verwaltung bes Patronats, als mit bem Religionsverbande innig j% 
fammenhängend, wie der Entwurf es befagt, dem Juden nicht überlaffen werden 
Sonne, vielmehr während feiner Beſitzzeit von ber betreffenden Staats⸗ md 
Hrlihen Behörde anszuüben fei. Rur in Beziehung auf 2 aus dem Patrenak 
ef-Itirende Gerechtſame, die Berufung des Pfarrers und bie Aufficht über dad 
‚Kirchenvermögen, fand eine Berfchievenheit ber Auficht Statt. 
Was nämlich die Wahl des Pfarrers anbetrifft, wenn eine ſolche währe 
ber Beflpgeit des Inden Statt finden follte, fo mwünfchten 1 Mitglieber gegen 3, 
daß folche da, wo fie dem Patron zufteht, ber Kirchengemeine überlafjen werde— 
weil die Ieptere dabei unftreitig das näcfte Antereffe habe; und 
die Aufficht über das Kirchenvermögen anlangend, fo fchienen hier einzelnen 
Mitgliedern viefelben Rüdfichten obzumalten, welche oben in Betreff ber Auf 
ficht über bie Kommunalverwaltung fich geltend gemacht hatten, daher fie i# 
ber Zahl von ſechs gegen fieben bahin ſtimmten: 
daß ſolche dem Juden als Patron nicht zu entziehen fet, 
Adfchnitt 2 veranlaßte Feine Erinnerung. | 
6, 87, Der Schlußſatz „jedoch finden auch hier die Vorſchriften des 5. 35 Ar 
wendung u. f. w.“ verräth eine ängfliche Beſorgniß, daß bie Juben alt 
Bewerbetreibende zu einem Amte gelangen Könnten, mit welchem obrig⸗ 
keitliche Autorität verbunden ift, und ſcheint deshalb mäßig zu fein, weil, 
wenn ein Dube, er fei Gewerbetreibender aber nicht, zu einem Amte gr 
langie, er an und für fick fchon ben in Beziehung auf legteres beſtehen⸗ 
den Beftimmungen unterliegen würde. *) 





”) Die Gewerbeordnung vom 17. Dannar 1845 (Grefenf. ©. 51) Tate! 
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Wenn es wirklich Abſicht ber Regierung if, den Juden fortan alle Ge⸗ 
werbe ohne Ausnahme zu geftatien, wofür man fihb um fo mehr ausiprechen 
muß, als bies ohne Zweifel ein fehr wirffames Mittel fein wird, biefelben dem 
Staate nüutzlicher zu machen, fie von bem verrufenen Schacherhanbel abzuzichen ; 
fo muß auch in ber Haftung bed Geſetzes Alles vermichen werben, was jene 
Abſficht nur im Leifehten wieder verbächtigen könnte, und fühlt ſich bie Abthei⸗ 
fung zu bem einfiimmigen Wunfche veranlaßt, daß ber in Rebe ſtehende Para- 
graph folgense Faſſung erhielte: 

„In Betreff des Gewerbebetriebes unterliegen bie Juden keinen anbern Be⸗ 
ſchraͤnkungen, als bie Chriſten.“ 

6. 38. Hier war nur auf bie Verſchiedenheit aufmerkſam zu machen, welche 
zwifchen biefem Paragraphen und bem $. 40 ber in subsidium eintreten⸗ 
bei Geldſtrafe Statt findet. Da in ben Geſetzen allgemein eine Geld» 
firafe von 50 Thlrn. einer Gefängnipftrafe von fechs Wochen gleih er⸗ 
achtet wird, fo bürfte biefer Grundſatz auch hier beizubebalten fein. 

$. 39, Uinterlag feiner Erinnerung. 

5 40, Wenn 23 auch, die. Sache von Seiten ber Juden betrachtet‘, ganz. ange⸗ 
meſſen erſcheinen möchte, denſelben in Beziehung auf die Förmlichkeiten 
der Ehr volle Freiheit zu laſſen, ſo intereſſirt doch andererſeits der Staat 
in Betracht der civilrechtlichen Wirkungen der Ehe ſehr weſentlich dabei, 
daß die Formen von ber Urt find, daß fie keinen Zweifel in Beziehung 
auf den Zeitpunkt ihrer Wirkſamkeit und ihre Gültigkeit überhaupt zu⸗ 





8. 51. Die Gefchäfte ver Baukondukteure, Feldmeſſer, Nivellirer, Markt 
fcheiper, Anftionatoren, See⸗ und Binnenlostin, Mäflter, Dispacheurs 
und Gefindevermiether bürfen nur von benjenigen Perfonen betrieben wer⸗ 
ben, welche als folde von den verfallungemäßig dazu befugten Staats 
ober Communalbehörden oder Korporationen angeftellt oder Fonzeffionirt find. 

$. 52. Ein Gleiches ($. 51) gilt von denen, welche den Feingehalt 
ebler Metalle, oder die Beihaffenbeit, Menge ober richtige VBerpadung von 
Waaren irgend einer Art feiftellen, von Güterbeflätigern, Schaffnern, 
Wägern, Meflern, Braafern, Schauen, Stauern u. |. w., ſo wie von 
benjenigen, welche ein Gewerbe baraus machen, Leichen zu reinigen unb 

“ anzufleiven, oder die zur Beftattung von Leichen erforderlichen Geräãthſchaf⸗ 
ten und Wagen zu halten. 

6. 583. Die bisherigen Vorſchriften über die Befähigung ber in den 

. 58. SL und 52 bezeichneten Perfonen, über bie Zahl, fo wie ben Umfang 
ber Befugniffe und Verpflichtungen berfelben bleiben ferner in Kraft. Je⸗ 
doch wird den Miniſterien vorbehalten, die nöthigen Abänderungen und Er⸗ 
gänzungen zu treffen. 

Auch find die Miniſterien befugt, da, wo über bie Anftellung und be 
Gefgäfteheirirh biefer Perfonen Leine Borfchriften beftehen, folche zu erlaffen. 

$. 54. Außer ber Approbation ($. 42) berürfen Apotheker, welche ſich 
nicht im Beſitze eines Realprivilegiums befinden, einer Konzeſſion bes Ober- 
präfidenten, in welcher ver Ort und das Grundſtück, wo das Gewerbe be⸗ 
trieben werden ſoll, beſtimmt ſein muß. 
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laſſen. Dies fiheint die Regierung felbk empfunden zu haben, inbem fe 
den in Rebe fiehenden Paragraphen mit ben Worten einleiteie: „Ce 
lange ein Anteres nicht verorbnet wird.“ Die Abtheilung erachtete ed 
daher für wünſchenswerth, baß der in biefen Worten ansgebrüdte Vor⸗ 
bebalt gleich im vorliegenden Geſeße erledigt würbe, und flimmte bielelte 
einſtimmig dafür, 

daß auch für bie Tuben bie Civilehe eingeführt, insbeſondere bie für | 

bie Ariftlichen Diffiventen erlaffene VBerorbnung vom 30, Mürz biele 

Jahres für geltend erklärt werde. | 

Für ten Fall, daß dies gefchähe, entſtand die Frage, ob nicht auch bie Ehe 
zwifchen Chrißen und Juden freizugeben wäre? Darüber, daß foldhes zwed- 
mäßig fein möchte, waren fammtlihe Abtheilungsmitglieder einig, indem ihnen 
bie Ehe zwifchen Juden und Chriften als bag geeigneiſte Mittel erfchien, eine 
Bermiſchung berfelben herbeizuführen und die Stammegfonderung, welche fo oft 
noch Gegenſtand ber Klage if, zu befeitigen. Ja, es konnte tie Zweckmäßigkeit 
biefes Mifchehe um fo weniger einem Bedenlen nnierliegen, als ſich auch ſchon 
in ber Denffhrift S. T (S. oben ©. 34) die Anfiht ausgefprochen fintel, 
daß in der bisherigen Unzuläffigtelt ber Ehe ein Grunb ber Abfonderung ber 
Inden von den Ehriften zu finden ſei. Aber ebenfo erfchlen ber Abiheilung 
diefe Ehe auch vom religiöfen Standpunkte aus unbedenklich zuläſſig. Denn it 
der chriſtlichen Religion ift fein Glaubensfag enthalten, welcher die Che zwiſchen 
Ehriften und Belennern einer anderen Religion verbietet. Schon das Alk. 
Landrecht befagt folches, indem es im 6. 36 Tit. I. Thl. IE. disponirt: 

Ein Chriſt kann mit folchen Perfonen Feine Heirath fehließen, welche nach ben 
Grundfäpen ihrer Religion ſich den chriftlichen Ehegeſetzen zu unterwerfen ver—⸗ 
hindert werben, 
es alſo lediglich darauf anfommen läßt, ob auf Seiten des anderen, nichtärif- 
Tihen Theiles religiöfe Hinderniffe ber Ehe entgegenftehen, und daß Lebtered 
bei der jübifchen Religion nicht der Fall ift, ergiebt das ©. 7 ber Dentfchrift 
(S. oben S, 34) mitgetheilte Gutachten des von Napoleon berufenen San⸗ 
hedrins, welches dahin lautet: 
Das jübifche Geſttz verbiete unbedingt nur die Ehe ber Juden mit den Ta 
nanitifchen Bölferfchaften, mit den Ammonitern, Moabitern und Aegyptern. 
. Dieſes Berbot ſei daher nur auf abgöttifche Völker anmenbbar und ber Talmud 
erfläre ausdrücklich, daß als folche die Chriften nicht zu betrachten feien, weil 
fie den wahren Gott anbeteten. 

Nur vom Firchlihen Standpunfte aus ftellen fih einer folchen Miſchehe 
Hinderniſſe entgegen. Denn fo wie nach chriftlichen Religionsgebräuchen es nicht 
leicht angänglich fein würbe, daß ein Jude von einem Diener ber chriftlicgen 
Kicche getraut werde, fo würben anbererfeitd auch von den Schriftgelehrten ber 
Juden in biefer Beziehung der Mifchehe Bedenken entgegengefeht werben, indem 
in dieſer Beziehung obiges Gutachten bed Sanhedrins ferner lantet: 
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„sie Meinung ber Rabbiner fei indeſſen allerbings dagegen, ba zur Eiugehung 
der Ehe nach dem Talmund gewiſſe zeligiöfe Keremonieen erforberlich ſeien⸗ 
welche .nur die Glaubensgenoſſen verbinden Finnen. Die Heirath fei ſonach 
bürgerlich zwar gültig, werbe jedoch non den Rabbinern nicht anerfannt und 
es werben die Eheleute fich ohne eine feierkiche Ehefcheipung trennen bürfen.” 
Ader wie ſchon in der chriſtlichen Kirche Bedenken gegen bite Ehe ‘von Per⸗ 
ſonen verfchiebener Konfeffionen befteben, und ber Staat darüber hinweggeht, 
eben fo gut kann er Tebteres bei einer Ehe zwilchen Chriſten und Suben thun, 
inbem er unbelümmert um ſolche Kirchliche Hinberniffe pie Borm ber Ehe und 
deren Wirkung civilrechtlich beſtimmt. Aus biefen Gründen erflärte fich bie 

Abtheilung mit zwölf Stimmen gegen brei dafür: 

daß es dem Vereinigten Landtage gefallen möge, bei Sr. Majeftät dem Könige 
die Zulaffung ber Civilehe zwifchen Chriſten und Juden zu befürworten, 

5. 41. Abſchnitt 1. Hier werden einzelne Perfonen, bie auswärtigen Iür 
pinnen, für die Gefebgebung ihrer Stanten gewiffermaßen serautwortlid 
gemacht. Diele Beſtimmung ermangelt aller Begründung. Die Retor⸗ 
fion, welche zwifchen Staaten in allen übrigen Berhältniffen immer mehr 
Feld verliert, ferner zum Nachtheile dieſſeitiger Juden, welche ibr Lebend- 
glück in der Heirath einer auswärtigen Jüdin begründen wollen, gelten 
zu laffen und gar neu einzuführen, bürfte fich noch weniger rechtfertigen 
laſſen. Die Abtheilung erklärte ſich daher gegen die Dispofition bes in 
Rede ſtehenden Abfchnittes, und wünſchte einfkimmig, baß es in vieler 
Beziehung bei ber Beftimmung ber 66. 17, 18 des Edikts vom 14. Märj 
1812 verbleibe, welche Lauten: 
$. 17, Ehebünbniffe können inländiſche Inden unter ſich ſchließen, ohne 

hierzu einer beſonderen Genehmigung oder ber Loͤſung eines Trau⸗ 
fcheines zu bedürfen, infofern nicht nach allgemeinen Vorſchriften 
die von Anderen abhängige Einwilligung aber Erlanbniß der 
Ehe überhaupt erforderlich iſt. 
F. 18. Eben dieſes findet ſtatt, wenn ein mlänbifcher. Jude eine auslaͤu⸗ 
bifche Jüdin beirathet. 
Abſchniti 2 und 3 gab zu Feiner Bemerkung, Veranlaſſung. 
8. 42. Ebenſo. 
8. 43. Desgleichen. 


Abſchnitt 11, 
betreffend die Verhältniſſe der Juden im Großberzosthin 
Poſen. 

Das Gouvernement erkennt 23 in ber Denfſchrift ſelbſt an, daß die Ber⸗ 
ordnung som 1. Juni 1833 auf bie Haltung ber Juden im Großherzogthume 
fehr mwohlthätig eingewirft, vie Zahl berer, welche fich nüplihen Handwerken, 
der Fabrifation und bem ſtehenden Handel zugewender, erheblich ſich vergrößert 
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bat, bie Außere Sitte unter benfelben um Vieles würbiger, bie weltliche Enie- 
Yung der Kinder beffer, und das Beſtreben, bie nationale Eigenthümlichleit ab- 
zulegen, fihibarer geworben if, Indeß nichtsdeſtoweniger beabfichtigt daſſelbe, 
{n dem Befegentwurfe bie weſentlichſten Beſchränkungen, denen bie Juden bisher 
unterworfen geweſen, ferner foribefteben zu laflen, weil es annimmt, daß alı 
jene vortheilhaften Erfcheinungen in ben Beſchränkungen ihren Grund haben, 
welden bie Inden durch die Verortnung vom 1. Iuni 1833 unterworfen ſind 
Wie dieſe Anficht aber ſchon im einem Punkie durch bie amtlichen Berichte ber 
Regterungen zu Bromberg und Pofen, Inhalts derer bie Bereinigung der Juder 
zu bürgerlichen Torporativen Verbänden nachtheilig auf fie eingewirft hat, ger 
dehin wiberlegt wird, fo fann man wohl mit gutem Grunde annehmen, daß ft 
überhaupt auf einem Trugſchluſſe beruht, daß bie wohlthätigen Folgen mehr 
dachter Berorbnung, fo weit fe in die Erfcheinung getreten, nicht den Beſchrün⸗ 
Iungen, welche bie gebachte Berorbnung mit ſich geführt, fondern vielmehr altis 
der freien Bewegung, welche barin ben Juben im bürgerlichen Leben einge 
räumt il, und ben Berorbnungen zugufchreiben ift, welche in den Suben ein gr 
wies Gelbſtgefühl und Liebe zum Valerlande zu eriweden geeignet waren. 
Dafür. fpricht die Erfahrung, daß wie überhaupt die Civiliſation ber Staa 
Hirger mit ber Kreifinnigfeit der Geſetzgebung Hand in Hand gebt, and fi 
Inden da auf einer allgemein höheren Bilpungsftufe fteben, wo fie einer hum⸗⸗ 
neren Gefeßgebung fich erfreuen, und in benjenigen Landestheilen am wenig 
von ihren chriftlichen Mitbürgern ſich unterfcheiden, wo fie bie Geſetzgebung ti 
Jepteren am nächften geftellt bat. Immerhin mögen, meinte man, bie Juden it 
dem Großherzogthum ofen noch auf einer anderen Bilbungsfufe fichen, als hi 
Juden in ben anderen Lanbestheilen, fo laßt fich doch mit Sicherheit annehmen, 
daß fie auf Feiner niederen Stufe ſtehen, alo diejenige war, auf welcher bie Je 
den ber alten Provinzen im Jahre 1812 ſich befanden. Sp wie biefe da 
Ebift som 11, März ertragen Ionnten, werben bie Suben bes Großherzogthum 


Poſen auch für die Verorbnung, welche jept emaniren fol, reif und empfänglid 


fein, Bet folder Betrachtung Tonnte bie Abtheilung nicht bie Anſicht getoinnen, 
baß bie Juden im Großherzogthum Pofen ferner noch nad befonderen Ausna)- 
megefeben zu behandeln ſeien, dies um fo weniger, als ſich ein großer Theil 
threr früher zu dem ehemaligen Herzogthume Warſchau mitgehörigen Stammel- 
genoffen, deren Wohngebiete den Regierungsbezirfen Frankfurt und Dlarienwer 
ber zugefchlagen find, längft der Wohlthaten der Gefebgebung ber alten Provit 
gen erfreuen, ohne daß daraus ein Nachtheil für ben Staat hervorgegangen, 
und bie Anträge der Provinzialſtände des Großherzogthums Berüchſichtigung 
finden müſſen. Diefelbe ſprach fich einftimmig dahin aus: 
daß an Se. Mafeflät den König die Bitte gerichtet werbe, bie Beſtimmun⸗ 
gen ves erfien Abſchnitts dieſes Geſetzentwurfes, wie folche amenbirt werden, 
auch auf die Tuben bed Großherzogthums Polen auszudehnen. 
Richie deſto weniger hielt die Abtheilung ſich aber verpflichtet, über dm 
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Inhalt bes Entwnrfs eventuell fich auszuſprechen, indem fie dabti von bem 
Geſichtspunkte ausgehen zu mäflen glaubte, daß, wenn fchon hie Iuben im Groß⸗ 
berzogthum Pofen befchränfenden Beſtimmungen überhaupt unterworfen fein 
ſollen, es boch darauf anfommen müfle, wenigſtens biejenigen einzelnen Beſtim⸗ 
mungen beroorzuheben, welche ihr dem Staatsintereſſe widerſprechend erfcheinen, 
In dieſer Beziehung mußte ſich nun namentlich der Wunfch ausfpredhen, daß bie 
beftehenden Korporationsverbände ben Anträgen ber Regierungen zu Poſen unb 
Bromberg gemäß, ſobald als möglich in folhe, welche fi) Iebiglich auf. bie 
Kultusangelegenheiten der Tuben beziehen, umgewandelt und bann auch allge- 
mein ben bezeichnenden Namen Spuagogen-Gemeinen, wie in ven anderen Pro⸗ 
singen, erhalten möchten, Ein Hinbernig für dieſe Umgeftaltung fchien ihr in 
ben Schulverhältniffen der jepigen Judenſchaften nicht enthalten zu fein, weil 
legtere nach Inhalt der Verordnung vom 1. Juni 1883 ledigkich nach ben frü- 
beren Synagogenverbänden gebildet find, Mag Voraueſchidung deſſen war bei 
6. 44, nichts weiter zu erinnern. 
$. 45. Wenn es nach ber Ausführung zu $. 80 allgemeinen. Brinzipien nicht 
entfprechend ift, die Juden dahin zu drängen, baß fie eigene öffeülliche 
Schulen anlegen, fo laßt fih noch weniger bie Beſtimmung rechtfertigen, 
burch welche fie ba, wo fe ſolche Schulen eingerichtet haben, biefelben 
fortbeftehen zu laffen und aus ihren befonberen Dritteln ferner gu erhalten 
verpflichtet fein follen. Die Abtheilung fimmte in biefer Binficht ein- 
. ffimmig für bie Weglaffung bes zweiten Sapes, welcher mit ben Worten 
anbebt: diejenigen jüdiſchen Schulen, welche 19 
$. 46. Unterlag Feiner Ausftellung. s 
$. 47. Ebenſo. 
$. 48. Da es jedenfalls wünfchenswerth ift, daß ber Unterfcter zwiſchen natu⸗ 
raliſirten und nicht naturaliſirten Juden, ſobald es möglich, aufhöre, und 
außer den aufgeführten Spezialfällen noch viele andere vorkommen können, 
in welchen bie nicht naturaliſirten Juden ber Naturaliſation würdig find, 
fo ſchien es ber Abtheilung angemeſſen, dem Ermeſſen ver Oris⸗Polizei⸗ 
behörben größern Spielraum gu geben, und dies um fo. weniger bedenk⸗ 
lich, als die Naturalifntionspatente nach vorgängiger Prüfung ber ob- 
waltenden Berhältniffe durch die Regierungen ertbeilt werben, Es wünfcht 
alfo die Abthellung, daß am Schluffe biefed Paragraphen noch ber Zuſatz 
gemacht werde: 
„ober von ben OrtsrPolizeibehörben als geeignet bay erachte werden.“ 
$. 49, Wurde gebilligt. 
$. 50, Die Gründe, welche die Auflöfung eines ehelichen Berhaͤlmiſſes motiviren 
und herbeiführen, find gu ſehr perfänlicher Natur, als daß ſie auf andere 
Berhältniffe, namentlich die Beziehungen ber Ehegatten zum Gtanisver- 
bande, unmittelbar Anwendung leiden Können. Hat ber Staat einer 
nicht naturaliſirten Jüdin bie Naturalifation einmal beshalb bewilligt, 
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weil fie einen naturaliſtrien Tuben gebsiratbet bat, fo miürfen nolhwendig 
‚auch für ihn beſondere Gründe eintreten, welche ihn zur Entziehung dieſes 
einmal zugeſtandenen Rechtes veranlaffen können, Daher fimmt die 
Abtheilung mit zwolf Stimmen gegen vier für den Wegfall des Schluß- 
ſatzes: „geſchiedene, für ben ſchuldigen Theil erflärte Ehefrauen verlieren 

bie Tebiglih durch ihre Berheiratbung erworbenen Rechte ber Ratumw 
liſation.“ 
Zwei Mitglieder fanden, da die Naturaliſation Feine beſondere Borzüg, | 
-fondern nur allgemeine Rechte der chriftlichen Staatsbürger und aud bil 
nur zum Theil verleiht, ihrem Nechtögefühle es nicht entfprechend, def 

ein ber Rationallofarbe ober des Ehrenbürgerrechts verluftig erflärt 
Jude härter beftraft werbe und auch folcher allgemeinen Rechte verlufig 
gehen fol, deren bie chriflichen Staatsbürger in gleichen Fällen the 
baftig bleiben. Judeß wurbe ihnen von ben Übrigen Mitgliebern nid 

beigetreten, und erflärte ſich demnach bie Abtheilung in ihrer Major 
für bie unveränderte Beibehaltung bes Paragraphen, | 
$. 52, Erlitt feinen Angriff. 

$. 58, Ebenfalls nich. 

54. Die Beſtimmung, daß Darlehnsgefchäfte der Juden nur banın vehtänt 
binplich fein follen, wenn fie durch gerichtliche Urkunden verbrieft im, 
wurde nicht nur in Beziehung auf bie Juden, denen von GChriften ci 
Darlehne abgenöthigt werben, als hart, fondern auch in Beziehung ai 
bie Ehriften, foweit es babei anf deren Schutz abgefehen ift, als tem® 
salifivend erachtet, und erflärten fih neun Mitglieder gegen ſieben fr 
ben Wegfall des Punktes e. 

6.55. Blieb unangefochten. 
5. 56. Wie das Gouvernement Fein Bedenken gefunden bat, bie Befkinmtungen 
7 Wegen ber öffentlichen Aemter, welche für die Juden ber übrigen Lander 
theile gelten follen, anf bie naturalifirten Juden bes Großherzogtfun 
Hofen in Anwendung zu bringen, eben fo wenig Eonnte bie Abtheilung 
Bedenken tragen, ihre Borfchläge zu 5. 36 wegen ber ftänbifihen Rechte, 
ber Jurisdiction und bes Patronats, auf eben biefelben auszudehnen, 
‚unb gebt ihr Wunſch dahin, daß was in biefer Beziehung von Dit 
Pleno zu 5. 36 befchloffen werben folte, auch in Betreff ber natural 
ten Juden bes Großherzogtfums Poſen für geltend erklärt werde. 
5. 37 — 61 gaben zu Feiner materiellen Erinnerung Veranlaſſung. 
Berlin, ben 26. Mai 1847. 
Sreih. v. Hiller. Meißner. Baud. Staegemann. v. Byla. Coqui. 
9. Landsberg-⸗Steinfurth. Derentbal. v. Raven. Wodiczka. 
v. Rohr. Krohn. v. Sauden-Iulienfelbe. Sperling (Ar 
ferent). Caspers. Uellenberg. 


8. 51 


[2 
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Nachden das vorſtehende Gutachten bis zu den Worten. ver 
leſen war: 

„Es wird alſo bei der Prüfung des Geſetzentwurfes nicht blos darauf u 
achten fein, daß Feine Beſtimmung deſſelben hinter dem Edikt vom 11. März 
1813 zurüdbleibt, fondern auch barauf Bedacht zu nehmen ſein, ob und inwie⸗ 
weit die den Juden vortheilhaften Beſtimmungen eine Ausdehnung und Erwei⸗ 
rerung erfahren Finnen” (S. oben S. 352.): 


Referent Sperling: Wir haben aus dem eben verlefenen Theile 
des Gutachtens erfehen, daß dem Vereinigten Landtage Petitionen 
zugegangen find, welche auf Emancipation oder volftändige Gleich⸗ 
ftellung der Juden mit ihren chriftlichen Mitbuͤrgern gerichtet find; 
Es könnte die Frage entfichen, weshalb die Abtheitung fich nicht 
zunächft mit diefen Petitiond-Anträgen befchäftigt hat, da fle fo all» 
gemein find, daß fie Alles umfafen, was hier nur zu Gunften der 
Suden befchloflen werden fann. Aber gerade wegen diefer Allgemein 
heit hat die Abtheilung geglaubt, fi der Erörterung enthalten zu 
müffen. Der Begriff der Emaneipation ift zu umfaflend, als daß 
diefelbe im Stande geweſen wäre, fich fogleich ein klares Bild von 
derfelben zu entwerfen. &8 liegt ihr außerdem eine Propofition vor, 
welche alle bürgerlichen Rechteverhäftniffe der Juden berührt und 
zum Gegenftande ihrer Erörterung gemacht werden mußte. Wenn 
wir nun zunäcft diefe Propoſition in Berathung ziehen, werden wir 
durch Zugeftändniffe der einzelnen Rechte an die Juden gewiflermaßen 
funthetifh zu demfelben Reſultate kommen, zu welchem wir gelangen 
würden, wenn wir eine Berathung eines ‚allgemeinen Antrages auf 
Gleichſtellung der Juden mit den Ehriften vorweg vornehmen wollten, 
Daher wird 8 der Beihlußnahme der hohen Verfammlung und der 
Beſtimmung des verehrten Herrn Marſchalls unterworfen, inwieweit 
wir uns Überhaupt auf die allgemeine Diskufflon einzulaflen haben. 
Gewiß würde es zur Abfürzung der Debatte beitragen, wenn wid 
und darauf befchränfen wollten, die Anfichten, welche wir überhaupt 
zu entwideln im Begriff find, bei den einzelnen Paragraphen. vorzu- 
tragen, wozu dieſelben vielfache Gelegenheit darbieten. Was. deu 
Standpunkt anbetrifft, von dem die Adtheilung bei der Berathung 
ausgegangen ift, fo ift es derfelbe, den die hohe Berfammlung gleich 
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bei: Beginn ihrer Berathum -eingenonimen: und bisher feſtgehallen 
hat. Es iſt derfelbe, den dad Gouvernement als den feinigen aner— 
Bennt. Inwieweit folcher von dem letzteren bei der Entwerfung bei 
vorliegenden Geſetzes beibehalten it, wird das Refultat der Bere 
thung zeigen. | 

Sandtags-Aommifer: Der Geſet⸗Entwurf, welcher heute zur 
Berathung vorliegt, iſt mit fo ausführlichen Denkfchriften begleited, 
daß alle diejenigen geehrten Mitglieder, welche fih der Durdfidt 
dieſer Erläuterungen ‚untergogen haben, fo volftändig informirt [ein 
werden, daß ich mich anf eine kurze Einleitung beſchraͤnken und die 
koſthare Zeit nicht zu fehr in Anfpruch nehmen darf. 

Der Zwed des Entwurfs, fo weit er ſich auf die bürgerlichen 
Berhältnifte der Juden bezieht, geht vorzugsweife dahin, die Gel. 
gebung über diefen Gegenftand zu generalifiren, die beſtehenden ad! 
sehn. verfchiedenen Juden⸗Verfaſſungen der preußifchen Monarchie mi 
einer. einzigen, noch problematifchen. Ausnahme des Großherzogthums 
Poſen, in Eine zu verſchmelzen und nicht nur dadurch der Admins 
firation eine große Erleichterung zu verfchaffen, fondern auch ber 
Zudenſchaft felbft mefentliche Vortheile zu gewähren, namentlid in 
der Beriehung, daß fie volle Freizügigkeit erlangen und nicht mehr 
wie feither, in eben fo viele. Bezirke, als es Juden-Verfaſſungen gieit, 
eingezwuͤngt fein wird, Außerdem geht die Abficht dahin, in ben 
jenigen Fleineren Randestheilen, in welchen der Druck der mittelalter 
lichen Juden⸗Verfaſſung noch befleht, den Juden diejenigen Vortheil 
zuzuwenden, welche ſie bereits in dem,.größten Theile der Monardie 
feit laͤnger als dreißig Jahren genirben. Im Beziehung auf die 
Kulıns»Berhältniffe geht Der Zweck des Gefeges- dahin, dieſe Ver 
haltniſſe, welche theils gar nicht, theils nicht auf rechtlichen Grund 
lagen gemonet find, zu ordnen und auf rechtlichen Grundlagen zu 
bakzan. Ta 

: Was num. bie bürgerlichen Berhättniffe ber Juden beiriſt, ſo 
9 das. Edikt vom 11. März 1812 dem vorliegenden Entwurf als 
Anhalt ‚gedient. Ich glaube nicht, auf den Zuftand aufmerkſam machen 
zu aüffen,. in. welchen ſich die. Juden zu der Zeit, ala dies niit 
erlaffen wurbe, in ber preußifchen Monarchie befanden; ich glauß 
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nicht hervorheben zu dürfen, welche ſehr weſeniliche Verbeſſerungen 
durch” dieſes Edikt für ſie herbeigeführt wurden; ed genügt, anzu⸗ 
führen, daß das Edikt die Juden in ihren bürgerlichen. Verhaͤltniſſen, 
bis auf wenige Vorbehalte, den chriftlihen Einwohnern voͤllig gleich⸗ 
geftelt : bat. Ms. nicht lange nach Erlaß deflelben durch die ruhm⸗ 
würdigen Ereigniffe der Jahre 1815 und 1814 von den früher vers 
loren gegangenen Provinzen mehrere wieder. mit der Monarchie ver⸗ 
einigt und nette, hinzugefügt. waren, Ing es natürlich nahe, die hürgers 
fichen Verhaͤltniſſe der Juden in der ganzen Monarchie gleichmäßig 
zu ordnen. Bekanntlich legte aber die beuifche Bundesafte infofern 
ein Hinderniß in den Weg, ald folche die Ordnung diefer. Berhält 
niffe für fämmtliche Bundesftaaten in Ausficht geftellt hatte. Es 
mußte alſo der Erfolg diefer Zuſage abgewartet werden. Welche 
Hindemifle e8 gewelen find, die der Ausführung diefer Anſicht ent« 
gegengeneten find, glaube ich hier nicht unterfuchen zu bürfen; es 
würde. anferhalb. des Bereiches ber gegenwärtigen Verhandlung Hegen: 
Nur als wahrfcheinlich kann ich bezeichnen, daß in mehreren. Heineren 
Staaten ſich fo. abweichende Verhältniffe der Judenverfafſungen ges 
funden. baden, daß man darin eine unüberwindliche Schwierigfeit 
der Einführung gleichmaͤßiger Beftimmungen für fämmtlihe. Bundes« 
ftanten erbannt hat. Als der Bund ſchwieg, mußte fich. die legis⸗ 
latoriſche Ihätigfeit auf den preußifchen Staat zurüdwenden, und. es 
geſchah dies fehr bald nach Kreirung der Provinzial» Stänme. Es 
wurden in den SIahren 1824—27 denſelben Propofitionen. in ‚Bed 
ziehung Auf die Geflaltung der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden 
vorgelegt; Die Gutachten, welche erfolgten, waren ſehr abweichend 
von einander; darin flinmnten fle aber überein, daß fle neue Be 
fehränfungen der Juden zum. Schug der Verkehrs⸗ und Erwerbo« 
Perhäftniffe der chriftlichen Einwohner forderten. Derſelbe Paragraph 
der beutichen Bunbes;Afte aber, welcher eine Blelchftellung der Juden⸗ 
Gefetzgebung für ſämmtliche Bundesſtaaten in Ausſicht ſtellte, ‚Hatte 
vorgeſehen, daß die den Juden von. einzelnen Bundesflaaten bereite 
eingeraͤumten Rechte zu. ihrem Rachtheil nicht. geimidert. werben follten, 
Dhne: Berlegung diefer Bundesbeſtimmung konnte alfo die preußiſche 
Geſetzgebung nicht auf den einflimmend geäußerten Wunſch der Pros 
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vinzial⸗Slkaͤnde eingehen, und es blieb daher, wenn man ſich nicht 
in vollſtaͤndige Oppoſition mit den Ständen ſetzen wollte, nichts 
Anderes übrig, als die Sache auf fih beruhen, als die Zeit walten 
zu laflen. Die Zeit hat gewaltet, meine Herren! Es find mehr 
ale 20 Jahre dahin gefchwunden, und es hat fich die Anficht über 
biefen Gegenſtand fehr wefentlich verändert, eine Veränderung, die 
wenigftens theilweiſe auf einer Umgeftaltung des Zuftandes der Juden 
beruht, was befonders in denjenigen Bundeätheilen, in welchen bie 
GBefebgebung ihrer Entwidelung in intelleftueller und kommerziellet 
Hinficht fein Hinderniß in den Weg gelegt hat, fehr deutlich hervor 
getreten iſt. 

In Folge diefer Umgeftaltung haben mehrere Provinzials Land 
tage fehr weitgehende Anträge in Beziehung auf anderweitige Or: 
nung der jüdiſchen Berhältniffe im entgegengefegten Einne als vor 
20 Jahren geftelt; e8 liegen der hohen Verſammlung eine Reh 
von Anträgen auf gänzliche Emanzipation der Juden vor, und aud 
die Abtheilung hat fich in ihrer Majorität einem dahin zielenden 
Prinzipe geneigt erflärt. Die Benvaltung dürfte fich daher gegen 
wärtig in der entgegengefebten Lage befinden, ald vor 20 Jahren, 
wo fie die Berhältniffe der Juden verbeflern wollte und. die Stäntt 
das Begentheil verlangten, während jest die Propofitionen der Ber 
waltung Hinter den Wunſchen der Stände zurücfzubleiben fcheinen. 
Doch wird ‘in diefer Beziehung - die Differenz und Divergenz feine 
bedeutende fein. | 

Ich. habe ſchon hervorgehoben, daß das Geſetz vom 11. Miu 
4812 als Grundlage ‚für bie jegige Bropofition gedient habe; es 
find aber über die Beftimmungen deſſelben hinaus den Juden neu 
Rechte zugedacht, namenilich in Beziehung auf. den für fie fehr wid 
tigen Bunft ‚ver Blaubwürdigfeit bei Eiden, in Beziehung auf die 
Beichräntungen,: welchen fie.beim Gewerbeverkehr either noch unter: 
klagen, unb in Beziehung -auf die Anftellungsfähigfeit im Staats 
dienfte, ‚verglichen. mit dem Zuftande, welcher feit dem Jahre 1812 
faktisch befanden hat. Die einzigen Beichränfungen, welche nad der 
vorliegenden Propofitionen beſtehen bleiben follen, gründen fi auf 
das Prinzip, daß der: preußifche Staat ein chriftlicher fein und bleiben 
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wolle, und daß ed demnach bedenklich ſcheint, nicht chriſtlichen Be⸗ 
wohnern die polltifchen Rechte zu geben und ihnen obrigkeitliche 
Functionen anzunertrauen. 

In Beziehung auf das Gorporationäwefen it von der Abthei⸗ 
fung das Bedenken hervorgehoben, daß fich folche mit Unrecht auch » 
auf die bürgerlichen Verhaͤltniſſe bezögen. Hierauf muß ich ‚bemerken, 
daß die Bafls diefer im Geſetze proponirten Corporationen lediglich 
der Kultus ift, dab ſich der. Entwurf in diefer Beziehung den in 
ganz Deutſchland beftehenden Verhältniſſen anfchließt, daß eine Les 
galffirung dieſes Zuftandes, wie ich glaube, überall als Bedürfniß 
anerfannt wird, und daß, wenn auch wenige einzelne Beſtimmungen 
auf eine bürgerliche Wirkung diefer Corporationen hinweiſen, dieſe 
theils fafultativ, theild unbedeutend find, thells auf den nothmendigen 
Verbindungen zwifchen den bürgerlichen und Kultus Berhältniffen 
beruhen. 

In Beziehung auf das Großherzogtum Poſen hat es nicht 
unbedenklich erfchienen, die- völlige ©leichftellung der Juden mit denen 
der übrigen Provinzen ſchon fjegt auszufprechen, einestheils, weil das 
numerifche Verhaͤliniß der dortigen füdifchen Bevölkerung gegen bie 
übrigen Provinzen fo fehr abweicht, dann aber auch,. weil ein Theil 
diefer Bevölferung in Beziehung der Bildungsftufe ihren Glaubens» 
genoflen in den anderen Provinzen fehr nachfteht, während das da- 
ſelbſt beſtehende Spezial⸗Geſetz, fo weit es fich hier beurtheifen läßt, 
bereits günftig auf die dortigen Berhättnifle, namentlich dahin gewirkt 
dat, daß der ärmere Theil der juͤdiſchen Bevoͤlkerung in feiner Bildung 
und in feinem fittlichen Zuſtand vorgefchritten ft Ob aber fchon 
jegt der Zeityunft -eingetreten. jet, das. Großherzogthum Pofen in 
diefer Beziehung mit den. anderen Provinzen gleichzuflellen, ob es 
namentlich zuläffig fei, die damit unzertrennlich verbundene Preizügig« 
keit auf die jünifche Bevölkerung des Großherzogthums auszudehnen, 
das erfchien befonders in Beziehung auf die angrängenden Provinzen 
nicht unbedenklich. Es wird aber gerade in dieſer Rüdlicht dem 
GBouvernement von Wichtigkeit fein, das Votum der Staͤnde⸗Ver⸗ 
fammlung zu vernehmen, um danach zu bemeflen, ob jene Bedenken 
Hinlänglich begründet feien ober nicht. Was benjenigen Theil des 

viui. 25 
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Geſehzes betrifft, welcher die Kultus⸗Verhaͤltniſſe behandelt, fo behalte 
ich. mir vor, bei Berathung der einzelnen Paragraphen diejenige Aus 
funft zu geben oder durch den Kommiflarius der geiftlichen ır. Ar 
gelegenheiten geben zu laſſen, welche von biefer Berfammlung ge 
- wünfcht werden möchte. 

Sandtegs-Mlarfall: ‚Die Abtheilung hat in ihrem Gutachlen 
zuerft eine formelle Frage aufgeftellt, nämlich. die: ob es nicht zwe⸗ 
mäßig fei, die bürgerlichen und kirchlichen Berhältniffe der Juden in 
befonderen Abfchnitten zu verhandeln. Diefe Frage wird fic nid! 
eher beantworten laffen, als bis wir auf die matertellen Beftimmungn 
eingegangen fein werden. Es ift von dem Herm Referenten dr 
Borfchlag gemacht worden, von der allgemeinen Beſprechung abzufchn 
und gleich auf die einzelnen Paragraphen einzugehen. Ich hak 
allerdings nicht die Abficht, über. das Allgemeine und die Orundiä 
irgend eine Frage zu ſtellen; ein Jeder wird fich aber, wenn wir u 
Beantwortung ber einzelnen Fragen kommen, über die Grundläk 
eine Meinung gebildet haben müffen, und dadurch wird eine alle 
meine Beſprechung um fo mehr nöthig fein. Da. mehrere Rein 
fich zu einer folchen bereitö gemeldet haben und ich ihnen nicht ia 
Wort zu entziehen wünfche, fo werde ich fie nach der Meihe auf 
fordern. Zuerſt gebe ich dem Herrn Abgeordneten von Byla al 
Korreferenten daB Wort. 
| Sorreferent von Pyla: : Schon in dem Gifte vom 14. Min 
1812 iſt klar und deutlich bie Tendenz ausgeſprochen, burch einm 
näheren Anjchluß der Juden an bie Ehriften die Juden zu veredeln, 
ihre feparatiſtiſchen Geſinnungen zu vertilgen und ſie dem Stau 
immer nuͤtzlicher zn machen. Dieſe Tendenz hat das Gouvernemen 
auch fpäterhin: verfolgt; im Jahre 1824 erſchien eine Allerhöhft 
Kabinets⸗Ordre, datirt vom 29. April; worin angeordnet iſt, dah 
fämmtliche Provinzial⸗Landtage daruͤber gehört werden ſollen, ob und 
welche Vorſchlaͤge ſie hinſichtlich der beſtehenden Geſetzgebung Ahr 
die bürgerlichen Verhäliniſſe der Juden vorzubtingen. Leider erfolgt 
hierauf in den Jahren 1824—1827 keine gänftigen Erklaͤrungen 
von Seiten der Provinzialſtaͤnde, vielmehr ſprachen fich: deeſelben 
wehr. ober minder dahin aus, daß allerdings im Intereſſe der chriß⸗ 
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lichen Bevölkerung Ginſchraͤnkungen in ven Rechten der. Juden ſtait⸗ 
finden müßten, Die Geſetzgebung ging auf dieſe Vorſchläge nicht 
vollſtaͤndig ein, ſondern orbnete nur in Pofen bie dortigen Verhaͤlt⸗ 
niſſe der Juden Durch die Verordnung vom 1. Jum 1833, wogegen 
in den übrigen Provinzen nur einzelne einfchränfende Beſtimmungen 
erfolgten, — Unverfennbar aber Hat fich von jener. Zeit ab der Zu: 
fand der Juden ‚bedeutend verändert und gewiß verbefiert. Hierüber 
bat fih die Stimme des Volks wiederholt laut ausgeſprochen; nber 
aus) im Jahre 1845 .erflärten ſich fchon von 8 Provinzial-Landiagen 
5 für mefentliche Erweiterung der Rechte der Juden, 2 darunter 
fogar für gaͤnzliche Gleichſtellung derfelben mit.ben Chriſten. Dem⸗ 
zufolge fcheint Der. in Rebe ftehende GeſetzeEntwurf uns gegenwärtig 
sur Berathung vorgelegt su fein. — Gewiß mit Freuden begrüßen 
wir ihn, um bei dieſer Belegenheit nicht nur einen Alt der Billigkeit, 
fondern nuch der Gexechtigkeit gegen unfere jüpifchen Mitbürger er 
füllen zu Fönnen. — Ich glaube aber auch, daß wir gleichzeitig dar 
durch die Wohlfahrt unſeres Stants fördern werden. — Bei Bes 
urtheilung bes vorliegenden Gegenſtandes ftellen ſich zuvoͤrderſt im 
Allgemeinen zwei Hauptfragen heraus, einmal, ob die Verfanmlung 
geneigt if, fofort eine gänzliche Bleichftelung der Juben mit 
den Chriften in unferem Staate zu befürworten, oder ob es rath⸗ 
famer erfcheint, durch einen allmäligen Webergang den Meg dazu 
anzubahnen, um fpäterhin eine vollſtaͤndige Ausgleichung Anttfinden 
laſſen zu fünnen, Sch fann mich nur für die letztere Anſicht erflären, 
und: zwar aus dem Grunde, weil ich glaube, daß dadurch auf einem 
fichereren und ruhigeren Wege die wünfchenswershe Gleichſtellung 
erseicht werben wird. ‚Meine Herren! Wir können. bei Berathung 
und Beurtheilung .diefer ragen nicht allein von unſerem Stand« 
punkte ausgehen, nein, wir müflen hierbei nuch die Stimme des 
großen Bolfshaufend berückſichtggen, die Stimme derjenigen, die wer 
niger. gebifpet, weniger nufgeflärt find, als wir; Sie werden gewiß 
nicht verfennen, daß nad in manchen Thellen unferer Monarchie 
große Vorurtheile gegen die Juden eriftiren. Aber keinesweges 
wünfche. ich, daß durch einen folchen alimäligen Yortfchritt den Juben 
Rechte, welche ihnen füglish gegenwärtig ſchon zugeflanden werden 
. 
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fönnen, vorenthalten werben follen, und ich glaube, daß ich Ihnen 
bei der ſpeziellen Berathung des @efepes beweiſen werde, daß id 
diefes bei meinem Vorfchlage keinesweges beabſichtige. Gewiß aber 
{ft es rathfam‘, daß. man bei einem’ fo befonvers wichtigen Schritte 
mit Borficht vorgeht... Ich habe auch mit mehreren ſehr gediegenen 
Juden erft. neuerdings hierüber Rüdfprache genommen, und fle theilm 
in diefer Beziehung meine Anſicht. — Was die Baffung des vor: 
Ilegenden Sefeg-Entwurfs betrifft, fo hat flch die Abtheilung einftimmig 
damit einverftanden erflärt, daß die firchlichen Berhältniffe von de 
bürgerlichen darin "getrennt behandelt werben. Die Gründe bayı 
find im -Butachten ‚ausführlich angegeben, und ich bin weit entfernt, 
mich darüber noch beſonders auszufprechen; ich hoffe vielmehr, dab 
auch die Verſammlung ſich damit einverfianden erflären wird, inden 
die Zweckmaͤßigkeit diefes Verfahrens wohl nicht zu verfennen if. - 
Wenn aber in dem Gutachten S.5 (&. oben &.352) angegeben ft, 
daß die Abtheilung, mit Ausnahme einer einzigen Stimme, fich dafür er 
klärt, bei Berathung diejes-Gefeß-Entwurfes dns Edikt vom 11. Min 
1812..3u runde zu legen, fo befenne th, Daß ich - diefe einzig 
Stimme. bin, und ich glaube es ſchuldig zu fein, Ihnen die Grüne 
für meine Anficht, die in dem Gutachten nicht bemerkt ſind, hier 
mitzutheilen. 
Erſtens gift: das. ESikt vom Jahre 1812 nat für die aͤlteren 
Provinzen der Monarchie, wogegen für. Die übrigen Theile derſelben 
ganz "verfchlebenartige gefepliche. Beftimmungen exiſtiren; flir die 
würde alfo offenbar das Epift nicht die richtige Grundlage fein 
Zweitendi dat auch das Edikt in dem: Nechtezuflande der Juden eine 
nicht. undebeuterrve:Xüde. gelaffen, indem es gleich im. Gingange ar 
ordnet, daß durch diefes Geſetz alle. früheren Borfehriften in Betref 
der Juden aufgehoben fein. follen;, infofem fie nicht⸗ in tem oil 
ausdruͤcklich aufgenommen worben. Run find aber in. diefem Eoiftt 
nur die. bürgerlichen . Verhältniſſe der Juden .regulint, dagegen dd 
Kultusween: unberüdfihtigt gelaſſen, und eine Folge davon if, dh 
feit dem. Jahre 1812 eine große Regelloſigkeit in den Kultus Ber 
Hältuffien der Juden eingetreten. : Deittens endlich halte ich. es über 
haupt nicht für. erfordeclich, win. beſtehendes ſpezielles Geſeß bei 
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der Berathung zum Grunde zu legen; denn der 8. 1 des Geſetz⸗ 
Entwurfes :fagt ganz Allgemein; Neben gleichen Pflichten follen die 
fübifchen Unterthanen auch gleiche Rechte mit den chriftlichen: Untere 
tbanen genießen, und nur Diejenigen Ausnahmen hiervon follen in 
dem vorliegenden Gefege aufgenommen werden, welche gegenwärtig 
noch im allgemeinen Staats- Intereffe erforderlich erfcheinen. Diefe 
Ausnahmen ‚können. fich aber nur entweder auf unfere gegenwärtigen 
Zeitverhältniffe beziehen oder auf die. ganze beſtehende Geſetzgebung 
des Staates in Betreff der Juden, und wir werben gewiß bei richtiger 
Würbigung viefer Verhältniffe,  diefer Befege finden, welche Aus⸗ 
nahmen auch gegenwärtig noch aufrecht zu erhalten. Wenn wir ader 
eine nachhaltige Sleichftellung der Juden mit den Chriften erreichen 
wollen, dann halte ich für durchaus nothwendig, zuvörderſt die Haupt« 
Schranfen, welche jegt noch zwifchen den Juden und. Ehriften in 
unferem Staate beftehen, niederzureißen, damit wir ein freies Terrain 
erbalten,: um hierauf das neue Gebäude errichten, und für die Juden 
eine :newe Berfafjung gründen zu fönnen. Kür folche Schranfen er» 
fenne ich namentlich folgende: erftens die beftehenden beſonderen Cor⸗ 
porations-Berhältniffe: der Juden. in bürgerlicher Beziehung; zweitens 
die befonderen öffentlichen Schulen für die Juden und drittens das 
Verbot der Ehe zwiſchen Chriften und Juden. Bevor wir diefe 
Hauptfchranfen nicht nievergeriffen haben, glaube ich, wird eine jede 
Gleichſtellung der Juden mit den Ehriften binfichtlich ihrer buͤrger⸗ 
lichen Verhältniffe nur fcheinbar und dem allgemeinen. Staats⸗Intereſſe 
mehr. nachtheitig als vortheilhaft fein. — Ich behalte. mir vor, über 
Diefe drei Punfte hei der fpeziellen. Beratung des Geſetzes meine 
Anfiht näher auszufpreden, indem gegenwariis nur der allgemeine 
Theil zur Berathung geftellt ift. | 

Sandtags-Marfhall: Zuerft hat jebt Herr von Land ſberg das 
Wort wegen einer perſoͤnlichen Bemerlung. J 

Abg. von Fandsberg-Steinfurth: Don dem Redner, ber fo ebeit 
die Tribüne verlaflen hat, ift gefagt worben, daß berfelde bie. einzige 
Etimme in der Abtheilung gewefen fei, die fih dagegen ausgeſprochen 
habe, daß das Edikt vom 11. März 1812 zu Grunde zu legen fei. 
Ich glaube bemerken zu dürfen, daß ich diefe einzige Stimme war« 





— 890 — 


(Gelächter.) 
Wenigſtens habe ich die Ueberzeugung, daß Ich ed war, und ich weil 
nicht, ob mein Name im Protokoll aufgeführt worden if. Ich mil 
bie Gründe, die mich veranlaft Haben, dagegen zu flimmen, motiniren. 
ch glaube aber nicht, Daß der jepige Augenblick dazu geeignet if; 
um eine Berichtigung aber werde ich bitten muͤſſen. 

Abg. von Byin: Sch berufe mich auf den Herrn Referenten, 
darüber, daß ich mich gegen benfelben an dem erften Tage, wo wi 
die Berathung ded Entwurfs in der Abtheilung vorgenommen, au 
führlich darüber audgefprochen, daß ich mich nicht damit einverſtanden 
ertlären fönnte, daß dad Edikt vom 14. März 1812 bei der Prüfung 
bes vorliegenden Geſetzes zu Grunde zu legen. Wenn nun der Hm 
Mepner die Anficht getheilt, fo freut es mich, daß wir im diefer Hir 
fit übereingeftimmt haben! 

Referent Sperling: Der Referent fommt dadurch im bie übel 
Lage. Es könnte fcheinen, alo fei fein Referat ungenau und did 
ift dem nicht fo. Ich glaube, der Streit, der fich zwiſchen beim 
Herten um die eine Stimme erhoben hat, wird ſich Hier ohne di 
Verhandlungen der Abtheilung fchwer entſcheiden laſſen, und ich ſchlage 
vor, wir überlaſſen ihn denſelben allein. | 

Sandtag⸗⸗Marſchall: Da diefer Gegenſtand für bie Berathun 
unerheblich ift, fd werden wir darüber hinweggehen. 

Ag. Plegztmann: Meine Herren! In der Stabt, die ih N 
vertreten babe, find fchon feit langen Jahren die Juden zu Stab 
verordneten und ähnlichen flänsifchen Aemtern gewählt worden, un 
fie haben ſtets ihre Pflichten treu und gewiſſenhaft erfüllt, und be 
einem Aufrufe zur Wohlthätigfeit waren fie nie die Lebten. 3% 
habe noch vor wenigen Tagen Briefe aus meiner Heimath erhalten, 
Aus denen ich erfuhr, daß ein jüdifcher Kaufmann Getraide zu einm 
fehr billigen Preife an feine.armen Mitbürger verkauft hat. Meine 
Herren! Wo die Juden fo ihre Pflichten erfüllen, kann man ihnen 
feine Rechte vorenthalten, und ich muß alfo für das Gutachten der 
Abteilung flimmen. 

Abg. Schumann (wird von ber Weſannlung am Borlefen gr 
hindert.) 
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Fandtags -Marſchall: Zur Erklaͤrung biefer Sache muß ich 
Daran erinnern, daß die Bitte an Se. Majeftät geftellt worden ifl, das 
Meglement möge die Beitimmung erhalten, daß diejenigen, welche der 
deutſchen Sprache Hicht recht mächtig find, ablefen dürfen. Wenn 
der Herr Abgeordnete felbft erklärt, daß er der deutſchen Sprache 
nicht mächtig fei, fo wird bie Berfämmlung diefe Beftimmung wohl 
einftimmig gelten laflen. 

Abg. Schumann (lieft die Rebe): 

Meine Herren! 

Sch gehöre zu denjenigen, welche auf unferem Provinzial⸗Land⸗ 
tage bie Emancipation unferer Juden verfochten, welche hier bie 
völlige Bleichftelung aller Juden mit den Chriften beantragt haben. 
Darum fei ed mir vergönnt, hier einige Worte. — einmal in. Betreff 
der pofener Juden insbefondere — fodann in Betreff der im Geſetz⸗ 
Entwurfe . ausgeſprochenen Ausſchließung aller von beinahe allen 
Aemtern — einer hohen Verſammlung vorzutragen. 

"In erſterer Hinſicht, nämlich was bie Beſtimmungen bes Ent⸗ 
wurfes im 8. 44 und. den folgenden uͤber bie poſener Juden anbe⸗ 
trifft, fo will und kann mir ein zureichender Grund für den dort 
auogeſprochenen Unterfchted nicht einleuchten. Man wird mich ob 
biefer meiner Anſteht zum wenigften keiner Befangenheit zeihen. Ich 
war in meinen jüngeren Jahren ein Gegner der Juden und geflehe 
es an diefer feierlichen ‚Stelle ganz offen, daß Ich mich damals ges 
täufht, von meinem Vorurtheil gegen fie zurädgelommen bin. Ich 
weiß. «8 wohl, daß unfer Großherzogthum beinahe die Hälfte afler 
Juden der. ganzen Monarchie zu ihren Bewohnern zählt; auch will 
ich. e8 nicht in Abrede fielen, daß ein großer Theil unferer Juden 
in Rüdficht auf Bildung denen der übrigen Lanvestheile nachfleht. 
Nichtsveftoweniger fpreche ich fo meine innigſte Ueberzeugung aus, 
daß fie die durch den Gefeg-Entwurf bezwedtte Zurädfeung nicht 
verdienen. 

- Das Outachten des Ausſchuſſes S. 35 GVergl. oben &.377) ſpricht 
fich hierüber fatifam aus. Wenn nun das Gouvernement felbft einräumt, 
daß Die Verordnung vom 1. Junt 1837 die Juden im Großherzogthum 
gehoben, ſo darf ich einen Widerſpruch damit darin finden, 
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daß man fie deſſenungeachtet zurüdfegen will. 
Hat jene Berordnung fo wohlthätige Folgen gehabt, fo möchte daraus | 
weiter folgen, daß der der Verordnung vorangehende Zuftand ein 
Zuftand war, den unfere Juden nicht verfchuldet”haben, fondern daß 
derfelbe durch ihre bis dayin gebrüdte Stellung bedingt war. 

Weg alfo mit fernerer Beichränfung! Man ftelle fie den übri- 
gen Juden gleich, und fie werben fich diefer nun nicht mehr zu ver: 
fagenden Gleichſtellung werth und würdig erweifen. 

In meiner langjährigen Erfahrung habe ich, der ich inmitten 
von Heinen Städten mit zahlreicher jüdiſcher Bevölkerung wohne, 
Gelegenheit gehabt, fie in meinem Baterlande näher kennen zu lernen. 
Ich habe gefunden, daß fie, was Sittichfeit und Bildung anbetrifft, 
im Allgemeinen unferer schriftlichen Bevölkerung nicht nachftehen. Sie 
find, fo wendet man ein, verfchmigt, fie find dem Schacher, dem 
Wucher ergeben, fie richten hiermit den chriftlichen Bewohner zu 
Grunde. Dies befürchte ich nicht, denn giebt ed auch allerdings 
fchlechte Juden, fo giebt es dergleichen Eubjefte auch unter anderen 
Religions und Stammgenofien. Daran bat aber weder Religion, 
noch Abkunft fchuld. Der bisherige geprüdte Zuftand der Juden 
erflärt Alles. Erlangen die Juden dasjenige, was ihnen von Gottes 
und Rechtd wegen gebührt — Gleichſtellung mit den übrigen Be 
wohnern des Staates — fo werden fchlechte Juden eben fo gebrand» 
marft unter ihnen felbft daſtehen, wie es bei den Nicht⸗Juden der 
Fall if. Beiläufig gefagt, darf nicht unerwähnt gelaflen werden, 
wie die Juden viele gute Eigenfchaften haben, welche ihnen die 
Ehriften ablernen mögen; deren Nüchternheit, Sparfamfeit, Deitleiden 
für ihre Armen und Kranken find nachahmungewerth. — Werben 
fie den Ehriften gleichgeftellt, fo werden fie ſich als deren Mitbürger 
anfehen und wahre Nächftenliebe auch gegen diefe üben. — Ic 
meine, daß wir die beiden Haupt-Gebote: 

„xiebe Gott und deinen Nächften“ 
biefe beiden Grundpfeiler des Chriftenthums, — aus dem Judenthum 
her haben, und wir handeln nicht chriktlich, wenn wir die Juden darum 
zuruͤckſetzen, weil nen Juden rn Sie waren und find .unfere nächften 
Nächten. . 
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Möge mancher Chrift in Zolge der Gleichſtellung — und weil 
er, wie man fagt, nicht fo verfchmist, fo gefcheidt fel, wie ber Jube 
— bei dem Uebergange. des. Ledteren in ein gleiches Verbaͤltniß mit 
den Ehriften in Rachtbeil fommen. Es Tann. dies ver Kal allers 
Dinge fein. Aber hat die bisherige untergeorbnete ‚Stellung der⸗ 
gleichen UWebelftände zur Folge gehabt, fo darf: ich dreiſt behaupten; 
Daß gerade die Sleichftellung dergleichen Uebelftände befeitigen. wird 
Denn der Menſch, welcher feinen fittlichen Werth um. fo mehr fühle 
als er Außerlih .und vom Gefebe anerkannt. wird, wird gerade Darum 
eine. höhere fittliche Würdigung. zu erftreben bemuht ſein im Henn 
und in Thaten. | r 

Die Gefchichte "hat e8 aufbewahrt, — wie ich dies in meiner 
Betition näher ausgeführt, daß die Juden in den erften. Jahrhun⸗ 
berten ber chriftlichen . Zeitrechnung mit den Chriften gleiche Rechte 
und Ehren genofin. Sie waren alfo deſſen werth und werth bes 
funden zu einer Zeit, ald eine andere Religion — Kultus mächte 
ich fagen — an bie Stelle der ihrigen trat. Es lebten alfa Chris 
ftentyum und Judenthum frieblich neben einander, Diele Thatſache 
fteht, wie gejagt, geſchichtlich Fefl, und es würde mir nicht ſchwer 
fallen, den Beweid zu führen, daß erft dann — ala ed. cine herr 
fchende Kirche gab — es auch beherrfchie, unterbraädte. Kirchen gab; 
woraus fi auch in Bezug auf den borliegenben Begenfand gut 
Vieles, wo nicht Alles, erklären läßt. 

Ich bin Chrift und gehöre der Kirche an, Deren Haupt in der 
lebten Zeit auch in Rückficht der Nichtchriften, der Juden indbes 
fondere,. in feinen Verordnungen und Handlungen Grundſäte aus⸗ 
fpricht, welche ich hier mit meinen ſchwachen Kräften zu vertheidigen 
fuche, und ich würde glauben, die Pflicht eines Ehriften nicht zu er⸗ 
füllen, wie es recht ift, wenn ich bier. meine Stimme zu Gunſten 
berfenigen, — deren Bäter unfere Vorgänger im. Glauben an den 
einzigen Gott. waren — zu erheben Bebenfen tragen. ſollte. Dies 
in Bezug auf meine pofener Juden. | 

Abg. non Gottberg: Als ich meine den vorliegenden Gegen 
ftand betreffende Petition einbrachte,: ging mein. Antrag dahin, das 
Edikt vom Jahre 1812 auf die ganze preußifhe Monarchie anger 
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wendet und bie darin unerfüllt gelaſſenen Beſtimmungen ausgeführt 
zu ſehen. Nachdem ſeit dieſem freiſinnigen Geſetze ein Zeitraum von 
85 Jahren verflofſen war, konnte ich nicht annehmen, daß tie Re 
gierung eines Staates, welcher der Staat der Intelligenz und de} 
Fortſchrittes genannt wird, beabfichtigen würde, ein Geſetz zu erlafien, 
in welchem noch fehärfere Abfonderungen herbeigeführt werben follten. 
Gin ſolches Geſetz hätte mir zu fehr mit den Forderungen und dem 
Geiſte der Zeit im Widerfpruche erfchienen, und ich habe es für 
Haupt-Aufgabe der Geſetzgebung gehalten, mit dem Geifte der Jul 
in Ginklang zu bleiben. Der vorliegende Geſetz-Entwurf bat mid 
vom egentheile überzeugt; er hat mir die Ueberzeugung verfchaft, 
dag allerdings eine fchärfere Abfonderung der Juden beabfichtigt wor: 
ben iſt. Ich kann nicht glauben, meine Herren, daß unter Ihnen 
eine Sympathie für dieſe Beftimmungen, welche einen offenbarn 
Rückſchritt enthalten würben, Fuß faflen fünnte. Ich kann dies um 
fo weniger glauben, als ich vollſtaͤndig die Motive zu einem bear 
tigen Rückſchritt vermißt habe. Es hätte in der That eines bin 
digen Nachweiſes beburft, daß die Juden in ihrer intellektuellen und 
moralifhen Ausbildung in diefen 35 Jahren zurüdgegangen fit. 
Ein ſolcher Nachweis iſt nicht verfucht, viel weniger geführt worbe. 
Denn daß es unter den Juden fchlechte Leute giebt, kann für mid 
fein Orund fein. Ich habe nicht geglaubt, daß die Geſetzgebung 
ihre Grundläpe von dem fchlechteren Theile .de8 Volles abnehmen 
und auf den Sefleren anwenden müßte Mit dem Gutachten dei 
Abtheilung nehme ich daher an, daß das Minimum, was den Juden 
gewährt werben muß, in dem Evift von 1812 zugefichert if, daß 
aber die darin enthaltenen Hoffnungen und Verheißungen erfüll 
werden müflen. Das Edikt vom Jahre 1812 enthält eine Befchrär 
fung in Bezug auf politifche Rechte infofern, als bie Juden nicht zu 
Staats-Aemtern gelafien werben follen. Dies ift fpäter abuſive auf 
gebehnt ‚worden auf die Kommunal-Aemter und Lehr⸗Aemter. & 


enthält in $. 39. infofern eine Hoffnung, als gefagt if, es folten 


die Kultus» und Unterrichts-Verhältnifie fpäterhin unter Zuziehung 
von Sachverſtaͤndigen, d. h. von Tenntnifreichen Buben, regulirt wer 
den. Wenn die erfteren Befchränfungen aufgehoben und dieſe letzteren 
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Berheißungen erfüllt werden, dann, glaube ich, wird ‘der Jube nichts 
weiter von der Gefebgebung gu wünfchen haben. "Was den .erfleven 
Theil. anlangt, nämlich die politifchen Rechte, jo hört man davon 
fprecheit, daß die Juden noch auf einer zu niedrigen Stufe der ſitt⸗ 
Itchen. Ausbildung ftehen. Meine Herren! Ich: weiß nicht, was ich 
von einem fo allgemein geftelten Urtheile halten fol, So weit ich 
Die Juden kenne, find fie :mäßig in ihren Genüffen, nicht ausſchwei⸗ 
fend, tugendhaft in Hellighaltung der Familienbande. Ich wüßte 
feinen Fehler, den ich unter meinen chriftlichen Mitbuͤrgern nicht eben 
fo fehr fände. Der einzige Vorwurf, den man ihnen macht und 
der zum Theil einen gewiflen Schein von Wahrheit. für ſich hat, iR 
der, daß fie in ihrem Gefchäften mit chriſtlichen .Mitbürgern zum 
Betrug ‚und zum Eigennug geneigt find. Aber, meine Herren, ich. 
frage: Iſt dies ein Zehler, der mit der jüdiſchen Rationalität und 
dem juͤdiſchen Glauben nothwendig verbunden iſt? It es nicht viel 
mehr eine Folge der Behandlung, welche ihnen bisher zu Theil ges 
worden it? Man fann fich. nicht wundern, daß eine Nation, ‚welcher 
die edlen Berufsarten abgefchnitten waren; fich vorzugsweiſe auf den 
Handel warf. Wenn: e8 aber überhaupt fchwer:ift,. im Handel zwi⸗ 
ſchen erlaubten und unerlaubten Bortheil eine Gränze zu stehen, fo 
ift es natürlih, daB das gegen die Juden herrichende. Borurtheil 
ihnen vorzugsweiſe den Vorwurf bed ımerlaubten Gewiand machte. 
Wenn alfo der Vorwurf, durch weichen hier eine Beſchraͤnkung ber 
Juden motivirt wird, mehr eine Folge ber bisherigen Behandlung, 
und durchaus nicht mit der jübtfchen Rationalität: und. dem jübdiſchen 
Glauben verbunden ift, fo, glaube ich, bleibt ver Geſetzgebung .nichte 
übrig, als dad bisherige Syſtem zu ändern, nämlich dad Syſtem der 
bisherigen Abſchließung. Denn mie Fönnen fie. fich einer ebleren 
Beifted-Anftrengung hingeben, wenn bie ebleren Berufsarten: ihnen 
verfchloffen find? Man gebe ihnen Etaatd-Aemter, dann. wirb fids 
zeigen, daß fie mit hohen Geiflesgaben ausgerüftei und vollſtänbig 
befähigt find. Ich halte es aber auch. für eine Forderung ber Ges 
tethtigfeit gegen die chriftlichen Staatsbewohner, daß diefe Kapazis 
täten zur Anwendung gebracht werben. .Die Juden haben vorzugs⸗ 
weife Neigung zu geiftigen Beichäftigungen, darum werfen fie ſich 
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beim Mangel anderer Berufsarten auf den Handel, ‚fie wollen Feine 
förpertiche Befchäftigung, und wenn man ihnen die geiftige verfagt, 
was ‚follen fie anfangen? Wenn ich alfo den Einwand einer nie 
deren moralifchen Stufe nicht gelten lafien fann, vielmehr dies als 
ein Motiv für mich anfche, es auch für eine Forderung der Ge: 
rechtigkeit gegen die chrifllichen Mitbürger halte, daß ihnen politifche 
Mechte eingeräumt werben, fo frage ich: welchen Nachtheil, welchen 
Schaden wird. der Staat davon haben? Ich habe mich vergebend 
bemüht, derartige Nachtheile aufzufinden; es hat mir aber nicht ges 
lingen wollen. Es ift gefagt worden, es würde das .chriftliche Ele⸗ 
ment im Staate gefährdet, und die Aufrechthaltung bes chrifklichen 
Elements fei in einem chriftlichen. Staate nothwendig. Aber mir 
feheint es mit dem Begriffe des Staatd in abstracto nicht unum- 
gänglich. verbunden zu fein, daß feine Mitbürger ju einer beftimmten 
Religion gehören. Mit dem Begriffe des Staats „in abstracto“ 
verbinde ich nur den Begriff des Rechts. Mit diefem Begriff if 
nothwendig der Begriff der Ordnung verfnüpft. Diefen Begriff ver 
Ordnung in feiner hoͤchſten Potenz verlange ich in: dem Gebiete ber 
Religion und in dem der Sittlichfeit. — In der Religion gelange 
ih dann zu dem Glauben an Einen Gott; in der Moral ‚zu der 
Menogamie. 

Wer ſich zu biefen Prinzipien befennt, der hat auch das Recht 
ber vollftändigen Anerkennung von unferer Seite, 
‚ Wenn ih dies auf die Juden anmwende, fo muß ich bekennen, 
daß fie auf derſelben fittlihen Stufe flehen, wie die Ehriften. Sie 
müflen alfo bei gleichen Pflichten auch gleiche Rechte. in Anfprud 
nehmen dürfen. ine andere Gefahr hat man darin erblickt, daß 
man, weil den Juden eine gewiſſe Beharrlichfeit in Verfolgung ihrer 
Zwecke eigen ift, gefürchtet hat, daß die Juben die Ehriften aus den 
Aemtern verbrängen, und daher bald eine zu große Anzahl. von Ju⸗ 
den. zum Nachtheil der Chriften in den Aemtern flehen würden. 
Aber ich glaube nicht, daß dies ein Grund ift, dem man mit Recht 
eine Wichtigkeit beimeſſen Fann; ich kann nicht annehmen, daß 16 
Millionen Ehriften die Konkurrenz von 200,000 Juden zu fürchten 
brauchten. Ich kann auch nicht die Beforgniß theilen, daß unter 
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diefen. Juden fo viele Kapazitaͤten fein werben, daß dadurch ihr Le 
berfluß in den Stantöftellen herbeigeführt würbe.- Wäre aber. unter 
den’ Juden bie Kapazität in folchem Umfange vorhanden, hätten. wir 
ung dann nicht Gfüd zu wünfchen, daß wir eine folche Menge von 
Kräften ‚nicht ferner mehr unbenugt gelafien hätten? Man. hat ferwer 
gefagt, es ftände zu befürchten, daß eine Menge von polnifchen Ju⸗ 
den, welche fegt in einer Provinz find, fih dann über den ganzen . 
Staat ergiefen würden. Aber, meine Herren, wenn Sie es wirttich 
als einen Nachteil betrachten, baß viele Juden an einem Orte 
wohnen, wollen Sie dann biefen Nachteil auf einer einzigen Pro⸗ 
vinz laſten laſſen, ift ed nicht ber Gerechtigkeit angemeſſen, daß wir 
ſaͤmmilich dieſe Laſt tragen, wenn fie eine Laſt if? 
(Heiterkeit und Beifall.) 

Doch, meine. Herren, wenn ich gefagt habe, ed. fehle an einem 
Motiv, fo babe ich nicht außer Acht gelaflen, daß es ein großes 
Motiv giebt, mit dem man diefe Befchränfung der Juden begründen 
will. Das iſt nämlich das allgemeine Vorurtheil, wahrlich aud) :ver 
einzige Grund, welcher fih mit Recht dafür anführen läßt. Das 
Boruttheil, welches uns von Kindesbeinen an eingeimpft ifl, was 'in 
den Schulen genährt wird, und da@ zu überwinden dem Erwachſenen 
fo fchwer fällt, dieſes ift e8 allein, was einer günftigen Löfung biefer 
Frage .entgegenftehbt. Aber wenn wir ed als. ein Borurtheil anfeben, 
folglich für ein ungerechtes Urtheil, follten wir dann nicht Alles aufs 
bieten, um dieſes Vorurtheil auszurotten? Der Vereinigte Landtag, 
biefer Borkämpfer des Landes auf dem Gebiete bes Rechtes und auf 
bem ‚Gebiete des Fortichrittes, er wirb auch der Führer der Ration 
fein in Verfolgung der Aufgabe, ohne Berüdfichtigung von ‚vorge 
faßten Meinungen, das Wohl des gemeinfamen Baterlandes und afler 
Bewohner deffelben zu orbnen. Was die Kultus⸗ und Unterrichtes 
Berhältniffe der Juden betrifft, fo geftehe ich, daß es mir für dicke 
hohe Berfammlung eine fchwierige, beinahe unausführbare Aufgabe 
fheint, die Kultus-Angelegenheiten einer Religionsgefellfchaft. zu ord⸗ 
nen, Die ihr mehr oder weniger ihrem Weſen nach. unbekannt: iſt 
Man kann gewiſſe ‚allgemeine Gefichtspunfte in Bezug auf die dw 
Beren Kultus⸗Verhältniſſe, ſo z. B. über die Bildung von kirchlichen 
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Gemeinden, aufſtellen, weil ohne dieſelben eine gewiſſe Ordnung be 
Ausfuͤhrung der Gemeinde⸗Verhaͤltniſſe ſich nicht denken läßt; was 
aber die inneren Verhaͤlmiſſe betrifft, fo iſt es unmöglich für und, 
Lerüber. in dieſer Berfammlung zu enticheiden, und ich glaube, daf 
men biefe Verhältniſſe vollſtaͤndig den jübiichen Glaubensgenöoſſen 
überlefien muͤſſe. Was die Unterrichts-Berhäftnifie betrifft, fo un 


sorfcheide ich zwiſchen religiöfem Unterricht und zwifchen den Unter | 


richt in den übrigen Yächern des menichlichen Wiſſens. In Bejug 
auf den letzten Punkt müflen die Juden vollſtändig den Chriften 
gleichgeſtellt fein; fie müflen das Recht haben, ihre Kinder unterrich⸗ 


ten zu laflen, wo und wie es ihnen beliebt. Was aber den Un 


terriht in der Religion betrifft, fo hat die Regierung nicht allein 
das Recht, fondern auch die Pflicht, die Juden anzuhalten, daß fe 
Lehrer anftellen, welche befähigt find, die juͤdiſche Jugend in der 


Moral und Religion zu unterrichten. Ja, es ift die Pflicht dd 


Staats, daß fänmtliche Bewohner deſſelben ſchon in der Jugend mit 
den Brundfägen befannt werden, welche zur Aufrechthaltung ber als 
gemeinen Ordnung nöthig find. Daſſelbe Interefie hat der Stat 
auch in Bezug auf die Juden, denn wenn ihnen nicht richtige Grund⸗ 
fäge in Bezug auf die Ordnung und das, was nothwendig im 
Staate ift, von Jugend an eingeimpft verden, fo koͤnnen wir nidt 


überzeugt fein, daß fie fpäter nicht ſchaͤdliche Tendenzen verfolgen 


werden. Dieſer Grundſatz ift aber von der Regierung bisher nid! 
angerenbet worden, die Meligionsgefsliichaften der Juden find alt 
Brivatgefellfchaften . betrachtet und die Anſtellung der Lehrer ihnen 
allein überlaffen. worden. Da nun Riemand mit Beftimmthelt auf 
eine fichere und lebenslängliche Anſtellung rechnen konnte, fo folge 
daraus Sonfequent, daß fih auch Niemand die noͤthigen Kenniniſe 
erwarb ‚und es alfo an befählgten Lehrern fehlte. Außerdem haben 
die. Gemeinden tie Verbinblichkeit, die einzelnen Mitglieder derſelben 
zu ber Grreihung der Subfiftenzmittel der Lehrer anzuhalten; ſie 
werben aber.von den Staatsbehoͤrden ‚darin nicht unterſtuͤtzt, und wie 
war ed daher möglich, daß die -jüdifchen Kinder guten Unterridl 
befommen konnten? Und doch muß darauf vollſtaͤndig gehalten wer 
ben. Zum Schtuffe meiner Rede will ich mir noch bie Bitte er 
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Jauben, daß Gie, meine ‚Herren, dieſe Angelegenheit mit derfelben 
Unparteilichkeit behandeln mögen, die bisher. alle Ihre Bernthungen 
charakteriſirte. Wir haben uns fern gehalten von allen lokalen und 
Yartifularen Intereften, und fo kann ich nur wuͤnſchen, daß es auch 
in Beziehung auf diefe Frage gefchehe, daß wir uns fern halten von 
vorgefaßten Meinungen und uns nur leiten laſſen durch die Geſttze 
ber. Berechtigfeit, der allgemeinen Mienfchenliebe und der Wohlfahrt der 
ganzen ‚Ration. Dann, hoffe ich, wird unfere Entſcheidung eine 
günflige fein, und ed wirb der Moment eintreten, von bem ein gror 
Ber Dichter mit faft prophetifchem Worte fagte: Einft wird. kommen 
eine Zeit, wo man nicht mehr davon reden wird, ob Jemand Jude 
oder Ehrift fei, und wo auch die Juden nach europäifihen Geſeben 
leben und zu den Laſten des Staats beitragen werden. 

Abg. Graf Renard: Der Geſetz-Entwurf, der vorliegt, enthait 
einen allgemeinen Paragraphen, der einen Grundſatz ausſpricht, leider 
jedoch mit einer Ausnahme; Die folgenden Paragraphen, im Gegenr 
fage zu einem allgemeinen Grundfabe, befaflen fih mit den ‚einzelnen 
Rechten und Pflichten der Juden. Die meiften und letzten konſti⸗ 
tuirten Judenſchaften, find rein adminiftrativer Ratur und gehören 
meined Erachtens gar nicht in daB vorliegende Geſetz. Zur Beur⸗ 
theilung der ganzen Juden Angelegenheit ift es dringend ‚nothmenbig, 
daß Die Verſammlung fich .beftimmte Tragen vorlege und bei Beant⸗ 
wortnng.: derfelben fich eines Prinzips bewußt merbe, won dem fie 
ausgehen wil. Dann finden fidh die eingehen Paragraphen. von 
ſelbſt. In bifterifcher und politifcher Beziehung flehen nur zwei Fra⸗ 
gen zur Erörterung, die eine if: Welche Stellung gewährte: die bis⸗ 
herige Sefeßgebung ben jüdiſchen Unterthanen? Die zweite iſt? Welche 
Aenderungen in ihren Berhältnifien würde der neue Geſetz⸗Entwurf 
eintreten laflen, oder fürzer: Wie ift es, und wie fol cd werben? 
Was die erfte Frage betrifft, fo kann es unmöglich Aufgabe der hohen 
Derfammlung fein, ſich auf bie verfchledenen Juden-Ordnungen eins 
zulafien, welche für bie einzelnen Provinzen erlaffen Rad; ich glaube, 
es find. deren 18. Diefe Wrbeit würde eben fe umfaflend ald nupr 
108. fein umd zu feinem anderem Refultate führen, ale: die nie be⸗ 
zweifelte Wahrheit erhärten, daß vor Allem jeder Gefehgebung Einhelt 
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Roth thut. Für unferen Zweck genügt es, die Grundlage zu erfafle, 
son weicher die. frühere Geſetzgebung auögegangen ift, und zu er 
forfchen, . ob der neue Gefeh-Entwurf auf diefer Grundlage fortbaut, 
wie er wollte. oder wie er wenigſtens follte. Diefe Grundlage finde 
fih in zwei Geſetzen, in der Städte-Drbnung vom Jahre 1808, 
welche den Juden in Beziehung auf das Stadtregiment größere Rechte 
gewaͤhrte, und in dem fogenannten Juden⸗Edikte vom 11, Min 
1812, welches für alle Theile der Monarchie, wie fie im tilfiter Frieden 
begrängt waren, erlaflen wurde. Dies Gefetz war der erfte groß 
artige Schritt, die mittelalterliche Abfonderung dieſes Vollksſtammes 
zu befeitigen, und wurde von ber gefammten Judenſchaft mit unend- 
lichem Jubel, mit Enthuſiasmus begrüßt. Durch das Gefeh von 
1808 wurde der Jude Stadtbürger, durch das Gbift von 1812 
Staatsbürger, da ihm dieſes in Bezug auf Befähigung zum Lehr 
flande, auf Grunderwerb, auf Gerichtsftand beinahe gleiche Reit 
mit den Ehriften einräumt, eine fchöne, frohe Zukunft in nahe Aus 
ficht ſtellend. So kommen wir zu ber zweiten Frage: Beabfihtig 
der vorliegende Befep-Entwurf die gebotene Hoffnung zu verwirklichen, 
und welche Aenderung bezwedt er in den jüdiſchen DBerhältnifien! 
Eine Haupt«Eigenthämlichfeit dieſes Geſetz-Entwurfs ift unftreltig 
diefe, daß .er die Bahn der früheren Geſetzgebung inſoweit verläßt 
als er die Juden in beftimmte Judenfchaften abfondert. Die Abſiht 
deo: Geſetzes kann dabei unmöglich eine andere fein, als Hegung un 
Mftege ‚des judiſchen Kultus, ſteht aber fo in bireftem Widerſpruche 
mit jeder bürgerlichen Verſchmelzung und Gleichftellung. Der Jude 
ſoll Jude. bleiben in der ganzen gehäffigen Nebenbedeutung bes Wer 
tes, und. weil er Zube bleiben fol, kann er feine Anfprüche machen 
auf gleiche Rechte mit den. Chriften. So verſtehe, fo exfenne ich 
aber ‘mein Chriftenehum nicht, fo loͤſt der Staat, der ſich fo gem, ſo 
vorzugeweiſe einen chriſtlichen nennt, ſeine Aufgabe nicht. 
(Bravoruf.) 

Wenn das Geſeß von 1812 den Juden Hoffnung auf Eman 
cipation gewährte, der vorliegende Befeg-Entwurf vernichtet die 
Hoffnung : wieder, vernichtet ihre ſtaatliche Geltung, vernichtet ihre 
Anfprüde auf Heimathörechte, ein Recht, welches wir felbft den Ver— 
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brechern nicht entziehen wollen, denn wir haben gegen die Deporta- 
tion geftimmt. Unmittelbare Folge dieſes Gefeg-Entwurfes kann nur 
die fein, daß fich ein Staat im Staate mit gefonderten Zwecken bil- 
det, eine füdifche Enflave im chriftlichen Gemeinweſen, und eine folche 
fann nur Haß hegen und heden. Mir find nur zwei Möglichkeiten 
denkbar: entweder die Juden find in ihrem gefonderten Volks⸗ und 
Stammbewußtfein unfere Feinde, oder fie find es nicht. Wenn wir 
aber audy annehmen, daß die Juden unfere Feinde find, fo will ich 
zu unferer eigenen Ehre nicht unterfuchen, warum fie e8 find. Allein 
gegen meine #einde fenne ich nur zwei Schugmittel: entweder ich 
muß meine Feinde vernichten, oder ich muß fie mir zu Freunden 
gewinnen. 
(Rebhaftes Bravo.) 

Unfere Borältern, praftifch und energifch, wie fie waren, haben 
den erfteren Weg, den Weg der Vernichtung einzufchlagen verfucht; 
fie haben aber ihr Ziel nicht erreicht. Von Titus dem Gütigen an, 
der den Juden zwar ihr Vaterland rauben, fie felbft aber nicht ver- 
nichten fonnte, haben auch die Beftrebungen fpäterer Zeit, meift von 
unten ausgehend, nur dazu gedient, den Haß der Unterbrüdten gegen 
Die Unterdrüder zu fehärfen, die Juden immer fefter an einander zu 
fetten und fie Dadurch zu Fräftigen. “Die milderen, weniger ener- 
gifhen Beftrebungen der neueren Geſetzgebung, dahin zielend, die 
Juden ftaatlih und rechtlich zu fefleln, haben nur dazu gedient, une 
felbft gelplich zu unterjochen, weil alles’ Dichten, Trachten und Etreben 
diefes von der Natur fo reich bedachten Stammes nur auf den ein 
zigen Brennpunft, auf den Handel und den Gelverwerb, gerichtet 
fein konnte. Ich glaube, es bedarf Feiner weiteren Gründe mehr, 
warum ich der Berfammlung nicht vorfchlagen kann, das erftere 
Mittel, den Weg der Vernichtung, zu ergreifen; uns bleibt das 
leichtere, daB menfchlich fehöne Mittel übrig, unfere Beinde dadurch 
zu befiegen, daß wir fie zu Freunden gewinnen. Eine halbe Maß— 
regel wird jedoch nie dieſen Zweck erreichen. Jedes neue Recht ifl 
eine neue Waffe, eine vergrößerte Gefahr für und. Der Freudling 
fann nur dann mein Freund werden, wenn er mir fein Fremder mehr 
if; wenn ich ihm die Heimath biete, nach welcher feine Seele vers 
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langt, wenn gleiches Recht und gleiche Pflicht gleiches Intereii, 
gleiche Liebe erzeugt; ich aber befenne, daß die Juden als folde un 
fere Feinde nicht find, unfere Feinde nicht fein können. Wenn if 
ihre fittliche, ihre politifche und religiöfe Anfchauungsweile ind Aug 
faffe, fo ftellt fich mir diefe Nothwendigkeit nicht dar. Wie ein gr 
ehrter Redner vor mir bereits erwähnt hat, ift in ihrer füttlichen Auf: 
fafiungsweife nichts enthalten, was dem Gefeh der Liebe, dem Geld 
der Gerechtigfeit zuwider wäre. Die Reinheit und Lauterkeit ihn 
Familienlebens beweift ihre fittlihen Zuftände und dürfte wohl mit 
unter von den Ehriften beneidet werden. 

Was die politifche Anfchauungsweife betrifft, fo ſcheint fie mi 
friedfertiger, Eonfervativer Natur zu fein; doch als es galt, den au 
der Römerzeit her fprüchwörtlichen Muth der Juden zu beweilen, I 
haben fle ihn bewiefen; fie haben mit uns gefochten, mit und un 
für uns geblutet, und fo finde ich nichts, was die Juden als foldr 
zu unferen Feinden ſtempelte. Wenn fie aber unfere Feinde nich— 
find, nicht fein fünnen, fo gefellt fich zu der Unzweckmaͤßigkeit des 
bisherigen Rechtsverhältniffes ein noch größeres Uebel, das der Un 
gerechtigfeit, und fo erkläre ich mich gegen jede halbe, gegen jede «ir 
gefchränfte Emancipation, gegen jede Trennung der Rechte und Pflichten 





der Juden von benen der Chriften, ich fordere, daß die Zub 
jeder Stellung im Staate, zu jeder Erwerbthätigkeit, zu jedem Mi 


der Berfchmelzung mit den Ehriften berechtigt fein follen. 

Wenn ich jedoch für eine uneingefchränfte Emancipation ftimm, 
fo fehe ich auch ein, daß dies Verhaͤltniß nicht einfeittg fein fan; 
es würde eine große Inkonſequenz darin liegen, wollten wir unfert 
feit8 die Juden emancipiren und ihnen ihrerfeitd geftatten, in det 
ftarren Sfolirtheit zu verharren, in welche die frühere Gefepgebung 
fie eingegwängt; dies würde ein Privilegiren des Judenthums feit 


Die Zuden müffen die Hand annehmen, die wir ihnen bieten; PM 


follen ihren Glauben behalten, aber fie follen ihren Aberglaube 


ihren SIrrglauben follen laffen. 

Wenn ihr Glaube die Juden von den Chriften ſcheidet, fo fan 
eö fein wahrer Glaube fein; nur ein Sregfaube muß den Menſchen 
vom Menfchen fcheiden. Die Juden müflen aufhören, das Chr 
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ftentbum für ein ihnen feindfeliges Element, chriftliche Gebraͤuche für 
unrein zu Balten. Sle müflen der ungebeuren Majorität, vie fie 
umgiebt, infoweit nachgeben, daß fie mit uns in gleichen Formen 
gehen. Ein Beifpiel würde died näher erläutern. Gin Jude, der 
den Schabbes in der Art heiligen will, daß er am Sonnabend fein 
Geld annimmt, kann nicht verlangen, daß er zu einem Zoll-Ein- 
nehmer oder zu einem Regierungs-HauptsSlafftrer ernannt werde. Es 
bedarf feiner befonderen Pflege des Audenthums, denn es fann dem 
Staate nicht darauf anfonımen, Juden zu erziehen, fondern Bürger. 
Wenn die Juden diefe Borderung der Gegenfeitigfeit zurüdweifen, fo 
haben fie fein Recht, auf Emancipation Anfpruch zu machen; ver 
Jude kann nicht verlangen, daß der Ehrift ihm den Staat einräume, 
damit er fih darin eine Zelle ausbaue nach eigenem Belieben, Er 
fann nicht eine Drohne im chriftlichen Bienenftante fein. 

Sie fehen, meine Herren, ich verfenne bie Uebelſtaͤnde nicht, 
welche eine fofortige gänzliche Emancipation herbeiführen wird; aber 
diefe Mißſtände müſſen mit der fortfchreitenden Bildung immer mehr 
fchwinden, und fie müflen gänzlich verfchwinden, wenn der großartige 
At der Berfchnmelzung gelungen und vollendet dafteht, wenn wir 
nicht mehr Juden und Ehriften, fondern nur Menfchen und Bürger 
und Brüder find. 

(Bravo!) 

Kann die Berfammlung den hochherzigen Entfchluß nicht faffen, 
glaubt die Geſetzgebung, nicht darauf eingehen zu fönnen, fo trage 
ich darauf an, daß Alles beim Niten bleibe, weil die alten Uebel⸗ 
ftände leichter zu tragen find, ald neue, und diefer neue Gefeg-Ent« 
wurf würde gewiß viele herbeiführen, ohne die alten zu verwifchen, 
fondern diefe verewigen. 

(Bravo!) 

Abg. Milde: Das geehrte Mitglied, was vor mir hier yes 
ftanden, Bat in fo berebter, fo energifcher und fo eindringender Weife 
Des Wort für diejenigen erhoben, welche Gegenftand unferer Bes 
sathung find, daß es mir allerdings fchmer fallen wird, nach dem: 
fenigen, was das geehrte Mitglied ausgefprochen hat, noch irgend 
etwas nachzubringen, was nicht in befierer Weile bereit® gefagt wäre, 
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als ich es zu thun vermag. Das geehrte Mitglied hat nicht allen 
den fittlichen, ;ven hohen moralifchen Standpunft im Auge gebait, 
fondern es hat ſich auch darüber verbreitet, wie praftifch die Sad 
aufzufaffen fei, und in dem fehönen Bilde der Vernichtung oder Ber: 
föhnung eines Feindes hat er Alles fchlagend zufammengefaßt, wa 
maßgebend in diefer Verhandlung für uns fein fann. 

Es ift bereits das Prinzip der Religions- und Gewiſſensfreihei 
von diefem Orte aus würdig aufgefaßt worden, und ich ſchließe mid 
vollfommen allem darüber Gefagten an, und wenn ich mir irgen 
etwas hinzuzufügen erlaube, fo möchte ich dies gerade dem Bilde vr 
Vernichtung anfchließen. Ich ſtehe nämlich auf dem Standpunft, 
daß ich vernichten will, aber nicht meinen Feind, denn die Juden fr 
nicht meine Feinde, fondern ich will vernichten ein Volk, was ir 
meinem Volke aufgehen fol; ich will das Volk, welches heute Juden 
heißt, zu Deutfchen, zu Preußen machen; ich will, daß das gehälft 
Wort aufhöre, „ein preußifcher Jude”, und dafür gefegt werde „ei 
jüdifcher Preuße“, und dieſe Beftrebung feheint die zu fein, weldt 
im allfeitigen Intereffe Preußens und Deutfchlands liegt. Ih glaub 
dennoch, wollen wir von der Anficht ausgehen, daß das Judenthun 
in dem Staate aufgehen fol, den ich nicht einen chriftfichen nenn 
möchte und nie nennen werde, weil ich mit jener Richtung, bie di 
Idee vertritt, nicht fompathifire; ich fage alfo, trachten wir dahin 
daß das Judenthum im Staate aufgeht, fo müffen wir und fit 
machen: haben die bieherigen reprimirenden Beftrebungen irgend Dr 
fen Weg gefördert, oder hat die Gefeßgebung vom Jahre 1812 ei 
gutes Refultat gehabt, und ift es an der Zeit, von dem jener Or 
feßgebung zum Grunde liegenden Prinzip abzumeichen? Ich bin nad 
dem, was von der Minifterbank gefagt ifl, zu einer noch feier 
Ueberzeugung gebracht worden, als dies nach Durchleſung des 9 
fegenhvurfs und der Denffchriften bereits geichehen, daß allerding? 
in dem vorliegenden Geſetzentwurf eine Abweichung von jener Ge⸗ 
ſetzgebung erblickt werden muß; neben einigen ſehr wenigen Jun 
fländniffen, glaube ich, geht der vorliegende Geſetzentwurf von dA 
großen Prinzipien ab, durch welche die Gefeßgebung vom Jahre 1812 
geleitet if, und ich füge ‚meiner Ueberzeugung in Bezug auf De 
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was der Königl. Kommiſſar gefagt hat, hinzu, daß der Gefepentwurf, 
wenn feine Annahme beliebt und berfelbe zum Geſetz erhoben werden 
foßte, eine Berlegung der in der Bundesafte den Juden ertheilten 
Garantie ſelbſt involvirt. Ich bin überzeugt, daß die Juden in den 
alten PBrovinzen, in denen das Geſetz von 1812 Geltung hat, fich 
mit Recht beim Bundestage befchiveren können, daß die Bundesalte 
in Bezug auf fie in dem Geſetzentwurf verlegt ift, und fcheint es mir 
wichtig, daß wir in bdiefer Beziehung die Bundesafte nicht als ein 
Bündniß der Fürften unter einander, fondern als das jegt gültige 
deutſche Staatenrecht betrachten, und daß wir daher wohl erwägen 
müffen, bevor wir ein Gutachten über den Gefegentwurf ausfprechen, 
ob überhaupt ein folcher Gefegentwurf in dieſer Beziehung mit jenem 
Staatenvertrage in Einklang zu bringen if. Was die Sache felbft 
betrifft, fo glaube ih, daß das Prinzip der Religions: und Ge 
wiffensfreiheit eine armfelige Täufchung bleiben muß, fo lange es 
nicht dahin gefommen ift, den Juden die vollfommene bürgerliche und 
politifhe Freiheit einzuräumen, und glaube, daß dies im eigenen 
Intereſſe liegen muß,. anzunehmen und augzufprehen. Wie biefe 
große und wichtige Angelegenheit durchgeführt werden foll, ift Sache 
der Berwaltung, und ich räume ein, daß nöthige Borfichtsmaßregeln, 
welche das Eindringen fremder Juden, namentlich der polnifchen und 
galizifchen, verhindern, genommen werden müflen. Ich glaube, wir 
müffen alle diejenigen Juden, welche jegt in unferem Vaterlande woh⸗ 
nen, voßfommen berechtigen und befähigen, die Stellung einzunehmen, 
Die fie das Recht haben, zu fordern. Gleiche Rechte, gleiche Pflichs 
ten follte der Grundfag fein, von dem wir ausgehen, und welcher 
allein in diefer Frage maßgebend fein darf. Ich glaude demnach 
und werde mein Botum dahin abgeben, daß der Gefeg-Entwurf, fo 
wie er ift, und wie er fpäterhin im einzelnen Paragraphen unferer 
Berathung vorliegen wird, nicht möge der Krone zur Annahme em» 
pfohlen werden, fondern daß einfach die 88. 9 und 39 ves CEdikts 
von 1812 zur Erledigung im legislativen Wege und in Bereinbas 
rung mit den Ständen gebracht werden mögen, und daß dann nichts 
mehr und nichts weniger ald das ganze Geſetz vom Jahre 1812 in 
der gefammten Monarchie eingeführt werden und die Grundgeſetz⸗ 
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gebung für bie ifraelitifchen Preußen bilden möge. Ich behalte mir 
vor, in diefem Sinne ein Amendement einzubringen. 

Abg. Werner: Es ift keinesweges meine Abſicht, durch eine 
längere Rede noch für die Emancipation der Juden bier zn ſprechen, 
am allerwenigften, nachdem meine innigfte Ueberzeugung mit jo be 
redten Worten von früheren Rednern hier ausgefprochen if. Jd— 
wil nur kurz zujammenfaflen, was mich bewogen hat, eine Petition 
bei dem Vereinigten Landtage für vollftändige Emancipation der Juden 
einzubringen. Es ift erftens die allgemeine Menfchenpflicht, es in 
zweitens die Ehriftenpfliht; warum die allgemeine Menfchenpflidt ed 
erfordert, ift ebenfalls fchon genugfam erläutert worden. 

Die Ehriftenpflicht aber gebietet e8 um fo mehr, daß wir unſer 
Mitbürger nicht unterdrüden, denn eines der erften chriftlichen Geſche 
fagt ung: Liebet eure Feinde, und ed ift und auseinandergefegt wor 
den, daß die Juden nicht einmal unfere Feinde find; um fo mer 
müflen wir ihnen die Bruderhand reichen, um fie gleichzuftellen, nid 
ſowohl in allen ihren Pflichten und Laſten, ald auch in allen ihm 
bürgerlichen Rechten. Ich habe das Vertrauen, daß wir diefe Bit 
an Se. Majeftät den König richten werden, unferen jüpifchen Pi 
bürgern volfommene bürgerliche Freiheit zu gewähren, wie fie alkı 
unferen anderen Mitbürgern geftattet if, und darum fönnen hi 
ruhig mit der Berathung des Entwurfes vorgehen, ohne uns york 
weiter darauf einzulafien, was fich dafür oder dawider fagen ll 
Ich hege endlich noch mehr die Hoffnung, daß wir und mit groß 
Majorität für die Cmancipation der Suden erklären werden, da « 
ja die fhönfte Pflicht ift, dem Unterdrüdten beizuftehen. 

Abg. Mlöwes: Nach den beredten Worten, die wir von Elm 
eines geehrten Abgeoroneten der fchlefifchen Ritterfchaft gehört hab, 
hätte ich mich des Wortes begeben müflen, um fo mehr, als die van 
ihm ausgefprochenen fo herrlichen Grundfäge auch die meinigen fr, 
und ich ihnen volftändig huldige. Als Antragfteller fei es mir ab 
geftattet, noch meine Anficht über die Propofition ausfprechen zu bir 
fen. Unfere ftändifche Thätigfeit ift heute einem Gegenftande zu" 
wendet, der unfere Aufmerkfamfeit in vollen Maße in Anfprug 
nimmt. 200,000 preufifche Unterthanen, die gleiche Verpflichtungen 
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mit uns chriftlichen Mitgliedern des Staatsverbandes zu erfüllen ha⸗ 
ben und fie auch erfüllen, .die gleiche Laften und Abgaben tragen, 
aber nicht gleiche Rechte mit uns ausüben dürfen, harren mit Sehn⸗ 
fucht auf die Unterftügung ihrer dringendfien Wünfche. Das ganze 
preußifche Bolf, ganz Deutfchland fieht mit Spannung auf den Aus⸗ 
gang diefer Verhandlungen. In der großen, bier oft erwähnten Zeit, 
in welcher zur Erhebung des preußifchen Staats und zu feiner jebie 
gen Größe durch eine unvergleichliche und weiſe Gefehgebung ber 
Grund gelegt wurde, hat die landesväterliche Bürforge auch die Vers 
hältnifje der Juden in Preußen nicht unberüdfichtigt gelaflen. Das 
Edikt vom 11. März 1812 erfchien und erfüllte die Juden mit dem 
innigſten Danfgefühle gegen den erhabenen Geſetzgeber. Es er- 
flärte fie für Inländer und preußifche Staatsbürger, ficherte ihnen 
im Allgemeinen gleiche Rechte und Freiheiten wie den Chriften zu, 
geftattete ihnen vie Annahme von afademifchen Lehr- und Schule 
Aemtern, von Gemeinde-Aemtern, geftattete ihnen ven Erwerb von 
Brundftüden in den Städten, wierauf dem platten Rande, ftellte fie 
auch in allen bürgerlichen Beziehungen den Chriſten gleich und er- 
öffnete ihnen felbft die Ausficht auf noch größere Berechtigungen. 
Die firenge Erfüllung der Unterthanenpflihten und ihre Liebe für 
König und Baterland, welche fle in den verhängnißvollen Zahren 
hinlänglich erwiefen, indem fie gleich den chriftlichen Unterthanen das 
Schwert ergriffen und für die Befreiung des Vaterlandes redlich mit« 
gefämpft haben, berechtigte fie zu der Hoffnung, daß jene Verheißuns 
gen in Erfüllung gehen würden. Diefe Hoffnung war um fo grö« 
ger, je mehr die Bundes-Afte eine Verbeflerung der Verhältniſſe der 
Juden ausdrücklich verfprah und ihnen mit aller Beftimmtheit vie 
bereits erworbenen Rechte garantirte. Dennoch aber find feit jener 
Zeit diefe Verheißungen nicht in Erfüllung gegangen, vielmehr find 
die Berechtigungen, die ihren in den alten Provinzen in politifchen 
und bürgerlichen Beziehungen aus dem Edikte vom Jahre 1812 zus 
ftanden, theilweiſe aufgehoben und theilmeife beichränft worden. Es 
ift daher natürlich, Daß das Gefühl des Drudd und der Hintenan⸗ 
fegung in ihnen hervorgetreten ifl, und daß fie, wie die Chriften, fich 
feit Jahren bewußt gewefen find, daß diefer Drud zu heben fei und 
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gleiche Berechtigungen ihnen zugehen müßten. Diefe Theilnahme 
aber, die den Juden in Preußen von allen Seiten bewielen wit, 
iſt nicht eine gewöhnliche, fie beruht auf Humanität, Billigkeit und | 
Gerechtigkeit. Es beweifen aud alle Anträge, die früher den ver. 
fchiedenen Provinzial-Landtags-Verfammlungen zugegangen find, dab 
man ihnen dieſe Theilnahme aus jenen Gründen fchuldig iſt. Auch 
Die gegenwärtigen Petitionen enthalten vollſtändiges Material, um 
biervon Ueberzeugung zu gewinnen. Die Abgeordneten der Etall 
Berlin haben fih mit Breuden dieſen Bitten angejchloffen und aus 
Gründen der Moral und des Rechts ausgeführt, daß den Juden 
ein Anfpruch auf bürgerliche Gleichſtellung mit den Chriften zuſteht. 
Sch enihalte mich der Wiederholung diefer Gründe, da fie fih in den 
Abtheilungs-Butachten größtentheild vorfinden. ALS aber dem hoben 
Landtage die Allerhöchfte Propoſition vorgelegt wurde, die und ge 
genwärtig befchäftigt, mußte man auf den erften Blid freudig über 
rafcht fein und zu dem Glauben fommen, daß von Seiten bed Bow 
vernements den Bitten der jüdiſchen Unterthanen entgegengefommen 
wäre. Kine oberflächliche Vergleichung berfelben mit dem Epift vom 
11. März 1812 überzeugte jedoch bald von dem Gegentheil. Ohne 
auf ſpezielle Erörterung der cinzelnen Beftimmungen der Propoſition 
und der darin enthaltenen neuen Befchränfungen jebt einzugehen, 
glaube ih auch nur auf den in derfelben feſtgehaltenen Grunlah 
der Abfonderung von den chriftlichen Mitbürgern, der ſchwerlich An 
fang finden wird, hinweifen zu müffen. ine ſolche Trennung muß 
die nachtheiligften Folgen haben; fie Fonnte wahrlich in einer Zei 
nicht erwartet werden, in welcher Jedermann eine Berfchmelzung al 
ler Berfchiedenheiten als dringendes Bepürfniß erachtet, eine Iren 
nung, die, wenn fie zur Ausführung fommen follte, nur alte Vorur⸗ 
theile eriweden, Judenhaß und Zudenverfolgung nach fich ziehen wird. 
Deshalb halte ich dafür, daß aus dem Entwurf nicht der Geift ded 
Bortfchrittes, fondern der des Rüdfchrittes hervorgeht, ein Rüdjhrilt, 
der nicht anfprechen fann, wenn man auf die Ränder blickt, die und 
fo oft als Beifpiel vorgeführt worden und in diefer Beziehung mit 
dem rühmlichfien Beifpiel vorangegangen find. Wenn das Gouver- 
nement daher nicht gemeint fein follte, in irgend einer Weiſe den 
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politiſchen bürgerlichen Verhältniſſen der Juden die gewünſchte Gleich⸗ 
ſtellung zu ſchaffen und ihre Anſprüche, die aus dem Edikt hervor⸗ 
gehen, einer weiteren Entwicklung näher zu führen, fo würde ich. lies 
ber Se. Majeftät den König bitten, von dem Gefep-Entwurf abzu⸗ 
ftehen und das Edikt vom Jahre 1812 in feinem ganzen Umfange, 
das den Juden in den alten Provinzen garantirt ift, durch die Bun⸗ 
desakte aufrecht zu erhalten und folches auch in allen Provinzen eins 
zuführen, wo es noch nicht Geſetzeskraft erhalten hat. Laflen Sie 
und, meine Herren, unferen jüdischen Mitbürgern im Staate die Hand 
reichen und ihnen in der Erfüllung ihrer heiligften Wünfche eben fo 
entgegenfommen,, wie fie ſich damals ihren chriftlichen Mitbürgern 
angefchloffen haben, als es fich darum handelte, die Freiheit des Bas 
terlandes zu erfämpfen, wie fie noch jegt ſich uns anfchließen, wenn 
es darauf ankömmt, Unglüd zu befeitigen und die Noth zu lindern. 
Laſſen Sie und nicht vergeflen, daß unfere heutige Verhandlung ein _ 
Blatt in der Gefchichte einnchmen wird, daß es unfere Aufgabe ift, 
chriftliche Liebe und Duldung an den Tag zu legen, auch’ ein Zeug⸗ 
niß zu geben von der fo fehr gepriefenen Intelligenz und Aufflärung 
unferes Jahrhunderte. 

Ag. Zürft Beng: Meine Herren! Das ift bei mir gar nicht 
zweifelhaft, daß die Gleichftelung der Juden in den bürgerlichen Rech— 
ten ihnen über kurz oder lang zu Theil werben wird. Bliden Sie 
auf die Gefchichte zurüd, und wen es da noch zweifelhaft fein follte, 
von dem müßte ich voraugfegen, daß er mit verbundenen Augen in 
den Büchern der Gefchichte blaͤttere. Sehen Sie zurück auf bie 
Emanzipation der Katholifen in England. Ich bin zwar weit ent 
fernt, die Fatholifche Kirche mit dem Judenthum vergleichen zu wol⸗ 
len, aber ich glaube vollftändig berechtigt zu fein, unferen Zuftand 
als hriftlichen Staat zu vergleichen mit England, ald einem protes 
ftantifchen Staat, und glaube, den Vergleich zu Gunften meiner Ans 
fiht ausführen zu fünnen. England ift vollfommen gegründet auf 
proteftantifch »firchliche Inftitutionen, die proieftantifche Hierachie iſt 
vertreten im Oberhaufe; Eide im feindlichen Sinne gegen den Has 
tholizismus verfchlofien den Eintritt in das Parlament Was hat 
von alle dem unfer chriftlicher Staat aufzuweifen? Meine Herren! 
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Die Gefchichte hat in mir die Ueberzeugung begründet, daß, went 
die Idee einer Freiheit einmal in die Bruft einer Nation gepflanıt 
iR und in derfelben Wurzel gefchlagen hat, feine Macht der Erde in 
Stande ift, fie aus derfelben herauszurelßen; fie wird und muß fer: 
wachfen,, bis fie die Wolfen durchbrochen hat. Daß aber die or, 
die Juden mit den Chriften in allen bürgerlichen Rechten gleich 
ftellen, eine Idee der Freiheit ift, das bedarf bier wohl Feiner weile 
ren Ausführung, und daß diefe Idee in unferer Nation Wurzel ge 
faßt hat, darüber haben wir auf Prowinzial-Landtagen vielfache & 
fahrungen gemacht, wo die Emancipation der Juden fortmähren 
beantragt worden ifl. Seit fechs Jahren ift fie auf dem ſchlefiſchen 
BrovinzialsLandtage angeregt worden; es haben fidy damals zwar 
nur wenige Stimmen dafür erhoben, zu denen auch ich gehöre; di 
Idee {ft aber ſeitdem gewachſen, und als ich vor wenigen Wochen 
mein Votum im Intereſſe der Juden abgab, habe ich jchon mit 158 
sufammen geffimmt. Ich glaube nicht, dag Sie annehmen werte, 
daß biefe 158 zu den Schlechteren unferer Verſammlung gehöre. 
Sie find aus der Nation hervorgegangen, find gewählt und gehört 
fo gut wie ihre Gegner zum Kern der Nation. Ich bin überzeugt 
daß heute, wenn bie Frage zur Abftinmnng kommt, noch mehr Stin 
men dafür votiren werben, und follte fie auch heute die Majoritl 
nicht gewinnen, fo Bin ich doch überzeugt, daß die Stimmenzahl in 
A Jahren wiederum wachlen und endlich die Majorität für ſich gr 
winnen wird. Alſo über das Ob iſt mir Fein Zweifel geblieben, 
aber wohl könnte das Wann und Wie zweifelhaft fcheinen. Es koͤnnte 
zweifelhaft fcheinen, ob wir gut daran thun, wenn wir das, wa) 
wir gewähren wollen, ganz und gar und fehon jet getvähren. Zi⸗ 
erft wird die Frage eniflehen, ob wir das, mas wir zu gemähtn. 
beabfichligen, und was wir bei Sr. Majeftät dem Könige befuͤtwor⸗ 
ten wollen, als ein den Juden zuſtehendes Recht in Anſpruch ne 
men. Wäre dies der Ball, fo würde bei uns Fein Zweifel mehr ob 
walten bürfen, dann würde fehon allein der preußifche Wahlſpruch: 
Suam euique, zu entfcheiden haben. Aber ich will nicht darüber ın® 
ſcheiden, ob es ein.Recht ifl, was wir verlangen, oder nicht, Alt 
dinge haben Ghriften den Staat gegründet, bie Juden find erfi ſpi⸗ 
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ter in ihn eingetreten, fie haben früher feine Rechte gehabt, fie waren 
von denfelben ausgefchloffen, und alfo kann es fcheinen, als hätten 
fie fein Recht, Rechte zu verlangen. Sch freilich für meinen Theil 
würde der Meinung fein, daß, infofern fie gleiche Pflichten haben, 
fie auch gleiche Rechte Haben müfjen; aber ich will zugeben, daß Ans 
deren dies zweifelhaft fcheinen fann. Nehmen wir alfo an, daß «8 
eine Gnade, ein Wohlwollen fei, deſſen Gewährung wir beanfprus 
chen, dann möchte ich Sie vergleihsweile fragen: Wenn wir einem 
intelligenten Manne helfen wollen, daß er mit feinem Vermoͤgen et⸗ 
was Tüchtiged unternefme, werden wir dann wohlthun, ihm dieſe 
Mittel grofchenweife zukommen zu laffen, oder werden wir ihm bas, 
was wir ihm zumenden wollen, nicht vielmehr in Kapital geben, da⸗ 
mit er es anlegen und feinen Hausfland feſt gründen koͤnne? Ich 
glaube, es waltet fein Zweifel ob, daß der letztere Weg der ridhti- 
gere if. Derfelbe Fall liegt bier mit den Juden vor. Wir wollen 
ihnen das Kapital vollfommener bürgerlicher Freiheit durch die Emans 
eipation gewähren, damit fie damit wuchern, rechtichaffen und thätig 
wirken, fih und dem Staate Nuten bringen fönnen. Sch glaube, 
wir fprechen ‚für einen Volksſtamm, der es bewiefen hat, daß er feine 
Kapitalien gut anzulegen und gute Zinfen davon zu ziehen verfteht. 
Sch bitte, fuchen Sie feine Ironie in meinen Worten. Wenn Manche 
der Meinung find, daß gerade bie Juden, die in Geldfachen ihre 
Kräfte fo gut zu nüßen und dadurch manche Ehriften zu beeinträch- 
tigen gewußt haben, auch dieſes Kapital der Rechte fo nügen wer⸗ 
den, daß fie die Ehriften aus manchen Stellungen herausdrängen 
möchten, fo muß ich doch dagegen anführen, daß bie Eiferfucht fich 
Darauf gründet, daß wir fie bisher ald Feinde angefehen haben, und 
Daß wir daher ein gewiſſes Recht, ihre Thätigfeit gegen ung zu keh⸗ 
ren, bei ihnen vorausfegen mußten. 

Wenn wir dagegen die Juden durch Gewährung gleicher bür- 
gerlicher Rechte zu den Unfrigen machen und fie in den Schooß un- 
ferer Nationalität aufnehmen, dann. werben fie, was fie erwerben, 
nicht zu ihrem befonderen, fondern zu unfer Aller Erwerb machen, 
ihr Erwerb wird ung Allen zu Gute fommen. Diefer Gewinn aber 
wird bedeutend fein; es wird ein Gewinn intelligenter Kräfte fein. 
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Ich bin weit entfernt davon, meine Herren, nicht zu twünfchen, daß 
die Juden in den Schooß der Chriftenheit eintreten möchten, aber ich 
glaube, daß der einzige Weg, den wir einfchlagen Fönnen, dies Ziel 
"zu erreichen, nur ber ift, daß wir fie zu den Unfrigen machen. Re. 
men wir fie gu Brüdern auf, fo bin ich überzeugt und traue es der 
Kraft des Ehriftenthums zu, daß es das Judenthum überwinden werde; 
aber die Unterdrüdung, die fie bisher erfuhren, konnte fie durch an⸗ 
derthalb taufenn Jahre nicht zu Chriften machen und wird fie aud 
in abermals taufend Jahren nicht zu Ehriften machen. Nur auf dem 
Wege bürgerlicher Gleichſtellung dürfen wir hoffen, die Juden für die 
Wahrheit des Chriſtenthums zu gewinnen, die ich für fo erhaben 
über dem Judenthum halte, daß fie nur durch Druck und Verfolgung 
den Juden verbunfelt bleiben fonnte, 

Aus diefen Gründen entfcheide ich mich für alle diejenigen Gut⸗ 
achten. der Abtheilung und ihre Bractionen, welche fich für vollkom⸗ 
mene Gleichſtellung der Juden und gegen bie in der Königlichen Pro 
pofition enthaltenen Befchränfungen ausfprechen. | 

Abg. Siebig: Meine Herren! Auch meine Anficht über dad 
vorliegende Geſetz fonnte nicht lange zweifelhaft erfcheinen, nämlid 
daß in dem vorliegenden Gefeg-Entiwurf den Juden ſchon Lange de 
fefiene Rechte gefchmälert und verfümmert werden follen. Der Wei 
nungskampf über das Maß der bürgerlichen Freiheit, welches mat 
den Juden zu gewähren gefonnen ift, hat fich fo vielfach ausgeſpro⸗ 
hen, daß man weder auf der einen, noch auf ber anderen Seite 
berausfinden kann, wo die rechte Meinung liegt. Die Denkfchrift, 
welche dem vorliegenden Gefep-Entwurf beigegeben if, weift auf bie 
Erklaͤrungen der. Brovinzialsgandtage ‚ver Jahre 1824 bis 1827 hin, 
welche folgendermaßen lauten: (S. oben ©. 27. ff.) 

„Die fpeziellen BVorfchläge der acht Provinzial-Randtage in Bezug auf bie er⸗ 
forderlich geachteten Befchränfungen waren fehr mannigfacher Art und zum 
Theil tief eingreifend in bie bürgerlichen Verhältniſſe der Juden, namentlid 
in Bezug auf Preizügigfeit und Gewerbebetrieb, Es konnte kaum gehoft 
werben, daß es ber Geſetzgebung gelingen werbe, den Wünfchen ber Gtände 
zu enifprechen, obne ber bunbesgefeplichen Vereinbarung zu nahe zu freien 
und ben Juden durch Entziehung ber ihnen eingeräumten Mechte zugleich die 


Mittel einer Verbefferung ihres Zuftandes auf eine bedenkliche Weiſe zu ver⸗ 
kürzen.“ 
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Schon oft ift von biefer Stelle jener großen Zeit gedacht wor: 
den, aus weldyer fich alle die herrlichen Geſetze herbatiren, die, uns 
jest noch erfreuen; aud das Edikt vom 11. März 1812 verbanft 
feine Entftehung jener Zeit, und die Juden nennen es ihre magna 
charta. Die Bundes-Afte enthält Folgendes, was ich mir gleichfalis 
erlaube Ihnen vorzulefen: ' 

„Die Bundesverſammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine möglichſt 
übereinftimmende Weife bie bürgerliche Verbefferung ber Belenner bes jübt- 
ſchen Glaubens in Deutfchland zu bewirken fei, und wie inſonderheit benfel- 
ben der Genuß ber bürgerlichen Rechte gegen bie Hebernahme aller Bürger- 
pflichten in den Bundesſtaaten verfchafft und gefichert werben könne. Jedoch 
werden den Belennern biefes Glaubens bis dahin bie ben- 
felben von ven einzelnen Bundesftanten bereits eingeränm- 
ten Rechte erhalten.” 

Hält man nun die Städte: Ordnung vom Jahre 1808, das 
Evift von 1812 und diefen Paragraphen des Bundesgefehes zuſam⸗ 
men, fo muß man eingeftehen, daß die Rechte, welche hier in viefen 
Geſetzesſtellen allegirt find, den Juden nicht mehr entzogen werden 
fönnen. Die Stände -Berfammlung hat es als eine ihrer höchften 
und heiligften Pflichten erfannt, dem preußifchen Wolfe die Rechte zu 
wahren, die es befaß; es ift daher auch ihre Pflicht, den jüdiſchen 
Unterthbanen des preußifchen Staats bie Rechte zu wahren, die fie 
bisher befefien, denn auch die Juden bilden einen Theil des preußi⸗ 
ſchen Bolfes. Wil man über den Meinungsfampf ein richtiges Urs 
theil fällen, fo muß man den örtlichen Standpunkt auf kurze Zeit 
verlaffen und ſich auf einen erhabeneren Standpunft ftellen. Schon 
oft ift von hier aus auf jene praftifchen Staats Einrichtungen von 
England, Branfreich und Rord-Amerifa hingewiefen worden; in jenen 
Ländern beſitzen ſchon feit langen Jahren die Juden alle bürgerlichen 
Rechte, und es wird dort Niemand nad feiner Religion, fondern nur 
nach feinem Verhalten gefragt. Laſſen Sie uns daher dem Beifpiele 
jener großen Völfer auch in der Art folgen, lafien Sie die Juden 
alle die Rechte genießen, bie fie vermöge ihrer Pflichten und ihrer 
Etellung im- Staate zu genießen würdig find. Sch glaube, daß nur 
aus Borurtheil eine Befchränfung der Juden hervorgehen fann; biefe 
Borurtheile müffen endlich fehwinden, und ich glaube, wir Fönnen um 


— 44 — 


fo unbeforgter daran geben, wenn wir uns vorbehalten und jagen: 
die Juden follen gleiche Rechte mit uns genießen, fo lange fie 
fih derfelben würdig zeigen! Dann, glaube ich, find alk 
Beforgniffe gehoben, daß die Juden bie Ehriften jemals überflügeln 
könnten. Ich fchließe mich daher nicht nur in allem Punkten ven 
vortrefflihen Gutachten der Abtheilung an, fondern glaube auch, di 
hohe Verfammlung werde es als einen Alt der Toleranz vor gan 
Europa ausfprechen: daß der Drud der Juden aufgehört und fie be 
gleichen Pflichten auch gleiche Rechte mit ihren chriftfichen Mibir 
gern in Preußen haben follen. 

Abg. Uenmann: Meine Herren! Es hat fich bis jegt noch 
feine Stimme gegen die Gleichſtellung der Juden vernehmen laſſen, 
und ich fann mich daher wohl überbeben, weiter auf Die Gründe für 
die Emancipation der Juden einzugehen, und erlaube wir, nur aul 
die eine befondere Anficht aufmerkfam zu machen, die vielleicht nod 
nit die allgemeine Berüdfichtigung gefunden hat. Wenn man von 
der Emancipation der Juden fpricht, fo denft man an ben einzelne 
Aft der Geſetzgebung, durch welchen dieſelben alle politifchen und bür 
gerlichen Rechte erhalten follen. Diefer Auficht kann ich mich nicht 
anfchließen; ich bin vielmehr der Meinung, duß die Emancipatien 
der Zuden bereits in der vollftändigfien Entwidelung begriffen if 
und es befonders darauf anfommt, fie einem angemeffenen Ziele w 
zuführen. Es kann nicht bezweifelt werden, daß die Juden ſich Wr 
seits von fich felbft emanzipirt haben. Sie haben die ifolirte Stel⸗ 
fung, in der fie fich früher befanden, aufgegeben, fie find aus der 
ausfchließlichen Gemeinſchaft mit ihren Glaubensgenoſſen herausge⸗ 
ireten, und fo weit nicht Religions »Berhältniffe in Frage find, Il 
ihre Religion ihnen fein Hinderniß in den Weg, ſich dem weltlichen 
Berhältniften hinzugeben, mithin auch gute Staatsbürger zu weiden. 
Daher iſt es denn gefommen, daß ſich die Juden, auch ihren Ari 
lichen Mitbürgern gegenüber, wenigſtens dem gebildeten Theile derid' 
ben, ebenfalls emanzipirt haben. Die Scheibewand, bie zwiſchen 
Iuden und Ehriften befanden hat, iſt in Hinſicht auf den gebildeten 
Theil der Ehritlen längft gefallen, und es handelt fich atfo nut noch 
wa eine Emancipation dem Staate gegenüber, und da ber ober! 
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Zwei des Stanis in Erſtrebung einer möglichft vollfändigen Hu⸗ 
manität befieht, fo follte man glauben, Daß diefer Theil feinen er⸗ 
heblihen Schwierigkeiten unterliegen könne. Gleichwohl finden wir 
faft überall das Gegentheil, und der vorliegende Gefeh- Entwurf ber 
weift Dafjelbe. Ich glaube diefem Gefeh- Entwurf entgegenflellen zu 
fönnen, daß er den früheren Drud gegen die Juden erneuert, daß er 
Die Scheidung zwifchen Ehriften und Juden auf ewige Zeiten hinaus 
fortfebt und den Juden Rechte entzieht, die fie nach der früheren Ges 
febgebung bereits gehabt haben. Was den Drud gegen die Juden 
betrifft, fo wird man damit einverftanden fein, daß berfelbe in früßes 
ren Sahrhunderten materiell härter war, aber je weiter die Givilifation 
fortgefchritten it, um fo mehr muß er den Juden moralifch fühlbar 
fein. Die Scheidung von ihren chriftlichen Mitbürgern wird baburch 
fefigeftelt, daß man nur den Judenfchaften eigene Rechte der chriſt⸗ 
lichen Bürger: oder Stantegemeinde gegenüber einräumen will, nicht 
aber den einzelnen Juden, wie bereits in dem Abtheilungs⸗Gutachten 
ausgeführt worden. 

Es wird alfo 3. B. der Jude, der in früherer Zeit ald Stadt⸗ 
verorbneter in Gemeinſchaft mit den übrigen Stabtverordneten die 
Stadigemeinde vertreten hat, von jeht ab nur die Iubenfchaft in ber 
Stadtgemeinde vertreten. Daß der Entwurf den Juden endlich Rechte 
entzieht, ift bereits ausführlich von hier aus entwidelt worden. Ich 
erlaube mir noch darauf aufıwerffam zu machen, daß der Entwurf 
zwar ben Juden geftattet, ihren Unterhalt ſich zu erwerben, und ih⸗ 
nen in diefer Beziehung gleiche Freiheit gewährt, wie den Chriften; 
Daß er ihnen aber gerade die Theilnahbme an dem höheren Staate« 
leben entzieht, dies ift e8, was den gebildeten Theil der Juden am 
meiften verlegen muß. Ich fann mich daher nur dafür ausfprechen, 
auf Grund des $. 1. des Entwurfs Die größtmögliche Gleichſtellung 
eintreten zu laflen. 

Abg. Dittrich: Meine Herren! Als id) am fchönen, am deut⸗ 
fhen freien Rhein ftudirte, trat ich zum erſtenmal in nähere Berüh- 
tung mit Juden. Damals erkannte und bedauerte Ich, warum nicht 
denjenigen, die ich da im ihrer geifligen Tüchtigfeit und Gefinnung 
lieben und achten gelernt hatte, — warum nicht denjenigen baflelbe 
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Streben zu Theil werben durfte, wie mir, nämlich das, fich zu Etaatt: 
Aemiern befähigen zu können. Seit jener Zeit haben fi die Stu 
men über die Emancipation der Juden durch die Stände: Berlamm 
lungen in den Jahren 1825 und 1845 ausgefprochen. Es hat ih 
in diefen Aeußerungen wefentliche Verſchiedenheit gezeigt, es hat id 
gezeigt, in welchem Grabe fich die Anfichten im Verlaufe der Zei 
geändert Haben. Es find in den Petitionen der Stände sBerlams 
lungen derjenigen Provinzen, in welchen die meiften Juden wohne, 
bie günftigften Gutachten abgegeben worden, wogegen aus ber Pr 
vinz, in welcher fich die wenigften aufhalten, in der Provinz Sad 
fen, das für die Juden am wenigſten günftige Gutachten eingegan 
gen iſt. Ich glaube, daß darin ein wefentlicher Beweis für die Ju 
den enthalten if. Das, was der Herr Landtags⸗Kommiſſar heuk 
ausgefprochen hat, daß nämlich feine wefentliche Differenz und Tr 
vergenz zwifchen dem Gouvernement und den Ständen in diefer Ar 
gelegenheit fein werde, iſt mir ein großer Beweis dafür, daß die hei 
Staatd Regierung in dasjenige einzugehen gewiligt ift, was wahr 
feheinlih das Refultat der Beraihungen der hohen Berfammlun 
fein wird, nämlich in die völlige Gleichſtellung der Juden mit I 
Chriſten. Es iſt gegen diefe Gteichftellung nur der Einwurf gem! 
worden, erflens, daß wir auch die Stimme des großen Boltshaufet 
berüdfichtigen müffen. Ich finde in der Denkfchrift das Motiv dagegen 
Es ift nämlich S. 8 der Denkſchrift (S. oben S. 34) gefagt: „Daß durd 
Aufhebung der zum großen Theile noch beftehenden Befchränfung in 
der Glaubwärdigfeit eivlicher Zeugniffe die Veranlaſſung zu ein 
hieraus hervorgehenden Mißtrauen gegen die Moralität der Juden 
im Algemeinen zu befeitigen fein dürfte.” Was hier auf den einyk 
nen Fall angewendet worden if, wende ich.auf das Ganze an. 9% 
glaube, daß gerade von oben herab, von der Geſetzgebung, von der 
Stände-Berfammlung die Strahlen ausgehen müflen, welche Zorur 
theile widerlegen. 

Das ift alfo gerade in diefem Falle nöthig. Der zweite Ein 
wand betrifft die Verbrechen. In dem Berichte des Herrn⸗Jufiy 
Minifters Mühler ift herausgeſtellt, daß die Juden verhättnigmißg 
weit mehr Berbrechen begangen haben, als die Chriften, und nad 
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dem Berichte ift basin Fein Zweifel zu fegen. Ich glaube aber, wenn 
man ftägen follte, welchen Lebensberuf, welche Befchäftigung die zu 
beftimmten Verbrechen Geneigten getrieben haben, dann würbe fich 
fehr wohl Hrausftellen, daß die Juden die am wenigften Begünftig- 
ten find, daß fie durch den Lebensberuf, in welchen fle hineingedrängt 
werden, zu den im Berichte des Herrin Minifters bezeichneten Ver⸗ 
brechen hingeleitet wurden, daß mithin nur dann, wenn die Arten 
der Verbrechen mit der Zahl derer, welche fich demfelben Lebensbe- 
rufe gewidmet haben, zufammengeftellt werden, ein richtiges Refultat 
erlangt werden fann. Alſo auch diefer Einwurf gegen die Emancis 
pation der Juden ift Fein begründete. Nach diefen Vorausſchickun⸗ 
gen glaube ih, daß das Gefühl des‘ Zurüddrängens von Aemtern 
um des Glaubensbefenntniffes willen, welches ich Keinem wünfche, 
daß diefes Gefühl des Gedrüdtfeins nur gehoben werden fann durch 
voͤllige Gleichftelung der Zuden mit den Chriften, welche ich bean- 
trage. 

Abg. Uanmann: Es geht mir heute faft eben fo, wie neulich 
in einem ähnlichen Yale, daß ich nämlich auf das Wort verzichten 
möchte, weil. ich fehe, daß die Verſammlung nur Redner hört, vie 
ſich für völlige Gmanelpation der Juden ausfprechen. Indeß bitte 
ich diesmal doch die hohe Verfammfuug, mit wenigen Worten mich 
anhören zu wollen. Die Betrachtung, welche mich leitet, ift die, daß 
ich durch die Zurückſetzung der Juden das Recht, die Gerechtigkeit 
für verfept halte. In dieſer Verlegung fehe ich einzig und allein 
den Grund des Zurüdbleibens der Juden hinter den Anfprüchen der 
Eivilifation. Die Juden wurden aufgenommen in die chriftlichen 
Staaten nur als Schüglinge. Damals konnte allerdings davon Die 
Nede fein: welche Rechte wollen wir den Juden geben, und welche 
nicht? Aber es find darüber Jahrhunderte Bingegangen, und die 
heutige Beneration iſt nicht mehr diejenige, die zu und gefommen ifl 
und fagt: gebt mir Schub! Sie ift bei und volftändig eingebürs 
gert, was die Pflichten — und (fie follte e8 auch fein) was die 
Rechte betrifft. Ich kann es nicht zugeben, daß in der Religion, 
welcher dieſe Staatsbürger angehören, ein Hinderniß läge, fie den 
chriftlichen Staatsbürgern gleichzuftellen. Eo kann nur die Rebe dar 
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von fein: find die Juden ihrem Kultur⸗Zuſtande, ihrem ſilllichen G— 
genfchaften nach nicht in der Rage, um gleiche Rechte mit den Chi 
fien ausüben zu koͤnnen? Ich werbe die Frage nicht erfchöpfend de 
antworten können. Sch wii zugeben, ed mag unter ben chriftlice 
Bürgern mehr Ehrgefühl berrfchen, ala unter der großen Maſſe vr 
jüdifchen Einwohner — ich fage — unter ber großen Male; id 
gehe noch welter, ich fage: es liegt vielleicht im Allgemeinen in dm 
Juden nicht die Kraft, die Selbfiverfeugnung, bie den Chriften in 
wohnt, um gewiſſe Functionen im State auszuüben, bie fie befähr 
gen, abzuſehen von individuellen Intereſſen und lediglich das al 
meine Wohl im Auge zu behalten. ber das kann mich nicht ab 
halten, dennoch für die Emancipation zu ſtimmen. Sch fehe nänlid 
in diefer vollftändigen Emaneipation das einzige Mittel, um die Ju 
den aus dieſem Standpunkte heraufzuheben zu dem, den ich in dr 
ziehung auf die Ehriften als einen vorzüglicheren geſchildert ha 
So lange fih Jemand gebrüdt fühlt, fo lange er Die Schwäde i 
fich fühlt, diefem Drud nicht widerſtehen zu Fönnen, fo lange wit 
er ftreben und ftreben mit allen möglichen Mitteln — nicht blos mi 
guten, fondern auch mit ſchlechten — den Drud zu befeitigen. © 
lange ber Jude gebrüdt ift im Staate, fo fange wir ihm nicht jagt: 
„Du bift eben fo ehrenwerth, eben fo befähigt wie wir;“ fo Lange mil 
er ftreben, diefem Drud entgegenzutreten. In dieſem nothwendige 
Gegendruck liegt meines Erachtens der ganze Fluch, der die Ju 
auf den Standpunkt heruntergebrüdt hat, auf dem fie ſich befinden 
Denn ich in meine Bruft greife und frage, wie ich als Ehrik md 
geriren würde, wenn ich in der Lage wäre, wie die Juden ben Chr 
ften gegenüber; wenn ich mir fagen müßte: feit Jahrhunderten win 
dus erbärmlich behandelt, als eine Kreatur, die ſchlechter iſt, wie IM 
andere Menfch; und wenn ich mir fagen müßte: Heute noch hf 
ich nicht dag Recht, was du haſt; — wenn ich mir fagen mühk: 
Ich werde verhöhnt in meinem Glauben, in der Weife, wie id mt 
nen Schöpfer anbete; und, weine Herren, ift es nicht alfo, werden 
die Juden nicht noch heute in ihrem Glauben verhöhnt? 
... Mehrere Stimmen: Nein! Rein) 
— — ih fage, wenn ich ein folches Verhaͤltniß mir denke, wahr 
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haftig — ich fühle mich nicht ficher, ob mich die Lehren bes Chriften- 
thums ſchützen würden vor Haß gegen den, der mich drückt? — 
Habe ich diefes Gefühl, fo muß ich dem Grundfage auf das Voll⸗ 
ftändigfte huldigen, den ich ausgefprochen habe. Es iſt das einzige 
Mittel, die Schwierigfetten zu befeitigen, welche den Juden heute 
noch entgegentreim. Darum alfo vollſtaͤndige Emancipation! Zuges 
geben, wir werben mit diefem Votum im Volle nicht vollftändige 
Sympathie finden, fo Tehre ich mich an dieſen großen Haufen nicht, 
und ich glaube, fein ehrlicher Mann wird fi) an ben großen Hatte 
fen FEehren, der von Borurtheilen befangen if. Rur von bem 
intelligenten Theile des Volles kann die Rede fein, dieſer aber fieht 
nicht auf den Juden verächtlich herab, weil er eine andere Religion 
bat, fondern er fieht nur auf Ihn mit Mitleiven herab, weil er findet, 
Daß ihm nicht Die Mittel geboten find, um fich in demfelben Rechts» 
kreiſe zu bewegen. Die Geſetzgebung felbft muß dieſes Vorurtheil 
beſeitigen; dies geſchieht aber nicht, fo lange für den Juden Aus⸗ 
nahmsgeſetze beftehen. Das Volk, von dem ich fpreche, der große 
Haufe, fieht — und zwar mit Recht — auf die Sefepgebung als 
auf etwas Hohes hin, und fo lange das Volk findet, daß ber Ges 
febgeber ſelbſt es für angemeflen hält, eine beflimmte Beichränfung 
für eine Religionspartei eintreten gu laflen, fo lange muß es glau⸗ 
ben, daß der Jude fchlechter ift, als der Chriſt. Darım fort mit 
dieſen Ausnahmegeſetzen! Der Gefichtspunft vollkändiger Emanci⸗ 
pation kann nur der einzig leitende fein. 

Die Emancipation if, daß ich fo fage, verbächtigt worben. Ich 
glaube, man legt ihr in ihren Folgen ein zu großes Gewicht bei, 
denn es ift mir vorgekommen, daß man mich gefragt hat: Wil Du 
denn, daß. der Schacherjude Beamter werde? Mir if das nicht ein- 
gefallen, und es fällt mir eben fo werlig ein, die Frage zu bejahen: 
Willſt Du, daß der Proletarier an der Spitze irgend einer Verwal: 
tung ſtehe? Die maneipation der Juden wird nicht den Erfolg 
haben, daß diefe niedrig ſtehende Benölferung in Aemter hineinkommt, 
und fih geltend macht, den Chriften gegenüber, ja daß vielleicht das 
Chriſtenthum ſogar unterliege. Wie kann man glauben, wenn es 
fh um den Staatavienft handelt, daß dergleichen Individuen in 
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Staats⸗Aemter treten werben, da gerade hierbei eine beſtimmie Au 
Iification nicht blos in Beziehung auf das Willen, fondern auch in 
Beziehung auf die Moralität verlangt wird? Man bat aus dan 
hriftlichen Oefichtöpunft fich der Emancipation entgegenfegen zu mil 
fen geglaubt; aber auch diefe Rüdficht ift nicht richtig, wenn fie ge 
nommen wird. Das Chriftentbum will ich nicht im Staat neben 
dem Judenthum, denn ich glaube das Chriſtenthum Herabzumürbige, 
wenn ich es in eine Parteiftellung im Staat brächte; ic will 4 
aber über dem Staate. Ueber dem Staate fol es mit feinen fein 
den Grundfägen, die der Stifter hineingelegt hat, ftehen und mn 
Staat regieren, und dann fürchte ich nicht, daß das Judenthum den 
Chriftenthum Eintrag thun koͤnne. Indeſſen, ich will bie Naten 
nicht weiter verfolgen, es wird fich bei der näheren Berathung de 
Geſetzes noch Gelegenheit mehrfach darbieten, um von anderen Hr 
nern die Sache näher entwideln zu laſſen. Nur noch in ’Beziehum 
auf die Provinz Poſen möchte ich dem Herm aus Pommern Dart 
wiffen und völlig beiftimmen, wenn er fagte: Entweder iſt der grof 
Ueberfluß an Juden in der Provinz Pofen nicht fchädfich, — dam 
mögen fie fich über ben ganzen Staat und über die ganze Welt ir 
fireuen; ober es iſt biefer große Ueberfluß an Juden ein Nadıkl 
der ‘Provinz, dann würde e8 eine Ungerechtigfeit fein, diefen Nadıkel 
in eine Provinz zu bannen, dann fordert es die Gerechtigkeit, DI 
dieſes Uebel getragen werde nicht nur von einer Provinz, ſonden 
vom ganzen Staate. 

Abg. Frhr. non Gaffron: Die Fefiftellung und meitere Ei 
wickelung der bürgerlichen Verhältniffe der Juden in Preußen if a) 
ein tiefes Beduͤrfniß anerfannt worden. Es hat fich hierüber Di 
Öffentliche Meinung fowohl im Wege der Provinzial⸗Landiage, al 
auch der Prefie im Allgemeinen kundgethan, es hat die voländi 
Gmaneipation der Juden in dieſer hohen Verſammlung gewichthe 
und berebte Vertheidiger gefunden. Ich habe bei einer früheren © 
Iegenheit, wo von her Befugnig zur Theilnahme an den ftändild 
Rechten Seitens der RichtsChriften die Rede war, mich gegen nr 
Befugniß ausgefprochen, ich habe aber feit hiefer Zeit mich mit bie Ä 
Srage tief und gewiſſenhaft befchäftigt und befenne es gem, dab! 
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in meiner Ueberzeugung dahin gelangt bin, daß ich die bürgerliche 
Gleichſtellung der Juden mit den Ehriften in einem höheren Grabe 
für zweckmaͤßig und nothwendig halte, als ich dies nach meiner frü« 
beren Anficht mit dem Wohle des Baterlandes vereinbar hielt. 

. (Mehrfeitiger Bravoruf.) 

Ich bitte, hochverehrte Herren, rufen Sie mir Ihr Bravo noch 
nicht zu, es könnte ein Punkt in meiner Rede kommen, wo ich viel⸗ 
leicht von der Anficht der Mehrzahl der hohen Berfammlung doch 
abweichen möchte; erlauben Sie mir aber, daß ich meine Meinung 
Har und offen entwideln darf. Ich kann der Anficht nicht beipflich- 
ten, die ausgefprochen worden ift, daß die Stufe der Bildung und 
Entwidelung der Juden in den verfchievenen Provinzen eine fo „iefe 
oder vielmehr verfchiedene fei, daß fie einer bedeutenden Beförderung 
ihrer bürgerlichen 'Sreibeiten unfähig feien. Ich bin vollfommen da⸗ 
mit einverflanden, daß eben eine Erhöhung ihrer bürgerlichen Rechte 
Dazu dienen wird, die in der Bildungsflufe Zurüdftehenden auf einen 
moralifh höheren Standpunft zu erheben,‘ und daß dieſer die vor« 
handenen Ungleihheiten in einem hohen Grade befeitigen werde. 
Im NAligemeinen habe ich über den vorliegenden Gefeg-Entwurf zu 
erwähnen, daß ich der Anficht der Abtheilung, fo wie mehrerer der 
geehrten Redner, vollfommen beipflichte, indem ich in dieſem Gefeh« 
Entwurf nicht das Entgegenlommen zu dem gefühlten Bedürfniß er⸗ 
blide, fondern in der Organifation von Judenfchaften das Mittel zu 
einer größeren Abfchließung finde, indem, wenn diefe IJubenfchaften 
fi über das religiöfe Gebiet erftreden, fie nothmwendig nicht mehr 
das Individuum, ſondern nur die Corporation im Staatöverbande 
vertreten laſſen. Ich bitte um Erlaubniß, meine Herren, daß ich der 
fpeziellen Beratbung etwas vorgreife und in kurzen Umriffen ben 
Umfang bezeichne, innerhalb deflen ich die Emancipation für die Ge« 
genwart feftgehalten wiflen möchte. Ich Tann mich zunächft volls 
fommen damit einverflanden erklären, daß alle Kommunalaͤmter den 
Juden überlafien werden, denn, wer bie Laft mitträgt, muß auch bag 
Recht haben, fie mit vertreten zu dürfen. Ich bin ebenfalld Der 
Anficht, daß ihmen das Amt eines Schievemannes überwiefen werde, 
weil dies. Durch das Bertrauen ber Mitbürger geichiebt, Ich bin 
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terfiellen, und derer, welche mit dem chriftlichen Kultus im Verbindung 





ſtehen, und mit Ausnahme der Dirigentenfiellen hei den Verwaltungs 


Behörden, berufen werden können, wie died auch im Gutachten da 
Abtheilung gefagt ift. Sch erkenne es vollfommen an, daß der Schar: 
finn und bie Befähigung der Juden für wifienfchaftliche Forſchung 
fih fett Jahrhunderten bewährt hat, ich finde es Hart und unar 
gemeflen, daß fie wegen ihrer Religion nicht zn ordentlichen Lehr 
ämtern berufen werden, ich finde es gerecht, daß fie zu Lehrämtn 
in allen den Fächern der Wiſſenſchaft berufen werben, die nicht mi 
der chriftlihen Glaubenslehre in Berührung ftehen. Als ein weint 
liches Mittel der Ausgleichung der biöher befiandenen Spaltung tt 
achte ich die Civilehe zwiſchen Juden und Ehriften und fann nt 
mit höchftem Beifall diefe. Maßregel begrüßen. Der einzige Pur! 
und ich bitte um Verzeihung, wenn ich dies unbefangen erfläre, m 
ic) anderer Anfiht bin, find die ftändifchen Verhaͤltniſſe; ich halte d 
für Pflicht des techtlihen Mannes, feine Ueberzeugung überall ofen 


und wahr auszufprechen, ich thue es auch bier, obwohl ich weh 


daß ich dadurch Feine Bürgerfronen erwerbe. Die fländifchen Dr 


bältniffe zerfallen hauptfächlich in drei Theile, in kreisſtaͤndiſche, n 


provinzialftändifehe und in die des Bereinigten Landtags. Bad tt 
freisftändifchen Verhaͤltniſſe anlangt, fo würde ich von meinem & 


fihtöpunfte unbedingt den jüdifchen Rittergutsbeſitzern die Befugni 
ertheilen, auf den Kreistagen zu erfcheinen, denn es handelt ſich hie 


um die Wahrnehmung näherer Intereffen im engeren Kreiſe, wo# 
auf das Votum des Einzelnen anfommt, und es erfcheint hart, dah 


ber, ber zu ben Kreidlaften beiträgt, nicht auch an ber Berathung 
über dieſelben Theil nehmen fol. Inſofern es alfo zuläffig mit 
diefe Freisftänbifchen Befugnifle von den provinziafftändifchen, fo wi 
yon denen des Bereinigten Landtages, trennen zu koͤnnen, würde 1) 


für die Zulaffung ber füdifchen Gutöbefiger zu den erfteren fümmen 
Was aber die umfafienderen Befugniffe der Provinzial⸗ und Eentraks 


Stände anlangt, fo tft die Theilnahme für den Einzelnen in mi 


terieller Hinſicht von minberer Bedeutung, fo liegt in unferem Beirad 





zu der Gefepgebung .eine lebendige Theilnahme an derſelben, M 
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wirfen unmittelbar auf: Diefelbe ein, wir find cin Organ berfelbeh, und 
ich glaube, es iſt noch nicht an der Zeit, ich Halte das Stadium der 
Vorbildung im Allgemeinen noch nicht. für fo weit vorgerückt, um 
gleichfam wie mit einem Zauberſchlage die Juden auch an dieſem 
wichtigſten Akte der fkändifchen Befugniſſe theilnehmen zu laffen. Ich 
will nicht auf meine früher ausgelprochenen Anſichten zurüdfommen, 
Daß ich unfere gefeglichen und Raatlichen Inftitutionen auf das Ehri« 
ftenthum vorzugsweiſe begründet erachte, es Haben fich fo verfchlebene 
andere Meinungen fundgegeben, daß ich dieſe Anſicht, obwohl fle die 
meinige ift, nicht als maßgebend für die entgegengefehte anführen 
voll; aber um theilgunehmen an dem Akt ber Gefebgebung, muß man 
ſchon einen gewiſſen Standpunft erreicht Haben in der Vorbildung 
für das öffentliche Leben, und dies haben die Juden in unferem 
Staate noch nicht überall. erreicht. Diefer Standpunkt kann und 
wird auch für fie in der Zufunft eintreten, aber im gegenwärtigen 
Momente it er noch nicht vorhanden, und aus dieſen Gründen 
möchte ich mein Botum dahin abgeben und den Vorſchlag an bie 
hohe Berfammlung richten, daß bis zu biefem Punkte die Emancis 
pation ausgeführt werbe, Daß aber die völlige Theilnehmung an den 
Rändifchen Rechten davon apsgeſchloſſen Bleibe. 

Abg. Winzer: Schon felt "dem Erfcheinen. bes vorliegenden 
Geſetz Entwurfs wurde mir die gebotene Und auch von mir felbft 
gefühlte Pflicht, über und für denſelben zu fprechen; feit ungefähr 
drei Stunden aber fühle ich quch noch eine andere, und has ift bie, 
die Geduld der hohen Berfanimlung für "etwas, was zwar jo leb⸗ 
haften Anklang findet, aber auch bereits fehr vollftändig befprochen 
worden iſt, nicht weiter zu ermüden. Ich will mich Daher, wenn 
auch gewiſſermaßen mit-fchmerzlichen Gefühl, dazu entfchließen, meine 
beabſichtigte Rede vor der Geburt zu erfliden. Nur einige Worte 
erlaube Ich mir anzuführen, um einen auf das Geſetz bezüglichen An⸗ 
trag gu motiviren. Sch glaube, ed hat während unferes Zufaniınen- 
ſeins wohl kaum eins. Oelegenhelt gegeben, in Bezug auf Gerechtig⸗ 
feit. und Billigkeit bei Maßnahmen neuer flaatsbürgerlicher Verhaͤlt⸗ 
niffe einer zahlreichen, dleſelben biöher zum Theil entbehrenden Eins 
wohnerklaſſe, Preußens Spüchmwort: „Borwätts” in Allem, was 


——— — — — — — 


— 44 — 


recht und billig, fo zu bewähren, wie an dem heutigen Tage. Es 
gilt zu beweifen, daß man wohl begriffen habe, was die Zeit un 
der von Vorurtheilen geläuterte Sinn der Liebe, der Duldung und 
des wahren Chriſtenthums gebiete, und einer Zahl von mehr alt 
200,000 preußifchen Staatsbuͤrgern gerecht zu werben. Das ift ein 
Pflicht, worauf die Juden durch ihren Gehorfam und ihre Ttieue 
gegen König und Geſetz gewifiermaßen ald auf ein Aequivalent ge 
rechten Anfpruch haben. Es gilt, bei ihnen durch völlige Glid 
flellung der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte mit den bisherigen Pflichten di 
nöthige Einheit der gebotenen und felbft gefühlten fozialen Pflichten 
des Judenthums mit dem Chriftenthum herzuſtellen, denn nur in 
folcher Einheit gegenüberftehender Rechte und Pflichten kann die &ir- 
heit des vom Geſetz gebotenen und felbft gefühlten Willens für gr 
fegliche und gemeinfame Zwede des Staatöverbandes wurzeln un 
gedeihen. 

Ich ſchlage alfo vor, meine Herren, diefe Gleichſtellung ber Ju⸗ 
den nicht nach dem fpezialifirten und einengenden Entwurfe fehl 
ftellen, fondern in voller Freifinnigfeit nad) dem, was überall, wie 
mir fcheint, im Wunfche der Verfanmlung liegt, auszufprechen un 
zwar nad) dem von mir der hohen Berfammlung gemachten Antragt, 
den ich Ihrem befferen Ermeffen unterwerfe, nämlich den $, 1 their 
weile allein anzunehmen und zwar babin, des Stönigs Majefuͤt 
zu bitten: 

daß ber gefammte Gefep-Entwurf nur dahin laute: „bie Tuben geniehen in 
allen Landestheilen unferer Monarchie, mit Ausſchluß der konfeſſionellen Naß⸗ 
nahmen, bei gleichen Pflichten auch gleiche Rechte mit unferen cprikligen 
Unterthanen,“ 

Würde dieſer Paragraph als Geſetz angenommen, fo wir 
doch auf feine Weife etwas zu fürchten fein; denn was wir di 
Juden damit geben, fcheint mir für den Augenblid und noch für ferne 
Zeiten hinaus mehr ein moralifches Recht als ein materielles zu fein 
Wenn ihnen hier auch gleiche Rechte zugefprochen werden, ſo win 
man ihnen doch noch lange keine gleichen Rechte wirklich geben und 
geben koͤnnen, denn die Form ihrer Gottes-Berehrumg wird dem en" 
gegenſtehen. Alfo, meine Herren, es gilt nur um ein moraliſches 
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Recht, nur Beruhigung für eine Staatöbürger-SHaffe, Pie. bei gleichen 
Pflichten auch wohl eine Gleichſtellung in allen übrigen Maßnahmen 
vertangen Tann. Ich glaube, wenn diefe Gleichſtellung der Rechte 
erfolgt, fo wird das, was wir zu tabeln hatten, die. Siolirung ber 
Juden, aufhören, fie werden ſich verfchmelzen in ihrem Handeln umd 
Ihun mit den Ehriften, denn wenn man bem Juden ed Käufig ſchuld 
gab (vielfache Reden und Schriften fprechen «8 aus), er ſei noch wicht 
reif zum allgemeinen Staatebürgerthum, er zeige zu wenig Vater⸗ 
Iandeliebe, fo muß ich behaupten, er hat Feine zeigen koͤnnen. Wer, 
wie fie bisher, nicht das Recht hat, feine fittlichen und wifjenfchaft« 
lichen Kräfte in jeder Stellung dem Baterlande widmen zu können, 
wer, wie fie, in Rechtögleichftellung nicht eng verbunden war mit dem 
Leben und Geveihen des Staates, der kann auch fein eigentliches 
Baterland haben. Deshalb trage ich darauf an, den Geſetz⸗ Entwurf 
zurüdzumeifen und die völlige Gleichſtellung, wie ich fie mir erlaubt 
babe ausjuſprechen, zu erbitten. 

Sandtags-Mlarfhell: Das ift ein Amendement, und ich muß 
doch bei diefer Gelegenheit wieder in Erinnerung bringen, daß es 
Vorſchrift des Reglemente if, alle Amendements Tages vorher ein⸗ 
zureihen. Dies zu beobachten,’ wird nöthig fein, weil im entgegen⸗ 
gefepten Halle leicht Verwirrung in die Berathung kommt. Zmeitene 
bemerfe ich, daß diefer Vorfchlag erft am Ende der Berathung zur 
Sprache kommen Tann, dean er fchließt die Verwerfung des ganzen 
Geſetzes in fih; indeß werde ich zu feiner Zeit Darauf Rüdficht 
nehmen. 

Abg. Sehr. ı son Winde: Darf ich mir eine Frage zu meinen 
Belehrung erlauben? Ich glaube den Herrn Marſchall dahin nem 
ftanden zu haben, die Amendements müßten Tages vorher ein- 
gereicht werden; das Reglement hat aber wohl nur ausgefprocden; 
daß fie vor der Sitzung eingebracht werden. 

Jaudtags⸗Marſchall: Nur vor der Sitzung. Ih wii noch 
hinzufeben, daß ich mich bisher nicht feft an. diefe Vorſchrift gebun⸗ 
den habe, und daß ich Amendements berüdfichtigt habe, auch wenn 
fie erft in der Sigung eingebracht worden find, Es wirb aber Doch 
befier fein, diefen Gebrauch nicht gerade zur Megel zu machen. 


— 16 — 
Abg. von Math: Meine Herren! Wenn ich es wage, noch 


* die Tribune zu beſteigen, fo geſchieht es im Gefühl, dem ve⸗ 


ehrten Redner aus Sachſen meinen Dank auszuſprechen und mid 
feinem Antrage im Ganzen anzuſchließen. Erlauben Ste mir aber, 
daß ich noch einige Wünfche Hinzufüge; ich muß geſtehen, daß ih 
boffe, daß dad Wort „Jude“ in bürgerlicher Beziehung in Preußen 
In dem ‚Sinne, wie ihn das Bolt verfieht, in der Folge aufhören 
wird, daß wir den, der im Befrelungdfriege mit ung, mit @ott für 
König und Vaterland gefochten, und den wir nicht fragten, ob & 
Jude fei, daß wir den mit dieſem Schimpfnamen nicht mehr bezcid- 
nen werden... - . 

(Unruhe. Marſchall muß ſich der Glocke bedienen.) 
fondern ihn Preuße und Mitbürger nennen werden. Diefen Bir 
gern, meine Herren, gebe ich meine rechte Hand mit voller Ueber 
jeugung und läugne e8 nicht, daß ich auch als Chrift an das Cr 
hältniß gedacht habe, worin wir zu den Juden ftehen, und daß id 
glaube, daß in diefer wichtigen Zeit nichts nöthiger if, als daß wir 
daß Prinzip unferes hriftlichen Glaubens, nämlich die wahre Lich 
und die wahre Duldung, dem Juden entgegenftellen und ihn au 
dieſe Weile an uns heranziehen. So, meine Herren, betrachte ih 
und fo babe Ich in meinem Gemüth das vorliegende Geſetz betrachteh, 
bürgerlich möchte ich den Juden vollfommen emanzipirt fehen, kirchlich 
möchte ich ihn zum Genuß ber Liebe unferer Religion beranziehen; 
ich möchte es namentlich in dieſem Augenblid nicht wünfchen, dah 
die Firchlichen Anordnungen der Juden durch uns in nähere Ber« 
Wung gezogen würden, weil dieſelben gerabe in dieſer Zeit Ad in 
einem ernften Dilemma befinden ! 

Abg. von Waven: Meine Herren! Die Vorurtheile gegen bi 
Juden beziehen fich wohl größtentheils und flammen noch aus dt 
Zeit ber, in der man fle für Feinde des Chriſtenthums hielt. Wenn 
fie das aber find, fo Handeln wir boch gegen fie, wie has Chr: 
ſtenthum es und befiehli. Das Chriſtenthum Sagt: Bergebet euren 
Zeinvden. Dann vergeben wir ihnen alfo auchz aber doch ar eben 
wie das Ghriftenthum es will, nämlich vollkommen; denn ber ge 
ringfte - Drud, das Geringfte, was daran fehlen würde," wird gan 
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gewiß in unſerer Zelt eben fo ſtark drücken, eine eben ſoſlche Span⸗ 
nung und Gereiztheit hervorbringen, wie der größte Druck und bie 
Martern, die man ihnen früher angebeiben Heß. Ste wiflen, daß 
die Juden beinahe 1400 Jahre geprüdt und mehr ober weniger bes 
Drängt wurden, und gerade in demſelben Verhältniß find fie mehr 
oder weniger fchlecht,. find fie thätiger ober fpefulativer gervorden: Es 
ift dies die gewöhnliche Erfcheinung, die man überall findet, es iſt 
Die Reaction auf den Drud. Ich erlanbe mir, Sie bier auf Die 
Denkſchrift, die wir. von dem Minifteriun befommen haben, aufmerf- 
fam zu machen. Da bießt e8 Seite 7. (S. oben ©. 34.): 
„Eingezogenen guverläffigen Erkunbigungen zufolge fritt In Frankreich neben 
erkennbaren ſozialen Fortfchritten ber jünifchen Bevölferung nach Verlauf von 
mehr als einem halben Jahrhundert die frühere Irenuung, wenngleich in 
mannichfachen Abftufungen, noch jebt in faft ungeſchwächter Stärke hervor, 
Am Oberrhein, den an Deutfchland grenzenden Lanbestheilen befteht noch 
jest, mit Ausnahme einiger Veränderung in gefelligen Berlihrungen, die frü- 
bere Gefchlebenheit. In den mittleren und unteren Klaſſen zu Paris findet 
eine ahnliche Wahrnehmung ſtatt.“ 

Alfo feit nur einem halben Jahrhundert findet man da, wo eine 
größere Emancipation flattfindet, es ſchon beftätigt, daß nur in den 
mittleren und unteren Klaſſen, alfo in den gebildeteren nicht mehr, 
noch allein die Uebel fih finden, die man den Juden vorwirft. Wenn 
aber in 50 Jahren fehon fo erkennbare Fortſchritte da find, wie wird 
dann Dad Ergebniß fein, wenn dies Prinzip ber Gleichſtellung Hun⸗ 
berte von Jahren gewirkt Hat? Denn foglekh iſt ein großer Erfolg 
nicht möglich. Ein Geſetz kann nicht ſchnell wirfen, und namentlich 
diefes kann nur durch die Erziehung auf fpätere Generationen feine 
Wirkſamkeit äußern. Sorgen wir für ben Unterricht ber. Jugend, 
möge biefer eingerichtet werden ganz gleich für alle Kinder des Lan⸗ 
des, ohne Unterſchied der Religion, möge ein Lehrſtuhl errichtet: werben 
an einer Univerfttät für die Ausbildung des moſaiſchen Glaubens; 
Das Bouvernement würde dadurch eine genaue Kenntniß deſſelben 
erhalten. Der in der Maſſe noch: beftehende Aberglaube aber wire 
dadurch gewiß nur ganz allen unterbrüdt-iwerden koͤnnen. Lefen wir 
im dem alten Teſtament, da finden wir' vie Bilsungs-Zähigfeit ihres 
religiöfen Glaubens. Wir finden daſelbſt btinahe kein Kapitel, wo 
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wicht immer über ben Abfall von bem Herm geklagt wird. Golan 
fie frei waren, find fie abgefallen; feit 14 Jahrhunderten halten fe 
fehr feft daran. Was beißt dieſer Abfall? Iſt es nicht vielleicht die 
Ausbildung bes religtöfen Bewußtſeins, die mit dem Fortſchritt ver 
allgemeinen Kultur nöthig war, und dieſe unaufhaltſame Entwidelung 
der pofitiven Satzungen mag auch wohl damals, wie man es fpäte 
immer wieder erlebt hat, Abfall genannt fein. Jeder Drud, ſei e 
auch noch fo klein, er giebt immer eine unnatürliche Spannung, de 
Juden muß er alfo immer intelligenter maden. Wir haben mei 
weniger zu fürchten, daß der Chriſt durch fie verdrängt werde, es 
wird Dies weit weniger geichehen, wenn die Juden alle Rechte habın 
werben. Ich mache Sie, meine Herren, zum Schluß noch auf etwas 
aufmerfam. Die Juden, welche einen fo fcharfen Geift befigen, di 
ihn fo vielfach ausbilden, und dann fo wenig Gelegenheit haben, in 
Aemtern angeftelt au werden, arbeiten in Deutfchland vorzugsweiſ 
an der Preſſe. Sie haben durch bie vielen Geldmittel und burg 
ihre Intelligenz Gelegenheit dazu; fie arbeiten aber in der Brefie mil 
der Bitterfeit und Gereiztheit, welche fie gegen die fozialen Berhält 
niffe haben müflen. Wenn wir aber das größte Erziehungsmitkl 
für ein großes flarfes Vaterland haben wollen, fo müffen wir aud 
diefe gereiste Stimmung durch Befeitigung aller Vorurtheile nad 
Kräften aufheben. Meine Herren! Es find hier ſchon fo viele Gründe 
für die Smancipation der Juden von mehreren Rebnern entwidel, 
daß ich glaube, nichts mehr hinzufügen zu können; ald Mitglied ber 
Abtheilung aber erlaube ich mir bie in unferem Gutachten entwidelten 
Anſichten Ihrer hohen Einficht beftens zu empfehlen. 

Albg. von Pecherath: Meine Herren! Unter den vielen er 
freulichen Aeußerungen, die heute bier gemacht worden find, haben 
wich inabefondere zwei angenehm berührt. Die erfte war die Be⸗ 
merfung des Königl. Kommiſſars, daß gerade in denjenigen Landes⸗ 
ibellen, in welchen den Juden in Fommerzieller und intellektuellet 
Hinſicht die wenigften Befchränfungen enigenftiehen, ihre Zuftände id 
am: meiften verbeflert haben.. Die zweite war die Bemerkung eine 
won mir hochgeehrien Mitgliedes der fchlefifchen Ritterſchaft, daß lei 
Anficht von dem Maße des Rechtes, welches man den Juden ohne 
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Hachtheil des Geſammtwohls einräumen Tann, ſich geändert, ſich er⸗ 
weitert babe. Die Gefinnung, die das: geehrte Mitglied bei allen 
Gelegenheiten an den Tag getegt hat, flößt mir Die Hoffnung ein, 
daß feine Meberzeugung fich auch dahin’ ausbilden werde, daß das, 
was einmal als Recht erkannt if, der Ratur des Rechts nach auch 
voländig und unverfürt gewährt werben muß. 

Vielleicht wird diefe Ueberzeugung noch durch die Erwägung 
gefördert werden, daß in einem anderen deutfchen Staate ebenfalls 
bereits eine vollſtaͤndige Emancipation der Juden erfolgt if, nämlich 
in Kurhefien, wo von den Rechten, bie den Juden, gleich allen 
Staatsbürgern, bewilligt find, nur diejenigen ausgenommen wurben, 
die auf die chrifllichen Religions-Berhältniffe Bezug haben. Zerner 
aber antworte ich noch dem geehrten Mitgliede, daß, wenn es jegt 
in unferem Staate zur Gleichſtellung der Juden mit den Ehriften 
fommen follte, dies nicht wie mit einem Zauberfchlage herbeigeführt, 
fondern die Frucht einer langjährigen Vorbereitung fein würde, dein 
35 Jahre find feit dem Edikt vom Jahre 1812 vergangen, und nad) 
ben einftimmigen Zeugniffen, die wir vernommen haben, zweifelt Nies 
mand an dem guten Erfolg diefer tHeilweilen Emancipation. 

Don den vielen Berdienften, welche bie treffliche Arbeit der Ab⸗ 
theilung bat, und die von der Verfammlung‘ gewiß allgemein aner- 
kannt werben, hebe ich hervor, daß fie die verfchiedenen Materien, bie 
in dem Gefep-Entwurf vermifcht find, getrennt hat, namentlich den 
politifchen Theil von demjenigen, der das Kultuswefen betrifft. Ich 
nehme an, daß es für jeht nur darauf anfommt, uns über den po⸗ 
litiſchen Theil zu Außern, und behalte mir vor, in einem weiteren 
Stadium der Berhandlungen das zu bemerfen, was ich über Die 
Kultus-Verhältnifie zu fagen Haben möchte. Es wird nicht nöthig 
fein, daß ich die Nechtsgründe, die ſchon vielfach erörtert worden 
find, näher beleuchte. Ich erinnere nur kurz daran, daß durch das 
an dieſer Stelle bereitö genannte Gefeb vom Jahre 1812 und durch 
bie Städte-Drönung vom Jahre 1808 in den älteren Provinzen 
echte begründet worden find, bie denjenigen, welche in einigen. neu 
erworbenen Landestheilen zur Zeit der Beſitznahme beftanden haben, 
nicht vollſtaͤndig gleichtommen, die aber fowohl als diefe letzteren den 
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Unfpruch haben, ungefchwälert fortzubeſtehen. Die Bundes-Alie ii 
dieſes Foribeſtehen im 16. Artifel, worin auch auf die Verbeſſerung 
ber politifchen Berhältnifie der Juden bingeweutet wird, ausrüdiid 
verbeigen. Berner bat das Geſetz vom 8. Auguf 1830 beftimm, 
Daß in den neuen Provinzen die Berhältnifie der Juden in den Zu— 
ftande bleiben follten, in welchem fie bei der Beſignahme vorgefunden 
worden find. Run ift aber hier bereitS dargethan worden, und bi 
Berathung der einzelnen Paragraphen des Gutachtens wird es ii 
noch näher ergeben, daß der Rechtezuftand der Juben durch ben vor 
liegenden Gefep-Entwurf vielfach alterirt wird. Es tft nicht mu 
der Gall, daß einzelne Rechte befchränft oder gar aufgehoben werd, 
fondern es wird felbft das unveräußerlichfle aller Mechte, dasienig, 
was eigentlich die Grundlage aller andern bildet, nämlich die unni⸗ 
telbare Theilnahme am Staate, das Staatsbürgerrecht, den Jun 
entzogen. Der Königliche Herr Kommifiarius hat zwar ganz richti 
bemerkt, daß der $. 15, welcher geftattet, daß die Gorporationen Ki 
Juden, welche nach dem Gefeh-Entwurf gebildet werden follen, be 
fondere Vertreter zu den Stadtverorbneten-Berfammlungen wählen 
nur fafultatio fei, indefien der Unterſchied fcheint mir ungrheblid; i 
einmal der Brundfap in der Gefebgebung ausgefprochen, fo mir ® 
an feinen Konfequenzen in einem verberblichen Umfange nicht fehlm: 
Wenn wir nun aber anerkennen müffen, daß wohlerworbene Rest 
der Juden durch den Gefeß-Entwurf verlegt werben wilden, Mei 
wir und dann für einen Augenblid in die Lage hineindenfen. wollt 
daß der Staat genöthigt fei, um feiner Selbfterhaltung und fe 
höheren Intereſſen wegen die Rechte einzelner Staatsbürger zu W 
ſchraͤnken, fo fragt es fich, ob eine folche Röthigung in Bezug ® 

die Juden vorhanden if. Hat ſich ihr fittlicher Zuſtand feit den 
Sabre 1812 verfchlimmert? Diefe Frage werben wir mit Rein be 
antworten. Es kann die Veranlaſſung, fortwährend eine Trennung 
der Juden von den Ehriften zu unterhalten oder fie zu werfhärt 
aur in den Religionsbegriffen der Juden, fo weit fie den Giant he⸗ 
treffen, gefucht werden, und allerdings beftchen im dieſer Beziehung 
die verſchiedenartigſten Anfichten. Es ſei mir erlaubt, diefen Anfickt 
gegenüber eine Stelle aus einem jübifchen Religionsbuche anzuführet 
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das im Sabre 1829 von Johlſon in Frankfurt heransgegehen wurde 
und am Rhein in den jünifchen Rellgiensfchulen gebraucht wird. Es 
iſt in Fatechetifeber Form geichrieben, und unter der Weberfchrifts 
„Don den Bürgerpflichten", werben folgende Bragen und Antynrten 
gegeben (lief vor): 


„Wie nennt man biefenigen Pflichten, die wir den Gefepen, ber Meligien 
gemäß, gegen ben ganzen Berein aller unferer Mimenfhen zu beobachten haben ? 

Man nennt fie Bürgerpflihten ober Pflichten gegen ben Staat und das 
Vaterland. 

Und worin beſtehen dieſe haupfſächlich? 

In Treue und Gehorſam gegen die Geſetze und die Obrigkeit des Landes, 
Öorhachtung, Ergebenheit und Anhänglichkeit für ven Regenten und Liebe zum 
Valterlande. 

Welches iſt denn unſer Vaterland? 

Als unſer Vaterland erkennen wir jedes Land, worin wir geboren Wurden, 
oder wo wir ung niebergelaffen haben und wohnbaft find, unter deſſen Geſetzen 
wir Schutz und Sicherheit finden. 

Und was gebietet uns die Religion in dieſer Hinficht? 

Daß wir bas Land, worin wir wohnen, als unfer Vaterland lieben und 
zur Beförderung bes Wohlftandes, wie auch-zur Erhaltung ber Ruhe una Ord⸗ 
nung in bemfelben, mit allen unferen Kräften beitragen follen, daß mir unfexen 
Privatvortheil und das Wohl unferer eigenen Familie von bem Wohle ber gro- 
fen Staatsfamilie nicht trennen dürfen, fondern daß wir, ben Geſehen bed 
Staates gemäß, dieſes unfer Vaterland mit unferem Vermögen and mit unſerem 
Bluje und Lehen yertheibigen müſſen. — 

Muß dieſe Pflicht uns heilig ſein? 

Dieſes Geſetz und ſchon das Gefühl der Liebe für's Vaterland, von Gott 
jedem Menſchen in's Herz gelegt, müſſen jedem Rechtfchaffenen heiliger Beruf 
und Stimme Gottes fein, daher auch dieſe Pflicht fo wichtig iſt, daß fogar die 
Religion jeden Ifraeliten, fo lange er als Nrieger dem Baterlanbe bient, son 
ber Beobachtung berjenigen Geremonialgefege befreit, bie mit dem Militairdienſty 
unsereinbas find. 

Und was müffen wir nun baraus folgern? 

Daß wir noch weit mehr verbunden find, einem Staate mit allen unſeren 
Kräften zu dienen, ber wirklich unſer Vaterland iſt, der und liebreichen Schuß, 
Gerechtigkeit und Sicherheit genießen läßt, der uns fo mannigfaltige und wäg« 
Yiche Anftalten und Gelegenheiten zu unferer Vervolllommnung barbistel und zuy 
Entwicelung aller unferer Kräfte behülflich if, und beifen Geſeze uns demnach 
gleich den religiöſen Geboten heilig fein müſſen.“ 


Ich glaube, daß durch dieſe Har außgefprochene Lehre der von 
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mancher Seite her gegen die Gleichſtellung der Juden gemachte Ein- 
wurf widerlegt if, nämlich der Einwurf, daß eine folche Gleichſtellung 
wegen ihrer verwerflichen und unklaren Begriffe in Bezug auf den 
Staat und die Pflichten gegen den Staat, nicht zuläffig fei. 

Ich komme nun zu den moraliichen Gründen, welche für die 
Gleichſtellung der Ifraeliten mit den Chriſten ſprechen. Ich will es 
nicht näher entwideln, welche Vortheile für den Staat in materieller 
Deriehung von der Anwendung des Grundſatzes zu erwarten fein 
werben, den ein großer preußifcher Staatsmann ausgefprochen hat, 
nämlich daß es jedem Staatsbürger geftattet fein muß, feine Kräfte 
in moralifcher Richtung frei zu entwideln. Ich will nur bie inte- 
leftuelle Seite berühren, ich will darauf hinweifen, daß es fich nid! 
allein um einen Akt der Berechtigfeit gegen die Suden, fondern um 
die Wahrung unferer eigenen Staats=Interefien, daß es fich darım 
handelt, ob das Prinzip der chriftlichen Moral, ded Rechts und der 
Freiheit im Staate durchgeführt oder verleugnet werden fol. Das 
Unrecht, welches wir an den Juden verüben, wirft auf uns feld 
nachtheilig zurüf. So lange die Juden nicht frei find, find wir 
felbft nicht frei. Die Verfaſſer des Gefeg-Entwurfs mögen, ich will 
nicht daran zweifeln, von wohlwollenden Abfichten geleitet geweſen 
fein, allein fie haben das Bebürfniß der Zeit mit zu feinem Maß— 
ftabe gemefien, fie haben verfannt, daß die wahre Menfchenbilvung, 
daß die Befreundung eines zur Zeit noch fernftehenden, die Empor—⸗ 
hebung eines gebrüdten Theild der Bevölferung zu einer höheren 
Stufe der Gefittung, nicht erreicht werden kann dur Trennung und 
Abfonderung, fondern nur dur innigen Anſchluß an das Ganze. 
Sie haben die Staats⸗Idee verkannt, nach welcher ein jedes einzelne 
Glied den Pulsfchlag des Gefammtlebens empfinden muß, oder folte 
man die jüdifche Bevoͤlkerung in unferem Lande als ein fo ſchad⸗ 
haftes verderbtes Glied des Staatöförpers betrachten, daß es abgelöft 
werben müßte, um das Ganze zu retten? Es fei fern von mir, der 
Staats Regierung eine folche Anficht unterlegen zu wollen, aber ic 
kann nicht verhehlen, daß mich ein fehmerzliches Gefühl ergriffen hat, 
als ich mir die vorgefchlagene Maßregel in ihren Folgen überdachte. 
Um welche Mitglieder unferes Staats⸗Verbandes handelt es fich denn 
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sigentlih? Um folche, die unferer Geſchichte und unſerer Entwicke⸗ 
lung fremd geblieben find? Keinesweges; es. handelt fich vielmehr 
um Mitbürger, die feit Jahrhunderten mit uns vereinigt waren, bie 
mit und geduldet, mit uns gefämpft haben. Das Benehmen der 
Juden im Befreiungsfriege ift allgemein und auch bier lobend aner- 
kannt worben, aber aus einem einzelnen Falle wird. fi) das Miß⸗ 
verhältnig- näher nachweiſen laffen, was zwifchen den damaligen 
Berhältnifien und demjenigen, was jegt vorliegt, befteht. Cine jüpifche 
Mutter in der Mark Brandenburg hatte im Jahre 1813 einen ein- 
jigen 19jährigen Sohn; diefer Süngling wurde von der begeifternden 
Liebe zum Baterlande ergriffen, und es drängte ihn, an dem Kampfe 
ju feiner Rettung. theilgunehmen. Die Mutter entließ ihn mit ihrem 
Segen; fie brachte zugleich einen Theil ihrer Habe, ihr Silbergefchirr, 
als Gabe dar zur Ausräftung der unbemittelten freiwilligen Vater⸗ 
lands⸗Vertheidiger, und es wurde ihr dafür, die Urkunden liegen mir 
vor, ed wurde ihr für dies Geſchenk, das fie wie es darin heißt, 
„in frommem Glauben brachte,” die Berechtigung ertheitt, „fich zu 
pen Mitgliedern des Frauen-Vereins für jetzt und für die Nachwelt 
u zählen.” In den erften Monaten erhielt fie Nachrichten von 
hrem Sohne, dann blieben diefe aus. Lange harrte fie vergeblich. 
Indlich wendete fie ſich vol banger Ahnung an den Kommandeur 
des Megiments, in welchem ihr Sohn diente, und die Antwort, bie 
ie erhielt, war folgende: 
„Auf Ihr. Schreiben an ben Herrn Oberft von Alvensleben, in Betreff ohres 
Sohnes, überſende ich Ihnen den beiliegenden Schein des Lieutenant Behm, 
welcher damals Feldwebel In ber Compagnie war, mworunter Ihr Sohn ge⸗ 
ſtanden. Ste werben daraus erſehen, daß Ihr Sohn bei Groß-Görfchen für 
bie heilige und große Sache gefallen if. Zröften und beruhigen Sie fich, 
Mabame, mit ber Ueberzengung, daß Sie Ihren Sopn bem Könige 
und bem Vaterlande geopfert haben.” 

Die Briefe des jungen Mannes athmen die evelfte Vaterlands⸗ 
jebe, fie werben als Reliquien in der Familie bewahrt. Wohl mögen 
'e oft mit den Thränen bitteren Grames benebt worden fein, denn 
er Schmerz um den geliebten Angehörigen wurde den Seinigen nicht 
emildert durch die Theilnahme an der Herrlihfeit des Waterlandes, 
as Vaterland verleugnet fie; ihre Hoffnungen wurden nicht nur 
VII, 28 ' 
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nicht erfüllt, fondern man geht damit um, ihnen die Rechte zu (dei, 
lern, die fie befaßen, fie follen von dem Staatsverbande fodgerifn 
werden, den fie mit Gut und Blut vertheidigt haben. Ich vermaht 
mich, ich verwahre das edle, gerechte, preußifche Voll gegen jede de 
tbeiligung an biefem Beginnen, und ich banfe unſerem weilen Könkt, 
daß hier die Stimme des Landes ſich erheben kann gegen einen ki 
Berfuch, mit welchem der enge, mittelalterliche Geiſt noch einmal ge! 
die freiere, wahrhaft chriſtliche Weltanfhauung heroorzuireien yoagl 
Meine Herren! Der Gedanke, die Juden In Corporation 
einzutheilen, ift nicht neu; fehon im Jahre 1842 wurde derfeh 
vielfach in Öffentlichen Blättern beſprochen, und damals wurden dat 
über die Aeuferungen eine® Mannes bekannt, der noch jeht in M 
Nähe unferes Hohen Monarchen weilt, eines Mannes, deflen Kun 
nicht nur überall gefeiert wird, weil fein wifienfchaftlicher @eit d 
Zonen durchforfcht, fondern auch, weil er feiner Zeit ein Borhi 
echter, humaner Bildung if, Derfelbe äußerte ſich damals über je 
Vorhaben in einem Schreiben wie folgt: 
„Sch babe, theurer Graf, mit einem Schmerze, deſſen Motine und Ri 
Sie mit mir theilen, bie Anlage (Journal des Debate vom 10. 9 
1842), die geſtern angelommen, gelefen. Ich hoffe, daß Vieles ſeh pi 
und bämifch aufgefaßt Ik, — wäre es nit, fo halte ich bie hend 
Neuerungen nach meiner innigften Meberzeugung für höchſt aufregend, ® 
allen Grunbfäpen ber Staatsklugheit freitend, zu ben bögartigften Int 
tationen der Motive veranlaffend, Rechte raubend, bie durch ein menflihe! 
Geſeß des Vaters bereits erworben find, And ber Milde unſeres jet 
theuren Monarchen enigegen. Es if eine gefahrvolle Aumaßung ber jan 
Menfcheit, bie alten Gefege Gones auslegen gu wollen, Die Gh 
finfterer Jahrhunderte lehrt, zu welchen Abwegen folche Deutungen pen Ih 
geben, Die Beforgniß, mir zu ſchaben, muß Sie nicht abhalten, ven N 
Zeilen Gebrauch zu machen; man muß vor allen Dingen ben Nuth MT 
feine Meinung zu fagen.” 
Icch werde Faunı noch nöthig haben, Ihnen zu ſagen, bo N 
feinen Grund kenne, aus weldem die Rechte der Juden perl 
werben dürften. Das Hecht muß gewährt werben, wo die gege 
überfichenden Pflichten getreu erfüt werden find, und ich habe =! 
erlaubt, ein Amendement in diefem Sinne einreichen, wodurch M 
8. 1 des Geſetzes erfept werben würde. Dies lautet: 
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„Die Juden, welche in ben verſchiedenen Probinzen ber Monarchie ihren 
Wohnſitß haben, genichen neben gleichen Pflichten gleiche Rechte mit Unſeren 
hriftlichen Untertbanen und follen nach ben für diefe daſelbſt geltenden gefeh- 
lichen Vorſchriften behandelt werben, 


Meine Herten! Es tft ein wahrer Spruch: „Die Weltgefchichte 
iſt das Weltgericht.” Dem forfchenden Blicke entgeht nicht der tiefe 
Zufammenhang zwiſchen den Handlungen und den Schidfalen ber 
Völker. Weniger wahr ift der andere Sprud des Dichters: „Und 
jede Schuld rärht fih auf Erden.” Die Schuld kann, bevor bie 
rächende Nemeſis erfcheint, gefühnt, das Böfe Tann durch das Gute 
aufgehoben werden. Frankreich bat einft die Hugenotten graufam 
verfolgt, England die Katholiken fchmählich bedruͤckt; aber beide Länder 
haben dieſe Schuld dadurch gefühnt, daß fie eine Religionsfreihelt 
begründeten, die wie ein frifcher Hauch das Leben dieſer Völker 
durchweht. Auch in Deutfchland hat fich ver beflere Geiſt Bahn 
gebrochen; aber eine Schuld iſt noch zu fühnen, und fie wird ges 
fühnt werden, denn das Bolfsbewußtfen hat fie als eine heilige 
Schuld erfannt, es will fie zahlen! Ich will nicht wor Ihren Augen 
das fchauberhafte Bild der Qualen und Bebrädungen entfalten, 
denen die Juden in Deutfchland ausgeſetzt waren, ich will dieſe 
fchmerzliche Seite unferer nationalen Grinnerungen nicht berühren, 
die Wunde in dem Augenblicke nicht aufreißen, in welchem fie, Gott 
gede ed, auf immer geheilt werden wird. Ja, legen Sie die heilende 
Hand darauf, geben Sie der Stimme der Mienfchheit Gehör, die in 
jever Bruft fi regt, fprechen Sie das Wort aud, auf dad bie 
Nation laufcht, das Wort der Gerechtigkeit, das Wort der Verfüh- 
nung, unb wenn wir einft nicht mehr find, wenn diefer hohe Koͤnigs⸗ 
bau, in dem wir ‚hier tagen, in Staub zerfallen ifl, dann wird noch 
die fpäte Nachwelt um biefes einen Wortes willen Ihr Andenken 
fegnen, 

Fandtags-Marſchall: Das Amendement geht im Wefentlichen 
dahin, aus dem 8. 1 die Worte: „fo weit das Geſez nicht ein 
Anderes beftimmt”, wegzulaſſen. Ich will demfelden nicht eiwa 
den Borwurf machen, daß es vorgreifend wäre; denn es iſt ganz 
allgemeiner Art und bezieht fih auf ein Brinzip des Geſetzes; des⸗ 
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halb wird es aber in diefem Augenblick nicht zur Berathung komm 
fönnen, fondern wird in Erwägung gezogen werden müffen, ſobah 
die Einzelnheiten des Entwurfes durchgegangen fein werden. 

Staats-Minifter sen Shile: Ich habe unter den vielen Re 
nern, die in der heutigen Berfammlung gefprochen haben, nicht din 
Stimme gehört, die fih für das Prinzig des vorgelegten Gele 
ausgefprochen hätte. Sch will gleich im voraus ausſprechen, ii 
ich die Gefühle, von denen die fämmtlichen Herren Redner aud 
gangen, von denen fie durchdrungen find, in hohem Maße achie m 
ehre, und daß ich, wenn ich nicht glaubte, daß fie auf einer fallda 
Baſis der Beuribeilung fländen, dieſelben vollkommen theilen wirt 
Ich muß aber bemerken, daß ihr Geſichtspunkt ein folcher IR, m 
fi nach meiner Ueberzeugung mit dem nicht verträgt, von dem ii 
Geſetz dat ausgehen müflen. Ich habe viel gehört, es dürfe fa 
Feindſchaft gegen die Juden mehr flatifinden, man müßte die Kar 
zitäten achten und hervorheben, bie fich unter ihnen finden, und # 
zum Nutzen der Stants-Adminifiration verwenden; die Zeit fei vor 
wo die Juden unterbrüdt waren, und es dürfe davon nicht nf 
die Rede fein. Bon alle dem ift auch nach meiner Leberzeugil 
bei der vorliegenden Frage durchaus nicht die Rede; ich weiß mei 
daß Feindſchaft, Verachtung, Drud und Hohn in Fülle über M 
Juden ausgegoffen worden find und noch immer ausgegoften werde 
Wenn aber von der Tendenz des vorliegenben Geſetz⸗Entwurfs ht 
Rede ift, fo treffen diefen alle dieſe Borwürfe nicht mit einem Kauft 
Ich bitte um die Erlaubniß, von meiner Perſon einen Augerbli 
fprechen zu dürfen. Ich Babe meine Jugend in der damaligen Pr 
vinz Süd» Preußen verlebt und die Juden in großer Mafle daft 
fennen gelernt; ich erkannte ihre Vorzüge ſchon damals troß meint 
Sugend und babe oft gefunden, daß fie in Mäßigfeit, in Nüchternhet, 
in Betriebfamfeit und in Emft bei ihren Arbeiten über ber chriflidt 
Bevölkerung flanden, unter der fie lebten, und habe nur innig be 
dauern Fönnen, daß der chriftliche Bauer ihnen in biefen ausgezeih 
neten Eigenſchaften oft ſo weit nachſtand. 

Alles, was heute über die Juden gefagt worden iſt, geht ven 
einem an ſich fehönen trefflichen Humanitäts- Brinzipe ans: die & 
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feßgebutig aber burfte von biefem bloßen Humanitäts-Prinzipe nicht 
— fie fonnte nur davon ausgehen, daß die Humanität in feinem 
Bunfte des Geſetzes verlebt würde; fle hatte aber Daneben eine andere 
hohe Verpflichtung, nämlich die, die Rechte des chriftlichen Stantes 
zu mahren. 

Ih habe zwar auch heute gehört, man wolle, wo bie Rede 
vom Staate ſei, vom Chriſtenthume, überhaupt von Religion, nichts 
hören; aber einer der geehrten Abgeordneten hat dies auf eine Weife 
bezeichnet, der ich vollkommen beipflichte, indem er gefagt: das Chri⸗ 
ſtenthum fol nicht in dem Staat, ed fol über dem Staat beſtehen 
und ihn regieren. Dem fchließe ich mich vollkommen an. 

Mit diefem Sinn, in welchen auch der Gefeb » Entwurf vorges 
legt worden, halte ich es für unverträglich, den Juden obrigfeitliche 
Kechte beizulegen. Sie würden dann berufen fein, eine vom chrift« 
lichen Geiſte durchwebte Geſetzgebung entweder förbern ober verwalten 
zu heffen, und Beides müßte gegen ihr Gewiſſen fein, infofern fie 
fih von ‚dem Ghriftenthume fondern, von dieſem chriſtlichen Beifte 
nichts willen und auf ihrem altteftamentlichen Glaubens⸗Standpunkte 
ftehen bleiben wollen. Es fcheint mir, daß wenigſtens den Herren 
Mitgliedern der hohen Berfammlung, welche ich Heute gehört habe, 
es noch nicht zur vollen Klarheit gefommen ift, warum bie Juden, 
nach achtzehn Jahrhunderten, heute immer noch ein abgefondertes 
Volk find. Das Räthſel ift dieſes, daß ihre Religion, ihr Glaube 
mit ihrer Nationalität in einer folchen. untrennbaren Meife verwachſen 
find, wie es bei feinem anderen Bolfe ber Erde der Fall iſt. Es 
fann feine jüdifche Nation geben ohne moſaiſche Religion, und es 
fann feine mofaifche ‚Gefehgebung geben, ale für Juden oder bie 
ganz Juden werden. Der geehrte ind beredte Redner von ber Ritter« 
[haft der Provinz Schlefien bat; nach meiner. Ueberzeugung, bier 
den Ragel völlig auf den Kopf getroffen, und ich pflichte ihm infofern 
gänzlich bei, als er fagte, er ſtimme für völlige Emancipation, aber 
unter der Bedingung, daß die Juden ihr feparated und. feparirendes 
Geſetz aufgeben. Wenn diefes Problem gelöft werden kann und 
gelöft wird, dann Bin ich der erfte, welcher für völlige Emancipation 
fimmt. Ich fürchte aber fehr, wenn ber geehrte Redner mit biefer 


— 138 — 


Bropofition den Juden entgegentreten wollte, ſie wuͤrden ihm al 
wortn: Dafür danfen wir, wir woBen Juden bleiben, und wi 
wollen, weil wir an unferem Geſetze fefthalten, auch die Separatin 
von jeder anderen Rationalität fefthalten, die uns unfer Geſeß vor 
ſchreibt. Und weil fie dies fefthalten wollen, darum Tann die & 
fehgebung nicht fo weit gehen, ihnen ulle Schranken zu löjen wi 
unfererfeitö zu eröffnen. Wenn ich in Konftantinopel geboren win 
aber in chriftlicher Religion erzogen und meiner Religion ira u: 
hinge, (wie ich mit großer Hochachtung amerfenne, daß bie Ju 
es thun), — wenn ich dort geboren wäre und dort lebte, jo wir 
ih) mich bürgerlich vielleicht recht wohl befinden koͤnnen; ich win 
aber die Türken einer großen Thorheit zeihen, wenn fie mid! 
einem obrigfeitlichen Anmte in Ihrem Reiche zulaflen wollten, wor 
mir die Hände geöffnet würden, Alles zu thun, was ich vermößk, 
damit das türfifche Unweſen in chriftliches Weſen verwandelt wir 
In einem ähnlichen VBerhältniffe fiehen bie Juden zu uns. Hella 
fie in unfere Aominifiration und Gefepgebung mit einwirken, I 
würde es ihnen geben, wie mir in Komftantinopel, und ich mit 
meine ‚Herren, daß wir das doch nicht wünfchen dürfen. 

Ih will nur noch eines Punktes erwähnen. Es ift von M 
Drefle die Rede geivefen und von dem Einflufle, den jünifche Sri 
fieller in derfelben ausüben. ch fchreibe diefen Einfluß feinem 
einer Beindfeligfeit zu, aber ich muß ihn dem Umſtande zufchrah 
daß der Jude an und für fih Fein Vaterland haben fann, ch 
das, worauf ihn fein Glaube hinweiſt. Zion ift das Vaterland W 
Juden. Jeder Zube, der ein gläubiger Jude iſt — denn von [old 
die weder an Ehriftum, noch an Mofen und die Propheten glaub, 
iſt bier nicht die Rede — alfo jeder Jude, der an feine Religin 
glaubt, bat dort ein Vaterland, von dem er feinen Blick nie wi 
wende. Er kann unter anderen Nationen wohl ein gehorſam 
Unterthan fein, er kann den Zufländen, in denen er leba, aus eigen! 
Intereſſen oder aus dem Gefühl allgemeiner Menſchenllebe gr 
Opfer bringen, er wird aber nie ein Deutfcher, nie ein Pruf 
werben, well er ein Zube bleiben muß. Diejenigen Juben, N 
ſich fo vielfach in der Prefie geltend machen, können nicht and 
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als entweber das Judenthum oder ben Kosmopolitismus prebigen. 
Ich weiß fehr wohl, Daß e6 eine große Menge ſolcher Kosmopoliten, 
namentlich unter den modernen Juden, giebt. Dies aber gerade weiß 
uns hin auf die Lilce, die ihr Glaube ihnen läßt: Es fehlt ihnen 
Das Baterland. Ich wiederhole, die Juden können nicht Preußen, 
nicht Deutihe fein vom Grund der Seele. Sie können «s aus 
einer Urt von Gewohnheit zu fein wähnen; aber in der Wahrheit 
müfjen fie entweder ihren Glauben ober ihr vermeintes Baierland 
aufgeben! 
(Mehrfach: Bravo!) 

Abg. non Haven: Sch bitte ums Wort, um eme perfönliche 
Bemerkung zu machen, da ich glaube, daß ich der bin, den Se 
Excellenz gemeint haben, Sch bin nicht richtig verſtanden worben. 
Henn ich. freie Ausbildung wünfchte, fo meinte ich Damit, haß ber 
Aberglaube befämpft werden folle, dem wir es vielfach zuzwichreiben 
Haben, wenn die Juden in dem Sinne, wie wir es berauern müflen, 
Suben bleiben... Ich babe Vertrauen zu ber göttlichen Senbung 
Chriſti und glaube, daß biefelbe feines Schupes bedarf. Wenn wir 
Das Iuventhum frei fämpfen laſſen, wenn wir eine Einfiht in ben 
Hortbau ihrer Religion bekommen, wenn wir ihnen freie Inftitutionen 
geben, fo wird dad Refultat nur ein folches fein, wie wir für das 
Vaterland es nur .wünfchen können. 

Was die Preſſe anlangt, fo muß ich .mich jebt befcheiden, mir 
meine Meinung bis zur Berathung darüber vorbehaltend. Von mei« 
nem Standpunkte aus würde ich glauben müflen, daß ih nur ans 
nehmen fann, der Jude hält das für fein. Baterland, wo er geboren 
if. Dies haben die Juden fo oft ſchon bewieſen, fie Haben für das 
Vaterland. im Kriege und Frieden gefämpft, und wenn fle vielleicht 

nicht fo gehandelt haben, wie wir wünfchen, fo glaube ich, daß eben 
der auf. ihnen laftende Drud die Urfache davon if. 

Stants-Minifter son Chile: Um ein Mißverſtaͤndniß aufzu⸗ 
klaͤren, erlaube ich mir die Bemerkung, daß ich den geehrten Abge⸗ 
ordneten nicht gemeint habe, ſondern es war der Gtaf von Renard, 
welcher die Aeußerung gemacht hat, auf die ich mich bezog. 

Abg. Camphanſen: Endlich haben wir eine Stimme gegen bie 
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Emancipation, und zwar eine Träftige vernommen, wenngleich fie fih 
mehrerer Argumente bebient hat, bie allerdings im Saale feinen 
sechten Anklang finden mochten. 
(Ja! Nein) 

Der Miniſter hat ein Argument aufgenommen, welches der Ab⸗ 
geordnete aus Poſen gebrauchte, den Satz naͤmlich, daß das Chriſten⸗ 
thum über dem Staate ſtehe; er folgert aus dieſem Satze, daß "as 
Chriſtenthum mit allen feinen Elementen das Staatsleben durchdrin⸗ 
gen müfle. Ich habe jenen Sag. nur fo verftanden, daß Das Ehriften 
thum höher ftehe als der Staat, daß es fein eigenes Reich haben 
zmüfle, fo wie der Staat feinen eigenen Bereich bat. Der Herr Ni: 
nifter findet die Gewährung größerer Rechte bedenklich, weil Die Juden 
ihre eigenen Religionsgebräuche behalten und an einem Buche halten 
wollen, welches doch auch den. Chriften heilig fein fol, und welches 
von dem verehrten Redner heilig. gehalten wird, nämlich an dem 
alten Teftamente. Ich mache beſonders hierauf auſmerkſam, in Bezug 
auf den. Vergleich mit Konftantinopel, welchem ich entgegenftelle, daß 
doch eine erhebliche Verwandtſchaft zwifchen unferer Religion un 
einer ſolchen befteht, welche einen wefentlichen Theil unferer heiligen 
Bücher auch für fih anerkennt. Bon denjenigen Argumenten, von 
denen ich geglaubt habe, daß fie feinen Anklang in der VBerfammlung 
finden würden, hebe ich vorzüglich dusjenige hervor, daß der Jude 
fein Preuße, fein Deutfcher fein fönne. Es ift mir diefer Ausfprud 
von Seiten des Herrn Minifterd unerwartet gewefen, nachdem und 
wenige Minuten vorher das Zeugniß eines preußifchen Dffiziers 
vorgelegt worden ift, wie ein Jude im Dienfte des Vaterlandes den 
Tod fand. Die ganze Argumentation des Herm Minifters führt 
auf den Sat zurüd, den auch der Herr Landtags» Kommiffar in 
feiner einleitenden Rede geltend machte, auf den Sat nämlich, daß 
der preußifche Staat ein chriftlicher fein und bleiben wolle, und daß 
ed zu vermeiden fei, nichtehriktlichen. Unterthanen obrigfeitliche Aemter 
einzuräumen. Schon mehrere Redner haben biefen Sag beftritten, 
namentlich ift von einem verehrten Rebner der Ritterfchaft aus Pom⸗ 
mern darauf hingewieſen worden, daß in der Bezeichnung „chriftlicher 
Staa” ein Widerfpruch mit bem Begriffe des Staates in ſich liege. 
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Nach meinem Dafuͤrhalten iſt ver Begriff des chriſtlichen Staates 
weniger im Kreiſe prafticher Staatsniänner, veranlaßt durch wirk⸗ 
liche Erfahrungen und Beduͤrfniſſe, eniftanden, als ich darin eine 
vielleicht mit äußeren Urfachen zufammenhängende Entdeckung unferet 
neuen Staats» PBhilofophie erfenne. Der Plag, auf dem ich ftehe, 
macht feinen Anſpruch, ein Lehrſtuhl der Philoſophie zu fein, noch 
Philofophen zu tragen. Ich darf daher ohne Scheu geftehen, daß 
ed mir nicht gelingen wollte, mir biefe große Entdeckung voͤllig zu 
eigen zu machen. 

Ein großer Dichter hat geſagt, daß es viele Dinge zwifchen 
Himmel und Erde gebe, wonon fich unfere Philoſophie nichts. träus 
men laffe, ich möchte hinzufügen, daß nuch unfere Bhilofophie ſich 
viele Dinge träumen läßt, die mancher Wachende nicht wahr zunehmen 
vermag. | 

(Heiterfeit.) 

Manche Dinge Habe ich hingegen allerdings wahrgenommen; 
und ich bitte um bie Erlaubniß, einige davon aufzählen zu duͤrfen 
Ich babe wahrgenommen, daß Jahrhunderte lang in Europa em 
furchtbarer Kampf gekämpft wurde, um das Rechtögeblet des Staats 
von dem Rechtögebiete der Kirche zu trennen. Ich nehme wahr, daß 
zwar in Rußland, in der Türkei und in China, aber nicht in einem 
germanifchen Stante: die kirchliche und weltliche Gewalt fich in einer 
Hand vereinigt finden. Ich nehme wahr, daß der Begriff der Staats⸗ 
Religion in der neueren Zeit immer mehr eingefchränft wird. Sch 
nehme wahr, Daß Großbritannien niemals ein anglifanifchschriftlicher 
Staat genannt wurde, daß aber die pofitifche Unmindigfeit der Ka⸗ 
tholifen Großbritannien mit Erfchütterung bedroht hätte, wenn nicht 
die Emancipation der Katholiken befchloffen worden wäre. Sch habe 
nicht wahrgenommen, daß die Niederlande und Frankreich, welche 
die Emancipation der Juden vollzogen haben, fich durch biefen. Um⸗ 
ftand fo von und unterfcheiden, daß fie aufgehört haben follten, 
chriftliche Staaten zu fein, während wir ein chriſtlicher Staat ges 
blieben wären. 

(Beifall) 
Ich habe endlich wahrgenommen, daß die Eriſtenz bed preußtfchen 
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GStaates an den Grundſat gelnäpft ift, daß verfchiebenen Konfelflonn 
bie gleiche politiiche Berechtigung zuſtehe, und daß die Menardi 
gefährbet wäre, wenn biefer Grundſaß nachhaltig und weſenllich vi 
laſſen werben follte. 

(Zauter Beifall.) 

Aus dieſen Wahrnehmungen bin ich zw dem vielleicht nict 
philoſophiſchen Schluffe gelangt, daß, infofern wir wirklich unter ve 
Kategorie des chriſtlichen Staats fallen, biefe Kategorie und nidl 
hindern könne, den Juden die politifchen Rechte einzuräumen. Daflı, 
daß es gefchehe, find Ihnen viele Gründe vorgetragen worben. © 
werben deren noch andere zu hören haben: ich wünfche nur, au 
einige Eigenfchaften ver Juden hinzuweiſen, welche ihnen vorzuge 
weife in unferem Staate dad Wort reden oder das Wort rei 
ſollten. Beifpiellos in der Geſchichte ift Die Beharrlichkeit der Zub 
in ihrem religiöfen Glauben, die Erhaltung der Einheit ihres Glauben 
trop ihrer Zerfireuung über alle Länder der Erde; und biefe Eigm 
ſchaft wird von unferer jebigen Regierung in anderen Fällen ung 
mein hoch geachtet. Beifpiellos ift die Anhänglichfeit der Juden a 
die Süiten und Gebräuche ihrer Väter, ihre Ehrfurcht wor der Alte 
fichen. Gewalt und vor den Familien» Pflichten; fie tragen In bien 
Bezichung ein konſervatives Element in fich, was in anderen Fall 
von umferer Regierung ungemein hochgeachtet wird. Beſonders abe 
find die Juden ausgezeichnet durch gewiſſe Fähigkeiten, melde id 
bei ihnen in größerem Verhältniſſe als bei der chriftlichen Bevöll 
rung finden. Richt zu erwähnen, was bie Juden in Poeſie, Lib⸗ 
satur und Muſik geleiftet haben, ift-e8 offenbar, daß fie ein finar 
zielles Talent befigen. 
| (Belächter.) 

Allerdings tritt daſſelbe nach unten auf eine häufig moidermärtig 


Weiſe hervor, 

(Stimmen: Ja! Jah 

höher hinauf hat es glanzende Erfolge erzielt, und, durch ben Ar 
der Gefinnung erhöht, würde es mit Nuben für den Dienſt M 
Staates verwendet werben koͤnnen. Es tft ferner unverkennbar, hof 
bie Juden eine große Verftandesfchärfe, und zwar, daß fle pralliſchen 
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Merftand beſihen. Much bier gebe ich zu, daß dieſe Eigenſchaft ia 
Pen unteren Schichten auf eine den Chriſten unbequeme Weife wirkt, 
höher hinauf ſehen wir fle in den Erfolgen ber Juden bei lommer⸗ 
zielen und induftriellen Unternehmungen; noch höher finden wir fie 
wieder in der Reihe unferer berühmten Lehrer der Rechtöfunde, ber 
Philoſophie und der Mathematif. Blicke id) nun um mich in unfe 
rem Staate, fo kann ich den großen Weberfluß an geiftigen und na⸗ 
-mentlich praktifchen Faͤhigkeiten nicht entveden, ver und veranlaflen 
Tönnte, den Kreis, worin dieſe Wählgfeiten zu fuchen find, zu ber 
ſchränken oder zu verengen. Es fcheint mir vielmehr ein Mangel 
an Fahigkeiten vorzuliegen, welcher bie Erweiterung diefes Kreifes 
nothivendig macht. Hüten wir und, meine Herren, vor ber Vor⸗ 
fielung, fchon ein geehrter Rebner vor mir warnte bavor, daß bie 
Zuläffigfeit und die Zulafjung eined und baffelbe fein. Es giebt 
gar viele Chriften, welche zuläffig ſind und boch nicht zugelafien 
werben; nicht jeber Lieutenant wird Felpmarfchall, aber er kann es 
werden; nicht jeder Meferendar wird Minifter, aber er kann eg 
werden. Daß dem gefinnungstüchtigen Genie die Bahn erfchleffen 
werde, das iſt ed, was ich begehre, und was ich für die Juden auch 
beshalb noch in Anſpruch nehme, weil fo manches Blatt unferer 
Geſchichte von Judenverfolgungen einen bunflen Fleden trägt, ben 
ich weggewilcht zu fehen mich fehne. 
(Mehrfeitiger Beifallruf.) 

Abg. enſtng: Meine Herren! Durch die Sorge bed Vor⸗ 
ſtandes der ifraelttifchen Gemeinde zu Köln ift mein Referat, was 
ih am fiebenten rheinifchen Provinzial⸗Landtage im Namen feines 
eriten Ausfchufles über die bürgerliche und potitifche Gleichſtellung 
der Juden mit den übrigen Bewohnern des Staats vorgetragen habe, 
in Ihre faͤmmtlichen Hände gekommen. Ich kann mich daher des 
Mühe überheben, die darin niebergelegten Anſtchten näher zu ent 
wideln, und zwar um fo mehr, weil fie den in verfchiebenen jetzt 
gehörten Borträgen enthaltenen Ideen fehr Häufig begegnen. Sch 
hatte meinen damaligen Bortrag geftübt auf Hiftoriiche, auf ſtaato⸗ 
und naturrechtlihe und auf aus der Praris herfließende Gründe; 
vor Allem aber auf den Haupigtundſatz des Chriftenthums, weicher 
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befichlt, alle Menſchen ohne Unterſchied, mithin auch ohne Unteridie 
des Glaubens und der religlöfen Ueberzeugung, als Brüder zu lieben. 
Ich hatte daraus gefolgert, daß der Staat, welcher dieſen Grundſah 
als feine Grundlage anerfennt, namentlih: der hriftliche Staat, 
vor Allem die Verpflichtung habe, dieſen Orundfab ins Leben trete 
zu lafien, die Idee zur That werden zu laflen. Ich muß es betheu⸗ 
eu, meine Herren, daß bie Anfichten und Grundfäße, welche ich dw 
mals audgefprochen habe, noch die meinigen find, und daß mein. 
fortgefepte Wahrnehmung über die Folgen der Anwendung bide 
Grundfäge bei Rachbarvöltern, wo bie Bleichheit des Rechts auf 
den Juden in jeder Beziehung zu Theil wird, mich nur befärft 
haben in diefen Grundſaͤtzen durch die erfreulichen Erfolge, welche id 
davon auch für den gemeinen Nutzen des Staats gefehen hal. 
Der Weg der Wahrheit und des Rechts hat fich alfo auch hier al 
der ficherfte zur Erreichung des Staatswohles gezeigt. Diefent nad, 
meine Herren, fei es mir wohl erlaubt, meine Bitte, welche ich an 
den fiebenten rheinifchen PBrovinzial- Landtag geftellt habe, vor bier 
hoben Berfammlung, welche berufen ift, die fämmtlichen Staatebürge 
ohne Unterfchied des Glaubens zu vertreten, zu wiederholen: nämlid, 
daß Sie dahin wirken mögen, daß eine RechtösIingleichheit zwilden 
ben Juden und den übrigen Bewohnern des Staats in jeber dr 
ziehung aufhören möge. 

Abg. Mewiſſen: Meine Herren! Wenn ich es wage, nad ſo 
viel beredten Worten, die für die völlige Gleichſtellung der Juden 
heute von dieſer Nebnerbühne ertönt, auch meine Stimme noch baflt 
zu erheben, fo gefchieht es, weil ichein einen Punkte von manden 
der Redner, die gefprochen haben, wefentlich abweiche. Manche Re 
wer haben die Gleichſtellung der Juden um ver Juden halber ver 
kangt, ich will aber vorzugswelfe dieſe Gleichftellung um der Ehriften 
halber, ich wünfche von einem andern Standpunfte aus, daß wir 
Chriſten befreit werden von ber Schuld, die die Vergangenheit auf 
uns übertragen, von der Sünde womit wir burch den fortgefegfet 
Drud der fortdauernden Ungerechtigkeit der Gegenwart uns belafen. 
Ich fordere, daß der beutfche, der chriftliche Geiſt endlich in fein 
vollen Reinheit und Wahrheit zur Erfcheinung fomme. Meine Her⸗ 
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ven! Wenn ich den Blick zurückwerfe in die Geſchichte und nach ven 
Gründen forfche, weshalb der jünifche Stamm das Prinzip der Tren⸗ 
nung und.:Abfonderung fo vorwiegend in ſich ausgebülbet, weshalb 
er fih feit nahe 2000 Jahren unverfehrt und unvermifcht inmitten 
der: chriftlichen Voͤller Europa’s erhalten hat, fo Fann ich nicht ben 
von der Minifterbanf her gehörten Anfichten beiftimmen, welche dahin 
gehen, das mofatfche Gefeg enthalte die Grundlage diefer Trennung. 
Sch finde den tiefen Grund biefer mit Recht auffallenden nationalen 
Zähigkeit und Widerſtandskraft vielmehr in dem unnatürlichen, wie 
derrechtlihen Zwange, der Jahrhunderte lang auf diefem Bolfe ger 
laftet bat. Nachdem Jahrhunderte lang die Juden gezwungen waren, 
verachtet, entwürbigt, vereinzelt und zerfplittert unter den Ehriften zu 
leben, wäre ed ein under, wenn in biefen Juden nicht der Geiſt 
des Haſſes, der Trennung und Feindfchaft gegen diefe Ehriften fich 
ausgebildet haben follte? Er Hat ſich aber ausgebildet, er: hat ſich 
in folchem Grade ausgebildet, daß er im Laufe der Gefchichte dem 
chriſtlichen Elemente vielfach gefährlich geworben ift, daß er ihm heute, 
mo daß erhöhte Rechtöbewußtfein mehr als je gegen jeden Drud, 
jede Knechtichaft ftreitet, . gefährlicher noch ale: früher zu werben droht. 

Forſchen wir danach, auf welches Gebiet geiftiger und materteller 
Thätigkeit der Drud des Chriſtenthums das Judenthum eingeengt 
bat, fo fehen wir zunaͤchſt, daß ein Gebiet nicht genommen worben, 
weil es nicht genommen werben konnte; dies ift das Gebiet deo Gei⸗ 
ſtes, der geiftigen Freiheit, der geiftigen Forſchung. Auf dies unein« 
nehmbare, feiner menfchlichen. Willfür unterworfene, innere Gebiet 
waren bie Juden fowohl durch eigene Neigung, wie burch fremde 
Einwirkung hingedrängt, und e8 find auf diefem Gebiete eine Reihe 
der: evelften Geiſter aus dieſem Heinen Stamme, der auf der ganzem 
Erde zerfplittert Dafteht, hervorgegangen. Kaum ein Gebiet des Wif« 
fen® giebt es, auf welchem wir nicht Juden begegnen, welche unbe« 
ftritten den größten Ramen beizuzählen fein werben. Können wir 
uns bie deutfhe Philofophie ohne Baruch Spinoza, loͤnnen wir und 
die DBeftrebungen auf dem Gebiete der Humanität am Schluſſe des 
vorigen: Jahrhunberts ohne Moſes Mendelsjohn denken? Und iR 
nicht mit allen Beftrebungen der Gegenwart ber jühtfche Geiſt mit 
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taufend NAbern verwadfen? Wenn wir anerkennen müſſen, daß in 
Laufe ber Gefchichte dieſes fteine Bolf den Ader des Geiſtes fo wadı 
gepflügt, wenn es, im Berhältniß zu feiner geringen Zahl, die gro 
artigften Erfolge errungen hat, jo haben wir Grund, dieſe Eſſche— 
nung zum Theil in der Natur-Anlage, vornehmlid) aber barin zu 
fuchen, daß man ihm die Gebiete des flaatlichen Wirkens verſpem 
hat. Bel diefer Hinneigung für das geifige Schaffen und Forſchen 
bat fi des Judentums durch den Druck, den e8 empfunden, eil 
Geiſt des Haſſes, des bitteren Spottes bemächtigt, welcher namentlid 
in neuefler Zeit feine meiften Grgüffe durchdringt und auf die An 
ſchauungsweiſe der Gegenwart aͤtzend und vergiftend einwirt. Geha 
wir uns um in ber Gefchichte ver Literatur der letzten 30 Jahre, Iı 
finden wir mehr und mehr die Sourmaliftif in den Händen ber Je 
den; wir finden, daß bie Literatur der Verzweiflung, bie Literatur bed 
Weltfchmerzed vorzugoweiſe durch die Juden unter uns fich ausge 
bildet bat. Wer Tönnte heute unter uns behaupten, daß er vm 
dieſem nothwendigen Ausfluffe des von bitterem Haß gewuͤrzten ji⸗ 
bifchen Geiſtes unberührt geblieben fei, daß er nichte von bieen 
Geiſte des Spottes und der Berwirrung in fih aufgenommen hab! 
Jenes negirende Clement würde auf den deutſchen Geiſt nicht I 
übermächtig eingebrungen, die Nation würde freier davon geblieben 
fein, wenn nicht der Drud ber Vergangenheit noch fortdauernd al 
dem Gefchlecht der Juden laſtete. Ich frage nun, ift es mehr im 
Imterefie der Ehriften, mehr im Interefie des deutſchen Volles od 
mehr im Interefie bes jüdifehen Stammes geboten, daß jener une 
Zuſtand verfchwinde? Reben der Domaine des Beiftes, vie ben Ju 
den nicht zus nehmen war, bat ihnen das Chriſtenthum noch ein 
andere materielle Domaine gelaflen, welche einige Rebner vor mit 
fhon hervorgehoben haben, die Domaine des Handels, der Finanzen. 
Auch auf dieſem Gebiete hat das Judenthum fich fiegreich erwieſen, 
auch da hat es das Chriftentkum weit überholt, und wider Wilm 
MR heute mancher ſtolze Chrift genöthigt, dem mächtigen Einflufle de 
Judenihmms auf dem Geldmarkt volle Gerechtigkeit widerfahren ju 
laſſen. Die einſeitige Ausbilbung ber geiſtigen und materiellen BF 
higkeiten der Juden iſt gar nicht denkbar ohne den chriſtlichen Du; 
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nur dieſer Druck hat ihre Nationalitaͤt ungeſchwächt erhalten. Ein 
ſolcher Zuftand aber, der zum Schaden Aller den Geiſt ber Ironie 
and des Spotted ausgebildet, der einen Theil des Volkes von dem 
anderen irennt, ein folder Zuſtand, ber mitten in der beutichen Ra⸗ 
tionalität einen fremben Stamm ſelbſtſtaͤndig binftellt,. if ein trauriger, 
ein unbellbringender Zuſtand. Der Hier vorliegende Geſetz⸗Entwurf 
firedt, jenen Zuftand zu einem bleibenden zu machen, welcher zum Heil 
unfered Siaats nicht länger fortvauern darf. Wir Alle haben das 
größte Interefle Daran, daß die nationale Einheit in unſerem Batet⸗ 
lande eine volllommene werde, daß alle Trennung und Sonderung 
verſchwinde; diefe Trennung und Sonberung Tann aber nur dann 
verfhwinden, wenn gleiche Rechte und gleiche Pflichten allen Staats⸗ 
bürgern zu Theil geworden find, wenn das Bewußtſein der Zreiheit 
und Rechtögleichheit in Allen die Liebe zum Vaterlande begründet und 
erhält. Wir verlangen von dem Judenthum und müflen es von ihn 
verlangen, daß es preußifch, daß es deutſch werde; wir können nicht 
zugeben, daß der Jude von dem DBaterland ſich ausfchließe, daß er 
fih nicht als unfer ‚gleichberechtigter Mitbürger, ſondern als ein vers 
achteter, vechtlofer Fremdling betrachte; wir fünnen, wir bürfen «8 
nicht in unferem eigenen Intereſſe. Damit ber unter ums lebende 
Jude preußifch werde, damit er unferem Staate mit Leib und Seele 
angshöre, müfien wir ihm die Rechte, die der Menſch in dem Iu« 
den reflamirt, die Rechte, die er als Das unveräußerliche Cigenthum 
feiner menjchlichen Ratur fordert, gewähren. Laſſen fie uns darthun 
durch unfer Votum, daß im unferer Nation die Bildung hoch genug 
geftiegen iſt, um den schriftlichen Geiſt in höherer Weiſe zu begreifen, 
als zu jener Zeit, wo er in Tonfeffioneller Starcheit feindlich fich ge 
gen Andbersgläubige Remmte; laſſen Sie uns darthun, daß der chriſt⸗ 
liche Geift der Liebe und Gerechtigfeit gegen Alle wahrhaft in une 
ift, Daß wir dieſem chriftlichen Geiſte die Macht zutrauen, auch die 
Andersgläubigen unter uns mit wahrhaft chriſtlicher Liebe, mit chriſt⸗ 
licher Gerechtigkeit zu erfüllen, daß wir ihm die Macht zutrauen, im 
ganzen Gebiete des Staatölebend fich geltend zu wachen, weil er 
Geift vom Geifte, weil er Die Wahrheit if, der der Sieg nicht ge« 
nommen werden Tann. 
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Meine .Herren! Der denkt nicht groß von bem Chriſtenihun, 
der da glaubt, daß es möglich geweſen wäre, daß der chriſiliche Gil 
18 Jahrhunderte lang auf dad Judenthum hätte einwirken lönnen, 
ohne in das Innere des Judenthums eingedrungen zu fein. Dad 
heißt, meine Herren, an dem chriftlichen Geiſt, an der Wahrheit ver 
zweifeln. Sch tbeile diefen Glauben, diefe Furcht nicht! Mögen in 
mofaifchen Glauben einzelne Lehrfäge da fein, bie nicht mit ben 
Chriſtenthum übereinftimmen, fo glaube ich, daß fie ihrem Weſen nad 
längf aus dem Bewußtſein der Gegenwart entichwunden find; id 
olnube, daß die Gegenwart, bewußt und unbewußt, in’ allen Bl 
dem, fei ihre Konfeſſion, welche fie wolle, von dem Geifte des Chr 
ſtenthums durchdrungen iſt. Ich bitte Sie, geben Sie dem Bolm 
für völlige Gleichſtellung der Juden Ihre Zuftimmung und beweiln 
Sie dadurch, daß das Ehriftentkum zu einem höheren Begriffe fein 
felbft gefommen if, daß der chriftliche @eift von den Banden iM 
Vorurtheils fich befreit hat. 

Abg- Frhr. son Mylins: Meine Herren! Sch fühle ale 
dings, daß ich einen ſchwierigen Standpunkt hier einzunehmen habt 
indem ich zu den wenigen Rednern gehöre, die heute Hier geſprochen 
haben, um fich gegen eine politiiche Emaneipation der Juden zu er⸗ 
Hären. Zunächft habe ich aber hinfichtlih des Standpunktes, di 
ih einnehme, zu fagen, daß es allerbings nicht der religiäfe ift; denn, 
wenn auch die Religion etwas Hohes und Heiliged meiner ganzen 
Ueberzeugung und Gefinnung nach ik, fo bin ich doch der Anfidt 
Daß gerade. ver religiöfe Geſichtspunkt überall da, wenn es fid ven 
einer politifchen Frage handelt, ferngehalten werben müffe, einmal, 
weil es wahr ift, daß in des Menfchen Inneres fein erfehaffent 
Geiſt ſchaut, da das menſchliche Gemüth Tiefen hat, die nicht of 
gelegt werben koͤnnen, dann auch, weil ich glaube, daß gerade unter 
der religiöſen Hülle das Schlimmfte von allen Uebeln ruhen Fun, 
die Heuchelei, die bewußte fowohl, wie die unbewußte, ein Uebel 
welches dem Staate, in den es Teimt, verberblich werben muß. Die 
fes Hineinmiſchen bes religiöfen Geſichtspunktes in eine polltifät 
Frage glaube ich baher vermeiden zu muͤſſen. Mit dem Judenthum 
hat es indeſſen weſentlich eine andere Bewandtniß, und hier kann ich 
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mich der Anficht anfchließen, welche von Seiten des Herrn Schatz⸗ 
Minifterd vor mir ausgeiprochen iſt, und der ich nur eine andere 
Faſſung zu geben wünfche. | 

Es ift nämlich die Anficht, daß das Judenthum ſelbſt auch ein 
bedeutendes nationaled Element habe, welches ſich in der gegenwär⸗ 
tigen 2age der Juden und des jüdiſchen Weſens dahin ausdrücken 
muß, daß es das religiöfe bedeutend übermiegt. 

Diefe Behauptung hat eine zwiefache Seite: die erfte ift die 
rein negative, daß das Judenthum in feiner Weile, wie es vorliegt, 
eben etwas Anderes ift, ald eine Religion. Unter Religion verftehen 
wir eine Gemeinfchaft des Glaubens; ohne Gemeinſchaft des Claus 
bens ift eine Religion nicht denfbar. Sie werden mir vielleicht ers 
widern, daß eine abfolute Gemeinfchaft des Glaubens nirgends exi⸗ 
ftiren koͤnne, felbft innerhalb des Chriſtenthums nicht eriftire und 
vielleicht nie exiftirt habe. Das ift wahr, aber dennoch ift ‘bei allen 
Religionen, die ed jemals gegeben hat, ein gewiffer gemeinfchaftlicher 
Typus, eine gemeinfchaftliche Form, in welcher die einzelne Ueber⸗ 
jeugung des Individuums fich wieder felbftftändig bewegen ‚Tann, 
So iſt e8 für das Chriftenihum gewiß richtig, daß eine große Vers 
fchiedenheit der Auffaſſung eriftiren mag zwifchen den Katholifen, den 
Proteftanten und zwifchen denjenigen, die zu einer noch größeren 
Freiheit in ihrer chriftlichen Anficht fireben. Aber doch gehen bet 
diefer verfchiedenen Auffaflung alle von einem gemeinfchaftlichen Etres 
ben aus, die Höhepunkte der chriftlihen Moral zu erreichen, welche 
der Stifter der chriftlichen Religion angedeutet und bezeichnet hat. 

Bon eimer folchen Gemeinfchaft des Glaubens ift in dem Ju⸗ 
denthum nicht die Rede und kann auch nicht, die Rede fein. Das 
liegt fchon In der Verbreitung des ganzen Wefens durch die ganze 
Welt, die in dem Zeitraume von faft 1800 Jahren ftattgefunden hat. 
Wenn nun alfo der erfte Theil meiner Behauptung einen negativen 
Theil in fih ſchloß, nämlich, daß das religiöfe Moment hinſichtlich 
des Judenthums nicht vorhanden fet, fo hat die Behauptung. einen 
anderen pofitiven Theil, nämlich den, daß das National-Element für. 
Daffelbe maßgebend und beftimmend ſei. Hinfichtlich der Begründung 
dieſes Satzes kann man fih nur auf hiftorifche Matn hen beziehen; 

van, 
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dieſe liegen aber vor, und es iſt dadurch ſchon die Zähigfelt und 
Feſtigkeit hinreichend nachgewieſen, daß in allen Landern, in ale 
Zeiten, durch alle Sahrhunderte hindurch, überall wo das jühllk 
Element auch befämpft worden IR, von Einflüſſen aller Art, ed ved 
nicht bat aufhören fünnen, es fich erhalten hat, fo daß wir alfe an 
nehmen müffen, daß feine Ratur durch das Feſthalten am dieſer Ar 
tionalität beftche. Cs iſt bereits von einigen Mednern hierauf ge 
fagt worden, diefe Thatfachen haben ihre Urfachen darin, dab dt 
Juden früher immer verfolgt feien und auch noch in manchen ii 
dern verfolgt würden. Wir wiffen aber, daß es der Berfolgten un 
Berfolger zu allen Zeiten und überall gegeben hat; ich brauche nid! 
an den Glaubenskampf innerhalb des deutſchen Baterlandes um 
fnnern, an das Blut, was gefloffen iſt in anderen Ländern, in fi 
allen Ländern Europa's, was gefloffen iR auch außerhalb Europa, 
auch jenfelt des Weltmeers. Wir haben gefehen, daß Chrifln m 
Nichtchriſten, daß Chriften verſchiedener Gemeinſchaften um bes Ohr 
bens willen ſich verfolgt und befämpft haben; wir haben aber auf 
immer gefehen, daß aus allen nationalen Verfolgungen fich doc ir 
mer cin höheres, ein reineres, ein Raatliches Verhäfmig in einer fit 
ren fttlihen Auffaffung entwidelt hat. An die Möglichfeit ent 
ſolchen Entwidelung kann ich, den Thatfachen ruͤchſichtlich des Jr 
denthums gegenüber, nicht glauben, und ich muß daher den & 
fichtspunkt für gerechtfertigt erflären, welchen das Gefeß darin ange 
hommen hat, indem es die Möglichkeit einer Emancipation mit pob 
tiſchen Rechten nicht auffommen läßt, wenn auch in dem Gefehe (ei 
fih mehrere andere Bedenfen ergeben mögen, die zu prüfen und "er 
zutragen fpäfer bei der Berathung der einzelnen Paragraphen an de 
Zeit fein wird. Ä 

Ich habe jegt nur noch auf einen Einwand zurädjnfomnn 
welcher gegen die von mir aufgeftelfte Anſicht geltend gemacht ih 
und welcher dahin geht, daß das Beifpiel won anderen Nation 
hicht maßgebend fei, daß nämlich es ſich herausgeſtellt habe, daß Mt 
GSleichſtellung der Iuden, wie fie in Frankreich und England fall 
gehabt hat, ohrie Nachiheil für den Staat gewefen if. Dub ik che 
den Etaate nicht gefährlich fein Tonnte, Ing jedoch in anderen ll 
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chen. Keinesweges Fann man von dem reinen praftifchen Nefultate, 
wie es jebt vorliegt, die Richtigfeit der Theorie -beftreiten, die wir 
aus dem inneren Weſen, den Thatfachen felbft entiwideln müflen. 
Man-wird aber auch fagen: Führt man die Emancipation ein, fo 
wird man die Juden zu Staatöbürgern bilden. Es wird eine kurze 
Zeit vergehen, fo werden ſie Staatsbürger fein. Hierauf iſt zu er- 
widern: Es kann nidjt des Staats würdig fein, daß er eine Erzie⸗ 
bungs-Anftalt werde, in welcher er diejenigen aufnimmt, welche grund“ 
fäglich ihm widerſtreben, es kann nicht des Staates würdig fein, 
daß er politifche Inftitutionen gründe, an welchen die Juden ihr fü« 
diſches Vorurtheil abfchleifen und abnugen ſollen. Dann aber fage 
ich auch fhließlich, daß es nicht wahr, daß die Emaneipation, wie 
fie in Frankreich ftatt hat, bereit8 eine folche Entwidelung des Juden⸗ 
thums in der Ausdehnung, wie fle angedeutet if, zur Folge gehabt 
Hat, und ich erfaube mir, an die hiftorifche Thatfachen zu erinnern, 
welche in Branfreich gerade für das Gegentheil zu- fprechen fcheinen. 
Es war, wenn ich nicht irre, im Jahre 1842, als der Deputirtens 
Kammer ein Geſetz⸗Vorſchlag vorlag, welcher auf Abkürzung der Ars 
beitszeit in den Babrifen gerichtet war. In dieſem Gefehe war vor⸗ 
gefehen, daß als Ruhetag für alle Arbeiter der Sonntag gelten 
follte. Bei Gelegenheit der Diefuffion biefes Gefeßes war ein Amens 
dement aufgeftellt, dahin gehend, daß für die hriftlichen Arbeiter der 
Sonntag, für die jüdifchen dagegen der Sabbath der geſetzliche Ru⸗ 
hetag fein ſollte. Welches Schidfal diefed Amendement damals ges 
habt hat, fann ich nicht fagen, ich weiß nur, daß es aufgeftellt und 
diskutirt worden if. Daraus, daß ed aufgeftelt und diskutirt wor⸗ 
den, folgt aber gerade, daß, troß der Emancipation und trog aller 
Gleichſtellung, nach einer Reihe von Jahren in dem Parlamente 
Frankreichs die Meinung ſich geltend machen fonnte, daß ein juͤdi⸗ 
ſcher Weiertag eriftiren müfle, und diefe Thatſache Halte ich denen ges 
genüber, welche fagen: man Braucht Die Juden nur zu emanzipiren, 
um fie fofort zu Staatsbürgern zu machen. Inſofern in dem vor« 
liegenden Geſetz-⸗Entwurf daher die voftändige Emaneipation, d. h. 
eine Verleihung der politifhen Rechte, den Juden verweigert wird, 
kann ich mich den Grundfägen deffelben nur anfchließen. - - 
29 * 
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Abg. Frhr. von Winde: Ich kann dem letzten Rebner nicht be 
treten. &6 haben fich über den Gegenfland fo viele vortreflid 
Redner vernehmen lafien, wie vergleihungsweife an einem und dm 
felben Morgen noch nicht vorgefommen if. Es wird mir daher nır 
geftattet fein, an einige allgemeine Grundfäge zu erinnern, und da 
muß ich darauf zurüdkommen, was ich als ben eigentlichen Kern it 
Verhandlung von den Vertretern des Gouvernements ausſptechen 
gehört habe, auf den Begriff des hriftliden Staates. Es geh 
mir, wie mehreren anderen Rednern, daß ich nämlich trog der cin 
fien Forſchungen und des gewiſſenhafteſten Nachdenkens mir ni 
babe klar machen Fönnen, was unter einem chriftlichen Staat zum 
Reben fei. Ich glaube das Chriſtenthum fehr hoch zu ftellen; ah 
der Begriff der Religion fann doch nur auf der inneren indiviu 
len Ueberzeugung beruhen. Der Staat aber ift ein Komplerus vn 
Individuen, welcher als folcher keine allgemeine Weberzeugung hab 
fann. Inſofern daher der Staat eine moralifche Perſon darftelt, I 
fann ich mir nicht denken, daß derfelbe als folcher eine beftimmte ſo 
ligion haben könne. Wie man aljo von einem Staate fagen fin 
es iſt ein chriftlicher Staat, ift mir nicht erflärlich. Der Staat mil 
doch auch nicht die Beftimmung haben follen, die Glaubensſaͤtze eintt 
beſtimmten Konfeſſion zu realiſiren — gewiſſermaßen der Crelult 
der Kirche zu fein. Vielleicht hat dieſe Darſtellung in einem ande 
ren Sinne genommen werben follen; man will vielleicht fagen, Al 
Staat hat er in der Gefeßgebung die Prinzipien zu realifiren, W 
aus der chriftlichen Moral hervorgehen, denn die Glaubensſaͤte fe 
fann er nicht realifiren. Aber auch in diejer Beziehung kann id ai 
nicht denfen, daß der Staat fih als Erefutor der Kirche zu gen 
habe. Wenn es fih darum handelt, die Grundfäge der hrifligt 
Moral zu realifiren, fo muß ich geftehen, daß ich die Benennung u 
nes chriftlichen Staats für den unfrigen beftreiten muß. Ich mil 
nur die Grundſätze unferes Staates mit dem neuen Teſtamente veb⸗ 
gleichen. Ich könnte zwar auch bei dem alten Teftamente anfang 
und mit den zehn Geboten beginnen. Die zehn Gebote fagen [HN 
„Du ſollſt nicht töbten,“ während der Herr Schatz⸗ Minifter, M 
auch die Armee in ihren Reihen zu zählen das Gtüd hat, gen 
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nicht beabſichtigen wird, in ſtrenger Anwendnng jener Grundſaͤtze den 
Krieg zu verdammen. Es ſteht ferner im neuen Teſtament: „Du 
ſollſt nicht ſchwören; eure Rede ſei ja, ja, nein, nein; was darüber 
iſt, iſt vom Uebel.“ Wir haben jedoch noch in einer der letzten 
Sitzungen, wo wir mit dem Geſetz-Entwurf wegen der Einkommen⸗ 
ſteuer beſchäftigt waren, erfahren, daß ſogar neue Eide eingeführt 
werden ſollten, Eide, mit denen die dringende Beſorgniß des Mein- 
eives verbunden ift, weil von deren Ableiftung oder Nichtableiftung 
die Befteuerung abhing; alfo während eine Allerhöchfte Propofition 
noch neue Eide in unferem Staate einführt, fann man doch nicht 
von einem chriftlichen Staate reden, welcher den Sag nicht beachtet: 
„Du ſollft nicht ſchwören.“ Es ift ferner das Gebot des Chriften- 
thums: „Liebet eure Feinde“ und: „Wenn dir Jemand einen 
Badenflreich giebt, fo halte ihm die andere Bade auch hin;“ wie 
mollen wir aber mit -Diefem Grundſatze die Geſetzgebung über die 
Injurien in Einklang bringen. Viele Paragraphen des Landrechts 
müßten audgetilgt werden, wenn fie in Einklang mit jenem Grund⸗ 
fage gebracht werden follen. Wie will man in der auswärtigen Pos 
litif mit dem Gebote der Feindesliebe es vereinigen, Derträge gegen 
auswärtige Mächte zu fchließen? 

Ich glaube, wenn wir unfere Diinifterien alle durchmuftern, fo 
fönnen ihre Handlungen biefem Standpunfte gegenüber nicht beftehen; 
wenn wir namentlich auf das Schagminifterium übergehen, fo fönnen 
wir es im Sinne des Ehriftenthums nicht gerechtfertigt finden, daß 
Schäße gefammelt werden, denn das Chriſtenthum gebietet ung, irdi⸗ 
ſche Güter gering zu achten, und e8 ‘heißt in der Bibel, daß es cher 
anzunehmen iſt, daß ein Kameel durch das Nadeloͤhr gehen wird, 
als daß der Reiche in das Reich Gottes kommt. 

Meine -Anfiht if die, daß der Staat nicht dazu beftimmt ift, 
die chriftlichen Moralvorfchriften zu realifiren, und deshalb ift auch 
die Anficht, daß wir in einem: chriftlichen Staate leben, falfch. 

Ein Redner fagte: Staat und Kirche dürfen nicht vermifcht 
werden, weil die Kitche über dem Staate fiehe. Diefer Bemerfung, 
der auch der Herr Schapminifter beitrat, fchließe ich mich an. Das 
Reich der Kirche ift im Himmel und das des Staats auf Erben. 
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Die Religion if beftimmt, und für ben’ Himmel zu erziehen mb di 
regeln vorgugeichnen, die wir auf umferen irdiſchen Wegen zu bad 
ten haben, um ald Bürger des Reiches Gottes in ben Himmel cr 
zugehen. Der Staat flellt die Regeln auf, die wir als Bürger die 
ſes beftimmten Staatsverbandes befolgen follen. Wenn daher du 
Herr Minifter gefagt hat, daß die Kirche über dem Staate fra 
foü, fo flimme if dem bei, au& dem Grunde, weil der Hinmel üh 
der Erde ſteht; wenn ich aber nach Grundfägen fuche, um die Ei 
zu bauen ober die Verwaltung des Staated zu regeln, jo werde id 
mir diefe nie vom Monde holen. Der Minifter hat auch die dr 
merfung des Redners nur iheilweife angeführt; die Kirche, fagte ir 
fer, fol über dem Staate fliehen, aber fie fol ihn nicht regieren, om, 
was gleich ift, der Staat foll nicht der Erefutor der Kirche im 
Die Kirche fteht auch viel zu hoch, um ihr Reich fchon auf Cm 
zu realifiren. Ich kaun alfo nicht anerfennen, Daß unfer Staat m 
ehriftlichen &lemenien durchweht wäre, ich finde fogar viel Undnk 
liches in unferer Geſetzgebung. 

Ich bin ferner der Anficht, daß es auch bier vor Allem ul 
das Recht anfommt, und daß die Beachtung der Grundſaͤte ii 
Rechts, um derentwillen die Menfchen zuerft ſich veranlaßt jun, 
aus dem Zuftande der Rohheit in den civilifirten Zuftand über 
hen und zu Staaten zuſammenzutreten, die Befugniß und nicht en 
theilt, Jemanden wegen feiner inneren Ueberzeugung von dem &% 
nuffe der Wohlthaten des Staatöverbandes auszufchließen. Ih iM 
weit entfernt, zu behaupten, daß der Staat und die Religion nid 
in Wechfelverbindung ftehen, und daß es nicht Religions-Grundük 
gebe, die der Staat verbammen müfle, und in Bezug auf welde ! 
ftantsbürgerliche Rechte zu verfagen genöthigt fei. Es kann fh! 
DB. eine Sekte bilden, die den Atheismus proklamirt, und ich wünt 
Jemanden, der an feinen Gott glaubt, nicht zum Staatsbürgerreqh 
zulafien, da er feinen Eid leiften fann, weil er an den Rächer ii 
Eides nicht glaubt,: oder nicht mit gleicher Aufopferung in das I) 
ziehen kann, weil er nicht an ein anderes Leben glaubt, alſo ga 
gndere Begriffe von dem irdifchen Leben hat. Aber ſolche Bedenla 
Fönnen bier nicht in Anwendung fommen. 
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Die judiſche Neligien. enthält. leine Varſchrifien, welche die Dur 
den verhinderte, eben fo gute Staatsbünger zu ſein als wir Chriſten. 

In / einer früheren wahrſcheinlich von der Minifterbanf ausgegan⸗ 
genen Denkſchrift, Die ich vorhin einſah, findet ſich zwar der Spruch 
des Alten Teſtamentes: Jehovah! wir bitten dich, unfere Feinde zu 
vernichten. Über ich meine, daß dies Gebet eine geſchichtliche Bezie⸗ 
bung bat auf die damalige. Zeit, und ich glaube, daß wir keine Ur⸗ 
lache baben, jet. deshalb fonderlish furchtſam au fein. Ach kenne 
feinen Religions⸗Grundſatz der Juden, ber den unfrigen burchaug 
entgegenflände; fie glauben an Gott wie wir, fie haben fogar eines 
unferes heiligen Bücher mit uns gemein, und ihre moraliichen Vor⸗ 
Ichriften find im MWefentlichen birfelben, wie die, Denen wir folgen; 
namentlich wenn wir uns auf den Standpunkt unferer Landesgeſete 
ftellen, fo legt ihnen ihre Religion diefelben Pflichten auf, wie uns. 
Ich kann alfo aus der Religion Teinen Grund entnehmen, ihnen die 
ihnen gebührenden Rechte zu verfagen; barin war aud) der Redner, 
der vor mir ſprach, mit mir einverflanden. 

Ich glaube ferner nicht, daß uns die Rationalität der Juden, 
das Judenthum, Anlaß geben Fönnte, ihnen dieſe Rechte zu verfür« 
zen, und die Anſicht, Die der Redner vor mir ausgefprochen hat, Daß 
das Judenthum fo. heichaffen fei, daß wir den Juden politifche Nechte 
nicht gewähren Könnten, hat mid durchaus nicht überzeugt. Wir 
baben; wie früher angeführt wurde, in. dem Beifpiele anderer Staa⸗ 
ten, praftifche Erfahrungen darüber; ed ift hamentlich der Nieder⸗ 
lande gedacht worden; wenn daher der Redner vor wir fagte, daß 
man nicht nach diefen Beifpielen, fondern nach dem Gewicht der That« 
fachen zu 'entfcheivden habe, fo verftehe ich das nicht; ich finde eben 
in jenen. Beifpielen bie Thatfachen, welche wir zu beachten haben, 
Ich fomme auf bie Fehler zurüd, die uns von mehreren Seiten, als 
den Juden eigen, hervorgehoben wurden, und zu biefen zähle ich na⸗ 
mentlich ihre Habfucht, die fehr häufig einen fchmugigen Charafter 
annimmt, und ich möchte hinzufügen: ihre Kriecherei, und (wenn 
auch viele Zuden im Jahre 1813 das Baterland vertheibigt haben), 
ſo ſetze ich dach noch Hinzu: ihre Feigheit; alle dieſe Fehler ſichern 
fie vor meiner Sympathie; wenn fie mit aber auch noch fe unange⸗ 
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nehm in ſozialen Verhältniſſen wären, fo genügt mir doch dies niqht 
um ihnen die politiſchen Rechte abzuſprechen; zumal wenn wir und 
noch fagen müffen, daß diefe ihre Fehler in der Behandlung, bie ih 
nen unfere Gefepgebung hat angedeihen laſſen, ihren Urfprung he 
ben. Gehen wir zurüd auf die Gefchichte des jübifchen Stammt, 
fo finden wir, daß die Fehler wenigſtens nicht im Blute liegen, ii 
bie Juden der Vorzeit nicht nur tapfere Kämpfer waren, daß fe 
gegen die Römer geſchlagen haben bei der Zerflörung Jerufalat 
wie wenige Voͤlker der Erbe; ſondern auch, wenn wir ihre frühe 
Geſchichte durchgehen, daß fie ein aderbautreibendes Wolf waren ın 
nicht Handel trieben. Ich möchte nicht, wie ein Redner vor mi 
behaupten, daß ber Handel feine edle Befchäftigung ſei; er ift well 
eben fo edel als Induſtrie und Aderbau; der geehrte Redner hat od 
auch wohl nur den Schacher im Auge gehabt; aber dieſer Schadrr 
Handel eben iſt es, worauf wir fie angewiefen, da wir ihnen iM 
anderen Weg verſperrt haben. 

Daß fie neben diefen Fehlern auch viele Vorzüge haben, hl 
feloft der Herr Schag-Minifter anerfannt, und es bedarf alfo kim 
weiteren Zeugniffes darüber mehr. Wenn man ein gewifles Borit 
theil als begründet anerfennen will, fo ift es durch die Gefehgebu 
felbft hervorgerufen. Gehen wir aber auf den eigentlichen hifters 
ſchen Anlaß der gedrüdten Lage der Juden zurüd, fo iſt es doch M 
ber eine Grund, daß die Juden unferen Herm gefreuzigt haben; che 
fo wie uns der göttliche Stifter unſerer Religion vom Kraut aud 
die Worte zurief: „Vater vergieb ihnen, denn fie wiflen nicht, mad 
fie thun!“ fo haben wir doch zunächft die Verpflichtung, bielen git 
lichen Ausſpruch zu verwirklichen, und wenn nun bier immer MM 
hriftliche Staat entgegengeführt wird, fo muß ich daran erinnem, hf 
das erfle Gebot des Chriſtenthums ift: „Liebe deinen Nächflen,“ un 
daß wir das Beifpiel von dem Samariter uns zur Lehre dienen in} 
fen müflen. _ | 

Menn alfo die Gründe des Rechte und unſerer heiligen Hl 
gion dazu auffordern, den Juden ihr Recht angebeihen zu laßen, N 
habe ich nicht finden können, daß eiwas von biefen Aufforderung! 
in dem Gefepetäntwurfe zealifirt if. Wir haben aus dem Mut 
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des Herrn Königlichen Kommiffars vernommen, baß der Geſetz⸗Ent⸗ 
wurf einen Fortfchritt angebahnt hät, nämlich den, daß die 18 ver- 
fchievenen Juden⸗Geſetzgebungen zu einer zufammengeworfen find, daß 
die Glaubwürdigkeit für die gerichtlichen Eide der Juden hergeſtellt ift, 
daß man fie in Folge eines zwölfjährigen Dienſtes als Unteroffigtere 
zu Aemtern niederen Grades befördert und fie endlich Im Gewerbes 
betriebe nicht: mehr fo befchränft wie früher; aber ich glaube, daß von 
dDiefen Schritten aus noch ein fehr weiter bis zur Emancipation zu 
machen iſt. Es iſt überdies in dem Geſetz-Entwurfe ein offenbarer 
Ruͤckſchritt enthalten, inſofern man den geſetzlichen Standpunkt, den 
das Edikt vom Jahre 1812 aufftellte, verlaſſen und ſtatt, wie darin 
verſprochen worden, Kultus-Angelegenheiten zu regeln, ſich auf den 
politiſchen Standpunkt begeben und ſie in politiſche Corporationen 
vereinigt hat, die ſich über das ganze Rand ausdehnen, einen Staat 
im Staate bilden und an die mittelalterlichen Ghettos erinnern. In 
dieſer Beftimmung glaube ich eine wefentliche Verlegung der Bun 
des⸗Afte erbliden zu müffen, -obwohl ich hoffe, dag der Herr Kö⸗ 
nigliche Kommiſſar uns diefen Punkt volfländig aufflären wird, da 
er fih, wenn ich recht gefehen habe, darüber bereits Notizen gemacht 
hat. Sch kann mich übrigens nicht ganz mit dem Redner einver- 
ftanden erklären, der über -die Stellung der pofener Juden ſprach; 
ich bin von ihren Verhaͤltniſſen nicht unterrichtet, aber e8 wäre moͤg⸗ 
fich, daß die pofener Juden in nationeller Beziehung noch fo weit 
zurück find, daß ihnen allerdings noch nicht die vollen politifchen 
Rechte einzuräumen wären; eben fo läßt es fich ja auch denfen, daß 
e& einzelne Klaſſen chriftlicher Staatsbürger giebt, die auch noch auf 
einem fo niedrigen Standpunfte fich befinden, daß -man Ihnen gleich“ 
falls feine polttifchen Rechte einräumen Tann. Die Zuben diefer 
Provinz mögen fih auf einem fo niedrigen Standpunfte befinden, daß 
man ihnen die Ueberſiedelung in andere Provinjen nicht würde ge⸗ 
ftatten Tönnen, während ihr ganzer Lebens-Erwerb vielleicht auf bie 
befonderen Zuftände jener Provinz berechnet und es daher wohl an- 
zunehmen ift, daß fie in anderen Provinzen nicht fo fottlommen wer⸗ 
den, als in der, wo fie ſich bereits akklimatiſirt haben. 

Ich komme endlich darauf zurüd, wie ſich Die Sache praftifch 
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gefaltet, und gedenke des Nachtheila, Dez ans der Emancipalion ar 
geblich entfichen Tann. Es ift uns in der und vorliegenden Dal: 
fehrift und von dem Herm Kullus⸗Miniſter geſagt worden, daß Un: 
fände vorkommen könnten, wo bie Juden über Unterrichtd-Verhil 
niffe würden zu wurtheilen haben. Ich meine, daß bie Kirche dm 
Unterricht in der Religion als ein ihr zuſtehendes echt wird ref 
miren können, vorbehaltlich der Dberauflicht, welche der Staat übe 
deſſen Ertheilung auszuüben bat, Was den übrigen Unterricht ie 
trifft, fo weiß ich nicht, warum man bie Juden aus einem Eduk 
vorfiande oder einer Schulbehörde ausſchließen folkte; vielmehr in 
fie durch ihre mit Recht gerühmten intelleftuelien Eigenſchaften da 
noßfländig geeignet. Es ift ferner gefagt worden, die Juden Fönntn 
feine Zoll⸗Einnehmer werden, weil fie am Sabbathe Feine Belle 
fchäfte treiben dürften; ich glaube aber, wenn der Staat Jemanden 
ein Amt giebt, fo giebt er ihm auch eine Inftruction, und wenn Mi 
Jude verhindert ift, auf irgend eine rt feine inſtructionsmaͤßige 
Pflichten zu erfüllen, fo wird er zur Disziplinarsilnterfuchung ge 
zogen und nach Umftänden entlaſſen. So lange ſich aber fein Kir 
derniß zur Erfüllung ihrer Amtspflichten auf Seiten Der Juden hr 
ausſtellt, fo weiß ich nicht, warum der Staat in ihrer Religion eiun 
Hinderniß finden ſollte. Es fragt fich nur, ob der Jude feinen Anti 
Dbliegenheiten nachkommt oder nicht. . Wenn ferner von feparalifi 
ſchen Beſtimmungen der jüdifchen Geſetze gefprochen wird, fo if mi 
zwar bekannt, daß die Juden nach ihrem Geſttze dieſe ober it 
Speife nicht eſſen dürfen; fo lange aber der Baron Rothſchild m | 
Sranffuit a. M. an dem Site der hohen deutfchen Bundes 
fammlung die briflanteften Diners veranftaltet, an welchem ‚bie gan 
hehe Diplomarle Iebendigen Antheil nimmt, fo lann ich nit ein⸗ 
fehen, Daß die Juden durch feparatiftifche Beſtimmungen verhinden 
fein ſollten, mit den Chriſten zu verkehren. | 

Wenn ber Herr Schap-Minifter fagte, Daß bei Feinem Volle 
bie Religion und Rationalität fo zufammen verwachſen feien, ad ii 
ben Juden, fa möchte ich doch diefen Vorzug für die. Tuͤrken in An 
ſpruch nehmen, von denen er gleichfalls gefprochen ‚hat, In Betr 
ber Tuͤrken iſt es zwar richtig, daß fie jept Feine Chriſten zu Staatg⸗ 








fat verließen, —8* kein Nachtheil für den Ruhamedanismus ent 
fpringen würbe, und das ift doch das Einzige, was man im Betreff 
der Juden zu ermnern haben Fönntes ich bin überzeugt, daB aus 
ihrer Emancipation eine Gefahr für das Chriſtenthum nicht entfprin« 
gen würde, 

Wenn ich mich dem von dem Herrn Schah⸗Miniſter gewählten 
Beifpiele anichließe, fo hin ich überzeugt, daß, wenn berfelbe in der 
Türkei geboren und, obwohl Chrift, zu einem türfifchen Staats⸗Amte 
zugelafien wäre, doch Se. Ercellenz, ungeachtet des chriftlichen Sin- 
nes, der Sie auszeichnet, nicht viele Türfen zum Chriftentbum bes 
fehren würden. 

Wenn ferner gefagt worden ift, die Juden erblickten nur Zion 
als ihr Vaterland, fo kann ich dies nur von dem. idealen Stand« 
punkte der Poeſie und Religion als richtig anerfennen, — daß fe 
vieleicht nach achtzehn Sahrhunderten, nachdem das taufendjährige 
Serufalem realifirt fein wird, al8 Bürger in das neue Land einziehen 
zu fönnen hoffen. Sie haben jeht feine Paſſion für Serufalem, Sch 
babe nicht gehört, daß irgend wohlhabende Juden Neigung hätten, 
fih in Jeruſalem niederzulaffen, fie haben fich fehr wohl gefühlt in 
unferen Staaten und denken nicht daran, Die unangenehme Reife 
nad) Zion zu unternehmen. — Es ift mit Recht Dagegen angeführt 
worden, Daß die Juden Preußen feien und verftehen, ‚für bied Da 
terland zu bluten. Wenn fie es aber nicht fo volftändig ihr Bas 
terlanb nennen, wie wir es mit gerechtem Stolze thun, fo liegt her 
Grund eben an. der ihnen widerfahrenen Behandlung. Wenn ich 
Semandem bie twichtigfien politiſchen Verhaͤltniſſe entziehe, wenn ich 
einen Staat im Staate fich hilden laſſe; wie kann ich mir einbilben, 
Daß er Preußen mit Demfelben Gefühle fein Vaterland nenst, ala bis 
Mitglieder diefer hohen Verſammlung! Sch kann in diefen: Gründen 
nicht erkennen, was irgendwie hinderte, Die Juhen zu vollſſtaͤndigen 
politifchen Rechten zuzulaſſen. 

Wenn ich Iemandem das wichtige polluſche Recht: nicht ge⸗ 
währen will, wie ein Abgenroneter der ſchleſiſchen Ritterfchaft wollie, 
nämlich, bier im Saale zu ſitzen, fo habe ich zwar ſchon geſagt, daß 
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es mir nicht gerade angenehm fein wuͤrde, einen Juden als meinn 
Nachbar In dieſem Saale zu erblicken; aber meine Sympathie kam 
mich hier nicht leiten, weil dieſe Frage rein von dem Standpunlte 
des Rechts und der Politik beurtheilt werden muß. Wenn ed abe 
dahin fommen follte, daß ein Jude zu den Provinzialſtaͤnden ste 
zum Vereinigten Landtage gewählt werden follte, fo glaube ich, af 
wir alle Veranlaſſung hätten, den Hut vor ihm abzunehmen, wel 
er nur ein eminenter und ausgezeichneter Mann fein Tann. 

Es ift zum Schluffe von einem Mitglieve aus der Nieberlauff 
gefagt worden, daß gerade der Fortfchritt, das Vorwärts, mas mi 
in Bezug auf die Brage einfchlügen, daß wichtigfte Vorwärts die 
Landtags fein würde. Zu diefer Anficht kann ich mich zwar nid 
befennen, fondern fo viel Egoift bin ich noch, daß ich das Vowaͤnt 
was wir mit reblichem Bemühen im Allgemeinen für unfere verli' 
fingsmäßigen Rechte haben erringen wollen, höher ftelle, als in % 
zug auf diefe einzelne Propofition. Mber ich glaube, daß mir bihe 
immer und allefammt, wenn wir auch verfchievenen Anſichten gefolt 
find und verſchiedene Standpunkte eingenommen haben, daß mi 
fämmtlich befeelt geiwefen find von dem Beftreben, den: Standpun 
des Rechts nad) allen Selten zu wahren, zu konſerviren und zu ie 
feftigen, und getreu dem Wahlfpruch: suum cuique! Jedem fein gute 
Recht haben angeveihen laflen. Und von diefem Standpunfte au 
möchte ich mir das Recht vindiziren, einen Ausfpruch wo möglich fü 
alle Folgezeit realifirt zu fehen, zu dem fich der größte Monard br 
kannt hat, der bis 1840 auf dem preußifchen Thron faß, nämlid 
Friedrich der Große. Wenn er auch von fpäteren Miniftern ver 
Dunfelt worden if, von Miniftern wie Wöllner, und verbunfelt wer 
den wird von Anderen, die ihm gefolgt find ober folgen werden — 
fo fol doch immer der erhabene Spruch als das würbigfte Crempel 
preußifcher Regentenweishelt in Wirkſamkeit bleiben: „In meinen 
Staaten kann Jeder nach feiner Bacon feelig werben!“ 

Staats⸗Miniſter son Chile: Das geehrte Mitglied aus Wet 
phalen hat uns auf ein fehr theologifches Feld geführt, und Id wil 
die. Verſammlung nicht ermüden durch ausfuͤhrliches Eingehen auf 
biefen Standpunkt. Was ich über den chrifllichen Staat gefagt hadt 
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glaube ich, fo weit erflärt zu haben, daß die Berfammlung verftanden 
haben wird, was ich darunter meine. Wenn das geehrte Mitglied 
uns in das neue Teftament geführt und eine Menge einzelne Stellen 
angeführt Hat, mit welchen ſich unfere Gefeßgebung nicht vertrage, 
fo kann ih nur darauf aufmerffam machen, daß die Differenz dabei 
aus dem Auge verloren worden ift zwifchen individuellen und idealen 
Vorſchriften, die dem einzelnen Chriften gegeben find, und zwiſchen 
der Pflicht, die der Staat hat, eben dem Mißbrauche diefer Vor⸗ 
fchriften von Selten Anderer entgegenzutreten. Wenn unfere Geſetz⸗ 
gebung hätte fagen wollen; „Wer dir den Rod nimmt, dem gieb 
auh den Mantel dazu"; — ich glaube doch, es würde anerkannt 
werden, daß fie den Standpunkt, auf dem fie ftehen fol, aus den 
Augen verloren hätte. Die Stellen des neuen Teflaments, die der 
geehrte Redner und vorgeführt hat, fchreiben dem Chriften feine 
Pflichten vor; der Staat hat aber die ganz andere Pflicht, dafür zu 
jorgen, daß mit dieſen Borfchriften fein Mißbrauch getrieben wird. 
Ich glaube, endlich noch bemerken zu müffen, daß die chriftliche Moral 
mit der: Moral des alten Bundesvolfes nicht überall fo zuſammen⸗ 
fällt, daß man gar fein Bedenken dabei finden fönnte, fie mit ein> 
ander verfchmelzen zu wollen; ich möchte nur hinweiſen auf eines ber 
Beilpiele, die der geehrte Redner felbft angeführt bat. In dem neuen 
Teſtamente ift uns vorgefchrieben: Du ſollſt deinen Feind lieben. 
Aber unmittelbar bei diefer Vorſchrift wird auf den alten Gegenfat 
hingewieſen: Aug’ um Auge, Zahn um Zahn. Ob beide Prinzipien 
fih wohl mit einander vertragen möchten, -überlaffe ic) der Erwägung, 

Sandtags-fommifaer: Der geehrte Redner, welcher fo eben bie 
Tribüne verläßt, hat in früheren Füllen mancherlei Veranlafjungen 
genommen, meine Yeußerungen zu provoziren; die heutige ift neu; er 
glaubt bemerkt zu haben, daß ich mir gewifle Notizen zu gewiflen 
Zwecken gemacht hätte, Den geiftigen Scharfblid des Redners habe 
ich längft bewundert, jegt müßte ich auch feinen Förperlichen Scharf⸗ 
blid bewundern, wenn es nicht möglich wäre, daß er ſich dennoch 
verfehen hätte. Indeſſen will ich nicht Anftand nehmen, der Auffors 
derung folgend, die Behauptung zu vertheidigen, daß der Gefeb« 
Entwurf feinen Rüdfchritt gegen den jebigen rechtlichen Zuftand ber 
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Juden herbeizuführen geeignet fein wird, noch barin eine Rechtörn 
tepung liege. Der geehrte Redner hat ſelbſt Die Wortichritte gem 
den jeßigen Zuſtand eingelm aufgeführt, welche durch den Gefey int 
wurf angebahnt find, und mich dadurch der Mühe überhoben, dit 
Aufzählung zu wiederholen; er hat dem Entwurf mur den einig 
Vorwurf gemacht, daß er eine dem jeßigen Zuftande fremde Ei: 
pferhung der Juden in Corporationen anordne und Paburd in 
Weg zu einem Ghetto einfchlage Das Gefeg von 1812 hatte i 
feinem legten Paragraphen vorgefchrieben, daß die Kuftus-Berhälnil 
der Juden beſonders geordnet werden follten; in Crfükung die 
Vorbehaltes if derjenige Theil des Geſetzes, welcher fh auf it 
Kultus⸗Verhältniſſe bezieht, gegeben. Diefe Kultus-Verhäftmifle ſeſen 
wie fchon vorhin erwähnt, nothwendig jünifche Eorporationen vor 
wie fich dieſe much felther überall von felbft geftaltet haben. IM 
Synagogen beruhen Aberall auf Dereinen, obgleich folche vom Geil 
nicht überall als zu Recht flehend, als rechtliche Corporalionen ar 
erfannt find. Wenn num der. Geſetz-Entwurf, indem er in dift 
Beziehung ben faktifchen Zuftand zum großen Vortheil der Juh 
in einen rechtlich begründeten umſchaffen will, in einigen wenige 
Punkten diefen Eerporationen bürgerfiche Beziehungen giebt, fo ve 
wahre ich den Entwurf vor der Abſicht, daß dadurch eine folde Rbh 
fperrumg habe herbeigeführt oder, wie ein anderer Redner ſich geaͤnſen 
ein Staat im Staate gebildet werben follen. ragen mir: welt 
denn jene Beziehungen find? fo finden wir in einem Baragrapn 
die Vorſchrift, daß die Corporations-Vorſteher Zeugniß über Di 
Berhalten der Mitglieder diefer Eorporationen geben follen. Kind 
wir aber nicht auch in der chrifflichen Kirche, daß der Pam 
Eittenzeugniffe ablegt über feine Pfarrglieder, und ift deshalb M 
chriftliche Pfarr⸗Verband ein Staat im Stante? IR er deshalb Al 
Dferch, ein Ghetto? Der zweite und vorzüglich hervorgehobene Ai 
griffspunkt iſt die rein fafultative Vorſchrift, wonach im denjenigel 
Etädten, wo die Yuden fo zahlreich find, daß fie im Verhältniß zu 
chriſtlichen Bevolkerung auf eine befonvere Vertretung im Gemeinde⸗ 
rathe Anſpruch machen. Könnten, fie mit allſeitigem Zugeſtaͤndniß et 
befonderen Vertreter in den Gemeinderath ſollen fenden dürfen. G 
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iſt dies allerdings eine Vorſchrift, die man für nuͤtzlich und ſchadlich 
halten kann, ſie iſt, wie erwaͤhnt, rein fakultativ hingeſtellt; wenn 
aber wirklich eine folche enorme Gefahr in dieſer Beſtimmung ge⸗ 
funden werden ſollte, wie man daraus zu dedutiren vermeint, daß 
ber Geſetzgeber einen Fortſchritt, ſondern nur Nüdfehritt gewollt 
habe, dann wuͤrde es nur auf das Votum der hohen Verſammlung 
ankommen, um die Regierung erwaͤgen zu laſſen, ob davon zu Abs 
ſtrahiren ſu. 

Bon einem geehrten Redner aus der Rhein⸗Provinz iſt, ich 
möchte fagen, mit tragiſchem Effelte hervorgehoben, daß, ungeachtet 
die Juden in unferen großen Befrelungsfriegen mitgefochten und uns 
geachtet erweidlichermaßen ein Jude in der Schlacht von Yüben wirk⸗ 
lich geblieben, dennoch Ihnen nicht einmal dasjenige ats Preis dves 
großen Kampfes gelaffen fei, was fie früher gehabt hätten. Auch 
hierauf muß ich erwidern, daß, abgefehen von den Anterpretattenen, 
weiche 88. 8 und 9 des Gefetzes von 1812 im Jahre 1822 von 
des hochſeligen Könige Mafeftät erhalten haben, und vie man wirklich 
als Interpretationen bezeichnen muß, Weil die ganz nadten Beſtim⸗ 
mungen diefer Paragraphen einer Auslegung bebutften — daß, fage 
ich, abgefehen von diefen Interpretationen‘, gegen die Beſtimmungen 
des Geſetzes von 1812 feine den Juden -ungimflige Veränderungen 
eingetreten find, daß vielmehr diefe Interpretation fchon jetzt in Beb 
ziehung auf die Anftellungsfähigfeit der Juden eine günftige Aende⸗ 
tung erfahren Habe und der Gefegentwurf, wie auch Ver geehrte 
Redner anerkennt, noch günſtigere Veraͤnderungen anbahnt. Wenn 
aber derfelbe geehrte Redner darauf Bezug genommen hat, daß nicht 
allein das Geſetz von 1812 erfüllt werden müſſe, ſondern daß auch 
gegen den Zuſtand der Juden, welchen fie durch die fremdherriſche 
Geſetzgebung erhalten hätten, nach den Bundesbeſchlüſſen keine Bes 
nachtheiligung ſtattfinden duͤrfe, fo iſt dieſe Behauptung nicht iichtig 
Es heißt im Artikel 16 der deutſchen Bundesakte: 

- „Die Bundes⸗Verſammlung wird in Berathung ziehen, wie auf eine möglichſt 
überrinſtimmende Weiſe bie bürgerliche Verbeſſerung ber Bekenner des jüdiſchen 
Glaubens in Deutſchland zu bewirken ſei und wie inſonderheit denſelben der 
Genuß der bürgerlichen Rechte, gegen die Uebernahme aller Bürgerpflichten, 
in ben Bundesſtaaten verſchafft und geſichert werben könne. Jedoch werben 
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ben Belennern dieſes Glaubens bis dahin bie benfelben von ben einem 
Bundesftanten bereits eingeraumten Rechte erhalten,“ 

Es heißt alfo: von einzelnen Bundesſtaaten, nicht in einzel 
Bundesflaaten, und zwar iſt dieſes Wort „von“ nicht zufällig, fu 
dern mit reiflichſter Envägung defien, was es fagen follte, in di 
Sefep aufgenommen. In dem urfprünglichen Entwurfe fland: „1 
den verſchiedenen Bundesſtaaten“; aber auf Reclamation einiger dub 
ſcher Staaten, welche eine Zeit lang der Fremdherrſchaft untermora 
gewefen waren und nicht wollten, daß fremde Gefege ihnen fi 
immer aufgezwungen werden follten, ift dad Wort „in“ in „non 
verwandelt worden. 

Es iſt dies, wenn ich nicht irre, auf den Antrag eines Glaul 
geichehen, welcher fi der ihm dadurch gegebenen Freiheit in de 
Maße bediente, daß er noch jegt gar feine Juden in feinem Geht 
duldet. 

Einen Rechtsanfpruch für die Juden derjenigen Lanbesthek 
welche durch die fremoherrifche Gefeggebung Nechte erlangt ha 
fanp ich dahin nicht anerkennen, daß ihnen folche ganz unveränt 
erhalten werben müßten. Ich glaube aber auch nicht, daß hr 
Brage von Erheblichfeit ift, weil ein wefentlich befferer Zuſtand I 
jenen Landestheilen nicht beftanden hat als der, den das Geſeh vn 
1812 vorfchreibt. 

Wenn es aber darauf anfommt, zu beweifen, daß ber Grit 
Entwurf. wirklichen Zortfehritt zum Beften der Juden will, fo Dit 
ich ſchließlich, noch in Erwägung zu ziehen, in welchem Zuftande | M 
bie Inden in einzelnen Gebietötheilen befinden. Sch erinnere in die 
fer Beziehung nur an die vormals naſſauiſchen Landestheile, ud 
jeder einzelne Jude erft einen Schupbrief erhalten muß, um heiralher 
zu dürfen, und wo dieſer Schutzbrief in der Regel dem Al 
Sohne gegeben wird und gegeben werben fol, während die ander 
Brüder dem Eölibat verfallen. 

Ich bitte, auch an diefe zu denken, wenn es fich darum handel 
zu beurtheilen, ob bie neue Gefeggebung ein Bortfchritt oder a 
Rückſchritt ſei. | 

Nachträglich muß Ich noch bemerken, daß berfelbe verehrte Rent 
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welcher die Behauptung aufgeſtellt, daB auch bie fremdherrliche Ge⸗ 
feggebung in Beriefung auf die Juden nicht verlegt werben bürfe, 
hervorgehoben hat, Daß dieſe Beſtimmung durch eine Allerhoͤchſte 
Kabineis⸗Ordte bekraͤſtigt ſei. Hiermit kann nur die Ordre vom 
8. Auguſt 1850 gemeint fein, welche beſtimmt, Daß das Edikt vom 
Jahre 1812 feine Anwendung auf bie neu erworbenen Provinzen 
finden fol, und Hinzufügt, daß Die beflehende Juden⸗Verfaſſung da⸗ 
felbft, 658 zur weiteren gefeglichen Beftimmung, beibehalten 
werben fol. Eine Garantie über den Zeitpunft hinaus, wo das Suden- 
weſen für die ganze Monarchie allgemein georbnet werben foll, ifl 
danach durch dieſe Ordre nicht ertbeilt. 

Abg. von Gottberg: Der geehrte Redner aus Weftphalen hat 
aus meinem Bortrage entnommen, daß ich den Handel nicht für eine 
edle Berufsart hielte. Wenn meine Rebe hierzu wirklich Veran⸗ 
laſſung gegeben hat, fo erfläre ich ganz often, daß ich mich falſch 
ausgedrückt haben muß; ich habe fagen wollen, weil ven Juden alle 
anderen edlen Berufdarten abgefchnitten wären, hätten fie fi 
deshalb auf den Handel werfen müflen; es if aber durchaus nicht 
meine Abficht gewefen, den ‚Handel für eine nicht edle Berufsart zu 
erklären. 

Abg. von Becherath: Ich bin von dem Königlichen Herrn 
Kommiſſar nicht ganz fo verflanden worden, wie ich es wuͤnſchte. 
Wenn: ich nämlich von der Bundesafte ſprach, fo wollte ich mich 
nicht auf den- Zuftand beziehen, in welchem fich die Juden in den 
neu erworbenen Zandesthellen, namentlich in der Rheinprovin; und 
in einem Theile Weſtphalens, befinden, fondern ich glaubte, in der 
Bundesalte, und ich glaube es auch jebt noch, die Gewähr dafür 
zu finden, daß das Edikt von 1812, worauf der Mechtsjuftand in 
ben alten Provinzen ſich gründet, nicht alterirt werben kann. Died 
Geſetz ift aber in der That in demjenigen Theile, welcher die Juden 
zu gewiflen Lehrimtern zuläßt, durch die Verordnung vom Jahre 
1822 oder 1824, Re liegt mir im dem Augenblick nicht wor, bes 
ſchraͤnkt worden, amd nad dem Befeh - Entwurf, der uns jetzt zur 
Berathung vorliegt, wärde ber durch das Geſetz von 1812 begründete 
Rechtszuſtand wefentlich alterirt werden, Indem das Edilt vom Jahre 
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1812 den Juden das Staatsbürgerthum fichert, während der vır: 
Hegende Entwurf Re davon. ausfchließt und in befondere Cor 
sationen verweil. Was die neuen Landestheile beirifft, fo habe id 
allein vie Verordnung vom 8. Auguſt 1830 im Sinn gehabt, wen 
ich anführte, daß auch für die Foridauer der dort worgefunden 
Verhaͤltniſſe eine Garantie beände, und es fcheint mir,’ daß dier 
Dadurch nicht aufgehoben wird, daß weitere geſetzliche Beftimmunga 
vorbehalten find, indem beim .Rüdblid auf die Bundesalte, die en 
Verbeſſerung verheißt, doch. augenscheinlich kein Geſetz erwartet wert 
fann, das nur für. die älteren Provinzen eine Verbeſſerung, in mn 
neueren aber einen Rüdfchritt .bervorrufen würde. Was endlich di 
von mir angeführte Faktum betrifft, fo kommt es nicht darauf at 
wie groß die Zahl der Juden if, die in dem Befreiungs⸗Kriege 1 
fallen find: fie iſt mir nicht befannt, jedoch, deß bin ish gewiß, nid 
Hein. Wenn aber das Blut auch nur eines inzigen vergebm 
gefloflen wäre, wenn er fich getäufcht hätte, wenn der Theil m 
Bevölkerung, dem er angehörte, fich getäufcht fähe, fo wurde del 
allerdings mit den Worten bezeichnet zu werden verdienen, die M 
Königliche Kommiflar gebraucht hat: Es würde tragifch fein. 
(Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. Frhr. non Sandsberg-Steinfurth: Nachdem fo viele Ar 
ner vor mir und namentlich ein Redner der Ritterfchaft Weftphaln 
mit fo hoher Beredtfamfelt ſich für die völlige Emanecipation auge 
fprochen haben, ergreife ich nur ungern das Wort, um hier bie m 
gegengejebte Anflcht auszufprechen, und ich gründe meine Hofmung 
daß meine Anficht bei der hohen Verſammlung noch Geltung fin“ 
wird, keinesweges auf die Beredtfamfeit, fondern auf die. Bemerkung 
die ich ſchon bei mehreren Verhandlungen gemacht habe, daß, je mit 
Redner fih für die Sache ausfprechen, defto mehr bei der Abfiw 
mung dagegen find. 

| (Selähtr) . 

Ich habe mich ale Mitglied der erſten Abiheilung immer gege 
eine völlige Emancipation der Juden ausgefprochen, und nachdem id 
alle Gründe für die entgegengefehte Anficht babe entwickeln hir, 
kann ich doch nicht von meiner Anſicht abtreten. 
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Am wenigften Tann meine Anficht eine Weränberung erleiden 
durch die Aeußerungen, welche das verehrte Mitglied aus Poſen vor« 
getragen Hat, daß wir nämlich die Emancipation ausfprechen koͤnnen, 
weil wir erwarten dürfen, daß fie nie im vollen Umfange zur. Yus« 
führung kaͤme. Ich glaube im Begentheil, daß, wenn ein Geſetz er- 
laffen wird, wir auch erwarten können und -müflen, daß es zur Aus- 
führung fommen fann und wird, und daß wir diefe Loyalität auch 
den Juden fchuldig find. Wenn ein Mitglied aus der Rheinprovinz 
gelagt hat, daß die Anfichten, welche von dem Herrn Kabinets: Mis 
nifter über die Emancipation der Juden entwidelt find, feinen Anflang 
bei uns finden fönnen, fo muß ich bemerken, daß dieſes Fategorifche 
Urtheil gänzlich unrichtig war, denn dieſe Anfichten haben bei mir 
und, wie ich überzeugt bin, bei vielen Mitgliedern den voten An⸗ 
Fang gefanben. Ä 

| (Mehrere Stimmen: Sa wohl!) Ä 

Die Gründe, die mich beftimmen, mich gegen die Emancipation 
der Juden auezufprechen, würde ich nicht weiter entwideln, wenn ich 
nicht geftern ein Amendement eingereicht hätte und dazu noch einige 
Motive anführen wollte. Meine Gründe find einfach die, daß man 
fich für die völlige Emancipation der Juden durchaus nicht entfchei= 
den kann, ohne das Ehriftenthum gänzlich aufzugeben. 

(Gemurmel.) 

Ich frage zur Begründung meiner Anficht, ob wir erwarten 
dürfen, unſeren Nachkommen das Chriftenthum zu erhalten, wenn 
wir alle Stantsämter den Juden überlaflen wollen, wenn wir die 
Erziehung unferer Kinder den Juden übertragen wollen? Hinſichtlich 
der fländifchen Rechte erinnere ich nur an den Befchluß, den die hohe 
Berfammlung felbft gefaßt hat, daß die Ausübung derfelben an das 
Befenntniß der hriftlichen Religion gefnüpft fein fol. eh theile 
janz die Anficht des verehrlihen Mitgliedes aus Weftphalen, wel 
hes fich dafür ausgefprochen hat, daß die Scheidewand, welche ein= 
nal zwifchen Suden und Chriften befteht, daher rührt, daß die Ju— 
‚ven von unferem göttlichen Stifter gefagt haben: wir haben ein Ge- 
etz, und nad diefem muß er fterben. Darin ift e8 auch begründet, 
‚aß ihre Geſetze nie mit den unfrigen in Einklang kommen Fünnen: 
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Ich wüßte auch nicht, daß ihre übrigen Glaubenslehren ber Em: 
cipation nicht entgegenftehen, wenigftens if ed mir auffallend gm 
fen, mit Gewißheit vernommen zu haben, daß mehrere Rabbiner un 
Rabbinate ihre Entſcheidung abgegeben haben, daß Ehen zwildm 
Juden und Ehriften nicht allein nichtig, fondern fogar verwerfiä 
find, und in Folge diefer Erklärungen find die‘ Ehen felbft beim hi 
gen Kammergerichte getrennt worden. Wenn ich nun bie Brink 
angeführt habe, die mich beflimmen, gegen die Emancipation der. 
den zu fprechen, fo will ich zugleich bemerken, daß ich in aller ihn 
gen Hinſicht es billig halte, wenn den Juden alle diejenigen Ad 
eingeräumt werben, von denen man glaubt, fie ihnen einräumen N 
können, ohne dem Chriftenthume zu nahe zu treten, und ohne N 
bürgerliche Wohlfahrt der chriftlichen Unterthanen zu gefähtn 
Welches nun folhe Rechte find, bedarf gewiß einer näheren und nl 
vieler Umficht zu vereinigenden Prüfung. Ich muß befennen, hi 
ich mich bisher niemals mit jübifchen Verhältnifien befaßt habe, ın 
daß ich daher den vorigen Rednern, welche die Rechte der SuM 
vertheidigt haben, gern einräumen will, daß fle genauer damit befan 
ind. Wenn in der Denkfchrift und ihren Anlagen ein reichhaltig! 
Material dargeboten if, um fich über diefe Verhältniffe zu unters 
ten, fo muß ich befennen, daß es mir fchwer geworben ift, in mir 
hen Punkten eine Entfcheivung abzugeben, mit der ich mich im pril 
tifchen Leben niemals befaßt habe. Ich habe geglaubt, daß ver ® 
feß- Entwurf, wenn ich mich auch nicht in allen Theifen, named 
niht in Hinficht der Bildung einer Corporation, mit ihm einverlar 
den erflären fann, doch den Juden manche Begünftigungen einrlun 
bie mir entfprechend und zwedmäßig erfchienen find, fo daß ich d 
Meinung war, daß dieſer Geſetz⸗Entwurf mit einigen Abänderung! 
eine Gleichſtellung der Geſetze herbeizuführen im Stande fe. y 
habe indeß von der Majorität der Abtheilung die entgegengelät 
Anſicht vielfach ausſprechen gehört, auch von vielen Juden Drit 
ſchriften erhalten, die auch den übrigen Mitgliedern zugefommen IM 
werben, worin das Gegentheil diefer Anficht auf das Grändlihft im 
Entfchiedenfte entwidelt wird, und worin unter anderen fich ein bu⸗ 
achten eines Herrn Dr. Stern befindet, welchem ich geglaubt I 
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beſondere Aufmerkſamkeit widmen zu müſſen, ba es paragtaphenweiſe 
den Geſetz⸗Entwurf, vom juͤdiſchen Standpunfte aus, durchgeht. Am 
Schluſſe des Gutachtens find Begünftigungen angeführt, die durch 
den vorliegenden Geſetz⸗ Entwurf den Juden eingeräumt werden follen, 
und gelagt, daß fie darauf verzichten. 

Dies ift mir auffallend geweſen, und ich muß befennen, daß bei 
den Vorrechten, bie den Juden eingeräumt find, ich einige Rechte in 
dem Gefeg-Entwurfe nicht gefunden habe, und von denen ich glaube, 
daß fie den Juden größere Begünftigungen einräumen, ale ihnen bis⸗ 
ber auftanden, al8 die Freizügigkeit und die Befugniß, ländliche Grunde 
ftüde zu befigen, die Aufhebung von Befchränfungen im Gewerbe 
Betrieb. Es befindet fich darunter eine Denffchrift, welche von 200 
bis 300 Juden unterfohrieben und fich mißbilligend über den Gefeg- 
Entwurf ausipricht, und ich glaube, daß die Verfammlung eben fo 
wenig bei der Beurtheilung eines Gefeges, das für dauernde Zeiten 
bie Pflichten der Juden feftftelen fol und fowohl für die jüdiſche 
wie für die chriftliche Bevölkerung von gleihem Einfluffe ift, das 
audiatur et altera pars verlegen möchte, und wenn folche Gutachten, 
wie diejenigen, welche uns zugefchidt wurden, nicht völlig genügend 
erfcheinen, um ein gründliches Urtheil über den Gefeh- Entwurf ab⸗ 
zugeben, fo bin ich doch der Meinung, daß es wünfchenswerth er⸗ 
fcheinen möchte, daß von mehreren fachfundigen Juden, wo möglich 
aus allen Provinzen, ein Gutachten eingeholt und folches mit einem 
Sefep-Entwurf dem fünftigen Vereinigten Landtage vorgelegt werden 
möchte. Sch muß noch bemerken, daß alle diefe jünifchen Zufchriften 
fih auf die Artikel der Bundes-Afte beziehen. Ich habe geglaubt, 
Daß es wünfchenswerth erjcheinen möchte, wenn, bevor ein Geſet 
über die jüdifchen Verhältniffe erlaffen würde, erft die Berathung mit 
Dem haben Bundestage ftattgefunden hätte; da aber der Herr Königl. 
Kommifjar erflärt haben, daß Sie bier nicht die Hinderniffe zu un⸗ 
terfuchen hätten, welche einer folhen Berathung entgegengeftanden 
haben müßten, jo muß ich in biefer Beziehung mehr Amendement zus 
rüdnehmen, obgleich es mir wünfchenswerth erfcheint, daß dem näch- 
ften Vereinigten Landtage der Gefeh- Entwurf vorgelegt würde, mit 
dem Outachten der Juden darüber, und die Bitte hinzugefügt werbe, 
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das Ce. Majeftät bis dahin es in allen Landesfheilen beim Alm 
bleiben laſſe. Run noch eine kurze Bemerfung in Betreff des Sur 
achtens; es ift darin von der Anficht der Abtheilung gefprochen, un 
bierunter Tann doch nur die Maforität der Abtheilung verſtanden 
fein, denn es fommen unter biefer Rubrif mehrere Anfichten vor, dr 
nen ich mich nicht anfchließen Tann. 

Abg. Frhr. von Winde: Der Rebner, der fo eben geſprochn 
hat, veranlaßt mich, zwei Berichtigungen zu machen, eine, die mid 
ſpeziell betrifft, und die andere, die ich noch mit mehreren Ren 
zu theilen habe. Zuerft find mir die Worte in den Mund gel 
worden, daß die Beranlaffung der Bedrückung der Juden ein Ce 
gewefen fei, die Worte: „wir haben ein Geſetz, und danach muß « 
fierben.” Ich habe nur gefagt, daß die Kreuzigung Chrifti bie Te 
anlaflung geweſen wäre; wenn bie Juden ein folches Geſezt früh 
befaßen, jo ift daſſelbe wenigftens längft unpraftiich geworben. Du 
die allgemeine Bemerkung betrifft, fo bat der Redner gefagt, mil 
Redner vor ihm wären von den jüdifchen Verhältnifien ſehr untr 
sichtet gewefen, er könne fich aber das nicht beimefjen. Sch glauk, 
der Redner ift hier durch feine Befcheinenheit zu weit geführt; er ha 
uns viel von einer Schrift eines gewiffen Stern und überhaupt ver 
feinen JudenAften mitgetheilt. Ich muß geftehen, daß mir bergle 
hen Schriften auch in Menge zugefommen find; ich habe fie akt 
nicht gelefen. Ich muß alfo den geehrten Nenner in jüpifchen Ange 
Jegenheiten für weit unterrichteter halten, als mich. 

Abg. Frhr. von Sandsberg-Steinfurthb: Ich muß mir bie ® 
merfung erlauben, daß ich mich des Ausdruds Juden-Aften nicht e 
dient; was aber die Bemerkung betrifft, fo bin ich von dem Hem 
Medner mißverftanden worden; ich habe nicht gefagt, daß fid de 
Medner der Worte: „wir haben ein Geſetz, und nach diefem muß f 
flerben,“ bedient habe, fondern ich habe nur Diefe Worte angefühl 

Sandtags-Silarfhall: Es ift Zeit, die heutige Sigung zu ſchli⸗ 
hen, indem ich die geehrten Herren bitte, fich morgen früh um it 
Uhr zur Fortfegung der Debatte verſammeln zu wollen. Die Siyun 
iſt gefchloffen. 0 
oe) (Ende der Sitzung fur; vor 4 Uhr.) 


— 471 — 


Serren⸗urie. zu 
Inhalt: 
Schluß ber Berathung bes Antrags der Kurie der brei Stände hinfichtlich ber 
Verweifung des Haupt⸗Finanz⸗Etats und der Heberficht der Finanz-Verwaltung 
an reine Abihrilung; bie Allerhöchſte Prepofitisn, die Feſtſtellung ver Verhältniſſe 
bey Juden beireffend; Gutachten und Verhandlungen darüber. 

Die Situng beginnt nah Z11 Uhr unter dem Vorſitz bes 
Marſchalls, Fuͤrſten zu Solms. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verlefen und genehmigt. 

Sandtags-Matfchell: Wir fommen zur Fostfegung der in lepter 
Sigung abgebrochenen Berathung über den Antrag der Kurie ber 
drei Stände hinfichtlih der Berweifung des Haupt - Finanz» 
Etats und der Ueberfiht der Finanz» Berwaltung an 
eine Abtheilung. (Vergl. den Anfang der Verhandlungen Bd, 
vu ©. 144 bie 152) Ich Bitte den Grafen Eberhard zu 
Stolderg den Bericht weiter zu erflatten. 

Referent Graf &berh. zu Stolberg: Da bereitö einige Tage 
vergangen find, feitbem die erfle Berathung über diefen Gegenſtand 
ftatigefunden bat, fo glaube ich, es dürfte nicht unzweckmaͤßig fein, 
wenn ich mir erlaube, einige Punkte herauszuheben, auf die es nach 
meiner Meinung bei der Beratung des Begenftandes befonders ans 
fommt. Sch glaube, daß man zuerſt ſich darüber zu einigen hätte, 
was im $. 11 unter dem Ausprud: „Information“ verftanden werde. 
Die Abtheilung Hat geglaubt, unter „Information“ nicht blos Kennt 
nißnahme, fondern auch zugleich die Befugniß verfiehen zu dür« 
fen, fi) Erklärungen über die Punkte geben zu laflen, die ihr unklar 
wären. Wenn dieſe von der Wbtheilung gegebene Erklaͤrung bee 
Wortes „Information” gerechtfertigt erfcheint und von der hohen 
Verfammlung angenommen wird, fo wird es zweitend darauf an⸗ 
fommen, erftens ob die Information in diefem Sinne vollfommen 
rechtlich begründet, und 66 würde zweitens darauf anfommen, ob fie 
auch durchaus noͤthig ſei. Sind wieder diefe beiden Punkte von ber 
hohen Berfammlung anerfannt,; dann würden wir darauf überzugehen 
haben, wie dieſe Information zu gewähren ſei? Hier zerfällt nun 
die Abtheilung in zwei Theile. Die Majoritaͤt fagt, fie ſei dadurch 
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zu gewähren, daß eine beſondere Abtheilung gebildet wird, die ſih 
mit dem Finanz⸗Etat genau beſchaͤftigt, die dann den Bereinigm 
Kurien die nöthige Information im Sinne des Geſetzes zu gewährt 
habe; die Minorität dagegen glaubt, Daß auf dem Wege, der it 
jest befolgt fei, alfo dadurch, daß die Herren ſich einzeln über da 
Finanz⸗Etat zu unterrichten fuchten, aber befonders dadurch, daf ti 
Abtheilungen, denen Binang-Bragen vorliegen, fich, um diefe Finn, 
Bragen gehörig zu erörtern, von dem Zuftande des Haupt-Binu, 
Etats und der Ueberſicht des Finanz⸗ Haushaltes genau informir 
follen, daß, fage ich, auf diefem Wege die Information erreicht merk. 
8 würde aljo, wenn der erfie Punkt erörtert wäre, barauf anfıs 
men, mit welcher Anficht, mit der der Moforität oder der ver I 
norität, ſich die hohe Verfaramlung vereinigen wirb. 

Graf son Iyenplig: Ich babe auch, ſchon ehe die Petition u 
bie Herren⸗Kurie und an bie Abiheilung Fam, welche mit deren dir 
bereitung beauftragt worden if, vielfach fagen Hören: dies fei er 
Petition von hoher politifcher Bedeutung, eine Petition, die viele! 
weit über die Vefugniffe Hinausginge, die den Ständen burd N 
jeßige Gefeggebung gewährt worden find. Wie gefagt, ich hatte Wi 
vielſach gehört, und in biefer Anficht habe ich Die Petition, wir h 
gur Abtheilung Fam, zu welcher ich zu gehören die Ehre Habe, gem 
betrachtet und mir die Frage vorgelegt: ob wirklich in der Petit 
irgend etwas enthalten ſei, was über bie jetzt gültigen Gefege für 
ausgehe? Ich habe aber bei grünblicher Prüfung etwas von ber ft 
nicht finden fönnen, im Gegentheil zugeftchen wmüffen, daß die Petit 
in dieſer Beziehung fo vorfichtig gefaßt if, wie ſie irgend nur geil 
werben Tann. Wenn man fih num weiter fragt: Woher ift es pe 
kommen, daß anfangs dieſe Petition, wie fie in der anderen Kurt 
zum Beichluß erhoben wurde, eine fo große Aufmerffamfeit erril 
bat? fo kann ich darüber eine beſtimmie geichäftliche Auskunft nid 
geben; ich glaube aber, daß es wohl daran gelegen haben mag, Mi 
ber Antrag, der früher an bie Staͤnde⸗Kurie gerichtet worden mil 
ein anderer, ein weiter gehenber geweſen ift; er iR. aber an die Dir 
StändesKurie, fo weit: ſich uͤberſehen Läßt, nicht in feiner frühere 
Geſtalt gekommen; und fo wie er an uns gelangt if, enihältt 





— 113 — 


nichts, was über die Geſetze hinausgeht. Nun glaube ich, daß wir 
weder verpflichtet noch . befugt find, auf die Intention einzugehen, von 
welcher der Bittfieller ausging, als er den Antrag an die Dreir 
Stände-Kurie richtete. Ich glaube, wir find dazu nicht befugt; ich 
glaube. aber auch, . daß wir damit auf ein Feld fämen, das feine. 
Grenzen bat. Ich fann mir feine gefchäftliche Abwidelung der Sache 
denten,. wenn wir und bei Petitionen, die von der anderen Kurie 
herübergeyeben werben, nicht an ben Antrag, der uns berüberges 
geben wird, an die Petition felbf halten, und wenn man dies 
thut, ſo fagt die Petition: Wir bitten um eine fchriftliche Information 
im Sinne des 8. 11 des Geſetzes vom 3. Februar dv: J. Das 
Wort „Infermatien” Tann vielleicht eine mehrfache Beratung haben; 
wenn aber da® auch der Fall ift, fo kann dies der Petition nicht 
entgegengefegt werden; denn das Wort ift nicht neu geichaffen, fon, 
dern fteht in dem Geſetze. Wenn alfo ein Bitifteller mit benfelben 
Morten des Geſetzes um das bittet, was in dem Geſetze flieht, fo 
ſehe ich nicht ein, wie wir uns veranlaßı finden Tönnten, eine Ueber⸗ 
fhreitung der Geſetze darin zu finden, um fo weniger, als darin ger 
fagt it: „im Sinne des 8. 11.” ES beftätigt fich diefe Anficht 
um fo mehr daburch, wenn man bebenft, daß man die Sache auch 
umfehren fann. Hätte der Bittfteller gefagt, man möge bie Haus⸗ 
halts⸗Ueberſicht des Staates einer Abtheilung zur SIuformation im 
Sinne des 8. 11 vorlegen, und der Herr Marſchall hätte Died ge⸗ 
than, fo möchte ich der hohen Kurie die Frage vorlegen, auf Grund 
weiches Paragraphen hin dieſes Verhalten des Marſchalls irgend 
hätte getndelt werben können? Sch habe Teinen dergleichen gefunden, 
und ich glaube, daß die vorliegende Petition vollſtaͤndig dem Geſetze 
entfpricht. ‚Unter dieſen Umftänden glaube ich auch, daß die Kurie 
feine Berantaffung haben möchte, fich der Betition zu widerſetzen. 
Sollten die Intentionen, die vielleicht vorgewaltet haben mögen, bie 
mir aber feine Befugniß geben, darüber zu richten, In einer beſtimm⸗ 
ten fchriftlichen Form auftauchen, fo würde bann ber Zeitpunkt ge⸗ 
kommen fein, fte zu erwägen nnd, wenn fie über Die Befepe hinnuägchen, 
fich dagegen zu erflären.. Diefer Fall fcheint aber nicht vorzuliegen. 
Hiernach fcheint mir nur ein Zweifel noch übrig, der auch lange Zeit 
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in mir vorherrfchend geblieben war, ber Zweifel, ob die Informain 
wenn fie durch eine Abtheilung herbeigefchafft werben foll, eine zwie⸗ 
face fein foll, eine für jede Kurie getrennte ober eine gemeinihaf 
lihe. Ich glaube, daß man nad dem übrigen Einne der Geſch 
und nach der Lage der Sache eher darauf kommen Fönnte, zu Ian, 
es wmüfle eine gemeinfchaftliche fein, und es ift dies anfany 
meine Anficht geweſen. Dan Tönnte, wenn man dies voraudik, 
fih einen Gefchäftsgang vergegenwärtigen, der, wie ich glaube, a 
fehr Harer fein würde: Es würde, wenn der Landtag zuſammenbe 
sufen if, um Propoſitionen zu beurtheilen, wie bie gg, 4 bie il 
vorausfegen: SteuersAenderungen, Anleihen, Garantieen betr, 
bie Sache damit anfangen koͤnnen, daß ˖ die Ueberficht des Sta 
baushaltes einer gemeinfchaftlichen Kommiſſion übenviefen wir, 
biefe Bericht erflattete, der Bericht dem Plenum vorgetragen wirk, 
dieſes feine Bemerkungen machte, wenn es dazu Beranlaffung fin 
oder fich mit dem Berichte einverfianden erklärte, und daß bann il 
Protokoll dieſer Berathung des Plenums denjenigen Abtheilungn 
die fich mit Anleihen u. f. w. zu befchäftigen haben, zu ihrer Juin 
mation für den ihnen vorliegenden Spezialzweck im Abſchriften u | 
getheilt würde. Das würde ein Gefchäftsgang fein, der Mar m 
folgenreich fein könnte. Es ift auch Seitens der Abtheilung nur dr 
halb davon abgegangen worben, weil $. 14 des Patents die gemeit 
fhaftliche Wirkfamfeit der Kurien fo fehr ſcharf definirt und ausbrüdid 
Binzugefügt hat: Alle anderen Sachen follen in getrennter Kur 
berathen werden. Nur biefer eine Grund bat mid am Ende vr 
mocht, von ber Anficht abzugeben, daß man die Information gem® 
ſchaftlich berathe, und zu der Anficht überzugehen, dag man geil 
dadurch verpflichtet fei, die Information getrennt von und für e 
Kurie einzuziehen. — Aus diefen Gründen dürfte der Antrag de 
Majoritaͤt der Abtheilung gefehlich begründet fein; und ic fi 
darauf an, denfelben Seitens der hohen Kurie zu genehmigen. 
Graf York: Diefer eben von dem verehrten Redner aus ® 

phalen erwähnte Punkt, der auch für mich der einzige if, und M 
nur als Nüglichfeitö-Brage angefehen werden kann, den auch M 
verehrter Redner ber Marf erwähnt hat, dem ich mich ganz anſchlefſt 
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ift der Grund, warum ich der Maforität der Abtheilung nicht: zu⸗ 
ſtimmen kann. Es iſt Immer davon ausgegangen worden, daß bie 
Berathung keine gemeinfchaftlihe fein fol. So lebhaft ich wünfche, 
daß Die Kurien möglichft felbftftändig berathen und möglichft gefons 
dert die Fragen zu behandeln und ins Auge zu faflen haben, fo muß 
ich doch andererfeits geſtehen, daß ich nicht recht weiß, welcher bes 
deutende Grund einer von beiden Kurien gemeinichaftlich gebildeten 
Abtheilung zur Information entgegenfteht. Es tft hier noch nicht von 
der Berathung, fondern von der Information die Rede. Mögen alfo 
auch die ragen, die dann zur Berathung geflellt werden, entweder 
bei dem Bereinigten Landtage, in Bereinigten Kurien over in jeder 
Kurie getrennt berathen werden, fo ſcheint mir aus den Gründen, 
welche das verehrte Mitglied der Herren-Kurie, das in voriger Si⸗ 
gung gefprochen hat, ſo Kar entwidelte, wünfchenswertb, daß gerade 
die Information, das Material für die Berathung, von einer Kom⸗ 
miffion eingefammelt werde, damit ein gleiches Refultat, ein gleicher 
Grund für die Beraihung beider Kurien, mögen ſie getrennt oder zu⸗ 
ſammen berathen, vorgelegt werden kann. Es wird außerdem mög« 
ficherweife eintreten fönnen, daß bie Berichte der beiden Kommiffionen, 
der der HerrensKurie [und der der Dreis:Stände-Kurie, verfchieben 
ausfallen, daß auf Grund der verfchievenen Anflchten der Abthei⸗ 
[ungen oder Kommiffionen nicht ein übereinftinmmender Rath der Krone 
vorgelegt wird, und ed würde der Uebelftand leicht eintreten Fönnen, 
daß die beiden Kurten, theild bei der Berathung, theil& bei dem Re⸗ 
fultate der Berathung, in Konflikt Fämen, der jedenfalls zu vermeiden 
fein wird. Es ift überhaupt, fo weit ed mit der Unficht irgend vers 
träglich ift, die größte Mebereinftimmung zu wünfchen, nicht aber, wie 
mir fcheint, ein nuplofer Kampf, der Daraus entſtehen kann, daß eine 
möglicherweife fich widerfprechende Borlage verſchiedenen Kurien zus 
getheilt wird. Ich würde mich dafür erflären, daß nur eine Kom⸗ 
miffion dem Zwecke entfprechend und wünfchenswerth erfcheint. 

Fürft Sihuswshy: Ich kann mich leider mit dem Schluffe der 
Rede meines verehrten Landsmannes nicht einverfianden erklären. Der 
geehrte Redner hat entwidelt, daß der Grund, ber die Abtheilung 
geleitet haben mag, ein Nüplichfeitögrund geweſen fe. Ich kann 
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biefem nur vollfommen beiſtimmen; jeboch eben weil es ein Rind 
leitegrund iR, glaube ich, daß die Berathung in getrennter Sur 
erfolgen mülle. Der verehrte Renner hat von einem Konflikte ge 
fprochen. Ich fehe nicht ab, wie ein Konflikt entſtehen könnte, u 
eben weil der verehrte Redner fehr richtig und fcharf auseinandergeſh 
hat, daß es ſich nicht um die Berathung, alfo nicht um einen Seit 
ber Abtheilung vorgefchlagenen Befchluß, ſondern nur um die nf 
mation handelt, ift der Konflift unmöglihd. Se. Majektät haben ge 
rubt, in der Befepgebung vom 3. Bebruar zu befehlen, daß die Fine, 
&tats den beiden Kurien vorgelegt werden follen. Diefe ZinanzEii 
find gewiß außerordentlich deutlich aber namentlich für den Financit 
denn ich frage, wer in dieſer Kurie oder in der anderen Kurie, ai 
Ausnahme von Perfonen, die fi aus Finanz⸗Fragen ein frei 
Studium gemacht haben, ift im Stande, fich nach rafcher Durdkd 
eines ziemlich flarfen Volumens, welches Millionen von Zahlen m 
wenig Tert enthält, ein Mares und anfchauliches Bild irgend cm 
Verwaltung, irgend eines Zuftandes, irgend eines Staatshaushalt 
zu entwerfen? Ich muß geftehen, ich bin es nicht im Stande, un 
ich habe von vielen meiner ehrenwerthen Kollegen gehört, daß fe 
dieſe ſpezielle Kenntniß auch nicht zutrauen. 

Run kann ich nur annehmen, daß, nachdem Se. Majeikt 
weifer Mbficht uns den Sinanz-Etat zur Information vorgelegt haben 
Se. Majeſtat auch wollen, daß wir daraus eine gründliche Kenntil 
fchöpfen follen. Wenn nun mancher von uns individuell die Kan 
niffe fich nicht beimißt, um eine gründliche Information fehöpfen U 
fönnen, fo ift es am Harflen und einfachfien, daß wir, wie es Jet 
auch privatim thun könnte, an jene unferer Kollegen uns werd, 
denen wir dieſe Kenniniffe zutrauen. Bei Gelegenheit der Reviin 
des Geſchaͤfts⸗Reglements ift mit großer Majorität von ber hot 
Aurte angenommen worden, daß die genauefle Kenntniß der Per 
lichkeiten unferem Herrn Marfchalle inhäriren muͤſſe. Ich Tann mm 
glauben, daß bied angenommen worden If, fonft würde bie hohe Kur 
nicht beſchloſſen Haben, daß Alles, was nach dem Antrage der ander 
KRurie der Wahl zu überlaflen wäre, der Beftimmung des He 
Marſchalls verbleiben fol. Folglich ziehe ich den Schluß aus hilf 
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Beftimmung ber hohen Kurle, daß, nachdem unferem Herrn Marſchall 
die genauefte Kenntnig der Charaktere und Eigenfchaften fämmtlicher 
Mitglieder der hoben Kurie inhäriren muß, auch der Marſchall am 
beften eine Kommiffion ernennen Tann, die aus Mitgliedern beſtehen 
wird, welche genugfam fich befähigt halten, aus dem Yinanz-Etat, 
der und vorgelegt worden if, ein Hares und anfchauliches Bild auch 
für die weniger befähigten Mitglieber, worunter ich mich zähle, zu 
entwerfen. 

Ich ftimme hierin meinem verehrien Kollegen für den Fuͤrſten zu 
MWittgenflein-Berleburg volfländig bei — und fehe nicht auf bie 
Abſicht, auch glaube ich, daß Niemand in biefer hohen Kurie auf 
die Abficht fieht, die diefes oder jenes Mitglied In der anderen Kurie 
hierbei geleitet haben mag, fondern wir fehen nur auf das, was 
fchriftlih uns vorliegt. Wir wünfchen und bitten, die Information 
nicht jedem @inzelnen, fondern, ſtatt ung, einer Abtheilung vorzu⸗ 
legen, und aus dem Bilde, welches die Abtheilung ſich über den 
Staatshaushalt entwirft, erfolgt ein Abtheilungsbericht. Durch diefen 
Abtheilungsbericht wird uns das in nuce vorgetragen, was in grö- 
ßeren Konvoluten der Abtheilung vorgelegen hat. Wir werden Alle, 
wie ich glaube, nach einem Vortrage von höchftens ein paar Stunden 
ein viel grünblicheres Bild von dem vortrefflich georbneten Finanz⸗ 
wefen, von dem brillanten Zuſtande des Stantshaushaltes erlangen, 
als wenn jeder Einzelne ſich durch endloſe Ziffern durcharbeitet, ohne 
daß dies vieleicht weder zu feiner, noch zu unferer Belehrung dient. 
Ich glaube auch andererfeits, daß bei den vielfachen Befchäftigungen, 
Die auf dem Finanz-Minifterium während der Zeit des Vereinigten 
Landtags laften, wenn von den 600 Mitgliedern beider Kurien Jeder 
von dem durch Se. Majeftät gegebenen Rechte Gebrauch machen will 
und jedem Einzelnen die Information gewährt werben follte, vie 
fämmtliche Zeit der fämmtlichen Beamten des Finanz⸗Miniſteriums 
Die ganze Dauer des Landtags hindurch nicht ausreichen dürfte. Ich 
fehe von der einen oder der anderen Seite in der Information durch 
eine Abtheilung überhaupt nur einen Nutzen, infofern an das Wort 
Bericht nicht der Begriff eines Vorfchlages angefnüpft wird; denn 
aus dem Bericht folgt noch nicht, daß bie Abthellung und vorfchlägt, 
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um dieſes zu bitten, auf jene Abänderung anzutragen ober ig 
etwas bemängeln zu wollen, ſondern es wirb aus einem großen un 
bei weitem für Viele undeutlichen Aftenftüde eine engere, für Au 
faßliche Vieberficht gesogen. Run erlaube ich mir, auf den Zeityul 
zurüdzufonmen, und da muß ich namentlich auf den Grund em 
Accent legen, ben mein verehrter Kollege für den Fürſten zu Bit 
genftein-Berleburg fehr richtig entwidelt bat. Se. Majefät ha 
geruht, im 8. 14 Mar und deutlich den einzigen Fall auszufprein, 
in dem beide Kurien in vereinigter Sigung zu berathen han 
Der vereinigten Sigung gebt allerdings eine Arbeit der aus Pi 
gliedern beider Kurien zufammengefegten Ausfchüffe voraus; ih ſch 
aber nicht ein, wie 8. 11 fo genau mit $. 14 gleichlautend fein Il 
Daß wir, um in Bereinigter Sipung irgend ein von Sr. Nakli 
und vorgelegtes Anleihe Projekt oder ein neues Steuer Proklt 1 
beratben und dazu unfere ftändifche Einwilligung zu geben, dab mi 
fage ich, unumgänglich nothwendig die Information, wie fie un $ 
11 zugefichert ift, in Vereinigter Kurie oder fombinirtem Ausldul | 
entgegennehmen muͤſſen. Setzen wir den Fall, dag Se. Wall 
gerubt, den Vereinigten Landtag zu berufen, ohne, was bei dM | 
brilfanten Zuftande der preußifchen Finanzen fehr Teicht möglid ü 
eine Anleihe oder ein Steuerprojelt uns vorzulegen. Geſchaͤhe Din 
fo würde nichtödeftomeniger $. 11 vollfommen wahr daſtehen bleiben, 
und. nur die Anwendbarkeit des 8. 1A, die gemeinfame Berathuf 
beider Kurien, fiele weg. Es werden ſich gewiß Stellen in den # 
4—10 finden, wie 3. B. $. 8, mit deren Beweisführung id) die ho 
Kurie nicht aufhalten will, welche es aber möglich machen, dab & 
Mafeftät ung hierher beruft und den Sinanz-Etat vorlegt, ohne Ar 
neue ‚Steuer, eine Anleihe gu proponiren; wir würden und DM 
Informiren und hätten doch feine fombinirten Ausſchuͤſſe. Nun fm 
ih auf den. 2ten Theil, den Nüplichfeitspunft bei einer vereinigt 
oder getrennten Abtheilung. Ich fehe nicht ein, warum aus den 1 
trennten Abthellungen ein Konflift entfiehen Tönnte. Wenn wir ith 
Jever einzeln den Finanz⸗Etat durchgehen, fo bildet ſich eine indio— 
duelle Meinung jedes Einzelnen, alfo hier von 82 Mitglieder, 7 
der anderen Kurie können ſich 500 verfchiedene Meinungen DIT 
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Benn nım in Bolge des Berichtes, der ums vorgelegt wirb, ohne 
aß auf biefen Bericht eine Beichlußnahme von Seiten der Abthei⸗ 
ung beantiagt wird, wie ich die Ehre hatte zu fagen, wenn alfe 
n Folge diefed Berichtes fich Hier zehn oder eine bivergirende Mei⸗ 
zung und drüben eine oder 100 divergirende Meinungen bilden, fo 
ft der Konflift nicht größer, ob der Etat den BVereinigien Kurien oder 
jeder Kurie getrennt vorgelegt wird. Dann werde ich mir noch er 
lauben, eine technifche Frage hinzuzufügen. Wenn in der vereinigten 
Abtheilung ber betreffende Gegenftand durchforſcht und in Folge deſſen 
der Bericht: gemacht worden ift, wo foll der Bericht vorgelegt wer⸗ 
ben? Wer foll uns den. Bericht bier vorlegen, und wer in der anderen 
Kurie? Dann müßten alfo zu der $. 11 zugefagten Information bie 
Bereinigten Kurien zufanmentreten, um den Bericht darüber zu hören, 
oder die Abtheilung müßte ſich in zwei Theile fyalten, und der eine 
Theil der Mbtheilung, welcher der Herren-Surie angehört, würde den 
Bericht hier vorlegen, und der andere Theil der Abtheilung, ‚welcher 
der Drei⸗Staͤnde⸗Kurie angehört, würbe ihn dort vortragen. Wenn 
wir in den Vereinigten Kurien fipen, fo haben wir uns gerade ler 
diglich nach 8. 14 zu verhalten. Diefer Paragraph fagt, daß wir 
nur bei Steuer und Anleibefragen in den Vereinigten Kurien zu 
figen haben, nicht um eine Information entgegenzunehmen. Endlich 
hat Se. Majeftät- in der Allerhöchften Botichaft vom 22. April — 
es ift dies ein Gegenftand, den ich nur fehr zart berühren darf — 
geruht, die gegenmwärtige Geſetzgebung, bie uns hier vereinigt, bil⸗ 
dungsfähtg zu nennen. Es iſt wohl möglich, daß dieſes neue 
Inſtitut, die Herren⸗Kurie, die durchaus nicht hiftorifh im Lande 
fußt, fondern nur eine Emanation des Allerhoͤchſten Willens Sr. 
Majeftät ift, daß dieſe HerrensKurie, fage ich, einer fehr großen Bil⸗ 
dung und alfo auch einer größeren Trennung entgegengehe, als es 
gegenwärtig der Fall ift, und als wir jet vorauszufehen vermögen. 
Ich glaube daher nicht, daß ed an uns ift, einen Anfnüpfungspunft 
zu fuchen, der einer folchen Trennung, ich will e8 nicht Zwei⸗Kam⸗ 
mer-Syftem nennen, irgendwie hindernd in den. Weg treten fönnte. 

Die hohe Kurie wird wohl einfehen, was mic verhindert, weiter 

dieſen Gegenftand zu berühren. 








Graf Purshaus: Ich meinerfelts Tann mich nur dem anfdlicn 
was mein verehrter Kollege aus Schleſien wor dieſem durchlauchtn 
Redner, der eben geſprochen, gefagt hat, daß ich es näulich uneniid 
swedmäßiger und einfacher finde, wenn eine foldhe Information mn 
einer Vereinigten Abiheilung genommen und den Bereinigtn Kur 
vorgetragen wird. Sch glaube, daß in Bezug auf bie Zeit an w 
fentlicher Grund zu finden if, um diefen Weg zweckmaͤßiger ur 
achten. Denn ich fehe nicht ein, wie viel Zeit, wenn ein fol 
Gegenſtand in getrennten Abtheilungen und Kurien berathen we 
foßte und dieſe Abtheilungen nun verfchiedener Anſicht wären, Wo 
viel Zeit, fage ich, dann vergehen müßte, che diejenigen Adtheilungı 
nur zu irgend einer Beratfung und Befchlußnahme kommen fünnia 
die außerdem berufen find, über die Yinanz-Aingelegenheiten Ihr Or 
achten an die Kurien abzugeben. Ich fehe darin eine große # 
jögerung und Werweitläuftigung des Gefchäftes. Endlich fan H 
mir auch nicht erflären, wie bie verſchiedenen Meinungen, di ſe 
etwa kundgeben follten, dann eigentlich zu einem Ganzen zufamut 
zubringen find. Es würde doch jedenfalls eine fehr unangenehe 
Erfcheinung fein, wenn die eine Kurie fagte: wir finden an M 
ganzen Finanz» Verwaltung durchaus nichts zu erinnern, wir hehe 
feine Wünfche, wir find vollkommen damit einverftanden, wäh 
die andere Kurie fagte: wir haben dies und dies Bedenlen. 4 
fehe ich durch den Borfchlag noch fein Mittel, um die verlhiem 
Meinungen auszugleichen und fich zu verftändigen, und demnach fl 
ich nicht anders glauben, als daß es zweckmaßig iſt, in einer bo 
einigten Abthellung umd in den Vereinigten Kurien diefen Gegenfan 
abzufaflen. 

Benfft son Pilſach: Ich muß dem, was von dem lehlen # 
ehrten Redner und von einem anderen Herrn aus Schleflen nei 
worden iſt, darin beitreten, daß die in Rebe flehende Prüfung " 
einer aus Mitgliedern beider Kurten beſtehenden Abtheilung aneb 
mäßiger ſei, als wenn fie in gefonderten Abtheilungen beider Ku! 
erfolge. Gleichwohl muß ich mich gegen einen folchen Vorſchlag " 
Mären und infofern mich ganz dem vorleßten verehrten Rebner A 
ſchließen, als vielleicht Rüdfichten der Politik, jedenfalls aber 1) 
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Beftimmungen bed $. 14 des Geſetzes vom 3. Februar, dem ent« 
jegenfteben. Sch glaube, wir befinden uns bier aber in einer 
Rollifion, der wir entgehen können, wenn wir der Hauptfache nach 
zanz bei der bisherigen Verfahrungsweiſe bleiben, und ich geftehe, 
yaß ich davon mich eigentlich nicht überzeugen fann, daß diefe Vers 
fahrungsweiſe wefentlichen Bedenfen unterliege. Ich bin dem ver- 
ehrten Mebner, der in der vorigen Sitzung fo ausführlich über biefe 
Sache geiprochen hat, wie ich glaube, aufmerfjam gefolgt und habe 
die Gründe, die von ihm für die beantragte Petition angeführt find, 
jorgfältig erwogen. Ginverftanden bin ich darin, daß ein gründliches 
Eingehen in den Staatshaushalt unerläßlich if. Auch darin flinme 
ich mit jenem Redner überein, daß die Mitglieder, welche mit einer 
jolchen Prüfung beauftragt werden, möglichft fachfundige Männer 
jein müflen. Ich erfenne es ferner für richtig an, daß nicht eine 
Abtheilung in Beziehung auf ein Steuergefeß oder eine Anleihe die 
fraglihe Prüfung vornehme und eine andere Abtheilung in einer 
ähnlichen Angelegenheit fich wiederum derſelben Prüfung unterziehe, 
halte es vielmehr für höchft wünfchenswertb, daß diefe Prüfung nur 
von einer.und berfelben Abtheilung erfolge. Allein ich kann mich 
nicht überzeugen, daß das nicht Alles zu erzielen wäre, wenn fänmt« 
iche auf Staats-Anleihen und Stener-Veränderungen fich beziehende 
Seichäfte, nebft der Prüfung des Staatshaushalte, einer 
ınd derſelben Abtheilung übergeben würden. Meines Grachtene 
vürde dann der Unterfehied mit ber beantragten Mafregel darin 
seftehen, daß die Prüfung des Stantshaushalts ſich auf beftimmte 
Richtungen befchränfte, und das, glaube ich, ift durchaus genügend 
ınd enthebt uns einer vielleicht in mander Beziehung nicht ange⸗ 
nefienen Bitte. 

‚Fürft Synar: Ich Tann mich nur der Anficht meines verehrten 
Sreundes aus Ober» Schlefien in dem Wunfche anfchließen, daß der 
Haupt» Sinanz» Etat in Abtheilungen beider Kurien geprüft werben 
röge, und kann nicht glauben, daß hierdurch Veranlaffung zu bedenk⸗ 
ichen Konflikten gegeben werben würde; aber felbft wenn eine jebe 
Burie eine. gefonderte Anflcht über den Binanz- Etat gewinnen follte, 
o wäre dies prinzipiell noch Fein Uebelſtand; denn es liegt ganz in 
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der Natur eines Zweikurien⸗Syſtems, daß fich im jeber Kure im 
ihr eigenthümliche Staats⸗Anſchauung bilde, in welcher auch die dr 
fiht über den Staatshaushalt mitbegriffen fein müßte Bon ie 
einen Seite würde man den Gegenftand mehr aus dem Standpunlt 
der Fortbildung betrachten, während von der anderen bad Print 
der Stabilität leitender bleiben dürfte. Bei berathenden Körperfhahn 
önnte daraus, nach meiner Anficht, Fein Uebelſtand entſtehen. 
Graf York: Ich kann der Meinung des Fürften, ber jo dm 
geiprochen hat, nicht beitreten, ich Tann mich auch wicht über 
erachten durch die Rede bes fehr beredten fürftlichen Mitgliedes a 
Schlefien, welches früher ſprach. ES handelt fich immer nur ir 
um eine Vorberathung, um eine Information, alfo um Notizen, U 
Nachrichten, die erft eingefammelt werden ſollen, um dann die ® 
ratbung in der ganzen Kurie vorzunehmen, und da muß ic an 
daß, wenn von verfchiedenen Geſichtspunkten aus der Finanz: 
angefehen wirb und fi) möglicherweife ein widerſprechendes Bih i 
beive Abtheilungen herausftellt, dann für mich bei ber Beralhm 
und ber darauf folgenden Beſchlußnahme ſich allerdings leicht @ 
Kolliion zwifchen den beiden Kurlen herausfteflen Tann, {ofen R 
getrennt berathen, und ich habe fihon vorher ausgefprochen, dub * 
mein lebhafter Wunfch fei, daß es je mehr und mehr möglich weit 
daß jede einzelne Kurie felbftftändig berathe. Wenn das ab X 
Fall fein folte, fo halte ich dann gerade ed um fo wünfhenswertit 
daß eine einzige Kommiſſion, deren Mitglieder aus beiden Kunen! 
gemeinfchaftlicher Information zufammengefet find, beſtehe. Da 4 
ſehe, daß das verehrte Mitglied für die Mark Brandenburg, welſ 
das vorige Mal einen fo ausführlichen und Haren Vortrag über dicht 
Gegenftand gehalten hat, jetzt anmwefend ift, fo würde ih mir! 
die Frage erlauben: wie denn aus. der Iufonfequez, die Ih in da 
Bortrage zu finden geglaubt habe, glücklich herauszukommen win 
Indem ich allen Gründen beitrete, daß eine Kommiſſion det ! 
als drei, die, wie mir fcheint, ganz unmiderleglich find, fo fan e 
nun nicht einfehen, wie dieſer Uebelſtand für zwei geirennte Ali 
Iungen der beiden Kurien nicht. ftettfinden folle, die auch nicht IF 
ſammen die Information fich erwerben fönnen, fonft würde I! 
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eine Kommiſſion fein, fondern auch nad; einander, wobei Dann auch 
ein großer Zeitraum dazwifchen liegen Tann, und fo würde diefer 
Uebelftand Bann nur für jede einzelne Kurie oder flr den Vereinigten 
Landtag eintreten: Fönnen, der jetzt bei drei Abtheilungen flattfinden 
würde, Ich muß: geftehen, daß ich die Konſequenz da nicht habe 
herausfinden fdanen, und ich wuͤrde ſehr gern mich darüber belehren 
laſſen. 

Graf von Diethen: Um nich kurz zu faſſen, deduzire ich ſor 
Nach dem Allerhoͤchſten Patente haben wir weder das Recht, noch 
die Befugniß, den Finanz⸗Etat zu begutachten und noch weniger ihn 
zu berathen, und nach meinem MWunfche wird dieſes Recht uns von 
der Krone hoffentlich nie eingeräumt werben. Die vorliegende Brage 

betrifft nur eine Information, die wir nehmen follen; wir follen und 

überzeugen, wie der Finanz-Etat befchaffen ift, durch die uns vorge: 
legten Materialien, und da fann ich mich lediglich der Anflcht meiner 
beiden verehrten Gönner aus Schleflen anſchließen, daß hierzu eine 
Kommiffion ernannt werde, aus beiden Kurien zuſammengeſetzt und 
vielleicht nad Berhältniß der Stätfe der Kurien an fih. Es wird 
Dadurch, wie ſchon vorhin erwähnt wurde, eine tinendliche Zeiterſpar⸗ 
niß brebdungen und iſt dem Zwecke vollkommen genügend. Ich ſehe 
alſo nicht ein, warum dieſe Information nur partiell und nicht ſum— 
mariſch gefaßt werden ſoll. 

Graf von Arnim: Ich bedaure, an der Debatte feinen aus⸗ 
führlichen Antheil nehmen zu können, weil ich mich wegen Seiferfeit 
kaum verftändlich machen kann; ich erlaube mir aber doch, mit wenigen 
orten auf die Frage zu antworten, die ein geehrted Mitglied aus 
Schleſien an mich gerichtet hat. Ich glaube, es tft doch eine große 
Verſchiedenheit, ob von zwei an flch getrennten Körperfchäften fi 
eine jede durch eine Abtheilung aus ihrer Mitte informiren Täßt, fei 
es zu gleicher Zeit, ſei es zu verfchledenen Zeiten, oder ob eine und 
Diefelbe Körperfchaft, die Vereinigten Kurien, fi durch zwei oder 
prei verfchiedene Abtheilungen über denfelben Gegenftand Vortrag 
Halten läßt. Die Unvereinbarkeit bes Berfahrens, wonach zwei ge- 
trennte SKörperfchaften fich über den Staatshaushalt ein Gutachten 
geben laſſen, mit der Praxis kann ich fchon deshalb nicht anerkennen, 
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weil fie in den meiſten Ländern ſtattfindet, wo das Fweilammerigire 
beſteht. In keinem berfelben wird der Landtag auseinandergehn 
ohne fich ein Bild des Staatshaushalts gemacht zu haben, uni 
feinem derfelben findet hierzu eine Vereinigung beider Kammern fut 
Ich betrachte Das, was ich eben gefagt habe, nur als eine Anten 
auf die Trage meines geehrten Kollegen aus Echleften. Zur Eık 
aber befchränfe ich mich heute auf den unmaßgeblichen Bora 
diefe Frage, die in der Abtheilung, nicht ſowohl nach ihrer Zu 
mäßigfeit als nad der Rage des Geſetzes und die auch hier tm 
verfchiedenen Seiten verfchieden beantwortet worden iſt, je naht 
das Gefeb fo oder fo ausgelegt wird, dieſe Frage über tie Aut 
legung des Geſetzes in dieſer Beziehung lediglich Sr. Majelät u 
heimzuftellen. Se. Majeftit werden am beften wiflen, wie Sie M 
Geſetz in diefer Beziehung gedeutet haben. 

Ich reſumire alfo kurz folgende Balta: Der Landtag [el 
nad dem Gefepe von dem Staaishaushalte informiren, und # 
glaube nicht zu irren, wenn ich behaupte, daß Diesmal, wo IM 
Adtheilung fih damit befchäftige hat, der Landtag, nur in IM! 
wenigen Mitgliedern von der eigentlichen Lage des Staatshaustilt 
änformirt, ſich trennen werde. — Nach der übereinfimmenden © 
Härung der Herren Landtags⸗Kommiſſarien foll ferner die Informa 
durch die Vorbereitung in den Abtheilungen ftattfinden. — Der 
Landtage-Rommiffar bat endlich ausdruücklich Folgendes erklärt: Ri 
der Staatshaushalt einer befonderen Abtheilung zur Berathung M 
Begutachtung vorgelegt werde, oder der Abtheilung, welcher bie ſieh 
vorliegt, ob neue Schulden oder Steuern Fonfentirt werden Il 
ift eine Frage von geringer Bedeutung.“ — Wenn nun biefe AM 
native nad der Anfiht des Herrn Landtags» Kommiflard von # 
tinger Bedeutung ift, fo folgere ich, daß, wenn bie Kurie der Mi 
Stände und mehrere Mitglieder diefer Verſammlung wünfcen, ! 
die Information durch eine befondere Abtheilung gefchehe, bea 
die Bitte an Se. Majeftät gewiß als eine ftatthafte erſcheint. N 
fann ſich alfo nach meiner Meinung dem Wunfche, tie er und eu 
ber Kurie der drei Stände vorgelegt ift, pure anfchliegen, in DH 
auf die Frage aber, ob die Abtheilung, die ernannt werden fol, uh 
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beiden Kurien vereinigt oder getrennt beſtehen ſolle, Se. Majeſtaͤt 
bitten, fie als einen Punkt, bei dem man zweifelhaft ſei, wie das 
Geſetz zu verftehen, Alterhöchftfelbft zu entfcheiden. 

Graf Dyhen: Sch erlaube mir, dem fehr verehrten Redner, 
der eben geredet hat, zu bemerfen, Daß ich auf die Anführung, daß 
In allen anderen conftitutionellen oder landſtaͤndiſchen Verſammlungen, 
bei denen das Zweifammer-Syftem befieht, jede Kammer fich getrennt 
den Staatshaushalt vorlegen läßt, nur ermidern muß: daß in den 
Finanzfragen auch jede Kammer für fich ſelbſt entfcheidet, wir aber 
nach dem Geſetze vom 3. Februar in Finanzfragen mit der anderen 
Kurie zufammentreten müffen. Ich halte e8 daher wohl für das 
Natürliche, Nüslichfle und Kürzefle, wie bier fchon hinlänglich er⸗ 
Örtert worden ift, wenn wir von einer Abtheilung, in welche die 
tafentvolften und in SBinanz + Angelegenheiten Fenntnißreichften Mit⸗ 
glieder gewählt werden, inftruirt werden. Darin muß ich aber mit 
dem verehrten Redner vollfommen übereinftimmen, namentlich was 
meine Perſon anbetrifft, daß ich durchaus uninformirt über den jetzi⸗ 
gen Staatshaushalt von bier fcheiden werde; denn ich kann mir 
weder die Kenntniffe noch das NRechnungstalent zutrauen, um über 
die vorgelegten Etats Far geworden zu fein, und ich hätte wohl ge« 
wünfcht, von den großen Finanz= Talenten, welche fowohl in dieſer 
als in jener Kurie gewiß zu finden find, belehrt worden zu fein. 
Auch mit dem lebten Theile deſſen, was der geehrte Redner fagte, 
ſtimme ich ganz überein. Sch glaube, es iſt Sr. Majeſtät dem 
Könige zu überlaffen, ob getrennte oder vereinigte Abtheilungen ſtatt⸗ 
haben follen. Ich für meinen Theil würde für eine einzige Abtheis 
lung ftimmen; aber ich halte die Berathung über den Yinanz = Etat 
felbft für fo zwedmäßig und fo nuͤtzlich, daß es mich fehr fchmerzlich 
berühren würde, wenn diefer, nad) meiner Anficht, ganz untergeords 
nete Bunft die Bitte an Se. Majeftät auch nur eine halbe Stunde 
verzögern follte. 

Fürft Sichnowsky: Das ift alfo das Amendernent, welches mein 
verehrter Kollege aus der Mark Brandenburg vorgefchlagen hat, und 
dem ich nur vollfommen beiftimmen fann. Würden nicht Ew. Durch» 
laucht fragen, ob diefes Amendement Unterftägung findet? 


“_ 





Sandings- Marche: Es fragt fih, ob ber Vorſchlag, du 
gemacht worden ift, bie gefebliche Unterſtüzung von 6 Mitglieden 
findet. 

(Wird ausreichend unterflübt.) 

Graf York: Ich muß nur fagen, daß, wenn wir audfptehen 
"wollen, daß Sr. Majeflät die Beflimmung darüber anheimgegem 
werde, ich glaube, daß dazu fein Befchluß der Kurie nöthig fi 
wird. Das erfolgt ganz von ſelbſt, daß Se. Majeftät befehlen win, 
wie die Kommiſſion zufammengefept fein fol; es handele ſich vik 
mehr nur darum, daß wir Sr. Majeflät ausfprechen, welche Ankdı 
wir darüber hegen, und es iſt wohl unerläßlih, Daß wir und di 
über ausfprechen müffen, ob wir eine oder zwei Abtheilungen it 
erfprießlicher halten. Es wird alſo zur Abflimmung immer Toms 
müfien, ob zwei oder eine Abtheilung und als das Entfprechenik 
erſcheint. 

Fuͤrſt Wilhelm von Radziwill: Wenn ich alten gemachten Dr 
fchlägen zur Erlangung. der Information gefolgt bin, die aus du 
8. 11 des Geſetzes vom 3. Bebruar über den Zuftand des Stualk 
Haushaltes uns zuſtehen, fo ift bei allen dieſen Borfchlägen ai 
Schwierigkeit, ein Nachtheil ftchen geblieben, der des großen Zer 
verluftes bei den Beraihungen in Abtbeilungen des Vereinigten La 
tages. Ich glaube, daß eine genaue Information über den Stat 
Haushalt eine fo umfaflende Arbeit ift, daß ich gar nicht in Jay 
und Wochen das Zeitmaß ausfprechen möchte, das nöthig fein mir 
um diefe Information ſich vollſtändig zu verfhaffen, fo zu verfdaftt 
baß man in pleno ben vorkommenden Fragen genügend begegm 
fönnte. 

Es würde mir deshalb für den ganzen Gang ber Berathun 
in den Vereinigten Kurien zweckmäßig erfcheinen, wenn bie Jnlt 
mation von Haufe aus durch ſtaͤndiſche Mitwirkung erfolgen Fön 
Es wäre nach meiner Anficht nöthig, daß eine folche informatie 
eine vollſtaͤndigere Ueberſicht enthielte, als fie dieſesmal den Shaͤnde 
gegeben worden iſt. Wenn ich mich frage, auf webche Weiſe dit 
Zwed erreicht werben Linwe, fe finde ich .ein Mittel dazu in M 
Gefegen vom 3. Februar. Die Corporation, bie ‚bier zweclmißi⸗ 
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eintreten koͤnnte, wäre der flänviiche Ausſchuß. Wenn biefe Corpo⸗ 
ration, mit .dem Finanz ⸗- Miniſterium vereint, die Ueberſicht abfaßte, 
die den Ständen vorzulegen wäre, fo würde Die Information Dolls 
ftändig vorhanden fein. Der Bereinigte Landtag würde fi) dann 
nicht ſpeziell in Abtheilungen damit zu befchäftigen haben, und ſomit 
fogleich an die Berathung ber Finanzgeſetze fchreiten fünne. 
Frhr. Senfft von Pilfah: Ich will auf dasjenige, was ich 
bereits erklärt Habe, nur. kurz zurüdfonmen Es ift datgethan wors 
den, wie. wünfchenswerth es fei, daß die Prüfung des Staatshauss 
halte8 von .einer. aus beiden Kurien zufammengefegten Abtheilung 
erfolge. Es ift auf der anderen Seite aber auf das obiwaltende ges 
jegliche Hinderniß .hingewiefen worden, und ich glaube faum, Daß 
diefes Hinderniß gu befeitigen fein wird. Es Heißt in dem $. 1A 
bes Gefetzes vom 3. Februar d. J.: ' 
„Denn ber Vereinigte Landtag über eine Prapofition wegen Aufnahme neuer 
Staats⸗Anleihen ($. 3) oder wegen Einführung neuer Steuern ober Erbö- 
hung ber beftehenden Steuerfäbe ($. 9) zu befchließen bat, fo tritt der Her- 
renſtand mit ben Übrigen Ständen zu gemeinfchaftlicher Berathung und Be— 
fchlußnahme zuſammen. In allen anderen Fallen erfolgt auf dem Bereinigten 

Landtage die Berathung und die Abflimmung bes Herrenſtandes in abgefon« 
derter Verſammlung.“ 

Es ſcheint mir alſo nicht moͤglich, daß wir dem Geſetze genügen 
und doch eine ausſchließlich zur Prüfung des Staatshaushaltes bes 
ftimmte Abtheilung aus beiden Kurien zufammenfegen. Ich glaube 
aber, wir fommen aus biefer Kollifion heraus, wenn wir derjenigen 
Adtheilung, welche den Staatshaushalt prüft, alle auf die Veraͤnde⸗ 
rung in der Steuergefebgebung oder auf Anleihen Bezug habenden 
Geſetze zuweiſen. Wenigſtens möchte ich wünjchen, daß vorläufig 
und bis mehr Erfahrungen gefammelt worden find, es fo gehalten 
werde. Uebrigens muß ich noch erwähnen, daß in dem Gutachten 
der Adtheilung gefagt ift: es folle der Dereinigte Landtag „Oeles 
genheit erhalten, Bitten, bie fi) auf den Staatshaushalt und die 
Binanz-Berwaltung beziehen, Sr. Mojeftät vorzulegen.” 

Hiernach glaube ich, handelt es fich um bie Frage, ob wir Er. 
Majeſtät eine Bitte vortragen wollen, die zur Bolge hat, das wir 
eine ganz allgemeine, zur Begutachtung des Staatshaushalts führe 
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sende Prüfung deſſelben vornehmen, oder ob wir nach wie vor ti 
Prüfung auf die Information befchränten wollen, die in Betrefi t: 
waiger Anleihen oder Veränderungen in ber Beſteuerung erforberliä 
it. Ich bin dagegen, jene Bitte auszufprechen, aus ber gefolgm 
werden fönnte, daß wir den ganzen Staatshaushalt zu begutadia 
begehren. Will Se. Majeftät den Ständen die Pflicht einer joldn 
Begutachtung übertragen, fo ift das etwas Anderes; aber barım 
bitten möchte ich nicht, am wenigften jedoch eine Bitte audipteän, 
welche indireft zu einer folchen Begutachtung führen möchte. 
Graf von Sierkorpff: Ich erlaube mir den Zweifel aufzufela, 
daß, wenn in Folge der Information die Abtheilung ber einen Ku— 
rie ein Darlehn oder eine Steuerbewilligung für zuläffig und di 
Abtheilung der anderen Kurie daſſelbe für nicht zulaͤſſig eradın 
ſollte, wie alsdann die zwei Abtheilungen fich einigen folen? 2 
Beichlußnahme der Steuerbewilligung ift eine gemeinfchaftlice. Pl 
bin muß auch der Grund, auf welchem die Befchlußnahme ber, 
das heißt: die Information gemeinfchaftlich fein. | 
Graf von Kielmannsegge: Wenn ich den Berathungen nal 
gefolgt bin, fo dreht es fich darum, ob in den Fallen, wo nad M 
SS. A bis 10 der Allerhöchſten Verordnung vom 3. Februar d- 
die ftändifche Mitwirfung eintritt, die Abtheilungen der beiden Kur 
rien getrennt oder vereinigt arbeiten follen; da aber die Anfichten de 
beiden Kurien gerade für diefe Gegenſtaͤnde fehr verſchieden fein ir 
nen, erlaube ich mir vorzufchlagen, daß flatt der beantragten Bafı 
folgende gewählt würde: 
„daß Se. Majeſtät allerunterthänigft gebeten werde, Allergnäpigf zu gehalt" 
daß der Haupt-Finanz-Etat und die Weberficht ber Finanz-Verwaltung et" 
Abtheilung jeder Kurie zur Vorberaihung, bann aber ben aus beiden Kun® 
sereinigten Abtheilungen zur gemeinfhaftliden Berathung vor Beridt 
erftattung im Plenum überwiefen würde.“ 


Ich glaube nämlich, es Tönnten die Anfichten über die Voh 
wendigfeit einer Anleihe, einer neuen Steuer oder einer Garantie N! 
die beiden Kurien fehr verfchieben fein, und es fcheint Darum zundd 
die getrennte Berathung in den Abtheilungen aus beiden Kun 
räthlich und faſt nothwendig; ich erlaube mir deshalb, dieſe Mit 


J 
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derie Faſſung zu beantragen, daß alſo ber Finanz⸗Etat und bie 
Weberficht der. Finanz »-WBerwaltung einer Abtheilung jeber Kurle zur 
Vorherathung, dann aber. den Abtheilungen beider Kurlen zur ge⸗ 
meinfhaftlidhen Berathung überwiefen werben, da die Disfuffton 
über die betreffenden Angelegenheiten nach der Verordnung vom 3. 
Februar in den Bereinigten Kurien ftattfindet. 

Sandtags-Marfchull: Das ift ein neuer Antrag, und ich muß 
darum fragen, ob er die gefebliche Unterftügung von 6 Mitgliedern 
findet. Er hat fie gefunden. 

Fürft son Hohenlohe: Es ift fchon früher hervorgehoben wors 
den, was die Berwelfung der Information .an eine Abtbeilung der 
Vereinigten Kutien geſprochen hat, und was. für die Zutheilung der 
Sache an die verfchiedenen Kurien ſpricht. Eines. habe ich aber 
noch vermißt. Es ift das: Wenn Petitionen vorgelegt werben, welche 
eine ſolche Information erfordern, fo ift es wünfchenswerth, daß bie 
Abtheitungen, welche Ausfunft geben fünnen, aus der Kurie zuſam⸗ 
mengefest find, in welcher bie Petitionen berathen werden. Ich muß 
jest darauf aufmerffam machen, daß in ver Abtheilung felbft, wo wir 
darüber berathen haben, fich die Debatte fehr lang ausgefponnen hat. 
Es waren Biele dafür, den Gegenſtand einer gemeinfchaftlichen Ab⸗ 
theilung zu übergeben, und eben fo Viele erftärten fi) dafür, ihn 
verfchiedenen Abtheilungen aus den Bereinigten Surien zu überlaffen. 
Sch glaube, daß wir dem Antrage des geehrten Mitgliedes aus ber 
Mark beitreten fönnten, ed der Beſtimmung Sr. Majeftät zu über- 
lafien. Was den Antrag bes gechrten Mitglievded an meiner Seite 
betrifft, bet Zufammenftellung des Finanz» Etats die Kommiſſion der 
8 zuzuziehen, fo muß ich mich Dagegen erflären. Es würde dies 
weiter gehen, ald das Gefe und geftatte. Der Antrag der Kurie 
der drei Stände geht darauf hin, uns nad) dem Geſetz vom 3. Fer 
bruar eine Information zu verfchaffen, weiter nichts. Inſofern das 
Geſetz es geftattet, hat die Abtheilung fich demfelben angefchloffen. 

Fürft W. von Radziwill: Es tft die Vermuthung meines verehrten 
Kollegen dahin ausgefprochen worden, als wenn ich weiter gehen wollte, 
als 8. 8 geftattet. Ich habe in meinem Antrag hingeftellt, daß bie 
8 Mitglieder zugezogen werden möchten zur Feſtſtellung der Ueber⸗ 
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ſicht, die gegeben werben ſoll. Es verſteht ſich won ſelbſt, meine A 
ficht ging nicht weiter, als an bie Stelle der Abtheilung zu fen 
eine Kommiſſion nach den verfchlevenen Anfichten der Kurim, vi 
entweder aus den Bereinigten Kurien oder aus jeber Kurie beim 
ders gebildet werden fol Wein Antrag war nur im Intereſſe de 
ZatsErfpamiß. 

Jandtags⸗Marſchall: Es ift zu ermitteln, ob dieſer Antrag di 
geſehliche Unterflügung von 6 Mitgliedern findet. 

(Rad einer Pauſe.) 

Er bat fe nicht gefunden. 

Referent Graf Eberhard zu Stolberg: Wenn ich vorhin ride 
verſtanden habe, fo hat ein Mitglied, das in der Abtheilung ann 
fend war, ein Amendement in Vorſchlag gebracht. Iſt es nm ti 
laubt, daß ein Mitglied, das in ber Abtheilung anweſend war, M 
Amendement zu dem Gutachten der Abtheilung in Borfchlag brindl 
fo glaube ich, daß es vieleicht auch dem Referenten erlaubt I 
dürfte, in Beziehung auf das, was vorhin gefprochen wurde, iM 
namentlich in Beziehung auf die fo fehr verfchiebenen Meinung, 
ob überhaupt eine Abteilung gebildet werben fol, welcher der dr 
nanz⸗Etat vorgelegt werben fol, ob dieſe Abtheilung in jeder Kur 
befonders gewählt oder eine gemeinfchaftliche fein fol, ob es © 
Majeftät zu überlaffen fei, zu beſtimmen, ob zwei ober eine Ablher 
lung gebildet werden. Wenn ich ferner noch das aufnehme, m 
Se. Durhlaucht der Fürft von Radziwill gefprochen hat in dr 
siehung auf das Zuziehen biefer befonderen Abtheilung ver act 1 
wählten Herren, fo werde ich in Beziehung auf dieſe verſchiedenen 
Meinungen mir erlauben, eine Baffung vorzufchlagen, welche viele 
genügen fünnte. Sie geht nämlich dahin: 

„Se. Majeſtät den König allerunterthänigft zu bitten, dem Vereinigten Earl 
tag den Weg anzuweiſen, auf welchem fich berfelbe hie nöthige Informann | 
über ben Haupt -Binang- Etat und bie Ucberfiht ber Finanz» Verwaltung m 
. Sinne bes $..11 bes Patente vom 3. Februar zu verſchaffen habe.“ 


Sch weiß nicht, ob die Faflung unterflügt werden wird, ich glau 
aber, es hat fich bier eine Mnficht dahin ausgefprochen, da, tie 
Sache jest Hegt, die Information, die doch durch das Beleg Mb 


— 401 — 


ſichtigt worden iſt, nicht erreicht wird, und ich glaube daher, daß ſich 
die Oefinnungen bahin vereinigen koͤnnen, auszuſprechen, was ich 
vorzuſchlagen mir erlaubt habe. 

Fandtags⸗Marſchall: Es fragt fich, ob biefer Vorſchlag die ges 
fegliche Unterftägung von 6 Mitgliedern findet: - 

(Es erheben fich mehr als 6 Mitglieder.) 

Prinz von Hohenlohe: Ich mache darauf aufmerffam, daß das 
Amendement, das von dem verehrten Mitgliede aus der Mark ge 
ſtellt iſt, einem Zweifel begegnen will, der in der Petiton der Drei« 
Stänve-Kurie liegt: Das Amendement, daß ber geehrie Herr Ref 
rent .aber geftellt bat, hebt, fo zu fagen, die Petittön.auf; wir muͤſ⸗ 
fen alfo entweder eine Aenderung der Petition Freiren, oder wir mäf« 
fen uns der Belltion anſchließen. Das iſt der Unterfchird zwiſchen 
den beiden Amendements. 

Graf zu Solms-Barnth: Sch glaube, die Uedergeugung hat ſich 
bei der hohen Verſammlung herausgeſtellt, daß eine Abtheilung je⸗ 
denfalls nothwendig iſt, um die Information über den Staatshaus⸗ 
halt zu erlangen; es ift nur zweifelhaft, ob dieſe Abtheilung aus’ den 
Vereinigten Kurien oder ob von jeder der Kurien eine ernannt werde. 
Der Vorſchlag, den das geehrte Mitglied aus der Mark Branden⸗ 
burg gemacht Hat, fcheint mir ein ganz angemeffener zu fein, nämtich 
daß man Se, Majeftät den König bittet, Allergnaͤdigſt zu beflimmen, 
daß eine Deputation oder Abtheilung in Zufunft aus jeder der bei» 
den Kurien oder daß eine aus den Vereinigten Kurlen ernannt wers 
den fol. In diefer Art war Das Amendement geftellt, und ich meis 
ned Oris würde mich dieſem vollkommen anſchließen, und, ed ſchien, 
als ob es fich der Zufimmung einer großen Zahl Der geehrten Hers 
ren erfreuen würde. Die beiden anderen Vorſchlaͤge find gem neue 
Amendements. 

Graf. York: Ich ſtimme dem vollſtaͤndig bei, was ſo eben ge⸗ 
ſagt wurde; nur ſcheint es mir erforderlich, daß, wenn wir Sr. Ma» 
jeſtaͤt die Bitle ausfprechen, einer Abtheilung die Pruͤfung des Staates 
haushalt zu übertragen, wir diefe Bitte fo motivirt vortragen müfs 
fen, daß mir audfprechen, 05 wir eine Abtheilung oder zwei füs 
wünfchenswerth erachten; dern daß Sr. Majeßaͤt Entſcheidung und 
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Befehl überlaffen bleibt, wie das ausgeführt werbe, brauchen mi 
nicht dur) das Amendement auszufprechen, es liegt in ver Kat 
der Sache. 

Ein Mitglied: Ih möchte mich gegen dieſe Bitte überhan 
erflären; ich halte die Ernennung einer ſolchen Abtheilung nicht fr 
nöthig. Neulich hat fchon Se. Excellenz der Herr Finanz Nine 
geſagt, daß in diefem Jahre die Zeit eigentlich zu kurz geweſen I 
um einen recht überfichtlichen Yinanz : Etat den Ständen vorzulegn, 
wenn alfo bei den fpäteren Landtagen länger wird daran gearbheik 
werben Tönnen, fo glaube ich, daß dann die Ueberficht jo deutlich je 
wirb, Daß gar nicht eine befonbere Abtheilung nöthig fein wird, m 
die gehörige Information für die Stände zu bewirken. Auf ber ar 
deren Seite fcheint mir aber immer etwas Gefaͤhrliches darin zu I 
gen, denn wenn eine Abtheilung dazu autorifiet ift, den Finanz 
zu prüfen, fo liegt es zu fehr auf der Hand, daß fie auch ihr Url 


darüber abgiebt, wodurch das Necht, das fich nach 8. 14 die Ku | 


unbedingt vorbehalten hat, gefchmälert würbe, und aus biefem Grin 
erkläre ich mich entfchieden dagegen. 

Graf zu Bohne-Sauh: Ich erfläre mich ganz entſchieden Mt 
die vorliegende Petition mit dem Amendement, welches von bem dr 
ehrten Mitgliede aus der Mark Brandenburg veorgefchlagen ift, Nir 
lich daß Se. Mafeftät gebeten werde, Allergnädigſt zu befimmn 
ob diefe Information in einer Abtheilung der gemeinfchaftlichen Mr 
rien oder in zwei verſchiedenen Abtheilungen beider Kurien flatfindt 
fol. Ich glaube, daß eine folche Information nöthig if, wenn di 
Mitwirfung der Stände in Beziehung auf den Staatshaushalt um 
die BinanzAngelegenheiten des Staats eine georbnete und wedn 
hige fein fol. Es iſt darüber von den vorhergehenden Rednem N 
Vieles beigebracht, daß ich mich enthalten kann, darüber eine wäh 
Ausführung zu geben; nur auf eine Bemerfung mehrerer vercht 
Herren Redner glaube ich zuruͤckkommen zu müffen, namentlid al 
eine Bemerkung des ‚Herrn, der eben vor mir geiprochen hal. & 
erllärte, eine folhe Befugniß der Stände wäre gefährlich, indem DI 
aus möglicher Weife ein Recht abgeleitet werben könnte, fid in de 
Behftellung des Haupt⸗Finanz⸗ Etats zu mifchen. Ich muß gefehen 
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eine ſolche Befürchtung hege ich nicht. Ge. Mafeftät der König ha⸗ 
ben im $. 11. des Patents vom 3. Februar ganz beftimmt ausge⸗ 
fprochen, daß die Feftftelung des Haupt» Finanz-Etats, fo mie bie 
Beſtimmung über die Verwendung der übrigen Staats Einnahmen, 
ein ausfehließliches Recht der Krone bleiben fol. Diele Beſtimmung 
ift gang unzweifelhaft; nach meiner Ueberzeugung gehört fie auch zu 
den welentlichen Befugnifien der Krone in einem Staate mit einer 
‚ftändifchen. Berfaffung unter der Herrfchaft des monarchiſchen Prin⸗ 
zips. Diefe Befugniß darf unter feinen Umftänden gefchmälert werben‘; 
aber es liegt nach meiner Ueberzeugung auch gar nicht im Eutfern⸗ 
teflen weder in der Intention der Petition noch in der Möglichkeit, 
daß durch den vorliegenden Antrag jene Befugniß der Krone geſchmaͤ⸗ 
lert werden fol. Selbft wenn man annimmt, daß. den Ständen 
das Redt- eingeräumt würde, fich über die Lage bed Staates 
haushalts in der erbetenen Art zu informiren, felbf wenn man ans 
nimmt, daß auf Grund diefer Information Petitionen an Se. Ma- 
jeftät gerichtet werben follten, fo ift Se. Majeftät doch ganz ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig und unbefchränft in feinem Rechte und Tann diefe Petitionen 
gewähren oder nicht, und die Stände haben für die Witwirfung in 
Beziehung auf den Staatshaushalt nur das Recht, informirt zu wer- 
den und zu petitioniren, und die ganz unbefchränfte Befugnig ber 
Krone, beffenungeachtet über ale Staats- Einnahmen zu disponiren, 
wird ungehindert feftftehen. Das find alfo zwei Dinge, welche nach 
meiner Anſicht gar nicht vermifcht werden können und dürfen. Die 
jes Recht der Krone ſteht fo unzweifelhaft fe, und von der Befug⸗ 
niß der Stände, petitioniren zu bärfen, bis zu dem Rechte, fich die 
Geftftellung des Finanz⸗Etats anzumaßen, ift ein fo gewaltiger Sprung, 
daß ich gar nicht begreife, wie man ihn bei richtiger Schlußfolge ma⸗ 
chen fann. Ich halte den vorhin gemachten Einwand daher für ei 
nen Irrthum und für gänzlich unſtatthaft. Ich muß mich alfo für 
den Antrag erklären, und zwar um fo mehr, als das im Patent vom 
3. Februar .ausgefprochene Recht der Krone dabei :unter allen Um 
ftänden ungefchmälert bleibt. 

Graf Arnim: Der Wunfh, den das geehrte Mitglieb aus 
Scähleflen ausgefprocyen hat, daß ſich die Kurien darüber felbft ent 
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ſcheiden möchten, ob bie Bitie an Se. Maſeſtaͤt den König dahin jı 
richten ſei, daß die Information in den Vereinigten Kurten oder daß 
He in getrennten Kurien vorgenommen werde, beirifft eine Intemte 
tation des Befehed: ob nämlich Se. Majeftaͤt dieſe Information zu 
den Gegenfländen des 8. 14 habe gerechnet wiſſen wollen ober nidi 
(Eine Interpretation des Geſetzes kann nur von Sr. Majeſtüt dem 
‚König ausgehen, und wir können. nicht füglich bilten, Das Wefet ſo 
oder fa zu interpretiren, wenigftens finde ich Dazu Teine Beranlaflun, 
fondern es kommt nur barauf an, daß Sr. Majekät ausſprechen, 
wie Allerhoͤchſtdieſelben das Geſetz aufgefaßt haben, ob die Informa⸗ 
tion ein Gegenftand- des 8. 14 iſt oder ein Segenftand, der nidt 
unter diefen Paragraphen gehört. Was die Bemerlung des geehrter 
Mitgliedes aus Poſen betrifft, fo ehre ich jede Anficht; ich Fann abe 
Seine Anftcht theilen, welche es als etwas Bedenkliches und als e 
was den Anfichten Er. Majeſtaͤt Widerfprechendes erachtet, daß ba 
Sandtag, indem ihm ber Finanz» Etat und der Staatshaushalt zu 
Information vorgelegt werden, ſich ein Urtheil über biefelben bile 
— @ines ohne das Andere erfcheint in meinen Augen nicht wohl 
möglich, nech würdig für eine Berfanemlung, die Se. Majeftät de 
König als diejenige auserfehen hat, ber Er fo wichtige Rechte bei 
legte. 

. . Graf Aynar: Der Graf von Arnim hat ſich noch vorbehalten, 
daR Amendement zu formuliren; ich verzichte auf dad Wort, bis es 
vorgetragen ift. Ich ˖ flimme im Wefentlichen dem Herrn Grafen von 
Arnim bei und behalte mir einen Verbeſſerungs⸗Votſchlag vor, bis 
ich weiß, ob deſſen Amendement angenommen iſt oder nicht. 

Fürft von Sihuomwshy: Der zweite ber vorigen geehrten Mebner 
hat im Wefentlichen das gefagt, was ich mir bereitß erlaubte vorzu⸗ 
tragen. Es war zuerft eine Erwibermg auf das geehrte Mitglied, 
den Bertreter des Fürften von Thurn und Taxis. Ich fehe in ven 
Bropofitionen, Die aus ber Kurie ber brei Stände an uns fommen, 
nur das, was in ihnen liegt, und glaube nicht, daß es möglich wärs, 
dag in einem Antrage der Kurie der brei Stände eine biesfalfige 
verworrene Idee Lege. Ich kann die Worte, bie von meinem ver 
ehrien Sreunde hierauf gebraucht worden find, nur als loyale bezeich⸗ 
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nen, und ‚sch glaube nicht,. daß wir ums damit abgeben koͤnnen, zu 
unterfuchen, was aus einer Petition entfiehen kann, oder hineingelegt 
werden mag, fondern nur damit, was darlıt liegt, und ich fehe in 
bem, was in ber Belition liegt, nur das, baß der finanziellen Uns 
fenntnig Vieler unter und dadurch abgeholfen werde, daß diejenigen 
unter und, welche die Befähigteren find, und die von dem Herm 
Marſchall als die Befähigteren dazu bezeichnet werben, den Gegen⸗ 
ftand in Erwägung ziehen und uns ein Bild von demſelben ent 
werfen. Nun fei mir geltattet, auf das Amendement des Her 
Referenten . zu fommen, um es feiner Natur nach von dem Amen- 
dement meines verehrten Kollegen aus der Mark Brandenburg zu 
ſcheiden. Sch muß hierbei gewiſſermaßen eine hifterifche Scheidung 
vornehmen. Es ift uns eine Petition der Kurie der. drei Stände 
zugefommen. An diefer Petition hat die Abtheilung nichts geändert, 
fondern nur hinzugefügt, es erfcheine ihr angemeflen, daß dieſe In⸗ 
formation: in geirennten Abtheilungen, in einer Abtheilung der Herren⸗ 
Kurie und in einer Abthellung der Drei-Stände-Kurle, vorgenommen 
werde. Diefer Satz oder diefe Zuthat ändert nichts an der Petition 
oder am dem Antrage der Kurie der drei Stände Nun hat in Folge 
eined Zweifel über die Interpretation der 88. 11 und 14 mein ver 
ehrter Kollege aus der Mark Brandenburg «8 in Erwägung geftellt, 
ob nicht diefer Zuſatz der Abtheilung — nicht die Betition der Kurie 
der drei Stände, fondern der Zufag der Abtheilung — in ber hohen 
Kurie dadurch amendirt werden Fönnte, daß wir der Weisheit Sr. 
Majeftät zu entſcheiden anheimgeben, ob die Anwendung des $. 11 
over 14 diefe Information in getrennten oder fombinirten Abtheilun« 
gen bedinge. Das Hat. aber an dem Tenor, an dem Grundſatze, 
welcher die Kurie der drei Stände und die Abtheilung geleitet hat, 
gar nichts geändert. Ich glaube alfo, daß, wenn der Herr Referent 
ein Recht vindizirt auf den Grund eines Rechts, welches der geehrte 
Redner der Mark Brandenkurg in Anfpruch genommen hat, er ein 
ganz anderes Recht vindizirt hat. . Mein verehrter Sreund, das Mit 
glien aus ber Mark Brandenburg, hat das Recht vinphirt, den Zufag 
verändern zu dürfen, der Herr Referent aber fchlägt uns vor, die 
Betition von Grund aus umzuändern. 


Referent Graf Eberh. zu Distberg: Die Scheidung, von in 
das verehrte Mitglied fpricht, bie zwiſchen dem Amendement, mi 
das geehrte Mitglied aus der Mark geftellt, und dem, was ihm 
erlaubt habe auszufprechen, beſteht, habe ich fofort eimgefehen, ud 
ift dieſelbe bereit von dem fürftlichen Vorſitzer der Abtheilung au 
gefprochen, Diefe Scheivung finde ich alfo natürlich; ich habe mu 
geglaubt, dad Recht, ein Amendement zu ftellen, eben fo in Anlınd 
nehmen zu koͤnnen, wie ed ein fehr geehrter Redner aus ber Put 
in Anfpruch genommen hat. Im Uebrigen befcheide ich mich vollkommen 
Sendtags-Marfchall: Ich Habe zu "bemerken, daß überhun 
fein Grund mehr vorliegt, die nächfte Trage auf den Antrag M 
Abtheilung zu richten, da er fowohl nach dem Borfchlag des Kir 
renten, als des Grafen von Arnim eine Abänderung erfahren hu 
Nach dem BVorfchlage des Orafen von Arnim würde die erfle drug 
Darauf geftellt werben müflen, ob man dem Antrage der Kure da 
drei Stände beitrete. Dann würde, wenn diefe bejaht wär, M 
Vorichlag des Grafen von Arnim zu folgender Frage Veranlafin 
geben... . 
Graf ven Arnim: Ich habe ihn. fchon formulirt und bil, 
ihn fo vorzulefen. 
Sandtegs-Marfhell: Der. Vorfhlag, wie er geſtellt iſt u 
ich ihn aufgefaßt habe, führt zu folgender Frage: 
„Beichließt die Verfammlung, von Sr. Mafeflät dem Könige eine Anweiſm 
barüber fich zu erbitten, ob die durch eine Abtheilung zu bewirfende Safer 
mation durch eine Abtheilung ber Vereinigten Kurien ober in beiben Km 
durch eine Abtheilung einer jeden derſelben erfolgen ſolle?“ 
Münfchen Sie, daß die Faſſung verleſen werde, wie fie! 
Ihnen vorgelegt worden iſt? 
(Der Vorſchlag des Grafen von Arnim wird dem Marfdal 
übergeben.) 
. Graf von Arnim: Ich glaube, daß meine e daſſung vollſtͤni 
entſprechen dürfte, und habe zu bemerken. 
Frhr. von Maſſenbach: Ich hatte bereits um das Wort 2 
beten, weil ich fuͤr noͤthig hal einige mir gemachte Einwenduna 
zu beleuchten. | 
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Fandtags-Marſchall: Ich werde Ihnen ſegleich das Won 
ertheilen. 

Graf von Arnim: Ich wollte mir erlauben, zu bemerken, da 
ber Borfchlag ein Ganzes iſt; er erflärt den Beitritt zum Votum 
der Dre Stände-Sturie und fchließt- die Bitte um Interpretation 
daran, Daher ich bitte, ihn vorzulefen. 

Referent Graf Eherh. 34 Sileꝛg (verlieſt dieſen Veſches 
welcher lautet): 

„Beſchließt die Herren⸗Kurie, der Bitte ber Kurie der brei Stände beizutreten 
und zugleih von Sr, Majeſtät die Interpretation.bes 5, 11 ber Verorbnung 
som 3, Februar c. dahin zu erbitten, ob biefer Gegenftanb unter die im 8. 
14 des Geſetzes gedachten, zum Reſſort ber Vereinigten Kurien gehörigen zu 
rechnen oder in ben beiden Kurien getrennt zu behandeln ſei?“ 

Frhr. von Maſſenbach: Dem geehrten Redner aus Preußen, 
ber mir auf Das, was ich hier fagte, Mehreres erwiderte, erlaube 
ich mir zu antworten, daß bie Aeußerungen, welche wir bei der Der 
batte über die zu bewilligende Garantie ober neu aufzunehmende - 
Staats-Anleihe in den PBereinigten Kurier gehört haben, ung hinr 
länglich überzeugen Tönnen, wie leicht. fpäter, wern die Abtheilung 
mit dem Sinanz-Gtat fich nicht einverſtanden erklaͤren follte, an der⸗ 
gleihen Garantieen wieder Bedingungen geknüpft werden koͤnnten, 
und daß gerade dadurch; das Recht der Krone, was als unbeishränft 
feftftiehen fol, doch. befchränft werden. könnte - Wenn ein fpäterer 
Redner mir vorgeworfen hat, ich hätte. van Abſichten, die in. der Per 
Htion lägen, geſprochen, fo iſt mir das nicht erinnerlich, fondern ich 
habe von den Folgen geiprochen, die aus der Erfüllung diefer Pe⸗ 
tition entfichen könnten, und ich glaube. wohl; daeß wir bei jeber 
Handlung, die wir vornehmen, die holgen, die darqus entſtehen, ſebt 
wohl zu beachten haben. 

Sandtags-larfchall: Die Frage würde doc zu trennen fein, 
Die erfle Brage wäre, ob die Kurie dem Antrage ber drei Stände 
beiträte. Erſt wenn dieſe beiabt if, würde erfolgen fönnen, daß ber 
Antrag. geftellt werde, dieſe Imterpretntion von Sr. -Majefhiit fich au 
erbitten. 
Fuͤrſt Lynar: Ich befürworte, daß Ew. Burgen die Frage 
VII, 
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nicht trennen, fondern fie ſo zur Abſtimmung bringen, wie mein gr 
ehrter Kollege aus der Provinz Brandenburg vorgefchlagen hat. Tren⸗ 
nen Ew. Durchlaucht die Frage, fo würde ich mich in der Lay 
befinden, die erfte Frage verneinen zu müflen; bleibt fie aber, wien 
vorgefchlagen worden ft, jo würde ich unbedingt ein Ja ausfprecen 

Graf Solms-Baruth: Jedenfalls wird es fürberlicher fein, wen 
die Frage vereinigt bleibt; denn ich würde ebenfalls in Verlegenhei 
fein, wie ich ftimmen folte; der erften Frage würbe ich nicht be 
flimmen, wohl aber der vereinigt geftellten, in der Art, wie dx 
Amendement des Herm Grafen von Arnim vorfchlägt. 

son Ana: Sch würde Ew. Durchlaucht bitten, die Frage ſo 
zu ftellen, wie Sie fe eben angekündigt haben, weil ich im Alle 
meinen aus den neulih erwähnten Urfachen, die heute Herr von 
Maſſenb ach wiederholt hat, dem Antrage mich entfchieden wit: 
feßen würde, indem ich die Folgen daraus ziehe, die Herr von 
Maſſenbach angeführt bat. Wenn aber die hohe Kurie denned 
den Antrag annimmt, fo würde ich mich dem von Arnimfchen Amer 
dement, als einer Verbeſſerung, nachträglich anſchließen fönnen. 

Graf von Arnim: Ich kann nicht einfehen, warum das ge 
ehrte Mitglied fich nicht eben fo entfchieden der ganzen Frage wite: 
fegen koͤnnte, wie fie von mir geftellt il. Es find aber mehren 
Mitglieder der Anficht, daß die Frage vereinigt zu flellen fei. Dk 
Abtheilung hat einen Vorſchlag gemacht, welcher diefe Frage bereit 
vereinigt brachte. Jetzt iſt die Frage modifizirt, aber fie Bleibt ver 
einigt, und meine Bitte ifl, daß ni ie auch bei der Abſtimmung yet: 
einigt bleibe. 

Graf von York: Ich möchte dech der Meinung fein, daß wir 
erft über das Gutachten der Abtheilung abftimmen muͤſſen, d. h. daß 
wir darüber abſtimmen, ob wir überhaupt dem Antrage der Kurie der 
drei Stände betreten. 

andtags-⸗Marſchall: Darauf trägt die Abtheilung nicht an. 
Die Abtheilung trägt nicht auf Beitritt zum Befchluffe der Kurie im 
- drei Stände anz fie hat vielmehr. einen anderen Antrag geſtellt, von 
welchem aber je der Referent und ein Theil der Abtheilung abge⸗ 
gangen iſt. 
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Graf son. Yenk: Es handelt ſich nur darum, ob in jeder Kurie 
ine beſondere Abtheilung gebildet werden ſoll. Dem Antrage, daß 
iberhaupt eine Abtheilung ernannt werde, welcher Die Einſicht des 
Staatshaushaltes obliegt, if die Majoritaͤt der Abtheilung beigetreten, 
nd dieſer Anſicht ift wohl auch unzweifelhaft die hohe Kurie. 

Caudtags -Marſchall: Man kann nicht fagen, daß vie Abthei— 
ung diefer Verſammlung dem Antrage der Kurie der drei Stähbe 
yeigetreten fei, weil wentgftens fo viel ganz ausgemacht -ifl, daß in 
em Antrage der anderen Kurie, wie er Seite 1 des Gutachtens 
‘vergl. oben Bd. V. ©. 136) abgedruckt iſt, nichts Darüber enthalten 
ft, wie die Kurle das Wort Plenum verftanden wiſſen wolle, ob fie 
ich das Plenum der Vereinigten Kurien oder das Plenum der Kurie 
ver drei Stände gedacht hat. Infofern fann man nicht fagen, daß 
ine Gleichförmigkeit zwiſchen dem Antrage der anderen Kurte und 
em ber Abtheilung ftatifindet. 

Graf von Arnim: Gerade aus den Gründen, die Ew. Durchs 
aucht anführten, halte ich es nicht zuläffig, den Antrag, wie er ges 
jenwärtig von mir formulirt worden iſt, zu trennen und die Frage 
oder den Antrag: dem Votum der DreisStände-Kurie pure ohne 
irgend einen: Zufag beizutreten, für fich allein zu ftellen. Ein folcher 
Antrag ift von. Niemandem, weder von der Abtheilung, noch von 
einem Mitgliede in -diefer Kurie, geftellt worden. Wenigftens hat er 
bis jetzt keine Unterſtinzung gefunden, fondern die Abtheilung Hat 
einen modifizirten Beitritt vorgefchlagen. Heute ift diefe Declaration 
in anderer Weife von mir vorgefchlagen worden, aber ein Antrag, 
wie ihm Se. Durchlaucht getrennt an die Spitze geſtellt haben, iſt 
nicht geſtellt worden. 

Sandtägs-Marfhall: Es würde doch ſo anzunehmen ſein, daß 
dieſer Antrag von dem geehrten Mitgliede ausgegangen ſei, wenn bie 
Vorausſetzung richtig iſt, die ich feſtgehalten habe, daß die Anſicht 
der Kurie der drei Stände bie ſei, es ſolle die Information Seitens 
einer Abtheilung des Plenums [beider Kurien erfolgen. Mir ſcheint, 
obgleich es nicht beſtimmt ausgedrückt worden iſt, daß dies in dem 
Sinne des Antrages, der von der Drei⸗Staͤnde⸗Kurie herübergekommen 
ift, Tiege, und wenn diefe Borausfegung richtig iſt, fo würde in dem 
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Borfchlage, den wir heute gehört haben, die Abämberung liegen vi 
bem Antrage beizutreten, aber non Sr, Majeſtaͤt dem Könige nıd 
träglich die Interpretation zu exbitten fei. Ich ſehe aber auch fein 
wefentlihen Unterfchied, ob die Hauptfrage getrennt ober in ein 1 
faßt wird, und die Anficht der Verfammlung würde eben fo deu 
au entnehmen fein, wenn fie ungetrennt bliebe; wenn fie alfe, u 
den Vorſchlag in bie Baflung einer Frage zu bringen, fo hirk: 
Beichließt die Verfammlung, der Bitte der Kurie der drei Gin 
beizutreten und von Sr. Majeftät dem Könige zugleich bie Inte 
pretation bed 8. 11 des Geſectzes dahin zu erbitten, ob bieler & 
genſtand unter die $. 14 des Geſetzes zum Reſſort der Bereinigm 
Kurien gedachten zu rechnen oder in beiden Kurien getrennt zu b 
sathen fei? 

Fürft Sihnewsky: Auch ich lege feinen Werth darauf, ob &r 
Durchlaucht dies getrennt oder in einer Frage zur Abſtimmung iv 
gen. Ich habe allerdings geglaubt, daß dies eben fo gut geral 
gefchehen Fönne, indem der Zuſatz, den wir gemacht haben, niit ı 
der Petition verändert, aber bie legte Frageſtellung finde ich auch pl 
und flimme ihr gern bei. 

Saudtags- Marfceil: Späterhin eventuell, d. h. wenn ii 
zuerft zu flellende frage vereint wird, wird die naͤchſte Frage ul 
den Borfchlag zu richten fein, der von dem Referenten audgeganf 
und von der Verſammlung unterſtützt werben iſt. Die efle Ei 
heißt alſo: 

„Beſchließt hie Herren-Kurie ber Bitte der Kurte ber brei Staͤnde beizulnit 
zugleich von Sr. Majekät bem Könige die Interpretatien des 5. 11 des be 
ſeßes dahin zw erbitten, ob dieſer Gegenſtand unter bie 6. 14 bes GM 
gedachten zu dem Reffort ber Bereinigten Kurien gehörenten zu rechnen M 
in ben beiden Kurien getrennt zu behandeln ſei?“ 
Es werden diejenigen, die diefe Frage bejahen, die alfo dem Anti 
beitreten, die durch das Zeichen des Aufftchens zu erkennen gebt 
Gr ift mit der erforderlichen Majorität von zwei Dit 
teln angenommen worden. 
Wir kommen nun zur Berichterfattung über die Köniplt 
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Propofition, die Feſtſtellung der Verhältniffe der Juden betreffend, 
Ich bitte ben Referenten, Graf Itzenplitz, ben Bericht zu erſtatten.*) 
Sutadten 
über bie Berhältniffe der Juden in allen Landestheilen der 
Preußiſchen Monarchie, mit Ausfhluß bes Großherzogthums 
Poſen. 

In Folge Allerhöchſter Koͤniglicher Propoſi tion ik bie Herren-Rurie auf- 
gefordert worden, einen von ben Räthen ber Krone vorgelegten Geſetz⸗Entwurf 
über bie Berbhältniffe bes Juden zu begutachten. und hat bie unterzeichnete Ab⸗ 
theilung mit ber Borberathung beauftragt. 

Diefe ift bemüht geweſen, ben Gefep-Entwurf unter Beachtung der in ber 
Denkfchrift mügetheilien Motive und nach Einſicht bes in zwei Heften vollſtändig 
mitgetheilten . Materials unter Zuziehung Koͤniglicher Räthe vollſtändig zu prüfen, 
und beehrt fich, ihre Anficht in dem bier nachfolgenden Gutachten vorzutragen, 

Die erfie Frage, welche fich die Abtheilung vorlegen mußte, war: 

ob überhaupt ein Bebürfnif zum Erlaß reines Geſetzes über die Verhältniffe 
der Juden in preußifchen Staaten vorhanden jei? 

Um dieſe beantworten zu können, war es nöthig, bie jetzigen DVerbältniffe, 
unter welchen bie Suben in preußifchen Staaten leben, ins Auge zu fallen. 

Es liegt in ber Pflicht der Abiheilung, ber hohen Kurie hierüber bie we⸗ 
ſentlichſten Momente zu vergegenwärtigen, 

Es wohnen in preußifhen Stanten 206,000 Suben und von biefen faſt 
bie Hälfte mit ungefähr 80,000 im Großherzugthum Pofen. Außerdem wohnen 
nahe an 26,000 Juden in ben Regierungsbezirken Breslau und Oppeln, 

In der Stadt Berlin wohnen circa 8000 Juden, 


— ⸗ Poſen Pe Gr 71300» 
.. .» Breslau „ x + + 6000 ⸗ 
ee Dane oe 0. 4000 - 
— ⸗ Kempen ... + DB 4 


Die Stadt Kempen If, wie ben verehrten Mitgliedern befannt fein wird, 
ein Stäabdichen im Großherzogthum Folen und enthält 6413 Einwohner, unter 
welchen 3528 Juden. 

In der Stabt Königsberg wohnen cirsa 1600 Supen, 

Pr .- Söll . 2 2 Kr. 300 »- 

in ben übrigen großen Stätten. „ . 500 unb weniger. 

Wenn biernac in preußifchen Staaten unter 74 Einwohnern ein Inde if 
(im Großherzogthum Pofen unter 16 Einwohnern ein Jude), fo Felt fi dies 
Verhältniß vergleichungsweife mit anderen Staaten fo: 


*) Die Fönigliche Propofition mit der mintfterellen Denkſchrift und allen 
Beilagen S. oben ©. 10 ff. Das Gutachten laffen wir zunächſt im ganzen 
Zufammenbange folgen. Anmerk. bes Herausgebers. 
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1 Inde uf 4 Einwohner, 
s [4 37 » 
‚ s 71 ” 
- ” 61 > 


In preußiſchen Staaten . . ’ 
- Öfterreihifchen Sinaten ,. , 
» Bayer. 2 2 0 0. . 
- ben Niederlanden . . 
- Württemberg, wo bie Juden ſehr 

ausgebehnte Freiheiten genießen 1 - . 14 ⸗ 
Branbeib —247— 
- Großbritanien und Srland . . » 12201656 . 

- Was daher für Frankreich und England angemeffen erſcheint, bürfte es bei 
Halb noch nicht unbebingt für Preußen (reſp. Pofen) fein. 

Neben diefen Bevölkerungs⸗Verhältniſſen darf die Geſetzgebung nicht die 
Stellung außer Acht Taffen, welche pie Juden in preußifchen Staaten bisher gr 
wonnen haben. Es ift befannt, wie die Ausgezeichneteften diefeg Stammes m 
Intelligenz, Bildung und Vermögen ben Erften des Landes Faum nachſtehen, 
und wie ber Mittelftand in Verhältniſſen lebt, welche denen ber chriftlichen bir 
gerlichen Bevölkerung ziemlich gleichkommen; während bie geringe, ungebilet 
und ärmere Klaſſe der Juden fehr felten den Ader bebaut, felten Gewerbe teilt 
und fih in der Regel mit dem Slein-Handel befchäftigt, welchem fie mit cha 
fo viel Gewanpheit als Ausdauer obliegt, 

Dabei mußte bie frühere rückſichtlich der Juden ziemlich in ganz Eurem 
gültige Gefebgebung, welche auch in einem bedeutenden Theil Des preußiſcha 
Staats noch jept beſteht, alle Juden als eine Kafle abfondern, zufammenhalia 
und dahin führen, daß die fonft in fehr verſchiedenen Verhältniffen Tebender 
Mitglieder dieſer Religionsparthei fih doch field in vieler Beziehung als Gr 
noffen anerfannten, Überall wiederfanden und einander unterftübten. 

Nach den. dem Landtage vorgelegten Bericht und Nachweiſungen des Juſtip 
Minifteriums . . . . 

(fie finden fih im erften Heft ber Beilagen, im Heftchen B. Seite 29 u f. 

Bergl. oben ©. 125.) - - 
. ... hat eine Vergleichung ber Angeſchuldigten jüdiſchen Glaubens mit denen 
Hrifflicher Konfeſſionen ein für ˖Erſtere ungünſtiges Reſultat ergeben. 
Nah der Tabelle (S. 161) war 1839 im Ganzen ber 133fte Einwohner 
ein Angefchuldigter und von biefen ber 135fte ein Ehrift, ver 84ſte ein Inde. — 
Und im Jahre 1834 Im Ganzen ber 166ſte Einwohner ein Angefchulbigter um 
von diefen der 162ſte ein Chrift und ber 82jte ein Iube. Die Aeußerungen te 
einzelnen Gerichtshöfe find abgebrudt, nach einigen dieſer und nach dem Beridt 
des Yuftiz-Minifteriums follen die meiften Verbrechen der Juden gegen das Gi. 
genthum gerichtet fein und and Eigennug und Gewinnſucht herrühren; auch mil 
man bier und da bemerft haben, daß dieſe Verbrechen häufiger gegen Chriſte 
als gegen Glaubensgenoffen gerichtet find... 

Es ift mehrfeitig geltend gemacht worben, daß dieſe Zahlen- und Tabellm- 
Reſultate wenig gegen bie Juden beweifen Fünnten, namentlich deshalb, weil die 
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ãdiſche Bevolterung, welche faſt nur in Stetten wohnt, mit ber ganzen, auch 
ländlichen übrigen Bevölkerung verglichen worden ſei, während fie nur mit ber 
ftäbtifchen Bevölkerung hätte verglichen werben können und follen. 

Die Wahrheit dieſes Einwurfs kann nicht In Abrede geftellt werben, denn 
es iſt nur zu befannt, daß bie Besölferung ber Stäbte unendlich viel mehr Ver⸗ 
brechen begeht, als bie bes Landes. 

Im Allgemeinen iſt zweifelsohne anzuerkennen, Daß. bie jünifche Bevölkerung, 
nammtlic in ben Lonbestheilen, in. welchen fie in geordneten und freieren Der- 
bältniffen lebt, in Bildung und Gefittung bebeuteube Sortfchritte gemacht unb an 
den Tag grlegt bat, 

Noch wichtiger für die hohe Kurie und bie bier zuerfi zur Beantwortung 
vorliegende Frage iſt ber jebige Zuſtand ber hf chtlich der Inden in preußifchen 
Staaten gültigen Geſetzgebung. 

In den Lanbestheilen, welche 1812 zum preußilchen Staate gehörten, gilt 
das Ebilt vom 11. März 1812, welches die Juden im Allgemeinen den Chriften 
ziemlich gleich ftellt, fie nicht in befondere Eorporationen vereinigt, ihnen Freiheit 
bes Erwerbes und Grunbdbeſitzes zugeſteht, fie auch zu afabemifchen Lehr⸗ und 
Schulämtern, besglsichen zu Gemeindeämtern für befähigt erflärt, fie aber von 
Staatsamtern noch ausſchließt. Diefe Geſetzgebung bat burch die deutſche Bun⸗ 
des⸗Alte eine Betätigung erhalten, welche im Artifel 16 ſagt: 

„Die Bundes-Verfammlung wird in Berathung zichen, wie auf eine möglichſt 
übereinſtimmende Weife. die bürgerliche Berbefferung ber Bekenner des jüdi⸗ 
Shen Glaubens in Deusfchlanb zu bewirken. fei und wie infonderheit denſelben 
der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen bie Uebernahme aller Bürgerpflichten 
in den Bundesſtaaten verfchaflt und gefichert werben könne. Jedoch werben 
ben Bekennern dieſes Glaubens bis dahin bie benfelben von ben einzelnen 
Bunbesfinaten bereits eingeräumten Rechte erhalten.“ 

Eine allgemeine Bunbed-Gefebgebung . für die Juden ift bisher nicht ein⸗ 
getreten. Die weitere Entwidelung der politischen Verhältniffe hat aber Modi⸗ 
Geationen bes Edikts von 1842 herbeigeführt. 

Durh ein Geſetz vom 30, Auguft 1816 ergingen bie nöthigen Anordnun⸗ 
gen, wie es zu halten fei, wenn Juden Grunbftüde erwerben, mit welchen bas 
Patronatsrecht über chriftliche Kirchen verbunden ift; burch ein auf Allerhöchfter 
Anorbnung berubendes Publifantum bes Königlichen Stants-Minifterlums vom 
4. Dezember 1822 (Gef.-S. ©. 224) wurde bie Beſtimmung: daß Juben gu 
akademiſchen Lehr- und Schuläntern zugelaffen werben Fönnen, aufgehoben und 
endlich burch ein Geſetz sem 8, Auguſt 1830 feftgeftellt, daß das Edikt über bie 
Berhältniffe der Suben vom IL, März 1812 mit ber übrigen preußifchen Ge» 
ſetzgebung in ben neu oder wiebererworbenen Landestheilen nicht eingeführt 
worden ſei. 

Tür das Großherzogtbum Pofen erging am 1. Suni 1833 eine vorläufige 
Verordnung über die Verhältniſſe der Juden, welche biefe Bevölkerung in ziel 
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Neategoriecen theilt, deren erſte (die natar aliſirten) ziemlich gleiche Rethte 
mit ben Chriſten erhielt, während bie zweite (die „nicht naturalifirten‘) 
noch mancerlei Beichränfungen unterworfen blieb. 

Außerdem wurden bie Juden biefer Provinz in Corporationen Yereinigl, 
denen eine Thätigfeit und WBerpflichtung in Beziehung 

auf Kultus- und Schulweſen, 

Armen⸗ und Strantenpflege und 
Berzinfung und Tilgung der Schulden ber früheren Indenſchaften 
beigelegt und zugewieſen wurbe. 

Diefe Gefepgebung hat fi ſchon in der kurzen Zeit, feit 1833, durch je 
gensreiche Erfolge bewährt, 

Neben ven größeren Landestheilen, in welchen bie beiden vorerwähnien de 
fepgebungen gelten, waltet nun in der übrigen Monarchie große Verſchiedenheit ob, 

Abgeſehen felb von den befonderen Beftimmungen, welche für bie Juden 

im koitbuſſer Kreiſe und: 

dem Gebiet der Stadt Danyig 
gelten, if eine größere Gegend an ber Nepe, eiwa 4 bis 5 Ianbräthliche Kreile 
beiragend, zu beachten, welche im Jahre 1812 zum Großherzogthum Warſchau 
gehörte, jept aber den Proyinzen Weftpreußen und theilmeis Braudenburg ju- 
gefhlagen iſt. In biefer gilt ein altes preußifges Suben-Reglement von 175, 
mobifizirt durch einige warfchauifche Verorduungen. Hiernach find bie Juden 
biefer Gegend in anderer und meift beſchränkterer Lage, als In den Provinzen 
der Monarchie von 1812 und in dem Großherzogthum Poſen. 

In den chemalig ſächſiſchen Lanpegtheilen, Im Kurkreis und Thüringen um 
in der Ober- und Niederlaufig, desgleichen im Hennebergifihen, leben bie Juden 
Im Allgemeinen unter fehr beſchraͤnkenden Beſtimmungen; fie-find bier Schu 
Untertbanen, bedürfen der Songeffion zur Anfiebelung, bürfen Grunbftüde ent- 
weder gar nicht ober nur unter erfchwerenden Bedingungen erwerben, zahlen 
Schupgeld und waren auch Im Gewerbebetriebe ſehr befchränft. 

Diefe Beftimmungen mobifizien ſich aber noch mehrfach in bem verſchiedenen 
sorgenannten ehemals fächfifchen Gebieten. 

In Reu-Borpommern und Rügen gilt wieber eine befonbere Verfaffung für 
hie Iuden, ber allgemeinen beuifchen nach dem Grundfatze 

ber Schup-Untertbänigleit 
ziemlich entfprechend, aber durch ſchwediſche Verordnungen mehrfach mobifizir 
und gemildert, 

Im Herzogthume Weſtphalen Cfrüber kblniſch, dann hefſiſch) Ichen Die Ju⸗ 
den unter ſehr beſchränkten Beſtimmungen. Sie bedürfen zum Aufenthalie in 
Lande eines Geleitbrieſes oder Toleranz⸗Scheines, dürfen Heiratrhen nur mil 
Konſens der Regierung ſchließen, und auch nur mit dieſem und unter manchen 
Beſchraͤnkungen Grundſtücke erwerben; auch ihr Gewerbebetrieb war beſchraͤnkt. 
Im dunſtenthum Siegen und ben ſonſtigen früher Naſſauiſchen Landesihei⸗ 
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len (welche thells zum arnöberger, theils zum koblenzer Regtierungsbezirk gehts 
sen) find die Juden im Allgemeinen auch Schutz⸗Unterthanen, doch nad man⸗ 
cherlei Mopificationen in den verſchiedenen Gebieten ‚stone freien ala im ber- 
zogthum Weſtphalen geſtellt. 

In den preußiſchen Gebieten dagegen, weiche dem kanyshigen aalſetreich 
angehörten, genießen die Juden auf Grund bes Code Napoleon im Allgemeinen 
mit den Ehriften gleiche Mechte.: Ein Katferliches Dekret vom 17. März 1008 
beſchränkte: aber, um dem Wucher ber Juden zu ſteuern, beren Gewerbebetrieb 
und Darlehns⸗Verkehr auf ſehr beläſtigende und exceptionelle Weiſe. Dieſes 
Dekret (es befindet ſich unter den Beilagen Heft I. pag. 42. ©. oben ©. 122.) 
‚war ursprünglich nur als eine vorübergehende Maßregel auf 10 Sabre erlaffen, 
it aber durch Allerhöchſte Kabinets -DOrdre vom 3. Mär, 1818 vorläufig bei⸗ 
behalten worden. Es gilt baffelbe jedoch nur auf dem Tinten Rheinufer. Die 
neuere Zeit hat außerdem bie Praris herbeigeführt, daß die Tuben in dieſen 
Lanbesiheilen zu Siaats⸗, akademiſchen, Lehr- und Schulämtern, besaleichen in 
ben. Regierungsbezirfen Trier, Koblenz und Köln als Geſchworne und nach ber 
Gemeinde-Orbnung als Gemeinde⸗Vorſteher, nicht zugelaffen worden find. 

In denjenigen preußifchen Gebteten, welche früher zum ehemaligen Groß⸗ 
berzugthum Berg und dem ehemaligen Königreih Weſtphalen gehört haben, Me 
ben die Juden im Allgemeinen den Chriften gleich, nur find fie : 

nach der. neuen Königl. preußifchen Landgemeinde - Ordnung für die Prosim 
Weſtphalen und nach Der revibirten Städie⸗Ordnung 
von ben Aemurn ber Gemeinde⸗Verordneten nnd Vorſteher, 

(alſo wieder von ber rheiniſchen Landgemeinde⸗Ordnung verſchieden) 
desgleichen der Bürgermeiſter und Ober⸗Bürgermeiſter ausgeſchloſſen und haben 
auch faktiſch — fü viel bekannt — Staata⸗ alademiſche, Lehr⸗ am Schulamier 
nicht erhalten. 

Hiernach ergeben ſich für die Verhãlmiſſe ber Sud m beinfelßen Staate 
ungefähr 13 weſentlich verfihiebene Geſetzgebungen, und, wert man die gerin⸗ 
deren Movdificationen in ven kleineren kandeaiheilen mittechnet, ergiebi ſih eine 
noch viel größere Zahl. 

Es kann daher nicht Wunder nehmen ‚baf eine Compilallon Se Ye ge⸗ 
ſetzlichen Verhältniſſe der Juden in hen preußiſchen Stanten einen auſehnlichen 
Oktavband von 516 Seiten füllt. Während tirca: 326,000 Zuden ben Chriſten 
ziemlich gleich brhanbelt werben, leben eiwa 80,000 in vemfellen Staaté uni 
fehr orüdenden, Gewerbe und Eigenthum ſchwer beſchränkenden Beflinmungen 

Erft in allerneueſter Zeit bat die Weisheit Sr. Majeſtät des Königs we⸗ 
nigftens in drei Punkten eine Gleichförmigkeit anbefshlen,. Dur ein Gefeh 
som 31, Oftober 1845:.find um alle Juden In allen preußiſchen Banpeetbeilen 
verpflichtet, feite Familien Namen. anzunehmen, was-in mehreren Landesotheilen 
bisher noch nicht feſtſtand. Durch ein Geſetz som 31. Dezember 1845 find alle 
preußifchen Duden der Militairpflicht unterworfen wotden, und bis Gewerbe⸗Orb 
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Kung vom 17. Sanmar 1845 bat ben Tuben überall ben Betricb Rehente 
Gewerbe gefattet, 

Nach den vorſtehend entwidelten Verhältniſſen bürfte es wohl feinem I 
fel unterliegen, daß bie fchon mehrfach verheißene Geſetzgebung für die Jukı 
im prenpifgen Staate nicht mar nüplich, fonbern ein dringendes Beduͤrfniß id, 
ſewohl um bie Berbältuiffe einer fo imtelligenten, beweglichen und in ſich zum 
‚menhängenden Besölferung im Intereſſe bes Staates unter feſte Rorme 
bringen, als auch, um bie großen Ungleichheiten wegzuſchaffen, denen bie Ink: 
thanen heffelben Landesherrn, bei gleihen Verpflichtungen gegen hen Ci 
unterliegen. 

Die Abtheilung hat dies Bebürfnig einftimmig amerfaumt sb trägt ham 
an, daß bie hohe Kurie ein Gleiches thun möge. Wenn bierin zugleich diem 
erkenneude Aenßerung ber Abtheilung über ven Eingang bes vorgelegten Oct) 
Guwurfes enibalten iR, fo mar biefelbe ebenmäßig auch ber Anficht, daß di 
nicht naturalifirten Juden im Großherzogthum Pefen für jetzt ihren Glaubu— 
genoſſen noch nicht gleichzuſtellen fein werben. 

Nach 5.17 des Geſetzreglements für ben Vereinigten Landtag iſt zwar „it 
Zaſſung der vorgelegten Gefebe von ber Berathung bes Landtags ausgeſchleſen 
und bie Abtbeilung if gewiß bereit, fich biefer Anordnung zu unterwerfen. 

Um aber ihre Vorſchläge deutlich und präcis zu faſſen, hat dieſelbe ſi 
mehrfach erlaubt, jene in eventuellen Gefepesworten auszuſprechen, daſu 
oft bie nöthige Klarheit nicht zw erreichen gewefen wäre; fie bat aber felhi 
dend dadurch in Feiner Weife die Faſſung bes Fünftigen Geſetzes anticipiren If 
unbefugt in biefelbe singreifen wollen. 

Zum Abſchnitt ı. 

und befien erſtem Paragraphen, welcher bad Grunbprincip bed Ger! 
enthält, wurbe zwar einerfeits beantragt, daß grunbgefeplich außer gleichen hi— 
gerlichen hen Juden auch gleiche politifche Rechte zugefichert werben mödtt 
und von einer. anderen Seite, daß das Wort bürgerlich” aus dem S. 1m 
‚gelaffen werben möchte. Die übertviegende Maforität der Abtheilung ent 
fich aber dahin, den $ 1 unverändert zur Annahme zu empfehlen. 

Ad 6 2, Die Abtheilung theilt ganz bie Abficht des Gefeges dahin, Mi 
+8 gut und heilſam if, bie Juden rüdfichtlich ihrer religibſen Verhälmiſtn 
‚anherlich erkennbare und zu Rechte beſtändige Körperfchaften zu vereinigen, mi 
‚glaubt auch, daß, mo es Außerlich ihunlich if, die Gründung befonberer Sal 
yon biefen Korporationen ohne Schaden ausgeben Tann. Sie ſiſt auch ham 

einverſtanden, daß in bem Geſetze S 1 und 2 und ferner bie Belenner bed # 
ſaiſchen Glaubens am beten: „Juden“ zu nennen fein werben; fie iſ aM 
auch der Anſicht, daß bie Wirkſamkeit der vorgenannten Koͤrperſchaften ſich un 
auf zeligiöfe und Schulzwede zu befchränfen haben werde, und if di 
und weil her landübliche Ausdruck „Subenfchaft” oft auch auf politiſche Bean 
and Rechte oder Pflichten, z. B. Schulden ber Iubengenoffenfchaften be? 
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wird, der Meinung, daß die Benennung: ‚„Subenfchaft” „für die m bildenden 

Vereine zu vermeiden und flatt beffen der Ausprud: ° . .: 
„Spnagogensert in“ 

zu wählen ſein möchte. 

Die Abtheilung hält dafür, daß es der ferneren ſittlichen Gewideluns det 
Juden nicht förderlich fein kann, fie in bürgerlichen Verbältniffen geſetzlich ab- 
zuſondern und alle in eine Kafte-zufammen zu brängen, fondern glaubt, daß bie 
Bermifchung der Juden mit den Chriften am beften dazu führen werde, jene 
von der in Europa allgemein verbreiteten Bildung und Geſittung zu durch⸗ 
dringen. 

Das Syſtem ber Abſonderung, und mehr sber. Weniger Berrädung ber 
Juden, tft feit der Zerſtreuung berfelben über bie Erbe num ungefähr 1700 Jahre 
befolgt worden, bat aber nicht dahin geführt, bie Juden in ‚Sitte und Ge- 
finnung den Chriften gleich zu machen. 

Die Abtheilung hat daher mit 5 gegen 3 Stimmen beſchloſſen, das Worte 
„Judenſchaften“ als Bezeichnung ber Korporation abzulehnen und mit 7 
gegen 1 Stimme beliebt vorzufchlagen, daß im $. 2 ftatt -beffen das. Mort: 
„Spnagogenverein® und weiter im Tert des Gefepes, wie es paßt, ebenfalls bie 
Worte: „Berein”. oder „Synagogenverein” gebraucht werben mögen. zu 

Daß alle Auden verpflichtet find, firh zu einem Spnagogenverein zu halten, 
and die Bezirke angemeſſen von der Behörde abgegrenzt werben müſſen, wird 
von ber Abtheilung einſtimmig als nothwendig anerfamıt. u 

Ebenſo ift diefelbe mit dem Inhalte der 65. 3—7 bee Geſches ganz eins 
serftanben, und empfiehlt diefelben zur Annahme, u 

Daß auch in diefen Paragraphen das Wort: „ Judenſcheft vurch ein Alle 
beres zu erfeben fein wird, ergiebt #9 aus ben borbementien Beſchtũſen von 
ſelbſt. 

Bei 6. 8 fand fih nur eine Bemerkung rüdfichtfieh ber fünftigen Faffıng 
Seitens ber Königlichen Behörde zu machen. Es iſt namlich nicht wohl abzu- 
feben, weshalb in dieſem Paragraphen fo viele Kategorieen neben einander mit: 
„o der“ aufgeführt find, da ſich ſolche einander nicht aueſchtlehen. Die Abthei⸗ 
lung war ber Anſicht, daß hinter „welche“ die Worte: 

„entweder ein Grundſtück befipen, ober ein Gewerbe fesppänbie beefen, 
oder —“ 
und ferner: 
„ſonſt ohne fremde Unterſtützung“ 
ganz entbehrlich fein bürften. 

Mit dem Inhalt des & 8 fo wie des $ 9 iſt pie Abiheilung ganz einserftanbeit 

Ad $ 10 hat die Abtheilung erwogen, ob der Schlußpaffus, weißer von 
der Befugniß der Entfernung einzelner Mitglieder handelt, neben dem. $: 45 bes 
Geſetzes vom 29. März 1844 Geſetzſ. S. 86 5 44 noch erforberlich fei, fi aber 
für unbekingte Beibehaltung dieſes Paſſus und reſp. Paragraphen ntfchieben, 
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Die basin enthaltene Befugniß des Königlichen Regierung iſt gewiß müplid mi 
neihmwenbig, und ba ber Vorſtand des Synagogenvereins nach ber Anfidt ie 
Abtheilung nicht als ber Vorſtaud einer politifchen Gemeine, ſondern ala Al 
ms⸗ und Schulbeamte anzufeben fein werben, fo erfcheint es dentlicher und hefk, 
den Paragraphen unverändert beizubehalten. 
Gegen $. 21 findet die Abtheilung um fo weniger etwas zu erinnern, ai 
bie revidirte Stäpteorbunug von 1831 in ben Provinzen Pofen, Saclen m 
Weſtphalen gilt, alfo wohl die Mehrzahl der Juden in ben Stäbten wohnt, m 
Dies Geſez angewendet wird, und da außerdem Lies fehr gut gefafte Ge 
auch in ben Provinzen, wo bie Städteordnung von 1808 gilt, wohlbelannt il, 
466 erfcheint baber augemeffen, daß, wie in bem Geſetzentwurf geſchehen, auf di 
seribirte Staͤdteordnung von 1831, und nicht anf bie von 1806 Ben r- 
nommen werbe, 
Rüdfichtlich des materiellen Inhalts biefes Paragraphen beantragt die I 
theilung einkimmig, um mehrerer Dentlichfeit willen noch einen Zuſatz. 
March ber allgemeinen preußifchen Gefepgebung über Korporationen ($ 13 
Th. 11. Zit. 6 des Allg. Landrechts) können bie ſämmtlichen Mitglieder sm 
Korporation die Beſchlüſſe ihrer Vertreter, bier der Repräfentanten, wieder mi 
beben, Daß dies nicht bie Abſicht des Grfepgebers if, ergiebt ſich aus in 
Beziehung auf pie Stäbteorbnungs nach biefer find die Bürger wicht bei) 
bie Befchläffe der Stabtverorpneten wieder aufzuheben; ba aber ber $ 15 M 
revidirten Stäbteorbnung, der diefen Grundſatz enthält, ſich auf bie mem 
Beſtimmungen ber Städteordnung bezieht, welche auf bie Synagogenvereine ni 
überall und unbedingt paffen möchten: fo erfcheint es nüslich, ja nothwverdi 
auszuſprechen, dag bie Mitglieder eines ſolchen Vereines am bie Beſchiſ 
äbrer Repräfentanten und Borfieher nach Analogie der Städleordnung gehn) 
und nicht befugt find, folde auf Grund bes 6 113 Thl. II. Tit. 6 Mom 
Landrechts auzufechten ober wieber aufzuheben. 
Diefer Zufap könnte bei 5 21 eingefchaltet, und möglicher Weile ſo # 
faßt werben: 
„Die Mitglieder des Vereines find daher nicht hefagt, die Beſchlüſe de 
Repräfentanten und Vorſteher aufzuheben, und bie Anwendung des $ IP 
Thl. II Tit. 6 des Allg, Lanbrechts bleibt ausgefchlöffen.” 
Ebenſo werben 6 12 und 13 ohne Bedenken zur Annahme geeignet ſein 
Bei 5 13 iſt zwar zur Sprache gekommen, wie es angemeſſen I, dr 
Stellvertreter nicht befonders zu wählen, fonbern bie Perfonen ald folgt ij 
proflamiren, welche bei der Wahl ber Repräfentanten nach dieſen bie mil 
‚Stimmen haben. Die Abtheilung theilt diefe Anſicht, bie darauf bezüghär® 
ſtimmung wird aber mehr in das Statut, als in das Geſet gehören, nd fan 
daher jenem überlaffen bleiben. | 
. Der Inhalt des 5 14 hat, ſobald der Geſetzeniwurf befannt geworden, M 
den Juben viele Bedenken erregt und erhebliche Mißſtimmung hervorgerufen. 
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Man fürctei, DaB durch dieſen Paragraphen den Dosfishern bed Vereins auch 
eine bärgerlich-politifche Hufficht über feine Mitglieder aufgebürdet werben Tolle, 
und fie dadurch verpflichtet werben würben, eine Art Polizei, vieleicht fogar eine 
geheime, zu üben, um über Jeden Auskunft geben zu können. — Daß jede 
Korporation über Angelegenheiten ihres Gefchäftsbersides ber vorgeſehzten Res 
gierung Auskunft zu geben bat, beruht bereits in ber allgemeinen Gefepgebung. 
Dies bier noch beſonders zu wiederholen, erfcheint vielleicht nulich, da das In⸗ 
fttut Der Synagogenotreine ein neues if. . Warum aber der Vorſtand über 
alle vie Judenſchaft betreffenden Angelegenheiten und ſogar Aber einzelne zu 
ihr gebörige Mitglieder und unter eigener Verantwortung Auskunft 
geben fol, iſt kaum abzuſehen, und es kann fchwerli In Abrede geßellt werden, 
daß bie Faſſung dieſes Paragraphen zu den Beſorgniſſen, bie er hervorrieſ⸗ 
Veranlaſſung gegeben hat. 

Die Abtheilung fchlägt daher vor, den ganzen Sab bes 6 pr wetzulaſſen 
Sollte dies aber nicht beliebt werden, ſo würden wenigſtens die Worte des zweiten 
Satzta⁊ 

„and über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder,“ : 
und ferner: 

„pflichtmaäßig und unter eigener Berantwortlictei, “ 
wegbleiben Fünnen, indem jene in ber That bedenklichen Inhalte an biefe in 727 
flüſßg erfcheinen; beun hie Pflichtmäßigkeit verſteht fi bei jeder amblichen Aeu⸗ 
Berung von ſelbſt. — 

Der $. 15 bat zu umfalfenben Erörterungen Veranlaſſung gegaben. Der⸗ 
ſelbe bezieht ſich lediglich auf bürgerliche Verhältniſſe der Juden, auf ihre Ver⸗ 
tretung in ber Stadigemeine, und es kann in etwas Wunder nehmen, wie biefe 
Beſtimmung bier in dad Geſttz kommt, wo fon von Auftus- und Gchulange- 
legenbeiten geheubeli wird. Zunächſt if nun zu beachten, daß fewohl nach ber 
alten, als nach ber nenen Stäbteorbnung bes jüdiſche Glaube weder die Aus⸗ 
ſchließung von der Stabiverorbneien- Berfammlung begrändet, noch ein Recht, in 
berfelhen zu exfcheinen und vertreten zu werben, verleiht, Cbenfo verhält es fich 
nach der rheinischen Gemeinesrdnung, und wur burd bie weſtphäliſche Gemeine: 
ochaung werben Juden von ber Gemeinevertretung ausgefchlaffen. (Geſetzſ. 1841 
5 S. 397.) Im Allgemeinen ſteht alſo jept die Sacht fe, daß Juben, wenn 
fie das Vertrauen ihrer Mitbürger genießen, tn bie Gemeineverirehung selangen 
können, daß fie dann nicht als Juden, fonbern ale Bürger hineinkommen, and 
daß fie nicht darin erfiheinen, wenn fie das Vertrauen ber Minburger ned nit 
iu, bem Örabe gewonnen haben, daß fie gewählt werben. Died Verhältniß, 
was wohl ein natürliches und gutes fein bürfte, wird nan zwar nicht durch ben 
Inhalt bes 8 15 aufgehoben, es wird aber eine Durchlocherung deffelben zuge- 
lafien, und dadurch bie Auſhebung angebahnt. Es foM zuläffle fein, daß Bit 
Juden Stabiverorbnete als Juden in bie Gemeineverireiung fenden, Wirk 
sine ſolcha Einrichtung geizoffen, fo baden dann auch Juden em Beck, als 
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Zuden in die Stabiverorbneten⸗Verſammlung gu gelangen, auch wenn fi ir 
Vertrauen der chriflichen Einwohner gar nicht befigen. Cs liegt fchr nah, 
daß fie fih dann auch für verpflichtet halten werben, zunächſt das Jutereſſe ve 
Inden und nicht bas ber Stabt zu fürbern, was dem Gemeinſinn gewiß ſchaden 
wird. Außerdem möchten, wenn einmal bies Prinzip Eingang findet, auch Ari 
liche Konfefſionsverwandie eine befondere Vertretung in ber Siadwend 
neten-Berfammlung verlangen: fo könnten wir denn leicht in einer großen Stall 
die Stapdtverorbneten-Derfammlung in Beriseter religidfer Körperichaften ge 
sheilt und zerfallen ſehen. 

Eine ſolche Scheitung ift dem Weſen der Stäblesrbnung fremd; fie mil, 
daß alle Bürgers und Berireter ber Stadt durch ein gemeinfames Band ii 
Gemeinſinnes für das Wohl berfelben vereinigt werben. — ine Cinrihtun, 
wie fie der $. 15 vorfchlägt, widerfpricht aber auh dem durch bie Yunbein 
heffätigten Judenedilt von 1812. Nach dem $.7 biefes Geſetzes follen die Je 
hen gleiche bürgerliche Rechte mit ven Chriften haben, alfo nicht eine beim 
bere Vertretung in ber Stadtverordneten? Verſammlung. — Sede Taftenmähg 
Abfonderung ber Juden bürfte ihrer Fortbildung nicht förderlich, fonbern tan 
geeignet fein, bergebrachte Anfichten, vielleicht Vorurtheile, aufrecht zu erhal, 

Aus allen diefen Gründen fchlägt die Majorität ber Abtheilung mit 6 1 
gen 1 Stimme vor, bie Weglaflung biefes ganzen Paragraphen zu beantragt: 

Die Minarität der Abtheilung macht für ihre Anficht folgende Gründe gelhat: 

Sie fieht in ber vorgefchlagenen Beftimmung bie Anficht der Regierung af 
. gefprochen, autonomiſche Rechte zu begünftigen; fie ift überhaupt im Print 
bafür, die Regierung gerade ba zu unterflügen, wo es fich darum han 
ans dem Bormunbfhaftspriurip herauszutreten. Die Minorität fimmt dat 
. für Beibehaltung des $. 15, wenn zu bemfelben der Zuſatz gemadt mir: 
daß es ben Juden jeber Zeit frei fteht, bie Wiederaufhebung ber geiroft 
nen Versinigung unter Zuftimmung ber fäbtifchen Behörden zu veranlıl 

. fen, ohne daß hiergegen ber Regierung ein Winerfpruchsrecht zuſteht. 

Bel ber. Berathung ber weiteren Paragraphen dieſes Gefepes if bie M 
thellung in Uebereintimmung mit bem Gefeh - Entwurf von ber Anſicht au 
gangen, daß die Juden im gefeplichen Sinne zu ben „geduldeten“ Kl 
gionsgefelichaften gehören. Es entjpricht dies den Grundſätzen ber Religion? 
ediktes vom 9..Iuli 1788, ben fonfligen gefeplichen Verhältniſſen der Juden 1 
den weißen Lanvesiheilen, in welden das Religionsedikt nicht gelten mil 
uud ber bisherigen Praris ber ‚Stantsverwaltung. Auch aus bem Ebift vl 
a, März 1812 ift ein anherer Grundſatz nicht berzuleiten. (Allg. Lanbreil 
sb. II. Tit. 11, $. 20.) 

Zum $. 16 if bei der Abtheilung nur ein Zuſatz in Anzegung gelomnen 
welcher jedoch die Mazorität nicht erhalten bat, ſondern mit 4 gegen 3 Shin 
gen abgelehnt warden iſt. 

Der Inhalt dieſes Paragraphen entfpricht ganz ben 88. 46 — 48 Th. | 
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Tit. 11 des Allgemeinen Landrechts. Wenn alfe bie Berne Syargeehvib- 
nungen annehmen und biefe bie Genehmigung ber Regierung infofern erhalten, 
daß ver Staat nichts gegen ben Inhalt zu erinnern findet, fo haben biefe Sy⸗ 
nagogehorbnnngen bie-Ratur der Polizeigefepe. - Hiernach IR es zuläſſig und 
auch gerathen, daß die Synagogenorbunngen zumellen Gelbftvafen gegen Stb⸗ 
sungen bes Gottesdienſtes androhen; es fragt fick, ob dieſe von dem Vorſtaude 
des Vereins, oder auf. Antrag beffelben von ber Orts“ Polizeibehörbe feſtgeſetzt 
und eingezogen werben follen. Die Borfteher der Juden im Poſeuſchen wän- 
fchen öfter Lebteres, um bem Vorſtande das Odium der GStiraffeſtſezung zu .er- 
fparen, und die Minorität hielt dies auch für paſſend, während die Majorität 
eine folche Einmifchung der Polizeibehörbe, felbR auf Antrag bes Vorſtandes, 
für bebenflich hielt. 
Sollte die Anficht der Minorität bei ber hohen Kurle Anklang inben, fo 
dürfte der beregte Zuſatz möglicher Weile dahin gefaßt werben kbunen: 
„Auf Anfuchen des Vorſtandes bat bie Poltzeibehörbe die Geltitrafen feſtzu⸗ 
fegen und einzuziehen, welche durch eine gefeplich eingeführte Synagogenord⸗ 
nung angedroht worden find.“ 
Im Allgemeinen empfiehlt vie Abtheilung den $. 16 und ebenſo auch ben 
8. 1T zur Annahme. j 
Dei dem 8. 18 find ber Abtheilung bie Worte: „ob und” (in der vierten 
Zeile yon unten. ©. oben ©, 13) bedenklich erfihienen. Aus biefen Yonnte ‚ger 
folgert werben, daß die Behörde au das Recht habe, die begehrte Trennung 
pure zu verfügen, Es iſt bies wohl nicht die Abficht des Geſetzgebers, und her 
Staat kann keinen Grund haben, folche Trennung zu binbern; es lommt wur 
barauf an, die Modalitäten berfelben zu vrdnen und feflguftellen. Die Abthei⸗ 
hung beantsagt daher einſtimmig, die Worte „ob und“ wegzulaffen, übrigens 
aber. ven Paragraphen anzunehmen. In ber lebten Zeile deſſelben wird nad 
der Anficht des. Kobuiglichen Rethrs, welcher den Berathuugen der uw 
beiwohnte, flatt: 
„Kultuseinrichtungen ·“· on 
befler zu fagen ſein: ' 
„DBermögen bes Synagogenvereins.“ 
Die Abiheilung war hiermit ganz einverflanden. . Ä . 
Abgeſehen von diefen, mehr die Form betreffenden Bemerkungen, kann ſich 
bie Abthellung mit dem Inhalt der 66 18—22 (einfchließlich) im Allgemeinen 
nur einverftanben erflären. Die religiöfen Angelegenheiten ber Juden will. ber 
Stant dieſen ſelbſt anheimgeben, und er thut als weltliche Obrigkeit Altea, was 
die gebildete Religionsgeſellſchaft begehren kann, wenn er zuerſt die religiöſe 
Korporation son Außen ber zu Rechte beſtaͤndig konſtituirt, und dann auch wirder 
ben geſetzlichen Weg eröffnet, auf welchem eine Trennung ber religibſen Kor⸗ 
poration eintreten Fan, wenn biefe von dem jübifihen Vereinsgenoſſen gewünfcht 
wird oder fonft erforberlich erſcheint. Dieſer Weg iſt durch bie 55. 18—22 am 
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gebahnt, unb es in der Suhalt derſelben auch — ſo viel belanat — san 
IAnden nit ungünfig aufgenommen werden. Nur das ſchien ber Ablheiln 
wünfchenswerth, daß ‚bie Mitglieder der gutachtenden Kommiſfſton zum Ihr u 
ber Wahl ber Gynagogenvereine hervorgehen möchten. De ber $. 2 lin 
anordunet, daß die Dberpräfipenien bei ihren Vorſchlagen bie Auträge ber Sun 
beachten follen, fo fcheint es noch beffer, daß ein heil ner Mitglieder and m 
Wahl der Iuben und ein anderer Theil frei aus den Vorſchlägen bed Ober 
benten hervorgehe. Die Abtheilung beantragte daher einſtimmig: 
daß die Oberpräfidenten verpflichtet werben möchten, zwei Drittel der Di 
glieder der Kommiſſion aus deu von den Epnagogensereinen bezeigartt 
Derfomen in Vorſchlag zu bringen und bie betreffenden Miniſterien gehalm 
fein möchten, zwei Drittel der Mitglieder ber Kommiffion aus ben Prim 
zu wählen, welche dis Vereine genaumt haben. Diefe Abficht wird durch cam 
Furzen Zuſaß zum 6. 20 zu erreichen fein, 

Der $. 23 wirb von der Abtheilung zur Annahme empfohlen. Dei 
Inden die Koften ihres Kulms tragen, entfpricht dem Recht und der bike 
Berfaffung, und daß bie betreffenden Umlagen von ber Berwaltungsbehirr ir 
voliſtredbar erflärt werben, Iann für bie Ordnung im Haushalt bes Bari 
und alfo für die Juden felbft nur fehr angemeffen und wünſchenswerih erſcheun 

Der 5 24 will dem Berein die Berwaltung aller für Juden befimmin 
Armenfonds Übertragen, auch wenn dies nicht durch Die Stiftung oder vend 
nung des Wohlthäters beſonders angeorduel if. Würde dies beibehalten | 
erhält ver Berein wieber theilweife bie Funktionen einer weltlichen jäbiigent" 
zigleit, wodurch bie Wöfonberamg befürbert wird, welche gewiß nahtheils d 
Wenn ein Teſtator ein Legat zu Guufben z. B. ber im Miünſder wohnenend” 
men Iniholifcher Konfefion ausſetzt, fs wird dies zweifelsohne vom Bat 
amd der Armenkommiſſton verwaltet werben; wenn aber ein amberer Tehairt ſi 
hie in Mnfer wohnenden armen Iuben forgt, fo twürbe nach 5, 24 dies Ind 
nicht vom Magiftrat, fondern von dem füdifchen Verein verwaltet werben, © 
iſt nicht abzufehen, wozu für bie Juden ein folcher Unterſchied ſtiyulirt mi“ 
fol, und die Abtheilung kann ihren einfiimmig beliebten NWerfchlag am it 
beutlich machen, wenn fie es ſich geftattet, ihn in Worte zu faſſen, welche air 
licher Weife flatt des 5. 24 in bas Gefeh eingerüdt werben Hinten, Dil 
wärben fo laxien: 

Ueber Die der befonbern Armen⸗ und Krankenpflege ber Juden genial 
Fonds und Auftalten ſteht bem Borſtande bes Vereins bie Verwaltung E 
Aufficht nur baun zu, wenn ber Stifter bies ausdrücklich beſtimmt Dal“ 
Diefelbe verbleibt ihm jedoch auch im Mürkficht ven dergleichen Fonde, wii 
. then. bisher von den jahigen und: früheren Synagogen⸗ und Judenvonſäne 
wverwaltes und beaufſichtigt worbden find. 

Gegen bie.56 25: und: 26 findet bie Abtheilung nichts gu erinnern un v 

werragt nie Yomahme verfallen. . ’ 
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Der Inhalt des 8. 27 has Die lebhafteſten Reflamationen ber Juden her⸗ 
vorgerufen; fie finden darin eine Wiederherſtellung des Ghetto, indem, wenn 
z. B. bier am Orte alle Kinder son Juden verpflichtet würben, in eine Schule 
zu gehen, welche in ber Kochſtraße liegt, nothgedrungen auch bie Eltern würden 
bahin ziehen müſſen, ba bie Kinder nicht täglich viermal allzumeite Wege, z. B. 
vom Oranienburger Thor nach ber Kochſtraße würden gehen konnen; fie finden 
ſich außerdem baburch verletzt, daß burch dieſen Paragraphen rückichtlich ber Is 
diſchen Kinder ber Schulbehörbe größere Macht und Befugniffe zugeſtauden wer⸗ 
den ſollen, als rückſichtlich der anderen Kinder. 

In der That iſt auch nicht abzuſehen, warum dies nöthig iſt. Die allge» 
mein gültige Regulirungsinftruftion vom Sabre 1817 8. 18 Lit, K. (Geſetzſ. 
S. 260) legt ber Schulabtheilung ber Regierung das Recht bei, Schulſocietä⸗ 
ten zu bilden und zu trennen, wo es eniweber gewünfcht wird ober nothwendig 
erfcheint. Mit dieſer Beſtimmung ift bisher ausgereicht worden und kann auch 
wohl Fünftig ausgereicht werden. Daß die ſjüdiſchen Kinder auch außer diefen 
Ballen des Wunfches oder ber Nothwendigkeit, nach Wohlgefallen ber Regie⸗ 
rung ſollen vertheilt und uniergeſteckt werden Fönnen, erfcheint allerdings für die 
Juden verletzend, und die Abtheilung trägt darauf einſtimmig an: 

ben 6. 27 ganz wegzulaſſen, 
indem bie allgemeinen Geſetze bereits alles Röthige enthalten, 

Mit 5. 28 iſt die Abtheilung und um fs mehr einverſtanden, als fie den⸗ 
felben fo auslegt, daß bie Kinder ber Juden zwar nicht „verpflichtet“ aber 
mit Genehmigung ihrer Eltern und Vormünder wohl befugt find, dem chriſt⸗ 
lichen Religionsunterricht beizuwohnen; fie ftellt nur anheim, ob bies vielleicht 
bei der Redaktion noch deutlicher auszuſprechen fein möchte. Die Kinder ber 
Juden zwangsweiſe von dem chriftlichen Religionsunterricht auszuſchließ en, kann 
offenbar die Abſicht des Geſetzgebers nicht ſein. 

Ebenſo iſt die Abtheilung mit dem Inhalt dieſes Paragraphen dahin ein⸗ 
verſtanden, daß den Duden nicht gerade die Anſtellung eines beſon deren Ne 
ligionslehrers als ein Zwang auferlegt werden ſoll, wenn nur (wie der Para⸗ 
graph angiebt) dafür geſorgt wird, daß es den Kindern nicht am nöthigen Re 
ligionsunterricht fehle, 

Ebenfo ift es gewiß angemeffen, daß bie Religionslehrer vom Staate ge⸗ 
prüft werben und bie zum Lehramt im Allgemeinen nöthigen Kenniniſſe nach⸗ 
weifen müſſen. Ein Mehrere, namentlich der Nachweis ber Kenninife in jüͤ⸗ 
difchen Glanbensfachen, wird ber Stant zwar nicht begehren, aber gewiß oft von 
ben Juden gewuͤnſcht werben, j 

Um nun im biefer Beziehung wenn ſolche Wunſche vorliegen, zur Erfüllung 
derſelben eine Gelegenheit zu geben, an welcher es bisher in den meiſten Füllen 
fehlt, ſchlägt Die Abtheilung einftimmig vor, zu beftimmen, daB bie vorſtehend 
ad 18-22 conftituirte Rommtiifion dergleichen Prüfungen jüdiſcher Religions⸗ 
lehrer anf ven Wunſch der Synagogenvereine vorzunehmen, und über ben Er- 

vui. 33 
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felg derſalben Beſcheinigungen zu ertheilen befugt. ſein fell, Seolche Veſhei— 
gungen werben dann felbfirehenb Heine officielle Bebeusung haben und kin 
Staatsapprobation befunken, dagegen aber doch wielleicht durch bie Unzoritit da 
Mügliever der Kommilien für den Verein von großem Werth und Bea 
tung fein, 

Mit einem hierauf bezůglichen Bufap wird ber 5. 28 nen der Abtei 
zur Annahme empfohlen. 

Eben fo der $. 29, deſſen Inhalt allgemein gültigen und geredien Priv, 
pien entfpricht, 

aa 6. 30. Daß es ben Jnden, welde in der Regal dem allgenrim 
Schulverbande unterliegen, da, we fie es wünfden und Mitiel bazu haben, # 
Rattet werde, ſich auf ihre Koſten eigens Schulen zu Rifien, eutſpricht ben Enns 
fäpen der Billigkeit und ber Parität, und bie Abtheilung emepfiehlt daher dieſe 
Yaragrapben, fo wie hie 56. 31 und 32 zur Aunahms; fie if aber and ri 
Rimmig der Anfiht, daß eine ſolche Bildung von beſenderen Schulen Beh ia 
freien Wien anbeimgegeben bleiben folle, und beantragt daher, daß ben Ju 
durch das Geſeß auch bie Beſugniß ausdrücklich vorhehallen werben ſolle, di 
Sonderſchule jeder Zeit wieder aufzugeben, nud ſich ber oder den allgemin 
Orisſchulen wieder anzuſchließen, fo bald nur auch die amderer Stils be 
theiligten damit einverſtanden find, und ohne daß der Regierung dagegen fl 
Wiverſpruchsrecht zugeſtanden wird, 

Ein dies anordnender Zufap würde am Veen bei ober hinter 8. 32 nr 
geſchaltet werben Fönnen, 

Der Inhalt bes 6. 33 ergiebt fich aus allgemein gültigen billigen Gum 
fagen, und fihlägt die Abtheilung vor, beufelben unseränbert anzunchmn 

Die Abtheilung iR auch damit einverfanden, bag — ($, 33 ad d) — N 
jüdiſchen Schulen nur von Kindern dieſer Konfeffion heſucht werben dürſe. 

Gegen bie nach dem Gefep-Gntwurf beabfichtigte Faſſung des Z. 34 ji 
fh wieberum vielfache Bedenken erhoben. Dean finde barin wieder eine Dt 
anziehzung bes Vorſtandes der Bereine zu bürgerlichen, faft polizeilichen Geſqi⸗ 
ten, und eine Verlttzung der Rechte ber Eltern, über bie Zukunft ihrer Niet 
zu beftimmen. Dan glaubt, daß bie Vorſtände biefe Verpfluhtung bed el 
Liebe erfüllen werben, und dann ein erheblicher Erfolg wicht zu hoffen ki. 

Diefe Gründe haben auch die Minorität der Abtheilung veraulehl, a 
Meglaffung biefes ganzen Paragraphen anzuiragen. 

Die Majorttöt von 5 gegen 2 Stimmen bat fih jedoch dieſem Hui! 
nicht angefchloffen; fie hat erwogen, daß das Geſatz van 1833 für has Gr 
herzagthum Pofen, 5. 13, eine ähnliche Beſtimmung enthält, und Gelegenhei 
gefunden, ſich darüber zu iaformiren, baß dieſe Beſimmung dort günßige er 
folge gehabt hat; fie hat ferner erwagen, daß biefer Paragraph von dem Br 
Rande des Vereins doch eigentlich nichts, als Rath und maraliſche Einwirleu 
usziange, welcher von ainar Stelle, welche religibſe yab Schulinteroſſen ver 
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wohl begehrt werben. lenne; fie hat ſich aber freilich auch nicht verhehlt, daß bie 
beabſichtigte Faſſung dieſes Paragraphen Feine ganz. glückliche ſei, und theilweis 
zu den Erinnerungen Veranla fung gegeben habe, welche dieſe Grfepeöftelle her⸗ 
vorgerufen bat. 

Die Majoridät ver Abtheilung ſchlägt daher vor, dieſen Paragraphen zwar 
beizubehalten, deſſen erſten Say aber möglicher Weiſe dahin zu faſſen: 

„Nach vollendeier Schuibtitung ber ſüdiſchen Kinder haben die Vorſteher des 
Vereins durch Rath und Zuſpruch dahin zu wirken, daß jeder Knabe ein 
nützliches Gewerbe erlerne oder ſich auf wiſſenſchaftlichen Lehranſtalten einem 
höheren Berufe wibme, und daß Teiner dernſelben zum Gewerbebetrieb im Um⸗ 
herziehen gebraucht werde." 

„Sie haben ſich (m. ſ. w.)“ 

Der 6. 35 des Geſetzes iſt wohl ber wichtigſte, aber auch zugleich beſtrit⸗ 
tenfte und vielleicht ſchwierigſte bes vorllegenden Geſetzes. Derſelbe ſpricht aber 
von mehreren Gegenſtünden, welche beſonders abgehandelt werben müſſen. 

1. Bow ber Zulaſſung der Inben zum Staatsbienſt; (abgeſehen von Lehr⸗ 

und Schulaͤmtern); 

2. von deren Zulaſſung zu mitielbaren Siaats⸗ mb Kommunalämiern; 

3, son deren Beſtellung zu Schiebdomännorn und Juſtizkommiſſarien; 

4, yon beten Zulaffung zu akademiſchen Lehrämtern uns endlich 
5. son beren Ernennung ober Wahl zu Lehrern bei Gymnaſien und Schul⸗ 

anflalten, 

Es wird nothwendig fein, bei der Erörterung biefer Gegenfände die De 
ſtimmungen des Ediltes von 11. März 1812 zu vergegenwärtigen. 

Die 66. 8 unb 9 biefes Geſetzes Immtens . 

6.8. Sie’ (die Inden) koͤnnen daher alabemifche Lehr- und Schul- auch Ges 
meinehmier, zu welchen fie ns geſchickt gemacht haben, verwalten, 

und 

6. 9, An wiefern die Juden zu ans eren öffentlichen Bebienungen und Staats 
Amtern zugelaflen werben Können, behalten Wir und er, in der Bolge 
ber Zeit gefeplih zu beſtimmen. 

Hieraus ergiebt fich zunächſt: 

ad 1. Nidfichtlih der unmittelbaren Staatsamter, daß in Beziehung auf 

diefe das Meitere vorbehalten und ben Juden beftimmte Zuſagen 
nicht gemacht worben find. Der Geſetzgeber hat bier freie Hand 
Der Geſttzesvorſchlag fichert den Juden die Anftellungen zu, für 
welche ver Anfpruch durch Militairdienſt und Civil⸗Berſorgungsan⸗ 
ſprüche verfaffungsmäßtg erworben wird, infofern mit vieſen 
Kemtern nicht „obrigkeitliche Autorität” verbunden If, Ein 
Seffeipt ver Königlichen Miniſterien des. Innern und 'ber Finanzen 
som 21. Mär; 1846 hat hierüber auch fen die Behörben mir An⸗ 
eifeng verſehen, und näher und wahl beftimmier und beffer geſagtj 
33* 
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daß die Juden in Folge von Niluiair⸗Verſorgungeauſprichen, j 
ſolchen Aemtern zugelaſſen werben Könnten, mit welchen feine sid. 
terliche, polizeiliche oder exekutive Gewalt verbmtmil 
Dieſe Beſtimmung iſt wohl ein Korrelat ber Anordnung, dab ft 
Juden jept allgemein zum Militairdienſt verpflichtet warden fiat. Ti 
man ihnen die Heerespflicht auferlegie, wollte man auch ben invalie 
geworbenen, ober fonf durch langen und treuen Mililairdienß vı 
dienten Juden nit bie Aemter vorenthalten, welche in ber Au 
yerbienten Gelbaten als Civilverſorgung gegeben werben. Beik 
Aemter dies find, if tm Milgemeinen bekaunt; es find dies Sehekir, 
Schreiber⸗, Schirrmeiſter⸗, Boten- und ähnliche Stellen, fie ale ni 
zuzählen, würbe in bie Kaſuiſtik verfallen; dem Preußiſchen Shui 
beamten, und auch dem Publikum find ſolche genugfam bskannt, m 
diefe den Juden nicht vorzuenthalten, erfcheint ſchon als Korrelat M 
Hrerespflicht billig, auch find davon Mißſtaͤnde micht zu befirdin 
und bie Abtheilung theilt in fo weit ganz bie Anſicht und ben Sr 
halt des Gefepentwurfes, 

Wenn babei Aemter mit richterlicher, poligeilicher und erehi 
Gewalt ansgefchloffen werben find, fo führt dies auf bie Erärtemi 
über, in wie weit überhaupt Juden zum höheren Staatsbienk m’ 
Iaffen und ihnen Aemter gegeben werben Können, durch welthe | 
zur Obrigkeit über Chriſten beftellt werben, 

Die Anfichten find hierüber in ber Abtheilung getheilt gewefen; bie Ritt 
rität it ber Anficht, daß bie Juden zu allen Milttair- und Civilaͤmtern zuge 
fen werben könnten und ſollten, infofern ſolche nicht die chriſtliche Kirche tangirti 
fie begründet dies dadurch, daß im ledien Freiheitskriege befanntlich rinige v 
ben zu Offizieren beförbert worden find, und theilweis noch jetzt als feld i 
der Armee dienen. Die Minsrität folgert bierans, daß, wer zum Offhin ir 
Kriege tauglich frei, auch zu allen Aemfern befähigt fein müſſe; Be bean 
ferner, daß es vom fittlicden Standpunkt aus nicht gerechtfertigt erſcheine, gi 
Staatsbürger von ber Ausübung feiner Rechte, feines Glaubens wegen, N 
aufchließen. 
Inm Gegenfap biefer Anſicht hält es bie Maforität der Wbrheilung ill 
für thunlich, ben Juden, abgefehen von ben -Militairverforgungs-Pofen, Sa 
Amter und namentlich folche mit richterlicher, poltzeilicher oder exelutiver Gm 
zu übertragen, | 

Der ganze preußifhe Staat und beffien DVermaltung berupt auf Gran 
fägen, welche unverlennbar aus bem Chriſtenthum hergeleitet find; an biefn 
Regierung Männer Theil nehmen zu laſſen, welche einer Religiensparibei W 
gehören, veren Grunbfäge der Mehrzahl der Einwohner bes preußiſchen Ei 
teö fremd find, erfcheint nicht ihunlich; bie chriſtliche Bevoölkterung möchte ſih 1) 
gungen eine jünifche Obrigfeit gefallen laſſen. dille Oandhabung ber Dirk 
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muß wohl in unferem Lande, welches neben 206,000 Inden von circa 15,000,000 
Ehriften bewohnt wird, auf der Grundlage der chriflichen Lehre und Moral be- 
ruhen, anf ber Lehre: daß man auch dem Feinde vergeben und ihm wohlthun 
fol. — Ob die Juden fih auch zu diefer kehre bekennen, iſt manchen zwei⸗ 
felhaft, noch mehreren unbekannt. 

Außerdem ſteht jetzt bei uns bie Staatsverwaltung noch in vielfacher un 
mittelbarer Beziehung zur evangelifchen ober katholiſchen Kirche und bie 
Berbäliniffe der konfeſſſonellen Elementarſchulen fteben mit ber Kirche in enger 
Verbindung. An ben Yunktionen diefer Art kann doch wohl ein Zube nicht 
Theil nehmen; ein jürifcher Landrath würde bei allen Aufträgen in Kirchen⸗ 
und Schulſachen eines Vertreters bebürfen, ein jüdiſcher Regierungsrath faſt in 
jeder Situng wegen des Vorkommens von Vorträgen dieſer Art das Zimmer 
verlaſſen, over ſich bes Stimmens enthalten müſſen. Noch höhere jüdiſche Beamte 
könnten möglicher Weiſe ihr Anſehen dazu brauchen, die Intereſſen des jüdi⸗ 
ſchen Glaubens zu förbern, und damit möchten die 18 Millionen chriſtlicher 
Untertbanen ſchwerlich zufrieden fein, 

Kerner blribt zu beachten, daß in ber jepigen preußifchen Monarchie Feine 
Bürtauherrſchaft mit abfegbaren Beamten beſteht, die unbebingt ben Befehlen 
der Vorgeſetzten geboren müſſen. In unſeren vichterlichen und abminikrativen 
Kollegien entſcheidet das Dom, was fi) Yaum immer von perföntichen Anfichten 
fret erhalten laͤßt. 

Sa Nordamerifa iſt die Verwaltung bes Staates gänzlich von den kirch⸗ 
Uchen und Schulverhaͤltniſſen geſondert, im preußiſchen Staate verhält ſich dies 
anders, und kann fo leicht nicht geänbert werben. 

Unter den obwaltenden Verhältniffen muß es daher unthunlich erfcheinen, 
bier bei ung die Ehriften durch Juden regieren zu laſſen. 

Zieht man bie Berhältniffe bes Heeres in Erwägung, fe And alle Beför⸗ 
derungen in dieſem lediglich Sache bes Landesherrn. Hat dieſer in ein- 
zelnen Faͤllen tapfere ober verdiente Juden zu Offizieren beförbert, fo ſteht es 
ihm ſelbſtredend frei, dies auch Yinftig wieder zu thun, ein Zufab zum vorlie⸗ 
genden Geſetz kann hierüber nichts beſtimmen; weber Anſprüche geben noch nehmen. 

Aus dieſem Grunde ſcheint es nach der Anſicht der Majorität der Abthei⸗ 
lung am Beſten, wenn das Geſetz über tie Beförderung von Juden zu Mili⸗ 
tairchargen weber paſſiv noch negativ etwas enthält. Es erfcheint der Abtheilung 
außerdem ber Ausprud: 

„Austbung einer obrigfeitlichen Autorität“ 
zu unbeſtimmt und zu weitgreifend, und es ſchlägt dieſelbe daher vor, ven Satz 
wegen Zulaſſung von Juden zum Staatspienft fo zu faffen: 
„Zu unmittelbaren Stantsämtern follen bie Juden nur in fo weit zugelaffen 
werben, als fie ſich burch den Dienft im ſtehenden Heere verfaffungsmäßig 
Civilverſorgungs⸗Anſprüche erworben haben, und mit den ihnen bierna zu 


J 
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ſiberiragenden Aemitern nit bie Wusibung einer richterlihen, polijelllin 

ober exekutiven Gewalt verbunden iR.“ — 

3, Rüdfihtlih der minelbaren Staats⸗ und reſp. Rommunalänte liegi di 
Sache etwas anderso. 

Das Edikt vom 11. März 1812 ſagt den Suden ber banal 
preußiſchen Monarchie Gemeine amter gu, und was dieſe beanſpruhn 
könnten, wird ber Landesherr, in fo weit es das Wohl des Staates z 
Rattet, gewiß gern auch feinen andern jüdiſchen Unterthanen gemihm 
wollen. Es liegt hier wohl alle Veranlaffung vor, zu Gunſten der Jun 
fo weit zu geben, als die Berbältniffe und dis vorher entwideltn Grat 
füge irgend gehalten. Die Minerität ber Abtheilung will dab md 
ben Juden bie Zalaffung zu allen Gemeineämtern zuerkennen, m 
glaubt, daß dies aus dem Edilt von 1842 hergeleitet werben mühe, ud 
nicht beikhrantt werben Tüune — 

Der Geſetzentwurf verweiſt auf bie barkber ergangenen befonheren Bıfis 
mungen; bies bat auch die Majerität nit gut m beißen vermocht. Cie 
iſt eine ſolche Verweiſung unbehimmt, umd es find rückſichtlich her Tuben entil 
feRe und gleichartige Mermen zu wünfden. Zwurürno aber würden mach hit 
Saſſung und dem Inhalt ber angezegenen Gelege, bie Iuden in Schweln (ü 
Meftphalen, nicht Gemeingnerizeter fein Können, während fie jenſeit des nach 
Berges, in Barmen, nach ber rheinifchen Gemeineordnung, welde nur menr 
Jahre nach der weſtphaͤliſchen erging, dazu befähigt find. Wohl muß es überall cinn 
irgendwo eine Örenge geben, mit welder ſich auch die Geſetzgebung änbern Im. 
Gewiß it aber wünfchenswerth, daß ein folder Unterſchitd irgend eine int 
aber hiſtoriſche Begründumg babe, welche zwiſchen dem Rheinlande und ber önt 
fhaft Mark vergeblich geſucht werben möchte, | 

Die richterlichen, poligeilichen urd exekutiven Funktionen müſſen nad da 
Aunſicht der Majoritaät ber Abtheilung freilich auch hier (aus ben oben enwil⸗ 
ten Gründen) den Inden verſagt bleiben; wo alſo mit den Komnmmneläum 
folche Funktionen verbunden find, da Können die Inden auch dieſe nicht el 
ten, Gene Funkliones werben von ben Gemeinebeemten auch in Delgai 
des Staates ausgeübt, und in birfen find auch Die Gemeinebeamien als Stault 
beamte zu betrachten. Es paßt alſo auch hier, was oben über ben Staats din 
angeführt worden iſt, und bdas Edilt von 1812 bat mit dem Nusprud „Ür 
meineämter“ auch wohl ſolche Funktionen nicht gemeint. Es mid diee I 
fo wahrfcheinlicher, ba ber folgenne Paragraph rückſtchtlich der „andern öfe 
lichen Bedienungen und: Stastsänter“ bie weitere. gefeiliche Beſtiamung 90° 
behält. 

Wird aber von biefen andern ahentlichen Bedienungen (mit welchen ri 
terkiche ober poligeiliche aber-erehstier @ewalt verbunden in) abgefchen, [°F 
dann auch Tein Grund vorhauden, ben Inden bie eigennichen Gemeinciutt 
(ohne ſolche Gewalt) zu verfagen, Es wird kein Nachtheil daraus enter, 
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wenn 3, B. ein Zube durch das Merisamen feiner Mithürger zum Gemeinever⸗ 
treter, Stabtverortneten, Rathsherren, Känmerer oder Stadiſecretair berufen 
der ſonſt beſtellt wird; 

Die Maforktät der Abthellaug mit 4 gegen 3 Stimmen fchlägt daher vor, 
pas Geſetz rückſichtlich der Gemeineümter in folgender Weiſe zu faffen: 

„bie Juden Tonnen. ſolche mitielbaren Slaats⸗ und Grmeineämier befleiden, 

mit beten Feine Auskung einer ginligen, polizeilichen ober erefutinen Ge- 

walt verbunden if.“ 

3 Ders. 35 wi die Juden als Sqiebemanner nur für ihre Glaubens⸗ 
genoſſen zulaffen. Es iſt in dieſer Beſchraͤnſung rin Grund in ber That 
nicht abzuſehen. Die Schiedsmaͤnner haben bekanntlich Feine richterliche 
Gewalt; fie werben gewählt, und vermitteln and regiftriven nur Vergleiche; 
neettand iſt aber verpflichtet, vor ihnen zu erfheinens ja ber Cilitie 
braucht Ah, wenn ihm ber Schiebsmann Fein DBertrauen einflößt, nicht 
einmal zu entſchuldigen, fonbern er bleibt lediglich weg, Genießt alfo 
ber Inde kein Vertrauen, fo wird man Ihn nicht wählen, und noch weni⸗ 
ger feine Hlife nashfuchen ober vor ihm erſcheinen; genießt er aber Ver⸗ 
trauen, fo kann er nüßen, aber nie ſchaden. Die Abtheilung fehlägt da⸗ 
ber einftimmig vor, ben Paſſus fo zu fallen: - 

„die Juden Innen zu Schiebsmännern gewählt werben,” 

Aehnlich dürfte es ich mit den Juſtizkommiſſarien verhalten; auch fie 
haben weder richterlihe, noch polizeiliche, noch exekutive Funktionen, und 
bie Abtheilung I baber, um auch dieſe Verhaͤltniſſe feſtzuſtellen, einfim- 
mig der Meinung, am dieſer Stelle hinzuzafügen: 

„Ebenſo Tonnen dieſelben auch zu Juſtizkommiſſarien beftellt werben.“ 

Dagegen Halt biefelbe fie zur Wefellung als Notarien, wegen ber 
Beglaubigung der Alte der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht gerignet, — 

Was num 

4. die Zulaſſung ber gusen zu alademifchen Lehraämiern betrifft, fo fagt in 
dieſer Beziehung dao Edilt son 1812 6. 8: 

Die Juden konnen alademifche Lehrämter, zu welchen fie ſich ge⸗ 
ſchickt gemacht haben, verwalten. 

Das auf Allerhochſte Anerdnung berubende Publikandum vom 4. De⸗ 
zember 1923 (Gefenf. S. 224) hat biefe Beſtimmung, 

wegen ber bei ber Auaführung ſich zeigenden Mißverhälmiſſe, auf⸗ 
gehoben, 

Ob dies Publikandum des Staatominiſteriums ohne Mitabbrud und Pu⸗ 
blilation der angezogenen Allerhöchſten Kabineisordre für ein Geſetz zu er⸗ 
achten if, was bie durch bie Bundesalte garantirie Geſeßgebung von 1812 auf- 
heben Fonnte, Tönnte zweifelhaſt erfcheinen. — Auf ber anberen Seite lönnen 
pie bloßen Worte des Ediltes von 1812 hier auch kaum enticheiben, 

Der Geſttzentwurf win vie Juden auf den Uniderſuaſen, veren Statuden 
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es geßatten, nur ale Privatbocenien unb außerorbentliche Prefeſſoren in mul 
wmatifchen, naturwiſſenſchaftlichen und mebicinifchen Lehrfäcdern zulaſſen. 

Die Abtheilung bat ſich hiermit nicht einverſtanden erflärt, und iR der Ti 
ficht, daß die Iuben im ben geeigneten Zaluliäten auch als ordeniliche Tri 
foren angeſtellt und zugelaſſen werben mäfen, wenn anbers nicht Rifkiaum 
und Kränkung faſt unvermeidlich herbeigeführt werben fol. Dan verſehe Mi 
Die Lage eines ſolchen außerordentlichen Profeſſors, der füch mit Auszrigun 
ber Wiſſenſchaft gewidmet bat, lehrte und Beifall fand, und bann nie il 
‚wirklicher Profeſſor werden foll, und man wirb fagen müſſen, baf gänzliche Ir 
ſchließung beffer, als eine ſolche ungenügende Bewilligung if. Es hantıli Hi 
Dabei nicht blos um has Gehalt; ba ließe fich nachhelfen. Der Staat font 
die außerordentlichen Profeſſoren jünifchen Glaubens auskömmlich uud befer X 
ſolden, als bie chriſtlichen; aber die Iuden werben auch ben Ehrenpunli ni 
außer Augen laffen. Dabei if nicht wohl abzufehen, warum ein Jude nit 
Phyſik und Chemie, die Wigebra und Philofophie, bie Geſchichte der Bölk in 
alten Welt und die ſaͤmmilichen mediciniſchen Wiſſenſchaften eben fo richtg m’ 
faffen und Ichren Zönnte, als ein Chriſt. — Daß bagegen bie Juden von Mi 
theologiſchen Falultãt ausgeſchloſſen bleiben müflen, folgt aus ber Rat da 
Sache. Zweifelhafter erſcheint deren Zulaſſung bei der juriſtiſchen deluli 
An ſich könnte ein Jude das römiſche Recht wohl fo unbefangen lehren, ala ni 
Chriſt; es iſt aber allgemeiner Gebrauch bei den Univerfitäten in Deutfäln) 
daß bie Doktoren ber Rechte für das weltliche und kanoniſche Recht zuglei 
promosirt werben, und mur in neueßer Zeit iß im einzelnen Fällen hiervon is 
gewichen worden. Wenn es nun wohl unzweifelhaft ik, daß ein Jude ai 
Lehrer des chriftlichen Kirchenrechtes fein lann, fo erfiheint es angemeſſener, ir 
-auch von ber juridiſchen Falultät auszuſchließen. Dies wird noch mehr dader 
‚begründet, daß bie Juriſtenfalultäten auch zuweilen noch Erkeunmiſe für au 
laändiſche Gerichte zu machen, und alſo richterliche Funktionen zu üben haben. 

Die Abtheilung Irägt daher mit 6 gegen 1 Stimme bahin au: 

baß die Juden auch als orbentliche Profefforen der mediciniſchen und p hilejr 
phiſchen Falultät zugelaſſen werben, 

Bon ben Aemtern eines Rektors aber Prorchers, eines Dekans- und & 
uatsmitgliebed ber Univerptät müſſen aber die Juden, nach ben, oben entiidelit 
Prinzipien, ausgefchloffen bleiben; denn mit dieſen find theilweis richterlide al 
polizeiliche Bunktionen über die Studenten verbunden, 

Die Spezialftatuten faft aller Preußifchen Univerfitäten, abgefehen 9 Mr 
zu Berlin, fließen die Iuben sem Lehramt aus. Wenn «3 einerſeils ai 
Die Abficht des Geſetzgebers fein lann, biefe Statuten burch ein allgemein? Or 
feb zu ändern, und dies auch nicht in der Abſicht der Abtheilung liegt, ſo I" 
nen anderer Seits dieſe Statuten durch Befchluß der Univerſität und Bekähg 
des Landesherrn geändert werben, und einer folgen Aenderung durch da⸗ dl 
‚gemeine Geſetz vorzugreiſen, Tann nit rathſam erfcheinen, Die henneferh 
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Stelle des Geſetzes wird daher anders, als vorgeſchlagen, zu fallen ſein, und 
blos allgemein zu dioponiren haben, ohne des Statutarrechtes zu gedenken, 
was beltanntlich ſteis neben den allgemeinen Geſeten beſteht und dieſem vorgeht. 
Die jetzige Faffung könnte eine für die Sache verfängliche genannt werben. 

5, Rüdfichtlich der. Anftellung ber Juden bei Schulanflalten endlich ſagt das 
Edikt vnn 1812 denſelben auch die Schulämter zu, une das Publikau⸗ 
bum von 1822 bat (ungenchtet ber Bunbesafte) auch dieſe Beſtimmung 
aufgehoben, 

Die voreniwidelten Gründe und Rüdfehten walten auch bier ob, und eine 
beſtimmie allgemeine Gefebgebung, welche gern pas Mögliche gewährt, aber. bad 
in einem fehr überwiegend von Chriften betwohnten Laube Unthunliche abſchnei⸗ 
pet, iſt auch hier wünfchenswerth, 

. Diefen Anfihten und Grundſatzen folgenn, ſchlägt bie Abtheilung mit 6 
gegen I Stimme vor: 

1. bie Suben abweichend som Geſetzenwurf als Lehrer Bei Gpmmafen, 
Progymmaſien, höhern Bürgerichnlen und Gewerbefchlen fir. anſtellungs⸗ 
fähig zu erklären; fie. dagegen vom Amie eines Direktors ſolcher An⸗ 
Ralten, wegen ber mit diefem verbundenen erheblicheren Strafgewalt Aber 
chriſtliche Schüler, auszujchließen. 

2. Die Anftelung ber Juden bei Elementarſchulen wf die ſüdiſchen 
Schulen zu beſchränken. 

Der Grund diefer Borfihläge liegt darin, daß bie Elementarfänlen faſt 
immer einen konfeſſionellen, wenigſtens chriſtlichen Charakter haben, und daß bie 
Elementarlehrer ſehr haͤufig auch ben vorbereitenden Religionsunterricht ertheilen 
müſſen. Eben um in dieſer Beziehung auch ben Zuden bad Mögliche zu ge⸗ 
währen, find benfelben — wo es ausführbar ift — eigene Elementarfäulen 
geftattet worben. 

Wenn gegeit die Anficht ber Majarität ber Abtheilung augeführt wirb, * 
auch bie Gymnaſien einen beſtimmten konfefſfionellen Charalier theils hätten, 
theils haben ſollten, fo iſt Dies eine noch im Streit befangene Materie, und 
muß wohl wenigfiens fo viel zugeſtauden werden, daß ber Tonfeiiiewelle Cha⸗ 
after der Elememarſchulen viel färkere Berechtigung für ſich bat, als ider höhe⸗ 
rer wiffenfchaftlicher Schulanftalten, bei welchen immer eine. ganze Auzahl son 
Lehrern augeſtallt iſt, und deren Schüler weh! faſt nie in preußiſchen Staaten 
nur einer Konfellion angehören. 

Die Minorität der Adtbeilung if Dagegen ker Meinung, daß aus aan 
Prinzip einer chriſtlichen Sugenberziehung, fie bie Zulaflung der Iuden zu Leh⸗ 
zern an .chriftlichen Gymnaſien überhaupt nisht, un ebenfo. wenig zu Lehrern 
in ben philofophifegen Diseiplinen an Uninerfitäten, für fintthaft erachten lonne. 

Endlich ift bei dieſem Paragraphen noch bei: der Abtheilung der Autreg 
formiri worden, daß bei. einer der preußiſchen Staatsuniverſnäten ein beſonde⸗ 
rer Lehrſtuhl der Theologie auf Koſten der Juden errichtet werden möchte, und 
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He Majorität bat dieſen Antrag mit 4 gegen 3 Stimmen zw dem ihrigen m 
mat, — Es wird für denſelben angeführt, daß es tm Intereſſe bes Eiauri 
Hege, die Religionsanfigten ver Juden Sffenilich zur Sprache gu bringen, dau 
ſolche dem Staate belannt, und ben Iuden felb mehr bewußt würden. — Di 
Minerität glaubt, daß es den Juden, wie anberen geduldeten Religiensgil 
fihaften zwar überlaffen bleiben Tonne, ſich einen ſolchen füdifch⸗ theolegiſte 
Lehrſtuhl zu begründen, daß ein folder aber nicht zu ben Stantsuniserhin 
gehören koͤnne. Geſchieht dies, fo werben bie Mennoniten, bie Herrenhun 
wab die katholiſchen Diffipenten mit bemfelben nud noch mehreren Rechte dh 
Kühle für ihre Glaubenolehren in Auſpruch nehmen Kunen. — Außerdem ri 
durch eine fo erceptionelle Maßregel zu Gunſten ber jüdischen Theologie dit 
gewiſſermaßen vom Staate befonbers in Schup genommen, und. babund mi) 
bar wieder inbiret das Mbfonberungspringip der Inden genährt und geyſth 
werben. 

Der 5. M handelt zunãchſt von ben ſtändiſchen Rechten ber Juden. 

Es könnte dieſe Frage anch zu ben zweifelhaften gerechnet werben, Ven 
ben Juden bie echte anderer Unterthauen zugeſtanden werben, fie Grant 
treiben, Grundſtücke befigen, im Deere dienen, Abgaben zahlen und Komm 
ämter befleiven, fo Fönnte man fagen, daß felgerecht ihnen auch gepaktet merk 
Tonne und mühe, Ihre Rechte in ben Kreis⸗ und Landtages fo gut, wie ist 
Stadiverorbneten-Berfammlung zu vertreten. Aus diefen Gründen serlang u 
die Minerität der Abtheilung, daß ihnen dieſe Rechte zugeſtanden werden - 
Der Gefepentwurf verweiſt hier wieber auf bie beſtehende Berfaffung. Du i 
Der Weg, der zur Unbeſtimmtheit, Unklarheit und Kaſuiſtik führt, Die Ale 
fung bat ſich Yiergegen einkimmig ausgefprechen, und wünſcht eine bein 
Anordnung burch dies Geſetz. Die Maforität acceptirt aber ſonſt mit dt 
3 Stimmen bie Anficht des Geſezes dahin, daß bie Juden won Land, m 
Nreisingen ausgeſchloſſen bleiben muſſen. Es rechtfertigt ſich dies daburch, Wi 
Die Stände in Preußen nunmehr einen weſentlichen Einſluß auf bie Gele 
bung msäben. Diefe wirkt aber unmittelbar auf bie Staatsregierung pl 
und da bie Juden nicht den Staat regieren lonnen, ber in dem Berhältalh 1 
2 zu 150 überwiegend von Chriſten bewohnt wird, fo Amen. fie auch an Mir 
viſchen Rechten nicht Theil nehmen, 

Daß die Juden von ber Wahrnehmung bes Patronats fiber chrißliche 9 
chen ausgefchloffen bleiben müſſen, verſteht ſich von ſelbſt und wird, dem GM 
aentſprechend, von der Abtheilung bevorwortet; ebenſo kann ein Zube auf J 
Guisdert nicht Polizeirichter fein. Dagegen iſt bie Abtheilung mit 5 gem! 
Sutannen bar Anſicht, daß bie Präfentation bes Gerichtshaliers und Sl 
getserwalters dem jüblfchen Onteheren zugeſtanden werben kann, und feine At 
Heike befürcten TAB, da ber Gerichtshalter ohnehin ein geprüfter zum ihr 
aut geeigneter Mann fein muß, und bie Konigl. Regiorung uud ber Lanhnt 
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auch jeben ungerigneten Polizeiverwälter zurlichweifen kann. Es wird baber bi 
Aufnahme einer hierauf bezüglichen Vorfchrift in das - Gefer beuntwant, 

Dit bem übrigen Inhalt dieſes Paragraphen iſt die Abcheilung —* 
den und empfiehlt deſſen Annahme. 

Gegen den erſten Abſchniit des ß. RNiſt nichts zu erinnern, and. raaſich⸗ 
lich bes zweiten Abſazes beantragt bie Abtheilung einſtiumig wur, daß auch 
bier, — (im Einklang mit ben Beſchlüſſen ail 6.35) — am Schluſſe wit: 
„Staats ober Kommunalamt“ gefagt, ſondern beſtimmier ausgeſproche wer⸗ 
ben möge: 

„wenn mit bem Gewerbebetriebe eine richterliche, voligelliche er fair Be 
walt verbunden tft.” 

Der 6. 38 wird unbebingt zur Aunnahne eınpfahlen. 

Eben ſo der 8. 39, 

Die beiden erften Abſätze des 8. 40 ſtellen bie Formen feſt, Bund. wei 
in des Monardgie — ausſchliehlich des Ober⸗Appellationsgerichts zu Abin, 
wo bereits bie Civilehe nach dem Ende. Napulson gilt — bie birgerlice BA 
figfeit ber Ehen der Juden feſtgeſtellt werden fol. — 

Der Geſehzesvorſchlag bezieht frch hierbei auf gewiſſe Feierlichteiten. Pr n 
bifhen Ritus: „Zufammenkinft unter Zraubimmel” und m. f. w. - 

Diefelden Formlichkeiten bat auch das Edikt von 1812 und bas Geſetz für 
Pofen von 1833 aufgenommen. - Da bie preußifche Geſetzgebung bie vor ganz 
Furzer Zeit eine bürgerliche Gültigskeitserflärung der Ehe — fogenannte Cini. 
ehe — nicht kannte, war ein Auskunftemittel ber Art, wie ber Inhalt ber Ge- 
fege non 4812 und 1833 und ted vorliegenden Geſetzesvorſchlages erforderlich. 
Genligt bat es aber nicht. In einer mit judiſchen Abgeordneten am 27, Je 
bruar 185 Im Aufirage des Miniſterium aufgenommenen Verhaublung wirb 
über viele: jũdiſche Winkelehen geflngt, (Betlagen IL. S. 155 ſ. oben &: 30 ff.) und 
geltend gemacht, wie es Wwünfchenswertk ſei, eine beitimmie Form fr die bür- 
gerlihe Gültigkeit und Erkennbarkeit der Ehen gefegtich feſtzuſtellen. An ih IR 
28 auch nicht folgerecht, daß ber Staat, der vom Ritus der geduldeten Reli- 
giomeparteien Feine Motiz nimmt, einige Formen beffelben wählt und beſtimmt, 
um bürgerliche und gefegtiche Folgen ans demſelben herzuleiten. Dies’ auch 
in neuerer Zeit anerlannt worden und durch bie Gefttze vom BU. März 1S4% 
iR gerade für bie. gepnlperen Nelsgionsparteien" :eine” gerichtliche Form zur 
Brrlauibarung ber Geburten, Heiraihen und Todesfälle: eingeführt worben, durch 
deren Beobachtung alle bürgerlichen Folgen biefer Ereigniſſe gewahrt und "Tel 
geſtellt werben. Nachdem dies geftbehen, ſcheint nichts angemeſſener und natür- 
licher, als daß bie Verlautbarnng der Geburten, Heirathen nud: Todesſülle "der 
Juden nach Analogie dieſer Geſetze vom 30. Min 1897 a u dm Ro 
ter erfolge. 

Dir verlag beantragi daher she, cp bie veiren —2 
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wiefes Yarazraphen wegfallen, und fatt deſſen bie vorher eniwidehe Berti 
in das Geſeß aufgensmmen werde. 

Die Juben ſelbſt wünfchen, fo viel bekannt, die Einführung dieſer Ein, 
alte, und es würde durch biefelben auch ben Winkelehen vorgebeugt werben, 

Der leyte Abfap des 5. 40 giebt zu keinen Erinnerungen Anlaß. 

Un dieſer Stelle hat bie Abtheilung ihre Aufmerkſamkeit auch anf I 
Obktigleit der Che zwilchen Juden umd Chriſten gerichtet, und über dieſen 9 
genſtand eine Beſimmung in dieſem Befepe vermißts fie hat bie Ausluuft m 
gegen genommen, daß es ber Revifion der Gefepgebung und bem babei jur 
laffenden Eherecht vorbehalten werben fei, hierüber zu disponiren. — Bel 
lich drüdt fih das Allgemeine Landrecht Th. IE. Tit. 1. 5. 36 Wierüber ſch 
unbekimmt aus, und es iR praftifch dem Entfcheibungen ber Gerichte vorbehab 
ten, ob eine ſolche Ehe gültig if oder nicht (ſ. Beil, 1. S. 13. Bel. in 
©. 94). Diefe Entfcpeibungen Bunen in verfihiebenen Fällen, ja in sriht 
denen Inſtanzen verfchieben ausfallen. Dabei iR noch in neneſter Zeit in & 
nigsberg ein folder Ball vorgelommen, ber jeht ben Berichten vorliegt. Di 
Entſcheidung ber Berichte hat dabei noch das Ueble, daß fie ſtets zu fpät fm 
in der Regel erſt, wenn ein Ehegatte geſtorben if, und es fich dann ım hi 
Erbrecht der Kinder hanbelt. 

Unter biefen UmPänden hält die Abtheilung mit 5 Stimmen gegen 1% 
für, daß eine feſte Beſtimmung hierüber in dies Gefep gehbre und nicht aun 
ſchieben ſei. 

Bie nun dieſe Beſtimmung zu faſſen ſei, darüber waren bie Anßchien ir 
Abitheilung mit 3 gegen 3 Stimmen getheilt. Der eine Theil wänht, bi 
Durch diefe Beſtimmung bie Gultigkeit folder gemifchten Ehen anerlm 
werde, weil fich in den befiehenden Seſehen ein Berbot einer folgen Ehe ri 
vorſinde, einzelne vorgekommene Bälle bie Zuläffigkeit derſelben bartkun, und de 
Unſichten der jübtfchen Mabbiner darüber verfchieben feien, ob ein Zube fd da 
chriflichen Ehegefepen unterwerfen könne ober nicht. 

Der andere Theil beantragt, daß berartige Ehen für nichtig erflärt werden 
weil fie ſchon nad ber bisherigen Praxis ber Gerichte — ſo viel belaum— 
für wichtig gehalten werben feien, und man auch nicht wiſſen könne, ob nad 
jadiſchem Mimms ſich ein Jude wirklich ben chriſtlichen Gefepen unterwerfen fur 

Die Entfcpeivung kann wur der heben Kurie anheimgefieit bleiben. Selt 
biefe für bie Gültigkeit folder Ehen ausfallen, fo beanisngt bie wörhelung ſ 
biefen Ball einſtimmig: 

ſolche Ehen nur unter der Bedingung als gültig anguerkennen, daß bie i 
derſelben erzeugten Kinder alle in ber Konfeſſion ber chriſtlichen Ehegait! 
erjſogen werben, 

Der 5. 41 wirb nach der einfimmigen Anſicht der Abtheilung ganı 7 
falten Innen: ber erſte Abfchnitt deſſelben, weil nicht befannt geworden, 
ſchon von anderen Stanten bie Reriprocktät verweigert werben ſei. Selh" 
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einmal vorkommen, fo kann bei Chreiſten wie bei Juden eine zeitweiſe exceptlo⸗ 
nelle Maßregel nothig werben, ohne daß deshalb eine Beſtimmung im Geſtt 
erforderlich wird, welche ohne Zweifel die Juden ohne Noth belaſtigen Wärbe. 

Der zweite Abſatz wirb aber durch ben Inhalt des. allgemeinen Geſettzes 
vom 28, April 1841 entbehrlich, und einer beſonderen Beſimmung wegen bes 
Suden bedarf es nicht. 

Der 5. 42 if ohne Bedenken wohl anzunchnen. Es bärfte aber beſſer 
fein, den Inhalt bes darin allegisin ganz Turzen Gefepes In den Tert aufzu⸗ 
nehmen, bamit dad Nachſchlagen erfpart werde. Die Abteilung beantragte dies 
einſtimmig. 

Der erſte Satz bes 8. 43 wird unbebingt zur Annahme empfohlen. KRüd- 
fichilich des zweiten Abfabes wünſcht Die Abtheilung einſtimmig, daß bie An- 
nahme befielben nur mit ber Maßgabe belicht werben möge, daß bie Abibsbar⸗ 
keit folcher Abgaben gleich in dieſem Geſetz ausgeſprochen und ebenſe bemesil 
werde, daß die eiwa noch an den Staat zu entrichtenden derartigen Abgaben 
ohne Eniſchädigung wegfallen. 

Dieſe Anträge rechtfertigen ſich aus ben dem Geſeß beigefügten Motiven 
vollſtaͤndig. (©. 48. der Motive; f. oben ©, 76 ff.) 

Abſchnitt 2, 

Wern bierburch bie allgemeine Geſetzgebung raaßqilich ber Juden er⸗ 

ortert fein bürfte, fo bleibt im 
zweiten Abſchnitt des Geſeßzes nur noch von den beſonderen Beſtimmungen 
zu handeln, welche für die Juden im Großherzogthum Poſen nach beibehalten 
werben müſſen. 

Im Großherzogthum Poſen beftehen feit dem Jahre 1833. organifirie jü- 
bifche Korporationen, welche für die Kultusangelegenbeiten forgen, eigene bf⸗ 
fentliche nnd von ber Regierung beauflichtigte Elementarſchulen zefpiziren und 
außerdem auch für bie Verzinſung und Tilgung ber erheblichen Schulden ber 
pofenfchen Judenſchaften forgen. Diefe rühren faft alle (zufammen 300,000 
Thaler) aus ber früheren polnifchen Zeit her und bie Gläubiger ber Juben- 
ſchaftoſchulden find größtentheils chriſtliche Kirchen und Schulen. Die pofenfchen 
Judenkorporationen können nicht davon befreit werben, bie Abwickelung biefer 
Verpflichtungen zu beforgen. 

Außerdem befteht im Pofenfchen, nad dem Gefeh von 1833 ber Unterſchied 
zwifchen naturaltfirten und nicht nataralifirien Juden, von welden 
ſchon im. Eingange gerebet worben if. 

Die Abtheilung hat nun zunächſt erwogen, ob dieſer Unterſchied noch bein 
zubehalten ſei. Es iſt dabei zu beachten, daß die große Zahl nicht natura « 
liſirter Juden (von .ohngefähr 80,000 wurben bisher 15,000 naturaliſirti) 
mei ohne Bermögen find, und in früherer Zeit in fo gebrädkten und traurigen 
Verhaltniſſen Ichten, daß auch die bürftigfte Volkobildung und Erziehung wicht 
Statt fand, Wenn any nun feit dem Jahre 1833 für Schulen geſorgt, Ge⸗ 


rochtigkeit andy gegen biefe Aaſſe gehandhabe, und auf bie Regelung ihre i 
bens⸗ und Grwerbsuerhälinifie hingewirkt werben if, und fich anch einig C⸗ 
folg dabei gewiß gezeigt bar, fe liegt es doch in der Natu ber Dinge, bj 
dieſe frühes in ber That ungluͤckliche Bolloklaſſe in Her Iarzen Zeit ſeit 18 
wech nicht umgelbaliei und daher nicht befähigt fein kann, dieſelben Reihe au⸗ 
zuüben, welche dies Gefep den Inden im Allgemeinen zugeſteht. — Die Stink 
bes Greßherzogthame Pofen heben im Sabre 1965 eine rege Theilnahme fü 
die DBerbältniffe der ben an den Tag gelsst (Daft I. D. ©, 19, ©. ılt 
©. 196), aber hoch wit befimmi den Wunſch ausgefprodgen, daß ber Ink 
ſchied der NRaturalifation aufgehoben werden folle. 

Die Ubtheilung if daher sinfimmig ber Anſicht geweſen, bafı ed für jehtud 
ſowohl wegen ber Kerporationeſchulden, als wegen ber Nichtnatulaliftrien 
beſenderer gefeplicher Baftimmungen für die Iuben bes Großherzogthums Fri 

Beharf; Fe iR aber auch ber Auſicht geweſen, daß 
1. abgefchen nun ben Korporationsverpflichuungen Fein Grund vorlicgt, di 
Raturalifirten anders zu behandeln, als die JIuden in hen übrizu 
Drowinzen ber Monarchte, fonbern daß fie biefen gleichguſtellen find, mi 
2. daß es wänfchenswerth 4, die Wege. zur Rahıralifition. zu vermehren m 
zu erleichtern, damit es dem bisher Nich t namraliſirten, bei gutem du 

halten, möglich werbe, auch bie vollen echte ber preußifigen Juden ı 

erbalten, 

Ben dieſen Befichtepunkten ausgehend, hat bie Abtheilung bie Paragnkı 
bes zweiten Abſchnities geprüft und glambi, daß dieſelben sereinfact wert 
Können, 

Der Eingang bes 5. 44 hürfte hiernach nach ber einſtimmigen Anfiht da 
Abiheilunug dahin zu faſſen fein: 

.Die Vorſchrifien bes Abſchnittes I 6. 2—14 (wegen Büdung ber Eh 
. gogenvereine) finden auf das Großherzegthum Pofen mit folgenben Mahgehe 

Amendunug: 
3. Die im Großherzogthum Poſen bereits beſtehenden jüdiſchen Korporatieun 
beziehen ſich in Zukunft zunächſt mir auf bie Kaliuo⸗ und Schulverhil⸗ 
miſſe ber Juben; bleiben jedoch verpflichtet, ihre Korporativnsveryfitna 

nach den bisher hierüber ergangenen Befimmungen, N 
. erfüllen meh -abzuwideln. . | 
:. 2. Die Regierungen find earmächtigt 2c.” | 
fo wie ber Paragraph übrigens im Geſetzentwurf angegeben ii, — An Mi 
and hier Ratt: „Iubenfchaft"übral: „Spnagogenoere in“ zu ſagen ſir 

Wit dieſer Maßgabe wird bie. Annahme diefes Paragraphen beasitih 
Eben fo. einkimmig ber 3. 45, jedech ſelburedend in der Art, vaß alle vn M 
Abiheilnng im erſten Abſchnin zu einzeluen RYaragraphen erbeirnen Menden? 
eben fo auch fhr das Großherzogthum Pofen gelien, iadem alle noch nö 
Moeichungen in dieſem Abſchaltt and dr uͤcklich bezeichnet werden ſellen. 
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Der $. 4a wird zur Annahme empfohlen.. J 

An dieſer Stelle dürfte aber nach einſtimmigem Beſchluß ber Auheilang 
ein Paragraph ohngefähr des Inhaltes einzuſchalten ſein: 

„Die nakuralifieten Iuden im Großherzogthum Poſen werden in allen Be⸗ 

ziehungen — (unter alleiniger Ausnahme und Vorbehalt ihrer Verpflichtungen 

rückſichtlich der KRorporationsyerbinplichleiten) — den in ben übrigen Previnzer 
des Preußischen Staates wohnenden Inden, nad Maßgabe ber in dem erſter 

Abſchniit enthaltenen Beſtimmungen, gleichgeſtellt. Nach Erfüllung ihrer Ver⸗ 

pflichtungen gegen bie Korporation und deren Schulben genießen fie daher 

auch der unbeſchränkten Freizügigkeit in andere Provinzen.“ 

Zu $. 47. — Die Abtheilung iſt einſtimmig der Anſicht, daß bie durch bie 
Natuxaliſation erworbenen Rechte nicht wie bisher blos perfönlicher Naher fein, 
fondern auch ohne Weiteres auf bie eheliche Descendenz ber Rainzalilirten 
übergeben follen, uns beſchlie ßi daher, zu beantragen, ben Eingang des $. 4 
obngefähs babin zu falten: 

„zu ben allgemeinen Erforberniffen der Naturaliſation, infofern fie wicht ſchon 

durch eheliche Abſtammung von Naturaliſirten erworben iſt, gehört, ꝛc.“ 

Im Uebrigen wird ber Inhalt dieſes Paragraphen zur Annahme empfab⸗ 
len, und findet ſich rückſichtlich deſſelben nur noch zu bemerlen, daß nach 8. 38 
und da auch bie polniſche Sprache zu den lebenden und im Großherzagthum 
Poſen berechtigten gehört, biefelbe ben Juden geftattet fein muß, umb es nur 
Darauf anfommi und nüplich erfiheint, daß bie Iuden bes Großherzogthums 
auch der beutichen Sprache mächtig find. Der Pallus 3 des 6. 47 wire dahet 
obhngefähr dahin zu fallen fein: 

3, Die Fähigkeit, ich in allen öffentlichen Angelegenheiten, Willengerkikrun: 
ger, Redinungen und bergleichen ber dentſchen Sprache bedienen gu Tün- 
wen. Bon dieſem Grjorberniß kann jebach ber Oberpräfivent auf Aentung 
ber Regierung bispenfiren, 

Bei 5, 48 iſt zunächft zu bemerken, daß die Naturaliſation durch Dopktait- 
bienft ein neu hinzugefommener Weg tft, der auf fehr angemeflme Belle sur 
Naturalifation führen und biefe erleichtern wirb. . 

Um dieſe Wege noch zu vermehren, fchlägt bie Abtheilung inſtiamis vor: 
daß auch denen die Naturalifation zu Theil werden möge, für welche fie — 
auch ohne Vorhandenſein ver übrigen im 6. 48 enthaltenen Bebingungen — 
son ber Ortsbebörbe in Uebereinfimmung mit dem. Landruth bei ber 
Regierung erbeten wird, und in fo. fern auch biefe Sehorde dami tavoerſtan⸗ 
den iſt. 

Der 8. 49 wird zur Annahme empfohlen. “ 

Ehen fo ber $. 50, 

Dagegen wirb an biefer Stelle, mit Rückſicht auf bie im Engange dieſes 
Abſchnittes von ber. Abthetlung vorgetragenen Beſchlüſſe und reſp. Anträge, eine 
gefepliche. Beſtimmung ohngefähr folgenden Inhaltes einzuſchalien fein: 
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„Die Rechte ber Naturaliſation des Vaters gehen ohne Weiteres auf deſen 

. sbelige Descendenz über, fo daß es einer beſonderen Naturaliſation für dii 

nicht bebarf. 

Der 5. 51 wirb vom ber Majerität der Abtheilung mit 6 gegen 1 Stun 
yar unveränderten Annahme empfohlen; wogegen von 1 Stimme verlangt wit, 
daß den durch bie Abſtammung naturalifirten Inden im Großherzogthum Yin 
Die durch vie Raturalifablen erworbenen Rechte entzogen werben fellen, mu 
nit die under Nr. 2 und 4 des 5.47 angegebenen Exforberniffe vorhanden in. 

Die Raforität hat fich diefem Anirage deshalb nicht angefihloffen, weil ı: 

1. wünſchenswerih iR, eine Erörterung ex offcio über jede ſolche Yen 
3u vermeiden; 

2. de Unbeſcholtenheit gu präfumiren iR, und wenn ſolche bedenklich erſcheim, 
der Inhalt ver in dem Geſetzesvorſchlage allegirten Paragraphen de 
Gtättesebnung ausreicht, um Unwürdige zu entfernen; und 

3, die Annahme bes Familiennamens fchon fonk nach dem Geſeß 6. 8 
ywwmgen werben kann. 

Die 56. 52 und 58 des Entwurfes geben zu Feiner Erinnerung Bull 
fung und werden anzunehmen fein, 

Der 6. 54 iR nach dem Anirage ber Abtheilung anzunehmen und beat 
ben wur sub g binzugufligen: 

„E) die Freizůgigkeit in andere Provinzen der Monarchie iſt ihnen nicht gehalt 

Es iR dies bisher ſchon nicht der Ball geweſen und es ip wichtig, bie Roh 
barprovinzen nit mit ben Iuben biefer Kategorie zu ſtark zu bevöllern. Er 
bald fie fich auf einem der vielfachen Wege die Naturaliſation erworben hart 
erhalten fie mit biefer auch bie Freizügigkeit in andere Provinzen. 

. Die ‚Befräntung ad a diefes Paragraphen wurbe zwar von 3 Mitgliermn 
der Wiheilung angefochten, von ber Maforität aber deren Beibehaltung bo 
ſchloſſen. 

Gegen den 8. 55 iR nichts zu erinnern. 

Zu 5. 56 beſchließt die Abtheilung einſtimmig, mit Rücſicht auf bie # 
fchlüffe zu 85. 41 und 46, ohngefähr folgende Faffung zu beantragen: 

: „Von ben im Abſchnitt 1 in Betreff der bürgerlichen Verhäliniſſe ber Su! 

getroffenen Beſtimmungen finden biefenigen bes 

- ..$. 36 wegen ber ſtaͤndiſchen Rechte, des Patronais und ꝛc., 

6. 38 wegen ber Familiennamen und zc,, 

6. 2 wegen ber jüblichen Zeugeneide, 

$. 40 wegen ber über die Berlautbarung jübifcher Ehen, 

$. 42 wegen ber Nieverlaffung fremder Imuben ac. .- 

auch auf nicht naturalifirte Iuden Anwendung.“ 

Die übrigen Poſtlionen mwärben wegbleiben. 

Durch die Beſchtüſſe zu 56. 46 und 54 iſt ber $. 57 entbehrlich genai 
und kann ganz wegfallen. 
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Der $. 58 wirb zur Annahme empfohlen, 

Wenn nah den Anträgen ber Abtheilung zu $. 40 bie Geburten, Ehen 
und Todesfälle der Juden bei dem Richter verlautbart werben, fo wird dann 
ber F. 59 nad einftimmigem Befchluffe der Abtheilung dahin zw faffen fein: 

„vie Zührung ber Perfonenfande-Regifter der Juden erfolgt in der ganzen 
Monarchie durch den perfönlichen Richter,“ 

Es erfcheint dies um fo mehr gerechtfertigt, da bei allen Nachlag- und 
vielen Prozeßfachen dieſe Regifter die Bafis bilden müſſen. Behufs der Mili» 
tairaushebung werben bie Gerichte ben Landrätben Auszüge mittheilen können. 

Der $. 60 ift durchaus nothwendig; es erfcheint nur wünfchenswerth, ihn 
recht beftimmt und nach Antrag der Abtheilung etwa dahin zu fallen: _ 

$. 60. „Alle von ben vorſtehenden, in Abfchnitt 1 und 2 enthaltenen Feſt⸗ 
fegungen abweichenden allgemeinen ober befonderen Gefege und 
Beftimmungen werben hiermit außer Kraft gefebt, fo daß die Ju⸗ 
ben als folde Feinen anderen Beichränfungen, als ben in biefem 
Gefeg ausdrücklich ausgefprochenen, unterliegen.‘ 
Der Inhalt des 8, 61 erfcheint jo nützlich, als unbedenklich. 
Berlin, den 31. Mai 1847, 
Die Abtheilung der Herren-Kurie zur Beratbung über eine - Verorbnung zur 
Seftftelung der Verhältniffe der Juden in ben Königlich Preußifchen Etanten. 
Fürſt B. Radziwill. Graf zu Solms-Baruth,. Prinz Biron von 
Kurland, Fürſt zu Salm-Dyd, Zieten. Graf zu Stolberg-Rofla 
| Graf v. Itzenplitz (Referent). 
(Die übrigen Mitglieder ber Abtheilung waren abwefenb.) 


Referent Graf Itzenplitz: Wenn die hohe Verſammlung es 
ſo genehmigen möchte, ſo glaube ich, würde die Berathung 
einfach den Gang nehmen fönnen, daß ich immer erſt den Text 
des Gefep-Entwurfes, zunächſt den ingang des Geſetz-Ent—⸗ 
wurfes, alfo den Theil, der vor dem Abjchnitt 1. fteht, vors 
lefe und darauf dann das Gutachten der Abtheilung über dieſen 
Abſchnitt folgen ließe. Das Gutachten der Abtheilung über den 
Eingang wird dann diejenige Information über die allgemeine Lage 
der Sache enthalten, welche die Abtheilung für Pflicht gehals 
ten, der hohen Kurie zu vergegenwärtigen, und wird fihließ- 
li auf Beantwortung der Frage führen: 

„Db überhaupt der Erlaß eines folhen Geſetzes Bebürfnig oder 
Rothwendigfeit fei?” | | 
VII, 34 
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(LieR:) 

„Bir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaben, König von Preußen x. 

Nachdem Wir zur Herftellung einer allgemeinen und gleichmäßigen Selr- 
gebung über die Verhältniffe der Juden bie beſtehenden Vorfchriften fowohl übn 
bie füdiſchen Kultus. und Unterrichts-Angelegendeiten, als auch binfichtlic tei 
bürgerlichen und Rechiszuftandes, insbefondere bie für das Großherzogthum Te 
fen ergangene Berordnung vom 1. Juni 1833, einer Revifion haben unterer 
Iaffen und in Betracht, daß die eigenthirmlichen Berhälmiffe ber jübiſchen Br 
oblferung in der Provinz Pofen eine gänzlihe Aufhebung der dort geſeßzlich be⸗ 
ſehenden Berfaffung bes Judenweſens zur Zeit noch wicht geftatten, vwerortun 
Bir anf den Antrag Unferes Gtaats-Minifteriums umb nach Anhörung Une 
getreuen Stände bes Bereinigten Landtages, wie folgt: 

Abſchnitt ı 
Weber die Berhältniſſe der Juden in allen Landestheilen Ir 
ferer Monarchie, mit Ausfhluß des Großherzogthums Poſen. 
Es wird nun das Gutachten der Abtheilung zur Allerhöcite 
Propofition folgen. 
(Lieſt das Gutachten): 

In Bolge Allerhöchſter Königlicher Propoſition iſt bie Herren-Rure mi 
geforbet worben, einen von den Käthen der Krone vorgelegten &efep-Entwuri 
über bie Berbhältniffe der Inden zu begutachten und hat bie unterzeichnete WM 
theilung mit ber Vorberatbung beauftragt. Bis S. 502; 


Nach ben dem Landtage vorgelegten Bericht und Nachweifungen bes af 
Minifteriums . 


(fie finden PM im erſten Heft der Beilagen, im Hefiden B. Seite 39 u. 1. | 
Bergl. oben ©. 125.) 

— Ich werbe, menn es von der einen ober anderen Seile vr 
langt wird, die Stelle vorlefen, fonft habe ich das Nöthige im Ort 
achten ſchon gefagt — 

(Faͤhrt fort:) 
. ... hat eine Vergleichung der Angeſchuldigten jüdiſchen Glaubens mit dm 


chriſtlicher Konfeſſionen ein für Erſtere ungünſtiges Reſultat ergeben. Sie 
Seite 504: | 


Diefe Beſtimmungen mobifiziven fi aber noch mehrfach in den verſchiedenen 
vorgenannten ehemals fächfifchen Gebieten. 

Sch Babe nicht zu ausführlich fein wollen, um nicht bie Geduld 
der hohen Kurie zu fehr in Anfpruch zu nehmen, und weil ich glaubt 
daß es nur darauf anfime, ein allgemeines Bild zu entwerfen. 
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(Lieft weiter im Gutachten:) 
In Neu-Vorpommern und Rügen gilt wieder eine befondere Berfaffung für 
bie Juden, ber allgemeinen beutfchen nach dem Grundſatze 
ber Schup-Unterihänigfeit 


ziemlich entipgechend, aber durch ſchwediſche Derorbnungen. mehrfach mobifgint 
und gemildert, Bis Seite 506: 


Die Abtheilung bat dies Bedürfniß einftimmig anerkannt und trägt darauf 
an, daß bie hohe MKurie ein Gleiches thun möge. Wenn hierin zugleich bie 
anerkennende Aenferung der Abtheilung über den Eingang des vorgelegten Ge» 
feß-Entwurfes enthalten ift, fo war biefelbe ebenmäßig auch der Anficht, daß bie 
nieht naturaliſirten Juden im Großherzogthum Pofen für jebt ihren übrigen 
Slaubensgenoffen noch nicht gleich zu itellen fein werben. 


Diefen legten Punkt wegen der nicht naturalifirten Juden in 
Poſen habe ich mir erlaubt, deshalb nur vorläufig Bier zu berühren, 
weil der Eingang des Geſetzes, welchen vorzuleſen ich die Ehre hatte, 
felbft fagt, daß für Poſen noch einige befondere Beftimmungen nothe 
wenbig fein würden und dadurch gleich eine Trennung des Geſetzes 
in zwei Abſchnitte gegeben wird, wovon ber erfte die Juden im All⸗ 
gemeinen behandelt und der zweite diejenigen Beſtimmungen enthält, 
welche vorläufig noch für die Juden in Poſen befonders nothwen⸗ 
dig find. 

Stants-Minifter Dr. Eichhorn: Ehe eine hohe Verſammlung 
zur Prufung der einzelnen Paragraphen des Geſetzes übergeht, möge 
es mir erlaubt fein, mich über die Idee des Geſetzes, feinen Zweck, 
fein Verhältniß zur beftehenden Geſetzgebung zu Außern. Ich winfche 
eine hohe Verſammlung in die Mitte der Detrachtung hineinzuführen, 
in welcher die Königliche Regierung ihren Standpunft genommen 
bat, als fie diefen Entwurf ausarbeiten ließ. Ich glaube, wenn 
diefe Darftelung in einer kurzen Fonzentrirten Zufammenfaffung ges 
fchieht, daß dadurch einer hohen Verſammlung das Gefchäft der Be- 
urtheilung des Geſetzes fehr wird erleichtert werden. 

Ehe ih nun zur Darftelung der Idee und des Zweckes des 
Geſetzes übergehe, erlaube ich mir, einige gefchichtliche Rotizen über 
den Gang unferer Gefeggebung in Beziehung auf die Judenfrage 
vorauszuſchicken. Die preußifche Regierung hat ſchon feit einer langen 
Meihe von Sahren eine gang befondere Nufmerkfamfeit der bürger- 
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lichen Berbefferung ber Juden gewidmet. Die umfaffendfte Anort: 
nung für diefen Zwed erfolgte durch dns Edikt vom Jahre 1812. 
Bor diefem Edikte waren die Juden im Lande nur Fremde, konzeſ 
fionirt zu einem mehr oder minder bedingten dauernden Aufenthalte 
an einem beflimmten Orte oder in einer beftimmten Provinz mit be 
fimmten Befugniffen in Beziehung auf Befig, Erwerb und gewiſſe 
Arten von Bewerben. Ihr Berhältniß, wie fich hieraus ergiebt, war 
wefentlih ein Tontraftliches, ein prefäres, ein höchft abhaͤngiges. 
Diefes Verhältnis wurde völlig umgewandelt durch das Edikt vom 
Sabre 1812. Das Evift erflärte Die Fremdlinge zu Inländern, bie 
aus dem Staatsverbande Ausgefchlofienen zu Staatsbürgern. Das 
iR der Sinn des Ausdrucks Staatsbürger, der wefentlich als ein 
abftrafter, der Schule entnommener bis dabin im preußifchen Etaatd- 
rechte eigentlich Feine beftimmte Geltung hatte; es follte aber damit 
allerdings ausgedrüdt werden der praftifche Gedanke, daß Die Juden 
aufhören follten, von dem Staateverbande ausgeichlofien zu fein, 
und daß fie Glieder des ftaatlichen Berbandes würden. Dieſes war 
bie wichtige Veränderung, die vorging. Der Schugbrief war nidt 
mehr der ausfchließende, befonvere Titel für die Rechte der Juden, 
das Geſetz hatte fie im Ganzen ven übrigen Eimvohnern, bis auf 
die von ihm gemachten Ausnahmen, gleichgeftelt.e. Bald nachher 
traten die großen Ereigniſſe ein, die einen völligen Umfchwung in 
unferen vaterländifchen Angelegenheiten hervorbrachten. In den Jahren 
1814 und 1815 vereinigten fidy die getrennt geweſenen Glieder des 
deutfchen Gefammtvaterlandes wieder zu einer politifchen Gemeinfchaft 
in dem von ihnen gefchloflenen Bunde. 

Bei diefer Gelegenheit vereinigten fie fich zugleich, über mehrere 
große Fragen, die den inneren Zuftand und die Berbältniffe Deutſch⸗ 
lands berührten, gemeinfam in Berathung zu treten; unter Diele 
ragen wurde nun von ihnen auch die Judenfrage geftellt. Die 
nächlte Folge dieſer Verabredung war, daß die einzelnen beutfchen 
Staaten der Thätigkeit und Entwidelung ihrer befonderen Geſetz⸗ 
gebung Anftand gaben. 

Der Artifel 16 der Bundes» Afte, welcher diefe Berabrebung 
ausſpricht, ſetzt feſt, es folle vor der Hand an den Rechten der Zus 
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den, die von den Bundesſtaaten ihnen bereits zugeſtanden ſeien, 
nicht8 geändert werden. Neben dieſer negativen Beftimmung zum 
Bortheil der Juden wurde aber auch noch in der Tendenz zu einer 
pofitiven weiteren Verbeflerung ihres Zuftandes eine gemeinfame Bes 
rathung vereinbart, wie auf möglichft übereinftimmende Weife der 
Genuß der bürgerlichen Rechte gegen die Uebernahme aller Bürger: 
pflichten in den Bunbesftaaten den Juden verfchafft und gefichert 
werden fann. Die Meiterung diefer pofitiven Beflimmung war freis 
lich in die Zufunft geftellt. Die Berathung begann; dabei zeigten 
fich bald die größten Schwierigfeiten, zu einer übereinflimmenden 
©efebgebung zu gelangen. Mehrere der Fleineren Staaten, nament« 
lich eine und die andere der freien Stäpdte, hatten bisher Feine Juden 
in ihrem ftäptifchen Bereich, und fie waren auch nicht geneigt, bie 
Juden künftig bei fich zuzulaſſen. Sodann gab es wieder andere 
feine Staaten, die zwar Juden hatten, aber auf einer ſo niederen 
fozialen Stufe, daß fie Bedenken trugen, die Grundfäge der größeren 
Staaten, die Juden von allen Bildungsftufen in fich enthielten, ihrer« 
feit6 anzunehmen. In Bolge diefer Verſchiedenheit überzeugte man 
fich nach längerer Berathung, daß zu einer übereinftimmenden Bun⸗ 
des⸗Geſetzgebung nicht zu gelangen ſei. Wiewohl nicht ausgefprochen 
ift beim Bunde, Daß dahin nicht zu gelangen ſei, wiewchl infofern 
die Sache noch als ſchwebend zu betrachten ift, fo hegt man doch 
darüber faum einen Zweifel, daß dieſes Ziel nicht zu erreichen fei; 
darum haben auch fehon feit längerer Zeit die einzelnen Staaten ihre 
fiftirt gewefene befondere Geſetzgebung in diefer Angelegenheit wieder 
aufgenommen. Bon Preußen gefchah dies ſchon im Laufe der 20ger 
Jahre. Die preußifche Regierung that Dies, indem fie zunächft die 
Anfihten der von ihr neu gegründeten Provinzialftände darüber eins 
holte. Die erften ftändifchen Gutachten fielen höchft ungünftig für 
die Juden aus, ja fo ungünftig, daß, wenn die Regierung fich hätte 
darauf einlaffen wollen, die Beflimmungen des Ediklts vom Jahre 
1812 dem Wefen nach wieder hätten zurüdgenommen werden müflen. 
Die Regierung wollte fich jedoch nicht dazu verftehen, einen Schritt 
rüdmwärts zu thun. Man hielt feft an dem Grundfage, der Zuftand 
der Juden müffe verbefiert werden; alfo jede Veränderung, die erfolgen 
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koͤnnte, muͤſſe auf eine Beſſerung hinauslaufen. Es wurde im 
Ferneren von den betreffenden Behoͤrden ſorgfältig erwogen, was bei 
der ungünftigen Stimmung der Provinzialſtaͤnde zu thun ſei. Die 
hoöͤchſten Organe der flaatlihen Verwaltung traten in Berathung, es 
gelangte die Sache bis in den Staatsrath. Hier überzeugte man 
fi), ed werde nöthig fein, noch mehr faktiſche Aufklärung über die 
Juden in den Provinzen einzuziehen. Diefe Borbereitung, welde 
zunaͤchſt gerichtet war auf die fozialen Zuftände der Juden, dehnte 
man nun mit zugleich auf die Röjung einer Aufgabe aus, Die das 
Edikt von 1812 ſich vorbehalten hatte, nämlich die Regulirung bee 
Kultus» und Unterrichtswefens der Juden. Während dieſer Border 
teitung wurden ohne Anregung der Regierung neue Stimmen ber 
PBrovinzialftände laut, die viel günftiger, als früher, für die Inden 
waren. Als diefe günftigen Stimmen fich hatten vernehmen lafien 
und in der Zwifchenzeit alle Materialien von ver Regierung geſam⸗ 
melt worden waren, um mit einem enticheidenden Schritte vorwärts 
zu gehen, glaubte fie num auch nicht länger damit zögern zu bürfen. 
Was fie zu thun für angemeflen hielt, hat fie nun zufammengefaßt 
in dem Gefeb-Entwurf, der an den Vereinigten Landtag gelangt if 
Dies ift das allgemein Gefchichtliche über den Bang der Geſetzgebung 
wegen der Juden. 

Sch wende mich nun zur Idee des vorgefshlagenen Gelehes 
feldft, zu feinem Zwede und feinem Verhaͤltniß zur beftebenden Ge: 
feggebung. Der Zweck des Geſetzes ift einmal darauf gerichte, 
die Beftimmungen des Edikts von 1812 auszubehnen auf Diejenigen 
Provinzen, die nach dem Jahre 1812 mit der Monarchie wieder oder 
nen vereinigt worden find, infofern dort ber Zuftand der Juden uns 
günftiger angefunden warb, ald das Edikt ihn beftimmt. 

Neben diefer Ausdehnung iſt ein anderer Zwei, die frühe 
ren Rechte, welche die Juden gegenwärtig nach dem Edikt von 1812 
und den nach biefsin fpäter ergungenen Berorbnungen beflgen, durch 
neue zu erweiteen, endlich aud die Kultusperhäftniffe und das 
Unterrihtöwelen der Juden zu. orbnen, was das Geſeh vom Sahre 
1812_fich vorbehalten. Hatte, Es ift alfo die Tendenz des Gefehe 
in Beriehung auf die Berbefferung des Zuſtandes der Juden überall 
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ein Bortfchreiten. Hier und da fcheint die Anſicht vorzumwalten, als 
feien durch das neue Geſetz beftchende Rechte der Juden, inabefondere 
auch folche, die fi) aus dem Edikt vom Jahre 1812 herleiten ließen, 
befcgränft worden. ine folche Beſchränkung liegt durchaus nicht in 
der Intention des Gouvernements, fie hat auch nicht flattgefunden. 
E3 fommt nur auf die richtige Auffaffung der Berhältniffe an. 

. In Beziehung auf diejenigen Provinzen, die nach Erlaffung des 
Edikts vom Jahre 1812 mit Preußen wieder vereinigt worden oder 
zur Monarchie neu hinzugefommen find, bemerke ich, daß mit Aus⸗ 
nahme berjenigen Randestheile, die zu Branfreih, dem Großherzog⸗ 
thume Berg und zum Königreich Weltphalen gehört haben, der Zus 
ftand ber Juden weſentlich derfelbe war, wie er vor 1812 in der 
preußifhen Monarchie beftand, gegründet nämlich auf das fogenannte 
Schutzverhaͤltniß; da leuchtet denn gleich ein, daß für diefe Provinzen 
das gegenwärtige Geſetz die größte Wohlthat ift. In Beziehung auf 
die Lande, die früher zu Branfreih, zu Berg und zu Weftphalen 
gehört haben, ift zwar anzuerkennen, daß die Juden unter der Fremd⸗ 
berrichaft, in Beziehung auf bürgerliche Rechte, den Ehriften gleich⸗ 
geftellt waren. Sie hatten dem Prinzip nach alle Rechte mit den 
Chriften gemein. Deffenungeachtet hat im Jahre 1808 der Kaifer 
Napoleon ein Dekret gegeben, wodurch geſetzlich die Präfumtion 
der Unreblichfeit gegen die Juden ausgefprochen wurde. Dies iſt 
Das Härtefte und das Schmachvollſte, was gegen Einwohner und 
Bürger eines Staates verhängt werben fonnte. In Folge deſſen 
wurben fie auch nicht für würdig befunden, al8 Zeugen bei den 
Affifen aufzutreten. Wenn ein folches Dekret in den Rheinlanden 
ganz aufgehoben wird, fo gefchieht fchon allein dadurch den Juben 
die größte Wohlthat. Im Großherzogthum Berg und im Königreich 
MWeftphalen haben die fremdberrlichen Regierungen die von ihnen vers 
lichenen Rechte nicht durch fpätere Defrete zurüdgenommen over bes 
fchräntt. Man könnte daher vielleicht fragen, wenn in denjenigen 
Landestbeilen, welhe zu Berg und Weftphalen gehört haben, den 
Juden gleiche bürgerliche Rechte zuftanden, ob nicht durch die Ein« 
führung des worgefchlagenen Geſetzes, namentlich durch Die Ausdehnung 
des Edikts von 1812, die Juden in Rachtheil gefegt wurden. 
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Denn nad dem Geſetze vom Jahre 1812 und auch nad) dem 
jepigen Geleh - Entwurf ſoll immer noch iu Beziehung auf politiſche 
Rechte ein Unterfchied zwifchen Juden und Ehriften ftattfinden. Es 
fragt ſich daher: ift es recht, daß aud auf die ‚gedachten Landes⸗ 
theile, welche früher günftigere Gefebe für die Juden hatten, dennoch 
der gegenwärtige Geſetzesvorſchlag ausgedehnt werde? 

Hierüber bemerfe ich Folgendes: Trennt man die fogenannte 
politifchen Rechte, welche das Evift von 1812 den Juden nicht zu: 
theilt, in folche, die fich in der Mitwirfung an Rändifchem Beirat 
oder in der Theilnahme an der Staatd-Berwaltung Fundgeben, 
fo ift, was die erfte Klaſſe politifcher Gerechtfame anlangt, bereits 
durch die Einführung der freid- und provinzialſtaͤndiſchen Cinrichtun: 
gen Die Eache auch für die gedachten Landestheile längft entſchieden. 
In Beziehung auf die zweite Mbtheilung politifcher Rechte oder auf 
die Frage: ob die Juden Staatsämter befleiven können? fo wir 
es einleuchten, daß die Juden in den ehemaligen Großherzoglich ber- 
gifchen und weftphälifchen Landestheilen für fich allein und beſonders 
feinen Anſpruch machen können, zu Staatsämtern zugelaffen zu wer 
den. Die Fähigkeit zu Staatsämtern ift ein Gegenftand des inneren 
preußiichen Etaatsrechts, fie kann nicht provinziell verfchieden fein, 
das Prinzip des inneren Staatsrechts über die Fähigfeit zu Staatd 
beamten ift nothwendig ein allgemeines. Wie alle Landestheile, 
welche früherhin anderen Staaten angehört haben, mit dem Ueber— 
tritt in den neuen Staats-⸗Verband im Allgemeinen nur diejenigen 
Mechte in Anfpruch nehmen Fönnen, welches dieſes innere Etaatsredt 
zuläßt, fo gilt diefer Grundfag befonders auch von dem Rechte auf 
Staats-Aemter. Das innere preußifche Staaterecht läßt in Bezie⸗ 
hung auf die Fähigfeit zu folchen Aemtern nur Chriften zu. Es 
kann alfo nicht gefagt werden, daß in Beziehung auf die ehemals 
zum Königreich Weftphalen und zum Großherzogthum Berg gehörig 
geweienen Landestheile, mit der Ausdehnung der Beftimmung bes 
Edikts von 1812 in der Art und mit der Ausvehnung, wie folches 
durch den neuen Geſetz⸗Vorſchlag gefchehen wird, irgend eine Ver—⸗ 
legung ftattfindet. Ich füge noch hinzu, es ift auch feit der Beſtiz— 
nahme dieſer Landestheile nie ein Anfpruch auf eine Anftelung ge 
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macht worden, und nie hat auch eine Anſtellung von Juden ſtatt⸗ 
gefunden. 

Das wollte ich. nur ‚bemerken zur Widerlegung jeder. irrigen Bor- 
ftelung, al& ob durch das Edikt, indem es auf einer Seite Die Rechte 
der Juden ausdehnt, auf der anderen Seite eine Beichränfung ſchon 
ermworbener Rechte herbeigeführt würde. | 

Was die neuen Beftimmungen des Gefek- Entwurfs in Bezie⸗ 
hung auf Kultusverhältniffe und Unterrichtsweten anlangt, fo bemerfe 
ich darüber Folgendes: Der Staat will fi) auf feine Weife einmi- 
fchen, er will den Juden die höchfte Freiheit laffen, ihre Kultusver- 
Hältniffe felbft zu ordnen, er will ihnen dabei nur zur Hülfe fommen. 
Während fie bisher in Bezlehung auf Kultusverhättniffe bloße Pris 
vat⸗Geſellſchaften bildeten, follen fie fünftig Corporationen einrichten 
Fönnen. In anderen deutfchen Staaten glaubte man, nach dem Bor- 
gange Frankreichs unter Napoleon, den Juden dadurch eine große 
Wohlthat zu erzeigen, daß man ihr Kultuswefen in einer gewiffen 
bierarchifchen Weife organifirte, daß man Synagogen-Behörben oder, 
wie man fie auch nennt, Konfiftorien errichtete, oder daß man Land⸗ 
rabbiner beftellte und ihnen befondere Rechte, Attribute in Beziehung 
auf Kultusverbäftnifie beilegte. Auf diefes Syftem wollte die Königs 
fiche Regierung nicht eingehen, fie fand darin eine zu große Einmi- 
fchung von Seiten des Staats in die religiöfe Gemeinfchaft der Ju⸗ 
ven. Cie glaubte um fo weniger, fi) dazu entfchließen zu bürfen, 
als gerade in der jehigen Zeit eine große religiöfe Bewegung unter 
den Juden fich Fundgiebt. Dies fehließt jedoch nicht aus, wenn Sys 
nnagogen=Bereine gebildet find, wenn fie einen forporativen -Beftand 
gewonnen haben und die Juden fonftige Wünfche wegen andenwelter 
Drganifation ihrer Kultus-PVerhältniffe an die Regierung bringen, 
daß man mit Rüdficht auf diefe Wünfche ihre weiteren Einrichtungen 
oder Anordnungen zuläßt, jedoch darf diefe Zulaffung nicht zu einer 
pofttiven @inmifchung übergehen. Nur in Beziehung auf eine Frage 
glaubte die Regierung auf die Bildung eines Organs hinmwirfen zu 
müflen. &8 treten nämlich unter den Juden mancherlei religiöfe Be- 
wegungen und Spaltungen hervor. Wollen fich bisher zu einem 
Gottesdienſt vereinte Juden trennen, fo entftehen hierbei Fragen, 


— 58 — 


welche nothwendig auch Außere Verhaͤltniſſe berühren, usb die dahe 
auch nur unter Mitwirkung des Staats georbnnet werben fine 
Blos in Beziehung darauf glaubte die Königliche Regierung die Bi: 
dung eines Organs beroorrufen zu müffen, was weſentlich auch mi 
aus der freien Wahl der Eynagogen Gemeinde hervorgehen ſel 
Dies Organ fol nicht herrfchen, fondern begutachten; bie Guladın 
follen von der Gemeinde nur freiwillig beachtet werden, dem Eiat 
aber folien fie eventuell zum Anbalte dienen, um in Beziehung ai 
Außere Berhältnifie das zu thun, was dem Rechte gemäß if. 

In Abſicht des Unterrichtsweſens ift die Grund⸗Idee des % 
ſetes folgende: Die Juden ſollen wie andere geduldete religioͤſe Br 
meinſchaften, wenn ſie ed zweckmaͤßig finden, auch beſondere Schule 
bilden koͤnnen, vorausgeſetzt freilich, daß die Schulen das in hr 
That leiſten, was nach den Staatsgeſeten überhaupt von Schula 
gefordert wird; die Juden ſollen jedoch zur Anlegung ſolcher bein 
deren Schulen auf Feine Weiſe gedrängt werden, es ſoll ihnen mi 
in Abſicht des Schulweſens dieſelbe Freiheit gegeben werden, welk 
nach den befiehenden Gefepen für die chriftlichen Religions Cie 
fchaften verfchiedenen Belenniniffes zuläffig if. Dabei follen di 
Juden nach wie vor freien Zutritt haben zu allen chriſtlichen Bi 
dungs-Anftalten ohne Unterfchied von der Elementar-Schule bis u 
hoͤchſten Unterrichto⸗Anſtalt; freilich in Beziehung auf Die ürags, 
bei öffentlichen Anflalten, welche bisher einen chriftlichen Charaltı 
gehabt haben, auch jüdiſche Lehrer anzuftellen feien, in Begiehun 
hierauf ift eine Ausnahme gemacht. 

So viel über die Idee, den Zwed des Geſetzes und fein Ber 
bältniß zu der beftehbenden Gefebgebung im Allgemeinen. 

Ich glaube, noch zwei Hauptpunfte befonders berühren zu mil 
fen, welche tlef in die ganze Defonomie des Geſehes eingreifen un 
prinzipiell mehr oder minder die abweichenden Bemerkungen veranlai 
baben, welche von Seiten der Abtheilung gegen das Geſetz gemadl 
worben find. Der eine Punkt betrifft die juͤdiſche Eorporation et“ 
die Judenſchaften. Es iſt das Geſetz fo aufgefaßt werben, ald ſi 
ed Tendenz befielben, eigene politifche Gemeinden ver Juden } 
bilden, und dies bat man nicht zweckmäßig gefunden, fo wenig I 
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Intereſſe der Judenſchaften ſelbſt, als im Intereſſe der oͤffenilichen 
Ordnung. | 

Jch will mich über vie Idee, welche die Königliche Regierung 
bei den Gorporationen des Gefeh- Entwurfs hat, näher anszulaſſen. 
Es follen feine neuen Eorporationen .erft gefchaffen werben, fon, 
bern das Geſetz nimmt gegebene, wirklich fich vorfindende Zuſtaͤnde 
auf. In großen Städten, 3.8. hier in Berlin, haben wir eine Ger 
meinfchaft son Juden, die fich felbft Judenſchaft nennt, deren Der 
ftand in feinen Eingaben an die Minifterien des Innern und ber 
geiftlichen Angelegenheiten ſich fo unterzeichnet: | 

„Borftand und Neltefte der Judenſchaft in Berlin.” 

Diefe Iudenfchaften, welche exiftiren, ziehen in den Kreis Ihrer 
Thätigfeit zunächft und hauptſaͤchlich Kultus⸗Verhaͤltniſſe; fie find alſo 
zunächft und wefentlih Synagogen» Bereine. Die Synagogen Bere 
eine üben zugleich eine Yürforge für die jüdiſchen Schulen aus, und 
ich muß rühmend anerkennen, daß gerade von der berliner jübifchen 
Gemeinde fehr viel für die Erziehung der jübiichen Jugend gefchieht, 
mit großem Ernft und mit nicht geringem (Erfolge. 

Ferner dehnt fich die Thätigkeit diefer Sudenfchaft auch auf bie 
Armenpflege, auf die Fürforge für arme Juden aus. Das find Ger 
genftände, die ohne Zuthun des Staates, von felbft aus der Natur 
der Berbältnifie fih als Befchäfte der Sudenfchaften gebildet haben. 
Um nun diefe Befchäfte mit größerem Erfolge üben zu können, follen 
diefe Sudenfchaften Eorporationsrechte erhalten. Exiſtirt einmal eine 
folche Corporation, der nicht verwehrt ift, diefe eben von mir begeichs 
neten Gegenſtaͤnde zufammen in den Kreis ihrer Thätigfeit zu ziehen, 
wobei immer die Synagoge der Kern bleibt, fo fchließen ſich fehr 
leicht noch andere gemeinnüßige Veranftaltungen an. Als man bie 
Verordnung für das Großherzogthum Polen im Jahre 1833 gab, 
hat man fehon Diele eben von mir bezeichneten drei Gegenſtaͤnde in 
die Summe der Aufgaben aufgenommen, die bie jüdiſche Korporatien 
dort zu Iöfen hat. Man hat aber noch eine neue Aufgabe hinzuge- 
fügt. Dort giebt es nämlich viele werwahrlofle Juden, die deshalb 
noch nicht in der Rage find, daß man fie naturalifiren kann. Es iſt 
wichtig, daß für die Kinder diefer Juden, welche bie Schule verlaſ⸗ 
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fen, geforgt werde, um fie einem angemefienen Lebensberuf zuufik 
sen, um fie fo viel als möglich dem Schacher zu entziehen. Es wırk 
Daher in der Berorbnung für PBofen auch dieſe Fürſorge als un 
Aufgabe der Gorporation aufgenommen, und nad dem Bergange dir 
fer Berorbnung if eine ähnliche Beftimmung audy in dem jezigen 
Geſetz⸗ Entwurf enthalten. Dan hat ſodann noch etwas Anden 
hinzugenommen. Nach der jepigen Berfaffung haben die Juden in 
Allgemeinen Anfprud auf Stellen von Stadwerordneten und ui 
Gemeinde⸗ Acmter. Wenn das Bertrauen der Gemeinde fib ihn 
zuwendet, fönnen fie zu Stadtverorbneten gewählt werben; wenn ab 
das Bertrauen fi ihnen nicht zuwendet, fo kann auch eine größer 
jüdiſche Bevölterung in der Berfammlung der Etabtverorbneten gu 
nicht vertreten fein. Es fchien angemefien, im Intereſſe ber Jude 
feftzufegen, daß im Verhaͤlmiß der Zahl der Juden in der Gemeint 
auch wirflich Juden in die Berfammlung der Stabtverorbneten aut 
genommen werben. Sind diefe von der Zudenfchaft gewählten Ri: 
glieder aufgenommen, fo follen fie aber nicht die fpeziellen Inter: 
efien der Judenſchaft, der übrigen Bevölkerung gegenüber, allein vr: 
treten, fondern fie find Repräfentanten der Gemeinde im Ganzen, wie 
die übrigen Mitglieder, fie treten nur in Folge der Berufung ihm 
jünifchen Glaubensgenoſſen ein und werden allerdings won ihrer ji 
diſchen Anfhanıng und Auffaffung der Berhältniffe aus die Ding 
beurtheilen, prüfen und infoweit das Intereſſe ihrer Glaubensgenoſſen 
wahrnehmen; fie find aber als Stadtverorbnete dennoch zu nic! 
Anderem verpflichtet, als für das Wohl der ganzen Gemeinde yı 
forgen. Es ift dem ganz ähnlich, wenn Glieder der Ritterfchaft oder 
aus dem Stande der Städte in die ftändifche Verſammlung berufen 
werben. Sn feinem anderen Sinne follten nach) dem Gefer 
Entwurfe die Juden als Stadtverorpnete nach einer feften Reg 
aufgenommen werden. Es ift noch hinzugefügt, daß binfichilich die 
fer Einrichtung in feiner Weife ein Zwang ftattfinden fol. Die 
Juden follen nicht zur befonveren Wahl der Stadtverorbneten mad 
Maßgabe ihrer Bevölferung angehalten werben; eben fo wenig 
follen die beftehenden Kommunen gezwungen werben, eine folche be 
fondere Wahl jübifcher Stadtverorbneten zugulaffen, fondern die Ein 
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richtung fol auf dem Wege freier Vereinbarung getroffen werben; 
wo eine freie Vereinbarung nicht flattfindet, fällt die Sache von felbft 
weg. Dennod bat man Einwendungen im Interefle der Juden und 
der Öffentlichen Ordnung dagegen gemadht. Man fagt: Ja, wenn 
auch nicht abfichtlih das Geſetz die Juden abfondern und getrennt 
halten wolle, fo führe doch am Ende die Einrichtung dahin; dag fei 
nicht gut, man müfle vielmehr Alles anwenden, damit die Juden fich 
nicht abfondern, fondern daß fie mit der chriftlichen Bevölferung ver 
mifcht werden. Alfo foll doch Zwang angewendet werben, und zwar 
für die Vermifchung! Darauf läuft die der vorgefchlagenen Einrichs 
tung widerfprechende Anfiht hinaus. Selbſt da, wo eine Neigung 
bei den Juden zu einer folhen Bereinigung vorhanden ift, wo von 
Seiten einer fädtifchen Kommune fein Widerjpruch ftattfindet, ſoll fie 
dennoch nicht zugelaffen werden! Da koͤnnte man fragen: If das 
nicht eher eine Beichränkung der Breiheit, ald eine Vermehrung ders 
felben, ift es nicht mehr eine DVerfchlimmerung des Zuſtandes der 
Juden, als eine Verbeflerung befielben? Eben fo wenig erfcheint der 
Einwand, welcher aus dem Intereffe des Staated gegen die beab- 
fichtigte Einrichtung abgeleitet wird, an fich motivirt. Es foll ja die 
freiwillig zwifchen der Judenfchaft und den Vertretern der Stadtges 
meinde vereinbarte Maßregel nirgends ohne Genehmigung der Regies 
rung ins Leben treten. Insbeſondere fteht auch nichts im Wege, 
eine Bereinigung auf Zeit zu gründen, auf 10 und 20 Jahre, nicht. 
permanent, um die Erfahrung zu befragen. In einem Staate, der 
den Juden die größten Begünftigungen hat zu Theil werden laflen, 
die in Deutfchland bis jetzt gewährt find — ob fie au ins Le- 
ben getreten, weiß ich allerdings nicht — in Würtemberg iſt man. 
fo weit gegangen, daß man fogar jübifche politifche Gemeinden in 
eigenen Marfungen fi etabliren läßt. Der betreffende Geſetzvor⸗ 
ſchlag ift alfo einerfeits aus wohlwollender Tendenz der Regierung, 
die den Zuftand der Juden verbeffern will, und andrerfeits ohne Ber 
forgniß einer Gefahr für die öffentlihe Drönung gefchehen. Bel 
Gelegenheit der beabfichtigten Bildung Furporativer Verhäftniffe unter 
den Juden giebt fich etwas fund, was oft der Staatsvenwaltung 
hindernd entgegentritt, naͤmlich eine Scheu vor jeder neuen organiſchen 
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Bildung in unſeren geſellſchaftlichen Zufländen überhaupt. Rachden 
der Reichthum organischer Bildung in früheren Zeiten größtentheik 
aus unferen gefelifchaftlihen Zuftänden verſchwunden ift, glaubt mar, 
aus Furcht der Wiederkehr ähnlicher Einrichtungen, die fich überlh 
hatten, überall bei Zeiten dagegen eintreten zu müffen, wo neues for 
poratives Leben ſich entwideln und bilden will. 

Ich erinnere dabei an die corperativen Verbände in Beziehun 
auf vao Gewerbe. Nachdem die hierauf fich beziehenden organiſchen 
Einrichtungen, die man unter dem allgemeinen Worte Zunftver: 
faffung begreift, aufgehört haben, fühlt man jegt gleichwohl ia 
Bevürfniß, daß wieder etwas gefunden werden müffe, um bie unge 
miſchte maflenhafte Anhäufung zu allen Ihätigkeiten im @ebiete ta 
Gewerbe wieder zu gliedern und die mit jener Bermifchung für di 
Geſellſchaft entfiandenen Rachiheile abzuwenden. Für dieſen Zi 


find befanntlih in der neuen Gewerbe-Drbnung Andeutungen nie 


dergelegt, deren Wichtigkeit jebt fchon anfängt, anerkannt zu werde: 
aber man fcheut fich doch noch, recht Hand anzulegen. Wie nett 
wendig «8 gleichwohl fei, daß geholfen werde, daß beweiſt der gro 
Trieb nach Afioclationen, nach Vereinen. Dennoch fcheitern die me 
fien Berfuche, die gemacht werden, und warum? Sie finden feiner 
recht feſten Mittelpunft, feinen Kern, woran fie ſich anfchließen kn 
ten und fo bleiben fie nur Gonceptionen, fie zerrinnen und lafın 
nichts Hinter fich zurüd. Aber daß diefer Trieb fo mächtig if, de 
beweift zu gleicher Zeit das Beduͤrfniß organifcher Geftaltungen in de 
Geſellſchaft. Wenn alfo irgendwo etwas von felbft auftaucht, ohne 
Zuthun des Staates, mas ein organifches Reben gewinnen will, m 
man fich überzeugt, daß diefes Leben, was ſich zu bilden beginn, 
nicht die beftehende öffentliche Ordnung ftört, wobei man es in dt 
Hand hat und behält, die Modalität des Fortſchreitens zu beftimmen, 
da iſt die Gelegenheit nicht zu verfäumen, den leeren Raum wieh! 
mit neuen Lebensformen anzufüllen. Wenn ein Streben biefer M 
ſich kundgiebt, iſt es da nicht Pflicht einer aufmerffamen Regierung. 
einer Regieruug, die fih die Mühe giebt, fo viel fie es vermag, ff 
inmitten der Thatſachen hinelnzuftellen, in welchen eine bewegen!‘ 
Kraft ih kundgiebt, iſt es nicht Pflicht derſelben, flatt gu hemmen, 














— 543 — 


ftatt zu gerflören, vielmehr das Teimende neue Leben fi bilden zu 
Safien, langfam, angemefjen, immer die Erfahrung zu Rathe siehend ? 
Das ift die Auffaffung, woraus der Borfchlag wegen biefer juben- 
fchaftliden Eorporationen hervorgegangen if. Stößt man fih an 
dem Namen Judenſchaft? Ich Habe fchon die Ehre gehabt, zu 
bemerfen, daß eine der geachtetfien und größten Gemeinden, vie Ge⸗ 
meinde von Berlin, fich Sudenfchaft nennt. Alſo daran kann es nicht 
biegen. Ich bitte, fich immer zu vergegenwärtigen, daß ber Kerm ber 
Berbindung die Synagoge bleibt,. um die ſich das andere anfchließt. 

Der zweite Bunkt, den ich noch befonders berühren möchte, 
ift der: Man wird wohl die Frage aufiwerfen, warum, nachdem man 
Dur das vorgeichlagene Geſetz die Beſtimmungen des Edilts von 
41812 habe erweitern wollen und auch wirklich erweitert habe, man 
nicht noch weiter gegarigen fei, warum man nicht völlige Gteichheit, 
namentlich auch Hinfichtlih der politifchen Rechte, zugelaffen habe? 
Auch über diefen Punkt bat die Königliche Regierung eine forgfäl- 
tige Brüfung angeftellt und Stimmen aller Art vernommen. Sie bat 
zuerſt die Wünfche und Anträge der Juden felbft gehört, fie hat bie 
Behörden in der ganzen Monarchie zur Begutachtung aufgefordest, 
fie hat die Anträge der Stände vernommen, fie hat endlich auch die 
Preſſe in Bezug auf das Für und Gegen nicht unbeachtet gelaflen. 

Sehr beachtungswerthe Stimmen in allen dieſen Gebieten, 
welde ich eben berührt habe, fprachen ſich für die vollſtaͤndige Gleich⸗ 
ftellung aus, während andere eben fo beachtungswerthe Stimmen auf 
das Üntfchlevenfte fich dagegen erklärten. 

Ich glaube am Beften zu thun, wenn ich diejenigen, die bafır 
find, gleichſam felbft fprechen laſſe und eben fo auch diejenigen, welche 
Dagegen find. Sie find gleichſam wie zwei Parteien vor die Nes 
gierung hingeireten, ehe dieſe einen Entſchluß gefaßt hat. Eo ver 
fteht fih von feldft, daß die Regierung überhaupt feiner Stimme ihr 
Ohr geliehen, die von Haß, Antipaihle oder von irgend einer anderen 
unedlen Regung eingenommen war, fondem mir ſolchen Stimmen, 
bie in beſonnener Auffaffung reale Momente für ihre Anficht geltend 
machten und darauf dad Necht ihres Verlangens gründeten, Die 
Einen, die eine volllommene Gleichftellung fordern, ſprechen ſich alfo 
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aus: Habt Ihr nicht den Juden alle Pflichten auferlegt? Folgt 
nicht daraus, daß fie au alle Rechte haben müffen? Was ift ve 
Staat anders als ein Rechts- Staat, eine große Gemeinfchaft von 
Rechten und Pflichten; wo irgend ein Glied ik, dem alle Pflichten 
angemuthet werden, dem darf man auch feine Rechte verweigern. © 
verfteht fich freifich, daß zu jedem Rechte eine gewiſſe Faͤhigkeit, theils 
eine individuelle, theil eine ſoziale gehört, das wollen wir nicht be 
fireiten. ber wir meinen befonders, wenn wir hier von ber Gleich⸗ 
heit der Rechte fprechen, daß die nationale Abftammung. und be 
seligiöfe Glaube nie einen Unterfchied machen, daß fie fein Moment 
für die Ungleichheit der Rechte abgeben follen. Sind ferner bie 
Juden nicht auch würdig der ©leichftellung mit den Chriften? Echt 
an, welche Intelligenz die Juden beweifen! Alle Zweige der Willen: 
fchaft werden mit dem größten Erfolge von ihnen Fultivirt, es giebt 
faft fein Gebiet der Kunft, wo fie nicht Meifterwerfe liefern. Gerne 
ihre Süttlichfeit, da werdet Ihr doch nicht die Liften vorhalten, die 
Ihr Habt aufnehmen laffen. Wir kennen eine Mafle edler Menfchen, 
die Juden find. Freilich müflen wir zugeben, daß auch in Beziehung 
auf Sittlichfeit unter einem anderen Theil bin und wieder noch große 
Unvolfommenheit fich findet, daran feid aber Ihr ſchuld. Warum 
habt Ihr den Drud fo lange geduldet? Hebt den Drud auf, ſe 
wird fih auch bier dad DBeflere bald finden. Alſo Gleichheit de 
Rechte und der Pflichten ohne Rüdficht auf Abftammung und Konfeifion. 
Sollte auch endlich ein Unterfchied da fein, fo riefirt Ihr durch bie 
Bleichftelung gar nichts. Es kommt fein Jude in die Stände⸗Ver— 
fammlung, er fei denn gewählt; er gelangt nicht zu einem Staate 
amte, er fei denn von dem Staate felbft berufen. Gefallen Eud 
die Leute nicht, fo ftellt fie zurüd, das habt Ihr Alles in Eure 
Hand, es ift alfo feine Gefahr vorhanden. So fprechen die Einem 
zu der Regierung. 

Nun erlaube ich mir die Reden der Anderen anzuführen, welche 
dagegen find. Die fagen: Ihr fprecht von einem Rechtsftaat. Auf 
dieſes Gebiet wollen wir uns nicht einlaffen, das iſt ein Staat, aus 
Begriffen erbaut, und wir hüten und, die logifchen Konſequenzen 
eines nur auf Begriffe gebauten Staates auf das Leben anzuwenden. 
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Anſer Staat iſt unzertrenulich von einem wirllichen Volke, wir kennen 
kein Staetsleben, als in. der: innigſten Gemeinſchaft mit dem Volko⸗ 
leben. Wer nicht fähig: iſt, völlig in Die Vollsgemeinſchaft aufge⸗ 
nommen zu werben, kann auch, nicht volfommen in die Staatsge⸗ 
meinſchaft altfgenemmen werden, um alle Rechte ‚genießen zu können, 
Wenn ed die Natienakität allein: wäre, die die Schranfe febte, fo 
ginge es bald; - denn es giebt In dem preußiſchen Staäte neben ein« 
ander mehrere Nationalitäten; die Schranken aber, welche die Natior 
nalitaͤt in Beziehung: auf- das politiſche Reben aufftellt, find ausge 
glihen. und. aufgehoben durch die Gemeinfchaft in dem Ehriftenthume, 
Wo das 'chriſtliche Prinzip waltet, da werden die Schranken aufge 
hoben, welche Die. Rationalität. bildet, ba baut die Religions Gemein» 
fchaft: Wege und Brüden zu einer. Volks⸗Memeinſchaft. Bei den 
Juden if es aber ‚nicht Die Abſtammung allein, die fle von une 
trennt, denn wir nehmen die Juden, fo wie fie Chriften werben, 
gleich indie Volksgemeinſchaft auf,. dann erhalten fie zu gleicher Zeit 
an allen bürgerlichen und polififchen Rechten ohne Unterſchied An⸗ 
theil. Es ift alfo nicht Die Nationalität für fich, eben fp wenig auch 
per Glaube für fich, die beftimmte Art des Gottbewußtſeins bei den 
Juden, welche die Schranfe zwiſchen ihnen und uns fest. Wir find 
weit entfernt, ihnen nachzutragen, was fanatifche, ungebildete Men⸗ 
fchen, die fih vielleicht auch Ehriften nennen, ausfprechen: „Wit 
Juden haben wir ‚keine Gemeinfchaft, fie haben Ehriftum. gekreuzigt.“ 
Denn. uns iſt gegenwärtig das Wort, was auch vom Kreuze ges 
fprochen. wurde; „Bater, vergieb ihnen, denn fie wiflen nicht, was 
fie thun.“ Alſo das Dogma an und für fich ift nicht das, mas 
und von der völligen politiichen Gemeinichaft mit den Juden abhält; 
wir wiflen-ja, wir haben heilige Bücher mit den Juden gemeinfchaft« 
lich, auch wir fehöpfen fromme Begeifterung aus ihren Pfalmen und 
Propheten. Wir wollen ſelbſt nicht. in Abrede ftellen, daß viele Ju⸗ 
Den in Beziehung auf Gottbewußtfein eine tiefere, lebendigere 
Auffaſſung haben als viele Chriften, die wir fennen, In denen das 
Gottbewußtſein fehr abgeſchwäͤcht iſt. Das erkennen wir Alle an; 
uber dennoch fünnen wir uns Eurer Meinung nicht anfehließen, weil 
bei den Juden Abftammung und religiöfe Auffaſſung mit dem fich 
VII, 35 
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daran anſchließenden, die Lebensweiſe des Juden im Ganzen regelnden 
. Ritualgefeg ſich gegenſeitig durchbsingen und in dieſem Durchdinge 
ein fo Ifolirerdes Moment bilden, daß, fo lange dieſe Trennung Rat 
findet, eine Bolfsgemeinfchaft bei dem beflen Willen, den wir hat, 
nicht ausführbar Il. Wir wollen — fprechen weiter bie, welche ıı 
der zweiten Partei gehören — den Juden die wolftändigfte Kreihn 
geben, ihre Ungelegenheiten unter fidy zu ordnen, fie follen bei u 
durchaus frei leben, Re ſollen alle Inſtitute, die wir für und ame 
richtet haben, zu ihrer Bilbung benupen, wir weißen fie zulafen 1 
Atem, was chriftliche Civiliſation bei uns heworgebracht hat, M 
allen Wohlthaten unferer chriftlichen Civiliſation folten fie theilnehuen 
wo es aber gilt, von Staats wegen über Chriſten zu regiert 
oder wo eine chriſtliche Jugend jüpifhen Lehrern amzuveriram, 
wenn es fich nicht um bloßen Unterricht handelt, fondern um X 
ganze geifiige Bildung, fo weit fönnen wir auf eine @emeinidlt 
nicht eingehen. Daß wir übrigens weit entfernt find, in Beziehung 
auf die Theilnahme an unferen wiffenf&aftlichen Inftitten W 
Juden zurüdzufegen, wird dadurch bewiefen, daß jept ſchon Ju 
in die höchſte wiffenfchaftliche Anſtalt, in die Akademie, zugeaftt 
werden, darum, weil bier es fich lediglich um die Bildung und dir 
verung der Wiſſenſchaft feibft handelt, nicht um geiftige Enir 
hung und Bildung unferer Jugend. | 

Das waren die verfchiedenen Sprachen, die ber Königlige 
Regierung gegenüber geführt wurden. Wie follte fie diefer Berldir 
denheit gegenüber fich entfchließen? Sollte fie das Beſtehende bis I 
dem Maaße ändern, die Echranken bis zu der Grenze aufheben, deh 
die Momente, welche die zweite Partei geltend gemacht hatte, gän 
lich unberüdfichtigt blieben? Oder war es nicht nothwendig, Fit 
des Weitergehens über die Vorfchläge des Geſetz⸗Entwurfes hinaul 
fi. zu enthalten? Wie ich ſchon vorhin erwähnt habe, find ned 
nicht 20 Jahre. abgelaufen, wo Provinzial-Stände verlangt habe 
den Juden folle zum Theil genommen werden, was das Cdilt dal 
Jahre 1812 ihnen verlichen. Wer weiß, wenn die Regierung du 
Zuden gegenwärtig völlige Gleichheit der Rechte zugeſtehen wol, 
gb nicht nach 20 Jahren ganz andere Stimmen fich wieder erhehen 
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würden. Ich erinnere an den Vorgang in Frankreich. Dort war 
ihnen voͤllige Rechtsgleichheit gegeben, und Napoleon hat ſich ges 
Drungen: etühlt, fein für die Juden jo fchmachvolles Dekret zu er⸗ 
laffen. Das find.die Bemerkungen, die ich mir erlauben wollte, ber 
beginnenden Berashung. vorauszuſchiden. 

Bürft su Fynar: Auch ich werke mir erlauben, über: den vor⸗ 
liegenden Geſetz⸗Eutmurf eine allgemeine Betrachtung anzuſtellen, an 
weiche ich meinen Antrag zu knuͤpfen beabſichtige. Von einem Un⸗ 
wohlfein. niedergedruckt, erlaube ich mir aber bie wohlwollende Nach⸗ 
ficht der ‚hohen Kusie in Anſpruch zu ‚nehmen. 

Ich werhe das: Geſetz aus dem Standpunkte des Rechtes und 
aus dem der Rüplichkeit mit wenig Worten beiprechen: Ä 

In Abſtcht auf das Recht, fo iſt der hohen Verſammlung be⸗ 
kannt, daß viele verſchiedene Juden⸗Geſetzgebungen noch heute in 
unferem Staate Geltung haben, hauptſüchlich die aus dem Edikte 
vom 11. Mär 1812, weiches in allen Landestheilen, bie damals 
dem preußifchen Scepter. unterworfen waren, Anwendung findet. 
Große Rechte wurden den Juden dadurch eingeräumt, noch andere in 
‚WAusficht geftellt, und die Juden durften biefer erworbenen Rechte um 
fo fitherer fein, als der 16. Artikel der deutfchen Bundes-Afte folche 
ausdruͤcklich garantirte. 

. Defienungencdhtet find durch ſpaͤtere Verordnungen Schmaͤlerun⸗ 
gen jener Rechte beliebt worden, und ich glaube, daß hierdurch eine 
Rechtewerletzung für die Inden begründet iſt. 

Von mehreren. der lebten Provinzial-Landtage tft dieſe Rechts⸗ 
nerledung. anerfannt worden, und mit NRüdficht darauf, daß feit 
1812 fo viele Jahre auch für die Juden nicht nuplos vergangen, 
und daß auch fie im Allgemeinen in der Intelligenz, in der Eitt- 
lichkeit und in der Befähigung zur Theilnahme an dem politifchen 
Leben fortgefehristen. wären, die ehrfurchtsvolle Bitte an den Thron 
gebracht ‚worden: eine neue Juden⸗Geſetzgebung im Sinne des Fort: 
ſchritis Allergnädsgft vorbereiten zu laflen. — Mit Sehnſucht fehen 
die Juden dieſem Geſetze entgegen, in. dem Bewußtſein, daß fie fich. 
Durch treue Plichrfüllung gegen den Staat eines verbeſſerten Zu⸗ 
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ſtandes nicht unwerth gezeigt hätten, daß auch für fie der Zeiger da 
Zeit auf der erleuchteten Ziffer des 19. Jahrhunderts fichen mil. 

Enplich erfcheint der erfehnte Befep-Entwurf und liegt und hi 
zur Begutachtung vor. Mit der innigſten Freude begrüße id da 
leitenden Grundſatz deffelben, nämlich den: daß gleiche Pflichten ud 
gleiche Rechte bedingen follen. Aber leider bemerfe ich bei Durdis 
fung der folgenden Paragraphen, daß das an die Spige gefldk 
Prinzip feine durchgreifende Anwendung gefunden habe. Diem 
faifchen Glaubensgenoſſen follen dadurd) nur wenig mente Rechte ın 
gar feine politifchen Rechte erwerben; dagegen beabfichtigt dad Ort, 
fie wieder in ein politiiches Gorporationewefen hineinzupmängt, 
welches ein moraliiches Ghetto für fie werben würde. Wenn nm 
Se. Ercellenz der Herr Kultus⸗Miniſter auch die Unficht äußern, Wi 
dieſe Eorporationen den Wünfchen der Juden entfprechend fein, | 
Tann ich feine Anficht nicht theiten, denn viele der geiftvolten un 
ausgezeichnetften mofaifchen Glaubensgenofien dieſer Stadt hun 
ihre Abneigung gegen diefe Einricyinng, infofern fie politifcher Rat 
fein fol, gegen mich auögefprochen. 

Auch ih kann mich wit diefem Corporations-Blan durchau 
nicht einverftanden erflären. Es würde wieder ein mittelalterliäd 
Inſtitut bilden, welches in den immer großartiger werdenden Dil 
unferer Staatseinrichtungen nicht paflen dürfte; es würde eine nat 
Scheidewand ziehen zwiſchen den Staatsbürgern, während wit voq 
bemüht find, immer mehr und mehr alle Hinderniffe hinweg zu rin 
wen, um zu einer Einheit bes Staatéelebens und des Siaats il 
gelangen, ‚durch welche die politifche Macht und Größe befellm 
bedingt wird. | 

Aus diefem Grunde halte ich es auch für fehr bedenklich, W 
Juden in ihrer gegenwärtigen erceptionellen und tfolirten Stdn 
su belafien; denn fo fange fie nur ihre materiehlen Beduͤrfniſſe Dr 
friedigen koͤnnen, nicht aber auch ihre geifligen, welche dem gebibelf 
Menfhen fo wichtig find, fo lange fie nicht an unſerem poliidht 
- Staotsleben Antheil haben, werden fie dem Staate nur jur Hält 
angehören und mit ihrem geiftigen Wefen zu einer Sfolirung # 
zwungen fein, die dem Staate gefährlich werden kann; denn dl 
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Kräfte, deren gefehlicher. Gebrauch nicht ‚geftaltet wird, fönnen ai 
Mißbrauch führen. 

Um fo bedenfficher erfcheint aber. diefe iſolirte Stellung der Ju⸗ 
den, ald man wenigſtens zugeben mird, daß diefer Volkoſtamm ſich 
durch feltene Imtelligenz, burdy Beharrlichfeit, durch einen pafliven 
Muth, den nichts ermüdet, fo glänzend auszeichnet, und wenn man 
ferner betrachtet, daß die Juden in dem Beſitze von großen materiellen 
Mitteln find, fo erſcheint es ats ein At der Staatsklugheit, ſte voll- 
kommen mit bem Stante zu identifiziren und fe, die fü bereitwillig 
mit allen ihren Kräften dem Staate angehören wollen, nicht länger 
‚mit einem Mißtrauen zutückzuweiſen, welches aus einer fo langen 
Erfahrung ale ganz ungereihtferigt erfcheint und fie endlich gegen 
den Staat erbittern Tann. : 

Die Juden, welche gegenwärtig eine Art von Stan im Staate 
“ bilden, müffen als ein für fich beflehendes Element befeitigt werben. 
Zaufendiähriger Haß, taufendjährige Verfolgnng haben fie nicht aus⸗ 
köfchen Fönnen aus der Reihe der Völler. Wohlan, meine Herren! 
fo laſſen Se uns einen andern Weg einfchlagen, verfuchen wir, fie 
vu Liebe und Verföhnung zu den Unfrigen zu machen, indem wir 

den fchönen Grundſatz des Geſetzes durdhgreifend in Anwendung 
bringen: gleiche Pflichten, gleiche Rechte ! 

Ich will noch auf einen Einwand eingehen, den man gegen bie 
Emaneipation der Juden zu machen gewohnt ift, es ift der: daß in 
einem chriftiichen Staate die Juden unmöglich polittfche Rechte aus- 
üben könnten. Sch glaube nicht, Daß der chriftlihe Staat ald ein 
Hinverniß betrachtet werden Fönne, indem die volle Anerkennung jeder 
menfchlichen Ratur, und mithin auch die Unerfennung der Rechte der 
JIuden, recht eigentlich die Mflicht eines chriftlichen Staates ift. 

Ich Halte nämlich den chriftlichen Staat keinesweges nur für 
eine Anſtalt, um gemwiflen dogmatifchen Sehrbegriffen immer mehr Gel 
tung zu verfchaffen, um gewiſſe religiöfe Aeußerlichfeiten (denen ich 
übrigens die innigfte Verehrung zolle) in das Leben zu rufen und 
ihnen gefeblichen Schu zu verfchaffen. Nein, meine Herren, ber 
chriftliche Staat hat hauptfählich die Aufgabe, die chriftliche Grund⸗ 
Idee immer wiehr und mehr zu verwirklichen. Dieſe chriftliche Le⸗ 
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bens⸗Idee aber ift Die Liebe, und dieſe wirb in ihrer Fortbildung 
in ihrer praftifchen Anwendung die — Berföhnung. Ich fpreche aud 
diefes große Wort des Chriſtenthums — vie Verſohnung, welche, 
nah allen Richtungen verwirklicht, das ganze Chriſtenthum bilde. 

Die hriftlide Staats⸗Idee iſt mithin die Verföhnung je 
des Einzelnen mit der Geſellſchaft. Diefe afigemeine Berfühnun 
muß in einem chrißlichen Staate aber auch denen zu Gute kommen, 
bei denen die chriftliche Siebe noch nicht den ganzen Inhalt ihre 
Religion bildet, damit fie immer mehr und mehr hinüber gezogen wer 
den zur Annahme unferes chriftlichen Staats: Prinzips, das auch w- 
ter und immer mehr und mehr eine wahrhafte Geltung finden mög. 

Bon diefen Anfichten geleitet, Halte ich Den vorliegenden Gee- 
Entwurf für nicht geeignet, dem Seodrinife zu genũgen, und ich 
wage daher den Antrag: 


bdie hohe Kurie wolle dieſen Entwurf ehrfurchtsvoll ablehnen und dagegen Se. 
Maferät unſeren Allergnädigſten Kbnig und Herrn chen fo ehrfurchtsvoll kü- 

. ten, einen anderen Gefep-Entwurf vorbereiten zu laſſen, in welchem bie Emar 
eipation ber Juden ausgeſprochen oder doch vorbereitet werben möge, 

Sandtags- Mlarfchall: "Dies würbe involviren, daß die Berathung 
nicht weiter fortzufegen fei, und ich frage alfo, ob diefer Vorſchlag 
die gefegliche Unterflübung von 6 Mitgliedern findet! 

(Wird nicht ausreichend unterhüßt) 

Er bat fie nicht gefunben. 

Graf York: Ich habe aus dem ausführlichen Bortrage Er. 
Ercellenz des Herrn Miniſters mit Freuden entnommen, daß die Re 
gierung gewillt ift, die Zuflände der Juden zu verbefiern. Ich muß 
geftehen, daß mir bei Durchlefung der Denkfchrift mancherlei Beden⸗ 
fen im entgegengefegten Sinne aufgefloßen find. Ich freue mich um 
jo mehr, daß ich hier dad Gegentheil erfahren habe. Ich muß zu: 
nähft es ausfprechen, daß tch der Majorität angehört Babe, die 
mehrere Beftimmungen, welche den Zufländen ver Juden nicht ent 
. fprechend ſchienen, erweitert und verbeſſert wünfſchte; ich habe aber 
auc ferner der Minorität angehört, welcher dieſes noch nicht genug 
war, die noch größere Freiheit für bie Juden wünſchte. Sch weiß 
nicht, ob ich hierin vielleicht der Einzige in der Verſammlung gewe⸗ 
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fen Bin; doch glaube ich nicht, Denn: ſo viel ich aus Geſprächen Mir 
nommen habe, if ein duxchlauchtigſtes Mitglied der Abtheilung, wel» 
ches leider heute nicht gegenwärtig ift, meiner Anſicht geweſen. Ich 
für meinen Theil bin noch der Ueberzeugung, daß den Juden alle 
politifchen und bürgerlichen Bechte gegeben werden müflen, und baß 
Diefes nur eine NRechts-Bewährung von Seiten des Staats wäre, 
und Dielen meinen Wunfch, defien baldige Erfüllung ich hoffe, bafire 
ich daranf, daß in ber neueren Zeit endlich das Stantsrecht zur Bes 
finnung gefoumen ift, fich ſelbſt erſt recht erfaßt hat und fich den 
Staat als von der Kirche geſondert gedacht hat und dieſe Sonderung 
fordert, und je höher die beiden göttlichen Inftitutionen des. Staates 
und der Kirche mir fliehen, um fo entichiedener muß ich die Tren—⸗ 
nung ‚Derfelben, fo welt fie irgend zulälfig und möglich if, verlangen. 
Sch habe bid jebt Durch die ganze Geſchichte nur unglüdliche und 
trausige Berhältnifie fich entwideln fehen, wo irgend die Kirche. mit 
dem Staate vermengt worden ift, wo der Staat entweder feine Ge 
walt gebraucht hat, um die Kirche oder eine fpegielle Konfeffion auf: 
recht zu erhalten, oder wo eine Staaisfirche zu ihrem eigenen Wohle 
geftrebt hat, den Staat fich unterzuordnen. Je mehr ich alfo dieſe 
Sonderung wünfche und den Bürger des irdiſchen Reichd von dem 
Bürger des himmliſchen Reich trenne, um fo mehr verlange ich 
Gleichſtellung aller diefer Bürger. Es fcheint mir aber auch, ale 
menn bie preußische Regierung, die von jeher im Sinne einer edlen 
Freiheit gewaltet hat, Diefe meine Anficht von jeher hat verwirklichen 
wollen. Unſer Geſetzbuch, das, wenn ich nicht irre, im $.2. Th. V. 
Titel 11 des A. 2. R. einem Jeden Glaubensfreibeit werheißt, wid 
offenbar damit Fein Bürgerliches Recht befchränft willen, ſonſt wäre 
dieſes fchon ein Außerliches Befchränfen der Glaubensfreiheit, was 
der Staat nicht wil, Der Staat fagt aber ferner im 8. 13 Ih. M. 
Tit. 11 des A. L. NR: 
„Sehe Kirchengeſellſchaft iſt verpflichtet, ihren Mitgliedern Chrfſurcht gegen bie 
Gotiheit, Gehorfam gegen die Geſeze, Treue gegen ben Staat und fi ne 
gute Befinnungen gegen ihre Mitbürger einzuflößen.“ 
Dies. iR alfo die Forderung, die der Staat an die Mitbürger 
fiellt, und alles Uebrige, was ven Glauben, was die Meligion an⸗ 
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geht, hat er bei Seite gelaffen, und wie mir fcheint aus hoher Bat 
heit. Es ift auch fernerhin da® noch für meinen Wunſch und mai 
Anficht anzuführen, daB das preußifche Gouvernement von jeher m 
gerechteß geweſen if, wie ih auch mit Freuden aus dem Munk 
des Herrn Minifters die Befätigung davon gehört habe, Inden d 
Die Abficht der Raͤthe der Krone felb if, das Geſetz vom 18ll 
feftzubalten und auf ihm weiter im Einue der Freiheit fortzubune. 
Das Gefeh von 1812 kann aber nur feflgehulten werden, wenn m 
nad) der firengflen Gerechtigkeit gehen will, für alle diejenigen Jr 
den, die bi6 dahin weniger Rechte genofien haben, und nicht fr 
diejenigen, die mehr Rechte genofien haben. Es fcheint mir am 
ſolche Beſchränkung nicht gerechtfertigt. Wenn wir uns denlen, Wi 
der Staat vollfommen gerecht fein will, fo kann viefe @Serediglei 
nur darin beftehen, daß er die minder Begünftigten den Beginſig⸗ 
teren gleichftellt, und wir haben allerdings in unferem Staate ſolhe 
mehrberechtigte Juden. Das Gefeb, deflen bier erwähnt worden iſ 
welches Napoleon für die jcgige Rheinprovinz gegeben hat, it m 
temporair geweſen, iR nur auf 10 Jahre gegeben und nach Ablaıl 
diefer 10 Jahre nicht erneuert worden. 

Cie find vollberechtigte Staatsbürger geweſen. Das Oli 
hat in Weftphalen beftanden. Es ift alfo, nachdem wir den Enheuf 
vom Jahre 1812, der befonders dem neuen Geſetz⸗Vorſchlage jun 
Grunde liegt, einführen wollen, eine Beichränfung der Rechte M 
Juden. Cine ſolche Befchränkung rechtfertigt fich in feiner Walt 
Sie haben ſich im Gegentheil als gute Staatsbürger erwieſen, ſt 
haben mit gleicher Gefinnung wie die Ehriften die Etaatslaften ir 


tragen und, fo viel mir befannt ift, ift feine Beichuldigung gegen fr 


erhoben worden, daß fie ihren Staatsbürgerpflichten nicht nachlor— 
men. Sch für meinen Theil möchte daher auf voliftändige Gleich 
flellung der Juden mit den Chriſten antragen. ch halte dies ahe 


noch aus anderen Gründen für wünfchenswerth, denn allerdings It 


ich den Wunfch, daß der jüdiiche Glauben ats folcher allmälig dr 
ſchwinde. Ich wünfche, daß die Juden Ehriften würden. Die & 
fahrung lehrt, daß dazu das befie Mittel: die Gmankipation if. Vi 
haben gefehen, daß die Juden, wo der Glaubensdruck gegen ſie be 


— 553 — 


ſtand, ihm’ nur deſts zaͤher widerſtanden haben. Es ift gleichfalls 
durch Rachweife erhaͤrtet, daß in den Ländern, wo die Juden Den 
Vollgenuß der politiſchen Rechte haben, der Uebertritt derſelben zum 
Chriſtenthum in bedeutendem Maße zugenommen: hat: Ich bin der 
Anſicht, daß ein konfequentes Verfahren die. völlige Gleichſtellung der 
Juden ausfprechen muß, und will die hode Kurie Bitten, :diefer Au⸗ 
ficht beizutseten. Sch erlaube mir nur noch’ einige Data anzufüßsen, 
die ſich auf ven Bortrag des Hessen Referenten beziehen. Unter 
‚den mitgetheitten Angaben ber Bevölkerungs⸗Werhaͤltniſſe in den ver 
fchiedenen Staaten: finden ‘wir, daß ſich einige noch, wenn wit es fo 
nennen wollen, ungünftiger fielen al& bei’ uns; ich führe die Nieder 
ande an. Das Verbätiniß, in welchem die. Juden zur Chriſtenbe⸗ 
sölfetung ftehen, iſt allerdings der: Zahl nach für bie chrifiliche Bes 
voͤlkeruug ungähftig; wenn wir aber Poſen abrechnen, ſo tft diefe 
Erfchefmung minder bedenklich, — infofern es bedenklich iſt, wie Mande 
glauben mödhten, zu denem ich’ aber durchaus nicht gehöre; — es 
würde in der Monarchie dann nur unter 113 Einwohnern ein Jude 
fein, während in Bofen allerdings die Bevollerung verhaͤltnißmaͤßig 
groß HM. Es iſt aber auch, und, wie ich glaube, mit Recht, Poſen 
nicht mit in Betracht gezogen, und ich felbfi würde, wenn id) auch 
den Wunſch völliger Gleichftelung der Juden mit der übrigen Bes 
völferung hege, Pofen zum Theil ausnehmen, weil dort ein. Theil 
derfelben noch auf einer Kulturftufe fteht, daß man, ohne eine neue 
Ungerechtigkeit zu begehen, den dort beftehenden Zuftand nicht auf 
einmal aufheben könnte. Ich muß mich der Anſicht anfchließen,; daß es 
räthlich ift, die Juden nach und nach zur vollen Freiheit zu erziehen. 
Wenn nun, um auf einen zweiten PBunft.überzugehen, behauptet wird, 
daß ‚in Breußen feit dem Edikt vom Jahre 1812 der moralifehe fittliche 
Zuftand der Juden fich gebeflert habe, fo wird es auffallend erſcheinen, 
daß nach den auf S. 3 des Qutachtens (S. oben S. 189 ff. S. 1929 
mitgetheilten Notizen das Verhältniß der Juden in Beziehung anf te 
Verbrechen ein ungünftiges if: Ich freie mich, . hier ausfprechen zu 
fönnen, daß diefe Notizen, jedoch ohne Berfchulden des Meferenten, 
falſch find. ‚Ich berufe mich in diefer Beziehung auf ein mir vor⸗ 
liegendes Zeitungsblatt, worin erklärt wird, daß dieſe Rotizen falſch 
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ſind. Rah dieſer Mittheilung des Miniſters Mübler Ercdim 
iR das Verhaͤltniß der Juden um mehr ale das Doppelte zu Our 
Ren der Iuben zu ändern. Wenn ich für nöthig gehalten habe, deh 
den Inden wie den Chriſten vollfommene Freiheit ertheili werte, Iı 
iſt wicht allein die Nothwendigkeit eines neuen Geſehes, fondem di 
Näptichkeit eines folchen Damit ſchon ausgeſprochen, und ich braud 
kaum zu erwähnen, daß die Aufhebung der verſchiedenen Geſehg⸗ 
bungen in einem und demſelben Staat an und für fich unerlähld 
zur Befeitigung ber bedeutendſten Schwierigkeiten und GHemmile i. 
Sch kann darum nur befürworten, daß durch ein fpegielles Ok 
das als allgemeines gelten foll, dieſer Uebelſtand befeitigt werde, 34 
werde mir erlauben, bei Berathung der einzelnen Paragraphen meix 
Anſichten ſpeziell zu entwideln und in mehreren Punkten ber Erik 
rung des Herrn Minifters des Kultus entgegengutreten. Ich ul 
laſſe es jeht, weil ich glaube, daß es befler if, da wir ned ni 
zu den einzelnen Baragrapben gefommen find, mir das Won vi 

zubehalten. 

Geheimer Regierungs⸗Rath Scräner: Ich wollte mir nur X 
Bitte erlauben um Mittheilung des Neftripts, worauf Her En 
von Dorf aufmerkfam gemacht hat. 

Graf von York: Es iſt Fein Reffript, fondern es Hegt mir m 
ein Zeitungsblatt, außerordentliche Beilage zu der Spenerlän 
Zeitung vom 7. Mai 1847, vor, welches einen Auflap mil 
die preußifchen Prozeß⸗Tabellen und die Juden betreffend, und m 
fih am Schluß eine Erklärung des Herrn Juſtiz⸗Miniſters Mühle 
findet. Auf den Auffag und diefe Erklaͤrung nehme ih Bau 

Bcheimer Regierungs⸗Rath Schröner: Mus dem Reftript W 
Herrn Juſtiz⸗Miniſters Müpler if durchaus nicht zu entnehuen 
daß feine früheren Angaben, wie ſolche in den Beilagen ber Dal 
füprift zum Befeb-Eintwurfe abgedrudt find, unricktig feien. Die i 
irgends nachgewiefen. 

Graf von York: Der Aufſatz weift dies nach. 

MOeheimer Regierungs-Rath Schreiner: Der jebige Herr July 
-Minifter hat fich Darüber geäußert und nachgewiefen, daß es M 
Bermuthungen. ſind, wodurch das Refultet der Grmittelung, wie R 
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in den Beilagen des Entwurfs zur Denkfchrift aufgeſtellt find, in 
Zweifel gezogen wird. Sch glaube nicht, daß die Angaben in dieſem 
Zeitungs Auflage bie Richtigfeit des Ergebniffes jener Grmittelungen 
alteriren können; jedenfalld wuͤrde ein näheres Eingehen auf biefen 
Gegehftand nothwendig fein. In dem vorgelefenen. Reffripte des 
Herrn Juſtiz⸗Miniſters Mühler ift nur ausgefprochen, daß der Herr 
Miniſter keinen Unterſchied finde zwifchen dem, was in ver füpifchen 
Denkfehrift hervorgehoben ift, und was bie von: ihm mitgetheilten No⸗ 
tizen enthalten; aber es ift darin. nicht zugeftanden, daß die Etgeb⸗ 
niſſe ‚feiner Ermittelung unrichtig feien. 

Graf von York: Das wird aber dach; wenn ber Kuffap vw 


Roriz genommen werben follte, daraus hervorgehen. 


. Referent Graf von Itzenplitz: Ich glaube, daß eine uUnrich⸗ 
gfelt der Thatfachen, wie ‚fie von dem Herrn Minifter ermittelt 
worben find, nicht behauptet werden kann, fondern daß nur im beim 
BZeitungsartifel deduzirt worden ifl, daß aus den Zahlenverhättniffen 
nicht die ungünftigen Schluͤſſe auf die Verbäftmiffe der Juden zu ziehen 
fein möchten. Mir ıft diefer Artitel wohl befannt geweſen, als ich 
das Butachten verfaßt habe, und id habe wahrgenommen, daß man 
‘den Juden Unrecht thue, indem man fie nar mir der Bevölkerung 
im Allgemeinen und nicht mit der flädtifchen verglichen hat. Dies 
ift auch im Gutachten der Abtheitung bemerft. 

Graf von Work: Unrichtigfeit der Zahlen Habe ich auch nicht 
gefagt, Tondern von der Unrichtigleit der Behauptung im Allgemeinen 
‚habe ich gefprochen. Es ſind 77,000 Berbrechen, auf die Konfeffle- 
nen vertheilt, berechnet worden. Dan hat aber ausgelaffen, daß we⸗ 
gen Holzdiebſtahls allein 161,000 Kriminalfälle. vorgefommen find 
und wegen Forſtfrevels uͤber 30,000, und daß 'alſo nicht die Jünifche 
Bevölkerung zu den 77,000 Verbrechen, die unterfucht worden fin®, 
im Berkättnis zu fellen ift, ſondern zu den 240,000. ‚Das iſt mehr 
als ned; einmal fo veh 
:: Graf won Daten; Wenn ich mich vorhin erhoben habe; um 
dei Anirag: des fuͤrſtlichen Mitgliedes aus der Laufiy zu unserflünen, 
fo habe: ich. dies nicht in dem Sinne gethan, wie Die Frage von Ew. 
Durchlnucht geftellt: wurde, nämlich Die. Diskafflon Aber die vorllt⸗ 
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gende Angelegenheit abzuſchneiden, ſondern vielmehr in dem Eim, 
in welchem mir der fürftliche Antragſteller das Amendement zu Rem 
fchien, nämlich in dem, daß in dem Gefehe zu wenig Rechte un 
Breibelten gegeben wären, che es als ein auch nur kleiner Kortiärt 
anerlannt werben fünnte. In diefem Sinne babe ich ben Antım 
des fürfilichen Mitgliedes umterftügt. Es folgt Daraus, daß ic di 
eben ausgeſprochene Anſicht meines Freundes aus Schlefien au) 
theile, auch ich dafür ſtimme, den Juden volle politifche und hünt 
Hiche Rechte zu geben. Die Seite des Rechts iſt von meinem Freu 
auf eine Weife hervorgehoben worden, daß, wenn ich noch wakt 
darüber fprechen wollte, ich mich nur Wiederholungen ſchuldig mad 
würde. Ich muß mich aber gegen einen Ausdruck, der von Ei 
Ercellenz dem Herrn Minifter gebraucht wurde, verwahren. & mit 
ſich vielleicht im Laufe der Debatte über das Geſetz noch ein Stk 
finden, wo ich näher auf diefes Thema eingehen kann; für it! 
gnüge ich mich mit einer Verwahrung. Der Herr Binifer hi 
‚gefagt, daß ber Rechtéſtaat ein leerer Begriff ſei. Der Rectäf 
it aber der konkreteſte Begriff, er ift der gefchichtliche Staat, der # 
ihm zu feinem wahren Rechte kommt. Er ift für mich eine fonfrt 
Wahrheit, er befteht wahrhaftig und lebendig in der Weltgeſchiht 
und fann fein Staat fein, wenn er nicht diefe Fonfrete Wahrheit i 
fih hat. Dies hier nur in Parentheſe. 

Da nun mein Freund dieſe Nechtefeite ſchon hervorgehoben Il 
fo erlauben Sie, daß ich einen anderen Grund anführe, wekthalb ü 
für die volle Gewährung aller politifchen und bürgerlichen Regie & 
die Juden flimme. Ich flimme als Ehrift dafür, und wenn berfürk 
lie Redner, auf den ich fehon hingedeutet habe, bie Liche als ſeinn 
Beweggrund darſtellt, fo kann ich mich dem allerdings nur anfälr 
‚Gen, und für mich ift die That ver Liebe des Chriftenthumd AM 
die Erloͤſung. Ich will, daß die Ehriften von Laftern und bie Ju 
von Laften erlöft werden, und glaube dabei ganz innerhalb des ai 
lichen Standpunktes zu ſtehen. Es iſt nun gefagt worden, bie Juder 
‚wären- nicht würdig, an dieſer Exlöfung Theil gu nehmen, ſie wir 
noch nicht reif dazu. Meine Herren! Jedem in ber Welt, bem mil 
emwas verweigern wollte, ift gefagt worden: Du: bift. nicht reif! un 
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wenn dad Verweigerte nachher gewährt wurde, zeigte derſelbe Mann 
fich keinesweges als unreif. Ich frage Sie, ob nicht viele Stimmen 
auch 1808, ald das ewig denfwürdige Geſetz ‚gegeben wurde, laut 
fagten, daß umfere Bauern nicht reif wären zu ber Grlöfung, die fie 
im ecdhtchriftlichen Sinne damald erfuhren. Das Geſetz wurde ‚ges 
geben, das Geſetz der chriftlichen Liebe wurde zur chriftlichen Tapfer- 
feit, das Geſetz wurde durchgeführt, und ich frage Sie, meine Herrn, 
wer heute noch den Muth hat, zu fagen: Sie wären nicht reif. Ich 
glaube, fo würde es gerade mit. dtefen Klaffen gehen, bie wir hier 
erlöfen wollen. Geben wir ihnen die Srlöfung, und wir werden 
ſehen, ob ſie reif find oder nicht. 

Dann, meine ‚Herren, erlauben Sie, daß ih noch auf etwa⸗ 
aufmerkſam mache. Wenn ich ein Feind von irgend einer Religions⸗ 
Auſchauung, von irgend. einer Genoſſenſchaft wäre, was ich meinen 
Prinzipien.nach nicht fein kann, wenn ich alfo ein Feind der Yuben 
wäre, dann eben würde ich recht auf Smancipation beftehen; denn ih 
glaube, fie iſt das befte Mittel, die Juden als die Juden verfchwinden 
zu machen,. wie mein edler Freund fchon angeführt hat. . Sehen Sie 
hier im Gutachten ven Nachweis auf S.2 (S. oben 8.501 ff.) an. ‚In 
den Staaten, wo die Juden große Rechte haben, mo fie vollfommen 
gleichgeftellt find mit den Chriften, befinden fich die allerwenigften 
Juden. Sch weiß nun nicht, ob ich das als eine hiſtoriſche Ent⸗ 
widelung anfehen. fol; ich glaube aber nicht, denn im Mittelalter 
waren die Juden über Europa ziemlich zu gleichen Theilen. ausge 
theilt, und gerade in den romaniſchen Ländern. haben fi). damals 
mehr Juden befunden, als in den Ländern, wo fie heute am allers 
meiflen zu Haufe find. In der damaligen Zeit, glaube ich nicht, 
daß in den Ländern der Slaven vor 1000 Jahren irgend ein Zube 
gefunden. morden if, fie haben fich. erft fpäter hingezogen, und bie 
Juden, melde in jenen Zändern Ichten, in denen wir jebt das Ver⸗ 
haͤltniß geringer, ald in den öftlichen Ländern fehen, find ſchon Chri⸗ 
fien geworben. Erlauben Sie mir, meine ‚Herren, bier eine Neben⸗ 
bemerfung zu machen. Der einzige Mann, der fich eigentlich mit 
Bug und Recht gegen die Gmaneipation ausfprechen müßte, tft nad) 
meiner aufrichtigen Meinung einzig und allein Rothſchild, denn ich 
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glaube, Daß die exceptionelle Siellung, welche ihm fein Glaube ge 
geben bat, nicht wenig dazu beigetragen hat, bie Stellung einp⸗ 
nehmen, bie er jept eianimmt. Zulegt nur noch einige Bemerkung 
Über den Gefeh-Entwurf, der und eben vorgelegt worden if. © 
werden fich allerdings auch .paflender an Die Paragraphen anſchleen, 
ich erlaube fie mir daher nur kurz angubeuten. Sch ſtimme gan ni 
bem ſchon oft erwähnten fürflichen Mitglieve überein, daß die (u 
yoration, wie fie bier im Gefep beliebt wird, zu ſehr mach dem Ohr 
mir fchmest, oder man wirb mich befier verftehen, wenn ih I 
sieht. Wenn gelagt worden if, daß es die Pflicht des Staatd ii 
das organifche Leben und alle die Eorporationen zu unterſtuͤten u 
im befördern, welche fich freiwillig und von felbft zufammenfibe, | 
wird gewiß feiner von uns, meine Herren, den Staat daran hinm 
wollen, wir werden gewiß aus allen unfern Sräften diefe Uni 
flügung von unferer Selte jeder organifch ſich ſelbſt entwidlm 
Thatfache der Befchichte fehr gern angedeihen laſſen. Diefe in 
posationen fcheinen mir aber nicht ganz freiwillig zu fein, dem 
find durch das Geſetz geboten. Das Geſetz fagt nicht: mo bie d 
den das ihn wollen, koͤnnen fie das thun; fondern das Gefeh I 
die Juden müffen es thun. Darum hat, nach meiner Anfidt, N 
Abtheilung das Wort Judenſchaft in fehr richtigem Gefühle gen 
und blos Synagogen-Werrine gefegt, um anzudeuten, daß bereit 
fein polltifcher, fondern nur ein religtöfer fein foll. ber auch hu 
Gorperation feheint mir mit der Zeit doch wieder auf Bejchränkmpt 
binfühten gu müffen, wenn ich den 8. 27 anfehe, nach welchen all 
dinge, wie ber Herr Minifer ſchon angeführt dat, die Juden IR 
Kader in chriftliche Schulen ſchichen dürfen, aber die Polizei Ihn 
die Schule amweilen kann. Nun darf eine Polizei den Juden M 
eine Schule in einem großen: Orte anweifen, in einem Ort, M 
vieleicht, wie wir das in jeder großen Stadt finden, noch nicht ga 
bebaut iR, ſo kann es fich in 20 Jahren finden, daß wir dort wie 
der eine Judenſtadt haben. 

Darum halte ich bie. Eorporation nicht als eine fo freiilik 
wie fie geſchildert worben ift, habe übrigens biefe Bemerkung IT 
gemacht, um dies im voraus barzufellen und behalte mir ale ihr 
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gen Bemerkungen bie dahin vor, wo über die einzelnen Paragraphen 
disfutirt werben wird. 

andtags⸗Marſchall: Sie find vorläufig bei einem Paragraphen, 
auf defien Wegfall die Abtheilsng angetragen hat. 

Staats-Minifter Eichhorn: Der verehrte Redner, der eben ges 
ſprochen bat, nimmt an, daß ich ſelbſt den Rechtsſtaat für einen 
bloßen Begriff erflärt hätte Da bin ich mißverſtanden worden, ich 
habe nur verfucht, die Anfichten, Die für und gegen die Bewilligung 
politifcher Rechte fih Fundgegeben haben, in ſprechenden Parteien 
vorzuführen, und da iſt von mir gefagt worden, bie eine Partei ‚gehe 
von. dem Rechtöftaate aus und glaube namentlich, daß der Rechtoſtaal 
unverträglih mit einem Unterſchiede fei, der auf Konfeffionen und 
Nationalitäten gegründet werde Dem bat nun auch meinem Vor⸗ 
trage die andere Partei widerfprochen. Was ich ſelbſt Darüber: ge⸗ 
dacht, darüber habe ich bis jebt noch einer Aeußerung mich enthalten 
Sodann erlaube ich mir zu bemerken, Daß ee durchaus nicht die Abr 
ficht des Gefeßes Ift, und wenn der Entwurf fo aufgefaßt wird, 
wird er mißverfianden, daß die Bolizel den Juden die chriftlichen 
Schulen Toll anmweifen können. Wenn diefe Materie zur Sprache 
kommt, werde ich mich ausführlicher darüber äußern. 

Graf Dyhen: Ich danfe Sr. Errellenz fehr für diefe Verich— 
tigung. Allerdings bat es Se. Ercellenz nicht als feine Meinung 
ausgefprochen, daß der Rechts⸗Staat ein leerer Begriff wäre, fondern 
als die Meinung einer Bartei angeführt. Mir erfiheint aber eben 
das Geſetz von der Art, daß es fich ganz der Partei anfchließt, welche 
eben den Rechts⸗Staat für einen leeren Begriff hält. Ebenfowenig 
fann ich mich zu einer anderen Erklärung der Worte des $. 27. hin⸗ 
neigen, denn in diefem fteht ganz beutlih: „So bleibt e8 der Res 
gierung überlaffen, den jüdiſchen Einwohnern nöthigenfalls nach 
Maßgabe der Orts BVerhältnifie entweder eine dieſer Schulen aus 
fchließlich zugwweifen oder fie nach einer beflimmten Bezirke: Abgräns 
ung zu vertheilen.”" Die Regierung kann alfo die jünifchen Kinder 
in eine Schule welfen, in welche fle will. 

Staate-Minifter Eichhotu: Ich will nicht vorgreifen, ich wie⸗ 
derhole nur, daß ich über den Sinn eine Erklaͤrung abgeben werde, 
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welche wohl den verehrten Rebner beruhigen dürfte. Die Regierung 
will den Juden gegenüber fein anderes Recht fi beilegen, ald wer 
ches der chriftlichen Bevölkerung gegenüber beſteht. Wenn an dem 
felben Drte mehrere chriftliche Schulen fid) befinden, fo kann es aud 
nicht der Willkühr der Einzelnen überlafien werden, welche Schulen 
fie ihre Kinder befuchen laſſen wollen, weil dur Ausübung eine 
ſolchen Willführ das Beſtehen einer Schule, 3. B. durch Ueberfüllung 
oder Entleerung von Kindern, leicht gefährbet werden könnte. 

Referent Graf von Itzenplith: Ich geftatte mir zunäcdhk ein 
furge faltifche Bemerfung: Mein geehrter Nachbar zur Linken ha 
bemerkt, daß das nepoleonifche Dekret von 1808 nicht mehr gel, 
während ich vorgeiragen habe, daß ed am Rhein noch gültig id. 
Mein geehrter Nachbar zur Linken hat es wohl fo gemeint, daß dad 
Dekret von 1808 in Sranfreich nicht mehr gelte, was richtig if. 
Auf dem rechten Rheinufer gilt ed auch nicht mehr, in den pieu⸗ 
ßiſchen Staaten auf dem. linfen Rheinufer gilt es noch in Folge ir 
Allerhoͤchſten Kablnetd-Ordre von 1818, nämlih das Dekret gi 
dort, infofern als es Befchränkungen in Beziehung auf den Hankl 
und Verlehr der Juden enthält. Ich möchte aber den Herm Bi 
nifter bitten, zu fagen, ob meine Angabe richtig war. 

Staate-Minifter Eichhorn: Es ift fo ganz richtig. Schon vor 
langer Zeit war die Rede davon, das Dekret von 1808 auch für ti 
Rheindrovinz aufzuheben, es fand darüber eine ausführliche Berathung 
im Staatsrath ſtatt. Merkwürdiger Weiſe erflärten ih damals geradt 
Mheinländer, welche die Zuftände ihrer Heimath, namentlich Der dor- 
tigen Juden, genau Fennen, entichieden gegen die unbedingte Aufhe⸗ 
bung. Darum wurde Damals auch diefe Aufhebung ausgefeßt. 

Referent Graf von Ihenplig: Ich glaube, daß der fürftlicke 
Redner mit dem Antrage geichlofien hat, dies Geſetz, da es nicht die 
vollſtaͤndige Emancipation enthält, abzulehnen und zu bitten, daß St. 
Majeſtät ein anderes möge entwerfen und vorlegen laflen. Habe id 
iu diefer Beziehung recht verflanden ? 

(Cine Stimme: Ganz rehtl) 

Im Uebrigen will ich mir nur die Bitte an die Berfammlung 

erlauben daß fie dieſen Weg nicht verfolgen möge; es wird, felbi 
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wenn bie Minorktät der Abtheilung hier die Majorttät in der Ver 
ſammlung erlangen follte, fih doch Gelegenheit finden, bie Befchlüffe 
der Berfammlung in den Tert des Geſetzes vorfchlagsweife einzus 
fhalten. Die Verſammlung ift infofern vollftändig frei, und ich 
möchte ihr dringend and Herz legen, die Sache hier fo weit vorzus 
bereiten, daß die Oefeßgebung vorfchreiten kann, denn es fcheint mir 
wirklich hoͤchſt wünfchenswerth, der Verfchiedenheit der Geſetzgebung 
in den verfchledenen Provinzen ein Ende zu machen. 

Fürſt Fynar: Ich will nur ein Faktum berichtigen. Mein Ans 
trag ging dahin, aus den entwidelten Gründen, und da das Geſetz 
nicht völlig dem Bedürfniß entfpricht, daſſelbe ehrfurchtsvoll abzuleh- 
nen, dagegen zu beantragen, ein Geſetz ausarbeiten zu laffen, welches 
die Emancipation der Juden ausfpräche oder fie wenigftens vorbereite. 

Sandtags-Marfhall;: Graf von Sierftorpff verzichtet auf 
‚a8 Wort. Bu 

Graf Pohna-Sanh: Ich muß mit wenigen Worten gegen die 
Neußerung der legten Redner mich ausfprehen. Mit Ausnahme des 
Herrn Referenten haben die drei Redner, welche zuletzt gefprochen, 
ich für die vollftändige Emancipation der Juden auch in politifcher 
Beziehung erklärt. Ich kann nicht dafür ftimmen, fondern muß dem 
Brinzip des vorliegenden Geſetzes dahin beipflichten, daß die Eman⸗ 
ipation, wie man es nennt, nur auf die bürgerlichen Rechte auszu— 
vehnen, die politifchen Rechte aber von folcher Emancipation auszu- 
chließen feten. Nach meiner Üeberzeugung ift die Entwidelung eines 
Staate8 oder das gefammte Staatsleben durch viele wichtige Mo— 
nente bedingt, und eines der wichtigften Momente im Etaatsleben, 
n der Gefeßgebung und Geſittung der Nation ift die Religion. Ich 
Taube, man kann namentlid die Gefepgebung nicht ale etwas bes 
rachten, was ohne Einwirkung des religiöfen Elements im Staats⸗ 
eben zu Stande gekommen oder aus demſelben hervorgegangen wäre, 
im Gegentheil, ich glaube, daß die Geſetzgebung eines Staates nur 
[8 ein Prodult des Volksgeiſtes und Volkslebens in Verbindung 
nit dem religlöfen Prinzip der in diefem Volke herrfchenden Religion 
nzufehen fei. Faßt man das ganze Staatsleben und feine Ent- 
yifelung aus diefem Geſichtspunkt auf, fo glaube I nicht, daß 

VI, 
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man einer in Beziehung auf ihre Religion gang gefonberten Si 
von Staatobewohnern, fo hoch man fie auch ftellen möge, alle bie 
felben politiichen Rechte wie denen einräumen Fönne, welde dl 
Staats» Einwohner den eigentlichen Staat bilden und allen Innm 
Beziehungen nad) den eigentlichen Kern des Staats ausmachen. 3 
glaube, daß diefen in diefer Beziehung ein Vorrecht zugean 
werden müfle. Es iſt von einem der vorhergegangenen Rene m 
wähnt worden, daß man Kirche und Staat nicht vermifchen dirk; 
die Kirche müfle beſonders daſtehen und chen fo der Staat. J 
gewiſſer Beziehung iſt das ganz richtig. Kirche und Staat mi 
in ihren Organen, worin fie fich bethätigen, moͤglichſt abgeſonder 
neben einander daftehen. Damit iſt aber nicht gefagt, daß der Gi 
bei feiner Geſetzgebung auf die herrfchende Religlon des Stans ir 
Nüdfiht nehmen dürfe; aus dem vorher Entwidelten glaube id eb 
mehr, daß es Pflicht des Staats fei, auf die Bedingungen, wit 
die berrfchende Staats-Religion erfordere, Rüdficht zu nehmen. Ir 
hebt nicht auf, daß Kirche und Staat in den Äußeren Organen, I 
denen fie leben und wirken, abgefondert daftehen können. Beh 
man alſo einer Zahl der Staatsbewohner, die zu einer andern % 
ligion fih befennen, gleiche Rechte mit den übrigen Staatsbinn 
einräumen, die den herrfchenden Stand des gefammten Boll m 
Staatslebens bilden, fo würden dadurch fremdartige Elemente in W 
innerfte Leben des Stunts verwebt werden, man würde einem frakl 
Elemente einen Einfluß auf die Gefepgebung des Staats gelaik 
welchen es nicht haben fol, Man bat, um der jübifchen Bevältut 
in gleichem Maße die politifhen Rechte mit den übrigen Et 
bürgern zuzugeftehen, gefagt: Gleiche Pflichten bedingen —V 
Rechte. So allgemein hingeſtellt, iſt der Satz gewiß wahr; id gi 
aber auch, daß bdiefer Ausfpruch nur gilt, wenn man Indiv 
anderen Individuen gegenuͤberſtellt. Hier handelt es fi aber 
das urfprüngliche Recht des beftehenden Staates, und ma 
biefem urfprünglichen Rechte nicht die Rechte einzelner Zubind 
gegenüberftellen. Daher glaube ich auch, daß man dadurch, ® 
man einer Klaffe der Bevölkung, welche ſich zu einer anderen gu 
gion bekennt, als der chriſtlichen, die gleichen Rechte einraͤumen m 
| 
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Bad urſpruͤngliche Recht des Staats verlegen wuͤrde. Alſo biefer 
Ausſpruch: Gleiche Pflichten, gleiche Rechte, kann bier nicht Anwen⸗ 
Bung finden. Außerdem wurden noch manche andere Anfichten von 
mehreren geehrten Herren geltend gemacht, namentlich von dem ver⸗ 
ehrten Redner aus Schleſien. Er hält dafür, die Grund⸗Idee des 
CEhriſtenthums fei Die der Erloſsſung, und, um dieſe Idee geltend zu 
machen, will er die Juden von der Laſt erlöfen, die auf ihnen ruht. 
Ich muß geftehen, dag mir diefe Anwendung der chrifttichen Erloͤſungs⸗ 
Theorie bedenklich zu fein fcheint, und glaube, daß wenn man ſolchen 
Erlöfungs-Theorieen freien Spielraum geftatten wollte, ſich noch chrifl- 
liche Erlöfungsd-Thesrieen von mancherlei Art geltend machen bürften. 
Ich kann einer ſolchen Beweisführung nicht beipflichten. Um aber 
nicht ale ausfchließend in einſeitiger Richtung zu erfcheinen, glaube 
ich noch bemerken zu müſſen, daß nach ver Idee des chriftlichen 
Staatslebens nicht nur der Jude, fonvern jeder Einwohner des 
Staates, wenn er zu einer anderen Religion gehört, als ver chrifls 
lichen, von der Theilnahme an den politifchen Rechten ausgefchloffen 
if. Es mürde alſo Died etwas fein, was nicht alfein die juͤdiſche 
Bevölferung träfe, fondern die Geltendmachung des Prinzips würde 
jene Klaſſe von Staatd- Einwohnern, Die zu einer anderen Religion 
gehören, In gleicher Weife treffen. Um es noch beutlicher herworgus 
heben, wie ich Died Prinzip aufgefaßt willen möchte, und wie ich «8 
ſelbſt auffaſſe, glaube ich erklären zu koͤnnen, daß, falls ich ale Ein« 
wohner in einem anderen Staate ald einem chriftlichen wohnte, etwa 
in einem muhamebdanifchen Staate, ich unter allen Umfländen meinem 
Prinzip getreu bleiben und, wie ich verfichern lann, nie darauf An⸗ 
fpruch machen würde, in einer muhamebanifchen Stänbe-Berfammlung 
zu ſihen. | 

Graf Dyhrn: Ich würde auf den Vorwurf, welcher von mes 
nem fonft. fer verehrten parlamentariſchen Freunde, der leider hier 
von einer bon der meinigen ganz verfchledenen Anſicht außgegangen 
tft, erwidern, daß ich. ihm allerdings nichts Anderes antworten kann, 
als daß ich es mir gefallen laſſen muß, wenn meine Theorie der 
Erlöfung ihm nicht gefällt; wenn er fie aber in einem Lichte darftellt, 
als wäre fie nicht fehr ernfihaft von mir gemeint, fo hat er nur 
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getroffen haben wirb, durch welche ich dieſer Erlöfungstheorie untın | 


geworven bin. Es giebt allerdings noch fehr viel zu erlöfen. Am 


davon ift bier nicht die Rede, und ich werbe hoffentlich noch mil 
oft zeigen koͤnnen, ob ich diefer Erlöfungstheorie je einmal wer 
untren werben. Hier handelt es ſich blod darum, ein taufenbjäh 
ges Unrecht wieder gut zu machen, ein taujendjähriges Unrecht a 
lich aufhören zu laffen, und eine Race, eine Nation, welche di 
Grundlage des Chriſtenthums gewefen ift, welche lange Jet W 
Trägerin der Gottes⸗Idee in der Welt geweſen iſt, wieder zu an 


ganz einfachen, menfchlichen, bürgerlichen Anerfenntnig zu bring 
Rehmen wir uns auch hierbei ein Beifpiel an dem, mas vor lut | 


20 Jahren in England gefchehen ift, das ein Jahrhunderie lang 
Unrecht gutgemacht hat. Wir haben Hier aber ein taufenbjährkt 
Unrecht zu fühnen. Werde ich hierbei ein einziges Mal der Mb 
fungstheorie untreu: erft dann hat das eble Mitglied recht, dei i 
dem Lichte darzuftellen, wie es geichehen if. 

Graf zu Dohna-Fauch: Ich zweifle nicht einen Augenblick dar 
daß mein geehrter Freund biefe Anficht ganz ernſtlich gemeint Wi 
ich wollte nur auf die Konfequenzen aufmerffam machen, die ci 
Zwang daraus gezogen werden fönnen. 

Straf Dyhrn: Und ich habe die Konfequenzen angenommen. 

Graf Sierſtorpff: Die Juden find uns eine unangenehme si 
perfchaft geworden. Wir wollen ihrer los fein. Wir haben Dal 
fein anderes Mittel, als die Emancipation. Es iſt nicht allein bill, 
fondern auch recht, fie als Staatöbürger im vollen Sinne des Dr 
tes anzuerfennen. Aber bier treten andere Umftände ein. Sie wol⸗ 
len zwar unſere Rechte mit uns theilen, aber ihre Intoleranz ind» 
treff ihrer Sitten gegen uns bewahren. Dadurch wuͤrden fe M 
Vaterland bei ung finden und eine andere Heimat In der Ahgeldl 
fenheit ihrer Sitten und Gebräuche. Dies wären ungleiche dn 
träge, Ich bin daher der Anficht, daß der Staat jeden Yugenhil 
bereit fein möge, fie zu emangipixen, ſobald fie erflären, daß fe Dit 
Sintoleranz aufgeben, und namentlich, wenn fle den Sabbath auf M 
Sonntag verlegen, weil er bisher Die ſtaatliche und geſchäftliche DV 
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nung flörte Dann aber eine freie, eine volle Emancipalion! 
Eine Halbe if ein Wal, der leicht durchbrochen wird. Warum wol⸗ 
len wir fie überhaupt nicht emanzipiren? Weil wir ihnen nicht im- 
mer das Bewußifein ber freien, ehrenhaften Selbſtſtändigkeit zutrauen. 
Srüher konnte uns dies ganz gleichgültig fein, jetzt aber nicht, na= 
mentlich nachdem fie in Die Reihen der Vaterlands⸗-⸗Vertheidi— 
ger aufgenommen worden find. Wir müffen ihnen daher jenen Be- 
griff beibringen. Ich ſehe in diefer Königlichen Propofition nicht 
eine Emancipation, fonbern eine Conglomeration. Durch dieſelbe 
wird. eim Körper gebildet, der, gleich einem Bündel Pfeile, um fo 
ftärfer daſteht, je enger er geichnürt if. Durch fie wird ihnen nicht 
ein größeres Feld der Freiheit gewährt, fondern ein Bollwerk, in 
weichem die Abgefchloffenheit ihrer Sitten fich befeftigt. Somit 
würde fich nicht allein ihre Intoleranz gegen die Ehriften, fondern 
auch umgefehrt, die der Chriften gegen die Juden fteigern, und follte 
fpäter der Fall eintreten, wo die Emanecipatton ftattfinden müßte, fo 
wäre e8 fchmieriger, diefen befeftigten Körper aufzulöfen, als einzelne 
Individuen, wie jeht, unter die Staatsbürger aufzunehmen: Sch 
muß mich nad; allen dem gegen die Tendenz der Königlichen Pros 
pofition erflären: 

Fürſt Nadziwil: Ich ‚habe den Antrag, ben ich febt machen 
wi, zurüdbehalten, fo lange unentfchleden war, ob die hohe Ver⸗ 
fammlung ſich darüber entfcheiden würde, daß das Gefeb gar nicht 
in Betracht zu ziehen fei, fondern daß ein neues vorgelegt werden 
fol. Da über diefen Punft fein Zweifel obwaltet, fondern entfchies 
den iſt, daß das Gefeg mit feinen einzelnen Paragraphen zur: Diss 
fuffton kommen wird, fo wollte ich mir vorzufchlagen erlauben, jet 
auf diefe Paragraphen einzugehen. Ich enthalte mich der allgemei« 
nen Bemerfungen über das Geſetz, weil bei den einzelnen: Paragras 
phen fi) vollfommene Gelegenheit finden wird, meine Anfichten gel⸗ 
tend zu machen und mich zugleich über das Praktiſche der einzelnen 
Baragraphen auszufprechen. Rur eins! Ich kann nicht zugeben, daß 
die. tiefbeventende Tihatfache, die 1800jährige- Zerftreuung der Juden 
von dem Geflchtöpunfte einer philofophifchen Spekulation aus bes 
achtet werden koͤnne. Es iſt ein Gotteögericht, welches: dieſes Volk 
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vor 19 Jahrhunderten an den Stufen des Lithoſtrotos auf ſich mi 
feine Kinder herabgerufen bet. Ich wi nicht fagen, daß bie 
Gottesgericht den Ehriften das Recht gebe zur Berfolgung, zur Lieb 
lofigfeit, zur ungerechten Behandlung; im Gegentheil,. ich erkenne 
vollfommen an, daß die chriftliche Lehre Liebe, Gerechtigfeit, Mike 
gegen unfere Yeinde vorfchreibe, und um fo viel mehr gegen Leu, 
bie wir nicht als unfere Beinde betrachten können, die, im gemeinſchafi⸗ 
lichen Staateverbande mit uns lebend, zu unferen Rächften gehöre. 
Wir dürfen indefien diefe Gerechtigkeit, dieſe Biligfeit nicht mit der 
völligen Gmancipation verwechfeln. Zur völligen Emancipation find 
die Thüren alle Tage geöffnet, Mögen fie fich befehren, zum chuf⸗ 
lichen Glauben übertreten, fo find fie unfere Brüder in Allem un 
nebmen Theil fowohl an den bürgerlichen als an den politiſchen 
Rechten. 

Bon diefem Geſichtspunkte bin ich bei Beurtheilung des vorlk- 
genden Geſetzes ausgegangen, auch ba, wo ich mich in ber Min 
tät befunden habe, Die Gründe, die ich bei ben einzelnen Par 
graphen des Geſetzes werde auszufprechen haben, werben fih fi 
diefen Paragraphen am zweckmäßigſten ausfprechen laſſen. Ich wir 
derhole alfo meinen Antrag, auf die Diskuſſion der Gefehes-Barı- 
graphen übergeben zu wollen, da bei diefer Diskuſſten den verſchie 
denen Anfichten die Gelegenheit ſich darbieten wird, näher und praf- 
tifcher auf Das vorliegende Gefeh eingeben zu koͤnnen. 

Sandtags- Mlarfhall: Wir haben einen Antrag auf Schluß ber 
Berathung über die Bepürfnißfrage vernommen, Sch habe geglaukt, 
dem nicht entgegen fein au dürfen, daß bie Beratung Aber vie Be 
bürfnißfrage den Fortgang nehme, den fie in der That genommen 
bat. Ich würde mich aber auch ber Meinung anfchließen, daß di 
Frage über das Beduͤrfniß einer gefeblichen Regulirung des Gegen 
ftandes hinzeichend erörtert worden ift, und zwar beſonders aus den 
Grunde, weil wir Teinen Barfchlag vernommen haben, der füch gegen 
das Beduͤrfniß diefer gefehlichen Regulirung erklärt hätte, Man if 
von allen Seiten mit dieſer Anficht einverſtanden; von keiner Seit 
iſt eine entgegenſtehende Anficht auegeſprochen werben, und aus bie 
fem Grunde Tann ich der Anficht beitreten, Daß. ker Gegenſtand bin 
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laͤnglich beralhen iſt. If die Verſammlung nicht dieſer Meinung, fo 
würden wir den weiteren Fortgang der Berathung vornehmen, und 
ich würde die Rebner in ber Ordnung aufrufen, wie fie fich gemeldet 
haben. Fürft Lichnowsky iſt noch nicht an der Reihe, 

Fürſt Kichnowsky: Ich würde Ew. Durchlaucht bitten, mir jes 
denfalls das Wort zu geftatten, weil ich auf eine Stelle in ber 
Rede meines verehrten Kollegen aus Schlefien etwas zu ermwidern 
habe. 

 Sandtags- Maria: Der naͤchſte Redner, welcher fi) gemel⸗ 
det hat, ift der Graf zu Solm8-Baruth. Ich weiß nicht ob er 
auf das Wort verzichten will. 

Graf Solms-Barnth: Ich will fehr gern auf das Wort ver- 
zichten, infofern die Verſammlung es für wuͤnſchenswerth hält, auf 
die einzelnen Paragraphen des Gefeb-Entwurfs einzugehen. Sollten 
aber noch mehrere Redner über das Geſetz zu ſprechen wuͤnſchen, ſo 
kann ich dem Worte nicht entfagen. 

Sandtags- Marfhal: Wir werben alfe die Bemerkung des 
Fürften Lichnowsky und dann die bes Grafen Ziethen zu vere 
nehmen haben. Das find die Redner, welche fich noch gemeldet 
haben. 

Fuͤrſt Synar: Auch Ich habe um dad Wort gebeten, will aber 
Darauf verzichten. 

Landtags -Marſchall: Wir werden zu vernehmen haben, was 
die genannten Redner über die Bebürfniffrage beizubringen haben und 
dann die Berathung als gefchloflen anfehen Fönnen und zu ben 
einzelnen Paragraphen übergehen. 

Graf Solms-Barnth: Der Grundgedanfe des Gefebes if, cin 
altes Unrecht, welches den Juden zugefügt, und eine lange Befchrän- 
ung, welcher fie unterworfen, aufzuheben oder wenigſtens theilmeife 
aufzuheben. Der Ausfhuß hat nicht geglaubt, daß dieſe Abficht 
durch den Geſetz⸗Entwurf erreicht werden möchte, er hat aber auch 
eben fo wenig geglaubt, daß eine vollſtaͤndige Gleichſtellung mit den 
hriffichen. Einwohnern des Staats in bürgerlichen und politifchen 
Rechten den Juden für den Augenblid ſchon zu Theil werden müßte, 
Der Ausſchuß hat deshalb verfchiebene Abanderungen im Geſetz der 


— 58 — 


hoben Verſammlung vorgeſchlagen, es iſt der Grunbfag ber Ak 
lichen Liebe auch in der Abtheilung beiprochen worden, und es ha 
diefelbe in vielen Punkten diefem Grundfape fi angefchloffen. Di 
Mechte, welche den Juden ertheilt werden follen, find in Mandım 
ganz dem Geſetze von 1812 entnommen, in anderer Beziehung ar 
nicht, und befonders aus dem Gefichtspunfte nicht, weil darin di 
Juden für vollftändig reif erflärt worden find. Ein geehrter Rene 
hat vorhin erwähnt, file würden reif werden. Dede Frucht reift abe 
allmälig und wir haben geglaubt, daß gerade biefer allmälige Fer 
fohritt, die Juden zur allmäligen Reife führen und gewiß nur vor 
theilhaft und günftig einwirken würde, und daß es beffer if, fend 
und nach, je weiter fie befähigt werden an den Rechten, die in kt 
bürgerlichen Gefelfchaft ihnen bis jest vorenthalten find, Theil nd 
men zu laffen. Deshalb ift der Ausfhuß von dem Gefichtöpunt 
ausgegangen, eine plögliche, vollfländige Emancipation noch nit vır 
zufchlagen, fondern nur allmälig darauf überzugeben. 

Für Fynar: Ich wollte nur einige Worte auf eine vorhin 
gehörte Rede erwidern. 

Wenn ich meinen fehr verehrten Freund und Kollegen au 
Preußen richtig verftanden habe, fo ift er der Meinung, daß ik 
chriſtliche Religion ein unerläßliches Erforderniß fei, um an bem pe 
fitifchen Leben in einem chriftlichen Staate Antheil zu nehmen. 34 
kann mich diefer Anfiht nicht anfchließen. 

Jede Religion, und fo auch die chriftliche, hat eine , doppelt 
Seite: fubjeftiv, als religiöfe Anlage, die den Kern bildet, iſt fie du 
Bottbewußtfein, und das tiefe Abhängigfeits-Gefühl von ihm; obie 
tiv wird fie aber eine Wiflenfchaft und beziehungsweife die äufe 
Darlegung ded religiöfen Glaubens. Das Innere, als das eigen 
liche Wefen der Religion, ift unerfennbar, und man fönnte dal 
höchftens chriftliche Weußerlichfeiten zur Bedingung politifcher Recht 
machen. Weußerlichfeiten aber haben wenig fittlichen Werth, und da 
es im fiaatlichen Leben doch nur auf die praftifche Sittlichfeit an 
fommt, fo kann es bei politifchen Rechten wohl wenig auf jene Au 
Berlichfeiten anfommen, 

Wollte man aber irgend eine feftbeftchende dogmatiſche Doluin 
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zur Beringung ftellen, fo wuͤrden wohl wenige Staatsbeamte und 
Landtags⸗Abgeordnete die firenge Brobe halten, da ein jeder Menſch, 
ie nachdem .dvas Gefühl oder das Fritifhe Vermögen in ihm 
vorherrſchend ift, eine ihm eigenthümliche Auffaffung ber Sriftlichen 
Wahrheit: gawinnt und zu ihr berechtigt if, 

Fürſt Lichnswoky: ch werde fehr kurz fein und babe mich nur 
auf eine Aeußerung zu befehränfen, die von meinem verehrten Lands⸗ 
manne ‘vorhin audgefprochen worden if. Ich gehe auf den eigentr 
lihen Zenor der Rede gar nicht ein, fondern erlaube mir nur zu 
fragen, ob mit dem Vergleich zwifchen jahrtaufendjährigem und zwi⸗ 
fhen mehrhundertjährigem Unrecht, wie ich ihn verftanden habe, bie 
Emanclpation der Katholifen in England gemeint. war? 

(Eine Stimme: Ja wohl!) - 

Es iſt, glaube ich, unmoͤglich, daß dieſes Beifpie irgenbiwo, und 
am wenigften bier, ausgefprochen werden kann; ich begreife nicht, 
wie hier, in einer chriftlihen Berfammlung, in einer Kurle, in der 
fi 20 katholiſche Mitglieder befinden, ale Bergleich zur Juden⸗Ge⸗ 
fepgebung, die Emancipation der Katholifen- angeführt werben Tann. 
Ich will hier nicht theologifche Vorträge halten, auch mich) weder auf 
den religiöfen Standpunft verfeßen, noch auf den rechtlichen; -ich will 
mich nur. auf das hiftorifche Faktum Halten. Irland iſt ein Fatholis 
iches Reich; England hat dieſes Fatholifche Reich erobert und. bie 
Bewohner diefes Fatholifchen Landes in ihrem eigenen Lande zuerſt 
fange unterdrüädt, dann endlich emaneipirt. Wenn Preußen einmal 
wird Palaͤſtina erobert und die dortigen Juden unterbrüdt. haben, 
dann werde ich die Parallele richtig finden. Die Juden find Fremd⸗ 
linge bier, wenigftens nicht die unterdrüdten Ureinwohner; bie Ir⸗ 
länder waren ‚Herren und zu Haufe in dem Lande, in dem fie 
Knechte wurden. Sch begreife nicht, wie irgend dies hat verslichen 
werden fünnen. | 

Graf Byhın: Ich habe mich noch nie mit. öinet größeren Ver⸗ 
wunderung in diefer Verfammlung erhoben; ala jest, weil ich noch 
viel weniger begreife, wie das verehrte Mitglied, welches fo eben ger 
fprochen hat, und mit dem bie jest zu flimment ich. immer bie Freude 
gehabt Habe, meine Parallele hat fo mißverfichen koͤnnen. Ich babe 
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wiht die Juden und Katholiken, fondern überhaupt zwei geſchichllihe 
Unrechte zuſammengeſtellt; auch ich glaube nicht, denn fo viel & 
fehichte fenne ich auch, daß das Berbältnig von Irland mit den un 
ferer Juden zufammengeftelit werben fann; aber ich habe nur übe: 
haupt bier die Eühne eines hiſtoriſchen Unrechtes zufammenfla 
wollen mit der, welche Ich begehre. Ob der verehrte Rebner din 
für Unrecht hält oder nit, ſchmerzt mich zwar, aber befchrt mid 
nicht; ih habe es ja blos für mich angeführt und protein ie 
feierlich gegen die Erklärung, welche der verehrte Redner eben p 
geben hat. | 
(Fuͤrſt Lichnow Sky bittet um das Wort.) 

Ich begreife nicht, wie er bei der Anſchauung, die id bi Mi 
an ihm immer habe fennen lernen, auf biefen Vergleich gekommen i, 
wie er meine Werte fo verflanden haben kann, wenn es nicht vi 
leicht darum gefchehen ift, damit ich die Freude haben Tann, hie! 
Awiegefpräc mit ihm zu führen. 

Sandiags-Marfhell: Falls von dem Fürften Lichnenil 
eine yerfönliche Bemerfung zu machen ift, werde ich ihm das Bu 
ertheilen. 

Fuͤrſt Fichnswsny: Auch ich werde dieſem Zwiegeſpräch bi 
ein Ende machen. Ich kann nur Eins nicht begreifen: Der verchtt 
Medner fagt, er habe diefe Bemerkungen nur für ſich gemacht. # 
muß aufrichtig geflehen, daß, wenn von unſerem durchlauchtie 
Marſchall das Wort begehrt und erhalten worden ift, ich dafür halk 
daß alle Bemerkungen, bie last ausgefprochen werden, für bie hoh 
Kurie und nicht für den Redner gemacht werben. Ferner bin ih 
meinem verehrten Kollegen für feine Erllaͤrung fehr dankbar; da 
felbft einzufchen fcheint, daß fein Vergleich nicht paßt, fo bin ich mb 
kommen zufriedengefiellt. 

Graf Pyhın: Dies Tann ich feinesweges zugeben, und # 
weiß wirklich ebenfalls nicht, was ich antworten fol, weil de W' 
ehrte Rebner hier in die deutſche Grammatik eingeht. Alle Ben 
fungen, die bier gemacht werben, werben allerdings vor dar Sl 
gemacht, aber der Redner hat wohl das Recht, fie für ſich an 
fühsen, und fo Babe auch ich hier mur behauptet, daß ich dies Mit 
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riſche Beiſpiel für mich und für meine Meinung angeführt. habe 
Denn uͤberhaupt für die Mitglieder, die nicht meiner. Mauss Im, 
fann ich nie ein Beiſpiel anführen. . 
Braf non Diethen: Ich kehre zur Sache zurud. 
Geiterkeit.) 

Liebe Goit über Alles und deinen Naͤchſten wie dich ſelbſt if 
die erſte Stutze unferer gemeinſchafilichen chriftlichen Religion; wie 
Tann ich aber meinen Nebenmenfchen Iteben, wenn ich ihn von wir 
ftoße und, ven Paria gleich, ihn in engere Banden und Schranfen 
verfeße und einzwinge, als die, in Denen. ich Iebe und er ſelbſt ſchon 
gelebt? Ich glaube daher, daß der befte Beweis, den ich meinem 
Nebenmenſchen von der Liebe geben kann, ber if, daß er gleiche bite 
gerliche Rechte mit wir genießt, und darum flimme ich für die volle 
Emanripation der Juden, d. h. infofern für volle Emancipation, ale 
es die Modalitäten der einzelnen zu: bebattirenden Paragraphen des 
Geſetzes mit ſich bringen. Vom praftifchen ©efichtspunfte aber aus⸗ 
gegangen, muß ich mich entichleven gegen eine Meußerung meines 
geehrten Nachbar zur Rechten ausfprechen. Ich halte Die Juden 
nicht tür eine unangenehme Körperfchaft, 

(Große Heiterkeit.) | 
ich halte fie: im Gegentheil für eine in unendlich vielen Momenten 
des Lebens fehr erwuͤnſchte, alſo hoͤchſt angenehme. 
GGelaͤchter.) 
Der Lauf meines Lebens hat mich oft mit Suben anfonmen- 
gebracht; | 
(Erneuertes Gelächter) 
ich habe fie ſtets als erfahrene, betriebfame, Inbulgente, mit einem 
Worte, als gute, edle Menfchen angetroffen. 
C(CAnhaltendes, fchallendes Gelächter.) 

Man wird. mir einwerfen, daß der Jude fich auszeichnet durch 
eines Hang zum Sinanziellen; gut, ich. räume es vollkommen em, 
und fält mir auch nicht im Geringſten das Gegenteil zur behaupten 
ein, ‚denn ber größte, unerreichlichfie Financier der Welt iſt ja.» 
ein Jude; allein man nehme hinweg: Die Bande, bie den Yuan, 
ben niedergedruckten Stamm Mofes, von ben Chriſten zurückgebraͤngt, 
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and er wird aufhoͤren, ſich nur auf das Finanzweſen zu legen, un 
gleich uns wird er die Müuͤhſeligkeiten des Lebens tragen und gleih 
feinen armen Mitbrüdern unſeres Glaubens wird er den Eyalen cn 
greifen, um mit biefen die oft harte, undankbare Erbe zu durchwih⸗ 
len, um fih und feinen Angehörigen im Schweiße feines Angeiätt 
Brob und Rahrung gu verdienen. 

Jaudtags⸗Marſchall: Wir kommen alſo jebt zur Deratfun 
der einzelnen Paragraphen, da es kaum nöthig fein wird, eine diag 
dahin zu richten, ob das Bebürniß einer gefehlichen Regulirung du 
Gegenſtandes anerfannt wirb, indem bie Abtheilung darauf antrig 
und im Laufe der Berathung von feiner Seite eine enigegenfichak 
Bemertung gemacht worden ifl. 

Referent Graf nen Itzenplitz (left aus dem Gutachten vn: 

Nah 6. 17 des Befchäftsreglements für den Vereinigten Landtag If jnu 

„vie Saffung ber vorgelegten Geſetze von ber Berathung bes Landiags uf 
geſchloſſen, 
and bie Abtheilung iſt gewiß bereit, ſich dieſer Anorduung zu unterwerfen, 

Um aber ihre BVorfchläge beutlich und präcis zu fallen, hat dieſelbe M 
mehrfach erlaubt, fene In eventuellen Gefepesworten auszufpreden, bafım 
oft bie nöthige Klarheit nicht zu erreichen geweſen wäres fie bat aber felhin 
bend baburch in Feiner Weiſe bie Faſſung des Fünftigen Geſetzes antichpirn oh 
unbefugt in dieſelbe eingreifen wollen, 

Zum 

Abſchnitt 1. 
und deſſen erſtem Paragraphen, welcher das Grundprincip bes Ort 
enthält, wurde zwar einerſeiis beantragt, daß grundgeſetzlich außer gleichen hir 
gerlichen den Juden auch gleiche politiſche Rechte zugeſichert werben möchtn 
und son einer anderen Seite, daß das Wort „bürgerlich“ aus dem $. 1 mit 
gelaffen werben möchte, Die überwiegende Majorität der Abtheilung entfäit 
fih aber dahin, den 5 1 unverändert zur Annahme zu empfehlen. 


Ich erlaufe mir noch, Hinzuzufegen, daß biefe unverändert 
Beibehaltung der Faffung ſich auch dadurch noch rechtfertigen moͤchl 
Daß ber. Antrag, das Wort „bürgerliche” zu ftreichen ober das Bir 
„politiſche“ hinzuzuſetzen, die Anficht derer if, die auf eine volle 
Dige. Emaneipation dringen. Sollte nun fpäterhin fich Herauöfeli 
daß vieſe Anficht die Maforität der Kurie gewinnt, fo möchte darau! 
bie Veranlaſſung folgen, auch diefen Paragraphen zu Anden. N 
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ich aber nidst glaube, daß dies her Ball fein wird, ſo bin ich der 
Anficht, daß es bei dem Baragraphen, wie er.icht gefaßt tfl, bieb 
ben möge. 

Graf von York: Zu diefer Minoritäit, die den Zuſah ‚polls 
tife Rechte“ wünfchte, habe ich gehört, und es ift richtig, was ber 
Herr Referent angeführt hat, daß aus dem Geſichtspunkte, der von 
mir angenommen wird, die Emancipation erreicht werben fol, und 
hierbei möchte es wohl zur Entſcheidung der hohen Kurie kommen 
müflen, weil es auf die weitere Beraihung des Geſetzes von dem 
weſentlichſten Einfluffe if, ob eine Gleichſtellung in bürgerlichen und 
politifchen Rechten den Juden gewährt werben fol oder nicht: Die 
Gründe dafür babe ich mir vorhin erlaubt anzuführen; ich glaube 
alſo nicht nöthig zu haben, fie zu wiederholen; nur eines einzigen 
Umftandes möchte ich noch erwähnen. Es if von einem mir fehr 
werthen Breunde, deſſen Erlöfungstheorie ich übrigens nicht theike; 
das Wort „Ration” und „national" von den Juden gebraucht wor⸗ 
den. SInfofern dieſes Wort noch von den Juden gebraucht werben 
jollte, muß ich es zurüdweifen. Es giebt Feine jüdifche Ration mehr. 
Das Strafgericht, welches über fie ergangen, und welches: ich: in: ſei⸗ 
ner ganzen Fülle anerkenne, hat ihre flaatliche Eriftenz allerdings für 
ewig vernichtet; aber weil fie vernichtet worben tft, weil die Juden 
als Einzelne zerfireut leben, find fie eben Feine Nation mehr, fondern 
gehören den einzelnen Nationen an, die Juden find Preußen gewor« 
ben, wie fie Branzafen oder Engländer geworben find; es giebt aber 
feine Juden mehr, bie. jüdiich find, fofern durch dieſes Wort etwas 
Nationales, Bolfsthümlich-Gefondertes bezeichnet: werden ſoll; das iſt 
das Einzige, mas ich mir noch anzuführen erlauben wollte Im 
Uebrigen aber bin ich aus den angeführten Gründen dafür, daß bie 
Juden alle bürgerlichen und politifchen Rechte mit den Übrigen Stanis« 
Unterthanen genießen. . 

Neferent Graf von Itzenplitz: Dem Antrage meines. geehrten 
Nachbars zur Linken, jebt über die Frage vollftändig zu entfcheiven, 
ob den Juden durchweg eine Emanctpation gewährt werben fol, fann 
ich mich nicht anfchließen. Indeſſen würde eine Erörterung hierüber 
der Hälfte, wo nicht zwei Dritteln der folgenden Debatte vorgreifen, 


— 51 — 


u ich finde dazu um fo weniger Beranlaffung, als eben $: 1 als 
Grundſan hinſtellt, daß die Juden im preußifchen Staate gleiche 
Rechte mit den Chriſten genießen ſollen, und die Ausnahmen von 
dieſen ‚Beunbjape fih in dieſem Gefehe ausprüdiih ausgeſprochen 
ſinden follen; das alfe, was einer vollſtaͤndigen Emancipation abgeht, 
find nad dem Gefehvorfchlage die Ausnahmefälle, wie fich In dm 
weiteren Pasagraphıen finden. Sollte alfo die Kurie ſich dahin at 
fcheiden, den einen ober den anderen oder alle Ausnahmefälle zu ſtre⸗ 
chen, fo ſteht dem nichts entgegen, und es wirb bie Sache auf dieſen 
Wege ihre vollftändige gefchäftliche Erledigung finden bönnen. Iq— 
waube, daß die Anfichten des Kurie darkber, ob man tie Juder 
gänzlich emanzipiren will, ober ob man fie vielleicht bios zu KA 
munalämtern oder nur zu dnigen Staatöämtern zulaffen will u. ſ. w. 
wahrfcheinlidh auseinanbergehen. werben, und deahalb halte ich es für 
peaktiicher, für jcht nur ben Grundſatz feſtzuſtellen: fe haben gleich 
Rechte mit den chriftlichen Untertkanen, das Uebrige aber ber weis 
sen Debatte bei den einzelnen Paragraphen vorzubehalten. 

Sendiegs- ünıfchall: Ich habe auch die Aeußerung des Grafe 
Hort nicht fo verftanden, als babe er darauf angetsagen, eine ar 
dere Frage zu ftellen, ale die: ob die Berfammlung dem Antrag 
der Abtheilung beiftimme? 

: Die Brage wäre alſo nur dahin zu richien, ob ber Paragıal 
nach dem Antrage der Abtheilung angenommen wird. Ä 

Oraf von Yerk: Ganz richtig, Durchlaudht! oder vielmehr 
Die Ablehnung des Baragraphen; denn die Abtheilung will bie 
theilung der politifchen Rechte nicht ausgeſprochen haben. 

andtags· Marſcha: Die Ablehnung würde von felbſt e 
gen, wenn die anf die Annahme bed Paragraphen gerichtete Fi 
verneint wirb. 

Graf von York: Es würde fih dann nur darum Kandel, 
wir die politiſchen Rechte ausfprechen oder nur algemein „Red 
fagen wollen. 

Frhr. von Maſſenbach: Ich bin Überhaupt gegen bie Em 
yation der Juden; ich wollte aber, wenn von Rechten, die ben 
ben verliehen werben follen, die Rede if, mic; etwas ber Juden 
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Poſenſchen annehmen; ich glaube aber, daß es paſſender iR, dies bie 
zuletzt zu laſſen. 

Graf von Pyhrn: 8 ich mit meinem edlen Freunde, troß 
feiner Erflärung gegen wich, bier übereinftimme, daS das Wort „po- 
Iitifche” in den Paragraphen einzufügen fei, darf ich wohl nicht wie 
derholen nach dem, was ich hier ſchon gefagt habe. Ich wollte mir 
blos eine perſoͤnliche Berichtigung erlauben. So viel ich weiß, habe 
ih das Wort „Ration” von den Juden nur da gebraucht, wo. ih 
von den Juden fprach, die eben noch eine Nation waren; dad Wort 
„national ” befinne ich mich aber nicht, von ihnen gebraucht zu ha⸗ 
ben. Ic bin felbft auch der Meinmg, daß es jebt Feine juͤdiſche 
Nation mehr giebt; aber ich habe von einer Nation gefprochen, als 
ich von den vorchriftlichen Juden ſprach und dem geehrten Redner 
bier zu meiner Rechten geantwortet habe. Was das Weltgericht 
‚ onbetrifft, fo werde ich das gewiß nie leugnen und habe es nie ge⸗ 
leugnet; ich erinnere aber da an die fchöne Legende, daß felbft Ahas⸗ 
verus aulept noch Ruhe verheißen wird. 

Graf von Biethen: Ich würde mir in größter Kürze den Vor⸗ 
‚ [hlag erlauben, das Wort „bürgerliche“ durchaus ftehen zu Iaflen, 
Ä ba es der Lauf der fpäteren Debatte mit ſich bringen wird, daß dem 
Juden weder Kirchliche noch politifche Nechte gleich uns zuerkannt 
werden werden. Mein Borfchlag geht alfo darauf hin, die Faffung 
des $. £ fo zu laffen, wie fle der Entwurf enthält. 

| Graf zu Solms-Baruth: Ich wollte darauf aufmerffam machen, 
daß, wenn nach dem Vorſchlage des Grafen York das Wort poli⸗ 
tifche Rechte bineinfommt, die hohe Berfammlung ſich Mar machen 
möchte, daß dann eine große Zahl der übrigen Paragraphen wolle. 
‚Rändig danach mobifzirt werden muß, und daß das eigentfich darauf 
Binausläuft, den ganzen Gefeb-Entwurf, wie ihn die Abtheilung be⸗ 
gutachtet hat, vollftändig umguändern, er würde wenigſtens etwas 
gauz Andered werben. 

Sandinge- Marfhal: Wir koͤnnen alfo zur Abflimmung über. 
‚den Paragraphen übergehen. Es wird eine foͤrmliche Abſtimmung 
‚tattfnden müffen, weil der Antrag, den Paragraphen zu ändern, 
geftelt worden iſt. Es würden alſo diejenigen, die für die Annahme 


— 516 — 


des Batagraphen, wie er im Entwurfe vorliegt, Pinmen wollen, dies 
durch Aufſtehen zu erkennen zu geben. © 
(Der Paragraph wird angenommen)“ 
Referent Graf son Iuenplitz (lieſt vor): 
„2. 
. Dilbung von Iubeufchaften, 

Die Iuben follen na Maßgabe ber Orta⸗ und Bessolkerungs⸗Verhaͤlmiſe 
bergealt in Iudenfchaften vereinigt werben, daß alle innerhalb eines Juden⸗ 
ſchafis⸗Bezirks wohnenden Juden bemfelben angehören.‘ 

Gutachten zu $. 2. 

Die Whtheilung theilt ganz bie Abſicht bes Geſetzes dahin, daß es gut 
und heilſam MM, die Zuden rüdfichtlich ihrer seligiäfen Verhältmiſſe in Außer 
Hip erlennbare und zu Rechte befändige Körperſchaften zu vereinigen, un 
glaubt auch, daß, wo es äußerlich thunlich if, bie Brüntung befonberer Schuler 
yon biefen Korporationen ohne Schaden ausgeben kann, Sie ift auch damit 
einverftanden, daß in dem Geſetze S 1 und 2 und ferner bie Bekenner bes mo 
ſaiſchen Glaubens am beten: „Inden“ zu nennen fein werden; fie it aber 
and der Auſicht, daß bie Wirkſamkenn der vorgenaunten Körperſchaften fi zur 


| 
| 


auf religiöfe und Schulzwede zu befchranken haben werde, und if babe, | 


und weil ber Ianbübliche Ausbrud „‚Iubenfrhaft‘‘ oft auch anf politifche Vereine 
und Rechte ober Pflichten, 3. B. Schulden ber Jubengenoffenfchaften bezogen 
wird, der Meinung, daß die Benennung: „Judenſchaft“ für bie zu bildenden 
Bereine zu vermeiden und ſtatt deſſen der Ausdruck: 

„Synagogenverein” 
a wählen fein möchte, 

Die Abtheilung hält dafür, daß es bes ferneren fittlichen Entwickelung ber 
Juden nicht förderlich fein kann, fie in bürgerlichen Berhältniffen geſetzlich ab- 
zuſondern und alle in eine Kaſte zufammen zu drängen, fondern glaubt, daß bie 
Bermifchung der Juden mit den Ehriften am beften dazu führen werbe, jene 
son der in Europa allgemein verbreiteten Bildung und Gefittung zu burd- 
bringen, 

Das Syſtem bes Abfonberung, und mehr ober weniger Bebrüdung iu 
Juden, iſt feit ber Zerftreuung berfelben über die Erde nun ungefähr 1700 Jahn 
befolgt worben, bat aber nicht dahin geführt, bie Suben in Sitte und Ge 
finnung den Ehriften gleich zu machen, 

Die Abtheilung hat daher mit 5 gegen 3 Stimmen hefchloffen, das Werl: 
„Surdenfhaften“ als Bezeichnung der Korporation abzulehnen und mit 7 
gegen 1 Stimme beliebt voszufchlagen, daß im 5. 2 ſtatt befien das Bart: 
„Synagogenverein“ und weiter im Text des Geſetzes, wie es paßt, ebenfalls tie 
Worte: „Berein” oder „Synagogenverein“ gebraucht werben mögen. 

Daß alle Juden verpflichtet find, fih zu einem Synagogenverein zu halt 
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und bis’ Bezirke augemeſſen von der Behsrbe abgegreuzt werven müffen, wird 
von der Abtheilumg einſtimmig als nothwendig anerkanni. 

Graf son Siethen: Ich habe mich gegen dieſe Benennung er⸗ 
Märt und Muß meine damalige Anſicht rechtfertigen. Ich flüge mich 
namentlich darauf, erflich, daß von allen Zelten ber das Wott „Ius 
denfchaft” herkoͤmmlich KR; zweitens, vaß die Juden nicht mehr nur 
in Synagogen ihren Gottesdienſt abhalten, fondert die ſogenannten 
reſorminen Juden die Synagoge gar nicht mehr befüchen, und drit⸗ 
tend, daß auch Son manchen Juden Anſtand gegen das Wort „Sy⸗ 
nagogen⸗Verein“ genommen wird, welches mit vielfach Fund geworden. 

Graf von Sierſtoryff: Ich erlaube mir zu fragen, ob flatt Sy⸗ 
nagogen-Berein nicht Juden⸗Bezirk geſagt werden dürfte? Em Vers 
ein briünkt flets den freiwilligen Beitritt der Mitglieder aus, was hier 
nicht der Fall iſt. Auch fol die Synagoge nicht den Mittelpunft 
bilden, fondern das Staats⸗Geſetz, welches bie Juden als folhe ih 
Koͤrperſchaften theilt. 

Graf son York: Derjenige Theil der Abtheilumg, zu welchem 
td) gehört habe, hat feinen Werth; darauf gelegt, das Wort „Syna- 
gogen⸗Verein“ zu gebrauchen: Sie kegt aber einen Werih darauf, 
das Wort „Suvenfchaft” zu befeitigen. Wenn atfo der hohen Ver⸗ 
fammlung itgend ein amberer Ausdruck beliebt, welcher genau bezeich⸗ 
net, daß diefer Berein rein religiöfer Natur iſt und ohne politifche 
Berentung, fo wird die Abtheitimg kein Bedenken tragen, ihn zu 
adoptiten. Der Tempel der Iudben heißt Symagoge. Dlan könnte 
vieleicht. „ Synagogen⸗Gemeinde“ fagen. Kur das Wort „Juden⸗ 
fchaft” fol vermieden werden. Wenn mein verehrter Freund fagt, 
Daß der Ausdruck, Judenſchaft“ der Juden ein behaglicher Ausdrück 
fet, fo: habe ich davon nichts erfahren, und ich habe Doch in bet 
legten Zeit viele Juden geſprochen. 

son Hochberg: Ich bin aus einer Gegend, wo zufällig viele 
Juden wohnen, und nad meinen Erfahrungen tft der Ausdruck 

„Jude“ ein ſolchet, worin fie etwas Befchaͤmendes finden. 3% glaube, 
feder Auodruck iſt ihnen Heber, als Judenſchaft. 

Fürft su Cynar: Ich etlanbe mir, einen anderen Ausbruc vor⸗ 
zuſchlagen; nämlich den; „biſchen Kultus⸗Verein.“ 

VIII. 37 
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Eine Stimme: Ich bin der Meinung, daß es Tein poliuſcher, 
fondern nur ein veligiöfer Berein if, daß der Ausdruckjüdiſche 
Gemeinde“ der paflendfle ſei. Sie haben fih in meiner Gegen 
immer jüpdifche Gemeinde genannt. So gut als die Chriſten fid 
ehriftliche Gemeinden nennen, eben jo gut können fie. auch für ſich 
den Ausdrud „jünifehe Gemeinde” gebrauchen. 

Referent Graf von Ipenplif: Den Ausdryuf „jübifche Ge 
meinde” finde ich weniger geiguet als „Sudenfchaft,” denn er fpriht 
noch viel deutlicher aus, was die Abtheilung hat vermeiden wollen. 
Das Wort Gemeinde wird fehr oft in politifhem Sinne gebraudt. 
Wenn man fagt „Gemeinde,“ jo verfieht man darımter in der. Regel 
den politiihen Verband derfelben. Ich glaube, daß der Ausdrud 
„Synagogen »Berein” der Intention der Juden auch entipridt. 
Mehrere Juden haben mir gefagt, fie hätten gegen das Wort „Jude“ 
als Benennung der Bekenner des mofaifchen Glaubens nichts ju 
erinnern; allein das Wort Judenſchaft in biefem Paragraphen 
gebe zu Zweidentigfeiten Anlaß. Denn in Berlin 5. B. Hätte dieſe 
nicht allein religiöfe Angelegenheiten, fondern auch vielerlei, Anderes 
zu beforgen, Der Hauptzwed der Benennung „Synagogen Berein” 
war der, recht deutlich bervortteten zu laſſen, daß die Wirkfamleit 
des Synagogen=Vereind fih nur auf religiöfe und Schulzwecke ju 
befchränfen habe. 

Eine Stimme: Wenn in vielen Theilen der Monarchie der 
religiöfe Verband „die Judengemeinde ” genannt wird, fo wie man 
auch fagt: „hriftliche Gemeinde,” fo ift darin nichts Neues. Es iſt 
eine Beibehaltung des Alten, und wenn wir im Intereſſe der Juden 
etwas anordnen wollen, fo müffen wir diefen Ausprud wählen. Ich 
glaube nicht, daß dem etwas entgegenftchen Tanıı, weil ‚feine Ber- 
wechfelung vorfommen wird mit politifcher Gemeinde. 

Referent Graf von Itzenplitz: Ich. habe mir gewiß Den Bor- 
wurf zu machen, daß ich mich nicht deutlich genug ausgefprocen 
habe. Ich muß bemerfen, es find in mehreren Gegenden der Me: 
narchie Judenfchaften, welche volftändige Corporationen find, auch in 
bürgerlicher Hinfiht. Sie haben öfter auch Eorporationg- Vermögen. 
Es Fam aber mir und der Abtheilung darauf an, ganz ſcharf hinzu 


\ 
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ſtellen: baß, wo derartige Verhältniſſe ſtattgehabt haben, wo bie Jü⸗ 
denſchaften politiſche und religiöfe Vereine geweſen find, ſie mach 
dem neueren Geſetz aufhören ſollen, dies zu fein, indem ſie kuͤnftig 
nur für die Schulen. und die religiöfen Zwede als beſondere Cowo⸗ 
ration fortbeſtehen. 

Graf zn Solma-Barntb: Ich wollte ‚baffelbe anführen: was ber 
Herr Referent bemerkt Bat. Es fümmt bei.der Wahl des Ausdrudg 
nur- darauf an, auezufprechen, baß ein anderer Verein; als ein‘ rell⸗ 
gioſer, bet den Juden nicht ſtauffinden fol, . 

Fürſt Radziwill: Sch Habe mich in der Minorttät befunden 
und dafür geſtimmt, daß der Ausdruck gemählt‘ werde, wie er im 
Geſetz enthalten iſt. Er bezeichnet eine Idee, die im ‚Gefeg-Entwurf 
nur angedeutet iſt, die in der Rede des Herrn Minifters der Kuflusr 
Angelegenheiten näher entwickeit worden, aber im Gefeb- Entwurf 
leider nicht vollſtändig genug ausgeführt if. Diele Idee ſcheint mir 
nur halb Durchzubliden, und gerade diefe -Halbheit hat zur Folge 
gehabt, daß die Betheiligten mit Mißtrauen die einzelnen, auf’ diefelbe 
bezüglichen' Paragraphen betrachtet haben.“ Ich. bin der Anficht, daß 
man forporative Rechte dankbar anzunehmen babe, 'wenn fie von’ der 
Regierung angeboten werden, und ich werde bie Regierung überall 
unterſtützen, wo fie es. angemeflen findet, aus dem bis jegt beobachteten 
bevormundenden Grundfag herauszutreten und in verfchiedenen Bes 
ziehungen mehr. die Selbftregierung, eine größere-autonomifche Freiheit 
zu begünftigen.* Ich würde in diefer Richtung für die Organiſation 
einer jüdifchen Gemeinde geftimmt haben, wenn fie im Geſetze aus⸗ 
führlicher und reiner entroidfelt worden wäre. Ich glaube, daß bei 
folcher Organifation den Juden in bürgerlicher Beziehung im Staate 
suehr Sreiheit ‘gegeben werden fönnte, als fle bis jegt gehabt, und 
Das unbefchadet der allgemeinen Verhättniffe des Staates, Ich habe 
Darum im Allgemeinen ‘für ven Ausdruck „Sudenfhaft” geftimmt; es 
wird übrigens zur Bezeichnung der Richtung, wie ich mir die Juden» 
fchaft gedacht habe, noch Gelegenheit geben, beſonders im 8. 15, 
- meine Anficht zu entwideln. 

Staats⸗Miniſter Eichhern: Ich habe nur eine Heine Bemerkung zit 
machen. Das Gefeb will 'nichts Anderes, als was fich bereits vor⸗ 
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findet, aufnehmen und das korporative Leben füch entwicketn laſſen 
öbme daß es irgend ber beſtehenden politiſchen und bürgerlichen Drs 
nung nachcheilig werden Tännte. Es finden fi jebt im den Be 
einen, weiche man Judenſchaft nennt, Thätigfeita-Nesperungen Jami 
fächlih für den Kultus. Das bildet den Kern des ganzen lorpera 
tieen Deſandes, uns daran bat fid), wie von ſelbſt, naturgemäß an⸗ 
onichieten auch eine Fuͤrforge fr das Schulweſen der Juden und 
für die Wenenpfirge Dias findet ſich bereies vor und ſoll mer 
Leben gewinnen; ed mag auch noch mancherbei in ſich tragen, Dad 
einer Uushiaung fähig If und dieſe gewinnen ſoll aber Teimeewege 
um dan Judenthum ſelbſt, um bie Abfonverung ben Juden zu er 
beiten, ſendern um diejenigen Kräfte, weiche den Juden ſelbſt imo 
wohn, pi ihrer Werbefierung, zu ihrer Veredelung nugbaser ju 
machen. Dies beabfichtigt mas Geſeßg. Ge wollte dabei ber Erjah⸗ 
zung: micht vorgreifen. Rur die Fürſorge für Sie aus der Schul 
enslöflenen jüdifchen Kuaben if aus dem Geſetze für Das Sroßhen 
yoaiıen Poſen überneumem. &s if, wenn man will, eine Bear 
uendung; die Bevormundung foll aber der Corporation ſelbſt in die 
SGande gegchen werben, weil man woraubieht, fie feibfk haͤtie bas 
unößte. Interefie dabei, daß tiefe jübifchen Knaben wirklich werebet 
werben, unb Daß: biefe Veredelung cher zu Stunde kommt, als wen 
CEhriſten ich dieſer Aufgabe umtergieben. Sedann if iss Gehe weiter 
nmichta hinmagefügt, als daß, nachtem jeht fchom bie Juden durqh 
freie Wahl Stabtoerorbmeie werben fünnen, im Interefſe ber Juden 
unter allen. Umſtänden, nach Berhältui der bdiſchen Bevölkerung 
Sadın in bie ZJahl der Stadtverardneten aufgenommen werben. Binnen 

Referent Graf nen. Ihenplik: Wat Der Her Miniſter zul 
bamerfte, bezieht fü zunaͤchſt auf dem & HH des Geſetzes der von 
der Ginwirkung der Synagogen⸗Bercina auf die jübifcher Knaben 
unchtem fie tie Schule verleiten haben, Han Die Anſichen 
fine auch über tiefen Pewagrepken geiheiit: geweſen, unk die Wi⸗ 
npritit hat beanizagt, ihn gang zu ſticichen; die Miajowisät at. aber 
die wohlthätige Abfiht der Regierung anstlauuk und: audi befüp 
moxteh, dieſen Paregranken mit eier garingen Wüchkiieniesme ftchen 
ar laſſen. Zr alambe mir aben nue darauf anfmenkfam. zu mewchen, 
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daß, wenn auch das Wort Synagogen⸗Vetein fait Judenſchaft odet 
eine andere Bezeichnung gebraucht wird, die wohlthaͤtige Abſicht, daß 
nämlich der Verein durch Rath und Belchrung auf Beſſerung der 
Judenknaben einwirten fol, nicht abgefchnitten wird. — Es find 
von zwei Seiten Borfchläge beliebt worden, einer, daß man fagen 
ſoll mofatfcher Berein, und ein anderer, ſtatt Synagogen⸗Vereine 
Synagogen ⸗Bezirke. Ich muß geftehen, daß Diefer lehte Borfchlag 
mir annehmbar erfcheint, denn es läßt fich nicht leugnen, ganz frei 
willige Vereine koͤnnen es nicht fein, ſondern die Suben follen ge- 
halten fein, fih zu irgend einem Dereine zu halten. Synagogen: 
Bezirk möchte am Ende doch das Beſte fein, umd ich möchte daher 
den Herm Marſchall bitten, ob die Abflimmung nicht wielleicht dahin 
gehen ſollte, eb nicht diefe Bezeichuung gewählt werben ſolle. 

Domprobft von Areſigk: Da bie Anſichten über die Faſſung 
des Gefepes fo fehr von einander abweichen und aus der Berfchier 
denheit der gemachten Borfchläge ziehe ich die Folgerung, daß bie 
Faſfſung des Geſehes die befte iſt; ich werde mich alſ⸗ undedins⸗ für 
ven Gefetz⸗Vorſchlag auöfprechen. 

Staats⸗Miniſtet Eichhora: Sch erlaube mir nur eine furze Brmar 
fung in Beriebung auf den vom Herrn. Referenten gemachten Vor⸗ 
flag, die Vereine „Bezirke“ zu nennen. Es kommt weſenilich 
darauf an, daß die Vereine moraliſche Perfonen werden, daß fit 
Eorporationd- Rechte erhalten. Einen Bezirk klann man nicht gut 
zu einer Berfon machen, eben fo wenig wie eine Parechie. 

- Graf von York: Juͤdiſche Kirche! 

Graf von Dyhrn: Synagogen⸗Gemeinde würbe idy vorfchlagen. 

Graf son Rarghaus: Mir fcheint, daß, je mehe man bemüht 
ift, dem Juden allgemein bürgerliche Mechte zu geben, je weniger 
haben fie nötbig, Peivat-Einrichtungen für fich zu behalten. Das 
fcheint mir die ganz natürliche Konſequenz, und ich fehe nicht eim, 
warum diefe Synagogen ⸗Vereine oder, wie man fie immer nennen 
will, andere Rechte haben follen, wie unfere Parochieen. Es ſcheint, 
fie find gerade nur dazu da, um den Kirchſpielverband zu erſetzen. 
Darum bin id: der geehrten Abtheilung beſonders dankbar geweſen, 
Daß. fie ſowohl bei dem Namen biefer. Berbänbe, ala bei dem Geſed⸗ 
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Vorſchlage ſeibſt überall bemüht geweſen iſt, Alles zu entfernen, wa; 
dieſem Verbande irgend eine politiſche Richhing geben fönnte, und 
fich lediglich nur auf das religtöfe Prinzip. bei ver Geſtaltung die 
Berbände beichränft hat. Wie nun immer biefe Berbänbe moͤgen 
genannt werden, ſcheint mir gleichgültig, wenn nur Diefer Grundig 
eben feftgehalten wird, und ich werde mich unbebingt dem anſchließen 
daß fie Ennagogen-Bezirfe genannt werden, weil das ganz gleichbe⸗ 
deutend iſt mit unferen Kirchſpiels Verbaͤnden. 


Referent Graf von Ihzernplih: Die Mojorität ber eiheilm | 


bat es, wie der lehte Here Redner, als eine fehr große Wohlthu 


erlannt, welche das Geſetz den Juden enweift, die unter dem Et 


von 1812 feben, daß fe in Beziehang auf ihre firchlichen und Edul | 


verhältniffe Coworationsrechte bekommen, welche fie bisher gar nit 
gehabt haben, namentlich in Beziehung auf die Schulen, um. dad if 


für die Juden nachtheilig geweſen. Erlauben Sie mir einen eind | 


nen Fall anzuführen. 3. B. die hiefige Judenichaft: will eine jüdiſche 
Elementarſchule errichten, das kann fie jetzt nur-im Wege‘ ver Pri 
vat-Subfcription, und wenn dann irgend foäter ein Subferibent fürtt 
oder verzieht, dann muß immer im Wege: Rechtens ‚geklagt werden, 
und das ift nicht. durchzuführen. Diefem Uebeiſtand ſoll dadurch a 
geholfen werben, daß der Staat ihnen von außen her eine zu Redi 
beftehende Gemeinde giebt für Cultus- und Schulserhättniffe, und dal 
wird auch von allen Juden, welche ich gefprochen habe, dankbar ar 
eıfannt, nur winfchen fie, daß jede Beimifhung von politifchen Red 
ten und Abfonderungen vermieden werde. Nach "Allen, was wit 
gehört haben, und da der Einwurf, weichen des Herrn Miniften 
Greellenz gegen den Ausdruck „Bezirke“ gemacht hat, allerdings von 
Gewicht ift, fo möchte ich doch nun vorfchlagen, daß wir und bi 
dam Antrage der Majorität der Abtheilung beruhigen und: zunädl 
darüber abflimmen, ob das Wort „Synagogen⸗Verein“ beliebt werk. 

Sandtags- Marfhall: Ueber diefen Vorfchlag der Abteilung 
Yönnen wir zur Abſtimmung fommen. 

Frhr. Senfft von Pilfah: Ach bitte nur darüber um Bald: 
sung; ob die Abtheilung die Sorge. für die Armen in das voluſt 
oder firchliche Gebiet zu ziehen wuͤnſcht. 2 
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Referent Graf von 3tzenplitz: Die Abtheilung hat die An: 
ficht, daß die Bonds, weiche eine Judenſchaft, 3: B. die jet befter 
hende berliner, ſchon gehabt und verwaltet hat, ihr nicht entjogen 
werben follen, und daß ebenfalls die Verwaltung ſolcher Fonds ihr 
nicht entzogen werden foll, wo der Geſchenkgeber es ausdrücklich feſt⸗ 
ſetzt und anordnet, daß der Synagogenverein fie verwalten ſoll; die 
Majorität iſt aber, abweichend von dem Geſetzesvorſchlag, der An⸗ 
ficht, daß, wenn von dem Geſchenkgeber nicht ausdruͤcklich die Ver— 
waltung Durch den Synagogenverein beftimmt wird, dies Sache der 
Kommune fein foll, 

Sondtags-Marfhal: Wir fommen alfo zur Abftimmung über 
ben Antrag, welchen die Abtheilung geftellt bat. 

Ein Mitglied; Ich will mir nur die Frage erlauben: warum 
bleiben wir nicht bei dem Geſetzes⸗Vorſchlage, wie bei 8. 1? 

Aandtags⸗Marſchall: Die Abtheilung hat zum’ 8. 1 den An⸗ 
trag geftellt, dem Geſetze beizutreten, den Paragraphen, wie er vor 
liegt, anzunehmen. Darum war die Frage zu jenem Paragraphen 
allerdings auf ben Antrag der Abtheilung gerichtet. Es ift dies ein 
Verfahren, das, wie ich ſchon bei anderen ©elegenheiten erklaͤrt habe, 
in .allen Fällen, bie dem gleich find, in welchem wir ung eben bes 
finden, gewöhnlich und nothwendig iſt. 

Wir kommen alfo jebt zur Abftinmung aber den Antrag ber 
Abtheilung, welcher dahin geht, in dieſem und in den Paragraphen, 
wo der Ausdruck „Judenſchaft“ fernerweit noch vorfommt, an deſſen 
Stelle den Ausdrud „Synagogen »Berein” zu fegen, und diejenigen, 
welche diefem Vorſchlage der Abtheilung beitreten, werben das durch 
Aufftehen zu erkennen geben. 

(Das Reſultat der Abſtimmung iſt weifelhaft) 

Die Herren Secretaire werden die Zählung vornehmen. 

| (Geſchieht.) 

Die Majorität von 33 Stimmen hat ſich für die Annahme des 
Vorfchlags der Abtheilung erklärt. Derfelbe ift alfo angenommen. 
Mir fommen zum $. 3. 

Referent Graf son Itzenplitz Ich erlaube mir, zur Vollſtaͤn⸗ 
digkeit noch auf etwas aufmerffam zu machen; ich habe es zwar 
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ſchen vorhin verleſen, es möchte aber überhört werben fein. Bei 
$. 2 ift außer dem Ramen noch der Hauptpunft erwähnt, Daß jeder 
Jude verpflichtet fei, ſich zu einem Vereine zu halten, Dies frheint 
durchaus nothwendig, da fonft leicht manche einzeln wohnende Juden 
übrig bleiben, welche zu gar feiner Synagage gehören. 

Faudtags -Marſchall; 8. 2 ift mit den von der vn 
beantragten Abänderungen angenommen. 

Referent Graf non Itzenplit; Cliefi vor): 


„s 3. 

Die Bildung biefes Iubenfchaften erfolgt durch hie Regierungen nad 
Anhörung ber Betheiligten in ber Art, daß jebe Judenſchaft eine Stabi zum 
Mittelpunkt erhält, nach welches fie benannt wird, und mit ber bie jüdiiden 
Einwohner der umliegenden Stäbte und Dörfer aber onberer ländlichen Be- 
Äpungen verbunden werben. 

In gleiher Weiſe find die Megierungen ermächtigt, nach dem -MWehärfuif 

. bhuberungen ber Indanſchafta⸗VBezirle vorzunehmen und bie hierauf bezüg- 
lihen Berbhältuiffe unter Zuziehung ber Betbeiligien, einfchließlich der eiwa 
vorhandenen Gläubiger, zu orbnen,” 


Die Abtheilung hat bei dieſem Peragt aphen nichts zu bemerfen 
wid glaubt auch, daß er pure anzunehmen fei. 

Sendtags-Alerfhall: Ich erwarte, ob eine Bemerkung zu $. 3 
zu machen if. Da das nicht gefchieht, fo äft der Paragraph ange: 
nommen, Wir fommen au. $. 4. 

Referent Sraf son Ihenplik Clieft von): 

„S. 4. 

Die einzelnen Indenfchaften halten in Beyug auf ihre Bermögens-Ber- 
haliniffe die Rechte ſuriſtiſcher Perfonen, Der Berband der Indenſchaflen 
bezieht fi Tebiglih auf bie ihnen burch biefe Lerordnung ausdrücklich üher- 
wiefenen Angelegenheiten.‘ 

Die Abtheilung kefünportet hie unveränberte Annahme bes F. A. 

Sandtags-Marfhal: Wenn Feine Bemerkung erfolgt, ſo ift 
& A angenommen. ... 

Referent Graf non ara cn yon): 


y 


Jede Zudenſchak arh aͤlt eigen. —8 und eine aungemeſſene Zahl von 
Repraͤſentanten.“ 
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Die Abtheilung beantragt vie umdgränberte Minnähme dieſes 


Paragraphen. 
Indie Marſchall: Der Paragraph in angenommen. 
Wir fommen. zu 8. 6, 

Referent Graf. von Fpenptit Ctieft von): 


ns. 6. 
Der Vorſtand beſteht aus mindeſtens 8, hichttene 7 mugluderx, welch ⸗ 
ihr Amt unentgeltlich verwalten,“ 


Die Abtheilung beantragt bie unveränberte Annahme. 
Fendtags-Marſchall: 8. 71 | | 
Referent, Graf son Ihenplik Cie vor): J 
ST j 
"Die Zahl der Repräfenianten der: Subenfgan vu rinbehend 9 unb 
boͤchßeus 21 beisagen, 
Die Abtheilung heantragt die unveranderie nal | Ze 
sagraphen, - 
Sandtags- Mlarfhall: 8. 8! 
Referent Graf von Ztzenylitz Clieſt vor): 
„9%. 8. 

Samwilicht mannliche, — —— unbeſchollene Mitzlieder der Iuben- 
ſchaft, welche entweder sin Grundſtück beſigen, oder «in Gewerbe frihftkänbig 
betreiben, - oder ſich ſonſt ehne fromde Unerſſügung ſelbſſtliinbig ernähren und 
mit Entrichtung ber Abgaben für die Judenſchaft während ber-Topjen 2 Jahre 
nicht in Rüdftanb geblieben find, wählen bie Repräfentanten und biefe ben 
Vorſtand der Sudenfchaft anf 6 Gabre. Die Wahl ft uͤberall zugleich auf 
eine entfpredende Zahl von Stellvertreter zu vrichten,”’ 


‚Hierzu hat bie Abtheilung nur fofgenbe formelle Bemerhimg: 


Bei 6. 8 fand fich nur eine Bemerkung rüchkſichtlich ber künftigen Faſſung 
Seitens der Königlichen Behörde zu machen. Es ift nämlich nicht wohl abzu⸗ 
feben, weshalb in diefem Paragraphen fa viele Kategorien neben einander mit: 
„v deor“ mfaeführt find, da ſich ſolche einandes nicht aueſchlioßen. Die Aitfei- 
ng war ber Anſicht, daß hinter „welche“ bie Wertes 

„entweber ein Grundſtück men, über ein Gewerke: ſelbſtſtandig betreiben, 
ober —“ 
unb ſerner⸗ | 
„ſonſt ohne fremde weierhutang 
gonz eutbehrlich fein durften. 
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Danach würde der Paragrapfı nach dem Antrag der Abtheilung 

fo lauten: 

„Gamntliche männliche, volljährige, unbefcholtene Nitgliener ber Subenfchaft, 
welche ſich ſelbſtſtändig ernähren und mit Entrichtung der "Abgaben für die 
Iudenfchaft währen ber lezten 3 Jahre nit in Rüdcſtand geblichen fint, 
wählen bie Repräfentanten und biefe ben Vorſtand ber Subenfchaft auf 6 
Sabre. Die Wahl if überall zugleich auf eine entſprechende Zahl von Stel. 

vermetern gu richten.” 

Ich bemerke, daß in dem Einne nichts verändert wird. Es 

if eigentlich eine Fafſungsſache. 
son Guaſt: Ich wollte mir die Bemerkung erlauben, daß wir 
uns nad $. 17 des Beichäfts-Reglements nicht auf die Faſſung 
einlaffen bürfen, und daß wir dieſes daher nicht beantragen dürfen. 

Aandtage-Marſchal: Um dies zus erledigen, wird es hinrei⸗ 
chend fein, auf die erklaͤrende Bemerkung hinzuweifen, weiche die 
Abiheilung ihrem Outachten worausgefchiitt hat. Wenn Feine weitere 
Bemerkung gemacht wird, fo ift der Paragraph nad) dem Antrage 
der Abtheilung angenommen. 

Meferent Graf von Itzenplitz (lieft vor): 

„Ss 9 

Das Wahlg eſchaͤft wird durch einen Abgeordneien der Regierung geleitet, 

Nach Ablauf ver erften 3 Jahre ſcheidet die Hälfie der Vorſtands⸗ Mitglieder 


und der Repräſentanten nach dem Looſe, demnächſt jedesomal die ältere 
Hälfte aus.’ 


Mit dem Inhalte des 5. 8, fo wie des $. 9, iſt die Abtheilung 
ganz einverftanden, empfiehlt daher folchen zur Annahme. 
Sandtags-Marfhall: $. 101 
Referent Graf von Itzenplitz (lieſt von): 


„S. 30. 

.. Die Wahlan ber Vorſteher unerliegen her Bench | ber Regierung, 
. welihe die ganze Wirkfamieit des Vorſtandes zu beauffichligen hat und befugt 

it, einzelne Mitglieder wegen vorfäglicder. Pflichtwidrigkeit ober. mie eerheiner 
MDienſtvernachlaͤſſgungen durch Beſchluß zu enslafien.‘ Im 

Gutachten zu 8. 10 

bat pie Abtheilung erwogen, ob ber Schlußpaſſus, welcher von der Defug⸗ 
niß der Entfernung einzelner Mitglieder banbelt, neben dem && 45 bes 
Geſeßes vom 29, März 1844 Geſetzſ. S. 86 5 44 noch erforberlich ſet, ſich aber 
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für unbedingte . Belbebaltung dieſes Paſſus und reſp. Paragraphen entſchieben 
Die-darin enthaltene Befugnig ver Kimigkichen Regierung if gewiß nützlich und 
nothwendig, und ba ber Borftand des Synagogenvereins nach ber Anficht ber 
Abthetlung nicht als der Vorſtand einer politifihen Gemeine, ſondern ald Kul⸗ 
tus- und Schulbeamte anzufeben fein werben, fo eeſchelnt es deutlicher und beſer 
ben Paragraphen unverändert beizubehalten, 


Fürft Radziwill: Ich wollte nur bemerken, daß ich nach den 
Prinzip, welches ich heute vorausgeftelt habe, nicht dafür geſtimmi 
hätte, daß aber die Juden, die ſich theils ſchrifllich über bie Ge: 
ſetzes-Vorlage ausgelaſſen haben und mit denen ich theils mündlich 
ſprach, fämmtlich diefe Einmiſchung der Behörden wünfchen‘ und ich 
deshalb dafuͤr geſtimmt habe. | 

Sandtags-Marfhall: 8. 11! 0 m 

Referent Graf von Zwenylitz: g. 11. bes Geſer Entwurſe 
lautet: 


„Der Vorſtand hat die gemeinſamen Angelegenheiten der ouderſchaft zu 
leiten und ‚bie. Beſchlüſſe der Repräſentanten zur. Ausführung zu bringen. Er 
vertritt Die Judenſchaft überall gegen britte Perfonen,. insbefondere tu, alles 

.« Rechtögefchäften, fie mögen bie Erwerbung von. Rechten ober bie Cingehung 
son Verbindlichkeiten betreffen. Das Verhältniß ber Vorftcher und Reprä- 
ſentanten gegen einander und gegen bie Sudenfchaft ift, fo lange und fo weit 
nicht das Statut ($. 13) ein Anderes feftfest, nach den Beſtimmungen ber 
tevibirten Stäbteorbriung som 17. März 1831. über die Rechte und > Pilgten 
bes: Magiftsats, und der Stadtverordneten zu beurtheilen.“ 

Das Outachten fagt zu $. 11: a 

Gegen S. 11 findet die Abtheilung um fo weniger etas zw erinnern, als 

bie rxvidirte Stäbteorbnung von 4831 in ben Proningen Poſen, Sachleu und 
Weſtphalen gilt, alſo wohl bie Mehrzahl ver Juden in ben. Stäbten wohnt, og 
dies Gefeg angewendet wird, und ba außerdem dies fehr gut gefaßte Geſetz 
auch in ben Provinzen, wo bie Städteordnung von 1808 gilt, wohlbefannt if. 
Es erfcheint daher angemeffen, daß, wie in dem Gefebentwurf gefchehen, auf die 
revivirie Stadtrordnumg von 1831, und nicht auf die von 1808 Bezug ee 
nommen: werbe: 

Rüdichtli dee. materiellen. Inhalts biefes, Taragraphen beantragt die ab— 

theilung einſtimmig, um mehrerer Deutlichkeit willen noch einen Zuſaß. _ 

Nach ber allgemeinen preußifchen Gefebgebung über Korporationen ($ 133 

Th. ır. Tit. 6 bes Aug. Landrechts) Finnen bie fämmtlichen Mitglieder einet 
Norporätion' pie -Beichlüffe ihrer Vertreter, bier der Nepräfentanten, wieder aufs 
Geben; Daß bins nicht bie Abſicht bes. Geſezgebers iß / erglebt fik.aus:her 
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VDeziehung auf bie Beäbtsorbnung ; nad bieſer find die Bürger nit befugt, 
die Beſchlüſſe der Stadtvererbaeten wieber aufzuheben; ba aber ber $ 75 ber 
sevibisten Stäbieerbuung, ber dieſen Brunbfag enthält, fi auf bie weiteren 
Beſtimmungen ber Stäbtestbuung bezicht, weldhe auf bie Synagegenvereine nick 
überall und unbebingt paffen möchten: fo erfcheint es nüplic, ja nothwendig, 
auszufpregen, daß bie Mitglieder eines ſolchen Vereines an bie Befchlüſſe 
ihrer Repräfentanten und Vorſteher nach Analogie ber Stäbteorbuung gebunden, 
und nicht befugt find, folche auf Grund bes 5 113 Thl. 11. Tit. 6 Allgem, 
Landrechts anzufechten ober wieder aufzuheben. 
Diefee Zufap könnte bei 5 11 eingefchaltet, und möglicher Weile fo ge⸗ 
fapt werben: 
„Die Riglieder des Bereines ſind daher nicht befugt, die Beſchlüte der 
Mepräfentanten und Vorſteher aufzuheben, und bie Anwendung bes 5 113 
Thl. 11. Tit. 6 des Allg. Landrechts bleibt ausgeſchloſſen.“ | 


Kultius-Minifier Dr, Eichhern: Der vorgefchlagene Zufas if 
ganz in der Intention des Geſetes, die Regierung hielt jedoch bei 
Abfaffung des betreffenden Paragraphen es für überflüffig, Died be- 
fenderö auszuſprechen. Man nahm nämlich an, daß, wenn die be 
tweifenden Paragraphen des Landrechts über die inneren Berhättnifie 
ber Eorporationen und moraliſchen Berfonen im Zufammenhange aufs 
gefaßt und auf die in Frage fiehenden Vereine richtig angewendet 
würden, es fih von felbft verficht, daß, mas die Drgane der einen 
Korporation befhlofien haben, d. h. Die Repräfentanten wit dem 
Borftande, von der Gemeinde im Ganzen nicht wieder aufgehoben 
werben Fönne, denn der Borftand und bie Reapräfentanten ſtänden 
wicht in dem Berbältniß, wie bloße Bevollmaͤchtigie zu ihren Macht⸗ 
geben. Bios aus dem Grunde, weil fie überfläffüg erfchien, tft bie 
Beziehung auf die betreffenden Paragraphen des Landrechts nicht 
ausgeſprochen worden. Ich mil übrigens die hohe” Berfanmlung 
hier nicht mit einer juridifchen Debuction aufhalten. 

Referent Graf von Itzenplitz: So ift es auch von. ber Abthei⸗ 
lung aufgefaßt worden, und fie hat nur aus 2 Gründen dieſen Zw 
fab um ber Deutlichkeit willen befchloffen. Der erfie Grund iſt der, 
daß hie Abtheilung darauf angetragen hatte, nicht Judenſchaft“ zu 
fagen, ſondern „Synagogen-Verein“, um dieſen Verein aus, dem 
Gebiete der politifchen Gefelfchaften in das ver Firchlichen zu flo 
ben, und daß daburch Me Analogie der Staͤdte⸗Ordnung weniger 
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treffend winrd. Der zweite Srund iſt ver, dab der 5. 75 ber Sipte⸗ 
Ordnung ſagt: „Die Stadtverordneten vertreten bie Buͤrgerſchaft ie. te; 
nach der weiteren Anordnung diefer Staͤdte-Ordnung“, und dann 
folgt ſpaͤter in der Städte-Ordnung ein vollkommenes Geſchaͤfts⸗ 
Reglement. Damit num kurd; Diefe Beftimmmg des .75 ber 
Stadie⸗Ordnung, wo we es beißt: „Nach der weiteren Anorbvmamg ber 
Städte- Ordnung“, nicht eine Undeutlichkeit entflehe, hat ſich die Ab⸗ 
Iheilung. erſaubt, dieſen Zuſatz aufzunehmen. Die Abficht bes Ge⸗ 
ſetzes iſt nicht verkannt worden. 

andtage-Marſchalt: Wenn weiter Feine Bemerkung gemacht 
witb, fo iſt der Antrag der Abtheilung und ſomit ber Pæagnv⸗ 
mit dem vortgeſchlagenen Zuſatze angenummen. 

Referent Graf von Itzenplitz clieft vor): 


„$. 12. 
Rebe bis Berwaltung des Bermögens ber Satlchaſue —* dru Ner 
diexungen das Recht ber Ober⸗Aufſicht in demſelben Maße zu, wie. nach het 
revidirten Stäbte-Drbnung vom 17. März 1832 über bis Uremögeus. Vrr⸗ 
waltung der Stabigemeinben. u 


Die Abtheilung empficht bie unveränberte Aanuhar des we 


ragraphen. 
Jandtaga Marſchal: 6. 131 
Referent Graf von Itsenptitz Cie vor): 


96. 18. 

Beben bie Wahl bes Borfigenven in dem Borfiunde uud Yen Burflchere 
. ber: Aepraſonlanten⸗ Verfammmlung, jo: wie Aber drren Befugnlſſe, ferner Abit 
bie Zahl ber Müglieber des Vorſtandes und der Remifenianten-Merfsanip 
Yung, ber Stellserinater derſelben, fo wie hazüker, sb bie Wahl in ben Vor⸗ 
ftand anf jübifhe Einwohner der zum Mittelpunkt: ber Sudenfchaft beſtimmten 
Stadt beſchränkt bleiben, und welche Reiſekoſten⸗Entſchädigung im anderen 
Falle den Gewählten gewährt werben ſoll, endlich über das Verhältniß ber 
Vorſteher und Repräfentanten gegen einander und gegen bie Judenſchaft find 
bie erforderlichen Beftimmungen in ein befonberes, der Beflätigung des Ober- 

Präfidenten unterliegendes Start aufzunehmen. 

Die erfte Wahl bes Borflandes und ber Repräfentanten erfolgt nad 
Vorſchrift der Regierungen. Diefe haben auch nach flatigefunbener Wahl 
wegen Abfeffung ber Statuten binnen einer feſtzuſezenden Friſt das Erfor⸗ 
berliche anzuorhnen. Sofern die Abfaffung innerhalb der gefehten Friſt nicht 
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efelgt,- iR vor ben Meglerungen. über die dem Statute- vorbehalienen Veſtim⸗ 

mungen ein bie Zudenſchaft bindendes Reglement zu erlaſſen.“ 

Bei 5 13 iſt zwar zur Sprache gekommen, wie es angemeſſen ſei, hie 
Stellvertreter nicht beſonders zu wählen, ſondern die Perſonen als ſolche zu 
proflamiren, welche bei der Wahl der Repräfentanten nach dieſen bie meiſten 
Elinnmnen haben, Die. Abtheilung theill biefe Anficht, die darauf bezügliche Be⸗ 
Rinmung wirb aber mehr in das Statut, als in das Geſetz gehören, und kam 
baber jenem überlaffen bleiben. 

Die Abtheilung empfiehlt daher die unveränberte Annahme: des 
Baragraphen. 

Graf York: Die. Anficht der Abtheilung ift gewefen, zu Stell. 
Vertretern. Diejenigen zu ernennen, welche nach ben gewählten Bor- 
ftehern die meiften Stimmen haben, und. baburch- bie Wahl zu ver 
einfachen. 

Referent Graf von Itzenplitz: So iſt ed auch wirklich befuͤr⸗ 
wortet worden. Die Abtheilung iſt allerdings der Anſicht geweſen, 
daß es, anſtatt einen Stellvertreter beſonders zu wählen, am beſten 
ſei, daß diejenigen ats Stellvertreier proftamfrt würden, die zu Vor⸗ 
fichern gewählt find, aber die zunächft wenigeren Stimmen erhielten; 
indeflen gehört das nad) der Anficht der Abtheilung in das Statut, 
und fie hat fih daher nur auf eine biftorifche Notiz befchräuft. 

Fandtags-Marſchall: Da feine Bemerkung weiter erfolgt, fo ift 
der Antrag der Abtheilung angenommen. 

Es wird erforderlich fein, die weitere Fortſetzung zur nächften 
Sitzung aufzuſchieben. Die nächfte Sigung würde morgen 12 Uhr 
Rofinden, damit die Abtheilungen nicht verhindert . ſiꝛd, vorher ihre 
Sitzungen zu halten. 

(Schluß der Sitzung nad) 34 Uhr) | 


Inhalts-Verzeihnif 
des 


. achten Bandes. 
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| Seite. 
Neun und dreißigſte Sitzung des Vereinigten Landtags am 
14. Juni: 

Kurie der drei Stände: 


Inhalt: Schreiben des Landtags⸗Kommiſſars in Betreff der 
Nechnungs-Ablegung über bie Staatsſchulden⸗Ver⸗ 
waltungsz bie Petition auf Errichtung eines Kre⸗ 

dit⸗Inſtituts für die bäuerlichen Grundbeſitzer ber 
ganzen Monarchie Entwurf einer Bitte an Se, 
Majeftät den König wegen Vertagung bes Verei⸗ 
nigten Landtags; Bemerkungen darüber; Aller- 
höchfter Entwurf einer Verordnung, die Verhält- 

niſſe der Juden betreffend, nebft minifterieller 
Denkſchrift (S. 24) und zwei Beilagen (S. 84 
und ©. 246); Gutachten der Abtheilung über 
den Entwurf (5,349) und Verhandlungen darüber 3 
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Seite. 
Herren⸗ Kurie: 


Inhalt: Schuß ber VBeraibung des Antrags der Kurie ber 
drei Stände hinfichtli der Berweifung des Haupt- 
Finanz⸗Etats und der Ueberſicht der Zinanz-Ber- 
waltung an eine Abtheilung; die Allerhöchſte 
Propoſition, die Berhäliniffe ber Inden betreffend; 
Gutachten und Berbanblungen barüber . „ . . sl 
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